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GESCHAFTSORDNUNG FUR 

DIE VERHANDLUNGEN DES PARTEITAGES 

1. Stimmberechtigte Mitglieder sind die von den Bezirken gewählten 
Delegierten, die Mitglieder des Parteivorstandes, des Parteiausschus
ses, der Kontrollkommission und die aus 18 Mitgliedern bestehende 
Vertretung der Bundestagsfraktion. 

2. Der Parteitag ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Stimm
berechtigten abstimmen. 

3. Die Beschlüsse des Parteitages werden mit einfacher Stimmenmehr
heit gefaßt, soweit das Statut der Partei keine andere Handhabung 
vorschreibt. 

4. Die Wahlen zu den Körperschaften der Partei erfolgen durch ge
heime Abstimmung. Gewählt ist, · wer mindestens die Hälfte der ab
gegebenen Stimmen erhält. 

5. Die Redezeit für Referenten beträgt eine Stunde. 

6. Die Redezeit für Diskussionsredner beträgt zehn Minuten. 

7. Die Diskussionsredner erhalten in der Reihenfolge ihrerWortmeldung 
das Wort. Die Wortmeldungen sind schriftlich einzureichen. 

8. Anträge, die erst während des Parteitages gestellt werden, können 
nur behandelt werden, wenn sie von mindestens 30 Delegierten aus 
mindestens vier verschiedenen Bezirken unterstützt werden. 

9. Anträge zur Geschäftsordnung können mündlich gestellt und begrün
det werden. Die Antragsteller erhalten außer der Reihenfolge der 
Diskussionsredner das Wort. Die Redezeit in Geschäftsordnungs
debatten beträgt fünf Minuten. 

10. Die Abstimmung über Anträge zur Geschäftsordnung erfolgt, nach
dem je ein Redner für und gegen den Antrag gesprochen hat. 

11. Persönliche Bemerkungen sind nur am Schluß der Debatte zulässig. 



TAGESORDNUNG DES PARTEITAGES 

1. Eröffnung und Begrüßungen 

2. ,,Frieden und Freiheit durch sozialistische Politik" 
Referent: Erich Ollenbauer 

3. ,,Gegenwartsprobleme sozialdemokratischer Politik" 
a) Außen- und Wehrpolitik im geteilten Deutschland 

Referenten: Fritz Erler, Herbert Webner 
b) Wirtschaftspolitik 

Referenten: Dr. Heinrich Deist, Dr. Hermann Veit 
c) Kultur und Politik 

Referenten: Waldemar von Knoeringen, Dr. Adolf Arndt 

4. Erste Beratung des Entwurfs eines Grundsatzprogramms 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
Referent: Willi Eichler 

5. Aufbau der Parteiorganisation 
Referenten: Alfred Nau, Max Kukil 

6. Bericht der Bundestagsfraktion*) 

7. Arbeitsberichte des Parteivorstandes*) 

8. Bericht der Kontrollkommission 
Referent: Adolph Schönfelder 

9. Wahlen 
a) des Parteivorstandes 
b) der Kontro)lkommission 

10. Sonstige Anträge und Abschluß des Parteitages 

•) Der Bericht der Bundestagsfraktion und die Arbeitsberichte des Parteivor
standes sind im Jahrbuch enthalten. Sie werden auf dem Parteitag ohne weitere 
mündliche Erörterung zur Diskussion gestellt. 



ARBEITSPLAN DES PARTEITAGES 

Sonntag. den 18. Mai, 17.00 Uhr, 

Eröffnung und Begrüßungen 

Montag, den 19. Mai, 9.30 Uhr 

Konstituierung des Parteitages 
,,Frieden und Freiheit dul'ch sozialistische Politik" 
Referent: Erich Ollenhauer; 

anschließend Aussprache 

Dienstag, den 20. Mai, 9.00 Uhr 

,,Gegenwartsprobleme sozialdemokratischer Politik" 

a) Außen- und Wehrpolitik im geteilten Deutschland 
Referenten: Fritz Erler, Herbert Weh=; 

anschließend Aussprache 

b) Wirtschaftspolitik 
Referent.en: Dr. Heinrich D,eist, Dr. Hermann Veit 

anschließend Aussprache 

c) Kultur und Politik 
Referent.en: Waldemar von Knoeringen, Dr. Adolf Arndt 

anschließend Aussprache 

Mittwoch; den 21. Mai, 9:00 Uhr 

1. Aufbau der Parteiorganisation 
Referent.en: Alfred Nau, Max Kukil 

anschließend Aussprache 

2. Bericht der Bundestagsfraktion 
(ohne mündliche Berichterstattung); Aussprache 

3. Arbeitsberichte des Parteivorstandes 
(ohne mündliche Berichterstattung); Aussprache 

4; Bericht der Kontrollkommission 

Referent: Adolph Schönfelder; anschließend Aussprache 



.. 

Donnerstag, den 22. Mai, 9.00 Uhr 

Beratung des Entwurfs eines Grundsatzprogramms der Sozial
demokratischen Partei Deutschlands 

Referent: Willi Eichler; anschließend Aussprache 

Wahlen 

a) des Parteivorstandes 

b) der Kontrollkommission 

Freitag, ·den 23. Mai, 9.00 Uhr 

Erledigung der restlichen Anträge und Abschluß des Parteitages 



EROFFNUNG UND BEGRUSSUNGEN 

SONNTAG, DEN 18. MAI 1958 

(Beginn: 17.00 Uhr) 

Erich O 11 e n haue r, Vorsitzender der SPD: Verehrte Anwesende! 
Liebe Gäste! Genossinnen und Genossen! Im Namen des Vorstandes der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands begrüße ich Sie herzlichst. Ich 
danke vor allem der großen Zahl unserer Gäste, daß sie unserer Einladung 
gefolgt und heute hier erschienen sind. 
Mein erster Gruß gilt den Vertretern der gastgebepden Stadt und des 
gastgebenden Landes, Herrn Oberbürgermeister Dr. Klett für die Stadt 
Stuttgart und dem stellvertretenden Ministerpräsidenten der Regierung 
des Landes Baden-Württemberg, unserem Freund und Genoilsen Dr. Her
mann Veit. (Beifall.) 
Wir sind gern nach Stuttgart gekommen, weil ihre Bevölkerung als gast
freundlich und aufgescl;1.lossen bekannt ist ·und weil sich mit dem Namen 
der Stadt Stuttgart viele wichtige Ereignisse der deutschen und inter
nationalen Arbeiterbewegung verbinden. Vor fast hundert Jahren, im 
September 1865, tagte hier der dritte Vereinstag Deutscher Arbeiterver
eine. Vor sechzig Jahren - 1898 - hielt die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands ihren Parteitag in Stuttgart ab. 
Hier in Stuttgart, und zwar in der alten Liederhalle, fand aber auch im 
Jahre 1907 der große Internationale Sozialisten-Kongreß statt, auf dem 
die großen Namen der internationalen Arbeiterbewegung der damaligen 
Zeit, wie August Bebel, Jan Jaures, Hjalmar Branting, Camille Huysmas, 
Emile Vandervelde, Trolstra Holland, Victor Adler und viele andere ver
einigt waren. Der Kongx'eß war ein ernsthafter Versuch der internatio
nalen Arbeiterbewegung, die geistigen und politischen Grundlagen für 
gemeinsame internationale Aktionen für Frieden und soziale Sicherheit 
zu finden. Es gab viel Idealismus, aber wenig praktische Möglichkeiten. 
Die Arbeiterbewegung war in den einzelnen Ländern noch nicht stark 
genug, um fühlbaren Einfluß auf den Gang der Dinge zu nehmen. 

Stuttgart war auch lange Zeit Zentrum wichtiger gewerkschaftlicher 
Organisationen. Im kaiserlichen Deutschland fühlten sie sich geborgener 
in der freiheitlichen Luft der schwäbischen Demokratie als in der Rück
ständigkeit des wilhelminischen Preußen. 

Die Sozialdemokratische Partei kann Stuttgart nicht nennen, ohne sehr 
lebendige Kapitel sozialdemokratischer Parteigeschichte anzurühren. Ich 
will mich in diesem Augenblick nicht darin vertiefen; aber ich will doch 
daran erinnern, daß unser Kurt Schumacher nach dem ersten Weltkrieg 
hier in Stuttgart und von Stuttgart aus sein bewegtes, reiches und für die 
Partei unvergeßliches politisches Wirken begann. Ein Wirken für unsere 
Partei und für unser Volk, das seinen Namen für alle Zeiten in das 
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Geschichtsbuch des Freiheitskampfes unseres Volkes und des Kampfes 
für die sozial Schwachen eingetragen hat. 

So sind wir Sozialdemokraten hier in Stuttgart zu Hause; und wir danken 
schon jetzt der Stadt und ihrer Bevölkerung für die Gastfreundschaft, für 
die Hilfe und Unterstützung, die wir bei der Vorbereitung und Durchfüh
rung des Parteitages gefunden haben. In diesem Dank sind selbstver
ständlich unsere Stuttgarter Parteigenossen eingeschlossen, die hier durch 
die Vertreter des Unterbezirks und des Bezirks Baden-Württemberg re
präsentiert sind und die heute morgen in dieser großartigen Kundgebung 
ihre Verbundenheit mit unserer Sache so eindrucksvoll zum Ausdruck ge
bracht haben. 

Liebe Freunde! Wir sind glücklich, auch dieses Mal wieder eine so große 
Zahl von Gästen aus nahestehenden, befreundeten oder an unserer 
Arbeit interessierten Organisationen und Institutionen begrüßen zu 
können. Es ist unmöglich, es für jeden einzelnen zu tun, und ich bin 
sicher, daß unsere Gäste das verstehen werden. 

Viele unter ihnen sind alte Bekannte und Freunde. Ich denke hier vor 
allem an die Vertreter der Deutschen Gewerkschafts- und Genossen
schaftsbewegung. Unsere Verbundenheit mit ihnen liegt sozusagen in der 
Natur der Sache, in der Gleichartigkeit unserer Vorstellungen über die 

. Notwendigkeiten einer Politik der Freiheit und der sozialen Sicherheit 
und über den Aufbau einer neuen Gesellschaft. Ich hoffe, daß in dieser 
Bemerkung kein Verstoß gegen den Grundsatz der politischen Unab
hängigkeit der Gewerkschaften gesehen wird. (Heiterkeit.) 

Auf alle Fälle, Willi Richter und seine Freunde werden es hier bei uns 
leichter haben als bei der kürzlichen Auseinandersetzung mit einigen 
ihrer Kollegen aus dem Lager der CDU. (Heiterkeit - Beifall.) 

Soweit es von uns Sozialdemokraten abhängt, bleibt es bei unserer be
währten Arbeits- und Kampfgemeinschaft in allen Fragen, die das Schick
sal der deutschen Arbeitnehmerschaft berühren. (Erneuter starker Bei-
fall.) . 

Ein Wort des Grußes an die Vertreter der Presse, des Rundfunks und des 
Fernsehens. Ihre Ziµtl ist diesmal so groß, daß sie woi.11 ausreichen würde, 
um im Falle einer Abstimmung die stimmberechtigten Delegierten des 
Parteitages zu majorisieren. (Heiterkeit.) 

Dabei käme es allerdings auch noch auf die Sache an, über die abgestimmt 
wül"de. Wir haben in den letzten Monaten ein großes und positives 
Interesse an unseren Parteidiskussionen gefunden, und wir haben vor 
allem in der Auseinandersetzung um die Erhaltung der freiheitlichen 
Ordnung in der Bundesrepublik Männer und Frauen gefunden, die durch 
ihre journalistische Tätigkeit und durch ihren Widerstand gegen Gleich
schaltungsvetsuche dem Ideal einer unabhängigen Presse und eiller 
freien Meinungsbildung Ehre gemacht haben. Wir danken ihnen dafür. 
(Beifall.) 

Mein Gruß gilt nun unseren ausländischen Gästen und Freunden. Ich 
begrüße herzlichst die Vertreter ausländischer Botschaften und Ge-
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sandtschaften. Ich danke ihnen für ihr Interesse. Wir sind stolz darauf, 
wiederum eine so große Zahl ausländischer Sozialisten begrüßen zu kön
nen .. Allen gilt unser herzliches Willkommen. Wir sind in der Vergangen
heit nicht immer in allen Fragen in unserer Internationale einer Meinung 
gewesen, und wir sind es auch heute noch nicht. Ab~r die gemeinsame 
Grundlage unseres Wollens und unseres Handelns ist heute wieder so 
breit und stark, daß wir mit Hoffnung auf eine gemeinsame Politik der 
sozialistischen Parteien in der Welt in die Zukunft sehen können. Auf alle 
Fälle ist die Anwesenheit unserer zahlreichen ausländischen Gäste eine 
eindrucksvolle Widerlegung der Behauptung unserer Gegner von der 
,,armen isolierten deutschen Sozialdemokratie" innerhalb der Sozialisti
schen Internationale. 

Ich .begrüße in unserer Mitte den Vorsitz-enden der Sozialistischen Inter
nationale, Alsing Andersen. (Beifall.) 

Ich begrüße Hugh Gaitskell, den Führer der britischen Labour-Opposition 
(Beifall), 

und Tom Driberg, den Vorsitzenden des Exekutiv-Komitees der Labour 
Party. (Beifall.) 

Tom Driberg wird heute hier an Stelle von Hugh Gaitskell auch zu 
diesem Parteitag für die britische Arbeiterpartei sprechen. 

Ich begrüße den Vorsitzenden unserer österreichischen Partei, unseren 
Genossen Vizekanzler Dr. Bruno Pittermann (Beifall), 

und den Sekretär unserer österreichischen Partei, unseren Genossen 
Alois Piperger. (Beifall.) 

Ich begrüße als Vertreter der dänischen Partei den Genossen Kolbj0rn 
(Beifall), 

als Vertreter der norwegischen Partei den Genossen ·Hakoon Lie (Beifall), 
als Vertreter der schwedischen Partei die Genossen Valter Aman und 
Sven Beckius. (Beifall.) 

Ich begrüße den stellvertretenden Vorsitzenden der holländischen Partei 
der Arbeit, Hendrik Vos (Beifall), 

und den Genossen Alfred Mozer. (Beifall). 

Ich begrüße den Vorsitzenden der Schweizer Sozialdemokratischen Partei, 
Walter Bringolf. (Beifall.) 

Icq begrüße das Vorstandsmitglied der Kanadischen Sozialistischen Partei, 
Henry Weisbach (Beifall), 

und ich begrüße schließlich den Vertreter der Sozialistischen Union 
Mittel- und Osteuropas, Zygmunt Zaremba. (Beifall.) 

Zum Schluß dieser langen Liste möchte ich mit besonderer Freude den 
Vertreter unserer Bruderpartei in Israel, der MAPAI, den Genossen 
Herz! Berger, willkommen heißen. (Beifall.) 
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Es ist das erste Mal seit den schrecklichen Jahren des Krieges und des 
Naziregimes, daß wir einen Vertreter der MAPAI auf unserem Parteitag 
in unserer Mitte haben. Ich möchte deshalb ihm und seinen Freunden ein 
herzliches Wort der Verbundenheit im Namen der deutschen Sozial
demokratie an dieser Stelle sagen. (Starker Beifall.) 

Der Staat Israel feiert in diesem Jahr sein zehnjähriges Bestehen. Es ist 
ein Rüclcblick auf eine bewunderungswürdige Leistung, auch im sozia
listischen Sinne. Unser Wunsch ist, daß das Volk in Israel in Frieden und 
Freiheit seinen Aufbau fortsetzen kann. · 

Liebe Freunde, wir haben auch dieses Mal wieder einige unserer „Alten" 
als Ehrengäste zu unserem Parteitag eingeladen, soweit sie nicht mehr 
in Amt und Würden sind innerhalb der Partei und auf diese Weise so
wieso zu den ordentlichen Delegierten des Parteitages zählen. Jeder von 
ihnen verkörpert in seinem Amt und in seinen Leistungen ein Stück Ge
schichte deutscher Arbeiterbewegung, für das wir ihnen danken, weil wir 
ohne sie, ohne ihre Opfer und ihre Leistungen nicht das wären, was wir 
sind: Ein achtunggebietender Faktor der deutschen und der internatio
nalen Politik. Ich begrüße Wilhelm Keil (Beifall), Anna Nemitz (Beifall), 
Hermann Lüdemann (Beifall), David Stetter (Beifp.11), Karl Zörgiebel 
(Beifall) und schließlich Rudolf Wissen (Beifall), der auf unserem Partei
tag in München in seiner Ansprache etwas wehmütig die Bemerkung 
machte, daß es vielleicht sein letzter Parteitag sei. Aber wir alle sind 
glücklich, daß sich dieser Pessimismus nicht bewahrheitet hat, daß Rudolf 
Wissen auch an diesem Parteitag wieder teilnehmen kann. (Beifall.) 

Zu denen, die ein besonderes Wort des Grußes in diesen Eröffp.ungs
worten haben sollten, gehören die Vertrauensleute und die Betriebsräte 
aus den Betrieben in den verschiedensten Teilen der Bundesrepublik. 
(Beifall.) 

Wir haben sie eingeladen, um ihnen auf diese Weise zu danken für die 
harte und mühevolle Arbeit, die sie geleistet haben, und um unsere Auf
fassung zu unterstreichen, daß wir in der organisierten Arbeiterschaft die 
Kerntruppe der Sozialdemokratie sehen. (Beifall.) 

Die Sozialdemokratie ist ihrem Wesen und ihrem Streben nach eine 
Volkspartei, die jedem offen steht, der das allgemeine Wohl zum Leit
motiv seines politischen Handelns machen will. Die neue Gesellschaft, 
die wir bauen wollen, muß getragen werden von den besten Kräften 
aus allen gesellschaftlichen Schichten unseres Volkes; aber die neue Ge
sellschaft ist nicht denkbar ohne die tragende Mitarbeit einer verant
wortungsbewußten, politisch reifen und sozialistisch denkenden und han
delnden Arbeiterschaft. (Beifall.) 

Bevor ich mich nun an die Hauptpersonen auf diesem Parteitag, an die 
Delegierten unserer Partei, wende, möchte ich derer gedenken, deren 
Tod wir seit dem Münchner Parteitag zu beklagen haben. (Die Anwesen
den erheben sich von ihren Plätzen.) 

Viele Männer und Frauen sind seitdem von uns gegangen; viele nach 
einem erfüllten Leben der Arbeit und des Kampfes; viele, allzu viele, 
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allzu früh, und oft starben sie, weil sie in der Arbeit für uns alle Ge
sundheit und Leben zum Opfer brachten. 

Lassen Sie mich stellvertretend für alle, die von uns gingen, einige unse
rer Toten namentlich nennen: 

Otto Ziegler (Hamburg), Albert Deute! (Bremen), Walter Kolb (Frank
furt), Paul Stech (Kiel), Jakob Steffan (Mainz), Siegfried Marck (Chi
cago), Bjarne Braatoy (London), Wilhelm Winzer (Berlin), Julius Loß
mann (Nürnberg), Alois Ullmann (München), Marie Kuhnert (Schweiz), 
Louise Schröder (Berlin), Hans Böhm (Düsseldorf), Otto Suhr (Berlin), 
Heinrich Schroth (Solingen), Friedrich Stampfer (Kronberg), Otto Lands
berg (Holland). Und hier in Stuttgart muß ich noch einen Namen hinzu
fügen, den Namen unserer Genossin Lisa Albrecht (Mittfnwald), die vor 
zwei Tagen nach einem schweren Leiden aus dem Leben geschieden ist. 
Sie haben sich zu Ehren unserer Toten von den Plätzen erhoben, ich 
danke Ihnen. (Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein.) 

Genossinnen und Genossen, ich begrüße nun die Delegierten des Partei
tages. Sie sind hier zusammengekommen als die frei gewählten Vertreter 
der mehr als 620 000 Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei Deutsch
lands. Sie repräsentieren durch den Parteitag die höchste Instanz unserer 
Partei, Ihre Beratungen und Ihre Beschlüsse bestimmen Richtung und 
Inhalt der Politik der Partei in der nächsten Zukunft. 

Wir stehen vor einer schweren Arbeitswoche, denn wir haben uns ein 
umfangreiches Programm vorgenommen. Wir müssen uns auseinander
setzen mit den aktuellen Fragen der Politik; und wir wollen uns Klar
heit verschaffen über eine Reihe von wichtigen politischen und organi
satorischen Problemen, die vor allem durch den Ausgang der Bundes
tagswahl vom 15. September 1957 und durch die ihr folgende Partei
diskussion aufgeworfen worden sind. Wir haben in den v~rgangenen 
Monaten diese Parteidiskussion in aller Freiheit und in aller Öffentlich
keit geführt, und wir werden es auch hier tun. Wir handeln so, weil wir 
eine demokratische Partei sind und weil wir vertrauen können auf die 
Loyalität unserer Delegie1·ten und Mitglieder gegenüber der Partei. 

Es ist im Rahmen dieser Eröffnungsrede nicht meine Aufgabe, der sach
lichen Diskussion vorzugreifen. Ich hoffe aber, daß es uns gelingt, im 
Politischen und Organisatorischen Entscheidungen zu fällen, die die An
ziehungskraft und die Schlagkraft der Partei verstärken, und die das 
Vertrauen unserer Mitglieder und unserer Wähler in unseren Willen ver
tiefen, alles zu tun, was in unseren Kräften steht, um unserer Sache 
zum Sieg zu verhelfen. 

Wir werden hier auch die erste Beratung des Entwurfes eines Grund
satzprogramms haben. Wir wollen keine überstürzte Entscheidung. Wir 
wollen aber eine Diskussion in der Partei anregen, die sich mit den 
Grundsatzfragen des demokratischen Sozialismus beschäftigt und so dazu 
beitragen kann, das geistige Leben in der Partei zu verstärken und zu 
vertiefen. 
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Die Sozialdemokratische Partei muß eine große ·Anstrengung machen, 
wenn sie die aktuellen politischen Probleme meistern und zu einem füh
renden Faktor in der deutschen Politik werden will. Ich bin sicher, daß 
dieser Parteitag Freund und Gegner davon überzeugen wird, daß wir 
auf dem Wege sind, diese große Aufgabe zu erfüllen. 
Lassen Sie mich zum Schluß noch ein Wort sagen: Wir i;tehen und wir 
handeln hier in der Bundesrepublik Deutschland stellvertretend für die 
Sozialdemokratische Partei von ganz Deutschland (starker Beifall), auch 
für jene Sozialdemokraten in der Sowjetzone, die wiederum auf unse
rem Parteitag fehlen, weil das kommunistische Regime von Pankow sie 
in die Illegalität gedrängt hat und jede sozialdemokratische,Betätigung 
mit Gefängnis- und Zuchthausstrafe verfolgt und bekämpft. Wir grüßen 
die Sozialdemokraten in der Zone, und wir danken ihnen für ihren Mut, 
für ihre Standhaftigkeit und für ihre Treue. (Starker Beifall.) 
Es bleibt das unveränderte Ziel der deutschen Sozialdemokratie: Die 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands in gesicherter Freiheit als 
vordringlichste Aufgabe immer wieder in den Mittelpunkt unseres poli
tischen Kampfes zu rücken. Für uns wird das Bild der deutschen Wirk
lichkeit von heute immer wieder verdunkelt durch die Schatten der Not, 
der menschlichen Bedrängnis, der Last der Unfreiheit und der Recht
losigkeit, unter denen siebzehn Millionen unserer Landsleute in der Zone 
leben müssen. Wir fühlen uns mit allen verbunden, die in geistiger und 
seelischer Bedrängnis leben, und die um ihrer überzeugung oder um 
ihres Glaubens willen keinen Frieden schließen können und wollen mit 
dem Totalitätsanspruch des kommunistischen Regimes in der Zone. (Bei
fall.) Wir werden auf diesem Parteitag nüchtern und real die denkbaren 
Wege zur Wiedervereinigung zu erkunden haben. Wir werden uns vor 
allem um Möglichkeiten bemühen müssen, die verhindern, daß das deut
sche Volk zu beiden Seiten der Zonengrenzen sich immer mehr entfrem
det und auseinanderlebt. 
Wir müssen das Gefühl des Verlassenseins, des Aufgegebenseins be
kämpfen und überwinden, denn die Einheit wird nur erreichbar sein, 
wenn das Bewußtsein der Einheit hüben und drüben nicht untergeht im 
Opportunismus oder in der Not des Alltags. 
Es bleibt dabei: Das ganze Deutschland soll es sein! Das ganze Deutsch
land in Freiheit und Frieden! (Starker Beifall.) 
Der Parteitag der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1958 ist er
öffnet. (Beifall.) 

Dr. Alex Möller, stellv. Vorsitzender des SPD-Bezirks Südwest: Verehrte 
Gäste! Genossinnen und Genossen! Anstelle des erkrankten Bezirksvor
sitzenden, Erwin Schoettle, habe ich die Willkommensgrüße des Bezirks 
Südwest, das ist die Parteiorganisation des Landes Baden-Württemberg, 
zu überbringen. 
Erich Ollenhauer hat schon darauf hingewiesen, daß :llür die sozialistische 
Bewegung Stuttgart historischer Boden ist. Gestatten Sie mir, zu den 
besonderen Kongressen der Vergangenheit, die hier in Stuttgart statt
gefunden haben, einige gegenwartsbezÖgene Anmerkungen zu machen. 
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Im Jahre 186'5 fand hier die dritte Tagung des Verbandes deutscher 
Arbeitervereine statt. Im Mittelpunkt dieser Tagung stand die Forde
rung nach dem allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Wahlrecht. Es 
begann die Offensive um das staatsbürgerliche Mitbestiinmungsrecht. 
Heute bemüht sich die Bundesregierung in einer entsetzlich gefahr
drohenden Situation, eine Befragung des Volkes bezüglich de;,-atomaren 
Ausrüstung der Bundeswehr zu verhindern. 

Vom 4. bis 7. Juli 1870 fand hier in Stuttgart der zweite Kongreß der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei statt. Es standen parteiorganisato
rische Fraeyn im Mittelpunkt der Erörterung. Auch dieser Parteitag wird 
organisatorische Fragen der Partei behandeln; und wir wollen daran 
denken: Das Organisatorische ist nicht Selbstzweck, sondern gerade im 
parteipolitischen Raum nichts als ein notwendiges Mittel der Fundamen
tierung unserer Wegstrecke, deren Wegweiser und Ziele politischen In
halt haben und haben müssen. 
Nach diesem Kongreß des JahreS' 1870 folgte der Krieg, kam das Sozia
listengesetz, wurde der Reichsverband zur Bekämpfung der Sozialdemo
kratie gegründet. Wir erleben diesen Reichsverband, wenn auch nicht 
als Organisation; so doch modernisiert, auch in der Gegenwart. (Beifall.) 
Wir erleben die Diffamierungen der Sozialdemokraten und die Düfamie
rung unserer Arbeit. Und damals und heute gilt' das Wort für unseren 
Gegner: Groß Macht und viel List, sein grausam Rüstung ist. 

Im Oktober 1898, vor fast 60 Jahren, war Stuttgart Ort eines Sozial
demokratischen Parteitages, des neunten nach dem Fall des Sozialisten
gesetzes. E{ wurden die Ergebnisse der Reichstagswahlen vom Juni 1898 
behandelt, das Wahlprogramm, Äußerungen in diesem Wahlkampf, so 
wie wir· in den kommenden Tagen auch zu dem zurückliegenden Wahl
kampf Stellung nehmen werden auf diesem achten Parteitag nach dem 
Interregnum nationalsozialistischer Gewaltherrschaft. Wir werden bei 
dieser unserer kritischen Betrachtung aber nicht übersehen qürfen die 
Ereignisse und die neuen Tatbestände im Ablauf vom 15. September 1957 
bis 18. Mai 1958. 
1907 fand hier, wie Erich Ollenhauer schon sagte, in der Liederhalle der 
große Internationale Sozialistenkongreß statt. Kolonialpolitik, militä
rische Aufrüstung und Kriegsgefahr, das waren die Themen, die auch 
heute noch, wenn auch auf anderem Hintergrund und mit anderen Vor
zeichen, ja mit größerer Gefahrenintensität aktuelle Bedeutung haben. 

Verehrte Gäste und liebe Parteifreunde! Ich möchte nicht die Visiten
karte unserer Mitgliederzahlen und der Mandatsziffern aus dem Lande 
Baden-Württemberg abgeben. Sie finden das in den Materialien. Lassen 
Sie mich unseren Wunsch für den Abla.uf des Parteitages ableiten von 
folgender Überlegung: Trotz Wirtschaftswundergläubigkeit und trotz des 
Personenkultes von Lieschen Müller ist auch in unserem Volke die Un
ruhe des Unsicherwerdens spürbar. Das Phänomen bestimmter Wahl
resultate ist nicht der Ausdruck staatspolitischer Erkenntniswerte, son
dern entspringt der Beliebtheit zum unpolitischen Verhalten großer Teile 
der Bevölkerung. Eduard Spranger, der weise Philosoph in unserer 
Nachbarstadt Tübingen, sag~e einmal in einer großen Rede vor Studenten: 
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„Die tödliche Wunde, die der letzte Krieg an unserem Volkskörper 
hinterlassen hat, macht es eigentlich unmöglich, daß sich jemand bei 
uns unpolitisch verhält. War es früher unbegreiflicher Leichtsinn, so 
ist es heute fast Vaterlandsverrat." 

Mögen di_e Beratungen und die Ergebnisse des Stuttgarter Parteitages 
der Deutschen Sozialdemokratie wesentlich dazu beitragen, daß wir in 
zunehmendem Maße das unpolitische Verhalten vieler Staatsbürger über
winden. Versuchen wir, unbeirrt und mit Optimismus, der ein Lebens
element unserer politischen Arbeit ist, allen geistigen Schutt fortzuräu
men, der das selbständige politische D.enk:en behindert. 

In diesem Sinne entbiete ich den Delegierten und der Arbeit dieses 
Parteitages ein herzliches Glückauf. (Lebhafter Beilall.) 

Dr. Hermann Veit, stellv. Ministerpräsident: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Ich habe den ehrenvollen Auf
trag, die Delegierten des Parteitages und alle Gäste im Namen der Lan
desregierung des Landes Baden-Württemberg und des Herrn Minister
präsidenten, der zu seinem Bedauern durch eine Auslandsreise verhin
dert ist, in unserem Land herzlich willkommen zu heißen. (Beifall.) 

Es ist lange her, daß die Sozialdemokraten bei uns den letzten Parteitag 
abgehalten haben. Es war schon wiederholt die Rede von jenem Partei
tag des Jahres 1898; aber ich darf das, was über diesen gesagt worden 
ist, doch auch noch durch eine Bemerkung ergänzen. 

Dieser Parteitag hat eine gewisse Ähnlichkeit in der Aufgabe, die ihm 
gestellt ist, mit jenem Parteitag von 1898. Es ging damals wie heute nicht 
so sehr um eine politische Demonstration nach außen, sondern um eine 
grundsätzliche Besinnung und Auseinandersetzung über das Programm 
und die Ziele der Partei. Der Stuttgarter Parteitag von 1898 bedeutete 
den Beginn der scharfen Auseinandersetzung der Parteimehrheit mit 
dem von Bernstein begründeten Revisionismus. Ein Streit, der hernach 
noch jahrelang die Parteigeschichte füllte. Es kam zu einem auf hohem 
Niveau ausgetragenen Meinungsstreit und einer Auseinandersetzung der 
beiden Richtungen, vor allem zu einem glanzvollen Rededuell zwischen 
Bebel und David. Wie damals, so geht es auch heute wieder um die stets 
notwendige, zu gewissen Zeiten der Parteientwicklung jedoch besonders 
in den Vordergrund gerückte grundsätzliche Klärung über Ziel und 
Weg. Vielleicht wird der Parteitag, der zweite Stuttgarter Parteitag der 
Sozialdemokratischen Partei des Jahres 1958, ein ebenso markantes Er
gebnis der Parteigeschichte werden. 

Auch an das Jahr 1908 ist erinnert worden, an dieses Jahr, wo die be
kanntesten Persönlichkeiten der damaligen sozialdemokratischen Parteien 
Europas sich hier in Stuttgart getroffen haben, in einem Treffen, das 
sich vor allem gegen den Krieg richtete. Von diesem Treffen ging da
mals eine Welle des Optimismus hinsichtlich des Völkerfriedens, ·der 
internationalen Verständigung und der Zukunft des Sozialismus aus, die 
weit größere Bevölkerungsschichten in den europäischen Ländern als 
nur die Reihen der organisierten Arbeiterschaft erfaßte. Leider waren 
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es nur wenige Jahre, bis es aus diesem Optimismus ein böses Er
wachen gab. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn man hier für ein Land und seine 
Regierung spricht, dann sollte man das Politische einmal kurz verlassen 
und die lieben Gäste, die sich hier eingefunden haben, doch auch etwas 
mit dem lokalen und regionalen Kolorit dieses Landes vertraut machen 
- oder, wenn man es ganz geschwollen sagen will: mit dem genius loci. 
Deshalb ein Wort zu dem Charakter der Bevölkerung des Südwest
staates, der :ia die staatliche Heimat von drei deutschen Stämmen, der 
Schwaben, der Alemannen und der Franken ist. Ich beschäftige mich 
hier in der Hauptsache mit den Schwaben, weil Sie es ja in Stuttgart 
hauptsächlich mit ihnen zu tun haben. (Heiterkeit.) 

Sie wissen einiges von den Schwaben. Sie wissen, daß die meisten Worte 
mit „le" enden und daß das st wie sch ausgesprochen wird. Aber nicht 
immer, und ich möchte Ihnen nicht raten, den Versuch zu machen, den 
hiesigen Dialekt zu sprechen. Es würde Ihnen nicht gelingen. Ich bin 
nun schon elf Jahre Minister in diesem Lande - ich bin ein Zugereister, 
weil ich aus Baden komme (Heiterkeit) -, mir ist es auch noch nicht 
gelungen. 
Man sagt den Schwaben eine gewisse Gemessenheit und Zurückhaltung 
im persönlichen und geselligen Verkehr nach. Man tut ihnen nicht Un
recht, dies festzustellen, und ihre Gäste werden dankbar sein, wenn 
man sie warnt, diese äußere Zurückhaltung mit innerer Gleichgültigkeit 
zu verwechseln. Sollten sie auf Zeichen von Herzlichkeit stoßen, so wer
den .sie die um so höher werten können. (Heiterkeit.) 

Sie kennen auch den Schwäbischen Gruß, eine besondere Eigenart dieses 
Landes. Aber auch hier möchte ich warnen, etwa davon auszugehen, daß 
das die landesübliche Anrede sei. (Heiterkeit.) 

11\l politischen Bereich könnte man als negativ einen gewissen Hang 
aller südwestdeutschen Stämme zur Eigenbrötelei erwähnen. Bereits im 
Mittelalter waren heftige Fehden. Von Stadt zu Stadt, von Herrschaft zu 
Herrschaft sind sie zum Ausdruck gekommen. Wohl kein anderer Teil 
Deutschlands hat damals nach dem Verfall des bis zur Stauferzeit be
stehenden Herzogtums Schwaben eine so buntscheckige Landkarte aufge
wiesen als der deutsche Südwesten. Napoleon war es zu danken, daß mit 
Baden und Württemberg zwei größere Länder entstanden, die trotz un
natürlicher Grenzen doch verhältnismäßig rasch zu innerlich geschlossenen 
staatlichen Einheiten wurden; und es hat sich hier wieder bewährt: 
Wenn fremde Staatsmänner in Deutschland Grenzen ziehen, werden sie 
besonders respektiert. (Heiterkeit und Beifall.) 

Von der partikularen Vielfältigkeit blieb außer diesen beiden Staaten nur 
noch das Fürstentum Hohenzollern übrig, das im: Jahre 1849 an Preußen 
verkauft worden ist. Vielleicht hing es mit dem erwähnten Mißtrauen 
gE!genüber den Fremden im schwäbischen Charakter zusammen, vielleicht 
hatte es aber auch berechtigte politische Gründe gegeben, daß die hohen
zollerischen Einwohner darüber nicht alle ganz beglückt waren. Es ist 
vielleicht bezeichnend - und deshalb darf ich das hier vortragen -, daß 
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die Pfarrer des Landes angewiesen worden sind, in der Sonntagspredigt 
dieses Ereignisses, das man der weisen Vorsehung verdankte, zu ge
denken. Einer der hochwürdigen Geistlichen tat das in folgender Weise, 
indem er sagte: Geliebte in Christo, ich werde heute zu euch reden 
erstens davon, wie sehr wir uns freuen sollen, daß wir preußisch ge
worden sind (Heiterkeit), Und zweitens darüber, daß wir dies um unserer 
Sünden willen nicht besser verdient haben. (Heiterkeit.) 

Nachdem die Ereignisse nach -1945 vorübergehend zu drei Ländern 
geführt hatten, konnte 1952 endlich die staatliche Einheit Südwestdeutsch
lands hergestellt werden. Ich darf allen denen, die es nicht wissen, hier 
sagen, daß die Sozialdemokratische Partei dabei eine hervorragende Rolle 
gespielt hat. Obwohl dieser Zusammenschluß ein dringende!! Gebot der 
politischen und wirtschaftlichen Vernunft war, hatte sich eine Minderheit 
der Bevölkerung leidenschaftlich dagegen zur Wehr gesetzt. Inzwischen 
ist das Land aber zusammengewachsen, und die Tendenzen, entgegen 
allen vernünftigen Erwägungen das Rad der Geschichte zurückzudrehen 
und das Land wieder aufzuspalten, haben einen irrealen und schild
bürgerlichen Charakter angenommen. Nach der deutlichen Absage auch 
der übergroßen Mehrheit der Bevölkerung des ehemaligen Landes Baden, 
wie sie sich im Ergebnis des letzten Volksbegehrens ausdrückte, sucht 
man jetzt Hilfe in Bonn. Sie werden sich vielleicht, meine Damen und 
Herren, die Sie Bundestagsabgeordnete sind, mit einem Gesetzentwurf 
zu befassen haben. Achten Sie bitte auf den Inhalt. Man will nämlich, 
um ein Mitstimmen der württembergischen Bevölkerung an diesem Ent
scheid, ob das Land beisammen bleiben soll oder nicht, auszuschließen, 
darüber abstimmen, ob der Landesteil Baden aus dem dann noch fort
bestehenden Lande Baden-Württemberg ausscheiden soll. 

'Als eindeutig positiver Charakterzug der südwestdeutschen Bevölkerung 
ist die immer bewiesene Wertschätzung polith,cher Freiheit und demokra
tischer Lebensordnung zu werten. Sie spiegelt sich in einer alten und 
reichen freiheitlichen Tradition mit vielen beispielhaften Vorgängen. Vor 
England, entschuldigen Sie, Mr. Gaitskell, hatte Württemberg in seinen 
Landständen eine Einrichtung, die als Vorläufer unserer heutigen 
demokratischen Parlamente gelten kann. In dem Tübinger Vertrag von 
1514 wurden diese verfassungsmäßigen Rechte von den Untertanen dem 
damaligen Herzog abgerungen. Bauernkriege spielten sich hierzulande 
mit besonderer Erbitterung ab. Ihr geschichtlicher Auftakt war der Auf
stand des armen Konrad im Remstal. Später stritten die schwäbischen 
Dichter Schubart, Schiller und Uhland für die politische Freiheit gegen 
den monarchistischen Absolutismus. 1848 war vor allem Baden das 
deutsche Land, in dem der Freiheitsfunke am heftigsten zündete. Ich 
brauche nur an die Städte Mannheim und Rastatt und an die Volksführer 
Häcker qnd Struwe zu erinnern. Wie 1848 Stuttgart der letzte Zufluchtsort 
der Frankfurter Nationalversammlung war, so wurde es im März 1920 
während des reaktionären Kapp-Putsches abermals die Zuflucht der 
deutschen Nationalversammlung und der sozialdemokratisch geführten 
Reichsregierung Bauer. Bevölkerung, Beamtenapparat und sogar die 
Reichswehr in den südwestdeutschen Ländern standen damals geschlossen 
auf seiten der rechtmäßigen demokratischen Regierungsgewalt. 
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Damit wohl genug von Land und Leuten und seiner Geschichte. Ich 
spreche den Wunsch namens der Regierung dieses Landes aus, daß diese 
Tagung einen fruchtbaren Verlauf nehmen möge und zu Ergebnissen 
führe, zu wertvollen Ergebnissen nicht nur für die Partei, sondern für 
das ganze deutsche Volk. Ich möchte wünschen, daß sich die Teilnehmer 
an diesem Parteitag während ihres Aufenthalts in Stuttgart und in 
Baden-Württemberg wohlfühlen. Und bitte, kommen Sie nicht erst in 
60 Jahren wieder! (Lebhafter Beifall.) 

Dr. Arnulf K l et t, Oberbürgermeister: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Gäste in Stuttgart! Im Namen der Stadt Stuttgart heiße 
ich alle aus dem Ausland und Inland herbeigeeilten Teilnehmer an dem 
Bundesparteitag 1958 der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands in 
unserer Stadt und in diesem städtischen Hause herzlich, willkommen. 

Nicht nur jeder Sozialdemokrat, sondern jeder politisch verständige und 
gutwillige Bundesbürger wird Ihrem Vorhaben von Herzen gutes Ge
lingen wünschen, weil der Erfolg Ihrer Beratungen und weil die Richtig
keit Ihrer Entscheidungen für unser ganzes Volk von großer Bedeutung 
sind. Es handelt sich ja darum, einem großen Teil der Bundesbürgerschaft, 
den Sie zu vertreten das Recht und die Pflicht haben, die Möglichkeit zu 
erhalten und zu verschaffen, in realer und wirksamer Weise an den Ge
schicken und der Zukunft unseres Volkes mitzuarbeiten, wobei für jeden, 
der denken kann, diese Mitarbeit gleich wichtig ist, ob sie nun gerade in 
der Opposition oder auf der Regierungs"Qank geschieht. Die Aufgabe heißt 
ja: Mitten in der stürmischen technischen und sozialen Entwicklung nach 
innen möglichst sozialen Frieden, nach außen aber möglichst politischen 
und militärischen Frieden! über allem aber steht für uns Deutsche be
herrschend das Wort „Wiedervereinigung". (Beifall.) 

Ein Wort, das nicht nur unsere schwerste Aufgabe, sondern das Schicksal 
unseres Volkes beinhaltet. Für die Schwere unserer Situation ist es doch 
kennzeichnend, daß trotz bestem Willen weder die Regierung noch die 
Opposition ein Patentrezept empfehlen kann, das, wenn nur strikt befolgt, 
mit Sicherheit oder auch nur mit hoher Wahrscheinlichkeit in- absehbarer 
Zeit zum Ziele führt. Deshalb sind alle gutwilligen und vernünftigen 
Menschen auf die sachliche Prüfung der Vorschläge und der tastenden 
Versuche angewiesen, gleichgültig, von welcher Seite sie kommen. · 

So ist es meine, ist es unsere Hoffnung; daß Ihr diesjähriger Parteitag zur 
Klärung der vielen schwerwiegenden Fragen beitragen möge, deren Be
antwortung Ihnen obliegt. Wenn diese Beantwortung gelingt oder ange
bahnt wird, dann wird Ihre diesjährige Zusammenkunft für unser ganzes 
Volk von größtem Nutzen sein. In diesem Sinne wünsche ich Ihrer Arbeit 
in Stuttgart von Herzen alles Gute. (Beifall.) 

Willi Richter, Vorsitzender des Deutschen Gewerkschaftsbundes: Meine 
Damen und Herren! Liebe Genossinnen und Genossen! Es ist mir eine 
große Freude, Ihnen im Namen des Bundesvorstandes des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes den besten Dank für Ihre Einladung zum SPD
Parteitag sagen zu dürfen. 

Ich darf einen Augenblick an die Jahre der Aufbauarbeit nach 1945 er
innern; an das geschichtliche Verdienst des unvergeßlichen Kurt Schu-
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macher um das Werden der Bundesrepublik im Interesse Gesamtdeutsch
lands und an die Arbeit der Sozialdemokratischen Partei im Bundestag 
1J.nd in den Ländern. 
Auch wenn wieder einige Personen behaupten sollten, ich wiirde mich 
einer Verletzung der in letzter Zeit so oft erwähnten politischen oder 
parteipolitischen Neutralität des DGB schuldig machen, halte ich es für 
mein gutes Recht, wenn ich Ihnen für das Verständnis und für die weit
gehende Unterstützung insbesondere auf den Gebieten der Sozial-, Wirt
schafts- und Steuerpolitik in allen diesen Jahren unseren verbindlich
sten Dank sage. (Beifall.) 

Es ist daher nicht überflüssig, zu betonen, daß wir mit den vom Bundes
tag verabschiedeten Gesetzen, die die Arbeitnehmer und ihre Familien 
besonders betreffen, nicht zufrieden sein können. Wir halten uns für 
verpflichtet, zu gegebener Zeit eine Reihe von bisher nicht berücksich
tigten Forderungen vorzubringen. 

Ich nenne hier nur beispielsweise die Zahlung des Kindergeldes vom 
zweiten Kinde an, eine Regelung der Lohnfortzahlung im Krankheits
falle, die dem Arbeiter gemäß Artikel 3 des Grundgesetzes die gleichen 
Rechte gewähren muß, wie sie den anderen Arbeitnehmergruppen zu
stehen, und die ihn nicht nur gleichstellen beim Steuerzahlen und bei 
der Wehrp'flicht. 

Auch eine Reform der Krankenversicherung halten wir für vordringlich. 
Wenn aber neben den verhältnismäßig hohen Beiträgen der Angestellten 
und Arbeiter noch eine Beteiligung an den Kosten für Medikamente, 
Arzt und Krankenhaus vorgesehen ist, und wenn man keine bessere 
Regelung weiß, dann sollte man nicht von einer Reform sprechen, son
dern von einer Erhöhung der Lasten für die Versicherten oder von 
einem Abbau der Leistungen der Krankenkassen. 

Liebe Parteifreunde, ich bitte um Verständnis dafür, daß mich die Ge
danken und das Fühlen des Sozialpolitikers für den arbeitenden Men
schen und für seine Familie auch in meiner Begrüßungsansprache be
einflußt haben. 

Aber das ist verständlich, denn die Sozialdemokratie und die Gewerk
schaften haben in vielen sozialpolitischen Fragen die gleichen fortschritt
lichen VorsteUungen, •die auch zu übereinstimmenden Maßnahmen führen. 
Die Sorgen der Millionen schaffender Menschen bestehen in den bangen 
Fragen: Wird uns der Arbeitsplatz erhalten bleiben? Wird unser Lebens
standard verbessert werden? Wird uns der Frieden bewahrt bleiben? 

Um dies zu sichern, fordern die Gewerkschaften: Eine Politik der Voll
be,schäftigung, eine gerechte Verteilung des Sozialproduktes und eine 
allgemeine Abrüstung. 

Unsere Parole lautet: ,,Hände weg von den Atomwaffen!" (Starker Bei
fall.) Wir wissen, daß die Bedeutung der auf dem Parteitag zur Diskussion 
stehenden Probleme weit über den Rahmen dieser Veranstaltung hlnaus
geht und daß Ihre Entscheidungen für das weitere politische Ge&chehen 
in der Bundesrepublik mLtbestimmend sein werden. Daher wünsche ich 
der Arbeit dieses Parteitages den besten Erfolg. (Beifall.) 
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Fritz Re t t i g, Vorsitzender der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft: 
Liebe Parteifreunde! Ihrer Einladung zur Teilnahme an diesem Parteitag 
bin ich mit Freuden nachgekommen. Ich grüße in ihm die politische 
Gemeinschaft, der ich selbst bereits seit vier Jahrzehnten angehöre. 
Ich überbringe Ihnen darüber hinaus aber auch die Grüße und alle 
guten Wünsche des Hauptvorstandes der Deutschen Angestellten.:.Gewerk- . 
schaft. (Beifall.) 
Wir verlolgen Ihre Erörterungen nicht nur mit lebhaftem Interesse, 
sondern auch mit starker innerer Anteilnahme, weil wir - obwohl 
wir unabhängig voneinander tätig sind - doch viele gemeinsame Auf
gaben haben. Ich möchte das deutlich machen an dem Leitwort, unter 
dem wir in diesem Jahre die Feier des l- Mai begingen. Es hieß: 
„Friede, Freiheit, soziale Sicherheit." Wir wissen, daß all,e unsere Arbeit 
sinnlos ist, wenn es nicht gelingt, den Weltfrieden zu sichern. Bei den 
Auseinandersetzungen um die atomare Rüstung ist das besonders deutlich 
geworden. Die große Debatte im Bundestag hat leider nicht zu dem von 
uns gewünscht.eri Ergebnis geführt, aber die Auseinandersetzung in dieser 
Frage wird und muß weitergehen. (Beifall.) Sicher stimmen wir in der 
Auffassung überein, daß es nicht darauf ankommt, die Menschen vor den 
Folgen eines möglichen Atomkrieges zu schützen, sondern daß die Frage 
lauten muß: Was können und müssen wir tun, um eine solche Katastrophe 
zu v,erhindern? (Beifall.) 
Die Menschen wollen leben. Wir haben die Pflicht, die verzweifelU!ten 
Anstrengungen zu machen, um das der Menschiheit drohende Unheil ab
zuwenden. Die DAG hat deshalb kürzlich einen Aufruf an ihre Mitglieder 
erlassen und ihnen nahegielegt, alle Rechte des Staatsbürgers wahrzuneh
men und alle legalen Bestrebungen zur Erkundung des Volkswillens zu 
unterstützen. (Beifall.) 

Die Freiheit muß verteidigt und dort, wo sie verloren ging, wiederher
ges1Jellt werden. In dieser Erkenntnis sind wir einig. Die Aufspaltung 
Deu1schl.ands ist ein Gefahrenherd von weltweiter Bedeutung, der nur 
durch eine friedliche Wiedervereinigung in Freiheit beseitigt werden kann. 
In den äußeren Rahmen von Frieden und Freiheit gehört im Inneren die 
sloziale Sicherheit. 

Auf einem früheren Parteitag habe ich Sie gebeten, mitzuhelfen, daß den 
mehr als vier Millionen Angestellten in der Bundesrepublik eine in 
Jahrzehnten bewährte Einrichtung, die Angestelltenversicherung, erhalten 
bleibt oder wiedergegeben wird. Diesem Wunsch der überwiegenden 
Mehrheit aller Angestellten ist durch einen einstimmigen Beschluß des 
Bundestages entsprochen worden. Der SPD möchte ich für das hier er
wiesene Verständnis im Namen der Angestellten recht herzlich danken. 
(Beifall.) 

Damit möchte ich zugleich die Bitte verbinden, daß die Partei auch bei den 
bevorstehenden Beratµngen über die Reform der übrigen Zweige der 
Sozialversicherung - das sind die Krankenversicherungen, die Unfall
versicherung - -die gleiche verständnisvolle Haltung zeigen möge. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf die steigende Bedeutung der 
Angestellten als Staatsbürger und Kulturträger hinweisen. Daß es gelin-
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gen möge, die Angestellten noch stärker als bisher auch im politischen 
Leben und insbesondere in unserer Partei zu aktiver Mitarbeit zu be
wegen, ist mein aufrichtiger Wunsch. (Beifall.) Ich hoffe, daß diese Frage 
bei den Beratungen des Parteitages über den Weg, den die Partei künftig 
gehen wird, um zahlenmäßig größer zu werden und an Einfluß zu ge
winnen, gebührende Beachtung finden wird. 

Ich glaube, daß es nicht allzu schwer, aber doch sehr lohnend ist, eine 
engere Verbindung zwischen der SPD und großen Teilen der Angestellten
Gewerkschaft herzustellen. Unsere praktische Tagesarbeit bietet dazu 
immer '),Vieder neue und geetgnete Anlässe. Als Beispiel möchte ich nur 
die Preis- und Lohnpolitik nennen. Wir haben ein gemeinsames Interesse 
daran, das immer wieder auftauchende Märchen von der Lohn-Preis
Spirale zu widerlegen. (Beifall.) Vor der letzten Bundestagswahl lautete 
eine der am meisten verbreiteten Parolen: Keine Experimente! Inzwi
schen haben wir aber zusehen müssen, wie die Preise dennoch lustig 
weiterkletterten, ohne daß die Bundesregierung es verhindern konnte. 
Wird aber irgendwo von der Notwendigkeit der Lohn- und Gehaltsanpas
sung gesprochen, so malt man bedenkenlos das Inflationsgespenst an die 
Wand. Diesem unverantwortlichen Treiben kann nicht nachdrücklich 
genug entgegengetreten werden. 

Abschließend möchte ich noch auf ein aktuelles Thema hinweisen, näm
lich auf die Beteiligung der Arbeitnehmer an der sogenannten Investi
tionsrate. Die Leistung der .Arbeitnehmer ist dl.ll'ch die Gewährung eines 
angemessenen Lohnes oder Gehaltes allein nicht abgegolten. Darüber 
hinaus muß ihnen auch ein angemessener Anteil an dem von ihnen mit 
erarbeiteten Wertzuwachs der Betriebe eingeräumt werden. 

Diesem berechtigten Begehren der Arbeitnehmer, am Wirtschaftswunder 
beteiligt zu sein., muß in echter Weise entsprochen werden. Die so
genannte „Volksaktie" ist ein untauglicher Versuch. Dadurch will man die 
Arbeitnehmer auf ein Abstellgleis schieben. Ich würde es außerordentlich 
begrüßen, wenn unsere Partei dazu beitragen würde, eine Lösung zu 
finden, die den Vorstel1ungen und Wünschen der arbeitenden Menschen 
in Deutschiland entspricht. Ich sagte „Deutschland", denn die Lösung 
dieser Frage ist auch im Hinblick auf die Wiedervereinigung der beiden 
TeiLe Deutschlands von überragender Bedeutung. 

Ich möchte schließen mit dem Wunsche, daß die Ergebnisse dieses Partei
tages eine weitere Strecke des Weges freilegen, den wir gehen wollen, um 
unserem Volk den Frieden, die Flieiheit und die soziale Sicherheit zu 
geben. (Starker Beifall.) 

Carl Sc h um ach er, Vorsitzender des Zentralverbandes deutscher Kon
sumgenossenschaften: Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Namens 
der konsumgenossenscllaftlichen Bewegung Deutschlands überbringe ich 
dem Parteitag 1958 der Sozialdemokratischen Partei herzliche und brü
derliche Grüße. Die Konsumgenossenschaften vertreten Verbraucher
interessen, d h. sie treiben Wirtschaftspolitik vom Standpunkt der Ver
braucher her, aber darüber hinaus wirtschaften sie unmittelbar für den 
Verbraucher. In dieser Tatsache ist die entscheidende und unterscheidende 
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Eigentümlichkeit der Konsumgenossenschaften im Verhältnis zu ihrer 
ganzen wirtschaftlichen Umwelt zu erblicken. Das, was der Handel in 
seinen besten Gliedern willens- und haltungsmäßig anstrebt, daß nämlich 
Händler und Verbraucher sich so einstellen, a!ls ob sie in einem Boot 
säßen. das ist in den Konsumgenossenschaften organisatorisch und insti
tutionell von ihrem Ursprung her und aus ihrer Zielsetzung ein Faktum. 
Eigennutz und das an sich legitime Gewinnstreben gehören nicht zu den 
Grundlagen unserer wirtschaftlichen Tätigkeit. Bewußt fassen wir die 
wirtschaftlichen Kräfte der konsumgenossenschaftlichen Bewegung als 
gegen.gewichtige Marktmacht auf und sind im Anblick einer wirtschaft
lichen Entwicklung, die schon immer erstaunliche Machtgebilde hervor
gebraclit hat, bemüht, unsere Kräfte immer mehr zu stärken und zu ent
falten. 

Freiheit - Freiheit der Persönlichkeit, der wirtschaftlichen Entwicklung, 
der Konsumwahl und auch des Wettbewerbs - ist auch das Lebens
element wahrer Konsumgenossenschaften, ebenso wie einer freien Ge
sellschaft überhaupt. So finden die Versuche, die Freiheit - sei es des 
Staatsbürgers, sei es des Verbrauchers, sei es des Wettbewerbs - zu be
schränken, uns auf der Gegenseite. Aus dieser unserer Haltung und Ein
stellung heraus fühlen wir uns allen· demokratischen Kräften - Par
teien wie Gewerkschaften - verbunden, denen die Erneuerung von Ge
sellschaft und Wirtschaft aus der Verantwortung für den Mensclien ver-
pflichtende Aufgabe ist. · 

Als einem wesentlichen Teil der freien Gemeinwirtschaft ist uns an Ob
hut und Förderung durch den Staat nicht gelegen. Wir erwarl€n aber auch 
umgekehrt, daß die staatliclie Wirtschaftspolitik unsere Entwicklung nicht 
behindert,sondern uns unsere eigenen Angelegenheiten auch frei bestim
men läßt. Es ist verständlich, daß die Konsumgenossenschaften Ausschau 
halten nach Menschen und Gruppen, die - wie sie selbst - die gemein
wirtschaftlliclie Arbeit im „Dienst am bedürfenden Menschen", um ein 
Wort Nell-Breunings zu gebrauclien, bejahen. In unserer auf den Par
teien aufgebauten Demokratie müssen die Konsumgenossenschaften ein 
begreifliches Interesse für die Programme und für die Haltung der Par
teien haben, um zu wissen, wo Weggenossenschaft möglich ist, und wo 
andererseits Gegnerschaft und Ablehnung anzutreffen smd. 

Daß der Entwurf zu einem Grundsatzprogramm sich im Rahmen eines 
umfassenden, auch von den Konsumgenossenschaften bejahten Bekennt
nisses zur Erhaltung, ja zielbewußten Steigerung der Vielfalt der Unter
nehmensformen, auch für die Förderung der freien gemeinwirtschaft
lichen Unternehmensformen, ausspricht, kann von uns nur positiv ver
merkt und begrüßt werden. 

Als ein Stück der freien Gemeinwirtschaft sehen wir Konsumgenossen
schaften in der vor uns liegenden Zeit neue und gewichtige Aufgaben, da 
die Verbraucher, ohnehin nicht in einer eben guten Position, mit ihren 
wirklichen und mit den ihnen von einer raffinerten. psychologisch aus
geklügelten Werbung suggerierten Bedürfnissen Gefahr laufen, Spielball 
überlegener Marktmächte zu werden; der manipulierte Verbraucher 
könnte leicht eines Tages auch der manipulierte Wähler werden. Ich 
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meine, das sind Aspekte in unserer zeitgenössischen wirtschaftlichen Ent
wicklung, denen auch eine politische Partei ihre volle Aufmerksamkeit 
schenken muß. 
Ich wünsche nun den Verhandlungen des Parteitags einen guten Verlauf. 
An einer ihre wichtige Rolle zielsicher und wirkungsvoll ausfüllenden 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands muß ein jeder interessiert sein, 
dem als Mensch und als Staatsbürger Demokratie und Freiheit unentbehr
liche Elemente eines menscheniwürdi~en Daseins sind. (Starker Beifall.) 

Albert C a r t h y, Sekretär der Sozialistischen Internationale: Liebe Ge
nossinnen und Genossen! Verehrte Anwesende! Ich verdanke es der Ein
ladung der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands und dem Beschluß 
der Sozialistischen Internationale, mich als Delegierten zu entsenden, daß 
ich die Ehre habe, diesem Parteitag unserer deutschen Bruderpartei heute 
die Grüße aller Genossen der Internationale überbringen zu dürfen. 
Nach der ergreifenden Ansprache meines Vorsitzenden, Al.sing Andersen, 
auf Eurer Demonstration heute morgen bereitet es mir Schwierigkeiten, 
d:as Wort zu nehmen. 
Die int-ernationale sozialistische Bewegung gibt der Welt etwas, das 
allzuoft vernachlässigt wird: Sie rückt ins rechte Licht die Vordring
lichkeit der sozialen Gerechtigkeit innerhalb der Nation und zwischen den 
Nationen. Zum ersten Mal in der Geschichte der Menschheit -stehen der 
Welt heute die Mittel zu Verfügung, die die materiellen Nöte der Mensch
heit überwinden können. Nur der nötige Wille fehlt - der Wille, der 
sozialen Gerechtigkeit Priorität zuzuerkennen, der Wille, die Kräfte deP 
Natur und Technik zu friedlichen, aufbauenden und schöpferischen Zwek
ken zu benutzen. Es ist die ehrenvolle Aufgabe unserer sozialistischen Be
wegung, diesen Willen zu mobilisieren, den einheitlichen Willen zur Er
schließung der menschlichen und materiellen Kräfte und zur Befreiung des 
menschlichen Geistes. Nur wenn uns dies gelingt, kann das Gespenst der 
Armut und Not, der Seuche und Krankheit, der Arbeitslosigkeit und des 
Krieges für immer gebannt werden. 
Indem ich die Grüße der Sozialistischen Internationale überbringe, möchte 
ich zwei charakteristische Züge der deutschen Partei erwähnen: ihre 
leidenschaftliche Hingabe an die deµiokratische Diskussion und ihre lang
jährtge Tradition der Treue zur Internationale. 
Ich freue mich, der großen Hilfe Lob zu zollen, die die Sozialdemokrati
sche Partei Deutschlands der Internationale auf Grund der erstgenannten 
Eigenschaft gibt bei den Diskussionen über unsere vielen gemeinsamen 
Probleme der Gegenwart und Zukunft. 
Was die zweite Eigenschaft angeht, möchte ich eine persönliche Erinne
rung anführen. Dies ist die erste Gelegenheit, bei der ein früheres Mit
glied der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands auf einem Parteitag 
in seiner Eigenschaft als Sekretär der Internationale spricht. Vor fünf
undzwanzig Jahren war ich nämlich Mitglied der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands (lebhafter Beifall), und zwar in Berlin. (Bravo!) 

Die Nicht-Berliner werden es mir nicht verübeln, wenn ich hinzufüge, 
daß ich noch beute eine besonders warme Zuneigung für diese große, 
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belagerte Stadt empfinde. (Lebhafter Beifall.) Wie es im Lied heißt: ,,Icll 
hab' noch einen Koffer in Berlin." (Heiterkeit.) Icll besitze noch mein 
SPD-Mitgliedsbuch und hoffe nur, daß mein Freund, Alfred Nau, der 
Kassierer, nicht meine rückständigen Beiträge reklamieren wird; denn 
soviel Geld besitze ich leider nicht. (Heiterkeit.) Dieses Mitgliedsbuch ent
hält eine eingeklebte Marke mit dem Bild von Giacomo Matteotti, einem 
der ersten und bedeutendsten Opfer des Faschismus. Diese Marke, ein 
Sonderbeitrag, den alle Mitglieder leisteten, hat mich fortwährend an die 
praktische Art und Weise der Tradition der Treue der deutschen Sozia
listen zur Internationale erinnert. Und das Bild Matteottis mahnt uns, 
daß es heute' noch sozialdemokratische politische Gefangene und politische 
Opfer gibt. 

In dieser S<:hönen Stadt Stuttgart fanden vor über 50 Jahren zwei wicll
tige internationale Gewerkscha.ft.skongresse statt, und zwar einer der 
Sozialistischen Internationale, der sdlon erwähnt worden ist, und einer 
der Gewerkschafts-Internationale. Die Politische und gewerkschaftliche 
Atmosphäre war anders - viel ungünstiger für uns. Wir können froh 
sein, sowohl für die deutsche Bewegung als auch für die Internationale 
über diese Änderung der Stimmung wegen der großen Zunahme an Kraft 
der deutschen Arbeiterschaft. · 

Wenn wir die Weltlage betrachten, überkommt uns. oft ein!'! düstere 
Stimmung. Die Unterdrückung, die in den totalitären Staaten und auch 
in anderen Ländern herrscht, lastet mit einer solchen Schwere auf uns, 
daß wir mitunter der Verzwefüung nahe sind. Zwei einfaclle Beispiele: 
Mein Freund Max Kukil schenkte mir kürzlich ein Buch „Das Gewissen 
steht auf". Dieses Buch legt Zeugnis ab dafür, wie der freiheitliche Geist 
sich unter der Hitler-Herrschaft behauptet hat; es zeigt uns das Lebens
bild einfacher Frauen und Männer, die alles erduldeten bis zum Tod, und 
die den Freiheitsfunken in Deutschland am Leben erhielten. 

Und dann: viele demokratische Sozialisten haben sogar noch stärkere 
Zweifel gehabt, ob sich der freiheitliche Geist unter der kommunistischen 
Zwangsherrschaft behaupten könnte. Wir haben uns eingebildet, daß die
ses System mit übermenschlicher Kraft die Gedanken und Gefühle der 
Menooien völlig kontrolliert. Wir haben gemeint, daß eine unter dem 
Kommunismus erzogene Generation, eine Generation, die nichts von der 
Demokratie weiß, die nicht ahnt, was ihr verlorengegangen ist: daß eine 
solche Generation für die Brutalität in Geist und Tat, das heißt für den 
Totalitarismus, gewonnen werden würde, und daß die ältere Generation ill 
jenen Ländern darüber den Glauben an die Demokratie verlieren würde. 
Aber wir waten es, die den Glauben an die Demokratie, an unsere Mit
menschen, verloren hatten. Wir waren es, die unsere Ideen und unser 
Urteil an die Kommunisten verloren hatten. Polen und Ungarn haben 
uns •die Wahrheit gelehtt über die jungen Menschen, von denen die 
Kommunisten mit Zuversicht, und die Demokraten mit Furcht, annah~ 
men, daß sie erfolgreich von allen freiheitlichen Gedanken isolif!rt wären. 
Aber diese jungen Menschen waren es, die bei der ersten Gelegenheit ihr 
Recht geltend machten auf gerade d i e demokratischen Freiheiten und 
Einrichtungen, von denen wir in unserer Unwissenheit annahmen, daß sie 
sie unter dem Einfluß der kommunistischen Erziehung verachten und ab-
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lehnen würden. In ihrem tiefen Wunsch nach Freihei-t fühlten sie sich 
- sie haben es selber gesagt - als Teil der demokratischen Weltgemein
schaft. Ungarn wurde zum Triumph des freiheitlichen Geistes. 

Die jungen Menschen in Polen und Ungarn haben gezeigt, daß die demo
kratische Idee sich wie ein Phönix aus der Asche erhebt, unbesiegt und 
unbesiegbar. Wir sind eng mit ihnen verbunden, wenn wir für die posi
tiven Ideale eintreten, von denen Alsing Andersen heute morgen gespro
chen hat. 

Die Hoffnung und Sehnsucht der Menschheit pulsiert in der Sodal:isti
schen Internationale; ihre Mitgliedsparteien sind das Herz und die Ner
ven, die sie in Bewegung setzen. 

Der Gruß, den ich überbringe, kann nicht mehr sein als ein Symbol, eine 
Andeutung der Botschaft des demQlkratischen Sozialismus, deren Träger 
die Sozialistische Internationale ist: die Botschaft des entschlossenen Wil
lens zum Frieden in Freiheit, Sicherheit und Menschenwürde, des Willens 
zu einer neuen Gese~lschaft, des Ausharrens im Kampf. 

Im Namen der in unserer Internationale vereinten Millionen Mitglieder, 
der Internationale, in der die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
eine so geschätzte Bruderpartei ist, und in der Eure Vertreter mit soviel 
Achtung angehört werden - und auch im Namen der heute zum Schwei
gen verdammten Millionen, die mit uns sind im sozialistischen Geist, und 
für die wir gleichfalls einstehen in allen Kämpfen, in denen es um die 
sozialistische Sache geht, begrüße ich diesen Parteitag und wünsche der 
Arbeit, des Parteitags den besten Erfolg. (Lebhafter langanhaltender Bei
fall.) 

Tom Dr i b er g, Vorsitzender der Labour Party: Meine Damen und Her
ren! Liebe Genossinnen und Genossen! 

(Der Redner überbringt sein Grußwort in englischer Sprache; Dr. Adolf 
Arndt verliest die deutsche Obersetzung.) 

Meine Damen und meine Herren! Liebe Genossinnen und Genossen! Für 
mich als den ersten Vorsitzenden des Vorstandes der Labour .Party be
deutet es eine Ehre und zugleich eine große Freude, Ihnen die Grüße 
meiner Partei zu überbringen. 

Es gehört zu den Merkmalen insularer Völker, daß sie sich manchmal 
wenig um die Angelegenheiten anderer Völker kümmern und daß sie oft 
über ein geringeres Einfühlungsvermögen verfügen. Das kann Stärke 
für sie bedeuten; aber ebenso auch Schwäche, wie etwa in meinem Fall, 
wenn man es verabsäumt, so viele fremde Sprachen zu sprechen wie nur 
möglich. (Heiterkeit.) 

Aber sogar der insulare Engländer beginnt zu begreifen, daß im Zeitalter 
der Düsenflugzeuge und der nuklearen Raketen solche kleinen Tümpel, 
so muß man schon sagen, wie der Kanal oder die Nordsee (die einige 
unserer Landkarten heute noch als „Deutsches Meer" bezeichnen) ebenso 
unbedeutend und ebenso leicht überquerbar sind wie irgendeine Land-
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grenze. Und gerade jetzt schauen die britischen Sozialisten mit Bewun
derung und Sympathie auf jenen so energischen Kampf, den Sie, liebe 
Genossinnen und Genossen, gegen die nukleare Aufrüstung der Bundes
republik Deutschland führen. (Starker Beifall.) 

• • 
Am Ausgang dieses Kampfes haben wir in England und Sie in Deutsch
land ein gleich großes Interesse. (Erneuter starke:r; Beifall.) 

Beide Länder sind äußerst verwundbar und im Falle eines nuklearen 
Krieges zwischen den beiden mächtigsten Nationen der Welt den alles 
zerstörenden Angrüfen ausgesetzt. In einem solchen Kriege könnte 
Amerika in England und Europa eine Art vorgeschobener Brückenkopf 
erblicken, der aber auch, so nehme ich an, von den - wie wir in England 
mit unserer Vorliebe für Untertreibungen sagen - ,,konventionellen" 
Streitkräften der Sowjetunion überrannt werden könnte. 

Es versteht sich aus geschichtlichen Gründen, daß unsere Lösungsver
suche, aus diesem gemeinsamen Dilemma herauszukommen, nicht iden
tisch sein werden. Wir in der Labour Party aber haben gemeinsam mit 
der britischen Gewerkschaftsbewegung eine in sich geschlossene und 
praktisch durchführbare Politik ausgearbeitet, um mit dieser furchtbaren 
Bedrohung der ganzen Menschheit fertig zu werden, beginnend mit der 
einseitigen Einstellung der Wasserstoffbombenversuche als einer der drei 
Stufen nuklearer und konvent-ioneller Abrüstung, bei der am ehesten die 
Möglichkeit eines raschen übereinkommens besteht. (Beifall.) 

Diese Politik stimmt mit der Wiener Entschließung der Sozialistischen
Internationale überein, von der Sie wahrscheinlich alle Kenntnis ge
nommen haben. 

Wir sagen weiterhin, daß keine Schritte unternommen werden sollten, die 
die Errichtung von Raketenbasen in England beabsichtigen, ehe nicht 
wenigstens weitere Versuche unternommen worden sind, Gipfelgespräche 
zu veranstalten. (Lebhafter Beüall.) 

Wir widersetzen uns der gefährlichen Praxis, in England stationierte 
amerikanische Flugzeuge mit Wasserstoffbomben an Bord auf Kontroll
flüge zu schicken; und wir sind der Meinung, daß einer der Hauptpunkte 
auf der Tagesordnung von Gipfelgesprächen die Diskussion der verschie
denen Vorschläge einer Disengagement-Zone in Mitteleuropa, unter Ein
schluß natürlich eines wiedervereinigten Deutschlands, abgeben müßte. 

Sie werden mir sicherlich vergeben, daß ich den größten Teil dieser 
kurzen Botschaft diesem einen Thema widmete, das aber nach allem an 
die Kernfrage nach dem Fortbestand der Menschheit rührt. In einem 
solchen Konflikt, der die indirekte Gefahr der Radioaktivität ebenso in 
sich birgt wie die Gefahr sofortiger Auslöschung auf größtem Raum, ist 
kein Raum mehr für komfortable Neutralität oder Sich-Einnisten im 
Elfenbeinernen Turm. 

Wie schrieb doch einmal unser englischer Dichter John Donne: ,,Jeder
manns Tod reißt ein ,Stück meiner selbst weg ... Ich bin mitten in der 
Menschheit drin ... Darum frage niemals, für wen die Stunde schlägt: 
denn sie schlägt für dich." Zur Stunde seid weder Ihr, Genossen, noch 
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sind wir an der Macht. Es wird dem Frieden in der Welt wie auch dem 
sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt unserer Völker dienen, wenn 
wir dereinst die Regierungsgewalt übernehmen. Wir in England nähern 
uns den Parlamentswahlen, die wir zu gewinnen h<l_ffen. (Beifall.) 

Wir in England hoffen auf den Tag, da der demokratische Sozialismus 
im gesamten Deutschland siegreich sein wird. 

Wenn ich eine persönliche Bemerkung hinzufügen darf, so möchte ich 
sagen, daß ich seit den Tagen de~ spanischen Bürgerkrieges eine beson
dere Zuneigung und Bewunderung für die deutschen Sozialisten empfinde. 
Damals machte ich meine ersten Erfahrungen mit Bombenangriffen. Unter 
denen, die sich gleich mir in einem dürftigen Schutzraum in einer zer
störten Kirche in Figures befanden, war eine Gruppe Deutscher, die 
unsere Lebensgeister dadurch wachhielten, daß sie einige ihrer deutschen 
Lieder sangen. An eines- erinnere ich mich ganz besonders. Es schloß mit 
dem Wort Freiheit. (Starker Beifall.) 
Es ist im Geiste dieses furchtlosen Liedes - jenem unzerstörbaren 
menschlichen Drang nach Freiheit von jedweder Tyrannei, ob politischer 
oder wirtschaftlicher Art --r-, daß ich Ihnen die Grüße und herzlichsten 
Wünsche der Britischen Labour Party überbringe. (Langanhaltender 
Beifall.) 

(Der folgende Redner erhält .Beifall beim Betreten des Rednerpults.) 

Herzl, Berge r, Vorstandsmitglied der Sozialistischen Partei Israels 
(MAPAI): Genossinnen und Genossen! Ich freue mich, Euch die kamerad
schaftlichen Grüße und die besten Glückwünsche der Sozialistischen 
Arbeiterpartei Israels' zu überbringen. (Lebhafter Beifall.) 

Ich erlaube mir zugleich, meinen tiefen Dank auch im Namen meiner 
Parteigenossen Eurem Vorsitzenden und unserem Genossen Erich Ollen
hauer für seine herzlichen Worte_ zu sagen. 

Die Arbeiterklasse ist in den Besitz materieller Güter und politischer 
und kulllureller Wertie gelan,gt, vor allem in den Besitz einer bedrückenden 
und zugleich emporhebenden Last - der Last der Verantwortung für 
das Volk, für den Staat, für die Welt. 
Der demokratische Sozialismus muß sich seiner Verantwortung für das 
Schicksal der Welt bewußt sein. Er muß sich dessen bewußt sein, daß das 
Schicksal der Welt nicht mehr nur in den hoch- und höherentwickelten 
Ländern entschieden wird, sondern in immer steigendem Maße in 'Län
dern, die weder demokratische Tradition, noch ein festeingewurzeltes 
Verlangen weiter Volksschichten nach voller Menschenfreiheit und wah
rer Volksherrschaft kennen. Der Kampf um die politische Freiheit und 
den sozialen Fortschritt tobt auch in den Entwicklungsländern. Auch dort 
gibt es Diktaturen, die die Freiheit im eigenen Lande unterdrücken und 
bestrebt sind, ihre Macht nach außen hin zu erweitern und fremde Völker 
zu unterjochen und zu vernichten. 

Genossen! Als Sozialist aus Israel möchte ich Euch sagen, daß wir es 
voll anerkennen, daß die Deutsche Bundesrepublik ihren Verpflichtungen 
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aus dem Deutsch-Israelischen Abkommen restlos und genau nachkommt. 
Wir glauben, daß die wirtschaftliche Hilfe, die jedem Entwicklungsland 
gewährt wird, grundsätzlich zu begrüßen ist. Selbst wenn eine solche 
Hilfe das Regime einer Diktatur heute stärken würde, muß sie auf wei
tere Sicht hinaus die Entstehung und Entwicklung demokratischer Kräfte 
fördern und die Friedensaussichten stärken. Wir erwarten allerdings, daß 
dabei nicht außer acht gelassen wird, daß jede politische Benachteiligung 
eines demokratischen Staates vermieden wird, indem gleichzeitig für die 
Herstellung des politischen Gleichgewichts gesorgt - und konkret ge
sorgt - wird. 

Genossinnen und Genossen! In Südostasien und in Westafrika - morgen 
vielleicht auch in Ostafrika - sind jetzt junge demokratische nationale 
Bewegungen mit sozialistischer Zielsetzung am Werk, ihre nationale 
Unabhängigkeit in soziale, wirtschaftliche und kulturelle Emanzipation 
ihrer Völker zu verwandeln. Sie wollen nicht nur wissenschaftliche Er
schließung, sondern auch soziale Neugestaltung und menschliche Freiheit, 
damit nicht nur die Produktivkräfte, sondern vor allem auch der. Mensch 
aus jahrtausendelangem Schlaf erwache. Sie brauchen dazu die Hilfe 
der Sozialisten und freien Gewerkschafter der höher entwickelten Län
der. (Beifall.) 

Es ist nicht nur eine Aufgabe für sozialistisch beeinflußte und geführte 
Regierungen. Es ist eine Aufgabe für junge Männer und Frauen, in 
schlichter Hingabe in diese Länder zu gehen, um mit diesen Völkern zu 
leben, um ihnen, ohn,e die Oberheblichkeit des weißen Mannes, aber auch 
ohne die neuerdings entstandenen Minderwertigkeitsgefühle des weißen 
Mannes, westliches Können zu bringen. 

Die Arbeiterbewegung meines Landes versucht jetzt, diesen Weg zu 
gehen. Unsere Genossen gehen nach Westafrika und Südostasien, um 
dort diese Arbeit zu leisten. Wir bringen Jugendliche aus diesen Ländern 
zu uns, damit sie die Methoden unserer sozialistischen' Landwirts,chaft 
und Industrie lernen, indem sie in unseren landwirtschaftlichen Kom
munen leben und arbeiten. Es ist schwer, die geeigneten Menschen dafür 
zu finden. Die Menschen, die ii:i diese Länder gehen, müssen besondere 
Eigenschaften besitzen. Sie müssen viel können, jeder auf seinem Ge
biet. Sie dürfen vor Schwierigkeiten nicht zurückweichen. Sie dürfen 
nicht auf Befehl gehen, sondern aus eigener freier Entschließung, sonst 
scheitern sie. Wir versuchen, diesen Weg zu gehen, aber unsere Mög
lichkeiten sind sehr beschränkt. Manchmal fragen wir uns: Wo bleibt 
die große sozialistische Bewegung, die freie Gewerkschaftsbewegung der 
freien Welt, die doch auch Hunderttausende, wenn nicht Millionen jun
ger wissenschaftlich und technisch gut ausgebildeter Menschen zählt? 
Was wir alle jetzt brauchen, ist eine Art sozialistischer Mission, nicht, 
um im _Busch Sozialismus zu predigen - das könnei:i die Genossen dort 
höchstwahrscheinlich besser als wir -, sondern um zu helfen, die Pro
duktivkräfte zu entwickeln, den Lebensstandard zu erhöhen, Demokratie 
und Sozialismus aufzubauen. Vielleicht brauchen wir es ebenso wie sie 
dort draußen. Wenn es nicht nur einzelne sind, wenn eine Bewegung aus 
ihnen und um sie entsteht, dann stärkt sich vielleicht jene sozialistische 
und menschliche Religiosität, mit der unsere freie Arbeiterbewegung 
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wuchs, kämpfte und emporstieg, und an der es jetzt - aus verständ
lichen Gründen, da wir im täglichen Schaffen begriffen sind - manch
mal fehlt. Es ist zwar eine bescheidene Aufgabe, aber doch eine Auf
gabe, die, in unser allgemeines Wirken eingegliedert, vielleicht helfen 
wird, die Idee, die Wirklichkeit, den Sieg des demokratischen Sozialis
mus weltumspannend und weltumfassend zu machen. (Starker, anhalten
der Beifall.) 

Dr. Bruno Pi t t er man n, Vorsitzender der Sozialistischen Partei Oster
reichs: Genossinnen und Genossen! Ich weiß, was Sie vom letzten Redner 
einer so langen Kette erwarten, und ich will Ihre Erwartungen nicht ent
täuschen. (Heiterkeit und Beifall.) 
Die österreichischen Sozialisten haben in dieser Woche einen außer
ordentlicp.en Parteitag abgehalten, auf dem das neu formulierte Pro
gramm der Sozialistischen Partei Österreichs, nach langen eingehenden 
Beratungen vorher in den Parteiorganisationen, einstimmig beschlossen 
wurde. Der Parteitag stand im Zeichen der geschichtlichen Erinnerungen. 
Neunzig Jahre waren es her, seitdem zum ersten Mal das Lied der Arbeit 
erklungen war, siebzig Jahre, seitdem Victor Adler auf dem Gründungs
parteitag der österreichischen Sozialdemokratie in Hainfeld die Radikalen 
und Gemäßigten zur Sozialdemokratischen Partei geeinigt hatte. Vor sieb
zig Jahren befeuerte die Delegierten das Dichterwort mit der Forderung: 

Von der Zukunft Fernen 
Brot und Arbeit geriüstet stehn, 
die Kinder in der Schule lernen, 
die Greise nicht mehr betteln gehn! 

Siebzig Jahre nachher ist dank des Wirkens der organisierten Sozial
demokratie diese Forderung an eine ferne Zukunft :für die Menschen 
schon zur Selbstverständlichkeit geworden, so sehr zur Selbstverständ
lichkeit, daß vielfach in Vergessenheit geraten ist, daß es nur darum zur 
Selbstverständlichkeit geworden ist, weil der Idealismus von Hundert
tausenden und Millionen Sozialisten sich für die Erfüllung dieser For
derungen eingesetzt hatte. (Starker anhaltender Beifall.) 
In dieser Zeit versuchen die Kommunisten durch ein Lügengebilde von 
Sozialismus, durch einen Pseudosozialismus die Hirne zu verwirren, und 
ihre konservativen Widerparts suchen den arbeitenden Menschen einzu
reden, daß all das, was heute das Leben der arbeitenden Menschen schöner 
und leichter macht, auch von selbst gekommen wäre, ohne Sozialismus, 
und . daß zumindest heute der Sozialismus nicht mehr notwendig sei. 
Gegen diesen Betrugsversucll von zwei Seiten gilt es die Geister wach
zurufen. Es ist die geschichtliche stunde für die Neuformulierung der 
Grundsätze des Sozialismus, aber aUJCh. für die Neuverkündung dieser 
Grundsätze des Sozialismus, welche von den Menschen Pfüchten ver
langen: Wenn sie selbst sich der Ausbeutung und der Entrechtung ent
ziehen konnten, dann mitzuhelfen, bis der letzte arbeitende Mensch auf 
dieser Welt von Ausbeutuni und Entrechtung befreit ist. (Starker Beifa11.) 
Die Mission des Sozialismus ist längst nicht erfüllt. Die Sehnsucht der 
Völker nach Frieden, nach Sicherheit, nach Freiheit und Gerechtigkeit ist 
in der Welt längst noch nicht durchgesetzt. Unsere Aufgabe ist es, so wie 
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wir in den vergangenen siebzig oder achtzig Jahren unseres organisatori
schen Daseins das Recht auf Arbeit, auf Erziehung, auf soziale Sicherheit 
durchgesetzt haben, durchzusetzen das Recht auf Sicherheit vor Krieg und 
Vernichtung, das Recht auf Freiheit vor Ausbeutung und Gesinnungszwang, 
das Recht auf Gerechtigkeit in der menschlichen Gemeinschaft für jeder
mann in seinem Volk, für alle Völker auf dieser Welt! (Bravo! Starker, 
anhaltender Beifall.) 

* 
Nach einer kurzen Pause erlebten die Delegierten des Parteitages sowie 

die zahlreich erschienenen Gäste und Pressevertreter die eindrucksvolle 
Urauffüh.rung der „Göttinger Kantate". 

* 
Dem TagungsprogTamm, dm den Delegierten vorlag, sind die folgenden 
Angaben über die „Göttinger Kantate" entnommen. 

GOTTINGER KANTATE Den Aufruf der achtzehn Wissen

schaftler und die großen Gelahren 

unseres Jahrhunderts szenisdl 

darstellend, als öffentliche War

nung niedergeschrieben. Manuskript: Günther Weisenborn 
Regie: 

Musik: 
Erwin Piscator 
Aleida Montijn 

Musikalische Leitung: Herbert Baumann • Ernst Kallipke 

Dekoration: Siegfried Kiok 

Projektionen: Rosemarie Hirche 

Produktionsleitung: Konrad Hammer 

Berichter: Kurt Bücheler · Instruktor: Horst Niendorf 

1. Hersteller: Paul E. Roth · 2. Herstellerin: Ursula Krieg 

3. Hersteller: Herbert Steiniger 

1. Handhaber: Konr. Wagner · 2. Handhaber: Rene Magron 

3. Handhaber: Gert Hauck:e 

1. Sprecher: Dietrich Frauboes · 2. Sprecher: Joachim Rödel 

3. Sprecher: Wolfgang Völz 

Sängerin: Kate Kühl · Sänger: Otto Hopf 

Der Nordberliner Falken-Chor, Leitung: Heinz Roese 
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ERSTER VERHANDLUNGSTAG 
MONTAG, DEN 19. MAI 1958 

(Beginn: 9.38 Uhr) 

Erich O 11 e n haue r: Genossinnen und Genossen! Die Verhandlungen 
des Parteitages sind eröffnet. 

Wir beginnen heute morgen mit der Konstituierung des Parteitages. Ich 
bitte um· Vorschläge für die Wahl des Präsidiums. 

Konstituierung des Parteitags 

Egon Franke : Genossinnen und Genossen! Für das Präsidium habe ich 
folgende Vorschläge zu unterbreiten: Für den gastgebenden Bezirk schlage 
ich vor, den Genossen Alex Möller zu wählen. Außerdem schlage ich vor, 
den Genossen Max Brauer für das Präsidium zu wählen. 

Als Beisitzer für das Präsidium schlage ich nach den Vereinbarungen 
mit den beteiligten~Bezirken vor: Für Berlin die Genossin Ida Wolff, für 
den Bezirk Niederrhein die Genossin Trude Wolff aus Solingen, für den 
Bezirk Franken die Genossin Gretl Otta aus Ansbach und für den'Bezirk 
Pfalz die Genossi~ Luise Herklotz. 

Erich O 11 e n haue r : Werden weitere Vorschläge gemacht? 

Ich glaube, wir sollten die beiden Vorschläge für die Präsidenten und 
Schriftführer akzeptieren, weil wir annehmen dürfen, daß die Rechte der 
Minderheit des Präsidiums durch die beiden Präsidenten genügend ge
wahrt sein werden. 

' Werden andere Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. 
Dann bitte ich die Delegierten des Parteitages, die für diese Vorschläge 
sind, um ein Handzeichen. - Gegenprobe. - Das Präsidium ist in der 
vorgeschlagenen Zusammensetzung einstimmig gewählt. 
Ich bitte die Mitglieder, ihre Funktion zu übernehmen. 

Vorsitzender Dr. Alex Möller: Genossinnen und Genossen! Im Namen des 
;i>räsidiums darf ich für das ausgesprochene Vertrauen herzlichst danken 
und die Versicherung abgeben, daß wir uns in den kommenden Tagen 
bemühen werden, dieses uns entgegengebrachte Vertrauen durch unsere 
Arbeit zu rechtfertigen. Wir bitten dabei um die Unterstützung ·der 
Delegierten. · 

Bevor wir mit unserer Arbeit beginnen, ist es mir ein besonderes Be
dürfnis, unseres schwererkrankten stellv. Vorsitzenden, Wilhelm Mellies, 
zu gedenken. Ich möchte weiter dem ebenfalls erkrankten Bezirksvor
sitzenden des Bezirks Südwest, Erwin Schoettle, unsere besten Grüße 
und unsere Wünsche auf baldige Genesung übermitteln. Ich hoffe, daß 
der Parteitag damit einverstanden ist. (Beifall.) 
Ich schlage vor, zunächst die Tagesordnung zu genehmigen. Ich bitte, die 
Vorlage Nr. 1 zur Hand zu, nehmen. Ich darf annehmen, daß der Partei-
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tag damit einverstanden ist, daß wir versuchen, die Tagesordnung so ab.: 
zuwickeln, wie sie sich aus der Vorlage Nr. 1 ergibt. 

Soweit der Arbeitsplan, Vorlage Nr. 3, in Frage kommt, sind noch einige 
Vorschläge zu machen, auf die ich zurückkomme, wenn Vorlage Nr. 3 auf
gerufen wird. 

Ich darf die Delegierten, die mit dem Vorschlag für die Tagesordnung 
-einverstanden sind, bitten, die Delegiertenkarte zu erheben. - Ich danke 
und bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Ich stelle die 
einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur Vorlage Nr. 2; das ist die Geschäftsordnung. Bezüglich 
der Geschäftsordnung darf ich darauf aufmerksam machen, daß hier zur 
gleichen Zeit der Antrag Nr. 1 d~ Unterbezirks München zu behandeln 
wäre. Dieser Antrag schlägt dem Parteitag vor, zu beschließen: 

„Die Redezeit in der Diskussion zu politischen Referaten wird nicht 
begrenzt." 

Es ist allerdings nicht klar, ob wir über Pfingsten hier tagen können. 
(Heiterkeit.) · 
Dann schlagen wir noch vor, den Antrag Nr. 23 mit zu behandeln, weil 
er sachlich zur Geschäftsordnung gehört. 

Im übrigen möchten wir zu Punkt 11der Tagesordnung, also zur Geschäfts
ordnung, vorschlagen, auch einen Antrag des Parteivorstandes und des 
Parteiausschusses mit zu behandeln, der folgenden Wortlaut hat: 

„Der Parteitag möge beschließen, l;>ei der Wahl der ehrenamtlichen 
Parteivorstandsmitglieder sind Stimmzettel, die mehr oder weniger 
als 25 Namen enthalten, ungültig." 

Dabei ist der Parteivorstand und der Parteiausschuß von der Tatsache aus
ausgegangen, daß die Delegierten den Auftrag haben, den gesamten Par
vorstand zu wählen und nicht Teile des Parteivorstandes. (Beifall.) 
Bezüglich der Geschäftsordnung darf ich vorschlagen, den Antrag Nr. 1 
des Unterbezirks München, die Redezeit in der Diskussion zu politischen 
Referaten nicht zu begrenzen, abzulehnen. 

1 

Zur Begründung des Antrags hat Genosse Demeter das Wort. 

Hans Dem et er, München: Genossinnen und Genossen! Wir haben 
gestern bei der Eröffnung des Parteitages gehört, daß hier in Stuttgart vor 
60 Jahr.en schon einmal ein Parteitag gewesen sei und daß die gleichen 
Probleme, die man damals behandelte, auch auf diesem Parteitag 
zur Behandlung stünden. Wenn Sie sich das Protokoll des damaligen 
Parteitages ansehen, werden Sie feststellen können, daß es damals keine 
Beschränkung der Redezeit gab, sondern daß man über die Probleme 
sehr lange diskutierte und sehr lange um den Standort der Partei 
gerungen hat. Wenn wir nun heute und in den kommenden Tagen hier in 
Stuttgart beisammen sind, so sind wir der Meinung, daß wir die Gelegen
heit benützen sollten,' um für alle Probleme, die vor uns stehen, die Zeit 
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zu finden und die Diskussionen so zu führen, daß sie nicht begrenzt ist. 
Wenn von einigen Delegierten gesagt wird, dann wiirde die Zeit zu lange; 
so kann ich dem nicht zustimmen; denn aus den Äußerungen, die hier 
gemacht werden, wird wohl zu entnehmen sein, daß dann nicht mehr 
so viele Diskussionsredner in Erscheinung treten als wenn man nur eine 
Redezeit von 10 Minuten hat. In diesem Fall wiirde maqcher glauben, 
er müsse eben auch noch das Wort ergreifen. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö II er : Wünscht jemand gegen den Antrag zu 
sprechen? - Das ist nicht der Fall. Es handelt sich um eine Änderung 
der Ziff. 6 der Geschäftsordnung. 
Wer für den Antrag des Unterbezirks München ist, die Redezeit nicht 
zu begrenzen, bitte ich um ein Zeichen. - Bitte, die Gegenprobe. - Das 
letztere war eindeutig die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. Ziff. 6 ist 
also nach Vorlage beschlossen. 
Darf ich fragen, ob Sie damit einverstanden sind, daß der Antrag Nr. 23 
für erledigt erklärt wird, da in der Praxis so verfahren wird und ver
fahren werden soll. 

Walter Möller, Frankfurt: Genossinnen und Genossen! Ohne den Wert 
von Programmen für den Ausgang von Wahlen zu überschätzen, sind 
wir doch bei der Diskussion nach der Wahl vom September im Unter
bezirk Frankfurt unter anderem zu der Auffassung gekommen, daß das 
Bemühen, das sich auch auf unserem Parteitag immer sehr deutlich ab
zeichnet, verschiedene politische Auffassungen in Sachfragen in General,
resolutionen zusammenzufassen, die möglichst alle Gesichtspunkte be
rücksichtigen möehten und daher oft in der Sache keine klare Meinung 
zum Ausdruck bringen, wesentlich daran beteiligt ist, daß weitgehend 
eine Unklarheit über das- Wollen unserer Partei auf manchen Gebieten 
entstehen mußte. Daher glauben wir, daß es der sachlichen Arbeit des 
Parteitages sehr dienlich wäre, wenn skh. der Vorstand von sicll: aus 
bemühen würde, ohne daß es dazu eines Drängens von .reiten der Dele
gierten bedürfte, solche verschiedenen Auffassungen in Alternativreso
lutionen dem Parteitag zur Abstimmung und zur Diskussion zu unter
breiten. Wir glauben, daß das Arbeitsergebnis damit nicht nur für den 
Barteitag selbst befriedigender, sondern auch für die Öffentlichkeit klarer 
zu werden verspricht. 
Auf dem vorigen Parteitag hatten wir gewiinscht, daß möglichst eine 
Antragsprüfungskommission gebildet wird, wie es vielfach auf anderen 
Parteitagen üblich ist. Diesem Antrag wurde von Genossen Ollenhauer 
widersprochen, und zwar mit dem Hinwe.Ls, man könne im Verlauf des 
Parteitages, je nach dem Gang der sachlichen Diskussion, darrüb~r ent
scheiden, ob eine solche Kommission notwendig ist oder nicht. Rück
schauend müssen wir leider feststellen, daß eine solche spätere Entschei
dung auf dem Parteitag in München nicht stattgefunden hat, obwohl es 
durchaus so war, daß bestimmte Anträge mit sachlichem Inhalt nicht in 
allgemeine Generalresolutionen des Parteivorstandes aufgenommen wor
den sind. Da wir nicht glauben, daß dieser Antrag sich dauernd wieder
holen sollte, möchten wir jedenfalls durch die Annahme des Antrags 23 
sicherstellen, daß dem Parteivorstand die Meinung des Parteitages mit-
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gegeben wird, er möge sich von sich aus bemühen, klare Alternativen 
herauszuarbeiten, über die wir dann auch entscheiden können. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 e r : In der Sache selbst scheinen mir keine 
Meinungsverschiedenheiten zu bestehen, Parteivoratand und Part.eiaus
sclluß sind der Auffassung, daß entsprechend diesem Antrag verfahren 
werden soll. Ich meine, wir .sollten das hier festhalten und von Fall zu 
Fall auf diesen Antrag zurückkommen, falls sich Ab,weichungen ergeben. 
(Zuruf: Abstimmung!) 
Es wird Abstimmung gewünscht. Wer für den Antrag Nr. 23 ist, bitte ich 
um ein Zeichen. - Gegenprobe. - Das erstere war die Mehrheit. Der 
Antrag ist angenommen. 
Nun kommt zur Geschäftsordnung der bereits erwähnte Antrag: 

„Der Parteitag möge bescllließen: Bei der Wahl der ehrenamtlichen 
Parteivorstandsmitglieder sind Stimmzettel, die mehr oder weniger 
als 25 Namen enthalten, ungültig." 

Kurt Matt i c k, Berlin: Genossinnen und Genossen! Ich möchte bean
tragen, über diesen Antrag erst abzustimmen, wenn wir zu dem Tages
ordnungspunkt „Wahlen" kommen. Ich möchte das begründen: 
Es ist möglich, daß nach den bisherigen Unterlagen nur 25 Vorschläge 
für diesen Wahlgang vorliegen. Dann kann man einen solchen Beschluß 
nicht fassen, weil es dann Zwang wäre, diejenigen zu wählen, die vor
geschlagen sind, ohne eine echte Auswahl zu haben. Dann muß es die 
Möglichkeit für einen zweiten Wahlgang geben. 
Ich beantrage daher, über diesen Antrag erst abzustimmen,. wenn wir zu 
dem Punkt „Wahlen" kommen. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Ich schlage vor, uns so zu verständigen, 
daß wir über diesen Antrag wie vorgeschlagen abstimmen, wenn die 
Wahl zum Parteivorstand vorgenommen wird. Insoweit bleibt also dieser 
Punkt noch ausgeklammert. 
Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. 
Dann darf ich bitten, zu bekunden, wer für die Vorlage Nr. 2 - Ge
schäftsordnung - ist. - Ich danke. Das ist die große Mehrheit. Die Ge
schäftsordnung ist entsprechend beschlossen. 
Wir korrimen zur Vorlage Nr. 3. Hier wird von Parteivorstand, Parteiaus
sclluß und Kontrollkommission vorgeschlagen, das Referat über die Be
ratungen des Entwm;fs eines Grundsatzprogrammes der Sozialdemokra
tischen Partei Deutschlands nicht am Mittwoch, sondern am Donnerstag 
früh stattfinden zu l:assen und dafür den Punkt „Aufbau der Partei
organisation" am Mittwoch, 21. Mai 1958, als ersten Punkt zu behandeln. 
Hier würde noch eine Ergänzung durch Max Kukil über die Arbeit der 
vom Parteivorstand eingesetzten Achter-Kommission zur Bearbeitung der 
Organisationsfragen vorzunehmen sei.n. 
Wenn der Parteitag damit einverstanden wäre, daß wir so verfahren, 
würde das weiter bedeuten, daß wir am Mittwoch von den Donnerstag
punkten 2, 3 oder 4 noch so viel behandeln, wie die Zeit zuläßt. Partei
vorstand und Parteiausschuß sind der Meinung, daß das Referat über das 
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Grundsatzprogramm am Donnerstagmorgen als erster Punkt auf die 
Tagesordnung gesetzt und als erster Punkt behandelt werden sollte. Am 
Donnerstagnachmittag sollen dann die Wahlen zum Parteivorstand er-
folgen. . 
Sind Sie mit diesen Änderungen des Arbeitsplanes einverstanden? - Das 
ist der FalL Ich darf die Zustimmung des Parteitages feststellen. Auf die
sem Arbeitsplan sind auch die Anfangszeiten vermerkt. Das Parteiprä
sidium möchte vorschlagen, die Mittagspause immer zwischen 13 und 
15 Uhr stattfinden zu lassen. Ferner sind wir der Meinung, daß wir schon 
morgens um 9 Uhr, nicht 'erst um 9.30 Uhr, beginnen sollen. Wie weit wir 
abends mit der Arbeit :kommen, hängt wohl von dem Ablauf der Be
ratungen ab. Wir möchten meinen, daß es richtig ist, zunächst einmal an 
18 Uhr festzuhalten, da abends noch verschiedene Veranstaltungen vor
gesehen sind, auch Zusammenkünfte der Delegationen. 
Wir können uns darüber von Fall zu Fall schlüssig werden. Ich würde 
nur bitten, daß der Parteitag damit einverstanden ist, daß die Mittag;;
pause auf die Zeit zwischen 13 und 15 Uhr festgelegt wird und morgens 
um 9 Uhr, nicht 9.30 Uhr begonnen wird. , 
Ich stelle das Einverständnis des Parteitages damit fest. 
Dann, Genossinnen und Genossen, ist die Mandatsprüfungskommission 
zu wählen. 
Egon Franke hat das Wort zur Unterbre~tung von Vorschlägen. 

Wahl einer Mandatsprüfungskommission 

Egon Franke, Hannover: Genossinnen und Genossen! Für die Mandats
prüfungskommission sind aus den Bezirken, die auf Grund einer Ver
einbarung zwischen Parteivorstand und Parteiausschuß dafür vorge
schlagen wurden, folgende Vorschläge gemacht worden: 

Bezirk Hannover: Genosse Fritz Arend, 
Bezirk Weser-Ems: Genosse Weert Cordes aus Aurich, 
Bezirk Südbaden: Genosse Alfred Frenzel, Kloster-Lechfeld, 
Bezirk Östliches Westfalen: Genosse Herbert Becker, Minden, 
Bezirk Saar: Genosse Willi Schmidt, Hirschweiler, 
Bezirk Rheinhessen: Genosse Willi Quetsch, Mainz, 
Bezirk Hessen-Nord: Genosse Hans Neusel, K;:issel-Land, 
Bezirk Niederbayern-Oberpfalz: Genosse Josef Folda, Landshut, 
Parteivorstand: Genosse Alfred Nau. 

Insgesamt sind es also neun Mitglieder. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Werden andere Vorschläge gemacht? -
Das ist nicht der Fall. Dann darf ich ohne förmliche Abstimmung fest
stellen, daß dem Vorschlag entsprochen worden ist. 
Ich darf die Genossen, die in die Mandatsprüfungskommission gewählt 
wurden, bitten, ihre Arbeit erst nach dem Referat Erich Ollenhauers auf
zunehmen. 
Ich· möchte noch darauf aufmerksam machen, daß die heute früh ausge
teilten Protokollabzüge ausdrücklich den Vermerk tragen, daß es sich 
um unkorrigierte Protokolle handeit. Es ist wichtig, darauf hinzuweisen. 
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Es ist eine große Anzahl von Begrüßungstelegrammen eingegangen. Ich 
darf vorschlagen, daß wir den Inhalt dieser Telegramme, soweit· es sich 
um Organisationen aus der Bundesrepublik handelt, den Parteitagsdele
gierten durch Vervielfältigung bekanntgeben, daß ich aber die Tele
gramme der Organisationen und · der sozialistischen Parteien außerhalb 
Deutschlands hier auf dem Parteitag verlese. 

Ich möchte Ihnen zunächst Kenntnis geben von folgendem Grußtele
gramm: 

,, Wir grüßen den Kongreß der deutschen Sozialdemokraten und wün
schen Ihnen den besten Erfolg. - Die Sozialdemokratische Partei 
Finnlands." (Beifall.) 

Ferner liegt folgendes Grußtelegramm vor: 

„ Wir wünschen Euch, lieqe Genossen, erfolgreiche Ergebnisse bei 
Euren Beratungen und begiiµlen Euch mit sozialistischem Gruß -
Polnische Sozialistische Partei, Hauptkomitee in der Bundesrepublik 
Deuts~land." (Beifall.) 

Es ~olgt dann eine Grußbotschaft des Internationalen Bundes jüdischer 
Arbeiter: 

„Wir wünsclien den Delegierten des Parteitages besten Erfolg bei 
ihren Arbeiten. Die jüdischen Sozialisten, die furchtbare Verluste in 
der Zeit zu erleiden ·hatten, da Nazi-Deutschland die jüdische Be
völkerung in den unterdrückten Gebieten vernichtete, fühlen sich 
Euch im Kampf für ein sozialistisches Deutschland verbunden. In 
einem Moment der Geschichte, da die Welt sich am Rande der völ
ligen atomaren Vernichtung befindet, ist ein Sieg des demokratischen 
Sozialismus in Deutschland zum Besten der Menschheit, ein Schritt 
auf dem Wege, die drohende Katastrophe aufzuhalten und wird die 
friedliche und demokratische Wiedervereinigung des deutschen Vol
kes beschleunigen. Wir hoffen, daß Euer Parteitag die besten Mittel 
findet, die Überreste des Nazismus und Rassenhasses in Deutschland 
zu beseitigen und so den Weg für den endgültigen Sieg vorbereitet." 
(Beifall.) 

Ich habe dann dem Parteitag Kenntnis zu geben von einer Grußbotschaft 
des Vorsitzenden der Soz.ialdemokratischen Partei Japans: 

,,Es ist eine große Ehre, die Gelegenheit zu haben, den deutschen 
Genossen die brüderlichen Grüße der japanischen SozJalisten ru ent
bieten. 

Ich bin sehr froh, und zugleich ermutigt dadurch, daß unsere sozia
listische Solidarität in dieseri Tagen durch Euren aktiven Kampf ge
gen den Atomtod noch gestärkt wird. 

In der Aprilsitzung des japanischen Parlaments hat die Soziaiistisch.e 
Partei die Initiative für eine Entschließung gegen nukleare Versuche 
unternommen, welche vom Parlament einstimmig angenommen 
wurde. Das gesamte japand.sche Volk lebt in der verzweifelten Hoff
nung, daß die Versuche mit diesen Waffen verboten werden. Die So-
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zialisten drängen auf ein Übereinkommen, das ein generelles Verbot 
solcher Massenvernichtungswaffen einschließt. 

Zur Zeit befd.nden wir uns im Wahlkampf für die am 22. Mai statt
findenden japanischen Parlamentswahlen. In diesem Wahlkampf 
appellieren wir an den Wähler hauptsächlich mit unserer Politik 
gegen die nuklearen Waffen und mit unserer Entschließung für ein 
atomwaffenfireies Japan. Die Reaktion des Wählers autf unsere Hal
tung ist gut. Wir sind der festen Überzeugung, daß gerade das japa
rnische Volk die Verantwortung hat, die Gefahren atomarer Waffen 
und nuklearer Versuchsexplosionen ru beseitigen. Die Japaner füh
len sich durch den starken Widerstand europäischer F,reunde .gegen 
nukleare Waffen und Raketen sehr ermutigt. W.ir japanischen Sozia
Usten sind besonders glückldch, zu wissen, daß die deutschen Genos
sen die F.frhnmg der Anti-Atom-Bewegung in Deutschland ülbernom
men haben. Dieser Widerstand gründet sich auf unsere sozialistische 
Solidarität und könnte sich als machtvoUer Impuls für ein Verbot 
nuklearer Waffen erweisen. 

Genossen, seien wLr vereint im Kampf gegen nukleare Waffen, lang 
lebe der Sozialismus!" 

Unsere luxemburgischen Freunde schreiben: 
,,Eurem Kongreß wünschen wir einen vollen Erfolg dm Interesse des 
deutschen Sozialismus und des Sozialismus im allgemeinen." (Beifall) 

Unsere italienischen F'lreunde schreiben: 
,,Es tut uns außerordentlich leid, daß w,ir d.n Anbetracht der bevor
stehenden politischen Wahlen -in Italien, die von ganz großer Be
deutung für unser Land sind, keine Delegation entsenden können, 
da sämtliche Genossen für den Wahlkampf mobilisiert sind. Wir über
senden dem Parteitag auf diesem Wege unsere herzlichen Grüße 
und unsere besten Wünsche für eine erfolgreiche Arbeit." (Beifall.) 

Ich lbirn davon überzeugt, daß der Parteitag unseren japand.schen und ita
lienischen Genossen einen vollen Erfolg -bei den bevorstehenden Wahlen 
wünscht. (Beifall) 
Nunmehr hat das Wort zu dem Refemt 

Frieden und Freiheit durch sozialistische Politik 

unser Parteivo·rsitzender Erich Ollenhauer. (Beifall) 

Erich Ollen haue r: Liebe Freunde! Genossinnen und Genossen! Frie
den und Freiheit müssen erhalten und gesichert werden, denn sie sind 
Voraussetzung und Inhalt jeder lebenswerten Ordnung. Seit unserem 
Parteitag in München im Juli 1956 ist diese Aufgabe noch dringlicher ge
worden. Die Bundestagswahlen am 15. September 1957 haben die not
wendige Wende in der deutschen Politik nicht gebracht. Die Mehrheit 
der Wählerinnen und Wähler hat für die Regierung Adenauer gestimmt. 
Die Sozialdemokratie ist trotz Stimmengewinn und trotz Verbesserung 
des prozentualen Anteils im Bundesgebiet die zweitstärkste Partei geblie-· 
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ben. Die Auswirkungen dieses Wahlausganges sind weitreichend und be
unruhigend. Die herrschende Gruppe in der CDU/CSU sieht in dem Wahl
resultat eine Bestätigung und eine Rechtfertigung für die Fortsetzung 
der Aufrüstungspolitik mit allen Konsequenzen und der Politik der 
Restauration bis zur autoritären Alleinherrschaft e i n er Partei. Die 
Politik der Bundesregierung befindet sich auf dem gefährlichen Weg zu 
neuen militaristischen und nationalistischen Abenteuern. 

Eine solche Entwicklung ist die unvermeidliche Konsequenz der innen
und außenpolitischen Haltung dieser Partei. Die Ursache für die Ver
schärfung der Lage ist die Ausweglosigkeit, in die die Regierungspolitik 
geraten ist. Sie könnte sie überwinden durch eine Neuorientierung ihrer 
Politik, aber dazu ist sie nicht willens und nicht fähig, vor allem nicht 
in ihrer Spitze. · 

Man hat in den letzten Monaten die gegenwärtige Lage oft mit der ver
zweifelten Situation deP Weimarer Demokratie in den Jahren 1930 b.is 
1933 verglichen, als Kommunisten und Nationalsozialisten mit verein
ten Kräften die Zerstörung der Demokratie betrieben. Dieser Vergleich 
stimmt nicht. 

Die heutige Situation birgt aus einem ganz anderen Grunde lebens
bedrohende Gefahren für die Demokratie in sich. Sie ergeben sich aus der 
Rüstungspolitik, die, wachsend mit jedem Jahr, die gesunde Entwicklung 
der Wirtschaft, die Stabilität unserer Währung und die soziale Sicher
heit bedroht .. Dadurch setzt man die Existenz der Demokratie aufs Spiel. 
Das deutsche Volk in der Bundesrepublik hat in den vergangenen zwölf 
Jahren eine beispiellose Aufbauarbeit geleistet. Auf ihr beruht in erster 
Linie der heutige Lebensstandard der Menschen, der immer wieder zu Un
recht als das alleinige Verdienst der Wirtschaftspolitik der Bundesregie
rung in Anspruch genommen wird; z. B. auch mit der tördchten Behaup
tung von Herrn Dr. Adenauer gestern bei Eröffnung des Wahlkampfes für 
Nordrhein-Westfalen in Dortmund, es sei erst dann in der Bundesrepu
blik wirtschaftlich wieder aufwärts gegangen, als 1947 die Zwangswirt
schaft der Sozialdemokraten durch die CDU gebrochen worden sei. (Hei
terkeit und Zurufe, u. a.: Das ist nicht neu!) Das ist nicht neu, aber es 
ist interessant für das Niveau, das der Bundeskanzler bei der Führung 
des Wahlkampfes in Nordrhein-Westfalen einzuschlagen gewillt ist. 
(Beifall) Statt diese friedliche Aufbauarbeit fortzusetzen, den Lebens
standard für alle in gerechter Weise zu erhöhen, gefährdet man jetzt 
diese Entwicklung durch eine Aufrüstungspolitik, die unvermeidlich zu 
ernsten wirtschaftlichen Schwierigkeiten, zu verschärften sozialen Span
nungen und damit zu innenpolitischen Gefahren führen muß. Wenn wir 
uns gegen diese Rüstungspolitik wenden, dann auch deshalb, weil wir 
nicht auf diese Weise die Resultate des ftiedlichen Aufbaus der vergan
genen Jahre gefährden wollen. 

Diese Sorge ist es, die die Menschen heute beunruhigt und ihr Gewissen 
wach werden läßt. Wesentliche Teile der Intelligenz sind auf dem Weg~ 
zur politischen Entscheidun~ für die Sache der Freiheit und des Friedens. 
Die jungen Menschen stehen in ihrer Mehrheit gegen jedes neue nationa
listische u_nd militaristische Abenteuer. (Beifall.) Unsere Kirchen ringen 
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mit Leidenschaft und Ernst um die rechte Entscheidung in den Lebens
fragen der Nation. 
Ausgelöst wurde diese Unruhe durch die Außenpolitik. Man mag es be
dauern oder nicht, die Außenpolitik wird unser Schicksal bleiben - vor 
allem, solange Deutschland gespalten ist. Das haben die außenpolitischen 
Debatten im Bundestag im Januar, im März und im April dieses Jahres 
und ihre tiefgehenden Wirkungen in der deutschen Öffentlichkeit · mit 
aller Klarheit bewiesen. Im Vordergrund steht die Atomrüstung. Unsere 
Gegner behaupten, wir hätten die Fragen der Atomrüstung so in den 
Vordergrund geschoben, um hier auf dem Parteitag anderen schwierigen 
Auseinandersetzungen über die Politik und die Führung der Partei aus
zuweichen. Unsere Tagesordnung und der Verlauf dieses Parteitags wer
den beweisen, daß diese Behauptung falsch ist. Man hat gesagt, wir 
appellierten an die Furcht der Menschen vor den Schrecken des Atom
todes; um uns eine bessere wahltaktische Situation bei den kommenden 
Landtagswahlen zu verschaffen. Nun, die positiven Leistungen der Sozial
demokratie in den in Frage kommenden Ländern sind so eindeutig, daß 
wir unter guten Voraussetzungen in die Wahlkämpfe gehen Und daß wir 
damit rechnen können, daß dem Sieg der Hamburger Sozialdemokratie 
im Oktober 1957 weitere sozialdemokratische Siege in den kommenden 
Landtagswahlen folgen werden. (Starker Beifall.) 
Im Kampf gegen die Atomrüstung geht es nicht um Taktik. Hier geht es 
um Leben und Tod. Die Einführung der Atomkraft in die Politik, in die 
militärische Rüstung, hat den Krieg als Mittel der Politik vollends zur 
Sinnlosigkeit werden lassen, wenn die Politik. noch Anspruch darauf er
heben will, das L e b e n der Menschen zu gestalten. Die Anwendung 
der Massenvernichtungswaffen endet im Nichts, in der totalen Zerstörung 
von Menschen und Gütern. Jeder denkende Mensch muß daher seine 
ganze Kraft daran setzen, dem Wahnsinn des Wettrüstens ein Ende zu 
machen. Die Forderung: ,,Kampf dem Atomtod, Kampf dem Atomwett
rüsten!" ist ein einfaches Gebot der Vernunft. (Beifall.) 

Völlig absurd ist die Einbeziehung der Bundesrepublik Deutschland in 
das atomare Wettrüsten. Atomare Rüstung bietet keine Sicherheit, - ato
mare Aufrüstung der Bundesrepublik angesichts des geteilten Deutsch
lands ist ein unverantwortliches Spiel mit dem Leben unseres Volkes. 
(Beifall.) Diese Aufrüstung schützt uns nicht, sie bringt uns der Kata
strophe näher. 
Der Beschluß der Mehrheit des Bundestages vom 25. März ist der weitest
tragende und verhängnisvollste Beschluß, der seit der Gründung der 
Bundesrepublik gefaßt wurde. Er wurde gefaßt unter Mißachtung und 
Mißbrauch des Willens der Mehrheit unseres Volkes und in Kenntnis 
dieses Mehrheitswillens; Die Mehrheit der Wähler, die am 15. September 
1957 für die CDU/CSU stimmte, hat mit ihrer Abstimmung der Regierung 
keinen Freibrief für die atomare Aufrüstung gegeben. (Beifall.) Die CDU 
selbst hat im Wahlkampf immer wieder feierlich erklärt, daß die atomare 
Ausrüstung der Bundeswehr nicht zur Debatte stehe. Die Regierung und 
ihre Mehrheit haben außerdem ihre Entscheidung ohne zwingende Not 
gefällt. Nach den vertraglichen Bestimmungen der NATO ist kein Mit
gliedsstaat verpflichtet, die atomare Aufrüstung durchzuführen. 
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Andere Mitgliedsstaaten der NATO - wie Dänemark und Norwegen -
haben die Einbeziehung ihrer Länder in die atomare .Aiu.ßrüslrung abge
lehnt; und niemand hat deshalb ihre Loyalität gegenüber der NATO :in 
Zweifel gezogen. Unsere Regierung dagegen hat in den Debatten über 
die atomare Aufrüstung der NATO-Streitkräfte Illicht einmal das Argu
ment der 'besonderen Lage der Bundesrepu/blik als Teil eines gespaltenen 
Landes vorgebracht. Sie war von vornherein entschlossen, den Beschluß 
anzunehmen und zu verwirklichen, und Herr Strauß hat ihn im Bundes,
tag mit Leidenschaft verteidigt, ganz im Stil alldeutscher militaristischer 
Großmannssucht, die wir alle zur Genüge kennen. (Lebhafter Beifall.) 

Liebe Freunde! Laßt mich auch in diesem·' Zlllsammenhang ein Wort 
offen sagen: 

Es gibt einfluß.reiche Kräfte im Westen, dde die Einbeziehung der Bun
desrepublik in die atomare Au:früstung begr.üßen oder sie für unerläß
lich halten. Wir Sozialdemokraten halten diese Politik aus deutschen und 
internationalen Gründen für verhängnisvoll. Mögen alle jene, die die 
Bundesrepublik Deutschland jetzt gar Illicht schnell genug als das Kern
stück europäischer NATO-Verteidigung sehen können, nicht eines Tages 
vor der bitteren Erkenntnis stehen, daß sie damit gerade jene Kräfte 
in Deutschland gefördert haben, die dn der Vergangenheit so oft durch 
ihr militaristisches Denken und Handeln Frieden und Sicherheit in der 
Welt gefährdet haben. (Lebhafter Beifall. - Bravo-Rufe!) 

Die Sozialdemokratie wird nicht müde werden, das atomare Wettrüsten 
zu bekämpfen und die atomare Ausrüstung der Bundeswehr 2lU verhin
dern. Mit unserem ganzen politischen Gewicht werden wir an der Seite 
derer stehen, die heute in der Bewegung „Kampf dem Atomtod" ihre 
Stimme erheben, angefangen bei den achtzehn Göttinger Professoren bis 
zu den zahllosen Wissenschaftlern, Schriftstellern, Künstlern, Geistlichen, 
Lehrern und Erniehern in allen Teilen der Bundesrepublik. Selten ist 
in unserem Volk das Bündnis zwischen den arbeitenden Menschen und 
der Intelligenz so eindrucksvoll und so machtvoll sichtbar geworden 
wie in diesen Wochen. (Lebhafter Beifall) 

Es ist ein Bündnis für ein hohes Ziel: Für die Sicherung von Freiheit 
und Leben der Menschen und Völker! 

Mit besonderer Freude erleben wir, daß der Deutsche Gewerkschaftsbund 
einen sehr aktiven Anteil an der Bewegung gegen die atomare Auf
rüstung nimmt. Es ist sein Recht und sein Auftrag, in einer so ,umfas
senden politischen und für das ganze Volk schicksalhaften Frage seine 
Meinung zum Ausdruck zu bringen, und seine Kundgebungen und Ak
tionen werden die volle Unterstützung der gewerkschaftlich organisierten 
Sozialdemokiraten finden. (Lebhafter Beifall) 

Im Kampf gegen die Atomrüstung handelt es sich aiber nicht nur um eine 
breite Bewegung aus allen Schichten unseres Volkes. Wir finden sie auch 
in anderen Ländern, in Großbritannien Wld dn Japan vor allem, und wir 
haben gerade heute morgen den Gruß der japanischen Sozialdemokratie 
gehört, in dem ausdrücklich auch die Gemeinsamkeit unserer Vorstel
lungen mi Kampfe gegen die atomare Aufrüstung unterstrichen wird. 
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Ich glaube, dieser Parteitag hat dU!rch seine Kundgebung bei der Ver
leirung dieses Grußes zum Ausdruck gebracht, daß wJr hoffen, daß gerade 
unter diesem Zeichen unsere japanische Bruderpartei aus den kommen
den Wahlen zum Japanischen Reichstag am 22. Mai mit einenn großen 
Erfolg hervorgeht. (Lebhafter BeifaU) 

Die Politik des atomaren Wettrüstens ist eine Poliitik der Sackgasse und 
der. Ausweglosigkeit. Das ist das wirkliche Dilemma der Außenpolitik der 
Bundesregierung - der Politik der sogenannten Stärke überhaupt. 

Es gibt eine andere, eine wirkliche Alternative, um Frtl.eden und F-reiheit 
2lU sichern. Die Alternative heißt: Abrüstung, ,international kontrollierte 
Abrüstung und Entspa~ung! 

Aus den Erk>lärungen beider Seiten - vor allem der Vereinigten Staa
ten und der Sowjetunion - geht hervor, daß sie keinen kriegenischen 
Korufldkt wollen, und es gilbt viele Gründe, die für dte Ernsthaftigkeit 
dieser Erklärungen sprechen. Das allein schon ist ein starkes Argument 
für die Beendigung des Wettrüstens. Aber die Fortsetzung des Wettrüstens 
ist auch deshalb sinnlos, weil beide Seiten heute schon über genügend 
Massenvernichtungswaffen verfügen, um sich gegenseitig und uns alle zu 
vernichten. Es ist eine völlig uninteressante Sache, ob der eine oder der 
andere in der Lage ist, diese Vernichtung nicht nur einmal, sondern vier
oder fünfmal zu vollbringen. 

Wenn das so äst, dann brauchen wtir vor allem eine aktive, konstruktive 
Abrüstungs- und Entspannungspolitik. Sicher ist das Ziel der Abrüstung 
und der Entspannung bei dem gegenwärtigen Mißtrauen auf beiden 
Seiten und bei der Kompli7liertheit der Materie nicht auf einmail zu er
reichen. Aber de:f Anfang muß gemacht und henbeigeführt werden. 
Warum werden die Versuchsexplosionen mcht eingestellt? Warum über
läßt der Westen der Sowjetunion den moralischen Erfolg der einseitigen 
Einstellung dieser Explosionen? (Sehr richtig!-Rufe. - Sehr gut!) 

Es ,gibt keinen politischen Grund für dde Fortset:ziung ddeser Versuche. iEs 
sind die Militärs, die die Durchführung des ersten Schrittes verhindern. 
Sie haben die paradoxe Situation in der westlichen Welt geschaffen, daß 
sie mit ihrer Politik der sogenannten militärischen Stärke die Politik als 
solche beherrschen, während die Sowjetunion inzwischen mit ihrer 
Stärke Politik betreibt. Solange alle Versuche, ru internatiiona•len Ver
handlungen über Abrüstung und Entspannung zu kommen, nur das Ab
fallprodukt militärisch-strategischer Überlegungen sind, wie das heute 
weitgehend der Fall ist, solange werden wir den politischen Notwendig
keiten der Zeit nicht ,gerecht. (Lebhaiter Bedfall) 

Ernsthafte internationale Verhandlungen über Abrüstung und Entspan
nung sind der einzige Weg, der uns aus der gegenwärtigen Sackgasse 
herausführen kann. Wenn wir nicht in der radioaktiven Verseuchung des 
atomaren Wettrüstens umkommen wollen, muß dieser Weg gegangen 
werden. Niemand kann mit Sicherheit einen Erfolg voraussagen; aber es 
ist unverantwort.lich und unverzeihlich, den Versuch zu solchen Verhand
lungen nicht endlich zu machen. (Lebhafter Beifall) 
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Es gibt das Risiko des Mißerfolges, aber dieses Risiko ist viel leichter zu 
tragen und weniger folgenschwer als das Risiko des atomaren Wett
rüstens, denn niemand verlangt die Preisgabe wichitiger politischer oder 
militärischer Positionen vor den Verhandlungen oder die Verschiebung 
des politischen und militärischen Gleichgewichts durch oder nach Ver
handlungen. Die These von den Vorleistungen, die bei uns immer wieder 
verkündet wird, ist doch eine . Erfindung des schlechten Gewissens 
(Sehr gut!) der deutschen Atom-Militaristen (Lebhafter Beifall) und kein 
wirkliches Argument. Nach ihrer Meinung ist der Verzicht der Bundes
republik auf die atomare Aufrüstung eine solche Vorleistung. Man muß 
schon - ich möchte sagen - NATO-süchtig geworden sein, um die Ver
hinderung eines lebensgefährlichen Risiikos für die Sicherheit des eigenen 
Volkes als unvertretbare Vorleistung zu bezeichnen. 

Uns geht es nicht um Verhandlungen an sich. Sie sind ja nicht Selbst
zweck. Sie sollen das Instrument einer bestimmten Politik sein. Nehmen 
wir das Gebiet der Abrüstung: Selbstverständlich müßten der Einstellung 
der Versuchsexplosionen weitere Schritte folgen. Ein wichtiges und drin
gendes Problem ist die Begrenzung der Zahl der Mächte, die Atomwaffen 
besitzen oder produzieren. Im Interesse des · Friedens darf diese Zahl 
nicht vergrößert werden. (Lebhafter Beifall) 

Es gibt Leute, die so stark dem alten nationalistischen Denken verfallen 
sind, daß sie meinen, man sei heute nur dann eine respektierte Groß
macht, wenn man zu den Produzenten der neuen mörderischen Waffen 
gehöre. Herr Strauß gehört offensichtlich zu diesem Typ; und die fran
zösisch-italienisch-deutsche Arbeitsgemeinschaft ist trotz aller Dementis 
auch ein Klub der Anwärter auf die Atommächte von morgen. (Lebhafter 
Beifall) 
Wir de-qtschen Sozialdemokraten werden uns jedem solchen Versuch der 
Erweiterung der Zahl der Atommächte durch die Einbeziehung der Bun
desrepublik mit aller Entschiedenheit wi·dersetzen; (Sehr gut!-Rufe -
Lebhafter Beifall) und wir wären glücklich, wenn das die gemeinsame 
Überzeugung und die gemeinsame Politik der Sozialisten in jedem dieser 
drei Länder wäre. (Lebh:a:ftw Beifall) 

Selbstverständlich muß das Problem der Kontrolle, der EinsteUung der 
Versuchsexplosionen, der Produktion und der Lagerung der Atomwaffen 
verhandelt werden, denn eine Vereinba.nmg ohne Kontrolle ist nicht 
wirksam und nicht vertretbar. Es ist ein schwieriges Problem, aber es ist 
heute, angesichts der begrenzten Zahl der Atommächte und des Standes 
der technischen Entwicklung, noch lösbar, wenn man den guten Willen -
und ein Mind~tmaß von Vertirnuen zueinander hat. Schließlich muß ein 
Abkommen über die kontrollierte Abrüstung der konventionellen Waffen 
angestrebt werden, denn auch die Fortsetzung des Wettrüs,tens mit kon
ventionellen Waffen und die Spekulation auf einen neuen Krieg mit die
sen Waffen allein sind unverantwortlich. 

Wir haben selbst erfahren, wie verheerend auch ein Krieg ohne Atom
und Wasserstoffbomben und ohne Atom-Sprengköpfe sein kiann. 

Wenn man aber den ersten Schritt der Einstellung der Versuche, der 
Kontrolle der Atombomben mit dem letzten koppeln will, den ersten 
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Schritt nicht tun will, ehe der letzte fest vereinbart ist, dann wird auch 
der erste Schritt niemals getan werden. (Beifall) 

Wir Sozialdemokraten bekennen uns zu der Politik der Abrüstung, weil 
die allgemeine international kontrollierte Abrüstung der einzige Weg zur 
dauernden Sicherung des Friedens und der Freiheit für die Menschheit 
iJSt und weil sie heute die einzige Möglichlkeit ist, die Völker aus der 
quälenden Furcht vor einer neuen Katastrophe zu befreien. 

Wir sind für Entspannung, eine Entspannung in Europa durch die Schaf
fung militärisch verdünnter Zonen, durch den Aufbau einer neuen Sicher
heilsordnung, die die heutige Bindung der Staaten in Mitteleuropa an die 
beiderseitigen Militärallianzen ablöst. Eine solche Entspannung wäre ein 
Element der Erleichterung und der Entlastung der internationalen Lage. 
Es gibt heute viele Vor,schläge und Pläne in dieser Richtung; sie sind 
Gegenstand internationaler Diskussionen, und sie werden nicht mehr 
von der Tagesordnung der internationalen Politik verschwinden. Wir 
begrüßen diese Entwicklung; denn sie ist eine Bestätigung der Grund
vorstellungen, die wir seit Jahren mit den Vorschlägen über die Schaf
fung eines europäischen Sicherheitssystems vertreten haben. Und lieh sage 
es auch hier noch einmal, daß es uns mit besonderer Genugtuung erfüllt, 
daß wir vor einer überei.ilstimmung der Auffassung zwischen der Bri-

• tischen Labour Party und uns auch in der Frage der Abrüstung stehen. 
(Beifall) 
Ich habe es gestern schon gesagt, und ich wiederhole es heute morgen 
aus einem besonderen Grund: Ich habe aus den Nachrichten von gestern 
ersehen, daß der Bundeskanzler in seiner Wahlrede als Vorsitzender der 
CDU in Dortmund wieder einmal den alten Trick versucht hat, aUJSlän
dische Sozialderrw1craten und Sozialisten als Vorbilder :flür deuh!che 
Sozialdemokraten hiiizustellen. Diesmal ist unser Freund Gaitskell das 
Opfer dieses Versuchs von Herrn Adenauer. Er zitierte eine Äußeriung 
unseres Freundes Gaitskell vom Freitagabend in Düsseldorf, in der Gait
skell die Haltung der Britischen Arbeiterpartei gegenüber der atomaren 
Rüstung in Großbritannien dargelegt und begründet hat - eine Haltung, 
die allgemein bekannt ist und die ja auch durch die Beschlüsse der letz
ten Jahreskonferenz der Labour Party ausdrtiicklich bestätigt wurde. 
Natürlich, die Schlußfolgerung von Herrn Adenauer ist: ,,Seht, wie ver
nünftig sind die Labour-Leute in England und wie kurzsichtig die Sozial
dem-0kraten in der Bundesrepublik." 

Was Herr Adenauer aber nicht gesagt hat, ist, daß Gaitskell in dieser 
Rede in Düsseldorf auch die Meinung vertreten hat, daß er es OOr richtig 
hielte, daß die Bundesrepublik atomar nicht aufgerüstet wird, ehe nicht 
der Versuch neuer Verhandlungen über eine Abrüstung und Entspan
nung gemacht wird. (Starker Beifall) 

Was er nicht gesagt hat, ist, daß Gaitskell in diesem Zusammenhang 
aufgefordert hat, auf der Basis seiner Vorstellungen der militärischen 
Entspannung in Europa, den Versuch einer neuen europäischen Lösung 
zu finden. 

Ich sage das deshalb, weil man hier einmal auch im Angesicht unserer 
ausländischen Freunde und vor der Weltöffentlichkeit so ein ganz frisches 
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Beispiel Adenauerscher Demagogie darstellen kann. (Starker lebhafter 
Beifall) 
Wir leugnen nicht, daß unser Interesse an einer Entspannung in Mittel
europa besonders groß ist. Sie ist heute eine wichtige Voraussetzung -
ja die Voraussetzung für erfolgreiche Verhandlungen über die Wieder
herstellung der Einheit Deutschlands. Eine isolierte Lösi,.ng des Deutsch
land-Problems ist unmöglich geworden. Die eingleisige, nur auf die volle 
Integration der Bundesrepublik in die westliche militärische Allianz be
dachte Außenpolitik der Bundesregierung hat entscheidend zu dieser 
Verschlechterung der Lage in der Frage der Wiedervereinigung beigetra
gen. Unsere Warnungen haben sich leide:r; als allzu berechtigt erwiesen. 
Und die Tragik ist, daß die Bundesregierung auch heute noch, angesichts 
des offenkundigen Fehlschlags der Politik der Stärke als Mittel der Wie
dervereirugungspolitik keine Außenpolitik betreibt, die der Wiederher
stellung der Einheit Deutschlands unmittelbar dienen kann. Das Fehlen 
jeder Initiative der Bundesregierung für V-erhandlungen über die Mög
lichkeit einer Entspannung in Europa, die Weigerung der Bundesregie
rung bis zum heutigen Tage, die Vorschläge für eine Entspannung auch 
nur ernsthaft zu prüfen, sind Beweise des mangelnden g1,1ten Willens 
dieser Regierung und ihrer Mehrheit, für die Wiedervereinigung tätig zu 
werden. (Starker Beifall) 
Gerade die Entwicklung in den letzten Monaten, seit Jahresbeginn, hat 
die Richtigkeit der Feststellung Gustav Heinemanns in der erregenden 
Bundestagsdebatte vom 23. Januar bewiesen, daß es zwischen uns und 
der Mehrheit des Bundestags in der Frage der Wiedervereinigung nicht 
nur Differenzen in bezug auf die Methode, sondern grundlegende Diffe
renzen in der Sache gibt. (Beifall) 
W:ir wollen das nicht verdunkelt sehen und das nicht verschleiern lassen. 
Wir wollen von der Wiedervereinigung nicht nur reden, wir wollen sie 
durch eine aktive Politik fördern und verwirklichen. Auch der Weg über 
die Entspannung zur Wiedervereinigung Deutschlands in gesicherter Frei
heit ist ein langer und beschwerlicher Weg - wir haben das nie ge
leugnet - ; aber er kann zur Wiedervereinigung führen, während der 
Weg der Bundesregierung von heute uns von der Wiedervereinigung im
mer weiter entfernt. 
Unsere Politik der Abrüstung und Entspannung ist nicht nur das Gegen
stück zur Aufrüstungs- und Blockpolitik von heute. Sie ist geboren aus 
einer grundsätzlich anderen Betrachtung der Weltlage und der sich dar
aus ergebenden Notwendigkeiten. Es geht um den Vqrrang der Politik 
vor den Atomkanonen und Atombomben. (Starker Beifall) Es geht um 
die konstruktive, positive Antwort der Demokraten und Sozialisten auf 
die geistige und politische Herausforderung des Bolschewismus und Kom
munismus, vor die wir in weltweitem Umfang gestellt sind. Die Sowjet
union und die von dhr beherrschten oder mit ihr verbündeten Völker sind 
eine Weltmacht erster Ordnung - militärisch, wirtschaftlich, politisch. 
Wir lehnen -ihre gesellschaftspolitischen Vorstellungen und Zielsetzungen 
ab; wir halten sie für unvereinbar mit den Grundsätzen der Freiheit, des 
Rechts, der Menschenwürde, des Se1bstbestimmungsrechts der Völker, 
und wir würden es für eine Katastrophe halten, wenn ihre Prinzipien 
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die herrschenden in der Welt würden. Aber das zu verhindern, ist :ru
erst eine politische Aufgabe. (Beifall) 

Sie ist bis jetzt nicht nur nicht gelöst, sie ist noch nicht einmal ernsthaft 
in Angriff genommen worden, denn die antibolschewistische Propaganda 
des Kalten Krieges ist doch nur eine mehr oder weniger schlechte Begleit
musik des reinen militärisch~n Machtdenkens, und ihre Erfolglosigkeit 
ist evident. · 

Die politische Aufgabe, vor der wir stehen, ist, den Völkern, allen Völ
kern, durch unsere Politik, durch unsere Taten zu zeigen, was wir wollen, 
und sie davon zu überzeugen, daß es vernünftiger und menschlicher ist, 
so zu leben, wie wir als freie Menschen und als freie Völker leben wollen. 

Es gibt heute in der Welt ganze Erdteile - Asien und Afrika -, viele 
Hunderte von Millionen von Menschen, die im Umbruch leben, am An
fang einer neuen Epoche ihrer nationalen Geschichte oder ihrer Rasse. 
Ihr Ziel, ihr Streben, ihre Sehnsucht ist im Grunde ganz einfach: Sie 
wollen in Frieden und Selbstverantwortung leben, geachtet als Menschen 
und Völker. Sie brauchen die internationale Zusammenarbeit zur Lösung 
ihrer wirtschaftlichen Probleme, sie brauchen Hilfe beim Aufbau ihrer 
Verwaltung, bei der Schulung und Erziehung ihrer jungen Menschen für 
die neuen Aufgaben der Selbstregierung und der Selbstverwaltung. 

Hier liegt die große Chance und die große Aufgabe vor allem des demo
kratischen Sozialismus; denn die Schaffung einer Welt freier Völker ist 
eines unserer großen Ziele. (Starker Beifall.) 

Es bleibt das große geschichtliche Verdienst der britischen Arbeiterregie
rung nach dem lµiege, daß sie durch die Freigabe von Indien und Burma 
der Welt ein Beispiel demokratischer und sozialistischer Freiheits- und 
Friedenspolitik gegeben hat. (Starker Beifall.) 

Das Zeitalter des Kolonialismus ist vorüber. Je schneller, je großzügiger 
und je menschlicher die Regierungen aus dieser Erkenntnis die Konse-

• quenzen ziehen, desto besser ist es für die demokratische Welt. Wir sind 
noch nicht so weit; wir haben jetzt vor allem das tragische Verhängnis 
des algerischen Konfliktes. Wir empfinden es besonders schmerzlich, weil 
es auch offene Gegensätze im sozialistischen Lager durch die Haltung 
unserer französischen Bruderpal'.tei ausgelöst hat. In unserer Partei be
steht über die Frage eine schmerzliche Unruhe; denn wir haben es als 
einen großen Fortschritt empfunden, daß in den letzten Jahren die fran
zösischen und deutschen Sozialisten sich in so vielen Fragen nähergekom
men sind, weil wir in einer französisch-deutschen Freundschaft ein Kern
stück europäischer Politik sehen. (Beifall.) 

Wir fühlen uns nicht berechtigt, zu kritisieren oder zu verurteilen. Dazu 
haben wir deutschen Sozialdemokraten es zu lange so unendlich schwer 
empfunden, daß wir derartigen Kritiken und Urteilen immer wieder aus
gesetzt gewesen sind. Aber in diesem Punkt handelt es sich um ein 
ungeheuer kompliziertes Problem, und niemand kann das im Ernst be
streiten, auch wir nicht. Es ist jetzt außerdem zu einer dramatischen 
Zuspitzung für die Existenz der Demokratie in Frankreich geworden. Wir 
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können in diesem Augenblick nur hoffen, daß es den demokratischen 
Kräften im französischen Volk gelingt, die Staatskrise zu meistern und 
die Demokratie gegenüber den Putschversuchen von Generälen und 
Nationalisten zu sichern. 

An unsere französischen Frel.!nde richten wir darüber hinaus den herz
lichen und dringlichen Appell, schnelistens nach einer friedlichen und ge
rechten Lösung des Algerien-Problems zu suchen im Geiste der Frank
furter Prinzipien-Erklärung unserer Internationale. (Starker anhaltender 
Beifall.) und im Geiste der Selbstbestimmung und der Selbstverwaltung 
des algerischen Volkes. (Beifall.) 

Liebe Freunde! Ich habe mich hier zum Sprecher der Unruhe in unserer 
Partei gemacht, weil auch ich zutiefst davon überzeugt bin, daß das 
Trauerspiel in Algerien schon jetzt eine kaum wiedergutzumachende Er
schütterung des Vertrauens der Völker in Asien und Afrika gegenüber, 
dem ganzen Westen herbeigeführt hat. (Sehr richtig! - und lebhafter 
Beifall.) 

Wir haben andere Beispiele der Unterdrückung und der Ausbeutung 
anderer Völker, vor allem unter kommunistischem Vorzeichen. Wir haben 
sie oft verurteilt, und wir verurteilen sie heute mit der gleichen Schärfe. 
(Beifall.) 
Aber hier geht es um die Verantwortung der demokratischen Welt, der 
demokratischen Sozialisten, die eine besondere ist, die für sich das Recht 
in Anspruch nehmen, die Prinzipien der Freiheit und der Selbstbestim
mung für alle Menschen und für alle Völker zu vertreten und zu schützen. 
(Starker Beifall.) 

Nur, wenn wir uns freimachen von den Belastungen einer überholten 
Kolonialpolitik, schaffen wir die Voraussetzungen für eine positive Part
nerschaft zwischen den Völkern der alten Welt und zwischen den Völkern 
Asiens und Afrikas. Dann ist die Bahn frei für die große politische Auf
gabe: Den jungen Völkern oder den Völkern in den Entwicklungsländern 
zu helfen aus eigener innerer Überzeugung, aus ihrem freien Willen, 
ihren Platz im demokratischen Teil der Welt einzunehmen. 

Und, Genossinnen und. Genossen: Es ist nicht nur die Frage, ihnen zu 
helfen. Es ist auch die Frage, wie wir uns verhalten, damit sie uns morgen 
in Vertrauen und Freundschaft im Konzert der internationalen Politik 
neben sich respektieren. (Lebhafter Beifall.) 

Natürlich, eine solche Politik erfordert eine große wirtschaftliche und 
finanzielle Anstrengung. Heute liegt auf allen Völkern die schwere Last 
militärischer VefPflichtungen. Auf die Dauer ist sie unerträglich. Wir 
können sie mindern, wenn wir d'.urch finanzielle und wirtschaftliche Lei
stungen die Unabhängigkeit und die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der 
Völker in den Entwicklungsländern fördern und stärken und d a du r c h 
eine größere Sicherheit für Freiheit und Frieden schaffen. Es ist in der 
internationalen Politik dasselbe wie in der nationalen Politik: Wirtschaft
liche und soziale Sicherheit der Menschen und Völker sind bessere Garan
ten für Freiheit und Frieden als die eingleisige Politik der militärischen 
Rüstung. (Beifall.) 
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Schaffen wir einen internationalen Fonds für die Entwicklungsländer. 
Stellen wir uns der großen Herausforderung unserer Zeit auf den Ge
bieten, auf denen wir stärker sind: im Geistigen, im Politischen, im 
Okonomischen. Dann kann diese Auseinandersetzung zugunsten der Frei
heitsideen der Demokratie und des Sozialismus gewonnen werden. 

· (Starker Beifall.) 

Es ist eine traurige Tatsache - ich möchte das an einem Beispiel illustrie
ren-, daß für solche Überlegungen in der Bundesrepublik nicht das ge
ringste Verständnis bei der Mehrheit des Bundestags und ihrer Regierung 
vorhanden ist. Es fehlt jede Initiative, jede Idee und jede Phantasie, was 
man hier tun könnte in einer Lage, in der es offensichtlich ist, daß in den 
beiden Erdteilen die Deutschen heute über ein großes Maß von Vertrauen, 
von Glauben und an gutem Willen verfügen, das einfach nicht für die 

,Sache. der Freiheit und des Friedens genutzt wird. (Beifall.) 

Im Gegenteil: Wir haben es erlebt, daß schließlich nach langem Ringen 
im alten Etat des vergangenen Jahres auf unser Drängen 50 Millionen DM 
für die Förderung dieser Aufgaben eingesetzt worden sind. Diesmal hat 
die Regierung sie von vornherein gestrichen, aus Mangel an Mitteln, wie 
es heißt. Das aber bei einem Rüstungsetat von 10,2 Milliarden DM. (Hört! 
Hört!) 

Ich glaube, es gibt kaum ein drastischeres Beispiel als dieses - wenn 
man will, kleine Beispiel - aus der Alltagsarbeit in c;ler heutigen Bundes
republik und ihrem Parlament. Aber dieses Verhalten der Mehrheit 
gegenüber einer positiv;en Außenpolitik außerhalb des militärischen 
Machtdenkens findet ja auch seinen Niederschlag in der Innenpolitik. Die 
Eingleisigkeit im außenpolitischen Denken, die Ausschaltung jeder ernst
haften Diskussion über Abrüstungs- und Entspannungsmöglichkeiten 
haben ihre gefährlichen Rüc:kwi-rkungen au{ die Innenpolitik. 

Das aufschlußreichste Beispiel der jüngsten Zeit dafür ist die Haltung 
der Regierung und ihrer Mehrheit gegenüber der Bewegung gegen die 
Atomrüstung und gegenüber der Volksbefragung. Hier hat die Regierung 
Adenauer seit März jedes Maß verloren. (Sebr richtig!) 

Sie bezeichnet die Anti-Atombewegung als einen demagogischen Appell 
an die Straße. (Ffui-Rufe!) 

Sie nennt die Volksbefragung einen Angriff auf die Verfassung, und Herr 
Strauß bezeichnet das Ganze als die vom Kreml angestrebte Einheit 
zwischen Kommunismus und Sozialdemokratie. (Lebhafte Pfui-Rufe.) 

Und jetzt hat der B,undeskanzler das Bundesverfassungsgericht bemüht, 
um die Volksbefragung in den Ländern' Hamburg und Bremen sowie in 
den Städten Frankfurt, Darmstadt und Offenbach zu verhindern. 

Ich habe es gestern schon gesagt: Das ist nur ein Beispiel dafür, daß 
diese Regierung mit schlechten Mitteln eine schlechte Sache zu retten 
versucht. (Sehr richtig!) 

. I 
Wir wissen nicht, was noch kommt. Der Bundespostminister hat bereits 
eine Anordnung erlassen, daß die Betätigung dn der Vor.bereitung von 
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Volksbefragungen und die Beteiligung an Volksbefragungen selbst a•ls 
ein Verstoß gegen die Dienstpflicht angesehen und disziplinarisch ge
ahndet werden wird. (Lebhafte Ffui-Rufe!) 

Ich will hier von vomherein ganz offen sagen: Wk werden In diesem 
Fall alle sich bietenden Möglichkeiten in Anspruch nehmen, um die 
Grundrechte aller Bürger gegen eine solche diktatorische, autoritäre Maß
nahme zu schützen und zu sichern. (Starker langanhaltender Beifall.) 

Was immer den Herren in der nächsten Zeit in ihr-er Verzweiflung noch 
einfallen mag: Die So:matderr1okratie wird den Kampf gegen dlie atomare 
Ausrüstung der Bundeswehrr mit allen dhr zur Verfügung stehenden ver
fassungsmäßigen Mitteln fortsetzen und steigern (Beifall), und sie wird 
dem Arbeit.sa1USSchuß „Kampf dem Atomtod" jede mögliche Unterstüt
zung angedeihen lassen. Man will uns beschimpfen, wir gingen auf die 
Straße. Ich möchte hier ganz einfach sagen: Wir sind seit langem nicht 
für eine so gute Sache und· in so guter Gesellschaft auf die Straße ge
gangen! {Bravo! und starker langanhaltender Beifall) 

In der Sache selbst sind das Verhailten und die Schritte der Bundes
regierung die ernsthafteste Gefährdung unserer demokratischen Ordnung 
seit der Existenz der Bundesrepublik. Die Behauptung der Bundesregie
rung, die Volksbefragung sei verfassungswidrig, ist eine unsaubere, durch 
nichts bewiesene Behauptung. {Bravo! Beifall) 

Die Erklärung des Innenministers Dr. Schröder, dlie Regierung werde mit 
allen verfassu~gsmäßigen Mitteln gegen die Bewegung und die 'volks
befu-agung vorgehen, weil sie verfassungswidrig sei, zeigt doch nur, dn 
welchem erschreckenden Maße der Minister für den Schutz der Ver
:ßassung das lnteresse der CDU und das Interesse der gegenwärtigen Re
gierung mit der Verfassung gleichsetzt. (Sehr gut! und Beifall) 

Sein Grundsatz: Verfassungsrecht ist, wii.s wir, die CDU und die Regie
rung, für Verfassungsrecht halten, ist ein Grundsatz, der ndcht aus der 
Sprache des Grundgesetzes, sondern: a,-µs einer kaum vergangenen ande
ren Periode deutscher Geschichte stammt. (Starker langanhaltender 
Beifall) 

Lassen Sde mich noch ein Wort sagen zum Herrn Verteiddgungsmind.ster 
Strauß, nicht, weil es mir Spaß macht, mit diesem Herrn an ddeser 
Stelle und in diesem Zusammenhang zu polemisieren. Alber es geht um 
eine andere wesentliche Sache für die Existenz der Demokratie in der 
Bundesrepubllik. Herr Strauß ist sozusagen aJls antibolschewistischer Ma
tador Nr. 1 (Heiterkeit) in die Arena dieser Auseinandersetzung gegan
gen, um die Mehrheit der Bevölkerung in unserem Land als Bolschewi
sten und Kommunisten zu düfamieren. Das ist eine unglaubliche Ver
giftung und Diffamierung in unserem politischen Kampf. {Sehr richtig! 
und Beifall) 

Das ist um so schlimmer, liebe Freunde, Genossinnen und Genossen, als 
Herr Strauß Verteidigungsminister ist. Er ist der zivile Chef der Bun
deswehr~ Sie ist im Aufbau und steht unter einem starken psycholo
gdschen Druck, nachdem die Frage der Aufrüstung der Bundesrepubldk 
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eine so heiß umstrittene Frage der deutschen Politik ist. Das oberste, 
das wichtigste Ziel des BUllldesverteidigungsminisiters müßte es daher 
sein, durch sein Beispiel und dll.llrch sein Vel'lhalten d~u bei2utrag,en, daß 
die Bundeswehr zu allen Schichten der Bevölkerung in ein Vertrauens
verhältnis kommt .(Sehr richtig und Beifall), vor allem auch zu jenen 
Men-schen, die bei aller Ablehnung der Außen- und Militärpolitik der 
gegenwärtigen Bundesregierung loyale Bürger unsP.res demokratischen 
Staates sind und die in dieses loyale Verhältnis zum Staat auch ihre Be
ziehungen zur Bundeswehr ohne Einschränkungen einschließen möchten. 
(Beifall.) Herrn Strauß aber interessiert nur die Macht an sich, die Ver
antwortung gegenüber dem Ganzen ist ihm gleichgültig, wenn es um die 
Behauptung seiner Position geht. 

Wir haben schon in der Weimarer Republik die Schwierigkeit gehabt, 
für den Posten des Reichswehrministers Männer zu finden, die immer 
wieder durch ihre Person und ihr Verhalten den Versuch machen sollten, 
die damalige Reichswehr· nicht in die innerpolitischen Auseinander
setzungen hineinzuziehen. Man hat immer, bis zuletzt, diesen Grundsatz 
zu wahren versucht. Aber der CDU/CSU ist es vorbehalten geblieben, 
einen Mann zum Wehrminister zu machen, dem es offenbar darauf an
kommt, einen ganz erheblichen Teil des Volkes zu „Feinden" zu stem
peln. Das ist nicht nur die Frage des politischen Stils, das ist ein unent
schuldbares Vergehen gegen die demokratische Grundordnung in diesem 
Land. (Beifall.) Die Sozialdemokratie wird nicht in den Fehler verfallen, 
diesen Mann und die Bundeswehr gleichzusetzen. Wir werden uns viel
mehr weiter darum bemühen, zu den Männern der Bundeswehr ein 
positives Verhältnis zu finden. (Beifall.) 

Liebe Freunde! Genossinnen und Genossen! So wie es un.sere Aufgabe 
ist, durch eine Politik der Verhandlungen und der Verständigung Frieden 
und Freiheit in der Welt sichern zu helfen, so kommt es im Innern darauf 
an, eine Politik zu bekämpfen, die den Versuch macht, die arbeitenden 
Menschen und ihre Organisationen - Partei und Gewerkschaften -
außerhalb der Verfassung und des demokratischen Staates zu stellen. 

Wir wissen, daß es auch heute außerhalb der Sozialdemokratie viel~ 
Menschen gibt, die Freiheit und Recht der Demokratie erhalten und 
sichern wollen. Wir begrüßen sie alle als Freunde und Verbündete. Sie 
dürfen zu der deutschen Sozialdemokratie das Vertrauen haben, daß 
sie getreu ihrer Tradition und ihrer Zielsetzung den Kampf gegen jede 
autoritäre und antidemokratische Entwicklung führen wird. Die deutschen 
Arbeiter und ihre politischen und gewerkschaftlichen Organisationen 
haben seit jenen Tagen, in denen vor hundert Jahren die ersten Schritte 
zu einer selbständigen Arbeiterbewegung unternommen wurden, die 
demokratischen Lebensrechte erkämpft, angefangen mit den Kämpfen 
im Preußen des Drei-Klassen-Wahlrechts und im Polizeistaat der kaiser
lichen Monarchie. Wir haben die demokratischen Grundrechte gegen ihre 
Feinde von rechts und links in der Weimarer Demokratie verteidigt, von 
der Durchführung der allgemeinen Wahlen zur Nationalversanimlung 
über' die Niederschlagung des Kapp-Putsches bis zur Ablehnung des 
hi tlerschen Ermächtigungsgesetzes. 
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Wir bleiben diesen Grundsätzen treu. Unsere Aufgabe ist es heute, die 
Freiheit und Demokratie auch innenpolitisch durch ~ine sozialdemokra
tische Politik zu sichern: Wahrung der demokratischen Grundrechte für 
jedermann, Sicherung des Rechtsstaates, Meinungsfreiheit und Toleranz, 
soziale Sicherheit für alle und vor allem freie Entwicklungs- und Bil
dungsmöglichkeiten für unsere junge Generation. (Beifall.) 

Wenn wir Freiheit_ Sicherheit und Frieden zu den vordringlichsten 
Punkten unserer Außenpolitik machen, dann müssen wir sie zuerst und 
vor allem im eigenen Haus sichern. Wir wollen die Einheit unserer poli
tischen Vorstellungen nach innen und außen, und wir wollen unsere Be
kentnisse zu Freiheit und Frieden nach außen durch die deutsche Wirk
lichkeit im Innern glaubhaft_ und überzeugend. machen. (Beifall.) 

Wir Sozialdemokraten sind Demokraten aus. Überzeugung und nicht aus 
Opportunismus. Für uns ist die Demokratie ein wesentlicher Bestandteil 
unserer politischen Grundeinstellung, weil sie auf dem Respekt vor dem 
Menschen begründet ist. (Beifall.) Das trennt uns von den Kommunisten, 
aber das trennt uns auch von den opportunistischen Machtpolitikern in 
der CDU und CSU. (Beifall.) 

Es besteht die große Gefahr, daß aus dieser Bundesrepublik ein Adenauer
Staat klerikaler und militaristischer Färbung wird. Die Sozialdemokratie 
hat die Aufgabe, ihren Kampf als Oppositionspartei so zu führen, daß 
aus der Mehrheit der CDU/CSU nicht ein Einparteienregime wird. Eine 
solche Entwicklung wäre das Ende der Demokratie. Die Verhinderung 
einer solchen Entwicklung fällt aber auch in die Verantwortung der 
CDU/CSU. Ihr Sieg am 15. September hat ihr das Mandat zu einer solchen 
Einparteienherrschaft nicht gegeben (Beifall), und sie hat Rechenschaft 
darüber abzulegen, was sie tut, um eine solche Entwicklung zu verhindern. 
Wir werden ihr nicht den Gefallen tun, uns außerhalb der Verfassung zu 
stellen. (Beifall.) Wir werden die Hüterin demokratischer Ordnung in der 
Bundesrepublik bleiben. Wir stellen auch die CDU/CSU vor ihre Verant
wortung gegenüber dieser staatspolitischen Schicksalsfrage: 

Das ist der Sinn der Entschließung der sozialdemokratischen Bundestags
fraktion vom 26. März 1958. Wir sind bereit, auch in diesem Bundestag 
eine Regierung zu unterstützen, die sich von der atomaren Aufrüstung 
abwendet und sich ernstlich konzentriert auf eine aktive Politik für den 
Frieden für ganz Deutschland und für die Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands. Eine solche Politik ist von der gegenwärtigen Regierung 
Adenauer nicht zu erwarten, aber die CDU/CSU wird vor die Frage ge
stellt, ob es bei dieser Regierung bleiben muß, bleiben kann und bleiben 
soll. Man hat uns gesagt, wir hätten .das Wahlresultat vom 15. September 
1957 wohl noch nicht zur Kenntnis genommen, denn das hätte ihnen die 
Mehrheit gegeben. Sie haben die Mehrheit der Sitze, aber sie haben nicht 
das Recht, eine neue Einparteiendiktatur auch in diesem Land aufzu
richten. (Beifall.) 

Das konstruktive Mißtrauensvotum ist ja nicht zur Bequemlichkeit der 
herrschenden Mehrheit geschaffen worden. Es auferlegt der Mehrheit 
eine erhöhte Verantwortung gegenüber Staat und Volk. Vor diese außer
gewöhnliche Verantwortung in dieser internationalen und inneren Lage 
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ist die CDU/CSU gestellt. Man mag das heute bestreiten. Aber ich bin 
sicher, daß man dieser Frage nicht ausweichen kann. Wir wollen die 
Verantwortlichkeiten in diesem Zeitpunkt völlig klargestellt haben. Sicher 
gibt es in diesem Bundestag keine Lösung, die den sozialdemokratischen 
Wünschen voll entsprechen kann; aber es gibt Lösungsmöglichkeiten, die 
uns herausführen könnten aus der Auswegslosigkeit der heutigen Politik 
in ein freieres Feld mit mehr Aussichten für Freiheit, Frieden und Einheit 
für unser Volk. 
Liebe Freunde! Genossinnen und Genossen! Wir werden in den nächsten 
Tagen über viele sehr praktische und sehr konkrete Fragen zu beraten 
haben, um unseren Standort zu bestimmen und den politischen Willen 
der Sozialdemokratie für uns selbst und für die Öffentlichkeit so klar 
wie möglich zu definieren." Es ist eine schwierige, aber eine notwendige 
und, wie ich hoffe, lösbare Aufgabe. Wir werden auf manchen Punkt, 
den ich hier angesprochen habe, noch zurückzukommen haben in bezug 
auf die praktischen Schlußfolgerungen, die wir auf einzelnen Gebieten zu 
ziehen haben. Wir werden auch eine erste Beratung über unser Grund-: 
satzprogramm haben. Dazu hat gestern, wenn ich das hier einfügen darf, 
Herr Adenauer auch einen Diskussionsbeitrag geliefert. (Heiterkeit.) 

Er hat sich nämlich ziemlich ausführlich mit dem Entwurf unseres Grund
satzprogrammes beschäftigt. Er ist natürlich bestürzt und besorgt um die 
Zukunft der deutschen Sozialdemokratie. (Heiterkeit.) 

Er hat darauf hingewiesen, daß er bisher nie gewußt habe, was die SPP 
wolle; jetzt habe er das Programm gelesen und habe die Lösung ge
funden, denn da sei auseinandergesetzt, daß der demokratische Sozialis
mus die Auffassung vertrete, weder die kommunistische noch die kapi
talistische Welt könne Frieden, Freiheit und Sicherheit für alle Völker 
auf die Dauer lösen. Er hat sich zunächst dagegen verwahrt, daß die 
Bundesrepublik auf eine Stufe mit der kommunistischen Welt gestellt 
würde, denn die Bundesrepublik sei doch kein kapitalistisches Land. 
(Heiterkeit.) 
Es sei doch töricht, mit solchen Begriffen zu arbeiten; das könnten nur 
blutleere Theoretiker oder machthungrige Bonzen tun. (Heiterkeit.) Auch 
eine sehr typische Sprache für den Chef der Regierung. Das Entschei
dende aber ist: Es paßt ihm gar nicht, daß die Sozialdemokratie hier er'
neut ihre Grunderkenntnisse theoretisch unterbaut. 

Der demokratische Sozialismus ist die Alternative sowohl gegenüber der 
kommunistischen Einparteiendiktatur wie gegenüber der Planlosigkeit, 
gegenüber der Verwirrung, gegenüber der Interessentenpolitik in der 
kapitalistischen Welt. (Lebhafter Beifall.) 

Ich bin der Meinung, daß es sehr gut ist, wenn wir erreichen, daß auch 
Herr Adenauer begreift, daß der demokratische Sozialismus seine eigene 
geschichtliche Position und Aufgabe hat und daß wir Sozialdemokraten 
entschlossen sind, in unserem Gebiet zu unserem Teil diese geschicht
liche Aufgabe zu erfüllen. (Lebhafter Beifall.) 

In seinen Vorstellungen wäre es sicher das Idealste, die SPD wäre eine 
- wie soll ich sagen - leicht rosa angehauchte Hilfstruppe der CDU/CSU. 
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Aber den Gefallen werden wir Herrn Adenauer nicht tun. Wir wollen 
ihm nur einen Rat geben: Wenn die CDU/CSU sich in den vor uns 
liegenden Kämpfen mit der Sozialdemokratie behaupten, wenn sie auf 
die Seite der fortschrittlichen Menschen treten will, die eine Neu
ordnung aus vernünftigen und sittlichen Gründen wollen, dann soll er 
nicht nur den Grundsatzprogrammentwurf der SPD lesen, sondern er 
soll das Ahlener Programm der CDU/CSU wieder einmal in die Wirk
lichkeit der Politik zurückführen. (Beifall.) 

Wir wissen, daß wir schwere Aufgaben vor uns haben, daß wir in 
schwere Kämpfe gehen: In den Kampf um die Verhinderung der atoma
ren Bewaffnung der Bundeswehr, in den Kampf um die Neubildung der 
Landtage, in den Kampf um die Erhaltung der inneren demokratischen 
Ordnung der Bundesrepublik. Wir gehen in diese Kämpfe im Bewußt
sein unserer Verantwortung und unserer Chancen. Die Sozialdemokratie 
ist heute der entscheidende unabhängige politische Faktor der deutschen 
Politik dank ihrer politischen und organisatorischen Unabhängigkeit (Bei
fall), die sie wie keine andere Partei hat. 

Unsere Partei ist entschlossen, durch ihre Innen- und Außenpolitik wei
ter zu bauen auf der Grundlage einer friedlichen Entwicklung, die auf 
den Trümmern des zweiten Weltkrieges und des Dritten Reiches durch 
die Leistung aller geschaffen wurde. Wir rufen alle, die diese Grundlagen 
nicht wieder durch eine wahnwitzige Rüstungspolitik erschüttern lassen 
wollen. Wir rufen alle, die wie wir für Freiheit und Recht, wirtschaft
licl;le Sicherheit und soziale Gerechtigkeit kämpfen wollen und für die 
diese Ideen die maßgebenden Grundlagen ihrer politischen Entscheidung 
sind. Unsere Parole heißt: Vorwärts zum Kampf, vorwärts zum Angriff, 
vorwärts zum Sieg! <Langanhaltender lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Der starke Beifall des Parteitages ist 
ein Dank an Erich Ollenhauer für das Röntgenbild, das er uns über 
unsere politische Situation gegeben hat. Es ist ein Röntgenbild, das in 
seinen schwarzen Schatten alle kranken Stellen des jetzigen Zustandes 
erkennbar macht. Wie diese zu beseitigen sind, ist Gegenstand der Be
ratungen unseres Parteitages. 
Ich darf darauf aufmerksam machen, daß mit zur Beratung stehen die 
Entschließung Antrag Nr. 199, die Entschließung Antrag Nr. 200 und die 
Entschließung Antrag Nr. 201. 

Die Entschließung Antrag 199 bezieht sich auch auf die vorliegenden An
träge 2, 3, 5 bis 12 und 14. 

Die Entschließung Antrag 200 bezieht sich auf die Anträge 185 bis 18Q. 
Diese Entschließungen und Anträge stehen mit zur Debatte. Wortmel
dungen liegen nicht vor. (Heiterkeit.) 

Es wird vorgeschlagen, eine Pause von fünf Minuten einzulegen. Es er
hebt sich kein Widerspruch. Wir vertagen uns um fünf Minuten. 

(Pause) 
Wir nehmen die Beratungen wieder auf und treten in die Aussprache ein. 
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Als erster Redner. hat das Wort Genosse Reventlow, N{ünchen. Ihm folgt 
Carlo Schmid. 

Rolf Re v e n t l o w, München: Genossinnen und Genossen! Ich glaube, 
es gibt niemanden, der die Worte des Genossen Ollenhauer bezüglich der 
Vorgänge in Frankreich und Algerien nicht ohne Vorbehalt unterschrei
ben würde. Eine andere Frage sii;id aber die zur Diskussion und zur Be
schlußfassung gestellten Anträge. 
Genosse Ollenhauer hat gesagt, daß es für uns als Deutsche schwer sei, 
heute kritisch Stellung gegenüber einer Bruderpartei der Sozialistischen 
Internationale einzunehmen, nicht nur, weil es sich um eine Partei in 
einem anderen nationalen Bereich handelt, sondern auch, weil die histo
rische Vergangenheit diese Beziehungen belastet hat. ·Aber, Genossinnen 
und Genossen, in der Frage des Algerienkrieges kommen wir, glaube ich, 
um eine Stellungnahme im Bereich der gesamten sozialistischen Be
wegung nicht herum. Ich glaube, wir erweisen unseren französischen 
Genossen auch einen besseren Gefallen, wenn wir klar aussprechen, wie 
wir über diese Probleme denken, vor allen Dingen in grundsätzlicher 
Hinsicht, als wenn wir etwa nur einen Appell an sie richten würden, 
eine Verständigung in Algerien zu suchen. 
Worum geht es? Es geht in Algerien darum, daß man in Frankreich von 
einer These ausgeht, die seit Jahrzehnten in Frankreich den Menschen 
eingehämmert wurde und die, gemessen an der historischen Entwicklung; 
falsch ist. Es handelt sich um die These, Algerien sei ein integrierender 
Bestandteil Frankreichs. Der Verlauf des Aufstandes in Algerien zeigt 
seit 1955, daß dem nicht so ist und nicht so sein kann, und daß auch die 
sogenannte Verständigung oder die administrative Neuordnung oder die 
Idee und der Versuch von Lacoste abwegig sind, die sogenannten Spe-: 
zialdelegationen der Gemeinden paritätisch zusammenzusetzen, während 
das tatsächliche Verhältnis der Bev91kerungsteile 1 zu 10 beträgt. Das 
Problem ist, daß wir bei unseren französischen Genossen zu wenig 
Kenntnis - es mag sonderbar klingen, wenn man das hier sagt - zu 
wenig Kenntnis des Landes und seiner wirklichen Verhältnisse vor
finden. Zu dieser Frage habe ich im „Vorwärts" in dieser Woche bereits 
grundsätzlich Stellung genommen. Aber zu den Entschließungen möchte 
ich der Meinung Ausdruck geben, daß die Entschließung des Parteivor
standes, die uns heute vorliegt, den Erfordernissen einer Stellungnahme 
dieses Parteitages nicht genügt, abgesehen vom ersten Absatz. Ich glaube, 
daß der Antrag „Mittelrhein/Frankfurt" der Stellungnahme der deut
schen Sozialisten oder der Sozialisten überhaupt zu dieser entscheiden
den Frage, der Stellung des demokratischen Sozialismus zum kolonialen 
Problem, das 1928 auf dem Kongreß der Internationale so ausführlich 
diskutiert wurde, mehr entspricht. 
Ich möchte daher anregen, daß man von dem Antrag des Vorstandes den 
ersten Absatz, aber mit einer kleinen Änderung übernimmt, denn „fran
zösischer Militärputsch" - das ist ein Ausdruck, den ich gerade hier 
auf einem deutschen Parteitag nicht anwenden würde. Ich würde sagen: 
der Putsch der Generäle und der Kolonialisten gegen die Französische 
Republik. Es besteht kein Zweifel, daß wir unsere französischen Genos-
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sen in dem Kampf um die Demokratie und die Republik unserer unein
geschränkten Solidarität versichern müssen, aber ebenso klar ist, daß 
wir ihnen sagen müssen, daß wir ihre Algerien-Politik, die Algerien
Politik, wie sie von einem Sozialisten geführt wurde, und die schon in 
früheren Jahren unter der Führung eines Sozialisten - damals, als die 
Wahlen zur Algerischen Nationalversammlung verfälscht wurden - leider 
stand, nicht billigen können. 

Es geht darum, unseren französischen Genossen zu sagen, daß das Phä
nomen der Neuentstehung von Nationsbegriffen und nationalen Abgren
zungen auch von ipnen, und zwar in dieser entscheidenden Frage für 
Frankreich erkannt werden muß. 

In seinem Beitrag zur Begründung einer sozialistischen Theorie über 
Nationalitätenfragen sprach der österreichische Führer und Theoretiker 
Otto Bauer in vergangenen Jahrzehnten von dem „Erwachen der ge-
schichtslosen Nationen". , 

Genossinnen und Genossen! Damals sprach man hierbei mehr von 
Europa „und anderen Gegenden". Heute sprechen wir in erster Linie -
und Ollenhauer hat es ja unterstrichen: Die Vertrauenskrise bei den 
kolonialen Völkern - von dem Erwachen der geschichtslosen Nationen 
im Bereich der ehemals von Europa kolonisierten Länder, und dieses 
Problem müssen auch unsere französischen Genossen begreifen. Wir müs
sen ihnen sagen, daß wir auf diesem Gebiet eine andere Stellung ein
nehmen. - Deshalb bitte ich Sie, den Antrag Hamburg-Frankfurt an
zunehmen mit der Ergänzung des ersten Absatzes der Vorlage des Par
teivorstandes und der Änderung, daß wir im letzten Satz dieses Absatzes 
nicht von einem französischen Militärputsch, sondern von einem Putsch 
der Generäle und der Kolonialisten gegen die Französische Republik 
reden. (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Ich darf darauf aufmerksam machen, 
daß wir nach Ablauf von neun Minuten klingeln werden, um dem Dis
kussionsredner die Möglichkeit zu geben, zum Schluß zu kommen. 

Ich darf weiter die Genossen der Mandatsprüfungskommission bitten, 
mit ihrer Tätigkeit zu beginnen. -Das Wort hat jetzt Carlo Schmid. Ihm folgt Heinz Langerhans, Saar-
brücken. (Lebhafter Beifall.) ~ 

Prof. Carlo Schmid, Frankfurt: Genossinnen und Genossen! Es ist kein 
Zweüel, daß der Umstand, daß wir am 15. September letzten Jahres nicht 
gesiegt haben, bei vielen ein Gefühl der Resignation hinterlassen hat, das 
Gefühl, wir Sozialdemokraten könnten nun einmal leider nichts anderes 
tun als abwehren, als zu bösen Dingen nein zu sagen; wir seien aber 
nicht imstande, zu gestalten - und es ist nun einmal so, daß sich die 
Wähler ungern hinter Menschen stellen, von denen man zwar weiß, daß 
sie nötig sind, von denen man aber fürchtet, sie würden sich nicht durch
setzen können. 
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Nun, Genossinnen und Genossen, das alles stimmt doch nicht, Wir haben 
doch nicht nur abgewehrt. Wir haben doch nicht nur „nicht mitgemacht", 
wir haben doch nicht nur uns bemüht, ,,nicht mitschuldig zu werden". 
(Lebhafter Beifall.) 

Wir haben doch gestaltet, wir haben doch bewegt, nicht nur kritisiert. 
(Lebhafter Beifall.) 

Um nur eines zu nennen: Wir haben doch, auch wenn wir nicht regieren 
konnten, weithin in ·der Welt die Menschen zum Umdenken gezwung~n, 
und das Umdenken ist der Anfang des Umgestaltens: 

Nehmen wir die Rüstung~ Darüber denkt man doch heute in der Welt 
anders als noch gestern. Ich meine damit nicht Konrad Adenauer; in 
dem bewegt sich nichts mehr. (Lebhafter Beifall. - Heiterkeit.) 

Aber in anderen hat sich etwas bewegt, und das ist im Begriff, die 
öffentliche Meinung der Welt in einer recht wirksamen Weise um
zugestalten. 

Unsere Argumente, die Entwicklung unserer Vorstellungen, sind in das 
Denken vieler wichtiger Menschen übergegangen. Ich wage zu behaup
ten, daß es ohne unser Verhalten nicht zu·r Erklärung der Göttinger 
gekommen wäre. Ich meine das psychologisch - daß ein Mann wie 
Kennan seine Gedanken nicht so entwickelt hätte, wie er sie entwickelt 
hat, daß ein Walter Lipmann nicht so denken würde, wie er heute denkt 
und schreibt. 

Ja - unsere britischen Genossen mögen mir vergeben - ich bin der 
Meinung, daß auch ihr Denken nicht so geworden wäre, wenn wir unsere 
Vorstellungen nicht so klar und best.ändig entwickelt hätten (lebhafter 
Beifall), und das ist etwas, was sich in der Welt auswirken wird. Diese 
Unruhe, die wir verbreitet haben, hat einiges von der Trägheit des Den
kens, der die Menschen so gerne verfallen, überwunden, und das i s t 
etwas. Die Welt denkt heute anders über diese Dinge, als sie gestern ge
dacht hat. Selbst ein Adenauer muß es mit dem Plagiat versuchen und 
uns einige unserer Parolen stehlen! (Sehr-richtig!-Rufe.) 

Nun, wir sollten auch nicht vergessen, daß das deutsche Volk aufhorchte, 
wenn wfr gesprochen haben. Das hat sich niedergeschlagen in dem 
Resultat von Meinungsbefragungen, die ergeben haben, daß weit über 
80 Prozent des deutschen Volkes nichts von Atombomben wissen wollen. 
Das ist doch etwas, das ist eine <Leistung, die w i r vollbracht haben 
(lebhafter Beifall), und es ist kein Wunder, daß sich die Regierung und 
die sie tragenden Parteien scheuen, diese Bilanz der deutschen öffent
lichen Meinung in einer weithin sichtbaren Weise, nämlich auf dem Wege 
der Volksbefragung, manifest werden zu lassen. 

Nun, all dies noch Ungestaltete gilt es zu erfassen und zu mobilisieren. 
Das ist heute unsere Aufgabe. Wie löst man sie? Indem man diese Dinge 
in den Vordergrund rückt und heute auf Parolen verzichtet, die bei den 
Wählern als negative Überlagerung dessen wirken könnte, was sich posi~ 
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tiv auswirken will. Man muß in der Problematik, die man aufwirft, 
Schwerpunkte bilden. Man kann nicht zu jeder Zeit jedes Ding zum 
Problem erheben, das heute zu lösen ist. Heute gibt es ein Problem Nr: 1, 
und das heißt: Wie bringt man die Atombombe zum Verschwinden? Dem
gegenüber sind die anderen Dinge zweitrangig, und wenn wir darauf den 
rechten Akzent legen, werden wir die Massen hinter uns bringen, dann 
werden auch Leute, die mit diesem oder jenem in unserem Programm 
vielleicht nicht einverstanden sind, sagen: Entscheidend ist - um der 
Atomwaffen willen -, daß die Sozialdemokraten die Partei werden, die 
regiert 

Nehmen Sie die Wiedervereinigung: Was ist denn da von der Politik der 
Stärlce noch übrig geblieben? In den Gesprächen, in der öffentlichen 
Meinung? Selbst die Regierung traut sich nicht mehr, ihre alte, liebe 
Formel zu gebrauchen! 

Unsere Vorstellungen, daß nur, wenn wir Deutschland aus den strate
gisch-politischen Gleichungen der Großmächte ausklammern, eine Chance 
zur Wiedervereinigung besteht, ist heute akzeptabel. Sogar die Leute der 
Regierung geben heute zu, daß 'es· unmöglich ist, zur Wiedervereinigung 
zu kommen, wenn nicht vorher zwischen den großen Mächten und den 
Deutschen eine Einigung über den politischen und militärischen Status 
eines wiedervereinigten Deutschlands zustande gekommen ist. Das ist 
nicht alles, aber diese Dinge sind im Gespräch, und damit, daß sie im 
Gespräch sind unter den Verantwortlichen und in der öffentlichen Welt
meinung, hat man einen wichtigen Schritt auf die Wiedervereinigung hin 
zurückgelegt, und wir können stolz sein, daß wir diesen Schritt mit ver
anlaßt haben. 

Nehmen wir die Ostpolitik: Was war denn bisher das Denken der soge
nannten Maßgeblichen? Es gibt einen Satellitenblock. Den ächtet man, 
mit dem spricht man nicht. Wir aber haben gesagt: Gerade, weil diese 
Staaten für uns gelegentlich unangenehm sind, muß man mit ihnen 
sprechen. Wir haben gesagt: Wie kann man denn die Wiedervereinigung 
Deutschlands ins Auge fassen, ohne daß unser Verhältnis zu Polen vorher 
geklärt wird? Wie kann man denn für die Ordnung Europas eine taugliche 
Formel finden, solange man nicht das Verhältnis Polens und der anderen 
mitteleuropäischen Staaten zu Europa geklärt hat? Wir haben erkannt 
- als die einzigen, die ersten zumindest -, daß es aus der besonderen 
Lage Polens heraus unumgänglich ist, daß dieser Staat in guten Bezie
hungen zur Sowjetunion steht - denn wenn er in schlechten Beziehungen 
zu ihr stünde, würde Polen aufgefressen werden! Daher gibt es - es gibt 
ja für uns, wenn wir an Mitteldeutsch.land denken, eine ähnliche Situa
tion - für die Polen und uns einen gemeinsamen Zwang, einen Zwang 
zur Solidarität, zu einer Gefahrensolidarität. Uns ist es aufgegeben, als 
eine Klammer zwischen Ost und West zu wirken, damit wir in Vor
stellungen der Freiheit leben können, die heute in der westlichen Welt 
Heimatrecht haben, und dem Osten gegenüber in der Sicherheit Das ist 
der Sinn des Rapacki-Plans gewesen und der Sinn unserer Bemühungen, 
diesen Plan wenigstens zum Ausgangspunkt internationaler Verhandlun
gen zu machen. Man hat das fast überall in der Welt begriffen, mit Aus
nahme der Koblenzer Straße in Bonn. (Lebhafter Beifall.) 
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Nichtsdestoweniger sind auch diese Dinge nunmehr im internationalen 
Gespräch. Weitgehend durch uns sind sie in dieses Gespräch gekommen, 
und das, Genossinnen und Genossen, ist eine Leistung, auf die wir stolz 
sein können. (Lebhafter Beifall.) 

Nehmen wir ein anderes: Wer außer uns Sozialdemokraten hat denn in 
Deutschland erkannt, daß wir schon mitten in einer zweiten industriellen 
Revolution leben, die uns Probleme stellt, ohne deren Lösung der Mensch 
vollends zum Roboter werden wird? 

Wer hat den Anfang gemacht, sich dagegen zur Wehr zu setzen? Nicht, 
indem man weinerlich klagt und die gute alte Zeit herbeiwünscht, son
dern indem man vorausdenkt, indem man anfängt, sich auf diese Zeit 
einzurichten und ihre Probleme überlegt, wie die der Automation, wie die 
der atomaren Energie für industrielle Zwecke, Probleme der Arbeitzeit, 
der Freizeit und der Bildung. Das sind doch Dinge, die nunmehr in 
Deutschland zu wirken beginnen. Denken Sie an das Echo des Parteitags 
in München, das noch nicht verhallt ist, und wir werden dafür zu sorgen 
haben, daß es weiter hallt. Da ist doch eine ganz neue Vorstellung von 
dem ·aufgekommen, was Kulturpolitik ist: nicht aus karitativem Denken 
dafür zu sorgen, daß auch der arme Arbeiterjunge in die gute Schule 
darf, sondern das Wissen darum, daß die Nation auf die Begabungen gar 
nicht verzichten kann, die in der Arbeiterschaft schlummern. (Lebhafter 
Beifall.) 
Ich sprach von Erziehung, Genossinnen und Genossen. Wir vergessen oft 
selber, welche gewaltige Erziehungsleistung wir vollbracht haben, indem 
wir in acht Jahrzehnten breite Schichten des Volkes, die dazu bestimmt 
schienen, nur Objekt des Willens anderer zu sein, .zu Individuen erzogen 
haben, indem wir verhinderten, daß die Arbeiterschaft in der Vermassung 
versumpfte; indem wir sie zu einem mächtigen Aktioi:iskörper ausgestalte
ten, der geladen ist mit Selbstbewußtsein. 

Und schaut: Die Arbeiterschaft ist doch die Kerntruppe bei der Bewe
gung der Gegenwart auf die Zukunft hin. Sie baut doch die Brücke vom 
Heute zum Morgen. (Lebhafter Beifall.) 

Und sie weiß, daß die Zukunft schon begonnen hat. Sie weiß, daß wir 
mit der Befreiung des arbeitenden Menschen aus den Zwängen der 
Objektsituation seelenlosen Mechanismen gegenüber für die Befreiung 
des Menschen schlechthin arbeiten, denn niemand kann frei sein, wenn 
nicht alle frei' sind! (Sehr gut! - Beifall.) 

Da wird das Wort Lassalles wahr, daß die neue Zeit gestaltet wird aus 
dem Bündnis zwischen der Arbeiterschaft und der „Intelligenz", wie 
man zu sagen pflegt. Sie werden schon verstehen, was ich meine; es 
liegt darin kein Hochmut. Heute ist das kein Problem mehr. Immer 
mehr sogenannte Intellektuelle erkennen, daß ihr politischer Ort bei uns 
ist, und daß sie auf den Weg treten müssen, den wir gebahnt haben; 
so wie immer mehr Arbeiter erkannt haben, daß dieser Weg mit von 
,Leuten angelegt worden ist, die man normalerweise „Intelligenzler" 
nennt. Dieses Zusammenwirken, dieses Sich-als-Einheit-erkennen - denn 
darauf kommt es an - wird den Schlü.ssel zum Öffnen der Tore zu 
einer besseren Zukunft schmieden. Dabei werden gewisse Tugenden ent-
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wickelt werden müssen, hüben und drüben: die Tugend der Geduld, der 
Bescheidenheit, vor allen Dingen aber muß das Herz dabei wirksam 
werd~n, denn wenn uns Sozialdemokraten etwas von anderen Parteien 
unterscheidet, ist es das, daß wir eine Partei sind, deren bewegende 
Kraft das Herz ist. (Starker Beifall.) 
Darum werden wir nach allen Seiten hin offen sein. Wir werden stolz 
sein auf uns, aber nicht im Sinne eines Sichbegnügens mit dem, was 
man getan hat mit uns zufrieden sein. Wir dürfen uns aber auch nicht 
unterschätzen; Bescheidensein ist etwas anderes als tiefzustapeln. Daß 
wir die Bundestagswahlen nicht gewonnen haben, ist schlimm, ist aber 
kein Grund, uns niedriger einzuschätzen, als uns gebührt. Wir haben 
einiges getan und geleistet; nicht alles, was geschehen muß, aber viel 
von dem, was geschehen konnte. Nicht das verdünnen, in dessen Zeichen 
wir einst angetreten sind, sondern es mit den Mitteln der Zeit angesichts 
der Wirklichkeit unserer Zeit mit aller Kraft zur Wirkung zu bringen -
das ist unsere Aufgabe! (Sehr gut! - Beifall.) 
Und stellen wir unser Licht doch ruhig auf den Scheffel - nicht prah„ 
lerisch, aber mit Selbstgefühl! Wo Selbstgefühl gespürt wird, da fühlen 
sich die Menschen angezogen. Tun wir das Erforderliche:! Öffnen wir die 
Türen nach allen Seiten! Verlangen wir von niemand, der zu uns will, 
ein Opfer seines Selbstgefühls oder die Unterwerfung unter das kaudi
nische Joch ein•es Dogmas! Erklären wir alle weltanschaulichen Dogmen 
für eine Sache der persönlichen Entscheidung des einzelnen! (Bravo-Rufe 
und Beifall.) 

Stellen wir die Ziele klar! Erklären wir uns bereit, wo es sein muß; ge
trennt zu marschieren, um immer vereint schlagen zu können! (Beifall.) 
Legen wir das Schwergewicht weniger auf die Formen als auf den Im
puls, der der ewige Beweger der Dinge ist! Der Sozialismus ist in erster 
Linie ein humaner Impuls. Er ist es, der uns alle verbindet, über alle 
unsere Meinungen über die Deutung der Welt hinweg! (Beifall.) 
Wenn wir das tun, dann werden wir auch numerisch die Kraft bekom
men, die der inneren, der geschichtlichen Kraft unserer Bewegung ent
spricht. Dann werden wir nicht nur stärker, dann werden wir dfe Star
ken! Dann werden wir die Kraft, die nicht nur die Geschichte b e e i n -
f 1 u s s e n kann, sondern die sie b e s t i mm e n wird, die Kraft, die ein , 
Stück der Welt - Deutschland - so einrichtet, daß dort die Wirklich
keit der menschlichen Existenz sich mit der Idee des Menschen wieder 
decken kann, das heißt mit der Idee des Schönen und Guten, mit der 
alten Sache der Menschheit, die nach dem Worte Karl Schurz' heißt: 
Freiheit! (Starker, langanhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Obwohl 
der Beifall die verlängerte Redezeit sanktioniert hat, darf ich die Bitte 
aussprechen, daß sich jeder Diskussionsredner an die Geschäftsordnung 
hält. Sie gilt für jeden. (Beifall.) 
Dann, Genossinnen und Genossen, darf ich die Genossen der Mandats
prüfungskommission bitten, sich links an der Tür bei Alfred Nau ein
zufinden, damit sie ihre Tätigkeit beginnen kann. 
Das Wort hat jetzt Heinz Langerhans. 
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Prof. Heinz Langer h ans, Saarbrücken: Genossinnen und Genossen! 
Im September wurde unsere Partei vom Wähler enttäuscht, der uns nicht 
hinreichend wählte. Am 25. März wurden wir im Bundestag direkter als 
je zuvor mit dem Atom, konfrontiert. Damit haben sich die Bezugspunkte 
aller Fragen, die wir seit dem September in unseren Reihen diskutierten, 
verändert. Die Frage ist nicht mehr nur und nicht mehr in erster Linie 
Anpassung an den Wähler, die Frage ist jetzt auch Anpassung unserer 
ganzen Politik wie unserer Organisation, ihrer Zusammensetzung und 
ihrer Arbeitsweise an die Bedingungen des Atomzeitalters, und zwar des 
Atomzeitalters in seiner ersten katastrophenschwangeren Phase des Miß
brauchs der neuen Mittel für Zwecke, für die sie gar nicht geeignet sind. 

Diese Änderung der Fragestellung in unserer innerparteilichen Diskus
sion schließt zugleich ein, daß an Stelle der Wahlarithmetik Aktionspro
bleme, sehr viel vielschichtigere und zugleich direktere Aktionsprobleme 
treten. 

Der Genosse Ollenhauer hat gestern von Anziehungskraft und von 
Schlagkraft gesprochen. Daran anknüpfend möchte ich sagen, daß ja die 
Anziehungskraft aus der Quelle unserer Schlagkraft kommt; und man 
muß hinzufügen, daß ja.Schlagkraft, genau betrachtet, nicht in die Gruppe 
der Hauptwörter, sondern in die Gruppe der Tätigkeitswörter gehört. Erst 
müssen wir einmal schlagen, und das haben ja auch die Reden sowohl 
des Genossen Ollenhauer wie in anderer Weise auch des Genossen Carlo 
Schmid. heute betont. 

Es will mir nun scheinen, daß wir erst langsam wirklich anfangen, die 
Probleme anzufassen. Wir sagen gern: Eine Volksbewegung muß es sein, 
muß es werden!, aber noch sind wir weit entfernt, den Widerstand über 
die auf das Parlamentarische bezogene politische Tätigkeit hinaus in das 
ganze !.eben des Volkes hineinzutragen. Zwar kommt der Widerstand 
aus den verschiedensten Parteigegenden und auch aus parteilosen Gegen
den, aber wenn wir fortfahren im üblichen Stile politischer Propagartd.a, 
besteht durchaus die Gefahr, daß man es w_ieder einmal als Parteipropa
ganda in großen Teilen unseres Volkes abtut. Statt Propaganda brauchen 
wir eine breite Massenschulung. Im Wahlkampf stand vor unserem 
Atomplakat - es war im Saarland - ein Bauer, der sagte: ,,Atom. -
was ist denn das?" Unterschätzen wir, Genossinnen und Genossen, bitte 
nicht die Arbeit, die hier von uns noch zu leisten ist! Wie intensiv haben 
wir denn die Durchführung der Entschließungen zu den Problemen der 
zweiten industriellen Revolution vom Münchner Parteitag, auf die mein 
Vorredner anspielte, betrieben? Sie finden diese Entschließungen in dem 
.Jahrbuch, das an alle verteilt worden ist. Erschöpfte es sich nicht zumeist 
in neuen Propagandaworten? Etwa ein Jahr lang nach dem Münchner 
Parteitag gab es Nachfrage in der Partei nach Referaten darüber. Dann 
fl.aute es langsam ab; das war zumindest meine Erfahrung. Sind wir uns 
denn klar darüber, wie eng diese Arbeit mit unserem Kampf gegen die 
atomare Aufrüstung zusammenhängt? Die unbestimmte Angst müssen 
wir durch genaue Kenntnisse ersetzen, den gefühlsmäßigen Protest durch 
die den neuen Bedingungen und Gefahren angemessene Umgestaltung 
der Gesellschaft. 
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Natürlich fängt es mit dem Erheben der Stimme an, aber das Erheben 
der Stimme tut es nicht gegen die Bombe. Hier muß alles zum Zuge 
kommen, unsere Schulpolitik, unsere Kulturpolitik. Es kommt aber auch 
darauf an, wirklich in den Einzelheiten, in Details auch diese Seite unse
rer Politik in einem direkten Zusammenhang mit unserem Widerstand 
gegen die atomare Aufrüstung zu verknüpfen. Wir sollten z . .B. versuchen, 
die Volkshochschulen zu einem Instrument außerhalb der propagandi
stischen Manipulation auszugestalten. Hier gibt es auch sehr viele neue 
Aufgaben für die Gewerkschaften. Die atomare Technik, die Elektronen
technik gehört nicht zu unserer Augwelt, zu unserer Ohrwelt, zu unse
rer Handwerkswelt. Wir müssen hier das im wörtlichen Sinne Unsicht
bare und Unanschauliche überhaupt erst in den Erfahrungskreis eines 
jeden hineinrücken. 

Ein weiterer Punkt ist die vielberedete Umstrukturierung unserer eigenen 
Organisation, unserer Partei in ihrer Zusammensetzung und in ihrer 
Form. Ich will mich hier mit einem einzigen illustrativen Satz begnügen: 
Es genügt ja nicht, die Physiker, Chemiker, Biologen, Ärzte rezitatorisch 
in unsere Parteiarbeit einzubeziehen. Unsere Partei muß ein akzeptabler 
Rahmen für alle Qualiflzierungsgruppen werden - mit Einschluß der 
Nobelpreisträger -, und das ist sie noch nicht. Das setzt aber völlig 
andere Bezugspunkte unserer organisatorischen Arbeit, als es die politi
schen Himmelsrichtungen techts und links sind, als es z. B. die berühmte 
Tür ist, die man nach rechts aufmachen soll. 

All dies sind langwierige Aufgaben. Glaubt denn zum Beispiel irgend 
jemand, daß die jüngsten Ereignisse in Frankreich, die praktisch djlS Ende 
der NATO einleiten, die Amerikaner gen.eigter machen werdeh, vom 
Gleichgewicht atomarer Feuerkraft wieder herunterzusteigen in das 
enorme Mißverhältnis der Mannschaftsstärken, der Bevölkerungszahlen 
170 Millionen gegen 90 Millionen? Glaubt denn das irgend jemand seit 
jenem für Washington schwarzen 13. Mai, an dem die algerische Gesandt
schaft mit einer Bombe bedacht und in Libanon eine amerikanische Biblio
thek demoliert und der Vizepräsident Nixon in Venezuela bespuckt 
wurde? - und all das außerhalb des Ostblocks. Bis auf alle absehbare 
Zukunft müssen wir uns auf den Widerstand gegen die Konsequenzen 
der Umrüstung in aller Welt einstellen. Auch insofern wird unsere Arbeit 
langwierig sein, wenn _ sie nicht plötzlich durch die Katastrophe abge
schnitten wird. 

Und hier möchte ich zum Schluß noch einmal ganz kurz auch auf die 
plötzlichen Uberraschungen hinweisen, die uns da beschert werden 
können, nochmals hinweisen auf den sehr schwarzen Hintergrund, 
gegen den unser Parteitag hier in Stuttgart tagt, nämlich auf die Krise 
der Französischen Republik. Es hat ja der gesamte Generalstab, die 
gesamte Generalität, der Oberbefehlshaber Eli demissioniert. General 
Salan, auf den man Hoffnungen gesetzt hat, war nach zwei Tagen über
gegangen zu Massu. Es ist ja gar nicht abzusehen, wie in einem Lande, in 
dem, wie jetzt in Frankreich, alle Weichen nach rechts gestellt sind, zum 
Beispiel, sagen wir, ein Generalstreik in der Lage wäre, die Bildung einer 
Linj{.sregierung zu erzwingen, die ihrerseits im Stande wäre, die aufrühre
rischen 500 000 Hochverräter in Algerien niederzuzwingen. (Zustimmung.) 
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Wir stehen also vor einer Verschärfung des algerischen · Krieges, vor 
seiner Ausweitung, ja wahrscheinlich am Vorabend der Wiederaufnahme 
des französisch-ägyptischen Krieges. Was werden die beiden Weltmächte 
dann tun? 
Ich habe diese paar Punkte hier angeführt im Hinblick auf den Antrag 
Nr. 7 des Ortsvereins Sa,_arbrücken, wo Sie in einer Zusammenfassung das 
etwas vollständiger vorfinden, und ich bitte Sie um Ihre Unterstützung 
für diesen Antrag Nr. 7. 

Vor~itzender -Dr. Alex M ö II er: Darf ich die Delegierten, die den Saal 
verlassen, darauf aufmerksam machen, daß der Eintritt nur möglich ist, 
wenn sie die Delegiertenkarten vorzeigen. 

Das Wort hat Franz Bögler. Ihm folgt Werner Stein, Berlin. 

Franz B ö g I e r , Speyer: Genossinnen und Genossen! Unsere Aktion in 
der Frage der atomaren Ausrüstung der Bundeswehr die Auffassung der 
Bevölkerung durch eine Volksbefragung für jeden deutlich zu machen, 
stößt auf den stärksten Widerstand der Bundesregierung und der CDU. 

Diesem Widerstand gegenüber gibt es über eine lange Zeit hinweg auf 
der Ebene der Länder und der Gemeinden viele Möglichkeiten für eine 
Fortsetzung und Verstärkung unserer Aktion. 

In Hunderten von Gemeinden haben wir sozialdemokratische Mehrheiten, 
die die Volksbe:l'ragung auf gemeindlicher Ebene beschließen können. In 
weiteren hunderten Gemeinden würden wir Verbündete finden, um 
solche Mehrheiten zu erzielen. Dabei sollten wir uns von dem Vorwurf, 
daß wir an die Straße appellieren, nicht beeindrucken lassen. (Sehr 
richtig!) 

Ich darf daran erinnern, daß die CDU gegen das niedersächsische Schul
gesetz in Hannover auf die Straße ging und daß an der Spitze des Demon
strationszuges der Präsident des Verfassungsgerichts von Rheinland-Pfalz 
marschierte. (Hört! Hört!) 
Ich sage: Es gibt auch auf Länderebene viele Möglichkeiten. Wir in 
Rheinland-Pfalz haben den Gesetzentwurf für eine Volksbefragung im 
Landtag nicht eingebracht. Wir kannten bereits die Erfahrung in München, 
wo der Gesetzentwurf zwar behandelt, aber von der Regierungsmehrheit 
abgelehnt worden war. In unserem Lande ließ die CDU erkennen, daß es 
im Landtag zu einer Debatte über einen solchen Gesetzentwurf gar nicht 
kommen werden. Daher wäre unsere Aktion im Landtag von Rheinland
Pfalz völlig verpufft. 
Nun bietet unsere Landesverfassung die Möglichkeit, durch ein Volks
begehren sowohl einen Gesetzentwurf durchzubringen als auch den Land
tag aufzulösen. Die Einbringung des Gesetzentwurfes hinwiederum durch 
Volksbegehren hätte die verfassungsgerichtlichen Maßnahmen auch gegen 
uns hervorgerufen, wie sie gegen Hamburg und andere zur Anwendung 
kommen sollen. Deshalb haben wir uns entschlossen, die Auflösung des 
Landtages von Rheinland-Pfalz durch Appell an die Bevölkerung in einem 
Volksbegehren zu betreiben. (Beifall.) 
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Und wir werden diese Aktion mit aller Vehemenz durchführen. Dabei 
können weder die Landesregierung noch das Bundesverfassungsgericht 
irgendwelche Schritte unternehmen. Wir glauben, daß wir durch diese 
Aktion in Adenauers eigenem Lande zu einer echten Volksbefragung il;1 
der Frage der atomaren Ausrüstung der Bundeswehr kommen . werden. 
Wenn wir die einzigen sein sollten, die diese Aktion durchführen kön
nen, dann bitte ich von dieser Stelle aus um die Unterstützung der gan
zen Partei. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Werner Stein, Berlin; 
ihm folgt Blachstein, Hamburg. 

Dr. Werner Stein, Berlin: Genossinnen und Genossen! Bevor wir die 
Ergebnisse unseres Parteitages von München zu Ende denken konnten, der 
sich vorwiegend mit der friedlichen Verwendung der Atomenergie be
faßte, sind wir erneut mit dieser Kraft konfrontiert, und zwar diesmal 
in ihrem anderen, in ihrem zerstörenden Charakter. Wir haben uns aus
einanderzusetzen mit der Existenz der Atomwaffen dieser Welt und da
mit, wie man diese fürchterlichen Waffen bekämpfen kann. 
Ich glaube, die Hauptschwierigkeit bei dieser Frage ist es, daß im Grunde 
genommen unser Vorstellungsvermögen versagt, wenn wir uns klar
machen wollen, was d_iese Waffen bedeuten. Die neue Sprache, die ge
eignet .ist, die für-chterliche Vernichtungskraft dieser Waffen zu kenn
zeichnen, ist noch nicht gefunden. Wenn man bedenkt, daß heute ein 
einziges Flugzeug dieselbe Vernichtungskraft tragen kann wie früher 
eine Million Flugzeuge, wenn man daran denkt, daß ein einziges Flug
zeug die zwanzigfache Vernichtungskraft tragen kann wie sämtliche 
Flugzeuge, die im zweiten Weltkrieg Deutschland angegriffen haben, 
wenn man daran denkt, daß am 1. März 1954 bei der ersten Atom
explosion einer Superbombe auf einem Bikini-Atoll die Amerikaner 
mehr Sprengkraft zur Explosion gebracht haben, als die Menschheit in 
ihrer gesamten Geschichte zuvor zusammengenommen, dann wissen wir, 
daß hier eine Kraft in die Welt getreten ist, für die der politische Wille, 
sie zu bändigen, erst eigentlich noch geschaffen werden muß .. Es erhebt 
sich in unseren Tagen die ganz ernste Frage: Ist das, was man _bisher 
immer so etwas großartig die „Krone der Schöpfung" genannt hat, nicht 
in Gefahr, eine Fehlkonstruktion der Natur zu sein? Steht nicht der 
technischen Intelligenz des Menschen eine soziale und politische Un
zulänglichkeit entgegen, die in dieser Mischung einfach tödlich sein kann? 
Genossinnen und Genossen! Es ist ein aufregendes Erlebnis, in einer 
Zeit zu leben, wo diese Fragen entschieden werden. Die große Aufgabe, 
die unsere Partei zusammen mit den anderen sozialistischen Parteien 
hat, ist, die Waagschale der sozialen politischen Intelligenz so zu be
schweren, daß diese Entscheidung zugunsten und nicht gegen den Men
schen ausfällt. Die Menschheit gleicht immer mehr einem Dinosaurier, 
der mit gewaltiger Wucht, aber mit einem Spatzenhirn durch die Gegend 
stampft, alles vernichtend, die Welt vernichtend, in der er leben will. 
Genossinnen und Genossen! Ich glaube, daß die langfristige Konsequenz 
dieser Situation die absolute Ächtung jedes Krieges sein muß - die 
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langfristige Konsequenz - und daß jeder politische Teilschritt nur einen 
positiven Sinn hat, wenn er sich auf dieses Ziel zubewegt. 

Lange Zeit wurde die Idee des Pazifismus belächelt oder als politisch 
irreal betrachtet Wer heute den Krieg noch als Möglichkeit zuläßt, muß 
als Alternative die völlige Vernichtung der Menschheit zulassen, und 
diejenigen, die nach diesen Kräften rufen, verbergen im Grunde genom
men dahinter nur ihre politische Ideenlosigkeit. Eine Form der politi
schen Ideenlosigkeit ist nun ein neues Argument, das unsere Gegner ins 
Feld führen, mit dem wir uns befassen müssen, weil es in der nächsten 
Zeit sehr oft auf uns zukommen wird. Das ist die Idee - diesen Ehren
nahmen vielmehr verdient sie gar nicht -, der absurde Gedanke des 
„begrenzter1 Atomkrieges", die Vorstellung, daß man einen Atomkrieg 
sozusagen in Raten führen könne und daß die Schattengrenze der totalen 
Zerstörung nie erreicht wird. Wenn man daran denkt, wie bereits zwei 
Weltkriege mit nichtatomaren Waffen diese Grenze der Begrenztheit 
bereits in ihren ersten Tagen überschritten haben, kann man gar keinen 
Zweifel daran hegen, daß dieser Gedanke nur geeignet sein kann, den 
alles zerstörenden Krieg mit um so höherer Wahrscheinlich,keit herbei
zuführen. 
Ist es auch Wahnsinn, Genossinnen und Genossen, so hat es doch Me
thode. Wir werden uns mit diesem Gedanken des begrenzten Atom
krieges überall auseinanderzusetzen haben, wo wir ihn treffen, und wir 
werden dem das gegenüberzusetzen haben, was in den Referaten und 
einzelnen Diskussionsanträgen bereits angesprochen worden ist, nämlich 
das Primat der Politik vor jeder Gewalt. 
Genossinnen und Genossen! Eine dieser politischen Ideenlosigkeiten 
äußert sich darin, daß über der militärischen Aufrüstung die wirklich 
entscheidenden Fragen, die auch etwas mit der Behauptung unseres Vol
kes und der freien Völker zu tun haben, vernachlässigt werden. 

Pädagogen haben zum Beispiel ausgerechnet - das wird in der Diskus
sion über die Kulturpolitik noch zum Ausdruck kommen -::-, daß etwa 
in der Bundesrepublik 40 000 Schulklassen fehlen. Auf der anderen Seite 
werden diese hohen Summen für die atomare Ausrüstung ausgegeben. 
Aber Atomwaffen sind kein Ersatz für fehlende Schulklassen. Im Gegen
teil! Sie sind der Grund, weswegen diese Schulklassen auch noch in den 
nächsten zehn Jahren fehlen werden. (Beifall.) 

Und der Kampf der verschiedenen politischen Ideen in dieser Welt, Ge
nossinnen und Genossen - darüber sollen wir uns keinen Täuschungen 
hingeben -, ist im Moment gar nicht in erster Linie ein militärischer, 
sondern er wird auf ganz anderen Gebieten ausgetragen, auf den Ge
bieten der Wirtschaft und auf den Gebieten der Volksbildung. Es gibt 
nicht wenige Menschen, die fürchten, daß der Kampf um die Schulen 
und Hochschulen im Westen bereits verloren ist gegenüber den anderen 
Völkern, die diesen Fragen erhöhtes Interesse zuwenden. Die Sowjet
union bildet heute schon im Jah,re mehr Techniker aus als der ganze 
übrige Westen zusammengenommen. 
Wir wissen, das tut sie im Rahmen eines politischen Systems, das wir 
ablehnen; aber um so mehr Wird dieses politische System gestärkt; und 
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was ist die Folge dieser Situation? - Die Folge wird sein, daß die 
Schwäche der Staaten, die heute glauben, eine Politik der Stärke führen 
zu müssen, durch diesen Rückschritt in den wichtigen Fragen der Volks
bildung, der wirtschaftlichen Produktivität usw., stärker wird und daß 
es deshalb in Zukunft immer wieder Leute geben wird, die nach noch 
mehr Stärke rufen, .um diesen Mangel wieder auszugleichen. Das ist ein 
Zirkel ohne Ende, an dessen Ende dann die totale Katastrophe steht. 

Es sollte einmal ein Anfang gemacht werden, und als einer der Anfänge 
ist hier schon die sofortige Einstellung der Versuchsexplosionen genannt 
worden. Wir wissen alle, daß die USA bisher noch jedes Mal in der Lage 
waren, der Welt bekanntzugeben, wann in der Sowjetunion eine atomare 
Explosion stattgefunden hat. über alle Atomexplosionen in der Sowjet
union sind wir immer schneller von den Amerikanern als von den 
Sowjets unterrichtet worden. Das zeigt doch, daß es sich hier um ein 
Gebiet handelt, auf dem die internationale Kontrolle sehr einfach zu 
erreichen ist. Ohne großen Aufwand könnte auf beiden Seiten ein Ver
such des guten Willens gemacht werden, um den tödlichen Zirkel des 
Mißtrauens zu durchbrechen, in dem die Menschheit befangen ist. 

Aber der Stop der Versuchsexplosionen genügt nicht. Es ist mit Recht 
gesagt worden, daß wir in unserem Lande gegen den Atomtod zu kämp
fen haben. Um es deutlich zu ,sagen: Der Kampf gegen den Atomtod 
heißt in unserem Lande „Kampf gegen die Atombewaffnung der Bundes
wehr!" 

Wir haben als nächsten Schritt die Volksbefragungen - oder eine Volks
befragung, je nach der Ebene - auf unser politisches Programm gesetzt. 
Wir haben gehört, daß die Bundesregierung diesen Volksbefragungen den 
stärksten Widerstand entgegensetzt. (Hört! Hört!) 

Ich möchte an dieser Stelle sagen: Daraus könnte sich die Konsequenz 
ergeben - wenn die Bundesregierung diesen sehr gemäßigten Schritt in 
der Auseinandersetzung verhindert -, daß wir uns überlegen, welches 
die nächsten Schritte sein werden. (Sehr richtig!) 

Es kann ja jetzt nicht einfach nur heißen: Wir machen die Volksbefra
gung, und wir werden daran gehindert. Wir kommen als Parteitag 
wahrscheinlich erst wieder in zwei Jahren zusammen. Was geschieht, 
wenn die Volksbefragungen tatsächlich durch verfassungsmäßige, durch 
juristische Mittel verhindert werden? Wir haben uns dann die nächsten 
Schritte zu überleg€n, und ich möchte es hier schon sagen: Es wird die 
Schuld der Bundesregierung sein, wenn die nächsten Schritte dann nicht 
mehr einen so begrern:ten Charakter haben werden und haben können, 
wie es bei der Volksbefragung der Fall ist. 

Es stellt .sich hier die Frage, bis zu welchen Mitteln wir gehen sollen. 
Ich glaube, wie hoch man in den Mitteln greift, das hängt davon ab, wie 
groß die Gefahr ist, die man bekämpfen will. Hier handelt es sich um 
eine tödliche Gefahr. Es gibt auch in unseren Reihen Genossinnen und 
Genossen, die "'or sogenannten radikalen Mitteln zurückschredcen, radi
kalen Mitteln, wie sie etwa Mittel gewerkschaftlicher Art sein können. 

63 



Ich möchte aber an dieser Stelle meiner Überzeugung Ausdruck: geben, 
daß manchmal ein radikaler Schritt der humanistischste Schritt ist, der 
viel Elend verhindern kann. (Beifall.) 
Die We~arer Republik ist einmal durch einen Generalstreik gerettet 
worden, im Jahre 1920. Als die Regierung nach Stuttgart ging, blieben 
die Arbeiter an ihren Plätzen und retteten die Republik. Aber wir wis
sen auch aus der Geschichte, daß es in der Weimarer Republik einen 
Generalstreik zu wenig gegeben hat. Wieviel Blut und Tränen hätten in 
der Welt vermieden werden können, wenn damals ein radikaler Schritt 
getan worden wäre. (Sehr richtig!) · 
Achten wir nicht immer nur darauf, ob ein Schritt im Moment radikal 
erscheint, sondern achten wir darauf, was dadurch auf lange Sicht der 
Menschheit an Elend erspart bleibt. Danach haben wir unsere politischen 
Schritte zu wählen. 
Ich darf abschließend sagen: Der Kampf gegen die Atombewaffnung, der 
Kampf gegen den Atomtod rechtfertigt die weitestgehenden Mittel, um 
die Menschheit vor dieser Gefahr zu schützen und zu bewahren. (Starker 
Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Peter Blachstein, Ham
burg. Ihm folgt Radke, Offenbach. 

Peter BI ach s t ein, Hamburg: Genossinnen und Genossen! Wir haben 
auf dem Parteitag in Berlin vor vier Jahren den Beschluß gefaßt, ~ngere 
Beziehungen zu den asiatischen und afrikanischen Völkern und zu den 
sozialistischen Bewegungen in diesen Ländern herzustellen. Was ist aus 
diesem Beschluß geworden? Es sind einige Genossen, Abgeordnete und 
auch Genossen des Parteivorstandes in Asien gewesen. Es sind Reisen 
unternommen und Kontakte hergestellt worden. Aber mir scheint, daß 
in diesem Beschluß mehr gelegen hat und daß man aus ihm hätte mehr 
machen können, als in dieser Zeit geschehen ist. Wir haben gleichzeitig 
durch unsere politische Passivität - teilweise durch Schlimmeres - an 
Ansehen bei diesen Völkern verloren. Ursprünglich war Deutschland, war 
die deutsche Arbeiterbewegung und die deutsche Sozialdemokratie eine 
große Hoffnung für die farbigen Völker, die um ihre Freiheit rangen, 
und für die, die sie bereits erkämpft hatten. Wir haben diese Völker ent
täuscht; sie setzen heute auch hinter uns als Sozialdemokraten ein Frage
zeichen. Sie fragen sich, wieweit unsere Beschlüsse ernst waren und ob 
wir wirklich entschlossen sind, für sie und ihren Kampf einzutreten. 
Bevor ich zu Algerien einige Worte sage, noch einen Hinweis: Wir soll
ten nicht nur an hohen Tagen uns mit diesen Fragen beschäftigen. Ich 
bin sehr dankbar für das, was Erich Ollenhauer hier von dieser Stelle 
aus gesagt hat, aber es ist etwas spät, möchte ich sagen, daß die deutsche 
Sozialdemokratie zu Algerien spricht. (Sehr richtig!) 
Ich meine, wir sollten bei dem Problem der unterdrückten Völker daran 
denken, daß hier ein Klassenkampf in moderner Form vor sich geht zwi
schen einer Minderheit von Menschen, die satt ist, und einer großen 
Mehrheit, die hungert. (Beifall.) 
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Genossinnen und Genossen, das dürfte nicht nur Stoff für !.-Mai-Reden 
oder Parteitage sein, das sollte in unserer Politik, zum Beispiel auch in 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder wo sonst immer, die Leit
linie werden. Die Hilfe, die wir geben sollten, darf nicht als eine karitative 
Angelegenheit betrachtet werden, etwa, vom Überschuß dieser westlichen 
Welt ein paar Brosamen - wenn alle Atombomben bezahlt sind - ab
zuzweigen. Die sozialistische Bewegung sollte das wirklich ernst nehmen 
und diesen Kampf gegen den Hunger und gegen die Unterdrückung zur 
Sache eines jeden Volkes machen, das frei ist und satt wird. 
Genossinnen und Genossen! Ist d~r Krieg zu einem Kavaliersdelikt ge
worden? Da gibt es Resolutionen, die sagen, man möchte prüfen, ob die 
Dinge in Aigerien mit den Grundsätzen der Internationale vereinbar 
seien. Wahrscheinlich wird Guy Mollet prüfen, ob seine Algerien-Politik 
mit den Grundsätzen der Internationale vereinbar ist. Ich muß sagen, 
ich schäme mich, daß wir hier - auch wenn es weh tut gegenüber einer 
Partei wie der französischen und ihrer Führungsspitze - nach drei Jahren 
Krieg meinen, prüfen zu müssen. (Sehr richtig! Beifall.) 

Was soll denn eigentlich geprüft werden? Und, Genossinnen und Ge
nossen: In dem Antrag 201, den uns heute Parteivurstand und Partei
ausschuß auf den Tisch gelegt haben, gibt es eine Formulierung, die mich. 
wirklich empört. Wenn man im dritten Absatz von den begangenen 
Terrorhandlungen spricht - von den auf beiden Seiten begangenen Ter
rorhandhµ1gen - und sie bedauert, so meine ich, daß das richtig ist. In 
jedem Krieg, und vor allem in einem Bürgerkrieg - was sich in Alge
rien abspielt, das ist ein Kolonial- und ein Bürgerkrieg-. gibt es natür
lich Grausamkeit.eo, und wir tun recht, dies zu bedauern. Aber was soll 
der Nachsatz „ebenso wie die Gewalttaten der algerischen Aufstands
bewegung die Möglichkeiten einer friedlichen Verständigung aufs schwer
ste gefährdet haben"? Hier werden doch die Opfer verhöhnt, weil sie 
in der Abwehr des Krieges vielleicht Mittel anwenden, die nicht gut 
sind. Aber, zu einem Freiheitskampf, zu einem Bürgerkrieg, zu einem 
Kolonialkrieg von Stuttgart aus, von einem hohen Roß aus zu erklären, 
daß man auch das verurteilt, scheint mir eine unmögliche Haltung gegen
über einem Volk zu sein, das im vierten Jahre kämpft. (Starker Beifall.) 
Ich möchte die Antragsteller sehr bitten, doch zu überlegen, ob sie diesen 
Nachsatz nicht weglassen können, damit nicht der Eindruck entsteht, daß 
wir die Opfer mit dem gleichen Maß messen wie die Mörder. 

Genossinnen und Genossen! Wir haben lange geschwiegen. Wir haben 
als Partei zu Sakiet geschwiegen. Man hat darauf gewartet, daß wir 
sprechen würden, und man hat es uns inzwischen schriftlich auf den Tisch 
des Parteivorsitzenden gelegt, was man von uns vor Jahren erwartet hat. 
Aber noch einen weiteren Gesichtspunkt, der die deutsche Politik im 
Verhältnis zu Nordafril1:a betrifft, müssen wir erwähnen: Es gibt eine 
Zeitungsmeldung, daß der jetzige französische Ministerpräsident Pflimlin 
an die atlantische Solidarität appelliert. Für ihn ist Afrika ein Prüfstein 
der atlantischen Solidarität. ,,Das Hauptziel unserer Außenpolitik besteht 
darin" - heißt es bei Pflimlin - ,,die atlantisc;he Solidarität auf diesen 
Teil der Welt auszudehnen, wo unser eigenes Sch.icksal, zugleich aber 
auch dasjenige aller freien Nationen auf dem Spiel steht." Ich glaube, 
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es steht ganz anderes auf dem Spiel, als die französische Regierung 
meint. Aber wenn wir daran denken, daß Herr Strauß vor nicht allzu 
langer Zeit in Afrika war, oder wenn wir an die Äußerung von Bren
tanos in Madrid denken - ,,Afrika muß Europa erhalten bleiben" -
und an die Bemühungen der deutschen Wirtschaft, seit Jahren in Afrika 
Fuß zu fassen, so beginnt mir zu grauen vor den Versuchen, uns jetzt -
sei es ,über die NATO oder sei es auf wirtschaftlichen Wegen - in die 
französische Kolonialpolitik in Nordafrika hineinzuzerren. (Sehr richtig!) 
Wir werden sehr aufpassen müssen, was geschieht; auch in dem Dreieck 
der französisch - italienisch - bundesdeutschen Rüstungszusammenarbeit, 
wovon Erich Ollenhauer heute morgen sprach. Vielleicht wäre Nordafrika 
ein ganz gutes Probierfeld. Und auf wirtschaftlichem Gebiet haben die 
Franzosen langsam etwas ungute Gefühle bekommen, etwa mit der Sahar;i, 
weil das 01 nicht ihnen gehört, und mit der Ölleitung, die sie bauen 
wollen. Wie schön, wenn man ein kleines Wort davorsetzt: eine europä
ische Ölleitung. Erstens bezahlen wir dann wahrscheinlich den Hauptteil 
der Kosten, und zweitens handelt es sich dann ja nicht mehr um ein 
französisches Kolonialunternehmen, sondern um den ruhmvollen Beginn 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in Nordafrika, als Fortsetzung 
der Politik der Bundesregierung, der DM-Zahlungen an Frankreich unter 
den verschiedensten Posten unseres Bundeshaushalts im vergangenen 
Jahr, etwa in der Höhe von einer Milliarde Mark. Das ist mit Recht von 
jenen, die die Opfer des französischen Kolonialkrieges sind, als eine 
Kriegsfinanzierung betrachtet worden, wenn auch unter völlig anderen 
Titeln im Bundeshaushalt und bei völlig anderen Verrechnungskonten im 
französischen Haushalt. Diese eine Milliarde Mark erscheint als ein Bei
trag zu den Kriegskosten, als ein Beitrag zur Verringerung dieser Kosten. 
Ich meine, wir sollten in diesen Dingen eine Sprache führen, wie sie 
Sozialisten geziemt. Wir sollten eine Politik treiben, die diesen Völkern 
wirklich hilft. Es hat auf mich gestern einen großen Eindruck gemacht, 
als uns der israelische Genosse in seinen Begrüßungsworten sagte: Wir 
arbeiten in Südasien - ich glaube, es ist Burma - in einer Re~he 
von Ländern und helfen denen, die Hilfe auf technischem und auf ande
ren Gebieten brauchen. Aber wir sind ein kleines Land. Wo bleiben -
er war so freundlich und hat nicht gesagt: Wo bleibt die SPD? Aber er 
hat gesagt: Wo bleiben die großen europäischen Parteien und Gewerk
schaften? (Starker Beifall.) 
Wir sollten uns, die deutsche Arbeiterbewegung, in Gang setzen, minde
stens dem kleinen Israel auf diesem Gebiet nachzufolgen. (Bravo! Star
ker Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Genosse Radke, Offen
bach. Ihm folgt Wischnewski, Köln. 

Olaf Rad k e, Offenbach: Genossinnen und Geno3sen! Das Thema des 
Referats des Genossen Ollenhauer lautete: ,,Frieden und Freiheit durch 
sozialistische Politik". Genosse Ollenhauer hat richtig gesagt, daß wir in 
der Bundesrepublik nur noch eine Kommune der Weltpolitik sind und daß 
daher die Außenpolitik heute - man könnte sagen: Gott sei's geklagt -
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auch unser inneres Verhältnis bestimmt. Wir üben uns ständig, daß wir 
die Begriffe Demokratie, Freiheit und Gerechtigkeit nicht aus der Er
innerung verlieren. Aber wir versuchen heute, alle diese Begriffe mit 
einem Attribut zu versehen. Wir sprechen von der „parlamentarischen" 
Demokratie. Die Bundesregierung spricht von „repräsentativer" Demo
kratie. Andere sprechen von „plebiszitärer" Demokratie. Von Freiheit 
sprechen wir, von „gesicherter" Freiheit; die Bundesregierung spricht von 
,,wohlverstandener" Freiheit. 

Gerechtigkeit. Was ist das? Hier hat man wahrscheinlich noch kein Attri
but gefunden. Das ist doch das Schlimme unserer Zeit, die Verwirrung 
der Begriffe, daß man das, was einmal einfach und unmißverständlich 
war, heute nur noch attributiv verständlich macht, damit man seine wirk
lichen Gedanken verschleiern kann. Diese großen Begriffe sind doch heute 
weiter nichts als eine Ideologie geworden, eine Handelsware, die jeder 
verwendet, der glaubt, auf dem politischen Parkett eine Rolle spielen 
zu müssen. 

Nun, wir haben, wenn wir von Frieden und Freiheit durch sozialistische 
Politik spre<:hen, auch in dieser Kommune der Weltpolitik, nämlich der 
Bundesrepublik Deutschland, eine letztlich vorgegebene innenpolitische 
Ordnung, die nach der grundgesetzlichen Regelung ebenfalls als Freiheit 
und Demokratie bezeichnet wird. Wie sieht sie aber aus, und was können 
wir tun, daß der Inhalt dieser Begriffe wirklich gesichert wird im Innern, 
denn dann, wenn sie abgebaut sind, dann hört es auf, daß wir für die 
bessere Welt noch konkrete politische Schritte in unserem Sinne unter
nehmen können. 

Wie · siept diese Freiheit aus, die Meinungsfreiheit z.B.? Nun will ich 
mich leider in ganz engen kleinen Kategorien bewegen im Verhältnis zum 
großen Flug der Außenpolitik. Wenn heute ein Betriebsratsvorsitzender 
nur ein Flugblatt der Gewerkschaften über wirtschaftspolitische Fragen in 
seinem Betrieb zur Verteilung bringt, hört die Meinungsfreiheit auf. Er 
wird kraft höchstrichterlicher Rechtsprechung aus seinem Amt entfernt 
wegen grober Pflichtverletzung und parteipolitischer Betätigung. So sieht 
doch die Freiheit aus, und die Rechtsprechung manifestiert hier, was sie 
unter Freiheit versteht. Und diese Freiheit sieht in der Praxis nun ein
mal anders aus, wie manche übungen zeigen. (Lebhafter Beifall.) 

Wenn wir die Rechtsprechung weiter verfolgen, wage ich zu behaupten, 
daß wir heute mehr faschistisches und nationalsozialistisches Gedanken
gut in den Urteilen bürgerlicher, zivilrechtliclier und öffentlich-rechtlicher 
Art finden. (Lebhafter Beifall.) 

Es geht so weit, daß ein namhafter Rechtslehrer und Präsident eines 
obersten Bundesgerichts, der Referent der Akademie für deutsches 
Recht unter dem berüchtigten Hans Frank gewesen ist, die ErgebniBse 
dieser Akademie für deutsches Recht, dieses nationalsozialistischen Inm.i
tuts, das verboten war· mit dem Tag des Inkrafttretens der ersten Kon
trollratsgesetze, und dessen Präsident zum Hauptkriegsverbrecher erklärt 
war, die Ergebnisse dieser Akademie in seinem neuen Lehrbuch als vor
bildlich hinstellt und seinen Schülern lehrt. So sieht doch die Praxis aus. 
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Und was tun wir dagegen? Die Frage ist zu stellen. Das ist ootürlich ein 
Problem der Kulturpolitik. Die Reform unserer Universitäten, in denen 
auch heute noch Lehrer lehren, die seit 1945 nichts hinzugelernt haben 
und das Vorherige nur weiter ausbauen, steht noch aus. 

Genossinnen und Genossen! Wenn man von der Demontage der Ver
fassung spricht, wie es Bundesinnenminister Schröder tut - ich scheue 
mich nicht, in diesem Raum zu sagen, der SA-Mann Schröder, denn seih 
heutiges Auftreten legitimiert dazu, ihm diesen Titel zu verleihen -, 
warum haben wir dann bisher noch keine Kommission ztir Untersuchung 
eingesetzt, inwieweit diese Verfassung nicht durch die Bundesregierung 
in den letzten fünf Jahren schon demontiert worden ist? Das ist doch 
unsere Aufgabe. (Lebhafter Beifall.) 

Ich glaube, wenn auch wir beginnen, Gerechtigkeit nur noch als positive 
Rechtsordnung zu verstehen, die wir vorgegeben hinnehmen, ohne weiter 
dagegen anzugehen und sie zu kritisieren, dann haben wir die Gerechtig
keit und unsere Aufgabe mißverstanden. Man soll nicht immer vom 
Rechtsstaat sprechen, wenn wir noch keine Verständigung über den Be
griff Rechtsstaat gefunde~ haben. (Beifall.) 

In der Entschließung 20-0 ist richtigerweise von den Verhältnissen in der 
sowjetisch besetzten Zone gesprochen und auch auf das hingewiesen, was 
dort vorgeht an Ausbeutung der Arbeitnehmer durch das dortige System. 
Ich vermisse aber, Genossinnen und Genossen, die gleichlautende Ent
schließung über den Akkorddruck und die Normenerhöhung, die den 
Arbeitnehmern in der Bundesrepublik auferlegt werden. Warum ver
gessen wir das, was sich in der- Bundesrepublik vollzieht? Vergessen 
wir doch nicht die harten Zahlen, daß 50 Prozent aller Rentner der deut
schen Sozialversicherungsanstalt vor Erreichung der Altersgrenze invali
diert werden müssen, weil sie nämlich durch diesen Akkord- und Nor
mendruck in der Bundesrepublik ausgebeutet wurden. Warum protestie
ren hier nur die Gewerkschaften und nicht mehr die Parteien? (Leb:. 
hafter Beifall.) 

Wenn wir glaubhaft sein wollen, müssen wir auch wieder einmal die Ver
hältnisse im Innern der Betriebe durchleuchten und feststellen, was da 
geschieht. Wir dürfen durch unser Schweigen nicht immer so tun, als sei 
hier alles in Ordnung. Wenn man manche Äußerungen hört, selbst von 
populärer sozialdemokratischer Seite, so glaubt man, daß in den heutigen 
Betrieben der Bundesrepublik alles in Ordnung sei. 

Ich habe den Genossen Carlo Schmid sehr ernsthaft angehört. Eines ver
stehe ich nicht: Seit wann wurde ein Mensch, der sich zur Sozialdemokra
tischen Partei bekennen wollte, schon seit Gründung, unter das kaudinische 
Joch einer Weltanschauung gezwungen? Wenn man die Parteigeschichte 
verfolgt, dann ist sie doch volil von Diskussionen um den richtigen Stand
ort. Warum wiederholen wir das heute und geben damit den Gegnern 
Recht, wenn sie sagen, wir seien eine dogmatisch überholte Partei. Das 
stim,mt doch nicht! (Lebhafter Beifall.) 

Genossinen und Genossen! Türen nach allen Seiten offen. Waren sie 
jemals geschlossen? Einmal weg von der Persönlichkeit des Genossen 
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Carlo Schmid: Was soll dieses inhaltslose Bla-Bla, wenn die Geschichte 
der Partei bisher das Gegenteil beweist? (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö II er: Das Wort hat Genosse Wischnewski. 

Hans-Jürgen Wisch n e w s k i, Köln: Liebe Genossinnen und Genossen! 
Als ein Vertreter eines antragstellenden Bezirks in der Algerienfrage 
einige ganz wenige Worte. 
Wir freuen uns darüber, daß Genosse Ollenhauer diese Frage hier an
gesprochen hat. Wir freuen uns darüber, daß er von der Freundschaft zu 
der französischen sozialistischen Partei gesprochen hat. Freundschaft 
bringt aber zwangsläufig eine Reihe von Konsequenzen mit ' sich. Zu 
Leuten, die einem gleichgültig sind, spricht man elegant; zu Leuten, 
mit denen eine echte Freundschaft verbindet, spricht man in aller Deut
lichkeit, Genossinnen und Genossen! Ich halte den Antrag des Partei
vorstandes zur Algerienfrage für elegant und für nicht deutlich genug. 
Ich möchte deshalb bitten, daß der Parteitag sich dazu entschließt, den 
Vors•chlag, den der Genosse Reventlow hier gemach.t hat, anzunehmen. 

Dazu noch einige wenige Fakten. Die algerische Freiheitsbewegung unter
hält in der westlichen Welt eine Reihe von Büros. Die algerische Frei
heitsbewegung ist über die Haltung des Westens enttäuscht. Mir ist be
kannt, daß vor wenigen Wochen eine Tagung des algerischen Freiheits
rates stattgefunden hat, in der man sich überlegte, ob man die Büros im 
Westen sch.ließen und dafür nicht ein Büro in Moskau errichten soll. Das, 
Genossinnen und Genossen, ist auf die unkonsequente Politik im Westen 
zurückzuführen: 

Es ist mir weiter bekannt, daß das Rote Kreuz der sowjetischen Besat
zungszone seit zwei Jahren, glaube ich, sieh regelmäßig darum bemüht, 
den Algeriern Medikamente und ähnliche Dinge zukommen zu lassen. Das 
geschieht sicher nicht aus Nächstenliebe, sondern aus rein politischen Er
wägungen heraus. Daraus ergeben sich für uns eine Reihe von Konse
quenzen. Nach meiner Auffassung müssen wir in dieser Frage eine ganz 
klare und deutliche Sprache sprechen. Wir müssen daran interessiert sein, 
daß die Bevölkerung in Algerien für den Sozialismus gewonnen wird.· Der 
algerische Minister Lacoste, der Mitglied der französischen Sozialistischen 
Partei ist, wird sicher nicht in der Lage sein, das algerische Volk zu diesem 
Schritt zu bewegen. 

Daß die Freiheit für Algerien kommt, darüber gibt es keinen Streit mehr. 
Ich glaube,' diese Frage ist entschieden. Es ist aber noch. nicht entschie
den, ob Algerien dann ein feudalistischer Staat oder ein sozialistischer 
Staat wird. Ich meine, hier haben wir alles zu unternehmen, um die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß Algerien ein sozialistischer Staat 
werden kann. Mir ist bekannt, daß einige Freunde der algerisch.en Frei
heitsbewegung hier anwesend sind. (Beifall.) 

Ich bedauere es außerordentlich, daß man ihnen nicht die Möglichkeit 
gegieben hat, ihrem Wunsche entsprechend ein Grußwort an den Partei
tag zu richten. (Hört! Hört!) 
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Man hat mir eine Schrift der algerischen Freih!;!itsbewegung überreicht, 
und ich darf diese Schrift im Namen dieser Freunde an das Präsidium 
weitergeben. 
Genossinnen und Genossen! Wir haben für die Freiheit Ungarns demon
striert. Demonstrieren wir auch für die Freiheit Algeriens! (Lebhafter 
Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M 61 I er: Das Wort hat Genosse Franz Marx, 
München. 

Franz Marx, München: Genossinnen und Genossen! Der Genosse Ollen
hauer hat den Ausgang der Bundestagswahlen als beunruhigend für die 
deutsche und europäische Politik bezeichnet. Wir können wohl allgemein 
feststellen, daß wieder einmal unsere Analysen über die politische Entwick
lung und die möglichen Konsequenzen der heutigen Politik richtig sind. 
Wir werden bei diesen Analysen an das Jahr 1933 erinnert. Auch damals 
waren unsere Analysen richtig, und die Möglichkeiten der Konsequenz 
der damaligen Politik haben sich entsprechend unseren Voraussagen voll 
bestätigt. 

Wiederum müssen wir feststellen, daß trotz der Richtigkeit unserer Ana
lysen, trotz der Richtigkeit der möglichen Konseq~enzen dieser Politik, 
die Resonanz auf unsere eigenen Vorstellungen im deutschen Volk nicht 
so groß ist, daß sie zu einer überzeugenden Initiative für die Korrektur 
dieser Politik eingesetzt werden könnte. 
Genosse Carlo Sdunid hat gesagt, es sei eine gewisse Resignation da. 
Diese Resignation ist allerdings nicht nur im deutschen Volk zu ver
spüren, sondern - wir wollen uns keine Illusionen machen -~ Diese 
Resignation greift bis weit in die Kreise unserer eigenen Partei hinein. 
Es ist einfach die Resignation darüber, welches Maß an Vertrauen in die 
Rechtlichkeit politischer tJberzeugungen überhaupt noch vorhanden ist. 
Hierfür kann man einige Vorkommnisse als Ursachen anführen. Wir wis
sen um die bedauerliche Entwicklung auch der Demokratie in der Deut
schen Bundesrepublik. Ein besonderes Gebiet, das uns immer wieder be
schäftigen wird und das uns auch in den vergangenen Monaten beschäf
tigt hat, sind unter anderem die Vorgänge in der deutschen Justiz. Wir 
erleben, daß Mörder freigespr9chen oder zu geringen Strafen verurteilt 
werden, und zwar nur deshalb, weil ihre Opfer nicht mehr unter den 
Lebenden weilen. 
Genossinnen und Genossen! Nicht nur die Resignation ist es, die uns 
Sorgen macht. Sorge macht uns auch die Frage, ob es nicht vielfach an 
der Klarheit dessen liegt, was wir auf den verschiedensten Gebieten 
wollen. (Beifall.) 
Ich möchte nicht sagen, daß allein die Sprache daran schuld ist, denn 
wenn es irgendwo an der Sprache fehlt, dann fehlt es vielfach auch an 
der Klarheit dessen, was die Sprache ausdrücken soll. 
Hinzu kommt das, was auch Genosse Erich Ollenhauer hier angedeutet 
hat, nämlich die mangelnde Bereitschaft unserer Gegner, sich mit uns auf 
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einer wirklichen und echten demokratischen Basis auseinanderzusetzen. 
Unsachlichkeit und Verleomdung bestimmen den Charakter der Propa
ganda unserer Gegner. 
Es besteht nicht einmal das Bedenken, im Kampf gegen das, was wir in 
echt demokratischer Weise vertreten, die Verfassung zu mißbrauchen. 
Und wenn Genosse Carlo Schmid sinngemäß hier sagte, Adenauer habe 
nichts mehr zu vergeben, dann warne ich vor einer solch beschränkenden 
Tätigkeit dieses Kanzlers. Adenauer ist das Symbol des Mißbrauchs der 
Demokratie in Deutschland. (Beifall:) 

Wir sollten uns nicht darüber täuschen, daß dieser Mann auf Grund 
seiner besonderen Veranlagung und seiner geschichtlich erwiesenen 
Fähigkeiten uns noch manchen Kummer bereiten wird, und zwar durch 
seine Unsachlichkeit, durch seine Hemmungslosigkeit, den Gegner auch 
mit der politischen Verleumdung kleinzukriegen. 

Genossinnen und Genossen! Daraus resultiert für uns nicht nur, daß wir 
kämpfen, sondern daß wir auch erhöhte Anstrengungen machen müssen, 
um mit diesem Gegner fertig zu werden. 
Wie wird beispielsweise unsere Bereitschaft zum Kampf gegen den 
Atomtod beurteilt? Vor ungefähr zwei Wochen tagte in München der 
Landesausschuß der CSU. In dieser Landesausschußsitzung sprach Mini
ster Strauß über die Tätigkeit der Sozialdemokratischen Partei gegen die 
atomare Aufrüstung. Strauß sagte wörtlich, daß die CDU/CSU noch keine 
erheblichen Anstrengungen machen werde gegen diesen Kampf der Sozial
demokratischen Partei, weil sie erwarte, daß einmal die Resonanz dieses 
Kampfes in der deutschen Bevölkerung nicht allzu groß sein würde, zum 
anderen die Sozialdemokratische Partei auf Grund anderer Erfahrungen 
den Kampf doch bald einstellen werde. Leider ist diese Meinung, was 
eine Reihe von geschichtlichen Beispielen angeht, nicht ganz unbegründet. 
Genossinnen und Genossen! Fehlt es nicht vielfach bei der Vertretung 
unserer politischen Ziele und dessen, was wir wollen, an Beharrlichkeit, 
Entschlossenheit und Härte? (Beifall.) 

Genossinnen und Genossen! Genosse Ollenhauer hat im Zusammenhang 
mit der Rede von Adenauer in Dortmund eine Bemerkung gebraucht, die 
diesen Kanzler in der internationalen Politik als wenig glaubwürdig 
bezeichnet, mindestens in einem bestimmten Punkt. Warum, frage ich 
immer wieder, wenden wir diese Bezeichnung_nicht überall an? Ist dieser 
Kanzler nicht ein politischer Verleumder, und warum sagen wir es nicht 
überall? (Sehr richtig!) 
Das ist doch das Entscheidende. Hier scheint mir eine der wesentlichsten 
Ursachen dafür zu liegen, warum, auch bis weit in die 1.{reise der Partei 
hinein, eine gewisse Resignation sich breit macht. Es fehlt an der Härte, 
dµs, was wir zu vertreteh haben, auch gegenüber dem politischen Gegner 
auszudrücken. Diese Härte muß von der politischen Führung ausgehen. 

Wir müssen von der politischen Führung das Beispiel dieser Entschlos
senheit und Härte haben. Genossinnen und Genossen! Mit Reden allein 
ist es nicht getan. Der Genosse · Blachstein hat hier ein gutes Beispiel 
gebracht, das ich mir auch vorgemerkt habe. Mit welchen einfachen und 
tief ergreifenden Worten hat hier gestern der jüdische Genosse ge-
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sprochen. Ohne Pathetik sagte er, worin er die Aufgabe der jüdischen 
Sozialisten in Israel sehe. Genossinnen und Genossen! Was dieser Genosse 
hier gesagt hat, ist nicht so einfach; dazu gehört ein ungeheures Maß an 
Opferbereitschaft und an Einsatzfreudigkeit. Und wenn wir in Deutsch
land durch unsere Partei dieses Beispiel bringen, dann bin ich davon 
überzeugt, daß wir wieder zur überzeugenden politischen Kraft in 
Deutschland werden und auch in qer deutschen Arbeiterbewegung die 
führende Rolle auf derselben Vertrauensgrundlage übernehmen können, 
die die Partei vor 1914 gehabt hc;1t. Dann werden wir auch siegen! (BeifaÜ.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Als letzter Redner vor der Mittags
pause hat Genosse Otto Schmidt, Hachenburg, das Wort. 

Otto Schmidt, Hachenburg: Genossinnen und Genossen! Genosse Erich 
Ollenhauer hat im Rahmen seines Referats die Frage der Haltung der 
Länder und das Vorgehen unserer Partei auf der Länderebene gegenüber 
der Atompolitik der Bundesrepublik und der Mehrheit des Bundestages 
angesprochen. Dazu einige Bemerkungen. 
In Artikel 73 GG ist zwar vorgesehen, daß die außenpolitische Gesetz
gebung und die Verteidigungsgesetzgebung allein der Bundesregierung 
und dem Bundestag vorbehalten sind. Im ganzen Grundgesetz ist aber 
nirgendwo eine Vorschrift enthalten, die den Länderministerpräsidenten 
und den Länderministern das Recht oder gar die Pflicht verweigern 
würde, bei ihrer Mitarbeit gemäß Artikel 50 GG an der Bundesgesetz
gebung die Meinung ihrer Ländereinwohner zu ermitteln, wie sie sich in 
lebenswichtigen Fragen verhalten sollen. Mag die Bundesregierung von 
sicl} behaupten, daß sie für ihr Vorgehen durch die Wahl am 15. Septem
ber ein Mandat bekommen habe, so kann doch-kein Länderminister und 
kein Länderministerpräsident von sich au3 die gleiche Behauptung auf
ste:jlen. Wenn dieses Mandat aber fehlt, dann kann niemand den Länder
ministern und 'Länderministerpräsidenten das Recht verweigern, nun
mehr das Fehlende nachzuholen. 

Wir wollen in Rheinland-Pfalz unserer Landesregierung, die von den 
getreuesten Schildknappen des Bundeskanzlers geführt wird, auf der 
Länderebene Gelegenheit geben, das, was sie bisher nicht ermitteln 
konnte, zu ermitteln. Wir wissen zur Stunde schon, daß unsere Landes
regierung alle Überlegungen anstellt, um an dieser verfassungsrechtlichen 
Verpflichtung vorbeizukommen. Wir wagen nicht zu hoffen, daß der Bun
deskanzler bei diesen Bemühungen unserer Landesregierung die Landes
regierung von • Rheinland-Pfalz genau so schnell anhalten wird, sich 
verfassungstreu zu verhalten, wie er das gegenüber den Ländern Hamburg 
und Bremen getan hat. Wir befürchten vielmehr, daß der Herr Bundes
kanzler dort, wo es verfassungsrechtlich gegen ihn gehen könnte, die 
Länder nicht allzu eifrig darauf hinweisen wird, auch hier das Verfas
sungsrecht zu beachten. Wir werden aber- mit unserem .Antrag allen 
Kräften unseres Landes, die verantwortlich tätig sind, die Möglichkeit 
geben, sich zu entscheiden. Wir haben die dankbare Situation, daß die in 
Rheinland-Pfalz vertretenen Präsidenten der Eva,ngelischen Kirche sich 
dem Atombombenbekämpfungsausschuß angeschlossen haben. (Beifall.) 
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Aber bis zur Stunde herrscht völliges Schweigen im Lager der Katho
lischen Kirche. Wir sind gespannt, wie gerade in diesem Land, das seit 
Jahren unter dem Druck hoher Aufrüstungslasten steht, die katholische 
Geistlichkeit nach ernster Gewissenserforschung sich verhält. Wir hoffen 
bis ·zur Stu:ade noch, daß die Lehre des Christentums stärker sein wird 
als die Lehre, die man in Bonn entgegen christlicher Ethik heute vertritt. 
(Beifall.) 
Noch eine Bemerkung: Wir in Rheinland-Pfalz sind der Auffassung, die 
wohl von allen geteilt wird: Wenn die Bunqesregierung aus der Ver
pflichtung heraus, das Leben der deutschen Bevölkerung zu sichern, bei 
der Entwicklung von Schutzgedanken für die Zivilbevölkerung in diesem 
atomaren Zeitalter so eifrig gewesen wäre wie bei der Entwicklung des 
atomaren Rüstungsgedankens, dann hätten wir vielleicht einige Sorgen 
weniger. Unsere Genossinnen und Genossen sollten in Anbetracht des 
Fehlens eines umfassenden Schutzplanes für die Zivilbevölkerung im 
Bundestag auch die Mittel verweigern, die für Schutzmaßnahmen zu
gunsten der Bundesregierung gegen Atomangriffe geplant sein könnten. 
(Beifall.) Wir sind der Meinung: Wer däs Atomrisiko will, der muß in 
dem Risikoraum als Letzter stehen. Es kann nicht angehen, daß man 
Atomschutzbunker für die Bundesregierung plant, solange für unsere 
Frauen und Kinder ähnliche Schut:zmöglichkeiten nicht vorhanden sind. 
Wer die Gefahr des Atomtodes will, soll sich dieser Gefahr bis zuletzt 
aussetzen. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Es ist jetzt 13.00 Uhr. Ich darf darauf 
aufmerksam machen, daß um 15.00 Uhr die Mandatsprüfungskommission 
die Mandatsprüfkarte urid das Mitgliedsbuch einsieht. Ich darf bitten, 
beide Unterlagen zur Verfügung zu halten. 
Als erster Redner nach der Mittagspause spricht der Genosse Boljahn, 
Bremen. Ich bitte ihn, sich so einzurichten, daß er um 15 Uhr das Wort 
nehmen kann. 
Wir vertagen uns bis 15.00 Uhr. 

(Die Sitzung wird um 13.00 Uhr unterbrochen.) 

NACHMITTAGSSITZUNG 
(Beginn: 15.00 Uhr.) 

Vorsitzender Max Brauer: Die Sitzung ist eröffnet. - Wir setzen 
unsere Beratungen zum 2. Tagesordnungspunkt fort. Der erste Redner 
ist der . Genosse Boljahn. Ihm folgt als zweiter Redner der Genosse 
Grunner. 

Richard B o I ja h n, Bremen: Genossinnen und Genossen! Die Analyse 
des Genossen Ollenhauer hat uns aufgezeigt, welche politische Aufgabe 
wir im Kampf gegen den Atomtod durchzuführen haben. 
Aber, ich glaube, wir müssen uns auch darüber klar sein, daß durch die 
Entscheidung vom 25. März 1958 die Politiker der Mehrheit des Deutschen 
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Bundestages nicht mehr die Entscheidungsfreiheit haben, sondern daß 
diese Entscheidungsfreiheit über die Atomrüstung auf die NATO-Generäle 
übergegangen ist, und dieser Ubergang hat auch eine Parallele zu den 
Ereignissen in Algier schlechthin. 

Kampf gegen Atomtod! Wir sagen, das soll durch eine Volksbefragung 
durchgeführt werden. Ich meine, wir sollten uns auch darüber klar wer
den, daß das nicht mit dem Mittel der Volksbefragung, sondern daß das 
durch eine V o l k s b e w e g u n g durchgeführt werden muß (Lebhafter 
Beifall), und wenn wir eine Volksbewegung durchführen wolleri, dann 
müssen wir auch politische Konsequenzen ziehen. Wir müssen uns auch 
darüber klar werden, was geschieht, wenn die Länder Hamburg und 
Bremen mit einer Reihe von Großstädten vor dem Bundesverfassungs
gericht in Karlsruhe die Segel streichen müssen. 

Heißt das, Genossen und Genossinnen, daß dann der Kampf zu Ende :ist, 
a la EVG, oder heißt das, politische, wirtschaftliche Schlußfolgerungen 
zu ziehen. (Unruhe. - Zuruf: Ruhe!) 

Wir hören, daß dieser Kampf gegen die Atomrüstung von seiten unserer 
Partei mit den Mitteln der Mobilisierung der Straße durchgeführt worden 
sei. Ich meine, die Bundesregierung wäre gar nicht imstande gewesen, 
eine Politik in dieser westdeutschen Bundesrepublik durchzuführen, wenn 
nicht die hingebungsvolle Arbeit von Millionen Arbeitnehmern erst diesen 
demokratischen Staatsaufbau der westdeutschen Bundesrepublik möglich 
gemacht hätte. 

Auf der anderen Seite appelliert man immer an diese Straße dann, wenB 
es zu den Wahlen geht. (Heiterkeit.) 

Dann ist diese Straße, dann ist dieser Bürger für die politischen Par
teien der Regierungsmehrheit interessant. 

Ich glaube, wenn wir diesen Kampf gegen die Atomrüstung mit· einer 
Leidenschaft durchführen, dann müssen wir dmmer wieder dieser west
deutschen Bevölkerung, diesen Satten und diesen Behäbigen, sagen: Wenn 
Sie jetzt nicht aufwachen, dann ist auch eines guten Tages der Zeitpunkt 
verspielt, wo Sie diese Früchte der gemeinsamen Arbeit für sich in An
spruch nehmen können! (Lebhafter Beifall.) 

„Keine Experimente!" Man hat den Kühlschrank gewählt; man hat den 
Fernsehapparat gewählt, und als man am Tage nach der Wahl diesen 
Kühlschrank aufgemacht hat, hat man die Atombombe darin gefunden. 
Diese Alternative müssen wir m:it einer Leidenschaft der Bevölkerung 
immer wieder vor Augen halten. Dieser Kampf kann hier auf diesem 
Parteitag nicht nur damit durchgeführt sein, daß wir sagen: Hannemann, 
geh Du voran, Du hast die längsten Stiefel ·an! und ihr, in den beiden 
Stadtstaaten Hamburg und Bremen, ihr sollt nun einmal die Vorreiter 
für diesen politischen Kampf sein. 

Wir sind der Auffassung, ganz gleich, Genossinnen und Genossen, wie 
Karlsruhe seine Entscheidung treffen wird, wir werden im Stadtstaat 
Bremen die politischen und gesetzestechnischen Möglichkeiten schaffen, 
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daß unsere Bevölkerung ihr Nein zu der atomaren Aufrüstnug sagen 
kann. (Lebhafter Beifall.) 

Aber das hat auch eine politische Konsequenz, liebe Freunde. Wir haben 
nicht nur zwei Länder in der westdeutschen Bundesrepublik, und ich 
sage es hier ganz offen und ganz ehrlich: Ich habe mitunter so den Ein
druck, daß einige Koalitionsregierungen zu sehr unter dem Blickwinkel 
ihrer Koalition stehen und nicht so sehr unter dem Blickwinkel politischer 
Notwendigkeiten unserer politischen Arbeit schlechthin. (Lebhafter Beifall.) 

Ich glaube, daß wir uns darüber klar sein müssen, wenn wir diesen 
Kampf gegen die Atomaufrüstung auch mit aller Schlagkraft durchführen 
wollen, dann müssen wir uns letzten Endes wieder einiger unvergäng
licher Werte unserer Partei erinnern. Wir sind in diesem Kampf groß 
geworden, nicht, weil wir auf dem Sofa gesessen haben, sondern weil wir 
uns den politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Ausein
andersetzurigen unserer Zeit gestellt haben. 

Wer gegen die atomare Aufrüstung ist, der muß für eine geistige und eine 
soziale Aufrüstung unseres Volkes durch Beispiele innerhalb der Bezirke, 
innerhalb der Städte, der Länder und der Dörfer der westdeutschen Bun
desrepublik eintreten, und ich- glaube, Genossinnen und Genossen, wir 
sollten es uns nicht so leicht machen. Die politische Haltung der west
deutschen Bundesrepublik ist nicht so, wie wir sie vielleicht gern sehen 
möchten; aber eines 'hat dieser Kampf gegen die atomare Aufrüstung auch 
gezeigt: Weit über den Rahmen unserer politischen Partei hinaus sind 
Kräfte der Wissenschaftler, der Arzte, der Theologen zu uns gestoßen. Wir 
haben jetzt eine politische Verantwortung, diese zu uns strömenden 
Kräfte aufzufangen und sie in eine politische Aktion umzumünzen. 
Meine Fragen: hier auf diesem Parteitag sind folgende: Sind wir uns 
darüber klar, welchen Weg wir als Partei gehen wollen, wenn eine Ent
scheidung in Karlsruhe gegen uns erfolgt? 

Wir können uns vor dieser Entscheidung nicht drücken, und ich glaube, 
dazu gehört eines: eine Aktivierung unseres politischen Apparates mit 
der Zielsetzung, endlich einmal in allen Großstädten, Mittelstädten und 
Dörfern zu einer machtvollen Organisation dieses Kampfes selbst zu 
kommen. - Das ist die eine Seite. 

Die zweite Seite ist, daß im Rahmen der demokratischen Bewußtseins
bildung unseres Volkes auch die große demokratische Massenorganisation 
der im Deutschen Gewerkschaftsbund zusammengeschlossenen 16 Gewerk
schaften eine politische, wirtschaftliche und kulturelle Verpflichtung in 
diesem Kampf spürt. Dieser Kampf muß eben von Land zu Land, von 
Stadt zu Stadt, von Dorf zu Dorf getragen werden, und wir werden in 
unserer Haltung von dieser westdeutschen Bevölkerung danach beurteilt, 
ob wir nicht wieder eine zweite Aktion schaffen a la Frankfurt: EVG 
oder ob es sich um eine echte Schicksalsfrage unserer Nation schlechthin 
h_andeit, ob es um Leben oder Tod der westdeutschen Bevölkerung geht. 

Genossinnen und. Genossen! Ich glaube, hier sollten wir die Stunde der 
Zeit erkennen, und hier sollten wir uns daran zurückerinnern, daß Leben 
Kampf bedeutet und Kampf immer erst das Leben ist. 
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Wir wollen leben in Frieden, wir wollen leben in Freiheit, und wir wollen 
leben in sozialer Gerechtigkeit. (Lebh11fter Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort hat nun der Genosse Grunner. 
Ihm folgt die Genossin Ella Kay. 

Dr. Josef G r u n n er, Berlin: Genossinnen und Genossen! Ich möchte nur 
zu dem Antrag 22 des Ortsvereins Tübingen sprechen, weil der An
trag 22 offenbar nicht in den Sammelanträgen des Parteivorstandes ent
halten ist und über ihn wohl gesondert abgestimmt wird. Es steht da am 
Schluß, daß kein Zweifel am Eintreten der SPD für den Sozialismus auf 
parlamentarisch-demokratischer Grundlage bestehe. 
Diese Beschränkung des Bekenntnisses zur Demokratie auf die parla
mentardsche Demokratie scheint mir vielleicht nur ein stilistischer Lapsus 
zu sein, aber er hat mich dennoch „auf die Palme gebracht". 
Unser Bekenntnis zur Demokratie ist keine Beschränkung auf die parla
mentarische Demokratie. Wenn ich es noch nötig habe, dieses näher aus
zuführen, dann verweise ich auf das Beispiel der tragenden Partei der 
Bundespolitik und der Bundesregierung. Die CDU/CSU hat neben der 
kompakten parlamentarischen Mehrheit im Bundestag und Bundesrat 
noch eiQ_e Menge außerparlamentarischer Kräfte, mit denen und durch 
die sie in der Gesellschaft Politik macht. Sie hat neben dem Parlament 
ihre Soldatenverbände, ihre Kirchenverbände, die Jahresversammlungen 

. der Aktienvereine, und wir beschränken uns in unserem Bekenntnis zur 
Demokratie oft höchst überflüssigerweise und falsch ausschließlich auf 
die parlamentarische Demokratie. Wo bleibt die Ralliierung der außer
parlamentarischen Kräfte auf demokratischem Boden durch diie SPD? 
'wo bleibt die Ralliierung der gewerkschaftlichen, der genossenschaftlichen 
Bewegung für unsere politischen Ziele? 

Wir tun auf diesem Felde nichil'l, nichts. Wir müssen immer zur Kennt
nis nehmen, daß Funktionäre unserer Partei immer wieder erklären, 
daß in unserem Vogelbauer, aus dem es von und nach allen Seiten 
zieht, die Türen offen gelassen werden sollen. Wir lassen Chance um 
Chance ungenutzt, außerparlamentarische Kräfte für unsere Bewegung 
einzuschalten. Wenn wir uns in unserem Kampf gegen die Ausrüstung 
der Bundeswehr mit atomaren Waffen ebenfalls nur auf die parlamen
tarische Ebene stützen, dann ist es doch am besten, wir blasen den 
Kampf ab. 
Bei dieser Gelegenheit gestattet mir zurückzugreüen auf das, was Wahlen 
für uns früher waren.Wahlen waren nicht nur dazu da - in früheren 
Zeiten war die Aussicht dazu gering -, mit möglichst allen Mitteln eine 
parlamentarische Mehrheit zu erringen, sondern Wahlen waren für uns 
die Zeiten, in denen wir unter staatlichem Schutz, unter Gebrauch der 
demokratischen Möglichkeiten uns mit dem Volke., auseinandersetzen 
konnten, unser Programm dem Volk vortragen und um unsere Meinungen 
und Thesen im Volke mit dem Volke ringen konnten. Wir haben früher 
bei Wahlen den Wähler nicht gefragt: Wie wollen Sie mich haben? Soll 
ich ein bisserl so sein· oder ein bisserl so? Wie wünscht ihr mich? Wir 
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haben unser Programm gehabt, haben es vorgetragen und haben darum 
gerungen. Das bleibt uns nicht erspart, trotz aller Meinungsforschungs
institute. 
Ich wäre auf diesen stilistischen Lapsus der Tübinger in der Formulierung 
des Antrags 22 nicht eingegangen, wenn ich nicht bei verschiedenen 
Reden von Spitzenfunktionären unserer Partei, in denen sie die Enttäu
schung über das letzte Wahlergebnis ausgedrückt haben, manchmal den 
Eindruck gehabt hätte, daß der Zweck des notwendigen Wahlsiegs die 
Mittel heiligen sollte, auch das des konformistischen Opportunismus. Ich 
bitte daher die ·Tiibinger Genossen, dieses Bekenntnis auf demokratische 
Grundlage abzuändern, sonst müßte ich alternativ den Parteitag bitten, 
diese politisch notwendige Korrektur vorzunehmen. · 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort hat Genossin Ella Kay, Berlin. 

Ella K a y, Berlin: Liebe Genossen und Genossinnen! Im heutigen Refe
rat des Genossen Ollenhauer hat die Außenpol,itik einen weiten Raum 
eingenommen. Ich verstehe durchaus, daß uns unsere Außenpolitik sehr 
stark beschäftigen muß. Ich möchte aber doch, daß wir zu gleicher Zeit, 
in der gleichen Form und in der gleichen Bewertung unser Augenmerk 
auch auf die Innenpolitik lenken, denn gerade auf diesem Sektor haben 
wir, glaube ich, in den nächsten Wochen und Monaten unsere ganze Kraft 
einzusetzen. · · 
Es gibt für die Innenpolitik eine ungeheure Arbeit auf den verschieden
sten Gebieten, die das rein Persönliche im Menschen ansprechen. Ich 
möchte heute, obgleich schon sehr viel 'davon gesprochen worden ist, als 
Frau noch ein paar Worte zu dem Kampf gegen den Atomtod sagen. Ich 
hoffe, daß in der Bevölkerung nicht der Eindruck entsteht, als wiirden wir 
je beim Kampf gegen die militärische Anwendung des Atoms erlahmen 
können, und ich freue mich über die Kraft, die bis in den kleinsten Orts
verein und die kleinsten Kreise eingesetzt wird, sich gegen die Maß
nahmen der Regierung zu wenden. Ich sage das, weil wir als Frauen 
draußen im Lande gerade mit diesem Kampf gegen die Gefährdung un
serer Generation und der Generationen der Zukunft - nicht nur der 
nächsten Generation, sondern der Generationen der Zukunft - auch eine 
Aufgabe zu erfüllen haben: die Menschen aufzuklären und die Jugend 
und die Mütter anzusprechen, sich im Kampf zu uns zu stellen und 
nicht zu erlahmen im Kampf gegen die militärische Anwendung des 
Atoms. 
Ich glaube, ich muß auch nicht noch einmal betonen, daß Algerien ein 
letztes Signal für militärischen Wahnsinn in der Welt ist. Ich weiß nicht, 
ob alle in der Welt unter dem gleichen Eindruck stehen, welche Gefahren 
von Algerien her der allgemeinen Bevölkerung und der Menschheit 
drohen. Darum ist es wichtig, daß gerade wir auf unserem Parteitag hier 
noch einmal sehr deutlich zu der Fr~ge und zu den Menschen in Al~rien 
stehen. 
Wir hoffen, daß es gelingt, mit Hilfe der Sozialdemokratie eine Kraft 
des Friedens in der Welt zu entwickeln, und ich hoffe, daß es uns ge
lingt, alle Menschen zu begeistern, die bereit sind, den Frieden für die 
Welt zu erhalten: Jugend, Mütter, Frauen und Männer, alle gemeinsam 
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den Sozialisten im Kampf für eine friedliche Entwicklung der Welt 
folgend. Wir Sozialisten haben alles, was wir in der Welt erreicht 
haben, nur durch Kampf erreichen können. Hoffen wir, daß wir bei dem 
schwersten Kampf, der uns bevorsteht, nicht erlahmen und unserem 
Namen Ehre machen, daß wir die alten Kämpfer sind! (Bravo-Rufe und 
starker Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat Genosse Bosse, Hamm. 

Harry Bosse, Hamm: Genossinnen und Genossen! Wir haben sehr viel 
über die Atomfrage gehört. Eindringlich ist uns gestern in der „Göttinger 
Kantate" vor Augen gestellt worden, welche Gefahren drohen. Es ist so 
ziemlich alles an Grausamkeit und an Tatsachen in dieser Kantate ge
schildert, was der Welt bzw. auch dem deutschen Volke beschieden sein 
wird. Es stehen, wie gesagt wurde, 5000 Atombomben bereit. Es sind so 
viele, daß praktisch jeder Fleck der Erde vernichtet werden kann. Ich 
frage mich nun: Welcher Sinn kann darin liegen, zehnmal soviel Atom
bomben zu besitzen, daß man diese Erde zehnmal vernichten kann? Die 
Technik ist immer den Politikern vora.n. Der nächste Weg wird wohl der 
sein, daß jede der feindlichen Parteien ihre Rohre, ihre Kanonen auf 
jeden Punkt des feindlichen Lagers konzentrieren wird. Das Moment der 
Uberraschung, welches einzig und allein einem Angreifer hier noch zu 
einem Erfolg verhelfen könnte, scheidet aus, denn fünf Minuten nach 
dem Moment, wo die Raketen auf der einen Seite starten, ist automatisch 
der andere Kontinent auch vernichtet. Es müssen also - das ist meine 
Meinung - kurz über lang - es kann sich vielleicht um ein Jahr, um 
zwei Jahre oder bis drei Jahre handeln - die Vernunft und der Ver
stand dieser Politiker auf beiden Seiten doch irgendwie zum Zug kom:
men, denn ich kann mir nicht vorstellen, daß Politiker auch mit den 
stärksten Nerven einer derartigen Belastung ewig widerstehen können, 
nämlich zu wissen, daß sie sich und ihr Volk todsicher vernichten. Was 
bleibt für uns in dieser Zeit des Interregnums, wenn ich es so nennen 
darf? In dieser Zeit des Interregnums sind wir Deutschen jetzt drauf 
und dran, auf Grund der Politik Adenauers in diesem Atomrüsten mit'
zumachen. Es ist sinn- und nutzlos, denn dadurch wird 

1
die Gefahr nur 

vergrößert, und zwar so: Wenn kleine und mittlere Mächte diese Waffen 
in die Hand bekommen, kann es noch leichter passieren, daß ein Irrer 
auf den Knopf drückt, als wenn es nur zwei oder drei große Mächte sind. 
Darüber hinaus - das ist bisher nicht angeklungen - ist es bei einer 
derartigen Sachlage ein Irrsinn und ein Wahnsinn, Milliardenbeträge 
praktisch hinauszupulvern für nichts und wieder nichts. Es sind die 
Steuergroschen unserer Steuerzahler, es ist das Volksvermögen, welches 
hier unsinnig eingesetzt wird, denn wenn eine Einigung kommt, die bei 
dieser ungeheuren Gefahr so oder so einmal kommen muß, dann werden 
wir unsere Atombomben nicht verwenden können, und wir wollen es ja 
auch gar nicht. Es ist ein Wegwerfen des Geldes, welches wir für andere 
Zwecke viel nutzbringender verwenden könnten. Hemmen wir den Ver
kehrstod; bauen wir Straßen dafür! Sorgen wir dafür, daß diese Gelder 
für soziale Sicherheit und für unterentwickelte Völker verwendet wer
den! Das ist nützlicher. (Bravo-Rufe.) 
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ich möchte mit einer zweiten Frage schließen. Ich bitte doch, das alge
rische Telegramm, welches von einem Genossen überreicht wurde, zu 
verlesen. Wir haben die Begrüßungsrede bekommen, aber nicht das Tele
gramm. (Zuruf.) 
Ach, es war nur ein Prospekt? Danke sehr. (Beüall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat Genosse Bovensiepen. 

Eduard B o v e n sie p e n, Velbert: Werte Genossinnen und Genossen! 
Ich möchte mich einer anderen Frage zuwenden, die heute im Rahmen 
des Referats des Genossen Ollenhauer indirekt eine Rolle gespielt hat und 
au:f die dann die Genossen Carlo Schmid und Radke eingegangen sind. 
Hier ist in zwei Tagen sehr viel von der Freiheit nach außen gesprochen 
worden, von unserem freiheitlichen Wollen dürch sozialistische Politik. Ich 
möchte TT1einen, daß durdl .die beiden Diskussionsbeiträge der Genossen 
Carlp Schmid und Olaf Radke ein Problem aufgetaucht ist, das wir mög
licherweise wohl vollständig nur in der uns bevorstehenden Debatte über 
den Entwurf eines Grundsatzprogrammes klären können. Ich glaube 
aber, daß es schlecht wäre, wenn der hier jedenfalls für mich auf
getauchte Gegensatz am ersten Tage in der Welt stehen bliebe, und ich 
möchte doch sagen - und das ist mein Anliegen, das ich hier habe -, 
daß wir uns dieser Problemstellung zuwenden sollten. Der Genosse Carlo 
Schmid forderte - und ich darf ihm recht geben; darauf warten einige 
Zigtausende und Hunderttausende von Menschen in Deutschland -, daß, 
wenn wir im Rahmen einer sozialistischen Politik von Freiheit sprechen, 
diese Freiheit vor einem falschen Dogmatismus auch in unseren Reihen 
bewahrt werden muß und daß wir eine Heimat für alle finden müssen, 
die uns ansonsten nahestehen. (Beifall.) 
Der Genosse Olaf Radke hat dann mit viel Pathos gesagt, das Problem 
hätte für uns nie bestanden, wir wären noch nie gegenüber den geistig 
Schaffenden und den Intellektuellen feindlich eingestellt gewesen. Er 
hat formal vollkommen recht; aber im gleichen Atemzug, wie er sehr 
richtig den Unterschied zwischen Verfassungsrecht und V_erfassungswirk
lichkeit aufgezeigt hat, mußte ihm doch auch klar sein - und alles andere 
wäre Geschichtsklitterung in unserer Parteigeschichte -, daß wir uns 
von daher sehr schwer getan haben. Ich möchte sagen, Genossinnen und 
Genossen, daß das Vokabular in diesen zwei Tagen draußen wohl nicht 
so ganz verstanden wird, wenn wir uns wirklich nach vorne entwickeln 
und ins gesamte Volk eindringen wollen. (Sehr richtig!) 
Wem sagt man denn, daß die Arbeiterschaft unsere Stoßmannschaft dar
stellt? Das ist vollkommen richtig, aber ich glaube, aus den Worten 
klingt hier so oft hervor, daß man die sogenannten Intelligenzler und 
Intellektuellen - wobei dieser Begriff hier noch gar nicht näher defi
niert wurde - immer nur als ~:litte! zum Zweck von Fall zu Fall ge
brauchen kann, so etwa nach dem Motto: Mitnehmen, um sie im geeig
neten Augenblick aus der Verantwortung wieder auszuschalten! Was 
versteht man unter einem Intellektuellen? Der Begriff ist für unsere 
Diskussion nicht klar. Wir dürfen nicht übersehen, daß sich in der Bun
desrepublik viele Menschen schon bei der geringsten Veranlassung - }a, 
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ich darf mich einmal an einem :a,eispiel verdeutlichen: Schon von der 
Stellung eines kleinen Abteilungsleiters oder gar eines Werkmeisters an 
- als Intellektuelle betrachten. Ob das immer berechtigt ist, ist eine 
ganz andere Frage. 

Darauf kommt es nicht an. Ich möchte meinen, daß wir von hter aus viele 
Ressentiments abbauen müssen, Ressentiments, die möglicherweise und 
sicher unberechtigt sein mögen. Sicher haben wir in der Richtung sehr 
viel zur Aufklärung getan; aber diese Ressentiments sind vorhanden, und 
sie vergiften das Verhältnis zwischen uns und weiten Kreisen der deut
schen Bevölkerung. 
Genossinnen und Genossen! Ich habe den Wunsch, daß dieser Frage, ob 
und in welchem Umfang unsere Partei all denen, die zu uns stoßen wol
len, eine Freiheit im Rahmen eines von ihnen gewünschten individuellen 
So'Lialismus geben will und kann, Beachtung geschenkt wird. Diese Frage 
steht im Raum; sie kann möglicherweise unter diesem Tagesordnungs
punkt hier und jetzt nicht diskutiert werden. 
Ich möchte mich aber meines Auftrags entledigen, und zwar auf Grund 
eines von unserem Unterbezirk einstimmig bei der Diskussion dieser Frage 
gefaßten Beschlusses, der sich mit der Auffassung deckt,, die hier vom Ge
nossen Carlo Schmid sehr eindeutig wid klar näher ausgesprochen wurde. 
(Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Damit ist die Rednerliste erschöpft. Das 
Schlußwort nimmt der Genosse Ollenhauer. 

Erich O 11 e n haue r : Genossinnen und Genossen! Ich möchte im we
sentlichen zu vier Punkten kurz Stellung nehmen, die in dieser Debatte 
über mein Referat eine große Rolle gespielt haben. Es war - glaube 
ich - natürlich und selbstverständlich, daß die Frage des Kampfes gegerr 
die Atomrüstung auch einen breiten Raum in dieser Aussprache ein
nehmen würde. Ich möchte alles unterstreichen, was über die Notwen
digkeit, diese Bewegung gegen die atomare Aufrüstung zu verbreitern, 
vor allen Dingen auch alle die Aktionen zu unterstützen, die durch die 
Ausschüsse „Kampf dem Atomtod" durchgeführt oder noch eingeleitet 
werden, gesagt worden ist. 
Wir haben das als Parteivorstand in wiederholten Stellungnahmen und 
Beschlüssen der Parteiorganisation als eine der dringenden Aafgaben zur 
Kenntnis gebracht, und wir haben auch zentral einen erheblichen Teil 
unserer Aktivität in den letzten Wochen auf diesen Punkt gerichtet. Ich 
kann nur sagen: Ich hoffe, daß diese Aussprache, die heute iuer statt
gefunden hat, dazu beiträgt, daß den kräftigen Worten nach verstärkter 
Aktivität auch diese ,Aktivität in allen Teilen der Partei im Lande folgt. 
(Starker Beifall.) 
Ich habe weiter darauf hingewiesen, daß wir das Vorgehen der, Bundes
regierung gegen die Volksbefragungen als verfassungswidrig ablehnen. 
Ich habe erklärt, daß sich die Bundesregierung darüber nicht im Zweifel 
sein soll, daß ihre Schritte uns nicht veranlassen können, auf die Fort
setzung dieser Aktion zu verzichten mit dem Ziel, die Realisierung des 
Beschlusses vom 25. März im Bundestag zu verhindern. 
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Ich halte es aber nicht für richtig, daß wir in diesem Augenblick und in 
dieser Körperschaft eine Diskussion im einzelnen darüber führen, mit 
welchen Mitteln und mit welchen Möglichkeiten wir diesen Kampf in 
jeder einzelnen Etappe fortführen, denn schließlich hängt das von den 
Umständen ab. (Sehr richtig!) 
Es kommt darauf an, daß die verantwortlichen Korperschaften der Partei 
dann im gegebenen Falle die notwendigen und zweckmäßigen Schritte 
beschließen. Um was wir Euch heute bitten, ist, daß Ihr durch die 
Annahme der Entschließung zu diesem Punkt dem neuzuwählenden 
Parteivorstand diesen Auftrag gebt und daß wir dann gemeinsam 
über die Schritte beraten, die notwendig •sind. Ich möchte aber dar
auf aufmerksam machen, damit darüber nicht irgendein Zweifel be
steht: Es ist sehr leicht, von sogenannten außerparlamentarischen Aktio
nen zu reden, es ist aber viel schwerer, sie zu realisieren. Ich finde, auf 
einem Parteitag der Sozialdemokratischen Partei sollte zum Beispiel in 
diesem Zeitpunkt und in diesem Zusammenhang · das Argument des er
folgreichen Generalstreiks gegen den Kapp-Putsch nicht angebracht wer
den, nicht weil wir uns dessen zu schämen haben, sondern weil die 
Situation damals eine völlig andere war, als sie gegenwärtig ist. (Beifall.) 

Zum nächsten Punkt: Es sind hier von einigen unserer Redner Bemer
kungen über die politische Lage gemacht worden. Sie haben mit Recht 
darauf hingewiesen, daß wir die innenpolitische Entwicklung in be
zug auf die Stärkung reaktionärer und gewisser nationalsozialistischer 
Tendenzen nicht übersehen sollten. Einer - ich glaube, der GeIWSse 
Radke - hat in dem Zusammenhang gesagt, wir sollten doch nicht so 
tun, als ob in der Bundesrepublik innenpolitisch alles in Ordnung sei. Ich 
weiß nicht, in welcher Diskussion der Genosse Radke eine solche .Argu
mentation gehört hat. Aber wenn er heute morgen den innenpolitischen 
Teil meines Vortrags wirklich angehört hat, dann mußte er doch feststel
len, daß darin der schärfste Angriff auf die Innenpolitik der Regie
rung nach dem 15. September enthalten ist, der überhaupt denkbar ist. 

Sehen wir uns unsere Tätig4{eit im Bundestag oder in den Länderparla
menten an. Hier ist gesagt worden: Warum sagt ihr nichts gegen die 
Ungerechtigkeiten in der Sozialpolitik, zum Beispiel in der Rentenversor
gung? .Ich verstehe dieses Argument überhaupt nicht! Unsere Fraktion 
hat im letzten Bundestag bei der ~erabschiedung der Rentenreform einen 
so leidenschaftlichen und energischen Kampf geführt, der kaum noch zu 
steigern war. (Beifall.) Wenn _wir etwas zu bedauern haben, dann, daß 
trotz der Anstrengungen der Sozialdemokratie die Rentner am 15. Sep
tember 1957 der Sozialdemokratie diesen -Einsatz nicht gedankt haben. 
(Sehr richtig!) 
Wir werden natürlich die Rechte und die Lebensnotwendigkeiten dieser 
sozial schwachen Schicht auclJ. in Zukunft mit besonderem Nachdruck ein
fach deshalb vertreten, weil das die Pflicht der Sozialdemokratischen 
Partei ist. Wir tun es nicht aus taktischen oder wahlagitatorischen Grün
den. (Beifall. - Sehr richtig!) 

Aber lassen Sie miclJ. noch ein Wort hinzufügen. Es ist gesagt worden: 
Kümmert Euch um die Universitäten, kümmert Euch um die Justiz. Was 
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ist da alles schlecht! - Bestimmt, da gibt es gefährliche Tendenzen; aber 
ich bedaure, daß in dieser Debatte nicht einer aufgestanden ist und in 
Ergänzung meines Referates gesagt hat: Alles richtig, aber wenn wir hier 
über die deutschen Universitäten im Jahre 1957/58 sprech.en, dann denken 
wir vor allem an jene Männer der Göttinger Universität, die das erste 
öffentliche Wort als Wissenschaftler gegen die A tomrüstun.g gesagt haben. 
(Staxlker Beifall.) 

Dann denken wir weiter an die Hunderte von Professoren, die gefolgt 
sind in der weiteren Bewegung gegen die Atomrüstung, und wir denken 
an manchen Richter, der unter persönlichem Mut unter Beweis gestellt 
hat, daß er ein Richter der Demokratie und nicht des alten abso·luten 
Staates ist. (BeifalL) 

Und wenn wir schon, Genoosinnen und Genossen, darüber reden: Ich bin 
darüber g.1Jücltlich, daß bei der Mehrzahl der Studenten in der Bundes
republik der Geist der Demokratie und nicht der Geist des alten Mili
tarismus und Nationalismus lebendig ist. 

Hier iSt gesagt worden, wir müßten an neue Schichten heran. Auen in der 
Parteidiskussion sind zu diesem Problem gute und vernünftige Gedan
ken gesagt worden. Aber, wenn das ernst sein soll, dann können wir es 
nicht so darstellen, als ob auf der anderen Seit.e nur ein Block von Bös
willigen und Reaktionären steht. Dann ist es UiliSere Aufgabe, die auf
geschlossenen Jungen, die aufgeschlossenen Wissenschaftler und die auf
geschlossenen Gruppen in der Intelligenz durch unser Vertrauen an die 
Sache d-er Demokratie und des. demokratischen Sozialismus zu binden. 
(Starker Beifall.) 

Eine klare und harte Sprache der Führun,g. Nun, da gibt es immer Mei
nungsverschiedenheiten. Mancher spricht vielleicht saftiger und volks
näher als ich es zu tun in der Lage. bin; aber sind wir in der Sache nicht 
völlig eindeutig gewesen in der Ablehnung des innen- und außenpoliti
schen Kqrses unserer jetzigen Bundesregierung? Ich muß sagen: ich bin 
einigermaßen erstaunt, wenn ein Mitglied der Bundestagsfraktion eine 
solche Forderung erhebt und dabei vergißt, in welch eindeutiger Sprache 
die sozialdemokratische Bundestagsfraktion allein in den letzten drei 
Monaten im Plenum des Bundestages vor der breitesten deutschen Öffent
lichkeit die Sprache des Angriffs und des Kampfes geführt hat. (Beifall.) 

Ich wünschte, daß auch da, wo die einzelnen Genossen wirken, in der 
Aktivität der Partei, dieser harte Wille zur gesteigerten Aktivität so nach
drücltlich wie hier zum Ausdruck kommen würde. (Bravo!-Rufe. Beifall.) 

Genossen! Das dritte Problem: Es hat verständlicherweise eine De
batte über die Algerienfrage gegeben. Ich habe sie selbst angesprochen, 
weil ich weiß, wie viele unserer Freunde diese Frage wirklich innerlich 
bewegt. Wir haben es für richtig gehalten, von vornherein dem Parteitag 
einen Antrag zu unterbreiten, in dem die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands das sagt, was sie unter den gegebenen Umständen zu die
sem außerordentlich schwierigen Problem sagen sollte. Ich bin nach wie 
vor der Meinung, der Parteitag würde klug daran tun, den Antrag des 
Parteivorstandes so anzunehmen, wie er ist. Nicht, weil wir Klarheiten 
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verwischen wollen, sondern deshalb, weil wir glauben, daß es politisch 
richtig ist, was wir in diesem Augenblick tun können, auch im Interesse 
des algerischen Freiheitskampfes. (Sehr richtig!) 

Es ist gesagt worden: Warum hat die Partei, warum hat die Inter
nationale in dieser Frage geschwiegen? Warum haben wir zugelassen, daß 
wir dl..l{ch unser Schweigen in den Verdacht kommen, als ob wir liiert 
sind mit bestimmten Strömungen alter kolonialer Politik? Nun, das 
stimmt nicht. Das stimmt einfach nicht. Wir haben uns auf dem Wiener 
Kongreß der Sozialistischen Internationale mit dieser Frage eingehend 
beschäftigt, mit dem Resultat, daß der Kongreß einstimmig beschlos
sen hat, die Lage dn Algerien durch eine eigene Kommission der Inter
nationale zu untersuchen und dem Büro der Internationale einen Bericht 
zu erstatten. Wir haben diesen Bericht bekommen. Wir haben ihn in einer 
Bürositzung der Internationale im Februar d. J. behandelt. Wir haben in 
dieser Bürositzung mit unseren französischen Freunden eine lebhafte 
Kontroverse über die Schlußfolgerungen gehabt, und wir haben schließ
lich im Büro beschlossen, daß wir den Tatsachenbericht veröffentlichen, , 
damit die Ergebnisse dieser eigenen Untersuchungskommission der Inter
nationale in der breiten Öffentlichkeit der Welt bekannt werden und auch 
zur Diskussion stehen. Wir haben jetzt in der letzten Bürositzung be
schlossen, der Generalratssitzung der Internationale im Juni eine eigene 
Stellungnahme der Sozialistischen Internationale zu dieser Frage vorzu
legen, selbstverständlich auf der Basis der Prinzipien-Erklärung der 
Internationale vom Jahre 1951, in der das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker ohne Einschränkung festgelegt worden ist. Daran werden wir 
festhalten. Ich glaube, es kann niemand im Zweifel sein, welche Stellung 
die Vertreter unserer Partei bei den bisherigen Beratungen eingenommen 
haben und auch in der nächsten Sitzung einnehmen werden. 

Aber ist es richtig, wenn wir uns hier einfach auf den Standpunkt stel
len, daß wir nichts anderes zu tun haben als einen Gruß an die Freiheits
kämpfer zu schicken und unsere unverbrüchliche Solidarität versichern? 
Damit sind wir doch in der Sache noch keinen Schritt weiter. Und wie 
leicht man aus verständlicher Emotion die Dinge vereinfacht! Man 
sagt: Die Freiheitsbewegung in Algerien! Die Freiheitsbewegung in 
Algerien gibt es leider nicht. Es gibt zwei Strömungen, die in bezug 
auf ihre Vorstellungen über ein selbständiges Algerien grundverschiedener 
Meinung sind, in einem Ausmaß, daß die eine der anderen die physische 
Vernichtung androht, falls sie zur Macht kommt. Das ist eine Tragik. 

Aber wer von Euch in diesem Saal ist bereit, jetzt zu entscheiden, für 
welche der Auffassungen wir uns entscheiden? Ist das nicht die eigene 
Angelegenheit des algerischen Volkes, wie es seine inneren Verhältnisse 
zu ordnen gedenkt? Würden wir in einem anderen Fall, in einer be
stimmten deutschen Frage, in der es Meinungsverschiedenheiten gibt, 
etwa einverstanden sein, daß man davon einfach nricht Kenntnis nimmt? 
(Sehr gut!) 

Und die andere Frage: Appell an die französischen Genossen. Ich sage 
Euch ganz offen, daß mir die Bemerkungen an die französische Partei 
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ziicht aus leichtem Herzen gekommen sind, weil ich eine ziemlich deut
liche Vorstellung davon habe, in welcher tragischen Situation sich der 
demokratische Sozialismus gerade in diesen Stunden in Frankreich be
'findet. (Sehr gut!) 

Es ist sehr leicht, jemanden zu verurteilen. Es ist sehr leicht, sich frei zu 
machen oder selbst freizusprechen mit einer solchen allgemeinen Ver
urteilung. Aber ich bin nicht dazu bereit, dem Parteitag eine solche Ent:. 
scheidung zu empfehlen (Sehr gut!), weil in der französischen Partei ernst
hafte, tiefgehende Meinungsverschiedenheiten über die Richtigkeit des 
Kurses der französischen Partei bestehen. Wenn wir hier schon ein Wort 
der Ermutigung, ein Wort der Anregung in der Richtung unserer Vor
stellung geben wollen - dafür bin ich, das steht auch in der Entschlie
ßung -, dann sollen wir es doch so tun und es so formulieren, daß wir 
jene Freunde in der französjschen Partei stärken, die in der Grundlinie 
mit uns und mit der Internationale übereinstimmen. (Bravo! und leb
hafter Beifall.) 

Ich .halte jedenfalls auch in diesem Fall nichts von einer Kollektiv
verurteilung. Was wir immer abgelehnt haben in der Vergangenheit bei 
anderen historischen Gelegenheiten gegenüber dem deutschen Volk, das 
will ich heute auch nicht gegenüber einem anderen Volk und einer ande
ren Partei tun. (Beifall.) 
Leider ist das algerische Problem, ob wir es wahrhaben wollen oder nicht, 
in sich selbst ein so schwieriges Problem, das man nur sagen kann, daß 
es für alle Beteiligten glücklicher gewesen wäre, wenn man von vorn
herein den Versuch gemacht hätte, auf eine friedliche W.eise eine trag
bare Lösung für alle zu finden. Wir müssen auch heute noch um eine 
baldige befriedigende Lö~ung dieses Problems kämpfen. Was wir tun 
können, ist unser selbstverständliches uneingeschränktes Bekenntnis zu 
dem Streben des algerischen Volkes nach seiner Selbstbestimmung und 
nach der eigenen Gestaltung der inneren Ordnung nach ihren Vorstel
lungen zum Ausdruck zu bringen. Unsere französische Partei sollten wir 
bitten, in dieser Richtung zu helfen, damit aus dieser Lage ein vernünf
tiger Ausweg gefunden wird. Al~s in allem: Aus diesen Überlegungen 
heraus bitte ich Euch, dem Antrag des Parteivorstandes zur Algerienfrage 
in der Form zuzust!mmen, wie er hier vorliegt. 

Um keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen, ein weiteres Wort: 
Peter Blachstein hat an einen sehr wichtigen Punkt gerührt, nämlich 
an die Möglichkeit oder an die Gefahr, daß die Bundesrepublik durch 
vertragliche Verpflichtungen in diesen algerischen Konflikt hineingezogen 
wird, sei es auf dem Wege über NATO-Verpflichtungen, ·sei es auf dem 
Wege über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft. Ich will hier er
klären - und ich bin sicher, im Namen des Parteivorstandes -, daß wir 
die Bundesregierung und ihre Mehrheit auf das entschiedenste und leiden
schaftlichste warnen, sich auf diese Weise in irgendeiner Form in die 
Auseinandersetzung hineinziehen zu lassen. (Beifall.) 

Ich darf in diesem Zusammenhang noch darauf aufmerksam machen, daß 
es die sozialdemokratische Bundestagsfraktion gewesen ist, die bei der 
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Beratung des Vertrages und bei der Verabschiedung des Gesetzes über 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft in einer besondere,n Entschlie
ßung auf die$e Gefahren hingewiesen und die Stellung der Sozialdemo
kratie gegen eine solche Politik mit aller Eindeutigkeit formuliert hat. 
Und dabei bleibt es. (BeifalL) Das wird auch die Grundlage parlamen
tarischer Aktionen sein, wenn sie notwendig werden sollten. 

Schließlich ein Wort über unser Verhältnis zu den Entwicklungsländern. 
Es ist hier kritisch gesagt worden, es genüge nicht, daß man eine Reise 
nach dem Femen Osten mache und dann nitjlts tue. Das klingt sehr schön, 
aber es trifft ja nicht die Wirklichkeit. Ich habe in meinem Referat diese 
Reise nicht ausdrücklich angesprochen, weil sie in unserem gedruckt vor
liegenden Bericht behandelt wird. Aber ich will hier eines sagen: Es war 
außerordentlich gut, daß der Sozialdemokratische Parleitag 1956 den Par
teivorstand beauftragt hat, eine solche offizielle Delegation in die Länder 
des Fernen Ostens zu schicken. Nach meinen Erfahrungen und Eindrücken 
bin ich davon überzeugt, daß diese Reise dazu beigetragen hat, das Ver
trauen in die politischen Vorstellungen der deutschen Sozialdemokratie zu 
stärken. Natürlich kann das nicht alles sein. Aber ich habe ja hier darüber 
berichtet, daß wir gerade nach dieser Reise bei den verschiedensten Ge
legenheiten im Bundestag aktiv geworden sind, um diese Bundesregierung 
zu veranlassen, mehr in der Richtung der praktischen Hilfe für die Ent
wicklungsländer zu tun, ganz gewiß nicht nur in der Vorstellung, daß wir 
als reicher Onkel mal hier und mal da eine Geldgabe zur Verfügung 
stellen, sondern mit dem politischen Sinn, so zu helfen, daß es den Völ
kern in diesem Teil der Welt ermöglicht wird, wirtschaftlich sich zu ent
wickeln, daß sie als Partner in der freien Welt existieren und mit uns 
zusammenarbeiten können: (Beifall.) 

Daran halten wir fest. Aber, Genossinnen und Genossen: Mit der schön
sten Rede auf dem Parteitag übttr diese Frage schafft Ihr doch die Tat
sache nicht aus der Welt, daß nicht wir, sondern die CDU in diesem 
Bundestag die Mehrheit hat. Was wir tun müssen ist, daß wir durch 
unsere politische Arbeit und durch unsere sonstige Aktivität immer von 
neuem das Interesse auf die Bedeutung dieser Aufgabe lenken und daß 
wir auch als Partei alles tun, was möglich ist, um den unmittelbaren 
Kontakt vor allem mit den sozialistischen Bewegungen dieser Länder zu 
fördern. Wir haben einiges getan. Ich wünschte, wir hätten mehr tun 
können in bezug auf die Förderung von jungen Menschen aus diesen 
Ländern. Aber da sind unsere Möglichkeiten leider begrenzt. Wir werden 
jedoch weiter zu helfen versuchen, und, es ist immerhin eine bemerkens
werte Tatsache, die man wenigstens zur Kenntnis nehmen sollte, daß in 
dem Referat über die internationale Lage auf diesem Parteitag die Politik 
der Förderung der Entwicklungsländer als eine konstruktive Aufgabe des 
demokrati_schen Sozialismus einen hervorragenden Platz eingenommen 
hat. (Beifall.) Das ist nicht nur eine Redensart, sondern das soll die 
Grundlage unserer Politik in den nächsten Jahren bleiben. 

Genossinnen und Genossen, zum Schluß möchte ich noch zum Ausdruck 
bringen, daß ich hoffe, daß auf den Gebieten, auf denen eine verstärkte 
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Aktiv.it.ät verlangt wurde, die Parteigenossen sich darüber klar sind, daß 
eine solche Steigerung der Aktivität nicht nur möglich ist mit Appellen 
an die Führung der Partei, wie immer sie sein mag, sondern durch 
die gemeinsame Anstrengung der gesamten Partei in der täglichen Arbeit 
für die uns gestellten Gegenwartsziele nach innen und nach außen. 
(Bravo! und lang anhaltender starker Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Genossinnen und Genossen! Ich bitte, nun
mehr die·Anträge und die Entschließungen, die zu diesem Tagesordnungs
punkt dem Parteitag unterbreitet worden sind, zur Hand zu nehmen. 

Ich rufe zunächst auf die Entschließung Nr. 199, die zugLeich die Anträge 
2, 3, 5 bis 12 und 14 deckt. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über die vom Parteivorst1Jallld 
unterbreitete Entsclfileßung „Für eine Welt der Freiheit und des Frie
dens", Antrag 199. Ieh bitte die Genossinnen und Genossen, die dieser 
Entschließung zustimmen wollen, die Stimmkarte zu erheben und damit 
die Zustimmung zum Ausdruck zu bringen. - Ich bitte um die Gegen
probe. - Ich frage, ob Stimmenthaltungen sind. - Ich stelle fest, daß 
diese Entschließung die einstimmige Zustimmung des Parteitages ge
funden hat. (Starker Beifall.) 

Der Antrag 200, unterbreitet vom Parteivorstand ,und vom Parteiausschuß, 
ist eine „Entschließung zur Lage in der Sowjetzone". Bei dieser Ent
schließung sind keine Anträge zu berücksichtigen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 200. Ich bitte auch hier 
durch Erheben der Stimmkarten zu zeigien, ob man der Entschließung zu
stimmen will. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Eine 
Enthaltung! - Der Antrag ZOO ist angenommen. 
Nun kommt die vieldiskutierte „Entschließung zur Algerienfrag,e". Dazu 
liegt ein Antrag vor, der die genügenden Unterschriften aufweist und 
auch nach der Geschäftsordnung rechtmäßig unterbreitet worden ist, da 
vier Bezirke ihn unterstützen. Ich darf bitten, die Entsclllließung zur 
Hand zu nehmen. Im dritten Absatz- soll es nach diesem Antrag heißen 
- ich lese vor -! 

„Die deutsche Sozialdemokratie wendet sich in aller Schärfe gegen die 
von beiden Seiten begangenen Terrorhandlungen. Die im Algerien
krieg verübten Gewalttaten französischer militärischer Stellen und die 
Unterdrückung von Bürgermächten haben bei den afrikanischen und 
asiatischen Völkern die Bereitschaft erschüttert, mit den westlichen 
Demokratien zusammenzuarbeiten", 

so weit soll es besrehen bleiben. Und nun kommt die Abänderung, die 
hier beantragt wird. Es soll gestriehen werden: 

„ebenso wie die Gewalttaten der algerischen Aufstandsbewegung die 
Möglichkeiten einer friedlichen Verständigung aufs schwerste ge
fährdet haben". 

Der übrige Teil findet keinen Widerspruch, und wenn diese Änderung 
beschlossen ist, dann werden wir über die Resolution abzustimmen haben. 
Vorweg geht dieser Abänderungsantrag. 
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Ich bitte die Delegierten, die der Abänderung nach dem Antrag Blachstein 
und Genossen zustimmen wollen, die Stimm.karte zu erheben. 
Ich bitte um die Gegenprobe. - Nach Auffassung des Büros war letzte
res die Mehrheit. (Widerspruch.) 

Vielleicht kommen wir über die Zweifel hinweg, wenn wir die Abstim
mung wiederholen. Wer dem Abänderungsantrag Blachstein und Genos
sen zustimmen will, möchte noch einmal die Stimm.karte erheben, - Ich 
danke und bitte um die Gegenprobe. - Das letztere ist nach der Auf
fassung des Büros trotzdem die Mehrheit. (Widerspruch.) 

Wir müssen auszählen. Ich bitte die Genossen Vittinghoff, Franz Marx, 
Erwin Lange und Erwin Welke, auszuzählen. · 

Ich bitte nunmehr diejenigen, die der Abänderung zustimmen wollen, 
die Stimmkarte zu erheben. Ich bitte, zu zählen. - Das sind 191 Ja
Stimmen. 

Bitte, die Gegenprobe. - Das sind 160 Stimmen. Damit ist der Ände
rungsantrag Blachstein und Genossen mit 191 zu 160 Stimmen angenom
men. (Lebhafter Beifall.) 

Wir kommen zur Abstimmung über die so geänderte Entschließung. Ich 
bitte diejenigen, die für die Entschließung sind, die Stimmkarte zu heben. 
- Ich bitte um die Gegenprobe. - Die Entschließung ist gegen wenige 
Stimmen angenommen. 

Ich frage noch, ob Enthaltungen da sind. - Es sind mehr Enthaltungen 
als Gegenstimmen, ungefähr ein halbes Dutzend. Damit ist die Entschlie
ßung Nr. 201 erledigt, gleichfalls die Anträge 185 bis 189. 

Wir haben nun bei Punkt 1 noch mehrere Anträge, die noch nicht er
ledigt sind, zunächst den Antrag Nr. 20 von Heidelberg. Hier wird von 
Parteivorstand und von Parteiausschuß die Ablehnung empfohlen. 

Wer eiern Antrag des Stadtkreises Heidelberg zustimmen will, bitte ich, 
die Stimmkarte zu erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Der An
trag ist mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zurück zum Antrag Nr. 4, Unterbezirk Düsseldorf. Hier emp
fehlen Parteivorstand und Parteiausschuß überweisung an den Partei
vorstand. Wer der Überweisung an den Parteivo~stand zustimmen will, 
bitte ich, die Stimmkarte zu erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. 
- Die Überweisung ist beschlossen. 

Unerledigt ist noch der Antrag Nr. 18, Kreisverband Starnberg. Auch 
hier wird von Parteivorstand und Parteiausschuß überweisung an den 
Parteivorstand beantragt. Wer der überweisung dieses Antrages an den 
Parteivorstand zustimmen will, bitte ich, die Stimmkarte zu zeigen. -
Ich bitte um die Gegenprobe. - Die Überweisung ist beschlossen. 

Auch der Antrag Nr. 22, Ortsverein Tübingen, ist noch unerledigt. Auch 
hier wird Überweisung an den Parteivorstand beantragt: Wer für diese 
Überweisung ist, bitte ich die Stimmkarte zu zeigen. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Die Überweisung ist mit Mehrheit beschlossen. 

87 



Der Antrag Nr. 21 ist durch den abgelehnten Antrag Nr. 20 erledigt. 
(Widerspruch.) 

Gut, wir kommen zur Abstimmung: Wer für den Antrag Nr. 21 ist, zu 
dem Parteivorstand und Parteiausschuß Ablehnung empfehlen, möge die 
Stimmkarte zeigen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - '{?as Letztere war 
die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. ' 

Damit sind die zu Punkt 2 unserer Tagesordnung vorgelegten Entschlie
ßungen und Anträge erledigt. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 3 unserer Tagesordnung. Ich möchte 
empfehlen, die Referate der Genossen Erler und Wehner nacheinander 
zu hören und anschließend die Aussprache vorzunehmen. 

Vorher habe ich noch eine angenehme Aufgabe zu erfüllen: Unser Gast, 
der Genosse Albert Carthy, feiert heute seinen 51. Geburtstag. Er hat sich 
schon auf verschiedenen Veranstaltungen als altes Parteimitglied der 
deutschen Sozialdemokratie in der Berliner Zeit vorgestellt. Wir bringen 
ihm unsere Glückwünsche dar und hoffen, daß, er noch oft an deutschen 
Parteitagen in Gesundheit und in Freude teilnehmen kann. (Lebhafter 
Beifall.) 

Genossinnen und Genossen! Wir haben eine Flut von Telegrammen und 
Begrußungen empfangen. Wir lassen diese Telegramme vervielfältigen 
und geben sie nachher den Delegierten zur Kenntnis. Unter den vielen 
Telegrammen darf ich aber . eines dem Parteitag doch sofort mitteilen. 
Es lautet: 

»Da ich leider verhindert 'bin, nach Stuttgart zu kommen, was ich 
außerordentlich bedaure, wünsche ich auf diesem Weg dem Parteitag 
der Sozialdemokratischen Partei, der Partei, die immer und zu aller 
Zeit die Interessen der Gewerkschaftsbewegung hervorragend ver-

' treten hat, einen vollen Erfolg und guten Abschluß. Mit Glück-Auf! 
Heinrich Gutermuth" 

(Beifall.) 

Bevor wir nun in der Tagesordnung fortfahren, habe ich die Freude, dem 
Genossen Vos das Wort zu geben, der als Gastdelegierter unter uns ist, 

Hendrik V o s, Amsterdam: Liebe Genossinnen und Genossen! Man hat 
,mich ersucht - beauftragt wäre ein besseres Wort-, Euren Kongreß im 
Namen der ausländischen Parteien zu begrüßen, deren hier anwesende 
Vertreter noch nicht zu Euch gesprochen haben. Ich habe also zu spre
chen im Namen der skandinavischen Parteien, der Schweizer Partei, der 
niederländischen Partei, der Sozialistischen Partei Kanadas und auch -
ich betone das - im Namen der Mitteleuropäischen Sozialistischen Union. 
Das ist die Union der sozialistischen Parteien im Exil aus zehn Ländern, 
die unter kommunistischer Gewaltherrschaft stehen. 

Als ich nach Stuttgart reiste und zum Fenster des Zuges hinausschaute, 
kam mir das alte deutsche Frühlingslied in den Sinn: 
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,,Die Welt wird schöner mit jedem Tag, 
Man weiß nicht, was noch werden mag, 
Das Blühen will nicht enden." 

So überaus schön war die Frühlingswelt. Aber als ich dann die Zeitungen 
las und mir die Pariser Entwicklungen durch den Kop.f gingen, und als 
ich auch an Euren Kongreß und an die Fragen dachte, die hier zur Dis
kussion stehen, da änderte sich das Lied. Es klang: 

Die Welt wird kleiner qrlt jedem Tag, 
Man weiß nicht, was noch werdep. mag. 

Diesmal kam nicht, wie in dem alten Frühlingslied, eine glückverspre
chende Antwort auf die rhetorische Frage. Es kam die Sorge. 

Die Welt wird kleiner mit jedem Tag. Fast jede Frage, die wir jetzt 
erörtern, ist eine Weltfrage. Ich weiß, daß Kongresse das Heiligtum der • 
Sozialdemokratie sind von alters her, und daß nur die nationalen Kon
gres.se Beschlüsse fassen können. Aber gerade deshalb, weil Eure Fragen 
auch ·unsere Fragen sind und Eure Lösungen unsere Zukunft mitbe
stimmen, möchte man manchmal mitreden. 

Wir stehen in erster Linie alle gegen den Kommunismus. Ich möchte 
hier im Namen Eurer Gäste sagen, wie dankbar wir sind, welch großen 
Dank wir der SPD schuldig sind - ich sage das auch über Eure Köpfe 
hinweg zu Euren Gegnern in diesem Land -, daß es der SPD gelungen 
ist, den Kommunismus in Westdeutschland in der gefährlichen Nach
kriegslage nicht nur zu bekämpfen, sondern fast völlig zu vernichten. 
(Beifall.) 

Wir alle wissen: Wenn es morgen in Ostdeutschland freie Wahlen geben 
würde, dann würde der Kommunismus auch dort von der SPD, von 
Eurer Partei, endgültig geschlagen. (Beifall.) 

Wir wissen auch, daß gerade diese Voraussicht und die Auswirkung, 
welche eine solche Niederlage in Polen und Ungarn und in den anderen 
versklavten Ländern haben würde, den Kommunisten auch in Moskau 
Angst einflößL Sie scheuen sich vor dieser Volksbefragung, die ihre Herr
schaft brechen würde. Der Kommunismus ist heute wie jede Diktatur 
von jeher die Ursache und der Urgrund der Krie~rohung. Waxum? Ein 
System, das sein eigenes Volk verachtet, verkettet und versldavt, achtet 
auch andere Völker nicht und schreit.et immer zur Versklavung anderer 
Völker, um die eigene Machtstellung zu behaupten. So war es mit Hitler; 
so ist es heute mit Moskau. 

Ich dachte gestern abend, als hier die Göttinger Kantate g-esprochen 
wurde, daran, wie es sein würde, wenn man eine solche Kantate in 
Moskau 'aufführen dürfte. (Beifall.) 

Liebe Genossinnen und Genossen! An demselben Tage würden die Pro
bleme, die da gestellt wurden, gelöst sein. 

Ich will Euren Debatten nicht vorgreifen, aber eine Erläuterung zur 
Stellungnahme der niederländischen Partei zu Militärfragen schulde ich 
Euch. Wir sind alle ausnahmslos davon überzeugt, daß ein kontrolliertes 
Abrüstungsabkommen notwendig ist. Wir haben der Resolution der Inter-
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nationale in Wien zugestimmt. Wir wissen aber auch, daß w.iir nur im 
Weltrahmen und nicht im nationalen niederländischen Rahmen Politik 
treiben können. Die Welt ist dazu sicherlich für Holland zu klein ge
worden. Wir werden in den inteniationalen Orgamsationen mitreden und 
uns hören laSS€n. Aber wir glauben, wenn einmal Beschlüsse gefaßt 
sind, daß wir nicht national eine andere Politik treiben können und 
dürfen. Wir sind auf Gedeih und Verderb miteinander verbunden. Wir 
werden uns vielleicht fürchten, aber nicht sträuben, die Konsequenzen 
aus dieser Solidarität zu ziehen. UI11Sere Politik &st eine Politik des Wis
sens um die Unzulänglichkeit der nationalen Souveränität. Sie sollen sie 
als solche betrachten. Das ist das einzige niederländische Wort, das ich 
sprechen will. 

Liebe Genossinnen und Genossen! Gar keine Unterschiede gibt es zwi
schen uns in der Frage der Mitarbeit an einer allgemeinen Entspannungs
politik, welche für Ostdeutschland und für die anderen Länder hinter 
dem Eisernen Vorhang die Lage etwas verbessern und vielleicht unter 
dem starken Druck der dortigen Völker selbst auch eine Lockerung, viel
leicht eine Evolution, am Ende die Niederlag~ des Kommunismus dort 
einleiten könnte. Denn die Freiheit dieser Völker, auch des russischen 
Volkes, bleibt unser Endziel. Jede Maßnahme, jede Politik hat darauf zu 
zielen. 

Die Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit mit freien Wahlen ist 
Sache aller Sozialisten. 

Die Welt wird kleiner mit jedem Tag. Wir freuen uns der W9rte des 
Genossen Ollenhauer· bezüglich der afrikanischen und der asiatischen 
Völker, und ich unterstreiche gerne die Formel „positive Partnerschaft". 

Ich möchte einen Satz wiederholen: Nur wenn wir uns freimachen von 
den Belastungen einer überholten Kolonialpolitik, schaffen wir die Vor
aussetzungen ;für eine positive Partnerschaft zwischen den Völkern der 
Alten Welt und zwischen den Völkern Asiens und Afrikas. Dann ist die 
Bahn frei für die große politische Aufgabe, den jungen Völkern, den 
Völkern in den Entwicklungsländern zu helfen, aus eigener innerer 
Überzeugung, aus ihrem freien Willen ihren Platz im demokratischen 
Teil der Welt einzunehmen. 

Wir haben in der Sozialistischen Internationale nicht nur diese Politik 
begründet. Wir haben darüber hinaus auch die Fragen des Internatio
nalen Fonds für die unterentwickelten Länder eingehend diskutiert und 
konkrete Vorschläge unterbreitet. Die britische Labour Party hat den 
Entschluß gefaßt, daß dann, wenn sie zur Macht kommt - und das wird 
bald sein -, ein Prozent des Nationaleinkommens Großbritanniens jedes 
Jahr einem internationalen Programm zur Verfügung gestellt wird. (Leb
hafter Beifall.) · 

Wir haben alle Parteien der Internationale aufgefordert, dasselbe zu tun. 
Wir ersuchen auch die SPD, diese Forderung in Deutschland zu stellen. 
Si,e können es leichter machen als viele andere, denn Sie haben das Glück 
gehabt, schon nach dem ersten Weltkrieg alle Ihre Kolonien loszuwerden. 
(Heiterkeit.) 
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Wir betrachten den Internationalen Fonds als einen wichtigen Teil der 
Idee einer positiven Partnerschaft im Sinne Ollenhauers. Laßt uns zu
sammen kämpfen für die Freiheiit der asiatischen und afrikanischen 
Völker, wo sie noch nicht erreicht ist, und für ihre wm-tschaftliche und 
soziale Entwicklung zu dem gleichen Lebensniveau, dessen wir uns erfreuen. 

Die Welt wird kleiner mit jedem Tag, auch m Europa. Wir haben uns 
außerordentlich gefreut über die positive Stellungnahme der SPD zu den 
neuesten europäischen Verträgen. Unsere Wirtschaft wird eine Gesamt
wirtschaft Europas werden, noch mehr, wenn auch die schwierigen 
Probleme einer Freihandelszone praktisch und politisch gelöst werden 
können. In dieser Hinsicht ist auch überaus wichtig, was heute und 
morgen in Frankreich vorgeht. Nicht nur die französische Demokratie ist 
in Gefahr, auch das eUII"Opäische Wm-1:ochaftsgebilde. Innerhalb eines wirt
schaftlich vereinten Europas wird die nationale, soziale und Wirtschafts
politik an Bedeutung verlieren. Heute aber ist sie noch wichtig. Ich 
möchte - es sei mir vergönnt - zur deutschen Lage aus der Kenntnis 
Eurer wirtschaftlichen Verhältnisse eillles sagen, nur eine einzige Be
merkung: Vielleicht mag die heutige Bundesregierung ziemlich krisen
fest erscheinen. Die liberale Marktwm-1:ochaft der Bundesregierung ist 
es nkht. (Beifall.) 
Auch dies ist ein Problem, das die Wirtschaft Eurer Nachbarländer nicht 
gleichgültig lassen kann. ' 
Die Welt wird kleiner mit jedem Tag. Wir haben die Lösung der Welt
probLeme herbeizuführen auf demokratischem Wege. Wir haben den 
Kommunismus und jede andere Diktatur zu bekämpfen und eine freiheit
liche Lösung zu finden. Wir Sbzialdemokraten haben mit den afoi.ka
n:iischen und asiatischen Völkern aUJS der Idee der Gleichberechtigun,g 
heraus eine neue Welt zu .schaffen. Wir haben die sozialen und wirt
schaftlichen Grundformen unserer Gese~aft zu revolutionieren. W&r 
haben die politische Einheit Europas herbeizuführen. Wh- haben die 
jun,ge Generation zu vea:pflichten, diese Welt zu gestalten. Wenn wir 
zusammen, alle zusammen, diese weltweiten Aufgaben lösen oder wen,i,g,.. 
stens ihrer Lösung näherbringen, dann wkd die Menschheit einmal, und 
dann mit ruhigerem Gewissen als heute, das alte Frühlingslied singen 
können: 

,,Die Welt wird schöner mit jedem Tag, 
Man weiß nicht, was noch werden mag, 
Das Blühen will nicht enden." 

Im Namen der Delegationen, ffu.- die ich spreche, wünsche ich Eurem 
Kongreß Debatten und Beschlüsse, welche der weltpolitischen Bedeutung 
der erörterten Fragen in jeder Hinsicht gerecht werden. Ich gJI"Üße die SPD! 
(Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Genossinnen und Genossen! Wir alle 
sind dem Genossen Vos für die Worte brüderlicher Verbundenheit 
mit den sozialdemokratischen Parteien der von ihm genannten Länder 
dankbar. Wir in der Sozialdemokratischen Partei sind uns bewußt, daß 
die Verbundenheit der Welt, die Enge der Welt, die Situation gestaltet 
und daß, wo irgendwo der demokratische Gedanke in Gefahr ist und 
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Unterdrückung Platz greift, unsere eigenen Interessen mit auf dem Spiel 
stehen. Das trifft uns dann, als ob es in unserem eigenen Lande wäre. 
Aber die Erfolge und Siege der sozialistischen Parteien in den anderen 
Ländern sind auch unsere Siege. Wir Sozialdemokraten in Deutschland 
freuen -uns der Tatsache, daß die kommunistische Gefahr nach jahr..: 
zehntelangen Schwierigkeiten durch die deutsche Sozialdemokratie- und 
durch die deutsche Gewerkschaftsbewegung in der westdeutschen Republik 
nicht mehr existiert. Diese Gefahr ist überwunden. Neue Probleme und 
neue Gefahren sind hier heute aufgezeigt worden. Aber unerschütterlich 
steht der Wille der deutschen Sozialdemokratie, den Weg des demokra
tischen Sozialismus zu gehen. Mit dieser Versicherung mögen die Ge
nossen, die aus dem Ausland als Gäste zu uns gekommen sind, in ihr 
Land zurückkehren und dort über den deutschen Parteitag berichten. 
Ich danke dem Genossen Vos nochmals herzHch. (Beifall.) 

Ich möchte vorscblagen, daß wir heute noch die beiden Referate ent
gegennehmen und jetzt eine kleine Pause von fünf Minuten einlegen. 
Mit der Diskussion über die beiden Referate der Genossen Erler und 
Wehner würden wir dann morgen vor~ttag um 9 Uhr beginnen. 

Wir machen jetzt eine kleine Pause von fünf Minuten . 

• 
Genossinnen und Genossen! Ich möchte Sie bitten, Platz zu nehmen, da
mit·wir in den Beratungen fortfahren können. -

Wir kommen zu den Referaten über Außen- und Wehrpolitik im geteil
ten Deutschland; die Referenten sind die Genossen Fritz Erler und 
Herbert Wehner. 
Bei den Referaten werden mitbehandelt werden die Entschließungen 202 
und 203. Bei 202 sind mit einbezogen die Anträge 13-, 15, 16', 17, 19, 24 
und 203. Bei 202 sind mit einbezogen die Anträge 13, 15, 16, 17, 19; 24 
bis 30, 32 bis 39 und 42. 
Ich erteile nunmehr dem Genossen Erler das Wort zu seinem Referat 

Außen- und Wehrpolitik im geteilten Deutsdtland 

Fritz Erle r: Liebe Genossinnen und Genossen! Herbert Wehner und 
ich werden das Thema „Außen- und Wehrpolitik im geteilten Deutsch
land" unter den verschiedenen Aspekten behandeln, die es nun einmal 
hat, und wir-haben ausdrücklich darum gebeten, daß die Diskussion über 
beide Referate gemeinsam geführt wird, weil die Probleme so mit
einander verflochten sind, daß man sie auch beim besten Willen kaum 
voneinander scheiden kann. 
Die normale Hauptaufgabe der Außenpolitik ist doch wohl die Wahrung 
des Friedens und die Sicherung der Unabhängigkeit und der Freiheit des 
eigenen Volkes gegen fremde Gewalt. In welcher Lage ist unser Volk? 
Unser Land ist gespalten, unser Lan'd hat noch gar keinen Frieden, den 
es zu bewahren gilt. Wir müssen den Frieden erst erringen. 

Unser Volk entbehrt in einem Teile unseres eigenen Landes der Freiheit 
und erlebt im anderen Teil dieses Landes die Verkümmerung der Frei
heit. Das ist die Tragik der Außen- und der Wehrpolitik im gespaltenen 
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Deutschland, und als ich vorhin den Genossen Vos darüber sprechen 
hörte, wie klein die Welt geworden sei und wie wenig man die Pro
bleme im rein nationalen Maßstab lösen könne, da wollte ich ihm aus 
ganzem Herzen recht geben, und dennoch kam Beklemmung in mir hoch, 
weil diese kleine Welt immerhin noch groß genug ist, daß ausgerechnet 
Deutschland zu dkn zwei ver s chi e denen Hälften in dieser Welt 
gehört. (Sehr-richtig!-Rqfe.) Das ist das Besondere unserer Lage. -

Das Thema „Außen und Wehfpolitik im geteilten Deutschland" haben wir 
uns nicht aus Mutwillen ausgesucht. Das hat uns die Geschichte der letz
ten Jahre hart gestellt Persönlich möchte ich noch sagen, daß ich mir 
für diesen Parteitag das Thema ganz gewiß nicht ausgesucht habe, 
sondern in Abwesenheit durch einen Beschluß des Parteivorstandes dazu 
,,verdonnert" worden bin. 

Nun dennoch: Wenn wir uns an dieses Thema heranwagen, dann wollen 
wir gleich von Anfang sagen, daß wir das nicht etwa heute erst tun, weil 
die Sozialdemokratie kein Verhältnis zur Verteidigungs- und Wehr
politik habe. 

Bei der Vorbereitung dieses Themas habe ich die lange und stolze Ge
sch:ichte unserer Partei sorgfältig studiert und bin zu dem Schluß ge
kommen, daß die Sozialdemokraten immer dort gestanden haben, wo es 
um die Verteidigung von Recht und Freiheit gegen alle Gefahren ging, 
die ihnen drohten. Aber gleichzeitig waren es auch die Sozialdemokraten, 
die immer dagegen auftraten, daß unter dem Vorwand der Verteidigung 
Angriffskriege nach außen ausgelöst oder Unterdrückung der Freiheit 
nach innen verübt wurden. Die Sozialdemokraten haben sich immer ge
wehrt gegen das Wettrüsten - das alte wie das neue -, weil es die 
internationalen Spannungen verschärft und die Kriegsgefahr erhöht. 

In diesem Rahmen aber sind die Sozialisten - und nicht nur die deut
schen - immer für den Schutz des eigenen Volkes und seiner Freiheit 
gegen innere und auch äußere Gefahren eingetreten. 

Dabei kommt es aber darauf an, die Angemessenheit der Mittel zu wah
ren, nicht die Gesundheit der eigenen gesellschaftlichen Verfassung dem 
Moloch des Atomwettrüstens heute oder dem Moloch des Militarismus 
alter Prägung in den Racllen werfen. Wir sind in einer besonderen 
Lage. Wir leben in einem gespaltenen Land. Nach meiner Auffassung 
wäre es besser gewesen, wenn die Deutschen diesseits wie jenseits der 
Demarkationslinie den Besatzungsmächten hart und deutlich versichert 
hätten: Die Verantwortung für die Sicherheit unseres Landes nach 
außen übernehmen wir dann, wenn fremde Truppen im Zusammenhang 
mit der Wiedervereinigung unseres Landes dieses Land verlassen, und 
nicht eher. (Beifall.) 

Aber, Genossinnen und Genossen, alles Beklagen hilft in diesem Falle 
nichts. Diese Chance ist von Ulbricht wie von Adenauer gleichermaßen 
vertan worden, und jeder von den beiden liefert dem anderen die Argu
mente, die er für seinen Hausgebrauch zu Hause braucht. (Beifall.) So ist 
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es wohl so, daß Deutschland nur vereinigt werden kann, wenn beide 
überwunden werden, Adenauer wie Ulbricht. (Beifall;) 

Bei.de haben jener Politik der Großmächte Vol'lschub geleistet, welche 
die ihrem Einfluß unterwor.fenen Teile Deutschlands in ihrem Kampf 
um die Vorher:rrschaft in der Welt einbezogen und gegeneinander auf
rüsteten. Es gibt gewisse deutsche Kräfte, die ein Interesse daran 
haben, daß diese militärische und machtpolitische Verschmelzung der 
Teile Deutschlands in d1e einander gegenüberstehenden Mächteblöcke 
fortgesetzt wird. Diese Kräfte suchen nach Garantien für die Bewahrung 
jener politischen, wiirtschaft1ichen und zum Teil auch konfessionellen 
Machtpositionen, die nur durch die Spaltung Deu1Jschlands entstanden 
sind und nur durch sie aufrechterhalten werden können. (Beifall.) 

Praktisch sind es also diese Kräfte, die ihre Wehrpolitik hüben w:ie 
drüben unter dem Gesichtspunkt betreiben, wie sie gleichzeitig Garan
tien gegen die Wiedervereinigung Deutschlands schaffen. Ein besonders 
leuchtendes Beispiel dafür ist der Herr Wenger, der die Teile Deutsch
lands möglichst so in verschiedene Föderationen einschmelzen Will, daß 
S\(! dort unauflöslich verankert werden, um niemals wieder zueinander
finden zu können. Das läuft unter anderem darauf hinaus - das sei mir 
hier als eine persönliche Bemerkung gestattet -, daß man den deutschen 
Protestantismus, der doch auch einmal eine geschichtsmächtige Kraft in 
diesem Lande gewesen ist, aufzulösen versucht (Hört! Hört!), um seine 
Teile in getrennte Föderationen mit jeweils kathol:iJScher Mehrheit ein
zubringen. (Beifall.) 

Liebe Genossinnen und Genossen! Als Partei nehmen wir zu diesen 
FTagen unter politischen und nicht unter konfessionellen Gesichtspunkten 
Stellung. Dennoch fühlte ich mich verpflichtet, hier in dieser Frage ein
mal mein Herz sprechen zu las.Sen. - Diese Politik ist ein Spiel mit 
dem Feuer. Der Wille zur Einheit der Nation ist nicht zu unterdrücken, 
genauso wenig wie der Wille zur politischen Freiheit bei den Deutschen 
jenseits der Demarkationslinie. (Beüall.) 

In dieser Lage sind jederzeit Konflikte möglich, und sie wird noch ge
fährlicher durch einen atomaren Aufmarsch hüben wie drüben. 

Was ist der einzige Weg zur Oberwindung dieser Gefahren im Herzen 
Europas? Sicher nicht das Atomwettrüsten, sondern nur der Weg: die 
friedliche Wiedervereinigung unseres Landes in gesicherter Freiheit. 
Ohne deutsche Einheit gibt es für unser Volk überhaupt keine Sicher-
heit. (Beifall.) ' 

Das Wettrüsten auf deutschem Boden erhöht den Zündstoff, vermehrt 
die Gefahren, zerstört jeden Versuch der Sicherheit. Es erweckt aber 
auch in unserem Lande gefährliche Tendenzen zu neuem Leben, und 
zwar auf beiden Seiten. Es ersetzt wieder einmal die Politik durch das 
Waffengeklirr. Das militärische Gewicht des deutschen Partners hüben 
wie drüben wächst - und damit die Versuchungen, die an ihn heran
treten. Aus dem deutschen Teilnehmer wird schließlich der stärkste rein 
europäische Faktor hüben wie drüben - mit den bösen Konsequenzen 
der überheblichkeit, die man anderen, sogar den eigenen Partnern 
gegenüber schon wieder zur Schau trägt, mit dem Versuch, die Politik 
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unter das Gesetz der militärischen Macht zu stellen, und mit jener 
schrecklichen Ideologisierung der Gegensätze, die sie dann unheilbar und 
unüberbrückbar macht. 

In dieser Ideologisierung haben wir Deutschen ja schon einiges geleistet. 
Wenn ich manchmal lese, was große liberale oder sich liberal nennende 
Zeitungen des Auslandes jetzt in ihrer Beurteilung der Weltlage zum 
besten geben, wenn ich sehe, mit welcher Einseitigkeit und mit welcher 
doktrinären Verbissenheit dort zum Beispiel das Problem der Weltmacht 
Sowjetunion behandelt wird, dann erinnert mich das an den seligen 
Goebbels, und dann könnte ich fast bei der Lektüre dieser Blätter zu 
Adolf Hitlers Mannen sagen: Und Ihr habt doch gesiegt! 

Liebe Genossinnen und Genossen! Diese Art Politik verhindert die Ent
spannung. Sie bringt die Explosionsgefahr näher, eine Gefahr für unser 
Volk, für Europa und für die Welt. Früher .galt als ein Nationalist, wer 
anderen Völkern den eigenen Willen mit- Gewalt aufzwingen wollte. 
Heute beschimpft man draußen in der Welt ausgerechnet die deutschen 
Sozialdemokraten als Nationalisten. weil sie das eigene Volk von diesem 
verhängnisvollen Weg zurückreißen wollen. 

Unser Kampf gegen diese Politik war und ist nach meiner festen über
zeugung richtig. Wir müssen aber zur Kenntnis nehmen, daß mit den 
Wahlen der Jahre 1953 und 1957 die Bundesrepublik Deutschland nun 
einmal Mitglied des Atlantikpakts geworden und in dieser Mitglied
schaft gewissermaßen bestätigt worden ist. Wir haben zu wiederholten 
Malen ausgeführt, daß eine in die Verantwortung tretende Sozialdemo
kratische Partei international abgeschlossene, ratifizierte Abkommen 
nicht einfach als nicht vorhanden betrachten kann. Aber, Genossinnen 
und Genossen, die deutsche Politik muß, wenn sie einen Beitrag zur 
Lösung der Probleme auch nur des eigenen Volkes und erst recht der 
Weltprobleme leisten will, mit den Partnern dieser Verträge jene Ände
rungen aushandeln, die für die Wiedervereinigung Deutschlands unent
behrlich sind. 

Das ist einmal die Beschreibung der Zielvorstellungen in jenen Ver
trägen. Sie enthalten den Gedanken, daß das ganze Deutschland Mitglied 
des Atlantikpaktes sein solle. Heute ist doch wohl die Erkenntnis All
gemeingut, daß man mit dieser Vorstellung die Wiedervereinigung 
Deutschlands bestimmt nicht erlangen kann. 

Deutschland wird nur zusammenkommen, wenn es weder sowjetischer 
Truppenübungsplatz noch amerikanisches Atomwaffenarsenal wird. Das 
eine wie das andere scheidet als Rezept für die Wiedervereinigung aus. 
Leider richtet sich die praktische Politik der Regierungen noch nicht nach 
dieser ganz simplen Erkenntnis. 

Der zweite Punkt, den es bei den Vertragspartnern klarzustellen gilt, 
ist die militärische Integramoil, die Einschmelzung der Bundeswehr in 
das Gewebe der atlantischen Kommandobehörden und technischen Ein
richtungen. Diese Integration gilt sowieso nur für den deutschen Ab
schnitt; wo anders gibt es sie nicht. Deswegen müssen wir hier all unsere 
Kraft in die Waagschale werfen, damit diese Integration nicht so weit 
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' getrieben wird, bis sie schließlich unlösbar wird und von dorther ein 
unübersteigbares Hindernis gegen die Wiedervereinigung schafft. 

Und schließlich muß und kann man dafür sorgen, daß der Vertrag ver
nünftig ausgeführt wird, ohne Größenwahn, ohne Zuspitzung der Gegen
sätze und so, daß er keine zusätzliche Erschwerung der Wiedervereini
gung unseres Landes wird. Die Ausführung der Verträge sollte auch für 
die Deutschen demselben Grundsatz unterworfen sein, der für die anderen 
Teilnehmerstaaten gilt, nämlich daß jeder Staat die Berücksichtigung 
seiner Lage dabei fordert. Die andern tun das auch. Die Briten - ohne 
daß wir uns mit ihrer Lage vergleichen wollen - haben die Wehrpflicht 
abgeschafft, gegen erheblichen Widerstand der anderen Teilnehmer
staaten. Die französische Armee ist überhaupt nicht dort, wo sie nach dem 
Vertrag eigentlich sein sollte, sondern in Algerien. (Sehr richtig.) 

Norwegen und Dänemark - kein Wort der Kritik gegen sie, ganz im 
Gegenteil, ich begrüße ihre Haltung - haben eindeutig ihre besondere 
Lage hervorgehoben. Erst jüngst erschien in der deutschen Zeitschrift 
,,Außenpolitik" ein interessanter Aufsatz des dänischen Genossen Mini
sterpräsident Hansen. Er schreibt dort, daß unter den jetzigen Voraus
setzungen Dänemark nicht wünsche, ,,diese Munition und diese Waffen" 
- das sind die Atomwaffen und die Fernraketen - ,,zu bekommen". Er 
schreibt weiter: ,,Hierin sind wir uns mit Norwegen einig. Unser Nein 
muß auf Dänemarks geographische Lage zurückgeführt werden. Es ist bei 
der Reichweite der modernen Waffen schwer zu sagen, welche Länder 
künftig im Fall eines Krieges am meisten gefährdet sein werden. Es ist 
jedoch ein historisches Faktum, daß Pläne über Verteidigungsmaßnahmen 
in dem Gebiet, zu dem Dänemark gehört, in den Jahren, seitdem die 
NATO besteht, die besondere Aufmerksamkeit der östlichen Länder auf 
sich gelenkt und starke Reaktionen hervorgerufen haben. Es ist deshalb 
wichtig, in unserem Gebiet Maßnahmen zu unterlassen, -die - wenn 
auch zu Unrecht .- als Provokation aufgefaßt werden und dadurch die 
Entspannung erschweren könnten." 

Liebe Genossinnen und Genossen! So der Ministerpräsident des dem 
Atlantikpakt angehörenden Dänemark. Da müssen wir doch die verant
wortlichen Lenker der deutschen Politj.k fragen, ob sie etwa der Meinung 
sind,. daß die Bundesrepublik Deutschland von sowjetischen Militärbasen 
ferner ist als Dänemark! Ich glaube - wenn auch zu Unrecht -, daß 
auch wir ein Interesse daran haben, Maßnahmen zu unterlassen, die die 
Entspannung erschweren und vielleicht als Provokation aufgefaßt wer
den können. 

Die Bundesregierung ändert laufend ihre militärischen Pläne, obwohl 
sie sie vorher bei der Aufstellung dem Volke als das unbedingt zu Lei
stende und unter allen Umständen Durchzusetzende darstellt. Wenn 
irgend jemand an den Plänen Kritik übt, beschwor er angeblich den 
Untergang des Abendlandes herauf, und dann wäre es überhaupt mit 
uns aus und vorbei. Später aber, nachdem man erst für eine ·Armee von 
einer halben Million Mann gefochten hatte, tun es auch 350 000, und 
wahrscheinlich wird die Zahl noch weiter herabgesetzt. Zuerst hat man 
den Wehrdienst von eineinhalb Jahren für unbedingt erforderlich erklärt 
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und gesagt, ein. Jahr sei Mord; aber die Bundestagswahlen standen vor 
der Tür; und dann genügten zwölf Monate. Zuerst hat man den anderen 
eine Aufstellungszeit für die deutschen Verbände von drei Jahren ver
sprochen; dann hat man gesehen, daß man sich maßlos übernommen 
hatte und mußte das Programm auf sechs Jahre strecken. Ich sage das 
hler, weil man sieht, daß die Regierung aus ihren eigenen finanziellen, 
militärischen und innerpolitischen Gründen durchaus die Programme 
ändert. Dann muß die Regierung auch gezwungen werden, die Programme 
so zu ändern, wie es den politischen Notwendigkeiten unserer Lage und 
einer Politik der Entspannung und der Wiedervereinigung entspricht. 
(Beifall.) 

Die Verträge schreiben weder eine Armee von 500 000 Mann noch ihre 
Aushebung auf Grund der allgemeinen Wehrpflicht noch gar ihre Aus
stattung mit Atomwaffen vor. Zur Wehrpflicht haben wir in München 
Stellung genommen. Ich halte un·sere Stellungnahme von damals nach wie 
vor für richtig. In einem gespaltenen Lande mit den Auswirkungen auf 
den Personenverkehr über die Demarkationslinie ist die Wehrpflicht be
sonders gefährlich, weil sie vom Westen her das tut, was Herr Ulbricht 
vom Osten her mit seiner Gewaltpolitik heuerdings versucht: den Kon
takt der Menschen zwischen den beiden Teilen Deutschlands zu unter
binden (Beifall). Zum anderen ist die Wehrpflicht auch militärisch sinnlos. 

In der Lage, in der wir sind, würde es in einem ernsteren Konflikt 
keine Möglichkeit der Mobilmachung geben. Außerdem scheint es mir 
nicht mehr sehr sinnvoll zu sein, daß man eine Armee unterhält, bei der 
jeweils die eine Hälfte die andere ausbildet, so daß sie im Notfall über
haupt nicht verwendungsfähig ist. 

Ich weiß, daß ein Argument der Regierungsparteien auch in unseren 
Reihen diskutiert worden ist, das Argument vom Geist der Truppe. Der 
Geist der Truppe hängt von den vorgesetzten ab, nicht von den Rekruten. 
(Sehr richtig!) Das ist in jedem Falle ein innenpolitisches Problem erster 
Ordnung, ob wir die Wehrpflicht haben oder nicht. (Erneutes Sehr 
richtig!) 

Zu diesem Problem nimmt sowohl die Euch vorgeschlagene Resolution 
Stellung als auch später noch der Genosse Wehner. 

Wir haben uns, und die Verträge sagen nichts anderes, gegen die Aus
stattung der Bundeswehr mit Atomwaffen ausgesprochen. Das Referat 
des Genossen Ollenhauer hat die Gründe hierfür sorgfältig dargelegt. 
Wird der Atomklub größer, dann schwindet die Hoffnung auf ein Ab
kommen unter den Weltmächten dahin. Außerdem wissen wir, daß diese 
Regierung nach allem, was sie bisher unternommen hat, sich sogar 
mit dem Gedanken beschäftigt, auch den Weg der Produktion der Atom
waffen in unserem Lande zu gehen (Hört! Hört!), sonst hätte doch Herr 
Strauß nicht im Bundestag ausdrücklich heute schon die Mitwirkung der 
Bundesrepublik daran durch Geld und sachkundige technische Hilfe außer
halb des Bundesgebiets für erlaubt erklärt, sonst würde der mit Herrn 
Strauß gut bekannte frühere französische Verteidigungsminister Chaban
Delmas, der der Gaullistischen Partei angehört, nicht gerade in diesen 
Tagen erklärt haben, er hätte keine Bedenken gegen die Aufnahme einer 
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solchen Atomwaffenproduktion in der Bwidesrepublik Deutschland in den 
nächsten zwei bis drei Jahren. 

Wir sagen das mit allem Nachdruck, weil wir den Fortgang des Atom
_wettrüstens für eine tödliche Gefahr nicht nur für unser Volk, sondern 
für die ganze Menschheit halten. Wenn das so ist, dann müssen wir alle 
den Großmächten zuraten, Schritte zur Beendigung des Atomwettrüstens 
zu unternehmen. Das kann aber derjenige nicht, der selbst nach Atom
waffen drängelt, weil er dann mit seinem Rate unglaubwürdig würde. 
(Beifall.) 

Wir sagen das alles auch, weil es einen inneren Zusammenhang gibt 
zwischen einer Politik der Entspannung und den Aussichten für die 
Wiedervereinigung unseres Landes. Solange das Wettrüsten weitergeht, 
krallen sich die beiden Militärblöcke auf dem deutschen Boden fest, 
bleibt unser Land schon dadurch gespalten. Deshalb sagen wir: Es sollen 
keine Atomwaffen an weitere Staaten verteilt werden. Deshalb fordern 
wir, daß man keine für das eigene Land in Anspruch nimmt im Inter
esse aller und im Interesse der deutschen Einheit. Nicht etwa weil wir 
sagen, die anderen mögen das Risiko eines Atomkrieges tragen, wenn sie 
uns nur in Ruhe lassen. Nein, sondern weil wir sagen, daß die Gefahr für 
die anderen Völker auch geringer wird, wenn es hier an der Nahtlinie des 
kalten Krieges weniger Sprengstoff- gibt. Das ist auch ein Element der 
Sicherheit für die anderen. 

Wir standen gestern alle unter dem Eindruck der Göttinger Kantate. 
Sie hat klargemacht, daß es sich bei dem, was man Atomwaffen nennt, 
um Massenvernichtungsmittel handelt, und zwar auch bei den sogenann
ten taktischen Atomwaffen, deren kleinste immer noch die Wirkung 
eines konzentrierten Angriffs von 1000 Flugzeugen des zweiten Welt
krieges hat. Ein Schuß mit einer solchen sogenannten taktischen Waffe-· 
und eine Stadt von der Größe Tübingens ist nicht mehr. Auf der anderen 

Seite der Skala stehen die Wasserstoffbomben, von denen jede mehr 
an Zerstörungskraft enthält, als alle Bomben zusammen, die im zweiten 
Weltkrieg auf Deutschland gefallen sind. Insgesamt verfügen West und 
Ost übet einen solchen· Vorrat an atomarem Sprengstoff, daß auf den 
Kopf der Erdbevölkerung eine Menge von mehr als einer Tonne TNT 

r entfiele. Damit kann man die Menschheit vielfach ausrotten, nicht nur 
ein einziges Mal. In dieser Lage gilt es, Klarheit darüber zu schaffen, 
daß man mit solchen Mitteln ein dichtbesiedeltes Land wie das unsere 
nicht verteidigen, sondern nur auslöschen kann. (Beifall.) 

Das Schrecklichste in unserer Lage ist, daß die Ausstattung der BUndes
wehr mit Atomwaffen die Deutschen jenseits der Demarkationslinie zum 
auszurottenden feindlichen Volke stempelt; denn die Waffen dieser Arten 
treffen nicht das Militär der anderen Seite, sondern das Volk, in dem 
jenes Militär sich bewegt. Da soll doch niemand mit der läppischen 
Bemerkung von der Vorleistung kommen. Unterlassung des Selbst
mordes ist keine Vorleistung. (Beifall.) 

Man versucht neuerdings, uns zu sagen, wir in diesem Lande bedürften 
der sogenannten Atomwaffen, um die indirekte Verteidigung ausüben 
zu können, eine Verteidigung, bei der es nach der Meinung des Ver-
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teidigungsministers so zuginge, daß die Waffe gar nicht gebraucht würde. 
Indirekte Verteidigung ist ein neues Wort für Abschreckung und nichts 
anderes. Die Abschreckung, deren Vorhandensein ich gar nicht bestreiten 
will, findet sich in dem weltpolitischen, Gleichgewicht zwischen den 
Großmächten. Wer sich einbildet, daß die Bundesrepublik Deutschland 
selber ein eigener Abschreckungsfaktor im , Verhältnis zur Weltmacht 
Sowjetunion werden könne, der führt unser Volk wieder einmal auf den 
Weg des militärischen Größenwahns. (Starker Beifall.) 

Wir sollten gar nicht in den Vereinigten Staaten die Illusion wecken, 
daß wir uns, wenn man uns nur Atomwaffen in die Hand drückt, allein 
mit der Sowjetunion auseinander.setz.eo können. Das würde die Vereinig
ten Staaten aus den Verpflichtungen gegenüber Europa entlassen und ist 
deshalb besonders gefährlich für uns und die anderen europäischen 
Staaten. 

Wenn schon, wie die weltpolitische Diskussion zeigt, eine schrittweise 
Herausnahme der Angelsachsen einsetzt, die von den Briten schon mit 
erheblichen Truppenabzügen angefangen wurde, dann muß man doch min
destens versuchen, einen entsprechenden politischen und militärischen Rück
zug auch der Sowietmacht aus dem Herzen Europas auszuhandeln. Am 
gefährlichsten wäre es nämlich, wenn bei wachsender Entwertung der 
Stützpunkte durch Fernraketen die Angelsachsen abzögen, aber die 
Sowjettruppen dort blieben, wo sie heute'stehen. Wir beklagen bitter, daß 
bisher alle Chancen, einen solchen Rückzug der Sowjettruppen zum 
Gegenstand ernsthafter Verhandlungen zu machen, vom Westen her aus
geschlagen worden sind. 

Der Rapacki-Plan bot keine Gewißheit - aber einen Ansatzpunkt, diese 
Frage wieder in das internationale Gespräch zu bringen. Man hätte 
über die atomwaffenfreie Zone, die Frage des Truppenabzugs -aus dem 
gesamten Gebiet, die Frage der Kontrolle, die Frage der Stärke der hei-. 
mischen Streitkräfte dieses Gebietes und deren Kontrolle durchaus er
örtern können und dabei sich auch bemühen müssen um eine Garantie 
der Weltmächte für die neugeschaffene europäische Sicherheitsordnung, 
weil es im eigenen Interesse der Weltmächte liegt, daß sie nicht in einen 
Konflikt gegeneinander hineingezogen werden. Dabei sollte auch der 
interessante Gedanke nicht untergehen, daß die Atommächte sich ver
pflichten, keine Atomwaffen gegen diejenigen Staaten anzuwenden, die 
freiwillig auf ihren Besitz verzichtet hätten. 

All das ist leider bei dien jüngsten Tagungen des Atlantikrates wieder 
beiseitegeschoben worden. Aus dem internationalen Gespräch kann und darf 
es aber nicht mehr verschwinden. Das ist unsere Aufgabe. Wir Sozial
demokraten haben derartige Lösungen seit langem gefordert. Wir freuen 
uns, daß unsere skandinavischen Genossen und die von ihnen geführten 
Regliierun,gen, daß die britische Arbei.te:rpartei, ja, daß die Sozialistische 
Internationale jetzt weitgehend bereit sind, mit uns in dieser Frage zu
sammenzuarbeiten, nachdem Männer wie George Kennan oder der frü
here belgische Ministerpräsident van Zeeland oder auch der ehemalige 
Ministerpräsident Eden sehr verwandte Gedankengänge seit langem 
geäußert 9aben. 
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Angeblich gibt es doch ein gemeinsames Ziel westlicher Politik. Es sei 
die friedliche ' Wiedererlangung der deutschen Einheit und die Erlösung 
der mittel- und osteuropäischen Völker vom physischen Druck der An
wesenheit sowjetischer Truppen. Wenn das wahr ist, daß dies das Ziel 
der westllchen Politik ist, dann ist es doch geradezu unverständlich, daß 
man dann die Frage des Truppenabzugs nicht auf die Tagesordnung der 
internationalen Politik setzt. (Beifall.) 

Herr Ulbricht stützt sich auf sowjetische Truppen. Also muß man alles 
tun, um ihm diese Stütze zu entwinden, weil das der sicherste Weg zur 
deutschen Einheit ist. Der Abzug dieser Truppen ist die Schlüsselfrage 
für die deutsche Einheit und für die anderen politischen Probleme in 
Mitteleuropa. 

Aber selbstverständlich ist dieser Abzug nicht umsonst zu haben. Selbst
verständlich wird ihm eine Herausnahme auch fremder westlicher Trup
pen aus dem Gebiet der zu vereinbarenden atomwaffenfreien Zone ent
sprechen müssen, das heißt, die Zurücknahme der anderen westlichen 
Truppen an die deutsche Westgrenze. 

Dagegen nun habe ich in zahllosen internationalen Diskussionen ein 
erstaunliches Argument gehört: Man hat nicht nur von militärischer Seite 
~esagt, daß die bisherigen Bauten und Anlagen für jene Truppen in 
der Bundesrepublik so teuer seien, daß man nicht imstande sei, das 
Geld für ihre Wiedererrichtung etwa in Frankreich oder anderswo noch
einmal aufzubringen. Ich glaube, ich kann hier für die Sozialdemokratische 
Parrei Deutschlands sagen: Wenn das ein Teil de,s Preises für die 
deutsche Einheit sein sollte, dann bringen wir diese Kosten in unserem 
Haushaltsplan auch noch unter. (Starker Beifall.) 

In Wahrheit ist es doch wohl so, daß man den Status quo vorzieht und 
dies nur mit anderen Argumenten bemäntelt. Man behält lieber die 
-sowjetischen Truppen und damit die Spaltung Deutschlands, als daß man 
auch nur eine bescheidene Zurücknahme- etwa der amerikanischen Trup
pen in Erwägung zu ziehen bereit ist. (Beüall.) 

Wir wissen, daß der Truppenabzug zahllose politische Probleme auf.,, 
werfen würde. Deswegen kann das nicht über Nacht geschehen. Das Ver
handeln darüber wird lange dauern und die Durchführung noch länger, 
sonst gäbe es revolutionäre Erschütterungen mit Konfliktmöglichkeiten, 
die niemand von uns wünschen kanrr. Daher muß man eine Lösung in 
Etappen vorsehen, die es gestattet, die Verhältnisse in den betroffenen 
Gebieten allmählich an deh Zustand des Schwindens fremder militärischer 
Macht anzupassen und in Etappen die Teile Deutschlands wieder zu
sammenwachsen zu lassen. Dann müssen natürlich auch Deutschland und 
seine Nachbarn die Hausordnung selbst übernehmen. Wir sprechen klar 
aus: Wer in einem solchen Fall dazu nicht bereit wäre, der verewigt 
allerdings die Besetzung Deutschlands durch fremäe Truppen. 

Aber natürlich gäbe es für diese Hausordnung Grenzen, vereinbarte 
Grenzen für die Zahl und Bewaffnung der Streitkräfte der unmittel
bar betroffenen Staaten, und zwar in einem vernünftigen Verhältnis 
zueinander und unter angemessener gegenseitiger oder internationaler 
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Kontrolle. Das kann als Modell für Abrüstungsvereinbarungen unter 
den Großen dienen, zumal wenn man sich bemüht, Stärkezahlen fest
zusetzen, die ein vernünftiges Verhältnis herstellen zu jenen Zahlen, auf 
die sich in vergangenen Jahren die Großmächte bei den Abrüstungs
diskussionen schon weitgehend geeinigt hatten. Ich rufe in die Er
innerung zurück: 1,5 Millionen Mann für die drei Großen - die Ver
einigten St:raten; die Sowjetunion und China -, 650 000 Mann für die 
mittleren Mächte mit immer noch erheblichen überseeischen Interessen -
Großbritannien und Frankreich -, und etwa 200 000 bis 300 000 Mann für 
andere bedeutende Staaten, zu denen auch wir zählen würden. Es war 
seinerzeit die militärische Planung der Bundesrepublik, die eine Einigung 
darüber mit verhindern half, weil man dann nicht auf eine Größen
ordnung von 500 000 Mann hätte planen dürfen. Welch eine merkwürdige 
Sicherheitspolitik, die die Armeen auf der anderen Seite lieber um je 
eine Million Mann größer macht, nur damit man selber 100 000 Mann 
mehr bekommen kann. Die Stärken, wie ich sie eben genannt habe, 
würden ein vernünftiges Stärkeverhältnis herkömmlicher Art sogar 
zwischen den europäischen Völkern außerhalb der Sowjetunion und der 
Sowjetunion herstellen und damit den Druck, den die große Militärmacht 
drüben auf das politische Leben in ganz Europa ausübt, zwangsläufig 

• mindern. Eine solche Lösung ist nicht erreichbar durch Wettrüsten, son
dern nur durch politische Vereinbarungen und auf keinem an~er·en Weg. 

Damit bin ich bei der Tragödie der Abrüstungsverhandlungen; das eben 
war ein Kapitel daraus. Jeder wollte den anderen abrüsten, nur sich 
selber nicht. Da wurde gestritten, die einen sagten: Wir verlangen erst 
eine lückenlose Kontrolle, und wenn wir die haben, dann reden wir über 
die Abrüstung. Die anderen sagten: Nein, ihr wollt bei uns nur spionieren! 
Wir verlangen erst massive Schritte der Abrüstung, und später einigen 
wir uns über die Kontrolle! - Was natürlich auch nicht ging; denn ohne 
Kontrolle weiß keiner, ob der andere auch die Vereinbarungen einhält. 
Es war unser französischer Genosse Jules Moch, der die erlösende Formel 
fand, die man wohl immer wieder in das internationale Gespräch bringen 
muß: Kontrollierte Begrenzung der Rüstungen in solchen Etappen, daß 
jeder vereinbarten Etappe effektiver Rüstungsbegrenzung und -herab
setzung die entsprechende Etappe der Kontrollmaßnahmen gegenüber
gestellt wird. Also nicht: Alles oder nichts! Aber West und Ost gefielen 
sich darin, Vorschläge zu machen, die man prompt dann fallen ließ, wenn 
die andere Seite bereit war, auf einen solchen Vorschlag einzugehen. 
Dann wurde J?lötzlich in schiefer Schlachtordnung gekämpft. Später 
gingen die Diplomaten und die Militärs daran und verpackten ihre 
eigenen Abrüstungsideen in verschnürte Pakete. Sie sagten: Hier, nur 
das ganze Paket mußt du kaufen, mit allem, was drin ist! 90 Prozent 
des Inhalts der Pakete stimmten überein. Aber da 10 Prozent verschieden 
waren, wollte keiner das Paket des anderen haben. Die Aufgabe wird nun 
darin bestehen, die Pakete endlich einmal aufzuschnüren, damit man die 
Dinge, die in Übereinstimmung gebra.cht werden können, als erste Etappe 
vorweg regelt. Mit diesen Paketen aber trat der Kampf um die Abrüstung 
erneut in die Phase des internationalen Propagandakrieges der Welt
mächte gegeneinander ein. Wir wollen hier festhalten: Angesichts der 
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Gefahren, die durch das Atomwettrüsten heraufbeschworen•worden sind, 
sind die Völker dieser Methoden müde. Sie erwarten Taten auf dem Ge
biet der Abrüstung, und keine Worte. (Starker Beifall.) 

In dieser Sache appellieren wir an die Weltmächte. Nicht nur wir, sondern 
alle Völker, die nicht _zu dem Klub der Weltmächte gehören, haben die 
Verpflichtung, ihre Stimmen zur Geltung zu bringen und den Weltmäch
ten zu sagen, daß ihre weltpolitische Führungsrolle auch ein Stück welt
politischer Verantwortung für die anderen mit sich gebracht hat, und 
daß sie die Sympathien der Geführten verlieren werden, wenn sie sich 
jetzt nicht endlich in vernünftigen Diskussionen und Verhandlungen 
diesem Problem nähern. Die Schritte sind schon aufgezählt worden. Die 
Einstellung der atomaren Versuchsexplosionen, und zwar umfassend auf 
auf allen Seiten, wäre ein wichtiger erster Schritt, und anschließend 
eine Vereinbarung über die Kontrolle - so schwer kontrolliert sich das 
nicht! -, dann eine Einigung darüber, daß man kein spaltbares Material 
mehr in die Waffenproduktion hineingibt, mit der entsprechenden Kon
trolle. So kann man schließlich zu einer allmählichen Herabsetzung der 
Zahl der Atomwaffen kommen und zu einer allmählichen Ab~chaffung 
dieser Massenvernichtungsmittel im Zusammenhang mit der Begrenzung 
anderer Waffen. Auf dem Wege' zu diesen Schritten wären regionale 
Vereinbarungen, wie ich sie vorhin hier skizziert habe, ein wichtiger 
Fortschritt. 

Wir wollen aber ganz ehrlich auf einen weiteren Gesichtspunkt aufmerk
sam machen: Ein Atomwaffenverbot, und sei es noch so radikal, reicht in 
unserer Zeit für die Bewältigung der Probleme nicht aus. Jeder längere , 
Krieg zwischen Industriestaaten kann nämlich doch wieder zu einem 
Atomkrieg entarten, selbst wenn die Staaten am Anfang keine einzige 
Atomwaffe haben. Nachdem man weiß, wie sie gemacht werden, würde 
im Krieg zu diesen Waffen gegriffen werden. (Sehr richtig!) Deshalb 
steht - das mag ein großer Gedankenflug sein - auf der weltpoliti
schen Traktandenliste in Wahrheit die Abschaffung des Krieges. Das 
klingt wie ein schöner Traum. Es darf aber keiner bleiben, wenn die 
Menschen überleben wollen. Wir haben viele technische Träume ver
wirklicht: Fliegen, Fernsehen, Raumschiffahrt. Unsere politische Ord
nung hält mit der technischen Entwicklung, die wir selbst ge
schaffen haben, nicht mehr Schritt. Diese politische Ordnung gilt es 
dem Stand der modernen Technik oder, wie ich vorhin sagte, 
dem Schrumpfen des ErdbaJls anzupassen. Dalier sagen wir in unserer 
Entschließung, daß „die Sozia,ldemokratische Partei darum ringt, dp.ß aU1ch 
in den Beziehungen der Völker zueinander das Faustrecht aobgelöst wird 
durch die Herrschaft des Rechts, durch Gesetz und Vertrag und ihre 
Durchsetzung durch Gericht und Polizei. Deshalb müssen die Bemühung,en 
der internationalen Politik auf die Herst.ellung einer Friedensoron,ung 
gerichtet sein, in welcher die Vereinten Nationen über ausreichende 
Machtmittel verfügen, UlIIl den Frieden zu bewahren." Dieser Satz ent
spricht inhaltlich vömg dem, was am Anfang der modernen Arbeiter
bewegung vor fast hundert Jahren niedergelegt wurde in der berühmten 
\ugu,ral-Adresse zur Gründung der ersten Internatioillale im Jahre 1864. 
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Damals hieß es: ,,Daß die einfachen Gesetze der Moral und des Rechts, 
welche die Beziehungen einzelner regeln, auch die oberste!'.} Gesetze im 
Verkehr der Nationen sein sollten." Machen wir uns keine Illusionen: 
Das ist ein fernes Ziel! Aber man muß darauf ZJUSteuem., man muß sich 
Schritt für Schritt an. dieses Ziel heranarbeiten und nicht von ihm weg
reißen lassen. Dazu gehört, daß man heute eine Politik der Entspannung 
betreibt, bis das Etappenziel Wiedervereinigung durch eine Politik der 
Entspannung erreicht ist. Da darf man auch innerhalb der geltenden politi
schen VerhlHtnisse und der geltenden Verträge das Gesamtziel nicht ge
fährrlen. Und das ist möglich, schon dadurch, daß man den Großmächten 
von Deutschland her zur Entspannung rät und sie nicht etwa aufeinander
hetzt. Dann allerding:;; darf man nicht nur bei Besuchen freundlich sein 
und die Gäste im übrigen als Todfeinde beschimpfen. (Sehr gut!) 

Dann muß man auch weh.rpolitisch aus einer .solchen Haltung gewisse 
KonJSequenzen ziehen und muß sich vornehmen, nicht durch das eigene 
Dazutun das weltpolitische Gleichgew1cht unnötig zu zerstören. Die Teile 
Deutschlands gehören mm heute einmal zu den Gefolgsstaaten der Grop
mächte. Ihr Gewicht sollte nicht gemessen werden im Verhältnis zu d~n 
Weltmächten, sondern in den Verhältnissen, in denen hüben wie drüben 
die Gefolgssta<aten zueinander stehen. Jeder andere Maßstab zerstört das 
Gleichgewicht, auf dem auch der prekäre Frieden von heute beruht. Ich 
halte einen überraschenden Vernichtungsangriff, von dem die Zeitungen 
voll sind, für immer weniger wahTscheinlich, weil niemand gern Selbst
mord begeht und jeder mit der Aussicht des Selbstmordes bedroht wäre. 
Insofern ist alS? auch die vorhandene Abschreckung der Großen ein ge
wisres Mittel, aber ein gefährliches, das es allmählich hüben wie drüben 
gleichwertig abzubauen ghlt. 

Wie ist es aber nun bei uns? Ich meine, wiT in unserer Lage, in der Lage 
des gespaltenen Landes, müssen begreifen, daß wir auch anderen Pro
blemen ins Auge zu schauen haben als dem eines höchst unwahrschein
lichen plötzlichen Vernichtungsangriffes mit Atom- und Wasserstoff
waffen. 
Ich meine, daß man hier wie in Berlin, in London wie in Paris eigentlich 
ruhiger schlafen könnte, wenn die sowjetischen Truppen nicht mehr im 
Thüringer Wald stünden, sondern an der Ostgrenze Polens, und daß es 
sich daher lohnen würde, um unserer Sicherheit willen die Frage des 
Truppenabzugs aufzugreifen. Und für den Fall einer beabsichtigten Be
setzung, nicht Vernichtung unseres Landes, muß die Möglichkeit bestehen, 
durch den Widerstand unseres Volkes die Aggression sichtbar zu machen. 
Mehr ist nach unseren Kräften überhaupt nicht mqglich. Alles andere 
übersteigt das, was Deutschland im Verhältnis zur Weltmacht Sowjet
union zu leisten vermag. Selbst die NATO sagt, daß sie nicht mehr zu 
leisten vermag, wie wir von Marschall Mills am 6. Mai gelesen haben. 

Auch ohne atomaren Vernichtungsschlag kann es Versuche anderer 
Kräfte zu Handstreichen und Grenzverletzungen geben. Dagegen würde 
ein vernünftiges Gegengewicht gegenüber den nichtrussischen Kräften 
an den Grenzen der Bundesrepublik Deutschland genügen. Dafür braucht 
man kein Massenheer, keine Wehrpflicht und keine Atomwaffen. Dazu 
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hat unsere Resolution sich klar und unmißverständlich geäußert. Durch 
die beschränkte Aufgabe ist die Größenordnung umschrieben. 

Mancher Kritiker sieht nicht, daß wir bei der Erörterung dieser Pro
bleme immer daran denken müssen, daß die Bundesrepublik nur das 
halbe Deutschland ist. Es wäre einfach, wenn Deutschland ein ganzer 
Staat wäre. Ähnlich wie wir - ich will hier nur zwei Namen nennen -
in dieser für die Bundesrepublik Deutschland zugeschnittenen Sicher
heitsfrage denken, denkt auch der ehemalige britische Luftmarschall 
Slessor oder ein Mann, der nie ln seinem Leben Sozialdemokrat war, 
wie Weinstein, der früher für die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
schrieb und Major im Generalstab war. Wenn diese Männer solche 
Gedanken äußern, dann - das sei manchen deutschen Zeitungen ins 
Stammbuch geschrieben - sicher nicht aus Angst vor sozialdemokra
tischen Funktionären. Für uns sind Gedanken auch dann noch richtig, 
wenn sie von anderen vertreten werden, nicht nur, wenn wir ein Monopol 
darauf haben. Für manche deutsche Blätter gilt das nicht. Ihre außen
politischen Sprecher vertreten Auffassungen, die den unseren bestechend 
ähnlich sind; aber wenn sie sich mit der SPD beschäftigen, dann sind 
plötzlich dieselben Auffassungen nur deshalb falsch, weil sie bei der 
SPD auftauchen. (Beifall.) 

Ich hoffe, daß sich das mancher hinter den Spiegel steckt. 

Um Irrtümer auszuschließen, die ich gar nicht erst a1,1.fkommen lassen 
möchte: Die Wehrpolitik dieser Regierung ist ein untrennbarer Bestand:.. 
teil ihrer Gesamtpolitik, die wir ablehnen. Diese Gesamtpolitik ruht auf 
einer solchen Grundlage, daß wir sie auch nicht stückweise billigen 
können. Vom falschen Gesamtbau der Außen- und Wehrpolitik der 
Regierung Adenauer ist kein Teil annehmbar. Wir dürfen tins nicht in 
die Verantwortung für einen falschen Gesamtplan hineinziehen _lassen, 
denn auf den Gesamtplan kommt es an. Die Pläne und Absichten der. 
Regierung führten Schritt für Schritt ins volle Atomwettrüsten hinein. 
Angefangen hat es beim Angebot deutscher Truppen im Jahre 1950, 
dann ging es über die EVG und den Eintritt in die NATO und das Wehr
pflichtheer zur atomaren Ausrüstung der Bundeswehr und schließlich 
sogar zur drohenden Aufnahme der Atomwaffenproduktion in unserem 
Lande. Die Sozialdemokratische Partei stellt eindeutig fest, daß sie hier
für nicht zu haben ist und daß es für eine solche Politik keine Mittel 
mit ihrer Zustimmung gibt. (Beifall.) 
Wir haben hier eine andere Vorstellung entwickelt. Die Verantwortung 
für eine solchen Vorstellungen angepaßte Politik, die auch für die Bun
desrepublik Deutschland gelten würde, solange es noch nicht zur Wieder
vereinigung gekommen ist, könnte nur getragen werden, wenn das 
Steuer der allgemeinen Politik herumgerissen würde: vom atomaren 
Wettrüsten zu einer ehrlich versuchten Entspannung und schöpferischen 
Initiative auf die friedliche Wiedervereinigung unseres Landes in ge
sicherter Freiheit hin. Das aber muß geschehen, weil Deutschland sonst 
überhaupt nicht vereinigt werden kann. 

Es gibt manche unserer Freunde, die sagen, laßt uns doch dieses Pro
blem nur für das wiedervereinigte Deutschland diskutieren, erörtern wir 
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doch gar nicht, wie wir es mit diesen Dingen in der Bundesrepublik, in 
dem halben Deutschland, halten würden. Genossinnen und Genossen! Wir 
können bei der Erörterung dieser Fragen nicht auf die Wiedervereinigung 
warten, und zwar aus einem ganz einiachen Grunde: Die Sozialdemokra-
tische Partei wird nämlich schon in der Bundesrepublik Deutschland zu 
entscheidendem Einfluß und politischer Macht kommen müssen, weil es 
sonst die Wiedervereinigung unseres Landes überhaupt nicht geben wird. 
(Lebhafter Beifall.) 

Es gibt manche Außenstehenden, die von einer Wehrkonzeption für die 
Bundesrepublik verlangen, daß sie dann doch wenigstens in den her
kömmlichen Waffen annähernd dem sowjetischen Potential angeglichen 
werden muß. Nur so sei es möglich, die Gefahr eines Atomkrieges -aus
zuschalten. Nun, einmal würde das gar nichts nützen, weil, wenn sich 
sonst nichts ändert, die Sowjetunion immer atomar bewaffnet · wäre und 
auch von dieser ihrer Überlegenheit, wenn es je zu einem Konflikt käme, 
Gebrauch machen würde. Nein, an einem Abkommen der Weltmächte für 
unsere Sicherheit führt kein Weg vorbei. Außerdem ist ein solches 
Gleichziehen auch gar nicht möglich. Es würde das Wettrüsten zwischen 
den europäischen Staaten außerhalb der Sowjetunion verschärfen. Ich 
beklage, daß es. eine Reihe von Menschen gibt, für die es offenbru- nur 
entweder die absolute Wehrlosigkeit oder das wilde Wettrüsten gibt 
und nicht die maßvolle Begrenzung der eigenen Anstrengungen nach den 
Bedürfnissen und Erfordernissen der eigenen Lage. Jede Überschreitung 
dieser Begrenzungen überstiege unsere Kräfte und würde unser wirt
schaftliches und soziales Fundament zerstören. 

Wir· haben kürzlich im Bundestag die Verteidigungskostendebatte ge
habt. Die bisherige Rüstungsplanung sieht schon ohne Atomwaffen und 
Raketen bfs 31. März 1961 einen Gesamtaufwand von 52 Milliarden DM 
vor. Dieser Betrag sprengt den Haushalt; 'das ist fast eine Garantie für 
die Heraufbeschwörung inflationistischer Gefahren. Das kann nur erkauft 
werden mit einer Senkung der Lebenshaltung, mit einer Minderung 
sozJialer Leistungen und mit einer Erhöhung der Steuern. Wir haben 
gefragt: Wessen Steuern? Bei der Politik dieser Regierung wissen wir 
ganz genau, daß die Last der Verteidigung nicht von denen getragen 
würde, die am meisten Sachwerte zu verteidigen haben, sondern von dem 
kleinen Mann in diesem Land. Und mit Atomwaffen und Raketen wür
den die Kosten ins Ungemessene wachsen. 

Auch wir bestreiten nicht, daß man Verteidigung nicht umsonst haben 
kann. Aber es gilt, die Schranken zu setzen, wie ich sie eben definiert 
habe, durch das Nötige und das Mögliche. 

Ich habe das Gefühl, daß der Westen in der weltpolitischen Auseinander
setzung mit der Sowjetunion die falsche Tür bewadj.t. Da starrt man 
immer wieder auf die Divisionen, die angeblich das Herz Europas be
drohen, _und inzwischen treibt der Krieg in Nordafrika die Sympathien 
der asiatischen und afrikanischen Volker auf die Seite der Sowjetunion, 
und inzwischen führt wachsende Arbeitslosigkeit in der westlichen Füh
rungsmacht, den Vereinigten Staaten, zu einer solchen Schwächung des 
Ansehens der westlichen Welt, daß auch das noch Argumente für die 
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sowjetische Politik abgibt. Auch daran müssen wir bei diesen Problemen 
denken. 

Die Vorstellungen, die wir in unserer Entschließung entwickelt haben, 
sind mit einem Betrag zu erfüllen, der erheblich - ich spreche mich ganz 
bewußt sehr deutlich aus - unter den bisherigen Haushaltansätzen liegt. 
Aber die Regierung muß auch ohne Atomwaffen und Raketen nach der 
bisherigen Planung schon in den beiden nächsten Jahren die Ansätze auf 
15 bzw. 18 Milliarden DM erhöhen, um überhaupt nur die bisherigen 
Pläne durchzuführen. Und selbst dann noch hat sie ihre Partner an
gelogen und die Zeitpläne, die sie früher versprochen hatte, nie erfüllt. 

Da wollen wir mit Stolz, auch nach außen, sagen, gerade weil es auch 
wn das Vertrauen zu diesem unseren deutschen Volke geht: Wir Sozial
demokraten sind sicher unbequem, aber wir pflegen unser Wort auch zu 
halten. 

Liebe Genossinnen und Genossen! Das war ein überblick über einige 
sehr nüchterne und sehr dornige und uns trotzdem alle sehr bewegende 
Probleme. Wir haben es uns nicht leicht gemacht; die Entschließung, die 
Euch vorliegt; ist sorgfältig erarbeitet worden unter Mitarbeit zahlreicher 
Genossen und wird · nun vom Parteivorstand zur Annahme empfohlen. 
Wir sind mit dieser Entschließung nicht den Weg der Bequemlichkeit ge
gangen, sondern versuchen, den Weg· einer Partei aufzuzeigen, die sich 
der Verantwortung für das ganze .deutsche Volk bewußt ist. Gerade an 
diesen Problemen muß bewiesen werden, wie ernst es uns ist mit der 
Beendigung des Wettrüstens, mit der Schaffung des Friedens, mit der 
Sicherung der Freiheit, damit unser Volk gerade durch die sozialdemo
kratische Zähigkeit und Entschlossenheit den Weg zur friedlichen Wieder
vereinigung Deutschlands in gesicherter Freiheit findet. (Lebhafter 
Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Genossinnen und Genossen! Wir alle sind 
dem Genossen Erler für sein umfassendes Referat dankbar, ~ber die 
Länge seines Referats hat unsere Zeitdisposition über den Haufen ge
worfen. Da heute abend noch eine Reihe anderer Veranstaltungen bevor
steht, schlagen wir Ihnen vor, das Referat des Genossen Wehner heute 
nicht mehr zu hören, sondern morgen früh um 9 Uhr damit zu beginnen. 
Wir werden also morgen früh um 9 Uhr pünktlich beginnen. Die Sitzung 
ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung 17.45 Uhr.) 
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ZWEITER VERHANDLUNGSTAG 

DIENSTAG, DEN 20. MAI 1958 

(Beginn: 9.04 Uhr.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Ich eröffne 
den Parteitag und bitte alle Anwesenden, sich von den Plätzen zu er
heben. - Das Wort hat Max Brauer. 

Max Brauer: Genossinnen und Genossen! Liebe Freunde! Kurz nach 
der Sitzung des gestrigen Tages ereilte uns die Nachricht von dem Ab
leben unseres stellvertretenden Vorsitzenden, des Genossen Wilhelm Mel
lies. Wilhelm Mellies ist von uns gegangen. - Was viele seiner Freunde 
seit Tagen befürchteten, ist nun eingetreten. Für ihn selbst kam der Tod 
als ein Erlöser von hoffnungslosem Leid. Wir alle sind ärmer geworden 
durch den Tod unseres Freundes und Genossen. 

Am Donnerstag wird hier eine Trauerfeier stattfinden, in der Erich Ollen,,, 
hauer die Persönlichkeit und das Lebensbild von Wilhelm Mellies zeich
nen wird. Meine Aufgabe ist es, hier in diesem Augenblick nur wenige 
Worte zu sagen: 
Wilhelm Mellies hat sein Leben dem Dienst der Freiheit gewidmet und 
stand iiµ Kampf gegen soziale und kulturelle Not. Begeistert von diesen 
hohen Idealen war ihm die politische Tätigkeit eine sittliche Pflicht. Vom 
V,olksschullehrer bis zum stellvertretenden Vorsitzendeh der Sozialdemo
kratischen Partei ging sein Weg. In diesem Leben, erfüllt von politischem 
Kampf, hat er, der eine feinfühlige Natur war, gewiß oft mit sich gerun
gen wie Jakob: ,,Ich lasse Dich nicht, Du segnest mich denn!" 

Am heutigen Tag ist eine große Anzahl Delegierter nach Mitt«;mwald 
gefahren, um unserer Freundin und Genossin Lisa Albrecht das Geleit 
auf dem letzten Weg zu geben. 
Wilhelm Mellies und Lisa Albrecht sind zu früh gestorben. Erschreckend 
greift der Tod nach unseren im besten Lebensalter stehenden Freunden 
und Mitstreitern, für die kein Ersatz bereitsteht. 

In dieser Stunde gedenken wir voller Dankbarkeit der beiden Verstorbe
nen. Den älteren Freunden von uns ist die Genossin und feinsinnige 
Dichterin Klara Müller-Jahnke noch in lebendigä- Erinnerung. Eines 
ihrer schönsten Gedichte ruft den Leidtragenden in schwerer Stunde zu: 
Weiterleben! Und sie sagt darin: ,,Und wie Du wirkst und schaffst in 
seinem Geist - das ist, womit Du• ihn dem Tod entreißt." 

Wilhelm Mellies hat in seinen letzten Stunden dem Parteitag einen guten 
Verlauf gewünscht. Seine Gedanken waren mit uns und mit der Zukunft 
unserer Bewegung. 

Wir ehren 'Und danken Lisa Albrecht und Wilhelm Mellies dann am 
besten, wenn wir ihr Wollen und ihre Hoffnungen übernehmen als eine 
Verpflichtung zu verstärkter Tätigkeit für die Ideale, denen sie ihr Leben 
geweiht hatten. 
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Nun bitte ich, daß wir unsere Verhandlungen um eine Vierte°Istunde aus
setzen und dann unsere Beratungen wieder aufnehmim. 

Vorsibender Dr. Alex M ö II er : Wir sind noch beim Thema „Außen
und Wehrpolitik im geteilten Deutschlari.d". Es ist gestern festgelegt 
worden, daß wir zunächst die beiden Referate von Fritz Erler und 
Herbert Wehner entgegennehmen und dann über beide Referate disku
tieren. -

Das Wort hat also jetzt Herbert Wehner. (Lebhafter Beifall.) 

Herbert Wehne r : Liebe Genossinnen und Genossen! Verehrte Gäste! 
Als wir uns im Parteivorstand dafür entschieden, das Thema „Wehr
politik im geteilten Deutschland" auf die Tagesordnung zu setzen und zu 
behandeln, wollten wir damit einmal die Besonderheit jeder Art von 
Wehrpolitik in unserem geteilten Land zum Gegenstand der Beratung 
machen, und wir wollten zum anderen die Aufmerksamkeit - sowohl 
unsere eigene als auch die der anderen - darauf konzentrieren, daß eine 
Politik der Wiedervereinigung Deutschlands unter den erschwerenden 
Verhältnissen, die infolge der Wehrpolitik der herrschenden Gewalten im 
geteilten Deutschland entstanden sind, nun besondere Anstrengungen 
erfordert. 
Es ist Mode geworden, unserer Sozialdemokratischen Partei öffentlich 
vorzuwerfen, sie stelle sich nicht eindeutig den Problemen der Landes
verteidigung. Was wir .auch sagen, wir können so gut wie sicher sein, 
daß uns dieses Echo entgegenschallt. Wir sind auf einem Parteitag und 
- entschuldigt diese persönliche altmodische Bemerkung - auch wenn 
der Parteitag unter den heutigen Umständen sehr viel weniger wirkliche 
Diskussion als leider auch offenbar sehr viel Schau sein muß, möchte ich 
doch auf diesem Parteitag sagen: Sogar bis in unsere Reihen hinein ist 
dieses Echo, das uns auf jede Erklärung, auf jede Äußerung entgegen
schallt, gedrungen. 
Diejenigen, die unserer Partei vorwerfen, sie stelle sich nicht eindeutig 
den Prob.lernen der Landesverteidigung, tun so, als gäbe es eine Landes
verteidigung an und für sich. 

Sie suchen - das ist mein klarer Vorwurf - abzulenken von der Tat
sache, daß es sich in unserem geteilten Lande nur darum handeln kann, 
militärische Sicherheitsmaßnahmen in Einklang mit den Bemühungen um 
die Wiedervereinigung DeutschlanÖ&'Zu bringen. Dies muß eine Einheit 
sein, oder die Aufgabe ist verfehlt. 
Wer andererseits glaubt, strikte Enthaltsamlkeit gegenüber den Problemen 
militärischer Art diene schon an und :llür sich der Wiedervereinigung, der 
übersieht -, so, wie die Dinge sich entwickelt haben - sehr wichtige 
Realitäten. · 
Der Versuch, den wir mit der Entschließung zur Wehrpolitik gemacht 
haben, sollte ernsthaft gewürdigt und vor allem diskutiert werden. Wir 
setzen uns in diesem Entwurf mit den durch die herrschenden Gewalten 
beiderseits des geteilten Deutschlands geschaffenen Tatsachen ausein
ander und wir konzentrieren uns erstens auf alles Erdenkliche, was zur 
militärischen Entspannung dienen kann - das ist unsere Aufgabe; wenn 
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wir es nicht tun, dann tut es in diesem Land offenbar niemand als Partei 
und als Ganzes -, und wir suchen zum anderen militärischen Sicher
heitsbedürfnissen gerecht zu werden. Verteidigung kann doch nur die 
Summe sein aus 1. innerer Sicherheit, d. h. sozialer Stabilität, 2. militä
riJScheri Sicherheitsmaßnahmen und 3. der Ausschöpfung aller internatio
nalen Verst.ändigungsmöglicllkeiten. Keiner dieser Faktoren darf zu kurz 
kommen, wenn wir nicht zu einer völlig ungeeigneten Summe kommen 
sollen. 

Es ist nicht so, daß die Politilk der Sozialdemokratischen Partei etwa auf 
frommen Wünschen zur Wiedervereinigung beruhte. Das billigt man uns 
häufig gerne zu: wir seien eben in dieser Beziehung Idealisten., während 
andererseits die Politik der Regierung den harten Tatsachen gerecht 
werde. 

Wahr ist - dlas muß man auch ins Gedächtnis derjenigen unserer eigenen 
Freunde zurückrufen, die in mir völlig begreiflicher Trauer und Sorge 
um das Verpassen, um das Vertun, um das Zerschlagen aller Wiederver
e-inigungsmöglichkeiten in den letzten Jahren sich fragen: Haben wir 
denn selbst genügend dazu getan?-, daß wir den herrschenden Gewalten 
- d. h. sowohl den Besatzungsmächten als auch denen in den beiden 
Teilen Deutschlands, die ihre Politik vollzogen - stets den Druck ent
gegengesetzt haben, daß wir versucht haben, sie zu drängen, damit den 
Bemühungen um die Wiedervereinigung der Vorrang gegeben werde, 
auch - ich betone das - aus gewichtigen Sicherheitsgründen. Wer von 
Sicherheit redet und aufrechnet, erst müsse mal die Sicherheit für die 
50 oder jetzt 52 Millionen hier geschaffen werden und dann kämen die 
anderen dran, der betrügt doch dieses Volk, das sich leider immer wieder 
betrügen läßt. 

Die Bundesregierung hat sich andererseits - und hier war die Kluft in 
diesen ganzen Jahren der Auseinandersetzungen - auf den absoluten 
Vorrang der militärischen Integration festgelegt. Das Resultat _in der 
ersten Runde: ein Trümmerhaufen der Wiedervereinigungspolitik. Wenn 
immer nach Konzeptionen für die Wiedervereinigung gefragt wird, so 
muß man zunächst aussprechen: Was ist die Politik der herrschenden 
Gewalten, der Besatzungsmächte und der Kräfte, die in beiden Teilen 
ihre Politik vollzogen haben? Diese hat in bezug auf die Wiederver
einigung einen Trümmerhaufen hinterlassen. Und in der zweiten Runde? 
Nachdem jetzt fundamentale Hoffnungen, die auf die NATO-Politik in 
bezug auf Wiedervereinigung und überhaupt gesetzt worden sind, im 
Zerbrechen sind ~ denn das, was westlich unserer Grenzen jetzt vorgeht, 
gehört dazu -, wird auch in dieser Hinsicht wohl ein Trümmerhaufen 
von jener gepriesenen realistischen Politik zurückbleiben. 

Wir haben uns in den Jahren - keine Angst, ich will hier gar nicht auf
recll.nen - vergeblich darum bemüht, daß man klar sehe, was eigentlich 
gespielt wird. In der großen Debatte des Bundestags im März - lang 
war sie, eine Marathondebatte war sie - habe ich vergeblich ver
sucht, eine Antwort der Regierung und ihrer sonst so redefreudigen 
CDUiCSU zu bekommen, wie es denn mit den internen Festlegungen 
vor jeder Außenministerkonferenz eigentlich stehe. Es ging nie um Ver
handlungen für die Wiederver~inigung, es ging immer nur darum, das 
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Gesicht zu wahren, eine Propagandaschlacht zu schlagen und dabei mili
tärisch die vorher getroffenen Festlegungen nicht erschüttern zu lassen. 
Immer! Das gibt es schriftlich. (Sehr wahr!) 

Das liegt in den Akten des Auswärtigen Amts. Wir haben aber Zustände 
in unserem Land, nach denen zwar die Opposition mit Fragen bedrängt 
werdep. darf - ich beklage das nicht -, aber gegenüber der Regierung 
und ihrem Chef SO'Zusagen stillschweigend die Vereinbarung besteht, 
bestimmte Fragen dann doch nicht mehr zu stellen oder sie abzubiegen. 
Bitte, das wurde im Bundestag gesagt: daß man sich festgelegt hatte vor 
jener Berliner Viermächtekonferenz. Wörtlich: ,,Finden die freien Wah
len n a c h dem Inkrafttreten der EVG statt, so ist es wichtig, daß keine 
Unterbrechung der Kontinuität der zwischenstaatlichen Verpflichtungen 
Deutschlands eintritt. Finden die freien Wahlen vor dem Inkrafttreten 
der EVG s1att, so ist es wichtig, daß eine Lösung gefunden wird, die 
dieses Inkrafttreten bezüglich Deutschlands erleichtert." In jedem Fall 
und auch - auch, liebe Freunde vom Ausland- für das große Wort von 
den freien Wahlen, das von der herrschenden Partei immer nur als 
Kulisse in diesem Ringen verwendet worden ist, immer galt die interne 
Festlegung auf die Bindung Deutschlands an die vorher getroffenen mili
tärischen Vereinbarungen. Denen durfte nichts geschehen, die Wieder
vereinigung durfte an ihnen nichts ändern. Das ist unsere Lage! In diesen 
Schraubstock hat man das deutsche Volk hineingezwängt. {Beifall) 

Man hat gewußt, ·was das für die Wiedervereinigung bedeutet. Auch das 
wurde im Bundestag· gesagt, und ich wiederhole es wörtlich - es ist wohl 
auch so in den Akten des Auswärtigen Amts zu finden -: ,,Das Festhal
ten an der deutschen Beiteiligung an der EVG und jeder anderen gleiclt
gearteten Organisation ikann während des in Betracht gezogenen Zeit
abschnitts schwierige Probleme aufwerfen." Niemals gibt es auf solche 
Feststellungen eine wahrheitsgemäße Antwort von der Regierungsseite, 
sondern Ausflüchte. 

Wer die Sozialdemokratische Partei auf ein Bekenntnis zur Landesver
teidigung festlegen möchte, das in der wehrpolitischen Gefolgschaft für 
eine Bundesregierung gipfeln soll, die offenbar s,owohl ihre eigentlichen 
Beweggründe als auch viele ihrer tatsächlichen Maßnahmen verschleiert, 
der verkennt die Rolle und die Pflicht der Opposition. 

Die Kritik der Sozialdemokratischen Partei als der Trägerin der parla
mentarischen Opposition an der Wehrpolitik der Bundesregierung ist ein 
Beitrag zur wirklichen Landesverteidigung. Und wer aus der konstruk
tiven Kritik der Sozialdemokratischen Partei an der Militär- und Rü
stungspolitik der Regierung das Recht ableitet, die Bundeswehr gegen 
die SPD abzuriegeln, ideologisch zu immunisieren und Schlimmeres, der 
beweist eigentlich damit schon, daß es ihm gar nicht um die Landesver
teidigung, sondern um die militärische Abschirmung der eigenen Partei
herrschaft geht. 

Die Aktivität einer Organisation, wie jener Tarnorganisation mit dem 
Namen „Arbeitsgemeinschaft demokratischer Kreise" in der Bundeswehr, 
ist geeignet, im geteilten Deutschland das Volk zusätzlich zu spalten. 
(Beifall.) 
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Wir wehren uns leidenschaftlich dagegen. Sozialdemokraten und Gewerk
schafter müssen verhindern, daß die Soldaten gegen das arbeitende Volk 
gestellt und ausgespielt werden können. (Erneuter starker Beifall.) 

Wenn wir verhindern wollen, daß die Truppe als ein Instrument der 
herrschenden Partei mißbraucht wird, dann dürfen wir uns nicht von 
den Soldaten abdrängen lassen. (Beifall.) 

Und im übrigen: keine Arm.ee, wie man die Dinge auch immer drehen 
und wenden mag, kann anders zusammengesetzt werden als so, daß 
man ihre· Mehrzahl aus den arbeitenden Schichten rekrutiert, und nie
mand kann der Partei, die die Partei der arbeitenden Menschen in der 
Demokratie ist und es sein soll, verwehren, darum zu ringen, daß 
die Söhne der arbeitenden Schichten nie vergessen: woher sie kommen, 
wohin sie gehören und mit wem sie zusammeng~hören. (Starker Beifall.) 

Auch unsere Kritik am Verteidigungshaushaltsplan steht nicht im Wider
spruch zur Landesverteidigung, sondern dient ihr, weil diese Kritik ge
tragen ist von dem Bestreben, das Fundament der inneren Sicherheit 
nicht gefährden zu lassen. Denn was bliebe eigentlich von der Landes
verteidigung, wenn sie auf Kosten der breiten schaffenden Schichten 
ginge und wenn die militärische Sicherheit schließlich nur noch eine 
Sicherheit derjenigen wäre, die sich eben sozial sicher fühlen können? 
Dann ist wohl der Begriff Landesverteidigung ein völlig irreführender 
geworden; aber genau das steckt im Zuge dieser heute hier in Deutsch
land praktizierten Politik. 

Wir sind in der Behandlung der Probleme, die sich aus dem Wehrhaus
halt ergeben, - nach meiner persönlichen Ansicht - eher zu zaghaft als 
zu gründlich und zu eifrig gewesen, und wir müssen dieser Seite der 
Auseinandersetzung mit der herrschenden Wehrpolitik wohl noch größere 
Aufmerksamkeit zuwenden. Ein wenig hat auf uns wohl auch abge
färbt, daß man heute nicht mehr so recht daran glaubt, daß in diesem 
Wirtschaftswunderlande ernstliche Schwierigkeiten auf der finanziellen, 
auf der wirtschaftlichen und auf der sozialen Seite entstehen könnten. 
Man hat es sich beinahe abgewöhnt, darüber zu sprechen. Ich will auch 
nicht unken. Aber die Atomrüstung kompliziert, vervielfacht und ver
schlimmert alles das, was zur Wehrpolitik im geteilten Deutschland auch 
sonst zu sagen ist, auch hinsichtlich der wirtschaftlichen, der finanziellen 
und der sozialen Auswirkungen: Man kann nicht gleichzeitig Teilnehmer 
am Atomwettrüsten und Inhaber stabiler Lebert"sverhältnisse für die 
breiten Volksschichten sein. Beides paßt nicht zusammen. Entweder das 
eine, oder das andere! Das werden auch die allmählich sehen und be
greifen müssen, denen heute unser leidenschaftliches Mahnen gegen die 
Atombewaffnung auf die Nerven geht - wenn schon nicht ans Gewis
sen. 
Man möchte die Sozialdemokratische Partei dazu bringen, die Atom
rüstung zwar allgemein zu beklagen, aber nicht äußerste Anstrengungen 
zu machen, damit sie verhindert wird - es fehlt an solchen Anstrengun
gen nicht; heute tut jeder so, als sei er ja auch wohlverstanden gegen 
den Atomtod; aber damit muß man zu Hause anfangen, dann darf man 
nicht anfangen mit dem Atomrüsten. (Beifall.) 
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Wer sich so verhält - und auch jene Fachleute, die uns einreden 
wollen, das sei nun eben die Entwicklung der Militärtechnik und der 
Militärwissenschaft und das sei nicht mehr rückgängig zu machen -, die, 
die uns so bearbeiten, die versündigen sich vor allem 'an der gesamt
deutschen Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland; denn was man 
auch sonst immer zur Atomrüstung sagen mag, wie man sich über sie er
haben fühlen mag, wie man glauben mag in Abwandlung jenes Wortes des 
Fachmanns, der an der Spitze unserer Bundesregierung steht, daß. es 
ja doch nur die Fortentwick.lung der modernen Artillerie sei, diese Dinge 
auf eine and€re Ebene drängen zu können: Mit der Atomrüstung jeden
falls ist die Erfüllung der gesamtdeutschen Verpflichtung der Bundes
republik nicht zu vereinbaren; denn die Atomrüstung errichtet neue -
um es vorsichtig zu sagen - wahrscheinlich unüberwindliche Hinder
nisse gegen die Wiedervereinigung. Wenn das nichts bedeutet und wem 
das nichts bedeutet, der möge es offen sagen: In der letzten Zeit mehren 
sich auch publizistische Stimmen, die andeuten, daß es eigentlich so sei, 
daß die Wiedervereinigung und das Drängen auf sie einer hinter uns 
liegenden Periode angehört, und jetzt müßten wir eine andere Strecke 
durcheilen. 

Die Wiedervereinigung droht der Wehrpolitik der herrschenden Gewal
ten im geteilten Deutschland zum Opfer zu fallen. Wenn das im Interesse 
unseres eigenen Volkes und im Interesse des Zusammenlebens der Völ
ker in Europa verhindert werden soll, dann ist es notwendig, zu einer 
grundlegenden Änderung der Wehrpolitik in der Richtung auf Entspan
nung nicht nur in der Phrase, sondern in der kontrollierten Praxis zu 
kommen, und dann ist es zweitens notwendig, im deutschen Volke das 
Drängen auf die Wiedervereinigung und ihre Behandlung anders als in 
Weihe- und Gedenkstunden und bei Frack:festen stärker zu machen, ais 
es der Fall ist. (Beifall.) 

Unser Entwurf einer Resolution - die Wiedervereinigung Deutschlands 
bleibt lebensnotwendig für Deutschland und Europa - ist ein Versuch, 
aus der gegebenen politischen Lage mit den aus der amtlichen Wehr
politik im geteilten Deutschland entstammenden Hypotheken dennoch zu 
neuen Ansätzen für die Wiedervereinigung zu kommen. Das wird immer 
schwerer, dessen wollen wir uns bewußt sein. Wir können keine _für alle 
Zeiten geltenden Wiedervereinigungspläne aufstellen. Die Wiederver
einigung ist nichts Isoliertes; sie ist entweder der Inhalt der Politik 
schlechthin, die betrieben wird, oder man geht an ihr yorbei. Das Ringen 
um die Wiedervereinigung und die Wiedervereinigung selbst muß das 
Ergebnis und muß die Summe der Politik sein; die Wiedervereinigung ist 
abhängig von den fortgesetzten Veränderungen der politischen Situation. 

Wir haben - und das gehört zu diesem Punkt - eine ganze Reihe von 
Anträgen aus unserer Mitgliedschaft. Sie zeigen, wie brennend das Inter
esse an der Lösung dieser Fragen ist, obwohl man, wenn man sozialdemo
kratische Anträge außerhalb unserer Partei, in den Sprachorganen geg
nerischer Parteien oder auch in der unabhängigen Presse behandelt, meist 
den Eindruck: hat, man suche, wenn man die sozialdemokratischen An
träge ansieht, nur nach dem, was sich als Gegensätze herausdestillieren 
ließe. Hier geht's um ein brennendes, um ein bohrendes Suchen und 
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Drängen, um die Lösung von Fragen, die in soundsoviel Jahren amtlicher 
Politik zu lösen immer schwieriger geworden sind, was ja wohl auch ein 
Urteil über diese Politik ist. (Starker Beifall.) 

Und wenn Göttingen und andere nach präzisen Formeln mit ihren An
trägen suchen, so verstehe ich das völlig. Und so bin Jch der Meinung: 
Was dazu beitragen kann, in der jeweils gegebenen Situation, solche 
präzisen Formeln und Ansatzpunkte zu finden, das muß zusammen
gefaßt werden, alles was wir dazu an Sachverstand aufbringen können, 
muß angeregt und muß zusammengefaßt werden. Aber wir sollten uns 
klar sein: Einen für alle Phasen und für alle Zeiten gültigen Wiederver
einigungsplan, den kann, ja den darf niemand präsentieren wollen. Es 
gibt aber bestimmte Punkte, die unabdingbar sind. 

Zum Beispiel bleibt es notwendig, daß die vier Mächte, die besondere 
Verantwortung iür die Überwindung der Spaltung Deutschlands tragen, 
die Übereinkunft zustandebringen, die notwendig ist, weil die Wieder
vereinigung Deutschlands 'nur im Einklang mit einer europäischen Sicher
heitsordnung denkbar ist. 

2. bleibt es wohl richtig, daß eine solche übereinkunft der Vier um so 
wahrscheinlicher sein wird, je stärker wir Deutschen auf eine solche 
übereinkunft drängen. 
Und 3: Für die Wiedervereinigung ist unvermeidbar eine in Deutschland 
selbst geführte Politik, die nicht das Auseinanderleben der Teile Deutsch
lands fördert, sondern ihm entgegenwirkt. Das aber ist das Gegenteil 
der heutigen amtlichen Politik beider Seiten. 

Wir haben auf unserem Münchner Parteitag in einer ziemlich umfassen
den Resolution Wiedervereinigungsforderungen gestellt und Probleme 
der Wiedervereinigung behandelt. Es wäre falsch, diese Punkte heute im 
einzelnen wiederholen zu wollen. Vieles von dem gilt nach wie vor: Das, 
was wir dort gesagt und was wir dort gefordert haben in bezug auf die 
Intensivierung, Normalisierung und Ausgestaltung der diplomatischen 
Beziehungen nicht nur in einer Himmelsrichtung, was wir gesagt haben 
über die Notwendigkeit, Vertrauen zu sammeln auch durch unsere An
wesenheit - diplomatische Anwesenheit, Anwesenheit durch kulturelle, 
wirtschaftliche und andere Beziehungen - in Staaten, die nicht unmit
telbar an der Wiedervereinigung mitwirken werden, aber wo wir Ver
trauen für die Wiedervereinigung sammeln müssen, Staaten, in denen 
wir unter Umständen mit den Vertretungen der DDR zu konkurrieren 
haben werden. Aber das ist nun auch einmal eine Sache, der man nicht 
einfach pur mit zusammengekniffenen Augen gegenüber stehen bleiben 
kann. Das, was wir in der Münchner Resolution über die innere Ge
staltung des wiedervereinigten Deutschlands gesagt haben, ist heute noch 
nicht nur lesenswert, sondern sollte auch von den Kritikern in unserer 
Partei ab und zu einmal vor Augen genommen und überlegt werden. 

Infolge der amtlichen Wehrpolitik im geteilten Deutschland sind einige 
Folgen eingetreten, auf die scharf aufmerksam gemacht werden muß. Zu 
diesen Folgen gehören: 
1. Die Teile Deutschlands werden zu gewissermaßen unentbehrlichen 
Bestandteilen der militärischen Organisationen der Großmächte. Was das 
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bedeutet? Eij ist von meinen Vorrednern schon angedeutet worden. Je we
niger diese militärische Integration noch zu entflechten sein wird, um so 
schwerer wird es sein, die Teile Deutschlands wieder zusammenzuschlie
ßen. (Beüall.) Diejenigen, die diese Integration betreiben, mijssen wissen, 
was sie damit tun. Sie wissen es, aber sie verschweigen~ dem Volk. 

2. Eine der Folgen des Oberwiegens dieser militärischen Machtpolitik ist 
die zunehmende Bedeutung der DDR als eines politischen Druckmittels 
in der Frage der Wiedervereinigung. Auch das ist ein Urteil über die 
amtliche Politik. Sie hat es nicht nur mitverschuldet, sondern wir alle 
stehen heute einer Tatsache gegenüber: ;paß infolge dieser Politik mit 
dein Vorrang des Rüstens der Teil Deutschlands, der DDR genannt wird, 
als ein politisches Druckmittel in immer größerem Maße ver..wendet wer
den kann, während umgekehrt die von Bonn aus praktizierte Ignorierung 
des anderen Teils Deutschlands, die als außenpolitisches Druckmittel ge
dacht war, immer weniger wirkt. 

3. Zu den Folgen dieser Entwicklung gehört, daß immer häufiger Stimmen 
zu vernehmen sind, besorgte Stimmen, die ernsthaft fragen, was denn 
eintreten würde, wenn etwa im anderen Teil Deutschlands Volkserhe
bungen stattfänden, und ob dann noch ein militärisches Eingreifen sei
tens der Bundesrepublik zu verhindern sei. Das ist etwas, das man in 
Deutschland nach Möglichkeit nicht berührt. Im Ausland wird das in 
zunehmendem Maße gefragt. 

Der britische Labourabgeordnete Robens, der sicher zu den besonnenen 
Männern gehört, wenn es um die Betrachtung solcher Probleme wie 
dieser europäischen Probleme geht, hat - man kann es in der letzten 
Nummer der Zeitschrift „Außenpolitik" nachlesen - erklärt, daß die 
anhaltende Teilung Deutschlands vielleicht die gefährlichste Bedrohung 
des Friedens in der Welt sei. Denn, so sagt er: Wenn nun die .Jahre hin
gehen und die deutsche Wiederbewaffnung vollständig ist, und es ergibt 
sich in Mitteldeutschland eine ähnliche Situation wie seinerzeit in Un
garn, dann kann ich nicht umhin, die Vorstellung zu haben, daß die 
Westdeutschen nicht notwendig beiseite stehen und gar nichts tun wür
den. Wäre es möglich - so fragt und bohrt er weiter-, daß es in Mit
teldeutschland zu einer solchen Erhebung käme und die Westdeutschen, 
bewaffnet und geographisch so leicht in der Lage, ihm zu Hilfe zu eilen, 
würden es nicht tun? - Die Antwort darauf: Es scheine ihtn, daß das 
unvermeidlich wäre und daß selbstverständlich, wenn die Regierung 
keine offizielle Al!:tion starten würde, sich zumindest in hellen Scharen 
bewaffnete Freiwillige einfinden würden. Und aus diesem kleinen An
laß ergäben sich wohl die Gefahren eines großen Krieges. 

Wer stellt sich denn heute schon einem solchen Ausblick in unserem 
Deutschland? Wer bemüht sich, darauf wahrheitsgemäße Antworten zu 
geben? Wir haben die amtlichen Erklärungen unseres Außenministers, 
des Herrn von Brentano, vor dem NATO-Rat in Paris. Sie sind, wie man 
erwarten konnte, so, daß eben „alles getan werde", um eine solche Ent
wicklung zu vermeiden. Wir haben die Erklärungen des „Bundes
Berserkers" Strauß (Heiterkeit und lebhafter Beifall), der eine Etage 
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höher, in Washington, gesagt hat: Natürlich werde die Bundeswehr in 
einem solchen Falle nicht eingreifen. Meine Frage ist nur - und es 
sollte die Frage jedes Deutschen sein - wie dann aber eine Politik zu 
verantworten ist, die auf nichts anderes abzielt, hinaus will und hofft 
als auf solche Erhebungen. Wie kann man das eine mit dem anderen in 
Einklang bringen, wenn nicht der Verdacht aufkommen soll, daß hier 
ganz einfach an der Wahrheit vorbeigeredet wird und man alle und viel
leicht sich selbst zu betrügen sucht. Dies ist genau genommen eine Sack
gasse. Wenn wir sagen, die amtliche Politik sei in einer Sackgasse, dann 
tönt uns das Echo entgegen: Ja, aber was ist eure Alternative? Ich fand 
in einer beachtenswerten Arbeit, die Walter Lippman kürzlich gemacht 
hat und mit der er in die Diskussion um die Vorträge Kennans eingriff, 
die Feststellung, seine eigene Ansicht sei, daß die westlichen Allüerten 
auf dem Weg, den sie in den Nachkriegsjahren beschritten hatten, in eine 
Sackgasse geraten sind. Und, so sagt Lippman weiter: Der Weg; den 
Kennan aufwies, ist die einzige Alternative, die eine gewisse Aussicht 
hat, zur Wiedervereinigung Deutschlands und zur nationalen Unabhängig
keit der osteuropäischen Staaten zu führen. 

Wenn also Lippman von einer Sackgasse spricht, so wird man es wohl 
eher ernst nehmen, als wenn wir es tun. Lippman hat - und da komme 
ich noch einmal zu dem zurück, was der Labourabgeordnete Robens 
stellvertretend für viele über die in Deutschland heranwachsende 
Situation und Gefahr gesagt hat - in seiner nüchternen Art erklärt, es 
sei doppelsinnig, einerseits die Wiedervereinigung zu fordern und gleich
zeitig sich der Evakuierung des deutschen Gebiets zu widersetzen. Außer
dem sei es - wie er sagt - ein „grausamer Betrug", wie Ungarn es so 
lebendig und so schmerzlich bewies, von der Befreiung der gefangenen 
Völker zu reden, wenn es keine ernstliche Aussicht auf den Abzug, der 
Roten Armee von ihren Territorien gibt. Aber die Argumentation ist 
immer nur die, daß es diesen Abzug eben nicht geben könne, weil man 
ja den Russen nicht zumuten könne, daß sie ihn vorschlügen. Bieten sie 
ihn aber an, um den Preis gewisser Gegenleistungen, so sagt man, das 
könne doch gar ni"cht ihr Ernst sein. Wenn es aber ihr Ernst ist, dann 
müsse dahinter etwas Teuflisches stecken, dann sei es eine Gefahr für den 
Westen. Also: Paßt das eine Argument nicht, dann paßt zumindest das. 
andere. Und in jedem Fall: Wir wollen, daß es so bleibt, weil - weil wir 
lieber in dieser Sackgasse bleiben wollen (Starker Beifa:11), als daß wir 
den Mut haben und den Weg suchen, der aus ihr herausführt. Denn dieser 
Weg kann nach a:llem, was sich entwickelt hat, nur ein Weg sein, der 
zu einer Zone oder zu einem Gebiet in Europa führt, in das Deutschland 
einzubeziehen sein würde, einer Zone, in der Vereinbarungen über die 
militärischen Stärkeverhältnisse und über ihre Kontrolle wirksam wer
den. Sofort kommt die Antwort: Solcher Kontrolle unterwerfen wir uns 
nicht, das wäre ein Verstoß gegen die Souveränität. Aber es gibt heute 
auch schon im Regierungslager Stimmen, die von einer solchen Antwort 
abrücken und immerhin Bereitschaft erklären, wenn bestimmte Bestim
mungen erfüllt würden. 

zu dieser Zone, die heute schon viel mehr als in Deutschland im Ausland 
das Denken befaßt, möchte ich sagen: Wenn diese Zone von Anfang an 
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mit einem geeinten Deutschland gebildet werden kann, um so besser. 
Dann müßten wir aber etwas dazu tun, daß diese Vereinigung Deutschlands 
vorher möglich wäre. Wir können uns nicht darauf beschränken zu sagen, 
diese müßte hergestellt werden, und dann könnten wir bereit sein, einer 
solchen Kontrolle oder verdünnten Zone zuzustimmen. Man muß bereit 
sein zu dem Weg, auf dem die Verhandlungen für einen Friedensvertrag 
geführt werden können. Der Weg ist noch nicht versperrt. Er ist noch 
nicht einmal durch die an und für sich sehr starre Stellungnahme der öst
lichen Seite hinsichtlich dex Wiedervereinigungsprozedur versperrt. Denn 
im letzten russischen Aide-memoire, das ja bezeichnenderweise im Bun
destag und in der Öffentlichkeit zum Gegenstand eines sehr unappetit
lichen Verschleierungsmanövers gemacht worden ist, steht sogar, daß naeh 
russischer Ansicht zwar die Konföderation der beiden Teile Deutschlands 
das Gegebene wäre; aber wenn andere Vorschläge gemacht werden könn
ten und sollten, dann wäre dem nichts entgegenzusetzen, man wäre auch 
dazu bereit. Also dieser Weg ist noch nicht versperrt. 

Die Frage ist nur - und diese Frage ist bisher nicht positiv beantwortet 
worden-, ob man bundesregierungsseits überhaupt bereit ist, jetzt den 
Weg zu Verhandlungen über einen deutschen Friedensvertrag zu gehen. 
Wenn aber - das möchte ich auch ausdrücklich sagen - die Wiederver
einigung Deutschlands vorher nicht erreichbar sein sollte - unter an
derem auch aus dem Grund, der in der bundesrepublikanischen amtlichen 
Politik liegt -, dann sollte auch daran die Bildung einer solchen Zone, 
einer atomwaffenfreien Zone, wie sie der polnische Außenminister vor
geschlagen hat, oder eqtänzt und sinnvoll weiterentwickelt, wie sie 
Gaitskell und andere inzwischen vorgeschlagen haben, nicht scheitern. 
Denn ich finde, es würde kein Nachteil sein, wenn neben der Bundes
republik Deutschland die DDR unter eine übergeordnete militärische 
Kontrolle käme. Das könnte der Ausgangspunkt dafür werden, die Teile 
Deutschlands in ein Verhältnis zueinander zu bringen, bei dem kein Teil 
den anderen verschluckt, aber die Notwendigkeit und auch die Möglich
keit der Annäherung der Teile Deutschlands durch einen entsprechendep 
Rahmen gegeben wäre. Das also könnte der Wiedervereinigung behilf.:. 
lieh sein. 

Wir sagen, daß die Wiedervereinigung Deutschlands in gesicherter Frei
heit im gemeinsamen Interesse des deutschen Volkes und der Nationen 
Europas , liegt. Wir sagen das auch in unserem Resolutionsentwurf. Ich 
möchte darauf hinweisen, daß wir dort erklären, daß die Verwirklichung 
der Wiedervereinigung ein entscheidender Schritt zur friedlichen Zu
sammenarbeit aller Völker Europas sein wird, Auf zwei Sätze möchte ich 
die Aufmerksamkeit aller richten: Die Forderung nach der Wiederver
einigung darf nicht zum Vorwand für die Fortsetzung des Wettrüstens 
genommen werden. Die Forderung nach der Wiedervereinigung darf nicht 
mißbraucht werden, um militärische, machtpolitische, ideologische oder 
wirtschaftliche Interessen zu vernebeln. Wir meinen, daß es so richtig 
ausgedrückt ist, und diese Worte sollten um so nachdrücklicher zur 
Kenntnis genommen werden, als es noch nicht lange her ist, daß wir 
aus dem Bundeskanzlerpalais erfuhren, daß nach einem zusammentreffen 
des Bundeskanzlers mit dem französischen Außenminister der vorigen 
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Regierung festgestellt wurde, Frankreich werde auf einer Gipfelkonfe
renz, wenn sie zustande komme, die Forderung, die Wiedervereinigung 
Deutschlands als einen Tagesordnungspunkt zu behandeln, vertreten. 
Es ist uns damals amtlicherseits mit der Genugtuung, die in Bonn 
üblich ist, versichert worden, was das doch für ein Beweis für die Festig
keit dieser Wiedervereinigungspolitik und ihres Fundamentes sei. Wir 
haben schon damals gesagt, daß das leider kein Beweis dafür ist, sondern 
eher ein Beweis dafür, wie sehr sich hier zwei Dinge miteinander ver
bunden haben, eine Interessenverbindung miteinander eingegangen sind: 
Jene französische Regierung, der diese Advokatur gerade recht kam, weil 
ihr vordringliches Bestreben war, daß Frankreich so schnell wie möglich 
zur Atommacht Nr. 4 wird. Da kann man gut sagen, man werde für eine 
Wiedervereinigung als Tagesordnungspunkt auf einer Gipfelkonferenz 
einstehen (selbst wenn daran die Gipfelkonferenz noch lange scheitern 
sollte). 
Vielleicht lesen wir heute manches mit anderen Augen, was Paul Sethe 
in jenem schmalen Bändchen „Die großen Entscheidungen" dieser Tage 
der Öffentlichkeit vorgelegt hat. Das ist kein Sozialdemokrat. Ich weise 
darauf hin, nicht, weil mir daran liegt, daß etwa die Gegner der 
Adenauerschen Politik zu beweisen hätten, sie hätten immer recht ge
habt, sondern weil mir daran liegt, darzutun, daß die Gegner der 
Adenauerschen Politik - und da stehen manche wie Paul Sethe und 
andere neben uns, und zwar gerade in der Sorge um diese Wiederver
einigung, obwohl sie nicht der Sozialdemokratischen Partei angehören -
turmhoch über jenen Verfechtern der amtlichen Politik stehen, weil sie 
immer noch aus den Trümmern der amtlichen Politik heraus wieder 
etwas auszugraben versuchen, was doch noch den immer schwieriger 
werdenden Weg zur Wiedervereinigung gangbar werden lassen könnte. 
So auch bei Paul Sethe. (Beifall.) 
Es wird immer wichtiger, was von den Deutschen selbst zugunsten der 
Wiedervereinigung getan wird. Ich sage „immer wichtiger". Es hat eine 
Zeit gegeben, in der man daran denken konnte, daß die Wiederver
einigung einfach durch die vier Mächte beschlossen würde und daß die 
Deutschen sozusagen den Vollzug zu übernehmen hätten. Die Zeit ist 
vorbei; sie ist vertan worden, sie ist verpaßt worden. Die Zeit zwischen 
den Noten vom März 1952 bis zu jenem Abschluß im Januar 1955 ist nicht 
wieder zurückzurufen. 
Deswegen wird immer wichtiger, was die Deutschen selbst zugunsten 
der Wiedervereinigung tun. Nicht etwa, weil wir es allein schaffen könn
ten, aber weil ohne unsere Mithilfe, ohne die Mithilfe der Deutschen, 
gewiß nichts zustande kommt. Das Problem der Oberwindung der inner
deutschen Spannungen und Spaltung erfordert deshalb immer größere 
Aufmerksamkeit von uns selbst. Ich glaube, daß auch die Befürworter 
der internationalen Entspannung an der Verminderung der Spannungen 
in Deutschland interessiert sein müssen, denn es wäre doch seltsam, 
wenn man an ' der Aufrechterhaltung der Spannungen in Deutscbland 
interessiert sein sollte und zugleich einer internationalen Entspannung 
das Wort reden möchte. Wie wollte man das unter einen Hut bringen? 
Wir können das, was zur innerdeutschen Entspannung zu tun ist, a u c.h 
nicht allein tun; aber von der Bundesrepublik aus ist mehr zu tun mög-
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lieh. als was unter Adenauers Führung bisher für möglich gehalten wurde. 
Ich möchte Ollenhauers Wort von der Kundgebung auf dem Marktplatz 
am Sonntag, als er sagte, solange es eine SPD in der Bundesrepublik 
gebe, werde ihre Politik eine gesamtdeutsche Politik und ein ständiges 
Bemühen um die Wiedervereinigung sein, so deuten: Die SPD hat das 
Ihre zu tun, damit der Kalte Krieg in Deutschland überwunden wird. Sie 
hat das Ihre zu tun zur Verminderung der Spannung. 

Als die Außenminister der vier Mächte im Jahre 1949 nach der Beendigung 
der Berliner Blockade ihre Pariser Konferenz schlossen, ohne daß es auf 
dieser Konferenz zu einer Vereinbarung über die deutsche Einheit ge
kommen war, erklärten sie in ihrem Schlußkommunique: 

Die Besatzungsbehörden werden sich auf einer Vierrnächtegrundlage 
gegenseitig in Berlin konsultieren. Diere Konsultationen bezwecken 
u. a. die Milderung der Auswirkungen der gegenwärtigen administra
tiven Teilung Deumchlands und Berlins namentlich in folgenden An
gelegenheiten: 

a) Förderung des Handels und Entwicklung der Finanz- und Wirt
schaftsbeziehungen zwischen den Westzonen und der Ostzone sowie 
zwischen Berlin und den verschiedenen Zonen. 
b) Erleichterung des Personen- und Güterverkehrs und des Nachrich
tenaustausches. 

c) Erwägung von Fragen gemeinsamen Interesses hinsichtlich der 
Verwaltung der vier Sektoren in Berlin im Hinblick: auf eine mög
lichst weitgehende Normalisierung des Lebens .in der Stadt. 

In der Schlußverlautbarung hieß es weiter: 

Zur Unterstützung der Konsultationen können die Besatzungsbehör
den deutsche Sachverständige und geeignete deutsche Organisationen 
ihrer .Jurisdiktion beiziehen. Diese Deutschen würden sachdienliche 
Angaben austauschen, Berichte vorbereiten und bei allseitiger Zu
stimmung den Besatzungsbehörden Vorschläge unterbreiten. Die Be
satzungsbehörden werden den führenden deutschen wirtschaftlicheIJ. 
Körperschaften der Ostzone und den Westzonen empfehlen, die Schaf
fung enger wirtschaftlicher Bande zwischen den Zonen und die wirk
samere Durchführung von Handel und anderen wirtschaftlichen Ab
kommen zu erleichtern. 

Soweit diese Schlußverlautbarung. 

Damals sprach man von der Notwendigkeit, wenn schon die Spaltung 
nicht unmittelbar zu überwinden möglich gewesen sei, einen modus 
vivendi zu finden. Manchem, der das damals gelesen oder gehört hat, sind 
dabei gemischte Gefühle hochgekommen, weil man nicht zuletzt in 
Deutschland fürchtete, ein solcher modus vivendi könnte zu einer Dauer
einrichtung werden. Hätte man sich aber diarnals um diesen modus vivendi 
bemüht und ihn zustandegebracht, wenn auch nur in dieser bescheidenen 
Form, wie es in der Schlußverlautbarung zum Ausdruck: kommt, so wäre 
vieles anders und vieles :möglich geworden. Das hätte jedenfalls der 
inneren Verbindung Deu15chlands und der Deutschen helfen und dienen 
können. · 
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Sieben Jahre später - man könnte auch sagen: zu spät -, nämlich am 
30. Mai 1956, hat der MiniJSter :f'ür Gesamtdeutsche Fragen im Bundestag 
zum erstenmal namens der Bundesregierung überhaupt zu dieser Ver
lautbarung Stellung genommen. Er hat damals, sieben Jahre danach, 
wenn ich ihn nicht falsch verstanden habe, zum Ausdruck gebracht, ein 
solcher Weg k-0nne, ja er solle beschritten werden. Aber inzwischen waren 
in Berlin und in Genf Außenministerkonferenzen. Weder in Berlin noch 
in Genf ist der Versuch gemacht worden, an Paris anzuknüpfen. In Ber
lin hat man gesagt, das sei für die Außenminister eine zu kleine Sache, 
das würden die Hohen Kommissare - so nannte man sie damals noch -
unmittelbar nach der Konferenz tun. Das sei schon abgesprochen. Wenn 
das abgesprochen gewesen ist, so möchte ich heute noch wissen, warum 
man es dann nicht getan hat. Ich nehme an, es war nicht abgesprochen, 
sondern man hat nur zur Benihigung so gesagt. 

In Genf hat man sich erst gar nicht die Mühe gegeben, diese Verklei
dung zu wählen. Man hat den Weg überhaupt nicht weiterverfolgt. Man 
hat sich dann in die Polemik geflüchtet, weil inzwischen von der Ostseite 
der Gesamtdeutsche Rat vorgeschlagen worden war, u. a auch zur Er
ledigung solcher Fragen. Man sagte, das könne nicht zur Debatte stehen. 

Müssen wir nun annehmen, es lasse sich in dieser Hinsimt, in der Hin
sicht eines modus vivendi und der inneren Verzahnung oder Verklamme
rung und Verbindung der Teile Deutschlands und ihrer Menschen nichts 
mehr tun? Bleibt uns tatsächlich nur der Trost - wenn das ein Trost sein 
soll -, daß die große Mehrheit unserer Landsleute auf beiden Seiten der 
Zonengrenzen sowieso einig sei in ihrem Willen zur Einheit, wie wir es 
immer wieder hören und wie wir es demnächst, fünf Jahre nach jener er
schütternden Bewegung in der Zone am 17. Juni 1953 wieder hören werden? 
fät es so, daß der Zusammenhalt der Deutschen sozusagen selbstverständ
lich die. Prüfung der Spaltung überdauern wird? In diesen Tagen, und 
wir werden es wohl immer wieder erleben, solange man nicht den Mut 
hat zu Regelungen, erlebten wir wieder, wie leicht Sfiirungen auf wirt
schaftlichem, Verkehrs- und anderen Gebieten eintreten können, weil 
damit gewisse politische Zwecke verfolgt weiden. Darauf würde wahr
scheinlich noch weniger reagiert werden, wenn nicht, wie im Falle der 
Binnenwasserstraßen-Benutzungsgebühr Interessen des geteilten Berlins 
unmitt.elbar betroffen würden. Man hat dann doch noch das Gefühl, daß 
man sich hier zum Wort melden muß. Ich gebe mich jedenfalls nicht da
mit zufrieden, daß man sagt, das alles sei eben die Folge des Verhaltens 
der Behörden und des Regimes in der sowjetisch besetzten Zone. Natür
lich ist es das, wenn man so will, das auch. Aber das zu sagen ist viel zu 
wenig, und es wird sogar falsch, wenn man es ablehnt, sich in unser 
eigenes Verhalten, in das Verhalten der bundesrepublikanischen Seite, 
hineinzuvertiefen und zu versuchen, ob wir nicht etwas zur Änderung 
beitragen könnten. 

Wir hatten am 30. Mai des ,Jahres 1956 einen Antrag eingebracht, der 
im Bundestag Nr. 2 nicht einmal hat zu Ende behandelt werden können. 
Es kam einfach, weil die Mehrheitsverhältnisse es so möglich machten, 
niemals zu einem Bericht über diesen Antrag. Wir reden von parlamen
tarischer Demokratie. Wir haben in der Behandlung parlamentarischer 
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Angelegenheiten noch nicht einmal die Demokratie, die in einem Parla
ment sein sollte. (Lebhafter Bßifall.) Damals haben wir eine ganze Reihe, 
darunter sehr konkrete Forderungen und Vorschläge für diese inneren 
Beziehungen zu Papier gebracht. Am Schluß haben wir gesagt, daß es 
der Sinn unserer Forderungen sei, den Zusammenhalt der Teile Deutsch
lands zu festigen und damit der Wiedervereinigung unter einer "frei
gewählten deutschen Regierung zu dienen und der Welt zum Bewußtsein 
zu bringen, daß die Teilung Deutschlands vom deutschen Volk nicht an
erkannt wird; und unbeschadet der vorbehaltenen Rechte und Verpflich
tungen der vier Mächte gegenüber Deutschland als einem Ganzen müs
sen mit den in der sowjetisch besetzten Zone bestehenden Behörden alle 
nötigen Besprechungen geführt werden, um diesen Forderungen die Mög
lichkeit der Gestaltung zu geben. Die Bundesregierung muß das tun, was 
der inneren Entspannung und der Erleichterung der Lage der Bevölke
rung jenseits der Zonengrenze dienen kann. Das heißt: Sie muß auch mit 
den in der sowjetischen Besatzungszone amtierenden Behörden ins Be
nehmen treten, wenn das_ für die Erreichung dieses Zweckes unvermeid'
lich ist. (Beifall.) 

Natürlich ist das keine populäre Sache; das weiß ich. ganz gelll8.u. Wer 
aber darauf verzichtet, der sage offen, daß ihm der Konflikt lieber sei! 
(Lebhafter Beifall.) Der lege sich dann aber auch Rechenschaft darüber 
ab, daß die Hauptleidtragenden des Konflikts diejenigen unter unseren 
Landsleuten sind, die jenseits der Zonengrenzen leben müssen. (Beifall.) 
Das muß er dann auch sagen, und er kann nicllt sagen, daß wir stellver
tretend für diese Menschen die Last trügen. Die tragen sie für die Deut
schen insgesamt, obwohl wir den Krieg gemeinsam verloren haben. 1\l'ich.t 
wir tragen sie; wir führen das große Wort. (Lebhafter Beifall) 

Es ist besser, finde ich jedenfalls, in nüchterner Einschätzung der durch 
die bisherigen Versäumnisse geschaffenen Tatbestände noch - ich sage 
„noch" - Schritte zur Verminderung der Auswirkungen der Spaltung 
Deutschlands zu tun, als in die Ausweglosigkeit der sonst unvermeidlich 
werdenden völkerrechtlichen Anerkennung der endgültigen Teilung 
Deutschlands zu geraten. Ich stehe nicht an zu sagen, daß ich bereit bin 
- und dazu wird die ganze Sozialdemokratische Partei bereit sein -, 
alles zu unterstützen, was z. B. die Bundesregierung und ihr Minister 
für gesamtdeutsche Fragen mit diesem Begriff der offenen Tür, das heißt 
der Freizügigkeit und des Sichfreibewegens über die Zonengrenzen hin
weg, meinen. Man muß aber auch wissen, daß das nicht geilliigen kann 
und daß das zur Farce zu werden droht angesichts der Verhärtung der 
Spannung, der Vergröberung der Spannungen, wie sie mit dem Wett
rüsten einhergeht. Jedenfalls müssen wir uns bewußt sein, daß die andere 
Seite des geteilten Deutschlands nicht zu umgehen ist, wenn es um solche 
Regelungen geht. Deswegen müssen wir auch solche Schritte gehen, die 
geeignet sein können, die andere Seite in solche Regelungen, die der 
inneren Entspannung dienen, die der Verklammerung der Teile Deutsch
lands dienen können, einzubeziehen. 

Wir haben es mit den Einwendungen der Bundesregierung zu tun. Sie 
hat die Mehrheit und die Macht. Angesichts der Einwendungen der Bun-
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desregierung, die es schon als eine Anerkennung bezeichnet, wenn etwa 
ein Abteilungsleiter eines sowjetzonalen Ministeriums mit einem entspre
chenden Mann hier über bestimmte Fragen, die beide Teile Deutschlands 
angehen, verhandeln soll, angaichts der Einwände der Bundesregierung 
muß nach Umwegen gesucht werden. Etwa in der Richtung, Treuhand
stellen nach dem Modell der Treuhandstelle für den binnendeutschen 
Handel zu suchen. Dabei wäre der schlecllteste Weg der, alles au! diese 
eine schon bestehende Stelle abzuwälzen. Man kann sich auch etwas 
neues, was die Beziehungen betrifft, einfallen lassen. Es wird einem kein 
Zacken aus der Krone fallen, denn wir- werden immer ungefähr über
einstimmen mit jenen Sachgebieten. Man möge vor der Erinnerung an 
die Worte nicht erschrecken, die damals im Potsdamer Abkommen für 
die Staatssekretariate und für die inneren Beziehungen auf gewissen 
Sachgebieten festgelegt worden sind. Um die kommt man einfach nicht 
herum. 

Der Minister für Gesamtdeutsche Fragen hat solche Treuhandstellen, als 
er sein Amt angetreten hatte und in dieser Beziehung jedenfalls noch 
ziemlich jungfräulich war, für wünschenswert gehalten. Er hat sich sehr 
schnell korrigiert. Das bringen Ämter mit sich. Es waren noch keine 
acht Tage vergangen, da hat er sich dementiert und erklärt, er sei von 
denen, die schon länger in diesem Amt sind, überzeugt worden, daß es 
so nicht gehe und daß es so genüge, wie es jetzt gehe. Das genügt eben 
nicht. 

Die Bundesregierung lehnt aus politischen Gründen das ab, was von der 
Ostseite mit dem Gesamtdeutschen Rat vorgeschlagen worden ist. Sie 
sieht sich auch nicht imstande, eine Konföderation ins Auge zu fassen. 
Darüber ist gesprochen und das Für und Wider erörtert worden. Aber 
muß die Bundesregierung nicht wenigstens bereit sein, Vorschläge zu 

· erörtern, durch die ein Instrument geschaffen wird, das der inneren 
Verklammerung der Teile Deutschlands dienen kann? Gewiß, die Bundes
regierung ist die Bundesregierung; sie bestimmt, was sie an Verpflich
tungen eingehen will und was sie mit den bisher eingegangenen Ver
pflichtungen vereinbaren kann. Sie muß wissen, wie weit sie gehen kann, 
wie weit sie gehen will. Aber die Öffentlichkeit in Deutschland muß um 
der Sache willen, um der Sache der inneren Verklammerung der Teile 
Deutschlands und der menschlichen Beziehungen über die Zonengrenze 
hinweg willen, die Regierung bis an die äußerste Grenze des Möglichen 
drängen. Dies hat die· Regierung festzustellen, so lange sie die Regierung 
ist; aber die Öffentlichkeit muß verlangeP, daß das, was möglich ist, um 
der inneren Entspannung zu dienen, auch geschieht. (Beifall.) 

Warum werden aber Gedanken in dieser Richtung auch bei uns, überall, 
nur so zögernd oder sogar mit Unbehagen aufgenommen? Auch ich flüchte 
mich hinter einen, der nicht verdächtigt werden kann, auch wenn man 
ihn bis jetzt totschweigt, hinter Arnold Brecht. Ich erinnere an sein 
schmales Heft „Wiedervereinigung", an die drei Vorlesungen, die. vor der 
Heidelberger Universität gehalten wurden. Es wurde davon fast nichts 
erwähnt in den Organen unserer öffentlichen Meinung - man verzeihe 
diesen A~sdruck. Das Heftehen ist erschienen in der Nymphenburger Ver
lagsanstalt. Immer wenn in diesen Jahren der Spannung und der Spal-
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tung etwas von diesem früheren preußischen Staatssekretär Arnold 
Brecht auftauchte, ein Vortrag oder ein Aufsatz - er hat sich selten vor
gedrängt -, war etwas darin enthalten, was zum Nachdenken gebfeterisch 
anregte. Auch hier in diesen drei Vorträgen. Ich will sie nicht wieder
geben, möchte aber sagen, was er dort, nachdem er nachgewiesen hat, 
daß die amtlichen Wiedervereinigungshypothesen und Thesen von West 
und Ost untauglich seien, zur Findung von Vernachlässigtem sucht, das ist 
nachdenkenswert. Besonders nachdenkenswert für uns ist, was die Ge
staltung eines vereinigten Deutschlands betrifft, aber auch, was die 
jetzigen Bemühungen um eine innerdeutsche 'Entspannung betrifft. Das, 
was Arnold Brecht als das große Problem der Koexistenz von freier Wirt.: 
schaft und Sozialismus innenpolitisch bezeichnet. 

Ich möchte nicht, daß eine Diskussion darüber entbrennt, daß wir das, 
was auf der anderen Seite der Zonengrenze praktiziert wird, nicht als 
Sozialismus anerkennen. Darüber haben wir oft gesprochen Ich lasse es 
bei Brechts Worten, der sich dem allgemeinen Sprachgebrauch an
schließt, wenn er sagt: 

Außenpolitisch sei doch diese Koexistenz von Ländern der freien 
Wirtschaft und von sozialistischen Ländern oft besprochen worden, 
teils negativ, teils positiv. Aber bei der Wiedervereinigung hätten 
wir es mit einer noch -viel zugespitzteren Frage zu tun: Koexistenz 
von freier Wirtschaft und Sozialismus innerhalb eines Landes, innei,
halb des wiedervereinigte.n Deutschlands. Der Ostblock verlange, daß 
mindestens die Zone nach der Wiedervereinigung weiter sozialistisch 
bleiben müsse; der Westblock verlange, daß die Mehrheit des ge
samtdeutscpen Parlaments das Recht haben müsse, den Sozialismus 
auch in der bisherigen Sowjetzone abzuschaffen. 

Brecht fragt: Gibt es denn gar keine andere Alternative? Man hört oft, 
daß ein Land nur entweder freie Wirtschaft oder Sozialismus haben 
könne, aber nicht bei~es. Das sei aber offenbar unrichtig. Viele Betriebe 
werden auch innerhalb des Westblocks als Staats- oder Gemeindebetriebe 
verwaltet, wie Post, Eisenbahn, Wasser, Gas, Elektrizität, Flugwesen, 
Kohle in England, Volkswagen in der Bundesrepublik und anderes mehr. 
Umgekehrt gibt es selbst in der Sowjetunion freies Eigentum an Woh
nungen, Gebrauchs- und Luxusgegeni;tänden, Sondereigentum der Kol
chosenbauern und vor allem Eigentum an Geld, Erspartem und Ererb
tem. Kein wissenschaftlich zwingender Grund würde es verbieten, daß 
ein geographischer Teil eines großen Landes in stärkerem Umfang 
sozialistisch verwaltet wird als der Hauptteil, in dem die freie Wirtschaft 
überwiegt. Das ist vielleicht ein wenig kompliziert, vielleicht uner
wünscht, aber nicht schlechterdings unmöglich. 

Das heißt also: Ein Mann wie dieser Arnold Brecht wirbt um Kompro
misse, vor allen Dingen aber ums Nachdenken, wirbt darum, daß wir 
Deutsche in unserem eigenen Interesse davon abgingen, einfach in Kampf
&tellung und Versteifung zu gehen, wenn von der jeweils anderen 
Seite die Rede ist. Er sucht auch hier nach Wegen der Entspannung. Wir 
haben das sogar von einem katholischen Soziallehrer, von Nell-Brei.ming, 
hören und lesen können. Er hat - darüber freue ich mich - in der 

122 



Gesamtausgabe seiner Schriften und Reden auf diese Kampfrede 
und das Nachspiel, weil ihm vorgeworfen worden ist, er fördere die 
SED, hingewiesen. Wie könnte es auch anders sein, als daß ihm vorge
worfen wird, er fördere die SED, wenn jemand sagt, nicht alles, was auf 
der anderen Seite entstanden ist, muß beseitigt werden; dann muß er ja, 
auch wenn er Jesuitenpater ist, doch etwas mit der SED zu tun haben. 
Aber er hat festgehalten an seinem Wort, daß die Wiedervereinigung das 
Aufeinanderzukommen der Teile Deutschlands bedinge und voraussetze 
und daß man in dieser Richtung arbeiten muß. (Lebhafter Beifall.) 

Nichts anderes, wenn auch -viel bescheiden.er, weil von einem Nichtfach
mann - und heute gilt ja nur, was Fachmänner sagen auf ihrem Ge
biet; wenn sie aber mal etwas sagen wie die Atomforscher und es 
paßt in die offizielle Richtung nicht, dürfen die Männer nichts sagen -
(Lebhafter Beifall.) nichts anderes war es ja mit meinem Diskussionsvor
schlag einer deutschen Wirtschaftsgemeinschaft, eines Aufeinanderzu
kommens fu Etappen, indem man sich von Anfang nicht zuviel gegenseitig 
abverlangt, in dem man aber der Verzahnung, der inneren Verklam
merung den Weg bahnt. 

Solange wir es mit Verhältnissen zu tun haben, wie den jetzigen, so
lange nicht ein Kontrollrahmen für eine militärische Entspannung be
steht, in dem beide Teile Deutschlands in ein Verhältnis zueinander 
kommen können, wird alles, was man an „Politik der offenen Tür" und 
menschlichen Beziehungen wünschen und sagen mag, ein schöner Ge
danke sein, und die Hauptlast wird auf der privaten Initiative liegen, 
aber jede private Initiative, innere Beziehungen zum anderen Teil 
Deutschlands zu halten, zu den Menschen dort, wird - wie sie sich auch 
drehen und wenden mag - auf der anderen Seite es mit politischen 
Faktoren zu tun haben, und dann setzt hier wieder ein, daß man sogar 
die private Initiative zu gängeln und einzuschüchtern versucht, da man 
nicht mit Kommunisten diskutieren kann. Man darf zwar Leute einladen, 
die erklärte Antikommunisten sind - wie sollten sie das übrigens unter 
den Verhältnissen drüben sein - aber, bitte, das darf man. Aber wenn 
darunter einer Sein sollte, der z. B. mitgeschickt wird, damit er hört, was 
die anderen hier so sagen, dann ist die Sache schon wieder schlecht, meint 
man. Ich finde, wir machen uns die Auseinandersetzung mit dem Kom
munismus und mit den ihm zugrundeliegenden Problemen alle zu leicht, 
wenn man sich weiter so verhält. (Lebhafter Beifall.) 

Wir können uns aber nicht so verhalten, wie es heute Protokoll-Mode 
geworden ist. Wenn irgend jemand mit Tomaten beworfen wird, sagt man 
z. B.: Das sind keine Peruaner, sondern Kommunisten. (Heiterkeit. Leb
hafter Beifall.) 

Würde die Stärke einer Nation nicht darin bestehen, daß sie auch darum 
kämpft, diejenigen, die sich in ihren eigenen Reihen als Kommunisten 
bezeichnen, an einem bestimmten Punkt der Nation zu verpflichten, sich 
als Deutsche, als Zugehörige der Nation, zu bewegen, oder haben wir 
das alles zusammen schon aufgegeben? 

Wenn wir das aufgegeben haben, gibt es nur noch den Weltbürgerkrieg, 
wenn man so will. Aber, sogar die Ereignisse in Ungarn zeigen, daß man 
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das nicht aufzugeben hat, und man soll das nicht nur im Sinne des Kal
ten Krieges und der heißen Aufstände bedenken. 

Keiner Nation, keinem Staat in der Welt ist es möglich, sich der Aus
einandersetzung mit dem Kommunismus zu entziehen. Die einen machen 
es auf die faschistische Weise, die anderen auf polizeistaatliche Weise, 
und andere haben es getan auf demokratische Weise. Ich habe den Ein
druck, daß Länder, die es auf demokratische Weise versucht und die es 
dabei verstanden haben, daß dazu ein hohes Maß von innerer sozialer 
Strukturveränderung gehört, daß die Länder in der Auseinandersetzung 
bisher am besten gefahren sind. (Lebhafter langanhaltender Beifall.) 

Warum sollte denn ausgerechnet im geteilten Deutschland, warum sollte 
ausgerechnet uns Deutschen sozusagen die Möglichkeit gegeben werden, 
uns mit dem Problem Kommunismus innenpolitisch und als demokra
tischer Staat, als demokratische Gemeinschaft eigentlich nicht ausein
anderzusetzen? Denn von den Traktätchen, die verteilt werden, sehe ich 
mal ab. (Heiterkeit.) 

Sollen wir denn das Problem Kommunismus als ein außenpolitisches 
Problem vor unserer Tür stehen lassen? Ich warne davor. Dann wird 
die Lösung um so schwieriger sein. (Lebhafter Bei.fall.) 

Sie wird nicht billiger, sie wird viel kostspieliger sein, als wenn man das 
Problem auf die Hörner genommen hätte und es zu einem innenpoli
tischen Problem hätte werden lassen. Aber wir haben Machtverhältnisse: 
Die, die davon gekommen sind nach der Katastrophe, sehen .lieber ein 
Stück Deutschlands unter kommunistischer Führung oder wenn auch 
unter kommunistischer Führung zu einem separaten Staat werden, als 
innenpolitisch sich der Problematik Kommunismus und was ihr zu
grunde liegt so zu stellen, daß dabei eine Lösung herauskommt, die 
demokratisch vertretbar und nützlich ist. (Lebhafter Beifall.) 

Ganz schlecht ist bei dieser Arbeitsteilung, wie sie heute amtlich besteht, 
daß man die privaten Menschen animiert, die Beziehungen im gespalte
nen Deutschland zu den Mitmenschen und Landsleuten zu halten und daß 
für das Amtliche und auch für die Parteien das Problem Kommunismus 
und inner-deutsche Beziehungen eigentlich teils ein außenpolitisches, 
teils ein polizeiliches Problem oder ein Problem des Verfassungsschutzes 
ist. (Lebhafter Beifall.) 

Die deutsche Politik, wenn sie eine solche werden soll, wird Wege finden 
müssen, die zur Annäherung der Teile Deutschlands führen könnten, und 
sie muß auch denken lernen an die Möglichkeit der Herstellung der 
staatlichen Einheit Deutschlands in Etappen. Es gibt nur eines, was 
dabei unverzichtbar ist: Das ist die persönliche und die staatsbürgerliche 
Freiheit, · uneingeschränkt für alle Deutschen; über alles andere läßt sich 
diskutieren. (Lebhafter Beifall.) 

Wenn es dahin kommen soll, werden alle, die etwas für die Einheit 
Deutschlands tun wollen, das Menschenmögliche tun müssen, um so viel 
wie möglich vom Zusammenhalt der Deutschen zu retten. Das sollte man 
amtlicherseits weder gängeln noch beargwöhnen oder erschweren, und man 
sollte die Diskussion, auch die Diskussion mit den dafür Ausgebildeten 
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auf der anderen Seite, nicht scheuen, sondern suchen, in der Erwartung, 
daß es viele Mithörer geben kann, die dabei lernen und vielleicht lernen 
manche von denen sogar als Spätzünder, die heute geschickt werden, um 
mit uns zu diskutieren. (Lebhafter Beifall.) 

Wir müssen uns um die Menschen kümmern und müssen ihnen helfen 
und auch denen helfen, die sich um sie kümmern, d. h.: Wenn wir über
haupt zur Wiedervereinigung kommen wollen, muß dieses Volk als Nation 
zusammengehalten werden, und man darf nicht schon vorher wieder tei
len, wie es heut.e in gewissen ideologischen Kursen - man lehrt ja hier 
auf unserer Seite der Zonengrenze, wie man so schön abgekürzt sagt, 
„diamat", um gerüstet zu sein für die Diskussion - gesagt wird, daß 
das eigentlich schon gar nicht mehr Menschen oder Deutsche seien, mit 
denen wir es dort zu tun hätten. Nein, laßt uns uns um die Menschen 
kümmern, auch mit Sicht darauf, daß wenn die Wiedervereinigung poli
tisch gelingt und verwirklicht werden kann, wir uns dann ja auch sehr 
um die Menschen werden kümmern müssen. Man wird es dann ja nicht 
in einer Art Gesetzeswerk - ich wollte gerade sagen 131er-Gesetz, aber 
das geht ja in einer ganz anderen Richtung, nach der umgekehrten Rich
tung - machen wollen. Die Deutschen, oder sagen wir die Mehrheit der 
Deutschen, diesseits und jenseits der Zonen,grenze - das scheint mir 
wesentlich und das wollten wir in unserer Resolution besonders anleuch
ten -, müssen wohl stärker, ~ls es bisher der Fall war, für die Zu
kunft unseres Landes und damit für ihre eigene persönliche Zukunft 
in der Gemeinschaft unseres Volkes interessiert werden, für die 
Gestaltung eines Deutschlands, das nur als ein geeinigtes Deutschland 
gestaltet werden kann. Wenn man im „Kuratorium Unteilbares Deutsch
land" und in anderen - heute sagt man - Gremien so zusammenkommt 
und mit Leuten diskutiert und dort die Enttäuschung darüber zum Aus
druck gebracht wird, warum sich manche gar nicht für die Probleme 
der Wiedervereinigung interessieren, dann hört man meist als letzte Er
klärung, das liege am Geschichtsunterricht, der bei uns praktiziert wird. 
Ich weiß davon nicht viel; ich gebe zu, es mag wahrscheinlich viel daran 
liegen, aber ich glaube, selbst beim besten Geschichtsunterricht wäre da
mit das Problem nicht zu lösen, wie man die jungen heranwachsenden 
Menschen für die Wiedervereinigung Deutschlands interessieren könnte, 
wenn man dafür nicht Gründe und Argumente hat, die mehr sind als 
der bloße Hinweis darauf, daß es einmal ein geeinigtes Deutschland gab 
(lebhafter Beifall), und die Ruinen aus der alten deutschen Zeit, die in 
unsere Zeit hineinragen - die allein können nicht zur Wiedervereinigung 
begeistern, auch wenn sie künstlerisch gestaltet oder aufgemacht werden. 
- Ich spreche von den Ruinen. (Heiterkeit.) 

Mich hat immer ein Wort besonders erregt, das Kurt Schumacher, ehe er 
starb, schrieb, daß die Sozialdemokratische Partei von der Idee aus
gegangen sei, nach dem Kriege ein Deutschland zu schaffen, das die Wie
derholung der Schrecken der Vergangenheit ausschließt. Das eigentlich ist 
der Satz für ein wiedervereinigtes Deutschland, das Programm für das 
Verhalten nach außen und nach innen: auszuschließen die Wiederholung 
der Schrecken der Vergangenheit. Ich sage das auch, obwohl ich kein 
Hausherr bin, und mit Respekt sage ich es unseren ausländischen Gästen: 
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Wir - Ihr mögt manchmal über uns denken, was Ihr wollt - mühen 
uns, daß die Wiederholung der Schrecken der Vergangenheit unmöglich 
wird, und wir haben unsere Sorgen, weil wir - nehmt alles in allem -
uns selbst und unser eigenes Volk doch wohl besser kennen, als Ihr selbst, 
unter der Voraussetzung, daß Euch Schreckliches in Besatzungszeiten zu
gefügt worden ist, es habt kennenlernen können. Wir möchten nicht die 
Wiederholung der Schrecken der Vergangenheit (lebhafter Beifall), und 
dazu muß man die Wiedervereinigung haben. 

Es gibt keine innere Ordnung für dieses Volk, die man in freier Selbst
besinnung bauen könnte, ohne daß das in einem vereinigten Deutschland 
geschehen kann. Die Teile Deutschlands werden - je länger um so mehr 
- zu einer inneren Entartung auch dessen, was demokratisch ist, führen. 
Das ist ein schrecklicher ,Aspekt. Man verschließe sich ihm nicht, und 
man schöpfe daraus Ansporn für Wiedervereinigungsbemühungen aus 
Gründen der _gesellschaftspolitischen, menschlichen, ja der Entwicklung 
schlechthin in diesem Teil Europas. Darauf will unsere Resolution hin
aus, mit dem, was sie im zweiten Punkt sagt. 

Und ein letztes Wort: Wir haben unseren Entwurf beschlossen mit deni 
Ausdruck der Empörung, mit dem wir uns als Sozialdemokratische Partei 
gegen die mißbräuchlich im Namen des Sozialismus im sowjetisch bß
setzten Gebiet betriebene Knebelung der· Freizügigkeit, der persönlichen 
und staatsbürgerlichen Freiheit wenden. Wir sagen das, gerade weil 
die SPD entschieden gegen die Politik des Wettrüst.ens und des Kalten 
Krieges kämpft. Gerade deshalb verurteilt sie es schärfstens, daß im 
sowjetisch besetzten Gebiet unter dem Vorwand des Kampfes gegen die 
Kriegstreiber erneut willkürlich die Bewegungsfreiheit der Bevölkerung 
eingeengt und tatsächlich die Spaltung Deutschlands vertieft wird. 

Wir sagen, daß die Führung der kommunistischen SED durch ihr Ver
halten gerade den reaktionären Kräften Vorschub leistet, deren Politik 
sie zu bekämpfen vorgibt, und damit entwertet sie selbst ihre fortgesetz
ten Anerbieten zur sogenannten „Aktionseinheit", denn ihre eigen~ 
Aktionen leiten Wasser ·auf die Mühlen der Scharfmacher diesseits der 
Zonengrenze. (Lebhafter Beifall.) 

Vielleicht verwundert es den einen oder andern, daß wir uns mit dem letz
t.en Satz auch an eine kommunistische Partei, die die Macht in einem 
riesigen Land ausübt, wenden. Im allgemeinen sagt man ja, wir redeten 
nicht miteinander. Wir wenden uns an die Kommunistische Partei der 
Sowjetunion, von der wir fordern, daß sie der Bevölkerung Deutschlands 
jenseits der Zonengrenze das Recht der demokratischen Selbstbestimmu~g 
nicht länger verweigere, wie es jetzt tatsächlich geschieht (Beifall), indem 
nämlich die von der Kommunistischen Partei der Sowjetunion gestützte 
Führung der SED dieses Recht der Selbstbestimmung mit Füßen tritt. 

Mit diesem Appell möchte ich meine Bemerkungen schließen in der Hoff
nung, daß es unserem Parteitag gelingt, einige Steine, die dazu beitragen 
können, den Weg zur Wiedervereinigung zu pflastern. zustande zu brin
gen und so zu behauen, daß sie diesem Zwecke dienen könnten. Ich danke. 
(Starker, langanhaltender Beifall.) 
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Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Genossinnen und Genossen! Herbert 
Wehner hat eine so eindrucksvolle Analyse der politischen Situation im 
geteilten Deutschland gegeben, einen so mahnenden Rückblick auf die 
letzten Jahre geworfen, einen so starken Appell an Gewissen und Ver
nunft gerichtet, daß sich das Büro darüber einig war, Herbert Wehner 
nach Ablauf der Redezeit nicht zu unterbrechen, um die Gesamtwirkung 
dieser Darstellung nicht nur vor dem Parteitag, sondern auch vor der 
Off-entlichkeit klarzumachen. (Beifall.) 

Wir danken dem Parteitag, daß er dieses Verhalten des Präsidiums nach
träglich gebilligt hat. 

Genossinnen und Genossen! Is=Ii habe die angenehme Aufgabe, heute zwei 
Geburtstagskindern die Glückwunsche des Präsidiwns, des Parteivorstan;.. 
'des und des Parteitags auszusprechen. Es sind dies Else Walter aus dem 
Bezirk Westliches Westfalen und Joh~ van Nes-Ziegler, Bezirk Mittel
rhein. (Beifall.) Wir haben das Bedürfnis, den beiden Geburtstagskindern 
einige Blumen zu überreichen, und ich bitte die beiden, zu uns zu kom
men. (Geschieht.) 
Genossinnen und Genossen! Um kein Mißverständnis aufkommen zu las
sen, möchte ich vor Eintritt in die Diskussion noch einmal darauf hin
weisen, daß in der Diskussion mitzubehandeln sind die Entschließungs
anträge 202 und 203. Der Entschließungsantrag 203 bezieht sich auch auf 
die Anträge 15, 16 und 17, auf die Anträge 24 bis 30, auf die Anträge 32 
bis 39 und auf den Antrag 42. Der Entschließungsantrag 202 bezieht sich 
auch auf die Anträge 13, 15 bis 17, 19, 24 bis 27, 34, 39 und 41. Es bleiben 
dann noch übrig die Anträge 31 und 40. Beim Antrag 31 ist Oberweisung 
an den Parteivorstand beantragt. Der Antrag 40 soll abgelehnt werden. 
Der Antrag 13 ist inzwischen zurückgezogen worden. 

Wir k~mmen nunmehr zur Aussprache. Als erster hat das Wort Heinrich 
Ritzel, Bezirk Hessen-Süd. Ihm folgt Ludwig Metzger, Darmstadt. 

Heinrich G. Ritze 1, Michelstadt: Liebe Genossinnen und Genossen! So
wohl Fritz Erler als auch Herbert Wehner haben über das Problem der 
Aufrüstung in Deutschland gesprochen. Ich komme aus den Beratungen 
des Haushaltsausschusses des ;Deutschen Bundestags, der noch nicht den 
Wehrhaushalt nach dem Einzelplan 14 l;>ehandelt hat. Die Mahnung, die 
Herbert Wehner vorhin aussprach, als er meinte, unsere bisherige Kritik 
an der Aufrüstung und ihren Kosten sei eher zu zaghaft gewesen, darf 
bei der bevorstehenden Beratung sicher berücksichtigt werden, um so 
mehr, als die Auskunft der Bundesregierung auf die sozialdemokratische 
Anfrage nach .den Gesamtkosten der Aufrüstung bis zum März 1961 
offensichtlich nicht der Wahrheit entspricht. In diesen Aufstellungen der 
Bundesregierung fehlen entscheidende Posten, die das deutsche Volk zur 
Kenntnis nehmen sollte, um auch nach der materiellen Seite hin Klarheit 
über die Frage der drohenden Belastung zu gewinnen. In den 52 Milliar
den Mark, die die Bundesregierung zugibt, fehlen im besonderen die Aus
gaben, die auf dem Gebiete der Beschaffung moderner Flugzeuge, auf dem 
Gebiete der Aufkiellegung und des Ankaufs von Kriegsschiffen und mehr 
noch auf dem Gebiete der atomaren Ausstattung der Bundeswehr auf uns 
zuzukommen drohen. 
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Genossinnen und Genossen! Das deutsche Volk ist sich in seiner erschüt
ternden Mehrheit offensichtlich noch nicht über die wirtschaftlichen und 
währungspolitischen Folgen der drohenden Entwicklung klar geworden. 
Man greift nicht fehl, wenn man annimmt, daß aus den 52 Milliarden, die 
die Bundesregierung zugegebea hat, bis zum März 1961 eine Summe von 
schätzungsweise 80 Milliarden DM werden wird, wenn die Pläne der 
Bundesregierung zur Durchführung gelangen können. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er (unterbrechend): Ich möchte doch drin
gend darum bitten, hier im Saale Ruhe zu bewahren. Ich glaube, daß auch 
die Diskussionsredner wertvolle Beiträge zu diesem Thema leisten. Das 
beweisen auch die letzten Angaben des Genossen Ritzel. Es wäre dringend 
erwünscht, daß irgendwelche Unterhaltunien außerhalb dieses Saales 
geführt werden. (Beifall.) 

Heinrich G. Ritze I (fortfahrend): Herbert Wehner hat von dem Wider
spruch zwischen einer stabilen Wirt.scha.ft und den Ausgaben für Atom
rüstung gesprochen. Wie berechtigt die Warnung, die in diesen Worten lag, 
ist, wird dem klar, der heute den Bundeshaushalt im Entwurf 1958 nach 
seiaen verschiedensten Teilen durchforscht, um dort die Wirkung für die 
zukünftige Entwicklung boceits für dieses begonnene Rechnungsjahr fest
zustellen mit einer Einschnürung notwendigster und selbstverständlich
ster Ausgaben auf allen Gebieten des sozialen und kulturellen Lebens. 
Wir sind schon in diesem Haushalt ein erbarmungswürdiges Opfer der 
Aufrüstungskosten geworden, und die deutsche Wirtschaft wird es in der 
nächsten Zukunft in einem heute ungeahnten Ausmaß noch viel mehr 
sein, denn auf uns warten schließlich Geldentwertung, Verschiebung der 
Lasten vom Bund auf die Länder und die Gemeinden, Zwang gegenüber 
den Gemeinden auf Erhebung der sogenannten Bürgersteuer, Ver
zögerung des · inneren Lastenausgleichs zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden, wartet schließlich auch als einziger steuerpolitischer Aus
weg direkter Natur für die Bundesregierung die Erhebung des ver
fassungsmäßig zulässigen Zuschlags zur Einkommen- und Körperschaft
steuer und wartet schließlich eine Wehranleihe. Es kann der Phantasie 
des einzelnen vorbehalten bleiben, sich die materielle Auswirkung und 
die soziale Auswirkung einer solchen Finanzentwicklung, einer solchen 
Finanzpolitik vorzustellen. Man soll die Warnung vor einer ruinösen 
Beeinflussung der deutschen Wirtschaft nicht allzu leicht nehmen. (Beifall.) 
Nun, Genossinnen und Genossen, ist bei all dem doch kaum eine Mark für 
den Schutz der Bevölkerung vor den Folgen eines dritten Weltkrieges, 
geschweige denn für den Schutz der· Bevölkerung im atomaren Krieg 
geplant. Auch hier geht man nicht fehl, wenn man annimmt, daß ein Teil 
des Schutzes darin bestehen soll, das Leben der Menschen unter die Erde 
zu bannen. Es ist anzunehmen, daß auch hier ein Mindestkostenaufwand 
von 80 000 Millionen DM auf die deutsche Volkswirtschaft zukommen 
würde; eine Tatsache, die den Ruin der DM, die die Inflation bedeuten 
würde. 
Liebe Freunde! Der Ausweg aus dem Dilemma ist gezeigt in dem Ent
schließungsantrag Nr. 203 des Parteivorstandes. Hier heißt es: 
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die Herrschaft des Rechts, durch Gesetz und Vertrag und ihre Durch
setzung durch Gericht und Polizei Deshalb müssen die Bemühungen 
der internationalen Politik auf die Herstellung einer Friedensordnung 
gerichtet sein, in welcher die Vereinten Nationep. über ausreichende 
Machtmittel verfügen, um den Frieden zu bewahren." 

Ich habe hier einen Ausschnitt aus der Kölner oder Bonner Rundschau 
,,Strauß gegen eine Polizeitruppe". Strauß sagt in einem Presseinterview, 
die Vorschläge der SPD zum Parteitag seien ein sachlich brauchbarer 
Kompromiß. Nun, unser Bundesverteidigungsminister Franz Joseph Strauß 
schließt sich hier einem anderen negativen Propheten an, Herrn Arnold 
aus Düsseldorf, der vor anderthalb Jahren eine ähnliche Weisheit gegen
über sozialdemokratischen Vorschlägen auf diesem Gebiete zum besten 
gegeben hat. 

Was in dem Antrag des Parteivorstandes erfreulicher- und dankenswer
terweise angesprochen worden 1st, betrifft die Verwirklichung eines Pro
blems, einer Aufgabe, die in Teilen bereits begonnen hat, verwirklicht zu 
werden. Ich erinnere an die Bemühungen der UN auf dem Gebiete der 
Sicherung des Friedens am Ghaza-Streifen, um dort den Krieg zu enm;
nieren. Ich erinnere an die gleichen Bemühungen der UN am Suez
Kanal, wo 16 Völker sich freiwillig bereit erklärten, ihre Mannschaften 
zur Verfügung zu stellen, um eine internationale Polizei zustande zu 
bringen. 

Diese internationale Polizei: Der Weg in die Zukunft und der Weg zum 
Frieden als ein Instrument kollektiver Sicherheit und als ein wahrhafter 
Garant zum Frieden. Ich darf hier zitieren aus dem SPD-Pressedienst 
vom 16. Januar 1957 die Worte, die der Generalsekretär der UN, Hammer
skjöld, damals ausgesprochen hat, als er sagte: 

,,Als Mitglieder der Vereinten Nationen nehmen sie - die inter
nationale Polizei - an einem Unternehmen teil, das neu in der Ge
schichte ist. Sie sind Soldaten des Friedens in der ersten internatio
nalen Streitkraft dieser Art. Sie sind von fernen Heimatländern ge
kommen, nicht um einen Krieg zu führen, sondern um dem Frieden, 
der Gerechtigkeit und einer Ordnung unter einer Autorität der Ver
einten Nationen zu dienen. Sie sind die Frontlinie einer moralischen 
Kraft, die die ganze Welt umspannt, und sie haben die Unterstützung 
von Millionen von Menschen aus allen Kontinenten hinter sich." 

Gegenüber der törichten Witzelei von Politikern aus der Adenauer-Front 
darf darauf hingewiesen werden, daß Persönlichkeiten, die nicht in 
unserem Lager stehen, Eisenhower, McMillan und andere schließlich die 
Schaffung einer internationalen Polizei als den einzigen, fast als ·den 
letzten Ausweg aus dem Dilemma und der drohenden Katastrophe be
zeichnet haben. 

Liebe Genossinnen und Genossen! Unsere Menschheit bangt vor dem 
Krieg; sie hungert nach dem Frieden. Ich könnte mir vorstellen, daß mit
ausgehend von diesem Parteitag der deutschen Sozialdemokr~tie die inter-
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nationale Sozialdemokratie zum Bannerträger einer Entwicklung werden 
würde, die die stehenden Heere, die Machtstaatsideen überwindet durch 
die Schaffung einer internationalen Organisation, die der UN ein Macht
instrument in die Hand gibt bei gleichzeitigem Ausbau des Völkerrechts, 
bei gleichzeitiger Schaffung eines wirklich funktionsfähigen internatio
nalen Gerichtshofs, dem die internationale Poliz;ei als ein Exekutivorgan 
bester und erster Ordnung zur Verfügung stehen würde. 

Ich bin mir klar darüber, daß das Aufgaben sind, die nicht von heute auf 
morgen zu bewältigen sind. (Glocke.) · 

Und ich bin mir ebenso, liebe Freunde, darüber klar, daß es ein Weg ist, 
der die Mühen lohnt, und daß die Menschheit denen dankbar sein wird, 
die diesen Weg aufzeigen und beschreiten. (Lebhafter Beifall.) 

Vor~itzender Dr. Ale:,;: Möller: Das Wort hat Ludwig Metzger, Darmstadt; 
ihm folgt Wilhelm Bäurle, Biberach. 

Ludwig Metzger, Darmstadt: Liebe Genossinnen und Genossen! Carlo 
Schmid hat gestern mit Recht gesagt, daß es in der Politik Schwerpun,kte 
gibt, die, je nach den Zeitumständen, beachtet werden müssen, und daß 
heute das Problem Nummer eins die Frage der atomaren Aufrüstung ist. 
Ich will auf all das, was von Fritz Erler und von vielen anderen gesagt 
worden ist, nicht weiter eingehen. Ich will nur wiederholen, daß es eine 
Verteidigung mit Atomwaffen nicht gibt, weil alles das, was verteidigt 
werden soll, bei einem atomaren Kampf restlos· zugrunde gerichtet würde. 

Ich will noch auf einen Gesichtspunkt hinweisen, der - glaube ich -
immer wieder hervorgehoben werden müßte und den auch Kennan in 
eiqer seiner berühmten Radioreden geltend gemacht hat. E;r hat nämlich 
darauf hingewiesen, wenn die Bundesrepublik atomar bewaffnet wird, 
werden natürlich auch die Ostblockstaaten atomar bewaffnet; das bedeu
tet aber, daß Rußland nicht diesen Staaten unmittelbar die atomaren 
Waffen in die Hand geben wird, sondern daß Rußland selbst die Hand 
au:f diese Waffen hält. Wenn erst einmal d:ie atomaren Waffen b.is an 
die Zonengrenze herangerückt sein werden, wird damit der Aufenthalt 
der russischen Truppen in diesen Gebieten jenseits der Zonengrenze 
zementiert sein; denn Rußland wird diesen kleinen Staaten die Waffen 
nicht überlassen. Es wird sie selbst im Besitz behalten wollen und des
wegen in den jetzt besetzten Gebieten bleibep. Das wird auch eine der 
Folgen der atomaren Bewaffnung der Bundesrepublik sein und zwar eine 
der schwerwiegendsten Folgen, weil sie überhaupt keine Möglichkeit der 
Entwicklung zur Wiedervereinigung mehr bietet. 

Nun ist interessant, wie die CDU auf unseren Parteitag reagiert hat: Wir 
können heute in der Presse lesen, daß die CDU erklärt hat, die Erzeugung 
der Atomangst sei für Ollenhauer ein Mittel, um die eigenen Schwierig
keiten zu überdecken, und·weiter, wenn Carlo Schmid die Atomfrage als 
Problem Nummer eins bezeichnet habe - nun kommt ein interessanter 
Zwischensatz-, ,,um die Bevölkerung hinter sich zu bringen", so sei das 
eine kennzeichnende Feststellung. 
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Zunächst einmal: Es gibt keine größere Demagogie, als daß man die 
Gründe des Gegners verdächtigt. Unsere Gründe gegen die atomare Be
waffnung werden auf die mannigfachste Weise verdächtigt. Das Haupt
argument ist, daß man sagt, die SPD sei gegen die atomare Bewaffnung 
und führe diesen Feldzug aus Verärgerung über ihre verlorene Wahl. 

Auf diese Weise braucht man sich auf eine Sachdebatte überhaupt nicht 
einzulassen. Man verdächtigt bei der Bevölkerung die Motive und glaubt, 
daß man damit einer wirklich auf den Grund gehenden Debatte ent
hoben sei. Auf dieser Basis wird die ganze Debatte geführt. Was wir jetzt 
von der CDU hören, liegt genau auf der Linie der Verdächtigung, daß ein 
Mann wie Erich Ollenhauer, um Schwierigkeiten zu überdecken, etwas 
vertritt, was er - das ist der Inhalt - im Ernste nicht glaubt, und 
daß Carlo Schmid ein Problem aufwirft, um damit Menschen hinter sich 
zu bringen. 

Hier darf mit aller Deutlichkeit gesagt werden: Die Stellungnahmen 
gegen die atomare Bewaffnung sind keine privaten Stellungnahmen von 
Erich Ollenhauer, von Carlo Schmid oder von Fritz Erler - das ist die 
Stellungnahme der Sozialdemokratischen Partei. (Starker Beifall.) 

Es muß doch der CDU einmal eine Frage gestellt werden. Carlo Schmid 
hat erklärt, daß das Problem Nummer eins sei: Wie bringt man die Atom
bombe zum Verschwinden? Das ist also sehr allgemein und so formuliert 
worden, daß es eigentlich von jedem akzeptiert werden müßte und vor 
allen Dingep. auch von dem. der behauptet, daß er die allgemeine 

· weltweite Abrüstung wo]J.e. Wenn aber das Problem, ob die Atom
bombe zum Verschwinden gebracht,werden kann, von der CDU als eine 
„kennzeichnende Feststellung" bezeichnet wird, das heißt doch abwertend 
als eine höchst merkwürdige Feststellung, so muß man ihr einmal die Frage 
stellen: Ist sie nicht der Meinung, daß die Atombombe zum Verschwinden 
gebracht werden soll? Wie steht es denn mit ihrer Behauptung, daß sie 
die allgemeine weltweite Abrüstung wolle'! Hier wird es doch deutlich, 
wie wenig die CDU im Grunde genommen wirklich das will, was sie uns 
erklärt. Und wenn sie unterstellt, daß Carlo Schmid und andere zum 
Beispiel diesen Kampf führten, um dabei etwas Parteitaktisches zu er
reichen, so wird dabei doch deutlich., daß die CDU sich längst daran ge
wöhnt hat, alle politischen Fragen unter dem Gesichtspunkt zu betrach
ten, wie sie ankommen und wie sie parteitaktisch ausgenützt werden 
können. Sie kann sich überhaupt nicht mehr vorstellen, daß eine politische 
Partei um der Sachfrage willen Stellung nimmt und daß sie dabei nicht 
darnach fragt, welche Konsequenzen bezüglich ihrer Popularität bestehen 
können. 

Ich glaube, hier ist auch einer der Gründe für unsere Wahlniederlage, 
aber ein ehrenvoller Grund: daß wir nie darauf Rücksicht genommen 
haben, ·wenn wir eine Sache für richtig erkannt haben, ob sie populär ist 
oder nicht. Ich glaube, wir haben uns wahrhaft als eine politische 
Partei erwiesen, das heißt: wir haben poliilsch argumentiert und 
haben da, wo wir eine Frage für notwendig zu behandeln angesehen 
haben, diese auch im Wahlkampf selbst auf die Gefahr hin behandelt, daß 
sie im Augenblick noch nicht ankommt. 
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Ich glaube, manches, was vor einiger Zeit gesagt worden ist, wird heute 
mit ganz anderen Augen angesehen und manches Samenkorn, das wir 
gelegt haben, das zunächst nicht zu Buch geschlagen ist, ist inzwischen 
aufgegangen. W~nn ich an das Problem der atomaren Rüstung denke: 
Welch armselige Unterstellung, daß wir gegen die atomare Rü,stung seien, 
weil wir dabei ein Parteisüppchen kochen wollten. Die CDU brauchte nur 
einmal - sie verschließt die Augen davor - sich umzusehen und brauchte 
nur einmal zu sehen, was außerhalb unserer Partei zu dieser Frage gesagt 
wird und gesagt worden ist. 

Ich bin einer der Teilnehmer der Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland. Ich wollte, diese CDU-Po~itiker hätten einmal miterleben 
können, was im Atomausschuß der Synode, der selbstverständlich ver
traulich getagt hat, alles gesagt worden ist. Sie hätten einmal sehen 
sollen, wie da vom Gewissen her gerungen worden ist und wie wenig da 
die atomare Frage eine taktische Frage war, sondern eine Frage, bei der 
es um Leben und Tod unseres Volkes, ja der ganzen Menschheit, geht. 
(Starker Beifall.) 

Ein Mann wie Gerstenmaier ist bei diesen Beratungen auch dabei ge
wesen. Er könnte seinen CDU-Freunden einmal erzählen (Glocke), was 
da fällig gewesen ist. Er war von diesen Beratungen, das konnte er gar 
nicht leugnen, außerordentlich beeindruckt. Es zeigt sich, daß in allen 
Kreisen, in den kirchlichen Kreisen, in den intellektuellen Kreisen, über
all die gleiche Frage und die gleiche Gewissensfrage aufgetaucht ist. 
Ich möchte sagen, daß gerade dieses Problem für uns kein parteitak
tisches ist, sondern daß wir in dieser Frage um des Gewissens willen ge
meinam mit vielen anderen aus den kirchlichen Kreisen und aus den 
intellektuellen Kreisen usw. kämpfen. 

Das ist nun für unsere Partei ein hoffnungsvolles Zeichen. Ich glaube, 
gerade die Tatsache, daß wir in einer so wichtigen Frage eine gemeinsame 
Basis haben, sollte für uns eine Veranlassung dazu sein, daß wir so offen 
wie möglich sind; denn es zeigt sich, daß in unserem deutschen Volk und 
daß in weitesten Kreisen unserer Bevölkerung Ansatzpunkte für Über
legungen sind, die unsere gemeinsamen Oberlegungen sein können und 
sein werden, wenn wir uns entsprechend verhalten-und wenn wir Politik 
treiben, nicht aus taktischen Gründen, sondern wenn wir Politik treiberi 
aus der Sachfrage heraus, um unseres Volkes willen. (Starker Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex: M ö II er: Das Worli hat Wilhelm Bäl.U'le, Biberach; 
ihm- folgt Hans Merten, Gießen. 

Wilhelm B ä ur I e, Biberacl:l: Genossinnen und Genossen! Ich halte es 
für die Aufgabe dieses Parteitages, daß er über die uns offiziell vorgetra
genen Gedanken unserer Parteiarbeit hinaus, die auch im Antrag 203 fest
liegen, noch e~e Punkte diskutiert, die vielleicht uns selbst unbequem 
und nach außen hin unpopulär sind. 

Fritz Erler hat formuliert: ,,War brauchen eine maßvolle Begrenzung der 
Rüstung; wir müssen Schranken setzen durch die Notwendigkeit und das 
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Mögliche." Der Antrag 203 Abschnitt E spricht von einer sinnvollen 
Landesverteidigung. 

Geno$sinnen und Genossen! Zum "Thema Landesverteidigung: Nicht nur 
durch Atombomben, sondern schon allein durch die Bomber, durch die 
herkömmlichen Waffen und durch die Raketen, die wir schon vorher 
hatten - V 2 zum Beispiel -, ist leider Gottes, der Begriff Landesver-
teidigung ilängm entwertet. • 

Es is;t vorbei mit der Zeit, wo die „schimmernde Wehr" an der Grenze 
steht und das Land schützt. Wir müssen außerdem überlegen, wohin die 
eewaffneten Mächte zur Zeit drängen und was für Gefahren in den Hee-
ren der Großmächte ruhen. Ich denke allein an die französische Macht 
jetzt in Algerien, und ich bin überzeugt, daß auch bei uns mit der Bun
deswehr mindestens von oben her, von den Generälen aus, Gefahren 
drohen, sogar für unsere innere Sicherheit. Das heißt, man will gewisse 
Systeme damit schützen und nicht nur nach außen hin verteidigen. 

Aus diese!'.µ Grunde, Parteifreunde, müssen wir doch immerhin die paar 
Anträge, die gestellt worden sind - ich meine den Antrag 38 vom Unter
bezirk Düsseldorf und den Antrag 40 von Ulm - respektieren, auch wenn 
sie keine Möglichkeit haben, jetzt von dem Parteitag angenommen zu 
werden. In diesen Anträgen wird ernstlich vor dem Begriff „Landes
verteidigung" gewarnt, den uns die Gegenseite immer wieder aufdrängt. 
Die Koalitionsparteien arbeiten uns gegenüber dauernd mit diesem 
Schlagwort. Es ist aber- auch in ihrem Munde, leider Gottes, Phrase ge
worden. Aus diesem Grunde möchte ich bitten: Respektieren wir diese 
Anträge, auch wenn sie innerhalb der Parteidiskussion abgelehnt wer
den. Vor allem empfehle ich den Antrag 35, den der Kreis Biberach ge
stellt hat, zur Annahme. Darin wird empfohlen, unsere Wehrpolitik nur 
auf das Ziel der kollektiven Sicherheit hin zu begrenzen und unsere 
eigene Wehrpolitik immer wieder nach der Waffenentwicklung hin zu 
revidieren. Das ist leider nötig. Es gibt keine Frage für irgendeinen von 
uns, daß wir ber~it sind, die Freiheit und die Gerechtigkeit jederzeit zu 
verteidigen mit dem Letzten. Aber mit Waffengewalt läßt sie sich nicht 
verteidigen. Es gibt andere Möglichkeiten. Gandhi hat sie zum Beispiel 
gezeigt. Und ich erinnere hier an das Wort von Schiller, der die Aufgabe 
der Deutschen so formuliert hat: 

Das ist nicht der Deutschen Größe 
obzusiegen mit dem Schwert; 
aber in das Reich des Geistes dringen 
Vorurteile zu bezwingen, 
das ist unseres Eifers wert! 

Das ist immerhin etwas, was zu überlegen ist. 

Und nun zum Thema Atomkrieg. Ich bin überzeugt, keine Partei will 
den Atomkrieg. Aber wir müssen an folgendes denken, wenn wir nur für 
konventi~elleWaffen eint.reten: Es glibt auch keinen konvten1lionellen Krieg 
mit alten Waffen, oh~e daß die Atomkräfte, die radioaktiven Gefahren 
freigelegt werden. überall gibt es doch Reaktoren. Wir bauen jetzt in 
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Karlsruhe einen, wir bauen jetzt in München einen. Und die Bomben 
fallen auf diese Reaktoren, die radioaktiven Kräfte werden frei. Es gibt 
also die Begrenzung zwischen konventionellen Waffen und Atomwaffen 
allein schon dadurch leider nicht mehr. Unsere Partei tritt aber um so 
entschiedener ein für die friedliche Nutzung der neuen Kraft. Auch da 
möchte ich bitten, daß die Partei dafür eintritt, auch diese Kraft zu nut
zen mit größerer Vorsicht, nicht übereilt vorzug,ehen. Wenn jetzt in dieser 
Richtung übereilte Bemühungen gemacht werden, darui sind es genau 
dieselben Gründe, die auch beim Auftakt unseres Parteitags in Weisen
borns „Göttinger Kantate" angeschnitten waren. Es sind nackte Inter
essen, die darauf hindrängen, diie, Rendite. Unsere Kohlenvorräte und 
unsere WasservOITäte reichen noch Jahrhunderte. Wir könnten uns Zeit 
lassen. 
Denken Sie bitte daran, daß mit jedem Reaktor jährlich Atommüll ent
steht, der den Wert von 16 Tonnen Radium hat Wir haben seit dem 
Jahre 1900 insgesamt erst 1000 Gramm reines Radium erzeugt. Atom
müll aber wirft pro Reaktor 16 Tonnen dieser gefährlichen Kraft ab. Wo
hin damit? Und nun kommt mein Appell an unseren baden-württember
gischen Wirtschaftsminister, den Genossen Dr. Veit: Wir versuchen offen
bar, im Hardtwald bei Karlsruhe diesen Atommüll in Stahlbetontruhen 
in den Wald zu versenken. In der nächsten Nähe sind aber die Wasser
leitungen der umliegenden Gemeinden. Das Grundwasser wird deshalb 
vergütet, weil sich die Stahlbetontruhen, diese großen Tonnen, gar nicht 
als dilcht gegen diese Strahlen eiwiesen. haben. Außerdem sagt man, das 
Kühlwasser, das ebenfalls radioaktiv ist, solle in München in die Isar 
und in Karlsruhe in den Altrhein abgeleitet werden. Das dürfte jeden
falls unsere Partei nicht wünschen und nicht zulassen. Aus diesem Grund 
ein Appell von diesem Parteitag aus: Gehen wir vorsichtig vor und ma
chen wir in diesem Fall nicht die Politik der Interessenten. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Hans Merten, Gießen. 
Ihm folgt P.aul Nevermann, Hamburg. 

Bans Merten, Gießen: Genossinnen und Genossen! Wenn das Ringen 
um die Siclrerung unseres Landes vor der atomaren Verwüstung wie ein 
Generalthema über diesem Parteitag sreht, dann sollte man das, glaube 
ich, nicht verwechseln mit einer Verhinderung der Ausnü,tzung der Atom
energie zu friedlicllen Zwecken. Der Parteitag ist schlechthin überfordert, 
wenn er zu den Spezialfragen, die mein VOITedner hier angesprochen 
hat - was die Atomenergie und ihre Ausnutzung zu friedlichen Zwecken 
betrifft ~, in irgendeiner Fonn Stellung nehmen sollte. Dagegen steht 
der Kampf gegen die atomare Ausrüstung der Bundeswehr über diesem 
Parteitag, weil das in der Situation, in der wir uns befinden, gar nicht 
anders sein kann. Nicht, um vermutete Gegensätze in der Partei damit 
überkleistern zu wollen, sprechen wir über diese Dinge, sondern weil wir 
glauben, daß es allerhöchste Zeit ist, wenn man verhindern will, daß 
unser Land zum atomaren Aufmarschgebiet der Großmächte wird und 
damit eine tödliche Bedrohung der Bevölkerung Deutscb,Jands in beiden 
Teilen unseres Landes eintreten würde. 
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Wir haben sowohl von unseren ausländischen Freunden als auch durch 
unsere eigenen ·Redner, insbesondere durch die Ausführungen der Genos
sen Erler und Wehner, gehört, daß die politischen Voraussetzungen zur 
Verhinderung einer derartigen Entwicklung durchaus geschaffen werden 
können. Es wird von der atomwaffenfreien Zone gesprochen, vom Disen
gagement und vielem anderen . .Ailles das sind Möglichkeiten, die ergriffen 
werden könnten. Aber die Regierung sagt nein. Sie sagt nein und mailt das 
Gespenst des Zusammenbruchs der NATO an die Wand. Sie ·sagt nein, 
weil sie sich. sagt: Nur dann können wir an eine militärisch. und 
atomar verdünnte Zone in Mitteleuropa denken, wenn wir die Garantie 
haben, daß am Ende dieser Entwicklung die weltweite totale Abrüstung 
steht. Und· so wird der alte Trick wieder in die politische Arbeit ein
geführt, daß inan durch Forderungen, die im Augenblick nicht durdl
set-zbar sind, Barrieren errichtet, damit überhaupt der erste Schritt zur 
ErfülJ.ung dieser Forderungen getan werden kann. 

Das liegt auf derselben Linie wie die Aktion der Regierung gegen die 
allgemeine Volksbewegung, gegen den Atomtod, die sie mit unseren 
Steuern und auf unsere Kosten unternommen hat. Welch ein Widersinn, 
welch ein Hohn auf den gesunden Menschenverstand ist es, d.i,ß man sagt: 
Weil wir gegen die Atomrüstung in der ganzen Welt sind, des.wegen 
müssen wir uns selbst am atomaren Wettrüsten beteiligen! Weil wir etwas 
gegen Messerstechereien tun wollen, laßt uns viele Messer verteilen! 
Die Planung der Verteidigung, mit der wir es im Bundestag und im 
Verteidigungsausschuß zu tun haben, die Wehrpolitik, der wir dort be
gegnen, ist nicht diktierll vom Gedanken der Verteidigung und der 
Sicherheit der Grenzen und der Bevölkerung, sondern sie ist diktiert vom 
Größenwahn nackten Machtstrebens. (Sehr wahr!) 

Wir wissen aus den verdienstvollen Untersuchungen, die der Arbeitsaus
schuß gegen den Atomtod hat machen lassen, daß in den letzten 2600 Jah
ren 1656mal Völker und Staaten sich an der technischen Waffenentwick
lung in der Form beteiligt haben, die wir Wettrüsten nennen. Wir wissen, 
daß von diesen 1656 Fällen 1640 Fälle mit einem Krieg geendet haben, 
und daß es in den restlichen 16 Fällen nur deshalb nicht zum Kriege kam, 
weil ein Partner des Wettrüstens vorher wirtschaftlich zusammengebro-" 
chen ist. Obwohl wir das wissen, glaubt man nun, den 1657. Versuch 
dieser Art unternehmen zu sollen, ohne etwas aus den Erfahrungen ge
lernt zu haben. 

Für uns Sozialdemokraten ist der Gedanke der Verteidigung der Grenzen 
und des Schutzes der Bevölkerung der Leitgedanke unserer Wehrpolitik. 
Wir haben dabei peinlichst genau zu beachten, daß die Beseitigung der 
Spaltung unseres Landes nicht erschwert und unsere sozialen und wirt
schaftlichen Verhältnisse nicht hoffnungslos zerrüttet werden. 

Zu einem Satz, den der Genosse Erler gestern gesagt hat, noch ein Wort. 
Er sagte, die Bundesrepublik ist Mitglied des Militärbündnissses der 
NATO. Wir Sozialdemokraten bedauern das. Wir haben mit allen Mitteln 
versucht, diese Entwicklung zu verhindern. Aber nun legt uns dieses 
Bündnis gewisse Verpflichtungen völkerrechtlicher Art auf, denen sich 
auch eine sozialdemokratische Bundesregierung nicht entziehen könnte. 
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Aber eine sozialdemokratische Bundesregierung würde sich innerhalb der 
NATO wesentlich anders verhalten, als das die Bundesregierung tut; 
denn was sie in der NATO tut, das geht weit über die Verpflichtungen 
hinaus, die wir vertraglich einhalten müssen. (Beifall.) 

Ja, man betreibt mit geradezu hysterischer Eile eine Integration, eine 
Einschmelzung der deutschen Kräfte in die NATO, die eine Ausgliederung 
im Falle der Wiedervereinigung so gut wie unmöglich macht. Auch hier 
ist man päpstlicher als der Papst, ohne jene Rücksicht auf die besondere 
Lage unseres Landes. Diesen Fehler würde eine sozialdemokratische 
Bundesregierung auf jeden Fall zu vermeiden haben, und sie wi:::d ihn 
vermeiden. Wir haben sehr reale Vo11Stellungen davon, wie man sie ver
meiden kann. Dabei wird durch die immer weitergehenqe Integration, 
die von deutscher Seite in vorderster Linie betrieben wird, ganz ent
scheidend die Gefahr erhöht, daß Deutschland in Auseinandersetzungen 
verwickelt wird, die in anderen Teilen der Welt stattfinden, die die eigene 
Existenz aufs Spiel setzen, ohne daß deutsche Interessen dabei irgendwie 
berücksichtigt werden müssen. 

Etwas, was völlig fragwürdig ist, ist dabei der Schutz der Zivilbevölke
rung. Wer sich auf den Atomkrieg vorbereitet, der kann der Zivilbevöl
k~rung nur die Hoffnungslosigkeit des Massengrabes bieten. (Beifall.) 
Bei der SPD haben wir uns jahrelang um den Schutz der Zivilbevölke
-rung bemüht und die entsprechenden Anträge im Bundestag gestellt, weil 
dl€ Militärpolitik der Regierung einfach die Notwendigkeit des Schutzes 
der Zivilbevölkerung erforderlich macht. Aber angesichts der Gefahren 
des Atomkrieges werden alle solchen Bemühungen mit einem großen 
Fragezeichen zu versehen sein. Das heißt für unsere Partei: Wir müssen 
angesichts der atomaren Ausrüstung der Bundeswehr zu völlig neuen 
Überlegungen in bezug auf den Schutz der Zivilbevölkerung kommen. 
Deswegen war es auch nicht möglich, diesem Parteitag darüber schon eine 
Entschließung vorzulegen. 

Zum Schluß möchte ich noch eines unterstreichen, und zwar möchte ich 
dabei auf den Antrag eingehen, den der Ortsverein Tül;>ingen gestellt 
hat. Wir konstatieren mit steigender Sorge eine Unterwanderung der 
inneren Führungskräfte der Bundeswehr mit den falschen Propheten aus 
den Reihen dJei' ,,Arbeitsgemeinschaft demokratischer Kreise", der Abend
ländischen Akademie und anderer Zentralen der Hetze gegen die Sozial
demokratische Partei. Man redet von psychologischer Verteidigung gegen 
den Kommunismus, aber man treibt eine raffinierte Propaganda gegen 
die Sozialdemokraten, um den Soldaten weisZQinachen, die Sozialdemo
kraten wollten sie mit schlechten Waffen ausrüsten, die Sozialdemokraten 
wolltlen sie den Sowjets zum Fraß vorwerfen, die Sozialdemokraten 
wollten sie brotlos machen; die Sozialdemokratie sei daher ihr Feind 
Nr. 1, vor dem sie sich hüten müßten. Alles das, Genossinnen und Genos
sen, ist ganz einwandfrei wider besseres Wissen gesagt. Aber es ist ge
sagt, weil man zur Durchsetzung der Machtpolitik der Bundesregierung 
willenlose Werkzeuge braucht, denen man das Na~denken und.die staats-
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bürgerliche Mitverantwortung abgewöhnt hat unter dem Motto "Der 
Kanzler hat immer Recht". (Beifall.) 
Wir wollen niemals deutsche Generale · als Führer von Wohlfahrtsaus
schüssen algerischen Musters sehen. (Lebhafter Beifall.) 

Uns Sozialdemokraten ist es nämlich ernst mit dem Staatsbürger, und 
zwar mit dem mitdenkenden und mitverantwortlichen Staatsbürger in 
Uniform, der sich dem ganzen Volk, und zwar in beiden Teilen Deutsch
lands, veranwortlich weiß. Es ist die alleinige Schuld der jetzigen Regie
rung und ihrer internen Militärpolitik, wenn die Bundeswehr ein Staat 
im Staate werden sollte. Dies 2lU verhindern muß die gemeinsame Auf
gabe von Sozialdemokratischer Partei und Bundeswehr sein. Dazu ist 
gegenseitiges Vertrauen und ehrliche Zusammenarbeit notwendig unter 
dem Gedanken, daß wir gemeinsam berufen sind, die demokratische 
Freiheit zu sichern, und daß wir gemeinsam bereit sind, dafür, aber nur 
dafür, Opfer zu bringen. (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Paul Nevermann, Ham
burg. 

Dr. Paul Ne ver man n, Hamburg: Genossinnen und Genossen! Der 
Genosse Wehner hat in seinem Vortrag gesagt, daß es eine Aufgabe der 
öffentlichen Meinung sei, in gewissen Zeiten die Regierung zu drängen 
und über die Regierungspolitik hinauszustoßen. Ich glaube, auch die 
sozialdemolcr'atischen Delegierten auf driesem Parteitag sind ein Stück 
öffentlicher Meimmg. vor allen Dingen dann, wenn Landesverbände oder 
Bezirke diese öffentlid1e Meinung entwickelt haben. So ist es wohl auch 
unsere Aufgabe, hier einmal über die offizielle Politik des Parteivor
standes hinauszustoßen. Ich möchte daher ein heißes Eisen behandeln, 
das der Parteivorstand, insbesondere Genosse Ollenhauer, immer dann,, 
wenn es auJltauchte, mit starlrer Hand und mit ungewöhnlicher Energie 
von der Tagesordnung weggewischt hat. 

Mein kleines Thema heißt „Die Sozialdemokratie und die Neutralität". 
Genossinnen und Genossen! Wir haben uns in Hamburg mit dieser Frage 
wiederholt befaßt und haben auf dem Landesparteitag zweimal Ent
schließungen gefaßt, in denen es heißt, daß auch die bewaffnete Neutrali
tät ein Weg sein könnte zur Wiedervereinigung und zur Befriedigung der 
Welt. Ich habe mir überlegt, ob ein ähnlicher Passus von uns noch bean
tragt werden sollte, um ihn in die Entsdlließung Nr. 203 einzufügen. Ich 
habe aber davon Abstand genommen. Aber 1ch meine doch, daß das 
Thema hier einmal angesprochen werden muß. Die Sozialdemokratische 
Partei sollte wenigstens dafür sorgen, daß „Neutralität" noch cliskussions
würdig und ein anständiges Thema ist. (Beifall.) 

Wie liegen die Dinge? Wir haben offiziell als Alternative zur Wehrpolitik 
der Bundesregierung immer noch das europäische Sicherheitssystem. Ge
nossinnen und Genossen! Ich habe es in kleinen und großen Kursen und 
Versammlungen oft behandelt. Es ist ein gurter Plan; es ist ein durch
dachter Plan. Es, ist selbstverständlich ein riesiger Unterschied zur Re-
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gierun,gspolitik, wenn man nicht zwei Militärvereine hat, die sich als 
Blöcke gegenüberstehen, sondern wenn man einen eilropä!s,chen Wehr
verein hat, der die Vorausseii'LUI).gen für eine Entspannung und ein zu
sammenwachsen Deutschlands und Europas bietet. Der Plan ist ein sach
lich guter Plan, aber man muß lange darüber reden, um ihn verständlich 
zu machen. Er risfl schwer als deutliche Alternative zu erkennen. Er hat 
keine große attraktive Kraft. 

Ich habe schon vor der Wahl 1957 auf einer Länderkonferenz gesagt: Wir 
kommen bei den Massen mit dem Plan - ich möchte beinahe sagen: mit 
dem akademischen Plan - der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
nicht an. Ich möchte ein Wort von Carlo Schmid variieren: Die Politik 
ist nicht nur Plan, sondei;'Il menschlicher Impuls! Das steckt nicht dTin. 
Und da meine im, wir soliten einma~ überlegen - ich beziehe mich auf 
meinen Vorredner-, selbst wenn es vorübergehend eL-r1mal nichit populär 
sein sollte, ob die 8<YLi.aldemokratie noch einen anderen Weg daneben
stellen sollte, der leuchtender sein könnte als der erste Weg. 

Genosse Erler hat gesagt: Es ist traurig, daß immer die Meinungen ver
treten werden, es gebe entweder einen militärischen Status Null, also gar 
kein Heer, oder alles an Waffen, was auf der Welt überhaupt denkbar 
ist. Ich stimme ihm völlig zu. Er hat nach einem Deutschland gemäßen 
Ausmaß der Bewaffnung gefragt. Genossinnen und Genossen! Nach mei
ner Auffassung ist die bewaffnete Neutralität, Neutralität mit Grenz
schutz, das Maximum einer Bewaffnung, das wir in Deutschland, im 
Herzen Europas, vertragen können und nötig haben. 

Ich glaube, wir sollbm die Diskussion hierüber in Breite eröffnen und 
die Neutrafüät als realen Weg zur Enn,pannung Wld a!ls reruen Weg zur 
Wiedervereinigung herauss1lellen. Und wenn - vielleicht V'Cll"Sich!tiger
weise - nich/t als Weg, dann als Zi~. kh habe volles Verständnis dafür, 
daß die offizielle sozialdemokratische Politik bisher diesen Weg nicht ver
kündet hat. Wir würden allzuleicht bezichtigt, wir wollten dasselbe wie die 
Leute im Osten. Aber, Genossinnen und Genossen: Hier war früher ein
mal d,ie Rede von sozialdem:okratischem Selbstbewußtsein. Ich bin der 
Auffassung, daß die Z,eiten vorbei sillld, wo wir immer bei einer guten 
Sache schielen müssen, ob sie nich11 zufäll!ig auch im Osten gesagt wird. 
(Beifall,) Wir können eine gute Sache propagieren, und wir sind aus der 
Gefahr heraus, deswegen östlich verdächtigt zu werden. 

Ein letztes Wort: Genosse Wehner hat selu; wichtige Ausführungen über 
das Thema „Volk und Verteidigung" gemocht, über unser aller Wunsch, 
daß die Soldaten von uns als Menschen anerkannt werden und wh- von 
den Soldaten. Genossinnen und Genossen! Auf der anderen Seite steht in 
der Arbeiterschaft und bei anderen Anhängern die ahlehnende, anti
milli.tarisrtischie Eins1Jelllung und Stimmu;ng, historlsch verständlich, sehr 
weitgehend fest. Die beste Lösung zu einer psycholog:iscll einwandfreien 
Haltung, zu einer Einheit von Volk und Soldaten wäre, wenn unsere Sol
dat.en aUtCh dem Namen nach dazu berufen sind., die deutsche Neutrallität 
an den Grenzen zu verteidig,1en. Solche Soldaten, ein solches Heer wird 
auch von den Bevölkerungs1leilen akzeptiert, die dem Militär feindselig 
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gegenüberst.ehen. Wir haben in den Diskussionen der vergangenen Zeit ge
hört., daß man einen Cordon sanitaire vorschlägt, eine entwaffnet.e Zone. 

Slelbst der Bundesta~präsident hat sich darüber einmal verbreitet. Wir 
kennen den Rapacki-Plan. Das sind doch ,alles schon Teile einer Neutrali
tät! Wenn jellzt Genosse Erler von den Trümmern- der Außenpolitik der 
Bundesregierung gesp!l.'OCh.en hafl, dann sollflen doch wir, Genossinnen und 
Genossen, den Mut haben, ;i.uf diesen Trümmern der Bundespolitik die 
Parole der bewa.ffnet.en Neutralität auf die sooialdemokratiscllen Fahnen 
zu schreiben! Ich glaube, daß wir über diese Frage einma.l die Diskussion 
in der Partei eröffnen soLlten. (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Das Wort hat Genosse Helmut Mattis, 
Berlin. 

Helmut Matt i s, Berlin: Genossinnen und Genossen! Wir stehen sicher
lich noch alle unter dem Eindruck der Göttinger Kantat.e. Als dieses 
Stück hier aufgeführt wurde, habe ich an unsere Demonstrationen der 
sozialistischen Jugend in der Weimarer Zeit denken müssen, wo wir auch 
hinausgezogen sind ·mit dem Ruf: Nie wieder wollen wir Waffen tragE!n! 

Ich habe an die Schilderungen denken müssen, die uns ältere Genossen 
über machtvolle Demonstrationen vor Ausbruch des 1. Weltkrieges ge
geben haben. Der Erfolg dieser großartigen Veranstaltungen war dann 
der 1. Weltkrieg, der Weg zu Hitler. Ich glaube, wir sollten uns bei der 
Notwendigkeit, solche Dinge in besonders aufrüttelnder Weise an die Be
völkerung heranzutragen, hüten, zu verkennen, daß die entscheidende 
Situation, Kriege zu verhindern, nur dadurch geschaffen werden kann, 
daß an den Kommandostellen des Staates die entscheidenden Lenker 
stehen. Wenn ich mir einmal die Reden unseres Bundesverteidigungs
ministers im Radio oder im Fernsehen angehört habe - dieses stier
nackigen Posaunenbläser!?, der jedenfalls, das ist mein Eindruck, nicht 
die Voraussetzungen erfüllt, die ein Mann an dieser Stelle haben sollte-, 
dann hatte ich immer den Eindruck: Das tnuß einmal beim Heer ein sehr 
schneidiger und forscher Kompanieführer gewesen sein. Vielleicht war er 
für diese Funktion auch geeignet. Aber an eine so wichtige Stelle gehört 
doch ein Mann hin, der mit etwas größerer Überlegung und Verantwor
tung die Dinge gestaltet. Genossinnen und Genossen! Der Weg, den wir 
beschreiten, wn diesen Einfluß zu erreichen, der scheint mir manchmal 
nicht der richtlige zu sein. Ich habe den Eindruck, daß die Argumenm, die 
zum Teil in d€'IllagQgischer Weise gegen uns verwandt werden, 1..l.tlS&en 
politischen G®iern von uns manchmal auch etwas zu leimt geliefert 
werden. Ein solcher Parteitag wie heute ist ja nicht dazu da, daß man zu 
allen Vorträgen, die wir von hier vorne hören, von vornherein ja sagt. 

Ich glaube, wir sind verpflichtet, auch g~ kritische Bemerkungen zu 
machen. 
Gestatten Sie mir, zu sagen, daß gerade ich, der ich aus Berlin komme, 
manches in den Vorträgen hier von unserem Parteivorstand vermisse. In 
den Ausführungen der Genossen Erler und Wehner ist zwar sehr viel 
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und mit Recht gesagt worden, wie wir uns mit unseren östlichen Nach
barn, mit der Sowjetunion, auseinanderzusetzen haben, aber ich habe 
den Appell an unsere westlichen Freunde vermißt, insbesondere einen 
Appell, der ja davon ausgehen muß, daß unsere Sicherheit letzten Endes 
nur in einer Zusammenarbeit mit den Westmächten gestaltet werden 
kann. Das darf und soll nicht bedeuten, daß wir jede Regelung, die wir 
jetzt haben, akzeptieren wollen. Im Gegenteil, wir müssen uns bemühen, 
mit den Kräften im Westen, in England mit der Labour Party, darüber 
hinaus auch noch mit den konservativen Kreisen, und sicherlich auch mit 
amerikanischen Kreisen, die von Bedeutung sind, ins Gespräch zu kom
men. Dabei müssen wir ihnen natürlich auch einen Vorschlag machen. 
Es ist mir, was ich hierzu sagen wollte, durch den Genossen Nevermann 
aus Hamburg eigentlich vorweggenommen worden. Ich will mich deshalb 
auf diesem Gebiet nicht weiter verbreitern. Es ist ein Vorschlag. 

Genossinnen und Genossen! Wenn wir daran denken, was Kurt Schu
macher uns einmal von einer militärischen Konzeption gesagt hat, die 
damals von der großen Auseinandersetzung an der Weichsel sprach -
sicher zu einem Zeitpunkt, in dem die Frage der atomaren Aufrüstung 
keine Rolle spielte -, so würde wahrscheinlich Kurt Schumacher der 
Le~ sein, der aus der heutigen Lage nicht eine andere Schlußfolgerung 
ziehen würde. Aber wir müssen doch einmal zu dieser Entscheidung 
kommen. Wir können vor der Bevölkerung nicht nur so dastehen, daß 
wir zu allen militärischen Konzeptionen nein sagen. Wir müssen selbst 
eine entwickeln. Die etwas langatmige Entschließung, die zu diesen Fra
gen hier vorliegt, scheint mir nicht konkret genug zu sein. Man kann 
natürlich in zehn Minuten kein anderes Programm entwickeln. Aber das, 
was Genosse Nevermann gesagt hat; wäre der Diskussion wert. 

Ich darf den Genossen Erler um eine Beantwortung eines Satzes bitten, 
der mich als Berliner außerordentlich erschreckt hat. Er sagte nämlich 
folgendes, wie ich es heute im Protokoll vorgefunden habe: 

„Da starrt man immer wieder auf die Divisionen, die angeblich das 
Herz Europas bedrohen." 

Genosse Erler, ich frage mich eigentlich, wie dieser Satz Dir über die 
Lippen kommen konnte. Die sowjetischen Divisionen bedrohen ernstlich 
das Herz _Europas. Das haben wir in Ungarn erlebt, das haben wir am 
17. Juni 1953 in der Zone und in Ostberlin erlebt. Ich gebe Dir recht: die 
sowjetischen -Panzer sind nur bis zum Potsdamer Platz gefahren und 
haben dort haltgemacht. Sie haben haltgemacht vor der militärischen 
Macht der Westmächte. Aber zu behaupten, sie bedrohten lediglich an
geblich das Herz Europas, das halte ich für eine verhängnisvolle Fehl
einschätzung und für einen Satz, der politisch gefährlich ist, weil er, 
wenn er von Dir nicht in einem Schlußwort erklärt wird, außerordentlich 
ungünstig ausgenützt werden kann. Ich muß offen sagen, auch ich kann 
ihn in dieser Form nicht unterstreichen. Das soll nicht bedeuten, daß wir 
verhandeln müssen, aber wir müssen doch von der richtigen Situation 
ausgehen. 
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Genossinnen und Genossen! Nun zu der Frage, die uns von den Wählern 
immer wieder vorgelegt wird, ob wir uns völlig von den Westmächten 
lösen wollten. Man könne alles, was hier vorgetragen wird, nur in Zu
sammenarbeit mit den westlichen Besatzungsmächten machen. Nun, das 
ist sicherlich auch die Meinung der Genossen Erler und Wehner. Aber es 
muß auch in unserer Resolution stärker zum Ausdruck kommen. 

Mit Recht wird darauf hingewiesen, daß wir in jedem Fall in allen 
unseren Parteiprogrammen ja zur Landesverteidigung sagen. Genosse 
Wehner hat sich dagegen gewehrt, daß unsere Gegner uns das immer 
vorhalten. Hier stehen wir wieder vor dieser Situation. Es trifft zu, was 
im Parteiprogramm gesagt wird, aber in der Praxis ist es doch so, daß 
wir uns in unseren Zeitschriften und in unserer Partei damit ausein
andersetzen müssen, ob es für die Sozialdemokraten richtig ist, in die 
Bundeswehr, wie sie einmal ist, hineinzugehen. Wir machen es doch 
jedem von uns schwer, zu dieser Entscheidung zu kommen. Unsere 
Jugendorganisationen fassen Beschlüsse, daß derjenige, der freiwillig zur 
Bundeswehr geht, aus ihren Reihen ausgeschlossen wird. Hier liegt ein 
Widerspruch, den wir irgendwie beseitigen müssen. Und wenn wir das 
nicht machen, dann werden wir von unseren Wählern auf diesem Gebiet 
immer als unglaubwürdig angesehen werden. 

Ich möchte zum Schluß besonders denjenigen, die aus menschlich ver
ständlichen Gründen gegen die Wehrmacht sind, etwas sagen. Der Ge
nosse Wehner ·hat hier sehr eindrucksvoll vor unseren ausländischen 
Genossen gesagt, wir wollten die Schrecken der deutschen Vergangenheit 
nicht wiederkommen lassen, wir wollten das verhindern. Genossinnen 
und Genossen! Wie wollen wir solche Schrecken verhindern, wenn wir 
nicht klar und positiv dafür sorgen, daß die bewaffneten Kräfte von 
unseren Leuten mitgestaltet werden, wenn wir sie nicht hineinschicken! 
Genosse Wehner sagte, wir müßten das Recht haben, den Arbeitern im 
Heer zu sagen, wo sie herkommen, und wir müßten sie an ihre Herkunft 
erinnern. Es hat noch der Satz gefehlt, daß wir auch den Mut haben 
müssen, den Arbeitern zu sagen: Hinein in dieses Heer, damit es nicht 
gegen die Arbeiterschaft verwendet werden kann. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Walter M ö 11 er, Hessen
Süd. 

Walter M ö 11 er, Frankfurt: Genossinnen und Genossen! Ich möchte 
mich zunächst nur in einer Frage vergewissern, die mir und einigen 
meiner Freunde nicht ganz klar ist. 
Wir haben den Antrag 203 zur Außen- und Wehrpolitik vorliegen. Nach 
dem Wortlaut dieses Antrags, der sich mit der Wehrpolitik im geteilten 
Deutschland befaßt, wäre es durchaus möglich, daß unsere Partei im 
Bundestag aUich. zu einem Freiwilligen-Heer ohne Atomwaffen in be
grenzter Stärke ja sagt, daß sie zu einer Art von Freiwilligen-Miliz, 
Katastrophenschutz, oder wie man es sonst nennen möchte, gleichfalls ja 
sagen könnte. Es sind entgegen den früheren Beschlüssen, etwa des aer
liner Parteitages, nunmehr keine bestimmten Vorbedingungen mehr für 
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ein derartiges Ja in dieser Entschließung enthalten. Ich möchte daher 
fragen, ob wir heute unter dieser Voraussetzung bereits ja zu ,einer 
Armee sagen können, deren politische Funktion im Grunde nicht durch 
uns, sondern durch die CDU/CSU und durch die Regierung Adenauer 
bestimmt wird. Die Frage ist sehr weitgehend, und man muß sich über
legen, warum ein solches Ja notwendig wäre. Genosse Erler erklärte, er 
selbst halte einen großen Krieg in Mitteleuropa für sehr unwahrschein
lich, weil ein solcher Krieg eben die Drohung des gegenseitigen Selbst
mordes beinhalte. Aber es wird ·erklärt, auch als Sozialdemokraten müß
ten wir die Notwendigkeit sehen, ein Gleichgewicht der konventionellen 
Streitkräfte nicht nur in Mitteleuropa, sondern insbesondere auch zwi
schen den beiden deutschen Teilstaaten herzustellen. Dieses Gleichgewicht 
l.st auf zweierlei Art möglich. 
Man kann ein Gleichgewicht herstellen durch Wettrüsten, und ich glaube, 
die Antwort ist eindeutig: das wollen wir nicht. Man kann ein Gleich
gewicht auch auf der Basis der Abrüstung ins Auge fassen, die nur nach 
entsprechenden Verhand1W1gen möglich ist. Wenn man aber das will, 
dann kann eine SPD-Wehrpolitik doch praktisch erst nach diesen Ver
handlungen festgelegt werden, nach Verhandlungen, die gerade· die jet.c, 
zige Bundesregierung nicht zu führen bereit ist. Daraus ergibt sich jeden
falls für mich der Schluß, daß wir uns in dieser Situation in keiner Weise 
derart festlegen können, daß wir bereit sind, eine begrenzte Freiwilligen
Armee zu unterstützen, wenn nicht, wie ursprünglich auch in Berlin er
klärt, bestimmte poldtische Voraussetzungen erfüllt sind. 

Es ·heißt nun klar in dem Antrag: 
,,Nur wenn die jetzige Außen- und Wehrpolitik durch eine andere, 
auf Entspannung und Wiedervereinigung in gesicherter Freiheit 
gerichtete Politik abgelöst wird, läßt sich überhaupt eine sinnvolle 
Landesverteidigung der Bundesrepublik Deutschland gestalten." 

Meine Frage ist, ob dieser Satz beinhaltet, daß wir auch weiterhin er
klären, eine Zustimmung der SPD· zu einer Freiwilligen-Armee ohne 
Atomwaffen und in begrenzter Stärke sei erst möglich, wenn diese Vor
aussetzungen geschaffen sind. Damit meine ich also eine Politik, die auf 
eine Entspannung und Wiedervereinigung abzielt. Wenn dies der Fall ist, . 
dann sollten wir das in den Resolutionen auch klar ausdrücken und da
mit wieder zu bestimmten politischen V:oraussetzungen kommen, wie sie 
ursprünglich die Berliner Resolution zu dieser Frage auch beinhaltet hat. 
Genossinnen und Genossen! So, wie die Dinge in der Bundesrepublik 
liegen, wissen wir genau, daß das erst der Fall sein wird, wenn die 
Politik entscheidend von uns bestimmt wird. Darum möchte ich an das 
Wort des Genossen Erler. erinnern, daß wir uns durch derartige Ent
schließungen, deren Folgen nicht klar vor dem Parteitag aufgezeigt sind, 
nicht zu einem Ja, zu Teillösungen bewegen lassen sollten, die uns unter 
Umständen in die Gesamtverantwortung für die Politik dieser Regierung 
mit hineinziehen würden. Das ist eine Gefahr, die der Genosse Erler 
richtig aufgezeigt hat. 
Nun zu den mich sehr bewegenden Ausführungen des Genossen Wehner. 
Er hat hier sehr mutig über die richtige Methode einer offensiven Aus-
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einandersetzung mit dem Kommunismus gesprochen. Es gilt aber, daraus 
bestimmte praktische Schlüsse zu ziehen. Denn trotz aller Beschlüsse ist 
es bis heute so, daß sich das Mißtrauen in der Partei noch immer gegen 
viele richtet, die dieser ideologischen Auseinandersetzung mit dem Kom
munismus, die wir führen müssen, nicht ausweichen, sondern sie sogar 
ganz bewußt suchen. Dieses Mißtrauen gilt auch den vielen Bemühun
gen, die unternommen werden, um z. B. den zunehmenden Widerstand 
der Kommunisten gegen den gegenseitigen menschlichen Austausch auch 
jüngerer Menschen aus beiden Teilen Deutschlands zu überwinden. Die 
Folge dieses Mißtrauens ist, daß die Besten unserer Partei gerade bei 
dieser Aufgabe, bei der sie so dringend benötigt würden, oft abseits 
stehen und einfach zu Hause bleiben. Das bedrückt mich sehr. Wer ver
tritt drüben die SPD? Auf der einen Seite sind es die Sozialdemokraten, 
die drüben noch illegal wirken und die die Hauptlast für die demokra
tisch-sozialistische Mission im Bereich des Kommunismus zu übernehmen 
haben. Ich selbst war vor einigen Tagen in Thüringen, um einen solchen 
Austausch junger Menschen vorzubereiten. In einem Wartesaal traf ich 
einen früheren Sozialdemokraten, als ich. dort morgens frühstückte. Es 
hat mich sehr bewegt, als er erklärte, daß ihre Möglichkeiten, für unsere 
Idee zu wirken, natürlich sehr begrenzt seien, daß sie natürlich auch die 
Gefahren sehen, die damit verbunden sind, wenn wir bewußt versuchen, 
die Besten unserer Partei drüben unsere Anschauungen vertreten zu 
lassen, daß sie aber andererseits erwarten, daß wir dieses Risiko und 
dieses Opfer auf uns nehmen. Was heute passiert, ist doch praktisch, daß 
unter uns die Zweifler, die Kleingläubigen, die praktisch keinerlei Vor
stellungen von ihrer Aufgabe als Ideenträger des demokratischen Sozia
lismus haben und natürlich auch keinerlei 'Oberzeugungskraft drüben 
ausstrahlen können, oft leise und heit1llich hinüberschleichen und drüben 
einen Eindruck von unserer Partei vermitteln, natürlich bewußt unter
stützt durch die SED, den Rundfunk und die Presse, der unserer Partei 
sehr schädlich ist. Diese Kapitulanten richten drüben bis heute noch gro
ßes Unheil an, weil die Kämpfer, die wir brauchen, zu Hause bleiben. 

Und warum bleiben sie zu Hause? Weil sie bis heute noch vielfach be
fürchten müssen, unter Umständen von hinten abgeschossen zu werden. 
Je länger dieser Zustand andauert, um so mehr sind das Ansehen und 
das Vertrauen unserer Partei drüben wirklich gefährdet. Ich habe den 
Eindruck, daß wir auch hier in dieser Sache heraus müssen aus dem 
Elfenbeinturm. Ich meine nicht den der 30 °/e, sondern den Elfenbeinturm 
der bundesrepublikanischen Sattheit und Bequemlichkeit, der uns viel
leicht diese Aufgabe bis heute noch allzu sehr übersehen läßt. Es mag 
sehr wahrscheinlich sein, daß jeder, der mit dieser Zielsetzung versucht, 
drüben tätig zu werden, nur einmal die Grenze überschreiten darf. Aber, 
Genossinnfiln und Genossen, wenn es auch nur einmal ist, wenn er auch 
nur ein Gewissen erreicht, so hat er seine Aufgabe weiß Gott gut erfüllt, 
und wir sollten ihm dafür dankbar sein. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Wolfgang Haseloff, 
Hessen-Nord: 
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Dr. Wolfgang Hase 1 o ff, Arolsen: Liebe Genossinnen und Genossen! 
Gewiß ist es richtig, daß über diesem Parteitag die beabsichtigte, be
schlossene atomare Aufrüstung der Bundeswehr steht. 

Doch sind wir wohl auch deshalb zusammengekommen, um uns einmal 
über die Gründe der Niederlage vom September vorigen Jahres zu unter
halten und um vielleicht schon hier so etwas zu tun wie die Weichen zu 
stellen für ein erfolgreicheres Abschneiden im Jahre 1961, daß wir uns 
also hier mit gewissen Dingen auseinandersetzen müssen, von denen es 
heißt, daß darüber in unseren Reihen Unklarheit herrscht und daß bei 
uns darüber eben keine genaue Vorstellung besteht. 

Wir sind uns wohl alle darüber klar: es gibt solche wunde Punkte; wir 
haben sie in Wahlkampfsituationen, in Diskussionen genügend erlebt, 
und Sie wissen auch, daß heute in der Presse sehr oft die Meinung auf
taucht, eine sozialdemokratisch geführte Regierung würde in der Tat 
keine andere Außen- und damit Wiedervereinigungspolitik betreiben als 
die Regierung Adenauer. Nun, das steht im Raum, es wäre zu beweisen, 
aber wir können es ja nicht beweisen, daß es anders ist. Trotzdem aber 
bleibt die Tatsache bestehen, daß derartige Sätze unserer Wirksamkeit 
und unserem politischen Erfolg propagandistisch entgegenstehen. Wir 
haben damit zu ringen. 

Ich möchte mich hier nur mit dem Problem der Außenpolitik und damit 
der Wiedervereinigungspolitik befassen. Wir haben immer wieder gesagt, 
daß die Verantwortlichkeit der vier Westmächte für die Herbeiführung der 
deutschen Einheit und die Aufhebung der deutschen Spaltung von uns 
nicht nur anerkannt wird, sondern daß wir alle vier Mächte aus ihrer 
Verantwortlichkeit hierfür nicht entlassen. 

Nun, man mag diese Politik zum Grundsatz machen. Ist es jedoch nicht 
die Frage zu prüfen: Wie steht es denn r;i.un wirklich damit? Auf der 
einen Seite sehen Sie die Politik der Westmächte, die es gar nicht so eilig 
damit haben, irgendwelche Vorteile einer möglichen Situation, die gün
stig für die Wiedervereinigung ist, auszunutzen. Auf der anderen Seite 
hören wir nun seit dreieinhalb Jahren ständig - nämlich von russischer 
Seite-, wir denken nicht daran, uns mit diesem Problem zu befassen; 
das ist eine Sache, die die Deutschen untereinander angeht. 

Nun hat der Genosse Herbert Wehner als positfven Vorschlag zur Her
beiführung der deutschen Einheit erwähnt, daß man alles versuchen 
solle, die technischen Kontakte auf der unteren Ebene zwischen Bonn und 
Pankow, zwischen der Bundesrepublik und der DDR zu stärken, zu ver
bessern zum Nutzen unserer Landsleute in der sowjetisch besetzten Zone. 
Da ergibt sich jedoch die Frage: Wenn wirklich die Westmächte daran 
int.eressiert sind - und man könnt.e. den Eindruck haben, daß sie es 
sind -, auf Grund der Zementierung des Status quo der . Spaltung 
Deutschlands ihre Politik zu treiben und sie hierin eine gewisse Sicher
heit für ihre Interessen erblicken und wir eines Tages wirklich vor die 
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Frage gestellt werden, was geschehen soll, um die Aufhebung der Spal
tung Deutschlands zu erreichen - über die Verhandlung der Westmächte 
ist vielleicht im Moment nichts mehr zu erreichen -, so bleibt viel
leicht - das möchte ich lediglich andeuten als ein Problem, mit dem wir 
uns einmal mehr befassen müssen - die Frage, Wie es mit dem Ausbau, 
der Möglichkeit des Ausbaus jener von Herbert Wehner geforderten 
technischen Kontakte auf unterer Ebene auf jener höheren, offizielleren 
und ausschlaggebenderen Ebene steht. 

Ich srelle das hier als eine Möglichkeit dar. Werden wir nicht eines Tages 
vor diese Frage gestellt werden ~ls letzten und einzigen Ausweg? Gewiß, 
wird man sagen, auf alle Fälle könnte das nur dazu dienen, dieses 
Regime tnbricht zu verewigen. 

Nun, auf der anderen Seite steht das eine fest: daß die Politik der 
Sowjets mit der Ablehnung, über die Wiedervereinigung zu sprechen, auf 
alle Fälle das Regime Ulbricht von Ewigkeit zu Ewigkeit beibehält. Wir 
werden also vielleicht einmal dieser Frage nahetreten müssen, und ich 
bedauere es, daß wir auch hier wieder - um von einer anderen Seite 
aus an den Genossen Nevermann an.zuknüpfen - aus propagandistischen 
Gründen diese Frage sehr weit von uns weisen und nicht einmal die 
Möglichkeit der Politik einbeziehen, sondern nach dem Motto: Pfui, das 
bringt uns Wählerstimmen weg, das können wir nicht machen, verfahren. 
Wir haben drei Jahre Zeit. Es könnte möglich sein, daß wir vor eine 
solche SituatJon gestellt werden. Heute aber wollen wir an diesem Pro
blem nicht vorbeigehen, indem wir das als Unmöglichkeit ansehen und 
ein.es Tages völlig unvor~rei,tet sind. 

Gewiß bedeutet das, daß man über dieses Problem eine Diskussion füh
ren muß, die sehr vorsichtig ist. Auf der anderen Seite bedeutet das 
natürlich auch, daß man diese Situation propagandistisch sehr gut brin
gen muß, ,,verkaufen" muß. Nun, an anderer Stelle werden wir uns ja 
über die Misere unserer Propaganda an einem anderen Tage noch zu 
upterhalten haben .. Diese Dinge sind schwierig anzufassen, aber können 
wir uns ganz davor drücken, wenn wir eines Tages vor dieses Problem 
direkt gestellt werden? (Lebhafter. Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat nunmehr Heinrich Zim
mermann, Hannover; ihm folgt Arno Behrisch, Hof. 

Heinrich Z 1 mm er man n, Hannover: Meine Damen! Meine Herren! 
Liebe Genossinnen und Genossen! Eingangs eine kleine Zeitungsnotiz, die 
ich heute früh in einer süddeutschen Zeitung las. Unser Bundeskanzler hat 
in Dortmund am Sonntag erklärt, daß es in Deutschland keine Abschuß
rampen für Matadore und für Mittelstrecken-Raketen geben solle. 

Nun, bei der Wahrhaftigkeit, die man an diesem Kanzler ja nun lange 
genug kennengelernt hat, scheint unsere Aktion „Kampf gegen die ato
mare Aufrüstung" überflüssig zu sein. Oder sollte jene klassisch 
jesuitische Kasuistik und Rhetorik etwa genauso zu werten sein 
wie die Erklärung der CDU/CSU in der vorletzten Bundestagsdebatte, daß 
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der Gedanke an die atomare Aufrüstung überhaupt noch nicht gefaßt sei, 
der dann vier Wochen später durch die Abstimmung Tatsache wurde? 

Mir scheint es zwn Beweise der Richtigkeit unserer wehrpolitischen 
Konzeption nützlich und notwendig zu sein, daß man sich mit dem Hinter
grund der atomaren Aufrüstung und der wehrpolitischen Konzeption der 
NATO befaßt. 
Rein militärisch wäre festzustellen, daß die bisherige Verteidigungsdispo
sition des Westens in der Bundesrepublik - und darum geht es ja in 
erster Linie - ohnehin auf der Annahme des massiven atomaren Ver
geltungsschlages aufgebaut ist. Dieser Schlag, der von den strategischen 
Bombern und Fernlenkwaffen der USA geführt werden müßte, körinte 
meines Erachtens auch vorbereitet werden, ohne daß dafür bundesrepu
blikanisches Gebiet irgendwie in Anspruch genommen würde. Und 
schon heute befinden sich ja keine s t r a t e g i s c h e n Waffen 
auf deutschem Boden, und der Wert der Errichtung von Abschußbasen für 
Mittelstreckenraketen ist selbst für die Militärtechniker noch nicht ganz 
klar. 
Tatsächlich neigte man bisher im atlantischen Hauptquartier überwiegend 
dazu, den nichtdeutschen Divisionen auf dem deutschen Vorfeld in der 
Hauptsache m.1x taktischen W er1J beizumessen. Hier möchte ich an die 
Ausführungen Schumachers ecinnern, der sich mit aller Vehemenz da
gegen wehrte, die Bundesrepublik zum Glacis für den militärischen Auf
marsch anderer Nationen werden zu lassen und diesem nur taktischen 
Wert beizwnessen. Strategisch kommt ihr nach dieser Doktrin im W'e$ent-
1ichen nur die Funktion des trlp wire - wie der A..Tllerikaner es aus
drückt - zu. Sie wird als Stolpexdraht betrachtet, der die Maschine des 
Vergel~chlages in Bewegung setzen soll, wenn der Gegner auf 
diesen Stolperdraht tritt. Würde di<ese Maschine, frage ich, nicht auch 
funktionieren können, wenn diese Divisionen nicht mit taktischen Atom
waffen, sondern nur konventionell ausgerüstet würden? 

Mehr noch: Ist ein solcher Stolperdraht überhaupt notwendig, und würden 
nicht die USA auch dann auf jeden Fall - und das in bezug auf das 
törichte Geschwätz der dauernden Vorleistungen der Bundesregierung 
gegen einen sowjetisch-europäischen Angriff - mit allen verfügbaren 
Mitteln intervenieren müssen, auch wenn nicht nur das Schicksal von 
amerikanischen Soldaten auf dem Spiele stünde? Einfach deshalb, weil eine 
sowjetische Beherrschung Europas eine ungleich größere Gefahr darstellte, 
als es seinerzeit ein Sieg des nationalsozialistischen Deutschlands gewesen 
wäre. 

Diese Argumente mögen. schlüssig sein, aber sie gelten nur für den Fall, 
der ja nach der Meinung fast aller Politiker unwahrscheinlich ist, eines 
direkten militärischen Großangriffs auf Deutschland. Jedoch - und da$ 
führte gestern Genosse Erler aus - die Russen verstehen es, mit ihrer 
Macht anders zu operieren, sie nicht nur militärisch zu betrachten, son
dern sie auch als militärisch-politischen Faktor zu sehen, d. h. mit der 
ihr zur Verfügung stehenden militärischen Macht Po 1 i t i k zu machen. 

Moskau hält nicht nur als Vorsichtsmaßnahme seine bewaffnete Macht 
aufrecht, sondern auch als psychologische Handhabe, d. h. als ein Druck-
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mittel zum Zwecke der Erpressung. Wir haben vor gar nicht langer 
Zeit eine Erklärung des Herrn John Foster Dulles gehört, in der 
er, und zwar mit einem gewissen Stolz, auf die Tatsachen hinge
wiesen hat, er habe fast dreimal die Welt bis an den Rand eines Welt
kriege!!;- gebracht mit seiner Politik des Bluffs und des Abschreckens, die 
ja der Hauptgrund für die atomare Aufrüstung nach der Ansicht dieser 
Handhaber der atomaren Aufrüstung ist. 
Icll. frage mich, wenn man diese Aufrüstung nur zum Bluff oder zur 
Abschreckung hat, welche Wirkung sollte wohl dieser dauernde Gebrauch 
des Bluffs auf den Gegner haben? 
Der Gegner würde mit Recht sagen: ,,Die bluffen ja nur und machen nie 
ernst!" Und dann könnte sehr bald die Tatsache eintreten, daß sie einmal 
aus Prestigegründen nicht nur nicht bluffen, sondern die atomaren Waffen 
sprechen lassen müßten. 
Aber ein anderer Gedanke: Vor einiger Zeit stand in der Presse eine 
Erklärung des amerikanischen Headquarters in Heidelberg, die folgendes 

• besagte: Die amerikanischen Truppen in Deutschland, die zahlenmäßig 
nur einen Bruchteil der amerikanischen Truppen des letzten Weltkrieges 
ausmachten, hätten jetzt eine mehr als tausendfache Feuerkraft durch die 
atomare Ausrüstung. Wenn wir dazu die Erklärung der Regierung der 
USA und auch Bonns von der sogenannten dauernden Bedrohung durch 
die sowjetischen Divisionen nehmen und gleichzeitig die Erklärung, daß 
die Russen zahlenmäßig und auch technisch in der Produktion von Pan
zern und Flugzeugen stärker sind, dann kann man verstehen, was es 
bedeutet, daß England und Frankreich dieser zahlenmäßigen und tech
nischen Differenz zwischen Amerika und den Oststaaten mit atomarer 
Ausrüstung zu begegnen versuchen, d. h. versuchen, durch atomare Aus
rüstung eine verstärkte Feuerkraft hervorzubringen, um dann der tech
nischen und zahlenmäßigen Vberlegenheit der Sowjetunion zu begegnen. 

Das heißt auf deu1sch, daß die Staaten, die dies wollen und tun, viel eher 
dem Versuch geneigt sind, diese Sachen anzurwenden. Und hierin liegt 
die Gefahr. 
Zum Abschluß lassen Sie mich Ihnen noch einen Hinweis auf eine Mit
teilung der Presse aus letzter Zeit geben. Ich möchte sie die Stuttgarter 
Vision nennen, weil der Ausgangspunkt hier in Stuttgart war. Es stand 
in der Zeitung nämlich ein Plan eines Majors - ich glaube, flamens 
Kohler - vom hiesigen Wehrmachtsbereich, der für die Zeit und für d~n 
Fall eines Angriffs der Sowjets die Evakuierung der Deutschen in 
einer Tiefe von 50 Kilometer von der Zonengrenze nach dem Westen vor
sah. Das wäre der Anfang und die Vision der Apok-alypse, die auf uns 
wartete. In Anbetracht dessen, daß wir das alte Flilchtlingsproblem noch 
nicht erledigt haben, mögen die Leute wieder Millionen - ich glaube, 
20 Millionen Menschen sollten davon betroffen werden - auf die Straße 
schicken, die für die Adenauer-Aufrüstung sind. Weil wir Sozialdemokra
ten anderer Meinung sind, gilt unser Aufruf: Kampf dem Atomtod! 
(Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex Möller : Das Wort hat Arno Behrisch, Hof. Ihm 
folgt Ulrich 'Lohmar, Bielefeld. 
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Arno Behr i,s c h, Hof: Genossinnen und Genossen! Ich möchte mich' mit 
der Frage befassen, die in Herbert Wehners Referat den Hauptteil ein
genommen hat, mit der Frage der Wiedervereinigung Deutschlands. Was 
steht ihr im Wege? Ich glaube, es sind zwei Dinge, die man als Haupt
hindernis bezeichnen kann. Erstens haben wir keine gemeinsame Außen
politik zwischen Regierung und Opposition. Nun kann man eine gemein
same Außenpoliµk auf zwei Fundamenten aufbauen. Eines wäre - wie 
die Österreicher es tun - eine Koalitionsregierung. Die scheidet bei uns 
aus. Nun, man muß sie nicht haben. Man könnte eine gemeinsame Außen
politik auch mit einem unabhängigen, freien, kraftvollen Parlament 
führen. Ein -solches Parlament haben wir leider auch nicht. Da der Herr 
Bundeskanzler immer auf amerikanische Stimmen hört, ist es vielleicht 
interessant, aus Amerika einmal zu erfahren, wie eine Zweipar.teien
Außenpolitik beschaffen sein müßte. Ich las· in den letzten Tagen einmal 
bei James Byrnes folgendes-: 

„Die politische Partei, die gerade an der Macht ist, kann nicht gut 
von der Oppositonspartei eine Mitverantwortlichkeit an der Außen
politik verlangen, wenn nicht die Führer der Opposition vollen Ein
blick in W1Sere - der Regierung - politischen Maßnahmen erhalten. 

Das ausführende Organ der Rel?lierung 'kann nicht eine wichtige 
politische Maßnahme, die die Zustimmung des Kongresses erfordert, 
ankündigen, und erst danach den Führern der Opposition Einblick 
gewähren. Eine Politik, die den Kongreß umgeht, macht eine Zwei
parteienpolitik unmöglich, und ich hoffe, daß unsere verantwortlichen 
Führer beider Parteien über unsere Politik vom anfänglichen Ent
wurf bis zur endgiiltigen Regelung auf dem laufenden gehalten 
werden." 

Das ist genau das, was in der Bundesrepublik nicht geschieht. Adenauer 
fühlt sich nicht - um ein Wort Churchills zu gebrauchen - als ein Die
ner des Parlaments, er fühlt sich als der Feldwebel über das Parlament, 
und entsprechend ist die Tat. Wir haben also diese gemeinsame Außen
politik nicht. 

Ein zweiter Hauptwiderstand, der der Wiedervereirupung im Weg steht, 
wurde von Herbert Wehner mit der Bemerkung angedeutet, es komme 
al_\f die innere Gestaltung des wiederverejnigten Deutschlands an. Wenn 
man von der inneren Gestaltung des wiedervereinigten Deutschland 
spricht, ist es gut, ein Wort des Bundestagspräsidenten Gerstenmaier ins 
Gedächtnis zu rufen. Gerstenmaier hat einmal, obwohl er sich leider selbst 
wenig daran hält, das Wort vom Ursachenzusammenhang geprägt, und 
just von diesem Ursachenzusammenhang entfernt man sich in der deut
schen Politik von '.fag zu Tag mehr. ~Ich kann mich erinnern, daß im 
Nürnberger Prozeß der amerikanische Hauptankläger, der ja im Namen 
aller Siegermächte sprach, das Wort von den unheilvollen Gewalten in 
Deutschland prägte, und er sagte: ,,Wir wissen, daß die Nazipartei bei 
der Wahl nicht mit Stimmenmehrheit an die Macht gekommen ist; wir 
wissen, daß ein unseliges Bündnis sie an die Macht gebracht hat." Nun, 
wir haben dieses unselige Bündnis in der Bundesrepublik wieder. Man 
könnte das auch mit der „ Times" vom 6. Dezember 1949 ausdrücken, wo 
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es heißt: ,,Die Arbeiter haben in Deutschland bereits wieder das Gefühf, 
daß die amerikanische Politik darauf hinzielt, den deutschen Industriellen 
ihre frühere privilegierte Stellung zurückzugeben. Niemand, der die 
deutsche Geschichte kennt, würde behaupten, daß diese Befürchtungen 
der deutschen Arbeiter absurd oder unvernünftig sind. Es ist die Auf
gabe der Westmächte, dafür zu sorgen, daß sie sich nicht noch einmal 
bewahrheiten." Hier haben wir also das, was Gerstenmaier den Ursachen
zusammenhang genannt hat. 

Man könnte Dutzende Zitate aus der entscheidenden Zeit von 1945/46 aus 
Deutschland und aus dem alliierten Lager bringen, wo immer wieder 
dargetan wurde, daß man in Deutschland - um es mit Sternberg zu 
sagen - eine soziale Transformation nötig hätte. Diese soziale Umgestal
tung unseres Landes ist ausgeblieben. Wenn Kurt Schumacher uns ein
mal sagte: 

„Wir liegen im Herzen Europas, und man kann Europa nicht neu 
gestalten, wenn man in seinem Herzen politisch einen weißen Fleck 
behält. Dieser Fleck muß so oder so koloriert werden, und ich meine, 
man soll ihn nicht nach Vorbildern färben", 

dann haben wir das Haupthindernis der deutschen Einheit wie in einer 
Schachtel. Genau was Schumacher befürchtete, ist eingetreten. Wir 
haben eine amerikanische Hälfte Deutschlands, und wir haben eine rus
sische Hälfte Deutschlands. Wir haben kein Deutschland, das die not
wendigen - und „notwendig" ist, was die Not wendet - wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Konsequenzen aus der Niederlage und aus der 
Politik, die der Niederlage vorausgegangen ist, gezogen hätte. Wir haben 
keine Verarbeitung dieser deutschen Geschichte. 

Und ich meine, Genossinnen und Genossen - es ist vielleicht nicht ganz 
populär, das zu sagen, aber ich meine es -, wir müssen den Mut haben, 
als Deutsche uns und die Welt daran zu erinnern, daß es einmal von 
Roosevelt über Churchill bis zu Stalin, und daß es einmal von Adenauer 
über Kurt Schumacher bis zu Pieck eine Vorstellung darüber gegeben 
hat, wie das neue Deutschland aussehen müßte, eine Vorstellung, die so 
war, daß die Kommunisten der Diktatur für Deutschland entsagten und 
daß Adenauer der Entmachtung der Mächtigen das Wort geredet hat. 

Wenn wir nicht begreifen, daß es das ist, was wir brauchen, dann wer
den wir zur deutschen Wiedervereinigung nicht kommen, dann werden 
wir dazu verdammt sein, das zu wiederholen, was wir in zwei Kata
strophen leidvoll erfahren haben. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex Möller : Das Wort hat Ülrich Lohmar, Bielefeld. 
Ihm folgt Max Seidel, Fürth. 

Ulrich Lohmar, Bielefeld: Genossinnen und Genossen! Ich möchte an
knüpfen an zwei Bemerkungen von Herbert Wehner - an die eine Be
merkung, die auf die Frage hinauslief, ob es eine Selbstverständlichkeit 
sei, den Zusammenhalt der Deutschen auf die Dauer bei Aufrechterhal-
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tung der Teilung zu sichern, und an die zweite Bemerkung, daß wir uns 
mit dem Gedanken vertraut machen müssen, die Wiedervereinigung unter 
Umständen in Etappen zu erreichen. Was das wirtschaftlich und politisch 
bedeutet, haben wir heute morgen in dem Referat Wehners gehört. · 

Ich möchte die Aufmerksamkeit des Parteitags aber auf ein Problem len
ken, von dem ich meine, daß es im Sinne dieser beiden Bemerkungen 
von außerordentlichem Gewicht ist und in nächster Zeit ein noch größeres 
Gewicht erhalten wird. Ich meine die Entwicklung der Streitkräfte in 
Westdeutschland und in Mitteldeutschland. Wenn man sich einmal an
schaut, liebe Genossinnen und Genossen, welche gemeinsamen Merkmale 
die Erziehung der Soldaten in der sogenannten DDR und bei uns er
kennen läßt, dann stößt man auf überraschende Parallelen. Man stellt 
zunächst fest, daß der Soldat hüben wie drüben zu einem unkritischen 
und blinden Haß erzogen wird. Man stellt zweitens fest, daß sich die 
Psychologen und die Ideologen auf beiden Seiten des Eisernen Vorhangs 
darum bemühen, die vorhandenen politischen Probleme möglichst weit
gehend zu vereinfachen, da man offenbar annimmt, daß der Soldat über 
noch weniger Intelligenz verfügt als der durch!chnittliche Staatsbürger. 

Drittens ist der Erziehung der ostdeutschen Streitkräfte und der Bundes
wehr gemeinsam, die Begriffe „national", ,,deutsch" und „volksverbun
den" jeweils für die eigenen Streitkräfte mit Beschlag zu belegen, wobei 
sich 'interessanterweise sowohl die SED als auch Herr Strauß dter glei
chen Ereignisse deutscher Geschichte bedienen, um daraus jeweils ihre 
aktuellen politischen Forderungen für die Gegenwart abzuleiten. 

Liebe Genossinnen und Genossen! Ich erwähne diese Gemeinsamkeit in 
der Erziehung der Streitkräfte diesseits und jenseits des Eisernen Vor
hangs deshalb, wei-l eine Lektüre des Schrifttums einen zu der Befürch
tung kommen lassen muß, daß eines Tages in der Ostzone der Kommunis
mus aus der Gedankenwelt der Soldaten sozusagen herausfallen könnte 
und ein mißverstandenes deutsches Erbe übrigbleibt, und daß auf der 
anderen Seite die Einflüsse, die heute zum Teil von innen, mehr aber von 
außen, die geistige Entwicklung der Bundeswehr formen, in der gleichen 
Weise zu einer nationalistischen Restauration des Denkens in derr Streit
kräften kommen können. 

Liebe Freunde, stellen wir uns diese Entwicklung einmal in einer etaP,
penweisen Wiedervereinigung vor. Wir fordern, daß in einem wieder
vereinigten Deutschland eine begrenzte Streitmacht bestehen soll. Woher 
wollen wir die Soldaten für eine solche Streitmacht nehmen, wenn heute 
die Streitkräfte in der Zone und bei uns jeweils so erzogen werden, daß 
sie nachher wechselseitig nur noch unter .Ideologieverdacht gestellt wer
den können und damit für eine Einstellung in solchen Streitkräften aus
fielen? Nun, liebe Freunde, wir können heute diese Dinge in der Zone nur 
insoweit beeinflussen, als das über die allgemeine Politik zu machen ist. 
Was wir aber können, ist, bei uns den ernsthaftep. Versuch zu unter
nehmen, diese Entwicklung zu stoppen. Wie diese Entwicklung in· der 
Bundesrepublik aussieht, darauf hat Hans Merten mit einigen Bemerkun
gen bereits hingewiesen. Ich möchte das nur durch einige Beispiele er
gänzen. In einer von der Bundesregierung finanzierten Zeitung, ,,Die 
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Bundeswehr'', konnte man vor e1ruger Zeit in einem Artikel über den 
Kapp-Putsch lesen, die Rolle der Arbeiterschaft im Kapp-Put.scll habe 
sich gegen die Weimarer Demokratie gerichtet und es sei eigentlich ein 
Verdienst der Freikorps gewesen, die Demokratie damals gerettet zu 
haben. 

In einer anderen Ausgabe einer anderen Zeitschrift, die ebenfalls von 
Herrn Strauß bezahlt wird, liest man eine Besprechung über die Lebens
erinnerungen von Erich Raeder, einem der hauptverantwortlichen Militärs 
unter Hitler, den man nun wirklich auch von einer politischen Mitver
antwortung nicht freisprechen kann. In dieser Besprechung heißt es, man 
müsse dem ehemaligen Chef der Marine dankbar sein, daß er der Marine 
und dem ganzen Volke seine Lebenserinnerungen gegeben habe - mit 
einem besonderen Hinweis darauf, welch grausame Zeit der arme Mann 

. im Gefängnis habe erleben müssen. 

Und ein letztes Beispiel, liebe Freunde, das gerade jetzt in der Zeitschrift 
„Wehr und Heimat" erschienen ist. Da kann man lesen, ich darf das kurz 
vorlesen: 

„Die unter dem Zeichen der Furcht vor den Atomwaffen ins Leben 
gerufene Kampagne, die sich in Großkundgebungen, einer Versamm
lungswelle, Streikdrohungen und tatsächlichen Streiks manifestiert, 
zielt nicht nur auf die aus der Volksvertretung hervorgegangene 
Bundesregierung. Ihr Zweck ist es vielmehr, die Stellung der Bun
desrepublik im Verteidigungsbündnis der freien Welt zu erschüttern1 

um damit das Gefüge dieses Verteidigungsbündnisses ins Wanken zu 
bringen und die Voraussetzung zu schaffen, daß der moskowitische 
Bolschewismus dem von ihm verfolgten Ziel der Weltrevolution einen 
Schritt näherkommt." 

Liebe Freunde! Eine solche Sprache, die die „bewußten" und „unbewuß
ten" Helfer der sowjetischen Außenpolitik in einen Topf wirft, kommt 
nicht von ungefähr, sondern sie geht auf einen Erlaß zurück, den Herr 
Strauß persönlich seinen Offizieren gegeben hat und in dem zu lesen 
steht, daß die „bewußten und unbewußten Helfer des Kommunismus" 
gleichermaßen sozusagen als Staatsfeinde zu werten seien. 

Liebe Freunde, ich meine (Glocke) - ich komme zum Schluß -, wir 
sollten hier nicht nur als Partei, sondern mit allen diese Gefahren sehen
den anderen Kräften in unserem Volte zusammen uns dagegen wehren~ 
daß die Bundeswehr hier in einer Weise ideologisch verhärtet wird, die 
eine außerordentlich ernste zusätzliche Belastung schafft für ein Stadium 
konkreter Wiedervereinigungsverhandlungen. Wir sollten den Jugend
verbänden im Deutschen Bundesjugendring dankbar sein für eine Ent
schließung, die sie jetzt der Zeitung „Die Bundeswehr", einer von Herrn 
Strauß finanzierten Publikation, geschickt haben und in der sie sagen, 
daß sie als Jugendverbände nicht bereit sind, diese Zeitung in den 
Jugendorganisationen zu verteilen, weil sie mit dem Geist dieser Publi
kation nicht einverstanden sind. (Starker Beifall.) 
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Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort · hat Max Seidel, Fürth 
(Bayern); dann kommt Karl Wittrock, Wiesbaden. 

Max Seide I, Fürth: Genossinnen und Genossen! Ich möchte Ihre Auf
merksamkeit auf die „Entschließung zur Wehrpolitik" - Antrag 203 -
vorletzter Absatz, hinlenken. 

Wir haben uns auf Grund des Berliner Parteitags und des Parteitags _ in 
München ,grun,dlsä ttz11.i,ch für die Landesvierteidig'un:g ausgesprochen. Wir sdnd 
gegen die atomare Aufrüstung der Bundeswehr und gegen die Anwen
dung der Atomwaffen. Da wir aber im Grundsatz die Landesverteidigung 
bejahen, steht also auf diesem Parteitag die Frage, in welcher Größen
ordnung das von uns aus akzeptiert wird. 

Nun wird in der Resolution zum Ausdruck gebracht, der Maßstab sollten 
unsere unmittelbaren Nachbarn sein. Ich finde, daß diese Aus..c:age schon 
sehr weitglehend ist, und ich meine, daß vom Genossen Erler hier noch 
etwas prägnantere Aussagen gern.acht werden sollten. Aber eines, das 
weiß ich gewiß: Die Bundeswehr, die ja eingezwängt ist in den Rah
men der NATO - nun gut, wir sollten aber trotz alledem dafür ein
treten, daß, weil die Teilung Deutschlands besteht, auch die Bundeswehr 
im Rahmen der NATO nur die Funktion eines Stolperdrahtes haben 
kann. Nun frage ich mich: Warum wird jetzt, entgegen unseren Vorstel
lungen von Berlin und München, noch ein Schritt weitergegangen, und 
zwar wird in dieser Resolution angedeutet, daß auch die Sozialdemokra
tische Partei· für eine TerT'it.orialannee, für eine sogenarmte Heimatarmee 
oder Katastrophenschutz oder, wie man das immer auch bezeichnen 
möchte, sei. Ich glaube, diese Angaben „Schutz der Wohnplätze, Verkehrs
wege und Industrieanlagen" stellen ein bißchen mysteriös die Aufgaben
stellung par. Herr Strauß hat eine gleiche Vorstellung, ich habe so den 
Eindruck, wir versuchen sie nur ein klein wenig abzu.'lchwächen; denn 
Herr Strauß hat die Vorstellung, im Rahmen der Bundesdienstpflicht hier 
eine Terri,tol'lia[armee in einer Größenordnung von 64 000 Mann zu schaf
:lien. Da sdllen so reihenweise die sogenannten weißen Jahrgänge mit in 
diese Bundesdienstpflicht einbezogen werden. Ich muß sagen, das, was 
Herr Strauß hier plant, ist nach meiner Auffassung eine sehr gefährliche 
Kpnzeption. Ich sehe nicht efn, daß wir von uns aus auch nur im entfern
testen bei der Teilung Deutschlands und der politischen Verhältnisse Ge
samtdeutschlands eine Konzession machen sollten gegenüber dem, was Herr 
Strauß hier propagiert. Ich glaube, wir sollten uns streng davon halten, 
und wir sollten uns vor allen Dingen die Frage stellen: Was können wir 
bei einer solchen Konzession wirklich gewinnen? Ich habe viel.rriehr den 
Eindruck, daß hier eine sehr gefährliche Privatarmee von Herrn Strauß 
geschaffen werden kann, eine sehr gefährliche militärische innenpolitische 
Hausmacht für Herrn Adenauer und fiir Herrn Strauß. Und darum ist es 
mein Bemühen, daß hier in dieser Resolution des Parteivorstandes die 
drei letzten Sätze aus dem vorletzten Absatz gestrichen werden. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Das Wort hat Karl Wittrock, Wies
bacfen; ihm folgt der Genosse Dröscher, Kirn. 
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Karl Witt r o c k, Wiesbaden: Genossinnen und Genossen! Ich habe den 
Wunsch, die Aufmerksamkeit des Parteitags noch auf ein anderes Pro
blem zu lenken, dem meines Erachtens um seiner Bedeutung willen auch 
hier in der Diskussion des Parteitags Raum gewährt werden muß. Es ist · 
das Problem der diplomatischen Beziehungen zu den osteuropäischen 
Staaten. 
Genossinnen und Genossen! Es verdient mein~ Erachtens nachdrücklich 
die Zustimmung, daß auch dieser Parteitag erneut die Forderung auf 
Herstellung normaler Beziehungen zu diesen Staaten, die von dem amt
lichen bundesrepublikanischen Deutschland immer so etwas hämisch als 
Satellitenstaaten bezeichnet werden, erhebt. Ich halte es für eine gute 
Sache, daß diese Forderung auf Herstellung normaler Beziehungen zu 
diesen osteuropäischen Staaten erhoben wird. Wir wissen, daß die Bun
desregierung dies ablehnt. Das ist die gleiche Eiseskälte, die aus dieser 
Haltung der Regierung spricht, wie es bei der Behandlung des innerdeut
schen Problems durch diese Bundesregierung der Fall ist. Man geht näm
lich auch bei der Behandlung der Frage der Beziehungen zu den ost
europäischen Sltaaten mit einer Eiseskälte über die Tatsache hinweg, daß 
dort Hunderttausende und aber Hunderttausende von Menschen leben, die 
sich zu dem deu-mchen Volke zählen. 

Ich meine, daß gerade im Hinblick auf diesen Tatbestand - daß nämlich 
auch dort Menschen leben, die sich zum deutschen Volke zählen -

·die Bundesrepublik verpflichtet ist, sich auch um diese Menschen zu 
kümmern. Wie kann man das tun, wenn man nicht normale diploma
tische und konsularische Beziehungen zu diesen staaten aufnimmt? Die 
Menschen dort müssen wissen: Auch in der Bundesrepublik gibt es amt
liche Stellen, an die man sich wenden. kann. 

Ich meine, daß allein dieser menschliche Gesichtspunkt uns immer wie
der die Pflicht auferlegt, im Rahmen unserer politischen Möglichkeiten 
die Forderung nach einer Normalisierung der Beziehungen zu den ost
europäischen Staaten zu erheben. 

Noch ein zweiter Punkt in diesem Zusammenhang. Herbert Wehner hat 
in seinem Referat mit Recht gesagt, daß eine erfolgreiche Wiedervereini
gungspolitik nicht zuletzt davon abhängt, ob auch dort, im osteuropä
ischen Raum eine Atmosphäre des Vertrauens zum ganzen deutschen 
Volke geschaffen werden kann. Das ist ein Tatbestand, der von dem 
amtlichen bundesrepublikanischen Bonn ignoriert wird. Ich meine, es 
sollte auch auf diesem Parteitag gewürdigt werden, daß mit zu den ersten, 
welche das Tor zu einem Gespräch mit Menschen der osteuropäischen 
Staaten aufgestoßen hat, einer der unseren gehört hat, nämlich Carlo 
Schmid. Das ist eine gute politische Tat von Carlo Schmid gewesen, als 
einer der ersten Politiker der Bundesrepublik ein Gespräch anzubahnen 
mit Menschen aus der Geisteswelt, aus dem politischen Raum, Polens. Die 
Partei sollte diesen Weg - da wir ja als Partei keine diplomatischen 
Beziehungen aufnehmen können - eines Gesprächs mit den geistigen 
und politischen Kräften der osteuropäischen Staaten fortsetzen. Ich bin 
der Uberzeugung: Wenn die Partei diesen Weg fortsetzt - und ich bin 
sicher, daß sie es tun wird und tun inuß -, dann ist auch dies ein Bei-
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trag zu einer Politik der Entspannung und damit ein Beitrag zu einer 
Po~itik der Förderung der Wiedervereinigung Deutschlands. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Als letzter Redner vor der Mittags
pause hat Wilhelm Dröscher, Rheinland/Hessen-Nassau, das Wort. 

Wilhelm Dr ö scher, Kirn: Liebe Genossinnen und Genossen! Gestattet 
mir, an den Anfang meines Diskussienbeitrags eine sicher ketzerische 
und überspifzte Frage zu stellen: Was würden wir alle, jeder einzelne 
von uns, tun, wenn heute nacht von Ost oder von West Panzer rollten 
und unsere junge Freiheit unter militärischem Ausnahmerecht und poli
tischem Zwang zu ersticken drohte? Würden die tausend Männer und 
Frauen, die hier sind, kollaborieren, würden sie Widerstand leisten, in den 
Widerstand gehen, oder flüchten? Das sind doch Fragen, die uns allen 
immer wieder in den Versammlungen draußen gestellt werden. Das sind 
Fragen, die an eine führende Kraft eines demokratischen Staates gestellt 
werden müssen und die zeigen, wie sehr die Zukunft unseres Volkes von 
einem wachsenden politischen Einfluß der Sozialdemokratie und ihrem 
wachsenden politischen Gewicht abhängig :ist, damit gerade eine solche 
Entwicklung vermieden wird. Dieses politische Gewicht aber ist letztlich 
ein Gewicht der Stimmzettel, die das deutsche Volk unserer Partei zu 
geben bereit war und noch ist. 
Wir kommen deshalb nicht an der Erörterung vorbei, wie die Vorstel
lungen unseres Volkes auch außerhalb der Mitgliederversammlungen 
unserer Partei aussehen und welche Wechselwirkungen zwischen unseren 
Konzeptionen und der Meinung der Massen bestehen. Meine eigenen Er
fahrungen in einem ländlichen Raum - und immerhin wohnen fast 50 °/o 
unseres Volkes in Gemeinden unter 10 000 Einwohnern - beweisen mir, 
daß eine klare Verteidigungskonzeption für die SPD unerläßlich ist. 

Sicher ist es klar, daß die Aufrüstungspolitik a la Adenauer . die Wieder
vereinigung praktisch unmöglich macht. Sieb.er ist es klar, daß wissen
schaftlicher und technischer Fortschritt den Krieg theoretisch unmöglich 
machen, und sicher ist es klar, daß das zusammenwachsen der Nationen 
unter einem übergeordneten nationalen Recht und mit den Möglichkeiten, 
diesem Recht zum Zuge zu verhelfen, unausweichlich auf uns zukommt. 

Aber ebenso sicher ist es klar, daß die CDU-Behauptung, die Sozialdemo
kraten hätten keine klare Alternative zu ihren Verteidigungsvorstellun
gen, einen wesentlichen Anteil an den Wahlniederlagen von 1953 und 
1957 erbracht hat. Das primitive Sicherheitsbedürfnis des einzelnen Man
nes und der Frau draußen denkt eben nicht abstrakt, folgt unserem ab
strakten Denken nicht, sondern will vor Augen sehen, was geboten wird. 
Und da hilft uns eben nicht nur die Negation der Atombewaffnung, son
dern wir müssen eigene, klare Vorstellungen entwickeln. Das ist viel
leicht mehr ein psychologischer Akt, eine psychologische Notwendigkeit 
als ein Unternehmen, das jemals reale Bedeutung erhalten wird. 

Ich glaube deshalb, daß die in der Entschließung 203 vorgetragenen Vor
stellungen von diesem Parteitag stärkstens gestützt werden sollten. Wegen 
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der Wiedervereinigung ist es notwendig, daß unsere Verteidigungskonzep
tion demonstrativ defensiv ist. Es gibt, glaube ich, keine andere Möglich
keit für unsere Verteidigungskonzeption. Dazu gehört dann auf der mili
tärischen Ebene, daß wir a) ja sagen müssen zu einer mobilen, möglichst 
kleinen, auf Freiwilligkeit beruhenden und gut ausgerüsteten Armee, die 
ein Risiko schafft für einen eventuellen Angreifer und Zeit zum Ein
greifen der internationalen Organisationen läßt, und aber auch b) eine 
zweite E.bene im .militärischen Raum erschließt, eine Ebene, die vorhin 
ganz klar und folgerichtig von Fürth aus angesprochen worden ist, näm
lich das heiße Eisen, ob die Frage der Einsatzbereitschaft des freien 
Staatsbürgers notfalls mit der Waffe in der Hand und notfalls als Einzel
kämpfer gegen einen Angriff auf sein Staatswesen - gleich, von welcher 
Seit.e er kommt, beantwortet wird. .Dazu ist die erste Voraussetzung -
ich glaube, darüber sind wir uns h:ier klar -, daß dieses Staatswesen 
durch Sozialordnung und allgemeinen Wertgehalt für den Bürger tatsäch
lich verteidigungswürdig sein muß. 

Eine Bejahung dieser Voraussetzung bedeutet dann aber ein Ja zum 
Gedanken ~ner ortsgebundenen, territorialen Verteidigungsorganisation. 
Ich glaube, daß eine sozialdemokratische Bundesregierung die unabseh
bare Durststrecke zur weltweiten Sicherheitsordnung mit einer solchen 
Organisation überwinden müßte. Diese Vorstellungen scheinen mir auch 
durchaus in Obereinstimmung mit unserem allgemeinen politischen Leit
bild stehen zu können. Sie erfordern nämlich den Staatsbürger, der als 
Einzelpersönlichkeit individuelle Entscheidungen treffen kann. Erziehung 
und Bildung und ihre staatliche Förderung in höchstem Maße werden da
mit zum zentralen Problem der Verteidigung. Wer wirkliich verteidigen 
will, der muß bereit sein, hierfür besondere Opfer zu bringen. Und diese 
Konzeption vermeidet finanzielle Belastungen in Größenordnungen, die 
ihrerseits unsere gesunde Sozialordnung - die wiederum eine der Vor
aussetzungen des Verteidigungswillens ist - zerstören können. Sie ver
hindert aber auch von Beginn an eine gefährliche Trennung von Volk und 
Soldaten die ihrerseits wiederum die Voraussetzung zu einer faschistischen 
Entartung des Staatswesens darstellt. Eine Armee, in der die Masse der 
Staatsbürger sich nur aiufs Sterben vorbereitet und kraft freien und 
eigenen Ent&:hilusses von der Führung ausgeschllossen ist, ist von Beginn 
an ein Freikorps für eine Innenpolitik gegen uns. 

Dieser Parteitag sollte deshalb ein deutliches Ja zu dem Antrag 203 sagen 
als zu einer echten Alternative gegenüber der Atomausrüstung. Das 
Schicksal Deutschlands und Europas wird in weitem Maße davon abhängig 
sein, ob die deutsche Sozialdemokratie ihre politischen Vorstellungen wird 
verwirklichen können. Dafür brauchen wir die Mehrheit unseres Volkes. 
Diese Mehrheit ist aber nur zu gewinnen mit einer klaren und einpräg
samen Zielsetzung und leidenschaftlichen und kämpferischen Herzen, die 
sie durchsetzen. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Genossinnen und Genossen! Einige Mit
teilungen zur Geschäftslage: 

155 



Von den 20 Wortmeldungen, die zu diesem Thema eingegangen sind, 
haben wir heute vorrnittag einige erledigt. Die Fortsetzung der Diskussion 
erfolgt nach der Mittagspause, und zwar dann, wenn die Mandats
prüfungskommission ihren Bericht erstattet hat. 

Ich darf Sie bitten, davon Kenntnis zu nehmen, daß das Büro den Wunsch 
hat, am heutigen Tage noch das Thema 3 b - Wirtschaftspolitik - nicht 
nur durch die Referenten behandeln zu lassen, sondern auch die Diskus
sion hierzu heute zu Ende zu führen. Es ist sonst nicht möglich, das 
andere Programm so abzuwickeln, daß eine Chance besteht, daß wir am 
Freitag spätnachrnittags fertig sind. 

Dann darf ich darauf aufmerksam machen, daß wir - wie am Montag 
früh beschlossen - Mittwoch morgen mit dem Referat von Alfred Nau 
- Aufbau der Parteiorganisation - beginnen. Das ist deswegen not
wendig, weil die Delegationen wissen müssen, wie sich der Parteivorstand 
und -wie sich evtl. das Parteipräsidium zahlenmäßig zusammensetzen 
sollen. Es müssen ja entsprechende Vorschläge vorbereitet werden. 

Nach diesem Punkt der Tagesordnung würden wir dann in der Behand
lung des Punktes 3 fortfahren, und zwar wären wir dann bei 3 c - Kul
tur und Politik. 

Außerdem gehen wir davon aus, daß die Möglichkeit besteht, am Donners
tag morgen mit der ersten Beratung des Entwurfs eines Grundsatzpro
gramms, so wie Montag beschlossen, zu beginnen .. 

Wir werden also heute länger tagen müssen. Ich mache ,darauf aufmerk
sam, daß der Bezirk Südwest seine Einladung für heute abend, zur Länd
lichen Gaststätte auf dem Killesberg zu kommen, und zwar gegen 20 Uhr, 
aufrecht erhält, soweit das Abendessen in Frage kommt. Auf das Bunte 
Programm werden wir heute abend verzichten. Wir bitten aber die Dele
gierten, der Einladung zu diesem Zusammensein Folge zu leisten. 

Wir vertagen uns bis 15 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung: 12.58 Uhr.) 

NACHMITTAGSSITZUNG 

(Beginn: 15.00 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Wir setzen 
unsere Verhandlungen fort. 

Für die Mandatsprüfungskommission hat Genosse Frenzel das Wort. 

Alfred Fr e n z e 1 : Genossinnen und Genossen! Im Auftrag der Mandats
prüfungskommission gebe ich folgenden Bericht: 

Insgesamt sind zum Parteitag geladen 391 Delegierte. Zehn davon sind 
entweder in der Zwischenzeit verstorben oder durch Krankheit verhin-
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dert, an diesem Parteitag teilzunehmen. Die Zahl der Delegierten beträgt 
demnach 381. Sie setzt sich folgendermaßen zusammen: 

Vom Parteivorstand, der aus 30 Mitgliedern besteht, sind die beiden 
Mitglieder Lisa Albrecht und Wilhelm Mellies verstorben. Durch Krank
heit verhindert sind Erwin Schoettle und Dr. Fritz Wenzel, so daß 26 Mit-
glieder anwesend sind. ' 

Von der Kontrollkommission, die aus neun Mitgliedern bestand, verstarb 
in der Berichtsperiode der Genosse Jakob Steffan, so daß acht Mitglieder 
anwesend sind. 

Vom Parteiausschuß, der 34 Delegierte zählt, fehlt ein Mitglied. 33 Mit
glieder sind anwesend. 

Die Bezirke und, zu den Bezirken hinzugerechnet, die Vertreter der 
Bundestagsfraktion zählen insgesamt 318. Vier Mitglieder aus den Bezir
ken fehlen; 314 sind anwesend. 

Diese einzelnen Zahlen ergeben die von mir vorhin genannte Summe 
von 381 Delegierten. 

Von diesen 381 Delegierten sind 333 Männer und 48 Frauen. 

Ich darf auch vielleicht kurz die Altersgliederung, die folgendes Bild 
ergibt, bekanntgeben: 

bis 30 Jahre 
30 bis 40 Jahre 
40 bis 50 Jahre 
50 bis 60 Jahre 
über 60 Jahre 

18 Delegierte, 
80 Delegierte, 

106 Delegierte, 
125 Delegierte, 
52 Delegierte. 

Die Mandatsprüfungskommission hat alle Mitgliedsbücher überprüft und 
festgestellt, daß alle Delegierten ihren Verpflichtungen nachgekommen 
sind, soweit es die monatlichen Beiträge, die sie leisten, anbelangt. Ob 
allerdings die Höhe der geleisteten Beiträge dem Statut entspricht, 
konnte die Mandatsprüfungskommission nicht zur Gänze feststellen. Sie 
bittet deshalb die Bezirke, eine Überprüfung ihrer Mitgliedsbücher durch
zuführen, um festzustellen, ob auch wirklich jene Beiträge gezahlt werden, 
die die einzelnen Mitglieder dem Statut nach verpflichtet sind, zu zahlen. 

Ich darf noch auf eines hinweisen: Ich möchte die Genossen, die es an
geht - ich will sie nicht namentlich nennen -, doch bitten, ihren Ver
pflichtungen der Partei gegenüber nachzukommen. Es handelt sich, .wie 
wir festgestellt haben, um drei Bundestagsabgeordnete. Der erste be
zahlt anstatt 36 DM nur 30, der zweite nur 24 und der dritte nur 12 DM 
monatlichen Beitrag. ·Ich habe veranlaßt, daß der Parteivorstand infor
miert wurde, damit er sich mit den Bezirken in Verbindung setzt und 
die Beiträge gezahlt werden, die der ~inzelne Mandatsträger verpflichtet 
ist, zu zahlen. (Beifall.) 

Auf der anderen Seite haben wir erfreulicherweise feststellen können, 
daß es eine ganze Reihe von Genossen gibt, die nicht nur ihre Beitrags-
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marken, so wie sie gezahlt werden sollen, im Parteibuch haben, sondern 
z. T. noch weit höhere Beiträge geleistet haben, und darüber hinaus 
auch noch eine Unmenge Sonderleistungen. Ich glaube, das muß hier 
ebenfalls gesagt werden. · 

Wir haben alle Mitgliedsbücher überprüft. Auch die Genossen, die -
wie es immer wieder vorkommt - durch irgendwelche Umstände ihre 
Bücher vergessen hatten, ließen sich diese nachschicken, so daß die Mit
gliedsbücher sämtlicher 381 Delegierter bis heute mittag der Mandats
prüfungskommission vorlagen. 

Ich bitte deshalb den Parteitag, die Empfehlung _der Mandatsprüfungs
kommission anzunehmen, daß sämtliche Mandate anerkannt werden. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Ich danke dem Genossen Alfred Frenzel. 
Sie haben den Antrag der Mandatsprüfungskommission gehört. Ist der 
Parteitag mit dem Antrag der Mandatsprüfungskommission einverstan
den, alle Mandate für gültig zu erklären? Wer dafür ist, bitte ich um 
ein Zeichen. - Ich danke und bitte um die Gegenprobe. - Stimmehthal
tungen? - Der Antrag ist einstimmig angenommen. 
Ich möchte dann dem Parteitag den Vorschlag machen, die· Mandatsprü
fungskomrilission - Genosse Frenzel, darf ich einen Moment um Auf
merksamkeit bitten - als Auszählungskommission zu bestimmen. Wenn 
wir im Verlaufe der weiteren Verhandlungen, wie das gestern einmal 
vorgekommen ist, auszählen müssen, um genau festzustellen, wie die 
Mehrheitsverhältnisse sind, würde das die Situation wesentlich verein
fachen. Genosse Frenzel wird wahrscheinlich so freundlich sein, genau 
einzuteilen, welche Mitglieder der Mandatsprüfungskommission welche 
Tischreihen zu betreuen haben. Wenn wir dann eine solche Abstimmung 
vorzunehmen haben, geht sie sehr viel schneller und reibungsloser von
statten. 
Ist der Parteitag mit diesem Vorschlag einverstanden? - Das ist der 
Fall. Genosse Frenzel erklärt für die Genossen der Mandatsprüfungs
kommission das Einverständnis, diese neue Autgabe zu übernehmen. Ich 
danke ihm. 
Wir fahren nun mit den Beratungen und der Diskussion zu Punkt 3 a 
der Tagesordnung fort. 

Das Wort hat Genosse Hermannstorfer; ihm folgt Genosse Beck. 

Willi Be r mannst o r f er, Dortmund: Genossinnen und Genossen! Ich 
möchte nur etwas zu dem Thema der Rede unseres Genossen Wehner und 
der gefaßten Entschließung zur Wiedervereinigung sagen. 

Wir haben die zu Herzen gehenden Worte und die leidenschaftlich ge
sprochenen Ausführungen des Genossen Wehner gehört. Wir können sie 
aufrichtig und ehrlichen Herzens unterstützen, denn wir befürworten 
und ersehnen die Wiedervereinigung. Wir müssen alles tun, um sie zu 
realisieren. Jedoch vermisse ich in der Rede des Genossen Wehner sowie 
auch in der Entschließung eine St.ellungnahme der P;µ-tei zur Frage der 
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Odier-Neiße-.Li.nie. Es wurde gestern so schön gesagt: Das ganze Deutsch
land soll es sein. Jawohl, das ganze Deutschland, aber unter Einbezug der 
Oder-Neiße-Linie oder der Staaten und Länder, die heute unter polni
scher Verwaltung stehen. 
Millionen von Heimatvertriebenen, zum großen Teil aus den Reihen der 
Partei oder uns nahestehend, erwarten von uns eine Klärung dieser 
Frage. Wir rufen bei jeder Wahl die Vertriebenen und Flüchtlinge an die 
Wahlurne. Aber bei diesen Wahlaufrufen allein darf es nicht bleiben. 

Wenn diese Frage nicht geklärt wird, dann treiben wir die Vertriebenen 
in die Arme des BHE, der neuerdings eine Koalition mit der DP, also einer 
rechtsradikalen Partei, eingegangen ist. Dabei werden unter dem Deck
mantel der Heimatliebe eventuell nationalistische und chauvinistische 
Tendenzen entwickelt, die sehr gefährlich werden können und die der 
Regierung Adenauer nur nützlich sein könnten. Es müssen also Mittel und 
Wege gesucht und gefunden werden, um mit Polen auch in dieser Frage 
zu einer Verständigung zu kommen, denn Polen ist nicht in der Lage, 
diese riesigen Gebiete zu bewirtschaften, wie uns Filme und Reisebericht~ 
am besten beweisen. Ich bitte daher, daß von seiten des Parteivorstandes 
oder des Parteitages eine entsprechende Erklärung abgegeben wird, denn 
für die Vertriebenen ist Heimatrecht Lebensrecht. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö II er : Ich möchte erneut darum bitten, Einzel
konferenzen draußen abzuhalten. 

Das Wort hat Genosse Beck, Berlin. 

Erwin B e c k, Berlin: Genossinnen und Genossen! Ich möchte an sich ein
leitend zu meinen Ausführungen dem Genossen Wehner danken, daß er 
ganz klar hervorgehoben hat, daß unser Parteitag keine Schlau darstellen 
soll, sondern. ein Arbeitsparteitag sein IIJ,uß. All das, was wir hier sagen -
auch wir, die wir aus den Bezirken kommen - sind an. sich als Beiträge 
anzusehen, die sich auf die weitere Entwicklung in bewußtseinsmäßiger 
Hinsicht auswirken sollen. Ebenso habe ich die Feststellung begrüßt, daß 
man nicht nur auf Gedenkfeiern und öffentlichen Veranstaltungen an die 
Wiedervereinigungsfrage und sonstige Probleme besonders denken soll, 
sondern daß wir die tiefgreüenden Fragen zum Anliegen in unserer täg
lichen Arbeit machen müssen. 
So möchte ich auich meine Ausführungen ails einen kleinen Arbeitsbeitrag 
gewertet wissen. 
Ich knüpfe an an die Ausführungen des Genossen Wehner, als er sagte, 
die Politik der herrschenden Gewalten habe einen Trümmerhaufen hinter
lassen. Damit meinte er natürlich die außenpolitische Seite, denn sonst 
haben wir ja in der Bundesrepublik das sog. Wirtschaftswunder, auf das 
sich die Ausführungen nicht bezogen. Aber diese außenpolitischen Dinge 
beruhen auf der anderen Seite auf etwas, das wir ganz kritisch betrachten 
müssen. Es handelt sich um die Frage, welche Gewalten das gesamte 
Leben der Bundesrepublik beherrschen. Mir ist jetzt ein Band, der vor 
zehn Jahren in Amerika erschienen ist „How to stop the Russians with-
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out war?" von unserem Genossen Sternberg noch eiP..mal in die Hand 
gefallen. Er hat darauf aufmerksam gemacht: Wenn die fortschrittlichen 
Kräfte in Europa siegen wollen, dann müssen sLe for!Echrittlicher sein auf 
der einen Seite als die Russen und müssen so fortschrittlich sein, daß sie 
den Belangen der breiten Bevölkerungsmassen in Europa entsprechen. 

Was ist geschehen? Sternberg hat schon damals darauf aufmerksam ge
macht, welche Kräfte 1947 und 1948 in Deutschland auf eine Unterstützung 
rechnen konnten. Damals, als es galt, die Ruhr zu sozialisieren, als es galt, 
auch auf dem Agrarsektor und auf dem Feudalsektor einiges zu unter
nehmen, haben die fortschrittlichen Kreise von der amerikanischen Be
satzungsmacht keine Unterstützung erfahren. Das werfe ich hier ein, weil 
wir ja immer auf solchen Parteitagen besondere Realpolitiker haben, die 
oben angefangen bei der Ideologie und dann sagen, hier denkt ihr unreal, 
z. B. bei der Aufstellung einer Wehrmacht und bei den Tatsachen, bei 
denen es gilt, sie im Moment in den.Augen der Bevölkerung klarzumachen 
und eindeutige Antworten zu finden. 

Genossinnen und Genossen! Wenn wir heute hinüberblicken nach Frank
reich,, so kann man dort feststellen - auch das ist gestreift worden in 
jener Schrift, die ich vorhin nannte-, daß de Gaulle heute nach 13 Jah
ren Nachkriegspolitik praktisch ein Erbe antritt, das sehr fatal ist. Und 
wenn wir Schlüsse ziehen von unserer Bundesrepublik nach Frankreich 
hinüber, dann müssen wir uns fragen: Wo können Armeen hingehen und 
in welcher Weise können sie sich entwickeln? Ich sage das gerade auch in 
bezug auf das, was hier ein Berliner Vertreter dem Genossen Erler vor
geworfen hat, da dieser sagte, wir bewachten die falsche Tür. Wir müssen 
sehr kritisch sein bei dem,_ was sich in unserem eigenen Lande ~ntwickelt, 
gerade dann, wenn wir schon heute Sch1üsse z~ehen k~en aus dem, was 
si<;h in FraIJlkreich abspielt. Dort entwickelt sich etwas zur Katastrophe, 
und wir wissen nicht, ob nicht morgen ein faschistisches Frankreich sich 
in einer abendländischen NATO befindet, und wir wissen nicht, in wel
cher Weise die Dinge weitergehen. Daher ist es sefir richtig, was in dem 
Antrag Nr. 35 des Kreises Biberach/Riß steht, und ist es auch richtig 
- worauf Genosse Wehner schon hingewiesen hat -, daß wir laufend 
überprüfen müssen, und zwar nicht nur in bezug auf das, was sich bezüg
lich der Wehrtechnik entwickelt, sondern gerade auch in bezug auf das, 
was sich im politischen und gesellschaftlichen Raum überall in der Welt, 
insbesondere in Europa, entwickelt. Das müssen wir beobachten und über
prüfen und den Kräfteveränderungen Rechnung tragen, damit uns hier 
in Deutschland nicht ein ähnliches Schicksal, wie es sich jetzt in Frank
reich entwickelt, passieren kann. 

Genossinnen und Genossen! Noch eine Frage, die mir sehr wesentlich 
erscheint und die der Genosse Wehner aufgeworfen hat: daß es immer 
wichtig ist, was wir Deutschen selbst tun können. Was können wir denn 
selbst in bezug auf Außenpolitik tun? ,Die Beziehungen zu den anderen 
Mächten rm östlichen Raum, sagt Wehner, werden privaten Leuten über
lassen. Wir haben in Berlin an sich seit Jahrzehnten eine Auseinander
setzung mit dem Bolschewismus und lehnen das System ab. Aber ich stelle 
nun einmal die Frage an den Parteivorstand: Was geschieht, wenn mor
gen irgendwie demokratische Sozialisten unter dem Gesichtspunkt wirk-
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lieh zur Entspannung kommen zu wollen, wirklich auflockern zu wollen, 
ganz offiziell Verbindung zur DDR aufnehmen? Ich knüpfe an keinen 
schlechten Menschen innerhalb unserer Bewegung an, wenn ich darauf 
aufmerksam mache, daß 1956 im „Vcrwärts" der Genosse Friedrich 
Stampfer, der leider verstorben ist, schon damals auf diese Frage der 
Anerkennung hingewiesen hat, und zwar als eine Realität, um zu einer 
Wiedervereinigung zu kommen. Ich werfe hier nur die Frage auf, -was der 
Parteivorstand zu tun gedenkt, wenn, wie Wehner sagte, es richtig ist, 
daß Deutsche selbst den ersten Schritt tun müssen. 
Genossinnen und Genossen! So, wie wir es jetzt in Frankreich sehen, wo 
man nicht weiß, wo die Politik eines ganzen Landes hingeht, so kann 
eines Tages auch bei uns eine Konstellation auftreten, die uns noch viel 
schärfer dazu bringt, beide Teile Deutschlands zu einigen, um einer 
Katastrophe zu entgehen. 
Abschließend möchte ich es noch sehr begrüßen, daß in dem Antrag 
Nr. 202 der Appell an die Kommunistische Partei der Sowjetunion gerich
tet wird, daß wir nicht wünschen, mit ihrer Politik die SED zu stützen, 
weil alle reaktionären Kräfte in der Bundesrepublik, alle Scharfmacher 
usw. dies ausnutzen, um eine ganz reaktionäre Politik in der Bundes
republik zu betreiben. Diesen Schritt, der nach meinem Dafürhalten erst
malig ist, daß sich die Sozialdemokratische Partei direkt an die Kom
munistische Partei der Sowjetunion wendet, halte ich für sehr wesentlich, 
weil ich glaube, auf diese Art und Weise zeigen wir das ehrliche Bemü:. 
hen des demokratischen Sozialismus, einen Beitrag zur Entspannung 
zu leisten. Ich glaube, diese Wege, Appelle an die verschiedensten inter
nationalen Stellen zu richten, sollte man weiter beschreiten, denn die 
reaktionären Kräfte auf dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ge
biet in Westeuropa, die leider durch gewisse Besatzungsmächte gestützt 
werden, haben es bisher nicht ermöglicht, uns aus dem Trümmerhaufen 
der Außenpolitik herauszubringen. Wir müssen dort heraus, und daher 
begriille ich besonders diesen Appell an die Kommunistische Partei der 
Sowjetunion. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Genosse Wienand, Mittel-
rhein. ' 

Karl Wien an d, Sehladern: Liebe Parteifreunde! Es ist seit langen 
Jahren , eine sehr ernst in die Diskussion genommene .Frage in unserer 
Partei gewesen, wie wir uns die Landesverteidigung und die Verteidi
gung der Güter vorstellen, die wir hier in der Bundesrepublik haben, 
erstreben und die wir für das gesamte deutsche Volk in Zusammenarbeit 
mit den anderen Völkern wieder erstreben. Es liegt nunmehr vom Partei
vorstand eine Entschließung vor, die nach meinem Dafürhalten sich :int't 
dem auseinandersetzt, was heute ist, die das beinhaltet, was nach unse
rem Dafürhalten getan werden muß, um mit der Politik in den Lebens-, 
interessen des deutschen Volkes einen Schritt weiterzukommen. Ich finde, 
daß hier in sehr klaren Worten ausgesprochen wird, was hier und da in · 
der Partei 1:iisher zu Mißverständnissen führen konnte. Ich möchte des
halb, weil zwei der bisherigen Diskussionssprecher, Genosse Möller aus 
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Frankfurt und Genosse Max Seidel, zu dieser Entschließung einige Fra
gen aufgeworfen haben, kurz auf diese Gesichtspunkte eingehen. 

Ich glaube, um zu der Frage des Genossen Möller zu kommen, daß in 
dieser Entschließung unmißverständlich enthalten ist, daß unsere Kon
zeption nur von uns getragen werden kann, wenn wir die Möglichkeiten 
der politischen Gestaltung haben oder wenn die anderen bereit sind, sich 
auf den Boden zu stellen, auf dem diese wehrpolitische Entschließung 
aufgebaut ist. Keiner von uns kann annehmen, daß wir · bereit sind, 
die vom Grundsatz her von uns für falsch gehaltene Außen- und Wehr
politik der Bundesregierung oder der Herren Strauß und Adenauer zu 
unterstützen, auch nicht durch eine Zustimmung zu haushaltsrechtlichen 
Mitteln, wie das hier und da in der Presse als Spekulation aufgetaucht ist. 
Das soll klar gesagt werden, so daß keinerlei Mißverständnisse zurück
bleiben können. Wir haben nicht die Möglichkeit, einer Politik, die wir 
als den Gesamtinteressen unseres Volkes entgegengesetzt betrachten, 
nunmehr durch irgendwelche Zustimmungen auch noch unser Votum 
zu geben. Wir haben, parlamentarisch gesehen, nur die Möglichkeit, 
die Mittel abzulehnen, die ihnen Möglichkeit geben, eine solche 
Politik weiterzuführen. Damit ist also gesagt, daß nach meinem Dafür
halten, weil wir kein Vertrauen zu dieser Regierung Adenauer, weil wir 
kein Vertrauen zu dieser Wehrpolitik haben, die bei ihnen ja nicht ein 
Mittel der Außen- und der Gesamtpolitik ist, sondern weitestgehend 
mißbraucht werden soll als überbegriff, als Primat ihrer Gesamtpolitik; 
getragen von Größenwahnsinn, daß wir hier stets, solange eine solche 
Politik verfolgt wird, in den Haushaltsberatungen unser Nein sagen 
müssen. 
Weiter wurde die Frage einer sinnvollen Landesverteidigung aufgezeigt. 
Wir sollten nach meinem Dafürhalten als selbstverständlich ansehen, daß 
eine sinnvolle Landesverteidigung von jedem der anwesenden Delegier
ten unterstützt und gefordert wird. ,Wir wollen diese Wehrpolitik und 
diese Verteidigungspolitik nicht als die alles überschattende Politik 
betrachten, sie kann nur ein Instrument, mit ein Instrument der 
gesamten sozialdemokratischen Politik sein, um die Ziele zu erreichen, 
von denen in den Referaten Erler und Wehner die Rede war. Um aber, 
wie wir es in der Analyse gesagt haben, zu einer sinnvollen Landes
verteidigung zu kommen, und um bei denjenigen, mit denen wir zu
sammenarbeiten müssen, nicht den Verdacht aufkommen zu lassen, daß 
wir mit diesem Instrument der Wehrpolitik wieder in den Fehler ver
fallen, der dem deutschen Volk in einer Generation zweimal zum Unheil 
gereicht hat, muß man bereit sein, auch die Verteidigung nur unter ver
teidigungspolitischen Gesichtspunkten aufzubauen. Im Keime muß jeder 
Ansatz erstickt werden, der aus einem Verteidigungsinstrument einmal 
durch Mißbrauch politischer Machtverhältnisse ein Angriffsinstrument 
.machen kann oder zum mindesten bei anderen diesen Anschein erweckt. 

Weil wir aber der Meinung sind, daß alle unsere Verteidigungsanstrengun
gen sich nach dem zu orientieren haben, was im Augenblick sozialpolitisch 
und wirtschaftspolitisch vertretbar und möglich ist, sind wir daran inter
essiert, daß diese mobilen .Streitkräfte so klein wie möglich gehalten 
werden, aber den Erfordernissen, wie in der Entschließung zum Ausdruck 
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gebracht, Rechnung tragen können. Da aber eine Verteidigung, wie wir 
sie uns vorstellen und wie sie nach unserem Dafürhalten in der von uns 
vertretenen Gesamtpolitik sehr wohl möglich ist, um dem Volke Sicherheit 
zu geben, nicht nur allein von einer mobilen Truppe gewährleistet werden 
kann, müssen wir auch, wie es Max Seidel aufwarf, ortsgebundene, kurz 
ausgebildete, oder, wie in der letzten Zeit es als Fachausdruck: gebraucht 
wurde, territoriale Streitkräfte haben. Diese können auf Grund ihrer 
Ortsgebundenheit und ihrer kurzen Ausbildung sehr wohl auch rein 
psychologisch gesehen, bei den anderen, bei unseren Nachbarn, nicht den 
Eindruck: erwecken, als Angriffsinstrument in irgendeinem Fall miß
brauch zu werden. 
Wenn man der Meinung ist, daß diese kurz ausgebildeten, ortsgebun
denen Kräfte als Instrument der Restauration oder rechtsgerichteter Kreise 
mißbraucht werden könnten, dann, meine ich, müssen wir als Sozial
demokraten das Selbstvertrauen, den Mut und den Optimismus stets und 
immer zum Ausdruck: bringen, daß dann, wenn diese Voraussetzungen, 
die in dieser Entschließung enthalten sind, erfüllt werden, wir uns auch 
zutrauen, den Geist und die Menschen in diesen Streitkräften, auch in 
diesen ortsgebundenen Streitkräften, so zu beeinflussen, daß sie nicht zu 
innenpolitischen Zwecken von irgendwelchen· antidemokratischen Kräften 
mißbraucht werden können. Haben wir diesen <;)ptimismus und dieses Zu
trauen zu den Möglichkeiten unserer Partei und zu uns selbst nicht, dann 
verzichten wir darauf, wirkliche Politik zu betreiben. Wir sollten diese 
Dinge dann von anderen Gesichtspunkten aus betrachten, aber nicht von 
dem legitimen Streben unserer Partei her, die Macht und die Regierungs
gewalt in dieser Bundesrepublik und auch einmal im gesamten Deutsch
land um der Menschen und um der Freiheit willen zu übernehmen 
(Beifall.) 

Vorsib;ender Dr. Alex M ö 11 er : Als letzter Redner in dieser Debatte 
erhält der Genosse Reventlow, München, das Wort. 

Rolf Re v e n t l o w, München: Genossinnen und Genossen! Der Genosse 
Wehner hat in seinem heutigen Referat gemeint, diese Tagung sei teil
weise doch mehr Schau als Diskussion. Aber ich glaube, wir müssen auch 
diskutieren, und zwar über die Fragen„ die die Partei bewegen und in 
der Partei diskutiert werden und wurden unmittelbar nach der Wahl 
vom 15. September 1957. 

Ich möchte ein paar Worte zu der Resolution Nr. 202 sagen, die sich auch 
mit der DDR, mit den letzten Vorkommnissen dort und mit der Forderung 
an die Kommunistische Partei der Sowjetunion beschäftigt. 

Es wird da in dieser ~tschließung gesagt, daß wir unserer Empörung über 
die Einschränkung der Freizügigkeit in Deutschland durch die Paßgesetze 
der DDR Ausdruck: geben. Es ist auch gesagt worden, daß die Politik der 
SED die -Politik Adenauers diesseits des Eisernen Vorhanges praktisch 
unterstütze. Das ist beides richtig, Genossinnen und Genossen. Aber ist 
das alles, was wir zu dem Problem des Herrschaftssystems in der Sowjet
zone zu sagen haben? Wenn ich diese Frage stelle, so möchte ich selbst 
meinen und glauben, wir müßten etwas mehr sagen und es vor allem 
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etwas deutlicher aussprechen, was wir über dieses Herrschaftssystem -
und der Akzent liegt auf System - zu sagen haben. Es genügt nicht, 
nur einmal bei einer bestimmten Handlung zu protestieren, sondern es 
muß auch festgestellt werden, nicht nur als eine selbstverständlich apo- ' 
diktische Feststellung: Wir sind immer gegen den Kommunismus ge
wesen, sondern es muß vor allem den jüngeren Menschen, die zu 
uns kommen, gegenüber festgestellt werden, warum das so ist, warum 
wir die Gegner der totalitären Diktatur bolschewistischer Prägung sind, 
Dies kommt in der Entschließung des Parteivorstandes nach meiner An
sicht wesentlich zu kurz. 

Es ist auch die Rede von der Annäherung der beiden Teile Deutschlands. 
Nun, Genossinnen und Genossen, da ist ein großes Wort gelassen aus
gesprochen. Wie nähert man an? Wie nähert man sich einem System an, 
das aufgebaut ist auf der totalitären Diktatur des Einparteienstaates, auf 
dem System der Partei neuen Typs, wie sich die SED nennt? Es gibt 
vielleicht Möglichkeiten. Diese Möglichkeiten aber setzen voraus, daß 
jenseits des Eisernen Vorhanges sich etwas tut im System, daß eine Art 
„neues Tauwetter" eintritt, wie man vor einiger Zeit von den polnischen 
Vorgängen zu sagen pflegt~. Zur Zeit aber, Genossinnen und Genossen, 
herrscht kein Tauwetter jenseits des Eisernen Vorhanges; zur Zeit 
herrscht ziemlich scharfes Frostwetter. Ich glaube, wenn man die Rede 
Chruschtschows in Ungarn nachliest oder wenn man an die Zeitungsver
bote in Polen denkt oder an den Prozeß Harich, der uns ja noch näher 
liegt, oder an das spektakuläre Ausbrechen eines alten Kommunisten 
wie Alfred Kantorowicz aus dem Bereich des sowjetzonalen Scliu
lungs- und Universitätssystems, dann müssen wir uns doch sagen, daß wir 
unsere These von der Annäherung Deutschlands abhängig machen müs
sen von der Entwicklung des politischen Systems jenseits des Eiserneq 
Vorhanges, daß es nicht nur an uns in der Bundesrepublik liegen kann, 
diese Annäherung zu fördern. 

Kantorowicz hat nach seiner Flucht aus der Ostzone in einem Vorwort 
des immerhin sehr lesenswerten Buches von Milovan Djilas von einem 
,,Teufelskreis der Verflechtung der geistigen und der polizeilich-politi
schen Macht im totalitären Staat" gesprochen, und ich glaube, wir sollten, 
wenn wir in dieser Stunde von den beiden Teilen Deutschlands red_!;!n, an 
diesen Dingen nicht vorbeihören und vorbeisehen. Ich habe gesagt: Zur 
Zeit herrscht Frostwetter jenseits des Eisernen Vorhanges. Das kann sich 
wieder einmal ändern; das wird sich sogar ändern. Wir haben seit dem 
J7. Juni 1953 festgestellt, daß in den Ländern der kommunistischen Herr
schaft sich zwei Grundelemente bemerkbar machen,. die vielleicht für die 
Entwicklung dieser politischen Probleme zukunftstragend sind: die Ar
beiterklasse in ihrer Revolte gegen das Normensystem auf der einen 
Seite und die geistigen Elemente, die junge Intelligenz, auf der anderen 
Seite; ein geschichtliches Phänomen, das wir nicht nur im Osten fest
stellen können 0ebhafter Beüall), ein geschichtliches Phänomen, das von 
Madrid bis Warschau, bis Budapest und vielleicht eines Tages wieder 
bis Pankow geht. 

Aber, Genossinnen und Genossen, davon werden wir schon die Annähe
rung der beiden Teile Deutschlands abhängig machen müssen, denn mit 
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den Herren der deutschen Konföderationspolitik werden wir diese An
näherung nur durch Unterwerfung bekommen können, und dazu sind 
die Sozialdemokraten nicht bereit, glaube ich. (Lebhafter Beifall.) 

Wer die Entwicklung in der S9wjetzone verfolgt, stellt doch fest, daß 
immer wieder als das große Problem oder der Feind in der Sowjetzone 
der „Sozialdemokratismus" bezeichnet wird. Nun, Genossinnen und Ge
nossen, wir brauchen deswegen nicht böse zu sein, aber wir müssen uns 
darüber klar sein, daß die Hoffnung der unterdrückten Menschen in der 
Sowjetzone ~ Sozialdemokratie sein muß und nicht etwa Adenauer und 
die CDU/CSU, und dementsprechend müssen wir uns aber auch gelegent
lich bekennen zur politischen Freiheit gegenüber jeder totalitären Dik
tatur, auch der kommunistischen oder in erster Linie der kommunisti
sche,n, da wir ihr näher stehen als den faschistischen überresten auf der 
iberischen Halbinsel, wo sie sowieso schon halb in der Auflösung be
griffen sind. 
Wir brauchen, glaube ich, eine deutliche und klare - das wird eine Auf
gabe der Programmgestaltung sein - Auseinandersetzung zwischen dem 
demokratischen Sozialismus und der kommunistischen Diktatur, damit 
die Verwirrung der Begriffe, mit denen man auf der einen Seite von der 
CDU/CSU her und auf der anderen Seite auch drüben jenseits des Eiser
nen Vorhanges spekuliert, indem man das Regime der Unterdrückung als 
Sozialismus bezeichnet. 
Wir werden diese Auseinandersetzung führen müssen, aber im Zuge 
dieser Auseinandersetzung, Genossinnen und Genossen, halte ich es - im 
Gegensatz zu einem meiner Vorredner - für total abwegig, daß wir hier 
auf diesem Parteitag eine Forderung an die kommunistische Partei
hierarchie der Sowjetunion stellen. 

Genossinnen und Genossen! Man hat schon öfter an Diktaturen Forde
rungen gestellt, vom Ausland her an Mussolini, an Hitler, an die unga
rischen Machthaber über die Freilassung Anna Kethly's. Aber Anna 
Kethly ist erst frei geworden, als die Ungarn unter dem Denkmal von 
Petöfi demonstrierten und die Waffen in die Hand nahmen geg,en das 
Regime. Täuschen wir uns daher nicht darüber, mit wem wir reden, aber 
überlassen wir es lieber anderen, Petitionen an die Machthaber in Mos
kau zu richten. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Zu einer persönlichen Bemerkung hat 
der Genosse Bäurle, Biberach, das Wort. 

Wilhelm B ä u r I e, Biberach: Genossinnen und Genossen! Nach meiner 
Bemerkung von heute vormittag über den Atommeiler von Karlsruhe 
hatte ich eine eingehende Besprechung mit unserem Parteüreund Mi
nister Dr. Veit und einigen Vertretern des Landtags. Daraufhin gebe ich 
gern, aus freien Stücken und unbeeinflußt, folgende Erklärung ab: 

1. Mehrere Pressenotizen, die mir in dieser Sache bekanntgeworden sind, 
entsprachen nicht der Wirklichkeit. 
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2. Es wird kein Kühlwasser in den Rhein abgeleitet, sondern es zirkuliert 
nur innerhalb des Reaktors. 

3. Bei 'dem Reaktor Karlsruhe fallen nicht wie bei den englischen Reak
toren, von denen ich ausging, jährlich 16 t Atommüll an, sondern nur 2 kg. 

4. Professor Gerlach von München prüfte den Reaktor und hielt ihn für 
absolut harmlos. - Damit sind die Besorgnisse in dieser Hinsicht tatsäch
lich widerlegt. (Bravo-Rufe.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Möge das bei allen Besorgnissen, die 
wir haben, so sein! 

Wir kommen jetzt zu den Schlußworten. Als erster hat das Wort Fritz 
Erler. 

Fritz Er 1 er: Liebe Genossinnen und Genossen! Diese Diskussion hat -
wie das bei uns üblich ist - in allem Freimut und in aller Sorgfalt zu 
den Problemen Stellung genommen, die in den vom Vorstand vorgeleg
ten Entschließungen ihren Niederschlag gefunden haben. 

Ich glaube, es ist unsere Pflicht, daß wir allen Genossen danken, die durch 
ihre Beiträge in der Diskussion und auch durch ihre Kritik zur Aufhel
lung der Probleme und zum zusätzlichen zusammentragen von Material 
und Argumenten beigetragen haben. 

Jetzt kommt es nun darauf an, daß ~r, ohne uns zu sehr - das ver
bietet die Zeit - in die Fülle der angeschnittenen Einzelfragen zu ver
lieren, uns auf diejenigen Punkte konzentrieren, in denen vielleicht das 
eine oder andere noch vor der Abstimmung· klargestellt werden sollte. 

Da möchte ich beginnen mit dem Genossen Bäuerle aus Biberach: Zu der 
zweiten von ihm hier vorgetragenen Sorge hat er eben selbst schon 
einiges korrigiert. Wir haben auf deIJ?. Parteitag in München, und zwar 
mit Fug und Recht, gerade die Beschleunigung der Arbeiten in der Bun
desrepublik Deutschland auf dem Gebiet der friedlichen Verwertung der 
Atomenergie gefordert. Das können wir doch jetzt nicht plötzlich als 
ungeschehen betrachten. Warum haben wir das getan? Nicht etwa, weil 
wir nicht auch wüßten, daß es Kohlen- und Wasserkraft noch für einige 
Zeit in unserem Lande gibt, sondern aus einem ganz anderen Grunde: 

Hier handelt es sich um ein Gebiet, bei dem ungeachtet der Gefahr des 
militärischen Mißbrauchs - darüber haben wir jetzt Stunden um Stun
den geredet - uns die großen Industriestaaten weit davongelaufen sind. 
Wir leben nun einmal in einem Lande, das von dem Ertrag seiner Land
wirtschaft nicht existieren kann, das mithalten muß mit der industriel

·1en Entwicklung draußen in der Welt. Ich will nur ein Beispiel bringen, 
und dann sei dieses Kapitel für mich abgeschlossen . . 

Meint Ihr, daß die Bundesrepublik Deutschlan~ den dritten und manch
mal sogar den zweiten Rang in der Weltschiffsbauliste innehaben würde, 
meint Ihr, daß viele Zehntausende von Familien vom Ertrage dieser In-
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dustrie in unserem Lande leben könnten, wenn wir heute nichts anderes 
anzubieten hätten als Segelschiffe? Nein! Wir müssen moderne Motor
schiffe verkaufen. Die anderen würden wir nicht loswerden. In fünfzehn 
Jahren werden wir atomgetriebene Schiffe verkaufen müssen, weil sonst 
die anderen damit den Weltmarkt beliefern. (Lebhafter Beifall.) 

Das sind Dinge, die man gerade, wenn man Verantwortung spürt für die 
Entwicklung der •ommenden .Jahre und Jahrzehnte, für das Leben die
ses Volkes, dem wir Verantwortung schulden, offen aussprechen muß. 
Wir müssen daher hier mit der Zeit gehen: 

Nun zu seiner anderen Sorge: Natürlich ist es unsere Pflicht, die Argu
mente auch der Genossen, die die Anträge 38 und 40 hier gestellt haben, 
sehr ernst zu nehmen. Was aber ein Parteitag nicht tun kann, ist, daß 
er gleichzeitig seine Zustimmung zu zwei einander entgegenstehenden 
Standpunkten geben kann. Wir müssen uns dazu durchringen: notfalls 
Klarheit durch Mehrheitsentscheidung, weil das besser ist als Verwaschen
heit mit Einstimmigkeit. (Lebhafter Beifall.) 

Das will ich ganz offen aussprechen: Wer wirklich in voller Abwägung 
aller Argumente der Oberzeugung ist, daß die Landesverteidigung eine 
für die Sozialdemokratische Partei unzumutbare Sache ist, der soll nicht 
versuchen, diesen seinen Gedanken noch in eine Entschließung „hinein
zugeheimnissen", die von der Landesverteidigung handelt, sondern der 
muß diese Entschließung dann eben ablehnen. (Sehr richtig!-Rufe.) 

Dann haben wir eine klare Position, und es ist keine Schande, wenn 
man dann bei einer solchen Sache in der Minderheit ist, weil für uns 
Sozialdemokraten der alte Grundsatz gilt: Freiheit der Diskussion, und 
wenn der Parteitag als das Parlament der Partei gesprochen hat, dann 
Einheit der Aktion in der Durchsetzung der formulierten Ziele nach 
draußen. (Lebhafter Beifall.) 

Einen zweiten Komplex möchte ich noch behandeln, den hat der Genosse 
Mattis aus Berlin hier angesprochen. Er hat zu Recht gesagt, daß e& 
für eine Friedenspolitik doch darauf ankomme, daß die richtigen Män
ner an dem Kommandohebel sitzen. Jawohl, das ist auch eine Frage 
der politischen Macht, und wir haben uns mit den vorgeschlagenen Tex
ten darum bemüht, die Voraussetzungen dafür zu' schaffen, daß auch jene 
Gruppen unseres Volkes, die bisher noch nicht bereit gewesen sind, 
sozialdemokratisch zu wählen, die Hemmungen und Widerstände dagegen 
in sich verspürten, die Bereitschaft aufbringen, der selbstbewußten, in 
den Problemen ihren Weg sich erarbeitenden Sozialdemokratischen Partei 
die Verantwortung für dieses Volk in die Hand zu geben. Darauf kommt 
es an! 

Das sei hier festgehalten. Aber, Genossinnen und Genossen, wo haben 
wir irgendwo in unseren Entschließungen zum Ausdruck gebracht, daß 
wir diesen Weg, den wir hier vorschlag-en, gehen wollten ohne - um den 
Ausdruck des Genossen Mattis ausdrücklich aufzugreifen - die westlichen 
Freunde? Es steht in der Entschließung - ich bitte das nachzulesen -
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ausdrücklich drin, daß über all die Punkte, die wir darin angeführt 
haben, mit den westlichen Vertragspartnern - das ist doch wohl auch 
eine korrekte Bezeichnung - verhandelt werden muß, und Wir haben 
es oft und oft gesagt: damit auf diese Weise eine den Bedürfnissen unserer 
Lage entsprechende gemeinsame Verhandlungsposition geschaffen wird. 
Wir wissen, daß man Deutschland nicht vereinigen kann im Alleingang 
mit Moskau. Genauso wenig aber kann man es auch wiedervereinigen 
nur mit den drei ,Westmächten, sondern was wir brauchen, ist eine ver
nünftige gemeinsame Politik auch in den Verteidigungsfragen, die wir 
mit den Westmächten absprechen, um von daher Voraussetzungen zu 
schaffen für eine Lösung der Deutschlandfrage, der auch die vierte Macht, 
nämlich die Sowjetunion, zustimmt. 

Ich bin nun gefragt worden, was es denn mit jenem denkwürdigen Satz 
auf sich habe: ,,Da starrt man immer auf die Divisionen, die angeblich 
das Herz Europas bedrohen." Nun, ich will das erklären. Ein anderer 
Berliner Genosse hat schon darauf hingewiesen: Das war ein Hinweis -
der nächste Satz zeigt es doch -, daß man völlig schief liegt, wenn man 
die Auseinandersetzung mit dem Kommunismus im wesentlichen als ein 
militärisches Problem betrachtet. (Beifall.) 

Das ist allenfalls au c h ein militärisches Problem, aber vorrangig ist es 
ein Problem der politische:n, wirtschaftlichen und sozialen Auseinander
setzung, nicht nur hier, sondern überall auf dem Erdenrund. (Beifall.) 

Das war mit der „falschen Tür" gemeint, und daher habe ich eben gesagt, 
durch wie viele andere Türen inzwischen der kommunistische Einfluß ver
größert worden ist, nicht ganz ohne Schuld oder Fehler auch unserer, der 
westlichen Seite. Um das mit der Bedrohung des Herzens Europas noch 
etwas auszuräumen: Das Schreckliche ist doch - und darüber haben wir 
gerade im Referat ausführlich gesprochen -, daß die sowjetischen Trup
pen, wenn man das Herz Europas wörtlich nimmt, es nicht bedrohen, 
sondern sie sind da. Die wirkliche Aufgabe, um die all unser Sinnen und 
Trachten kreist - darüber haben wir wirklich lange geredet-, ist die: 
Wie können wir Mittel und Wege finden, um die sowjetischen Truppen 
dort wegzubringen, wo sie heute stehen? Das ist auch die Lösung der 
Berliner Frage! (Beifall.) 

Dann, liebe Genossinnen und Genossen, ein Wort zu den Komplexen, die 
die Genossen Möller, Frankfurt, und Seidel, Fürth, behandelt haben. 
Hier darf ich es sehr kurz machen, weil Karl Wienand schon einige Auf
klärung dazu gegeben hat. Ich möchte dem Genossen Möller sagen, daß 
wir selbstverständlich - und er hat es ja zum Teil selber zitiert - in 
diese Entschließung die Vorbedingungen hineingeschrieben haben, ohne 
die es weder ein parlamentarisches Ja noch eine Bewilligung von Mitteln 
zu irgendeiner Verteidigungsmaßnahme der Bundesrepublik Deutschland 
geben kann. Und um das hart auf einen Satz zu bringen: Es steht dort 
ziemlich klar für jeden, der zu lesen vermag: Die Vorbedingung ist, daß 
das Adenauer-Regime geändert wird. Das ist die Vorbedingung! (Bei
fall.) 
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Es steht ausdrücklich drin: Nur wenn der gegenwärtige außenpolitische 
und wehrpolitische Kurs dieser Regierung ersetzt wird durch eine andere 
Politik. die ernsthaft auf Entspannung und Wiedervereinigung Deutsch
lands zusteuert, dann ist überhaupt diese Konzeption erst durchsetzbar. 
Mit anderen Worten heißt das: Diese Regierung 'und dieses Regime kön
nen das gar nicht - dann geben sie sich nämlich selber auf -, sondern 
das ist nur. möglich durch eine Veränderung der politischen Konstellation. 
Wie die zustande zu bringen sei, darüber möchte ich jetzt hier ,keine gro
ßen Philosophien anstellen; ihr wißt alle, daß das auch politische Macht
fragen sind. 

Dem Genossen Seidel möchte ich noch sagen: Ich warne vor der Idee, daß 
man in diese sorgsam abgewogene Entschließung noch genauer den Maß
stab hineinschreiben sollte, von dem eine sozialdemokratisch geführte 
Bundesregierung bei der Angemessenheit der Verteidigungsbemühungen 
für diesen von ihr repräsentierten Staat auszugehen hätte. Wir haben 
hier lediglich gesagt: Der Maßstab, das ist nicht die Weltmacht Sowjet
union oder gar die Weltmacht der Vereinigten Staaten, sondern der Maß
stab, der sich ohne Größenwahn für jeden Staat ergibt, ist das Verhältnis 
zu seinen unmittelbaren Nachbarn. So sollten wir es stehen lassen, weil 
das eine vernünftige Selbstbegrenzung ist, die aber auch einer Politik 
keine Fesseln für jede Einzelheit der Ausarbeitung anlegt, wenn es dazu 
käme, sie in die Praxis umzusetzen. 

Der Genosse Wienand hat sich zu den „ortsgebundenen Kräften" schon 
geäußert. Würde dieser Satz gestrichen, so hätte das zwangsläufig zur 
Konsequenz, daß man dann die von uns bewußt in der Größe doch be
scheiden gehaltenen mobilen Verbände wesentlich größer machen müßte, 
und das kann doch nicht der Sinn des Unternehmens sein. Es handelt sich 
nicht darum, daß man Konzessionen an Herrn Strauß macht. Nein, es 
handelt sich darum, der Gesamtkonzeption des Herrn Strauß eine sozial
demokratische Gesamtkonzeption entgegenzustellen. Und so wie wir von 
Strauß keine Stücke akzeptieren, so dürfen wir auch bei uns keine Stücke 
herausbrechen, _damit das Ganze ein vernünftiges Gesicht hat. (Beifall.) 

Wer ein bestimmtes Stück darin als Konzession an Strauß empfindet, der 
muß dann auch die anderen Stücke als Konzession an Strauß empfinden. 
Das gilt dann für alles, und das ist es doch wahrhaftig nicht. 

Das sind die wesentlichen Punkte, Genossen, auf die ich hier noch auf
merksam machen wollte. Ich glaube, daß die vorgeschlagenen Texte die 
Entwicklung einer vernünftigen Grundlage unserer Politik auf diesem 
Feld bedeuten. Der Vorstand der Partei bittet um ihre Annahme. Das ist 
ein wesentlicher Schritt zur Klärung der Probleme und damit eine Vor
aussetzung - jawohl, auch eine Voraussetzung - dafür, daß die Sozial
demokratische Partei mit größerem Gewicht und mit größerer Klarheit 
weiterschreitet auf dem Weg, der ihr zur Erreichung ihrer Ziele vorge
schrieben ist. Das kann nur sein der Weg zur politischen Macht. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Nunmehr hat Herbert Wehner das 
Schlußwort. 
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Herbert Wehne r: Liebe Genossinnen und Genossen! Werte Gäste! 
Auch ich möchte mich für jeden Beitrag in dieser Diskussion bedanken. 
Ich möchte nur noch die Bemerkungen machen, die auf Grund 
direkt gestellter Fragen unerläßlich sind, und möchte al!e, die an der 
Diskussion ~!genommen und Fragen berührt haben, die sich aus meinen 
Darlegungen ergaben, bitten, es nicht als eine Geringschätzung zu be
trachten, wenn ich nicht auf jede Bemerkung oder jeden Antrag eingehen 
kann. 

Zunächst: Ich habe nicht beklagt, daß etwa dieser Parteitag eine Schau 
sei. Dann habe ich mich mißverständlich ausgedrückt, wenn das, wie ich 
einer Diskussionsbemerkung entnehmen mußte, so aufgefaßt worden ist. 
Ich beklage - das gestehe ich offen -, daß wir im Zuge dieser Entwick
lung, die sich eben so darstellt, wie wir das alle erleben, sogar die Dis
kussionen, in denen es um unser Inneres geht, in einer solchen Form 
durchführen müssen und daß wir manchmal noch nicht, - ich selbst 
gestehe das offen von mir - die Art und die Haltung gefunden haben, 
auch unter solchen Umständen das Notwendige so unverblümt zu sagen, 
wie es für die Urteilsfindung und die Meinungsbildung wichtig ist. Ich 
glaube, mancher unserer Gäste hat bei diesem Parteitag - ich verlange 
kein Bekenntnis von irgendeinem, auch nicht schriftlich - doch das Er
lebnis, was das eigentlich ist, mit einer Mitgliederpartei von ·der Tradi
tion, von dem Umfang und von dem Verantwortungsgefühl der Soziail.
demokratischen Partei zu tun zu bekommen. (Beifall.) Ob das nicht dazu 
beitragen kann - ich weiß, das geht nicht über Nacht -!, daß das 
törichte Gerede von den Funktionären allmählich verschwindet (Sehr 
wahr!) daß man die Menschen, die lebendigen Menschen, die an irgend
einer Stelle unseres öffentlichen Wirkens tätig sind, so sieht, so sich zu 
sehen bemüht, wie sie wirklich sind? Mir fiel, als ich die Anmerkungen 
durchlas, ein, daß man, wie man aucli zum einzelnen Antrag stehen mag, 
in der Flut der Antrage - es sind wohl über 200 - !keinen einzigen 
finden kann, dem man nachsagen könnte, er sei ein leichtfertiger oder 
.sei einer, der nicht qualifiziert wäre für ein solches Forum wie diesen 
Parteitag, und das ist doch immerhin auch etwas. 

Nun zu den Fragen: Wenn der Berliner Genosse Mattis meint, es müsse 
stärker betont werden, daß all das, was hier gesagt worden ist, nur in • 
Verbindung mit dem Westen ginge, so möchte ich sagen: Alles, was ich 
zum Beispiel gesagt habe, sagte ich aus der Lage heraus, in der wir uns 
befinden, und unter Berücksichtigung - man nehme das genau so, wie ich 
es meine -, der hier im Spiele befindlichen Interessen. Wir stehen geo
graphisch und aus vielen Gründen unserer geistigen Entwicklung und 
unseres politischen Standorts im Westen, und unsere Aufgabe ist es, wenn 
es geht dazu beizutragen, daß dieser Teil der Welt die Aufgabe nicht ver
fehlt, die ihm gestellt ist, wenn dieser tödliche Blockgegensatz, diese 
Blockverkrampfung endlich überwunden werden solL Darum, reden wir 
doch! Wir ringen um eine Meinungsbildung in dem Teil der Welt, in den 
wir gestellt sind. Wir lassen uns nicht gleichschalten, weder von der einen 
noch yon der anderen Seite. Adenauer hatte Unrecht, als er <lie simple 
Formel geprägt hat, wir hätten ja schon drei von den vier Mächten für 
unsere Wiedervereinigungsforderung gewonnen, und nun ginge es nur noch 
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um die vierte. Wenn man die vierte gewinnen will, ohne die es - das 
zeigt die Erfahrung - die Wiedervereinigung nicht gibt, dann muß man 
das Verhältnis zu den drei und muß man das Verhältnis der drei und 
unser eigenes tnit den dreien zum Problem der Wiedervereinigung von 
Grund auf richtigstellen. Mit der einfachen Zahlenrechnerei - drei hät
ten wir schon, der vierte m ü s s e schließlich - sind wir in die Sadtgasse 
gekommen, in der sich diese Politik heute befindet. 

Genosse Paul Nevennann hat hier sein Steckenpferd von der Neutralität 
geritt.en. Ich bin ihm dafür dankbar. Wir haben es auch schon, wenn man 
so will, gemeinsam geritten. Ich verstehe auch, daß er Anstoß nimmt 
- wenn es auch bei ihm besonders lange dauert, muß ich sagen -, an 
gewissen Möglichkeiten, die in einer Diskussion im Jahre 1955 gelegen 
haben. Damals hatte der amerikanische Präsident Eisenhower - ich 
glaube, es war im Mai 1955 - vor der Gipfelkonferenz in Genf gesagt, es 
hätte sich doch gezeigt, und es sei bemerkenswert, daß auch neutrale 
Länder nicht ein Vakuum sein müßten, sondern daß es sehr wohl denkbar 
wäre, .daß, wenn eine Reihe oder Kette - wie man damals sagte - neu
traler Länder an bestimmten Stellen in der Welt entstehen !könnte, damit 
dem Frieden der Welt gedient werden könnte. Das war beachtlich, vor 
allem weil es vor jener Konferenz war, vor jener Konferenz, die zehn 
Jahre, nachdem sich die Regierungschefs, die Staatsoberhäupter, nicht 
mehr gesehen hatten am Verhandlungstisch, stattfand. Vergessen wir 
doch viel zu häufig, daß zehn Jahre dazwischenlagen. Nur: ich habe mich 
im vorigen Jahre sehr scharf dagegen gewandt, daß der Bundeskanzler in 
Wien, ohne daß ihn jemand dazu ermächtigt hätte - da bestimmt er auch 
die Richtlinien der Politik selbständig-, erklärt hat: Wenn die Wieder
vereinigung um den Preis eines Status gegeben werden sollte, wie ihn 
Osterreich übernommen hat in seinem Staatsvertrag, dann nein. Damals 
habe ich gesagt: Wer hat denn den Bundeskanzler ermäclltigt dazu, so zu 
reden? Leider hat bisher niemand - das sagte ich damals auch - die 
Frage eines neutralen Deutschlands, das nur unter ganz bestimmten Vor
aussetzungen und einzugehenden Verpflichtungen aller beteiligten und 
benachbarten Länder denkbar wäre, wirklich in die Debatte gestellt! Paul 
Nevermann irrt, wenn er sagt: der Östen täte das. Das hat er - bisher -
in einer so erklärten Form auch nicht getan. Hätte er es tun wollen, dann 
hätt.e es in den Jahren zwischen 1952 bis 1955 für ihn eine Möglichkeit 
gegeben, diese Entwicklung in die völlige .Blockverkrnmpfung zu ver
hindern. Das hat er aus Griinden, die ich nicht kenne, die aber nicht be
stritt.en werden können - sie müssen ja da sein - damals nicht getan. 
Das im einzelnen auszuführen, würde hier zu weit gehen. Wir können 
uns, wenn sich jemand dafür interessiert, darüber gut und gerne unter
halten. 

Nur eines: Natürlich kann eine Neutralität nur eine bewaffnete Neu
tralität sein; hier fällt man schon in den Fehler, den meines Wissen mit 
Recllt gestern, wenn auch an anderen Punkten,, einer der Diskussions
redner kritisiert hat, daß man zu einem Hauptwort immer noch ein be
stimmtes Beiwort setzen müsse, damit überhaupt etwas herauskomme. 

Die deutsche Neutralität stand bisher nicht in Verhandlungen, von keiner 
Seite; sollte sie aufkommen, könnte ich mir vorstellen, dann könnte sie 
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nur aufkommen im Zuge einer zumindest mitteleuropäischen Gesamt
regelung, an der die großen Mächte beteiligt sein müßten, damit sie 
zustande käme. Man kommt also nicht mit dem Patentwort Neutralität 
aus der Notwendigkeit heraus, das Abkommen zustande zu bringen, 
das dies erst zustande bringen und garantieren könnte. Und im 
übrigen: Es ist auch etwas Nützliches in dem Versuch zum Beispiel, in 
einer zunächst atomwaffenfreien Zone und dann durch Abzug der fremden 
Truppen aus diesem Gebiet und gleichzeitig durch Festsetzung der mili
tärischen Höchststärkezahlen aller im Gebiet befindlichen Staaten und 
Teile weiterzukommen. Denn wie wollt Ihr nur mit dem Stichwort 
Neutralität ein Problem lösen, das ja ein europäisches und darüber hin
ausreichendes Problem ist, bei dem es darauf ankommt, die Stärken der 
einzelnen der unmittelbar und der mittelbar Beteiligten in ein Verhält
nis zu bringen, das der Sicherheit aller dient! Um diese Frage kommt 
man auch, wenn man sich auf das Wort Neutralität versteifen sollte, nicht 
herum. Ich möchte die Neutralität nicht ausschalten aus den Mö.glich
keiten, die im Zuge der Bemühungen um die Wiedervereinigung geboten 
werden könnten. Ich wende mich mit Nevermann und mit anderen 
leidenschaftlich gegen die Verfemung des Begriffs. Es sind ja in Deutsch
land und anderswo viele an und für sich völlig wertfreie Begriffe so 
verfemt worden. Nur mit dem Wort selbst und mit dem Bekenntnis zu 
ihm kommen wir aus den politischen und machtpolitischen Notwendig
keiten im Moment nicht heraus. 

Im übrigen: Zu der Meinung, wir wären so zaghaft, weil man uns sonst 
der Hörigkeit gegenüber dem Osten zeihen könnte, mein ich, wir sollten 
durchsetzen - wir werden das in diesem Volke durchsetzen, auch wenn 
es noch so schwer ist nach zwölf Jahren Tausendjährigem Reich und 
vielem anderen, was danach kam-, die Wahrheit ist immer Wahrheit, 
gleichgültig -in welcher Himmelsrichtung sie ausgesprochen wird. und 
wo sie ausgesprochen wird. (Lebhafter Beifall.) 
Zu der Frage der Oder-Neiße: Wir haben in unserem Aktionsprogramm 
eine Festlegung, wonach die Regelung der Gebiets- und Grenzfragen 
Deutschlands dem Friedensvertrag vorbehalten bleibt; worin gesagt wird, 
daß keine Regierung von Teilen Deutschlands durch Abmachungen 
mit -den Besatzungsmächten Entscheidungen über diese Fragen vorweg
nehmen darf, und daß die Abtrennung von Gebieten, die 1937 zu Deutsch
land gehörten, nicht neues Recht,• sondern neues Unrecht geschaffen hat. 

Wir haben erklärt, daß wir sie weder im Westen noch im Osten an
erkennen. Es gilt - und ich habe im Zu!lammenhang mit dem, was ich 
über den Friedensvertrag und über den Weg zum Friedensvertrag sagte, 
ja gesagt -: Mari muß auch vorher wissen, ob man über den Friedens
vertrag verhandeln will. Ich gehe nicht fehl, wenn ich annehme, auch auf 
Grund von A,usschußsitzungen im Bundestag, daß gerade hier einer der 
Gründe dafür liegt, daß man über den Friedensvertrag nicht verhandeln 
will. Wir sind also in der seltsamen, aber in der machtpolitisch sehr klaren 
und verständlichen Lage, daß man lieber verzichtet auf den sicherlich 
schwierigen Weg, über einen Friedensvertrag zu verhandeln, als daß 
man die dann zur Debatte stehenden sachlichen Probleme zur Lösung 
bringen möchte. Dann verzichtet man lieber - lassen Sie mich diese 
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Schlußfolgerung ziehen - auf die Wiedervereinigung und auf Be
mühungen um die Wiedervereinigung. Was sich aber jetzt in Deutsch
land tut, ist noch etwas Weitergehendes und Schlimmeres. Das geht 
so weit, daß nicht das -gilt, was zum Beispiel Carlo Schmid anläßlich 
seines Besuches wirklieh gesagt und wirklich getan hat, sondern das, 
was der Herr Oberländer daraus macht. Das ist dann das, was in be
stimmten Landsmannschaften, von bestimmten leitenden Leuten der 
Landsmannschaften und bestimmten Verbänden zum Popanz gemacht 
wird, auf den man schlägt, wenn man uns meint und wenn man die 
Verständigung meint. (Starker Beüall.) 
Gerade mit dem teµflischen Wort - und in Deutschland liebt man solche 
Worte - von der „Verzichtpolitik" und den „Verzichtpoiitikern", das 
man bestimmten Männern und Menschen anhängen und aufbrennen 
möchte, will man etwas am Kochen halten, was, wenn man's genau 
besieht, im Volke immer weniger am Kochen zu halten ist. 

Gerade wer eine anständige, wer eine gerechte Lösung dieser Probleme 
will, muß das Gespräch auch mit unseren östlichen Nachbarn sudlen; 
denn wie wollen wir es sonst machen? (Erneuter Beifall.) 

Soll die Lösung dieser Fragen lediglich auf den mit Augenzwinkern 
angedeuteten Bemerkungen beruhen, daß sie eines Tages Wasser saufen 
gehen werden, und dann seien wir da, unbefleckt und stark, wie wir 
nun einmal immer sind, wenn es darauf ankommt? Das steckt doch da
hinter! Hier wird der Versuch gemacht, etwas am Kochen zu halten, was 
wir nicht wollen, weil wir eine Wiederholung der Schrecken der Ver
gangenheit auch in dieser Beziehung nicht wollen. (Starker Beifall.) 

Zu der Frage: Wie weit sollten dann, wenn man über innere Verklam
merung verhandelt und über die Ausräumung innerer Spannungen, die 
Ebenen, wie wir uns beute fachmännisch ausdrücken, gesteckt sein? -
Ich habe in meinen Ausführungen keine Grenzen für die Ebene gezogen 
und möchte auch, daß wir uns nicht falsch verstehen. Ich bin der 'Ober
zeugung: Man sollte das große Ziel und die wichtige Teilaufgabe, die 
die innere Verklammerung der Teile Deutschlands darstellt, nicht da
durch erschweren oder gar unmöglidl machen, daß man sagt, bis zum 
Oberregierungsrat oder bis zum Ministerialrat oder noch bis dort oder 
dorthin. · 

Es geht hier um die Sache und um die Oberlegungen, die vorher und 
während solcher Verhandlungen darüber anzust~llen sind, wie das, ohne 
Schaden anzurichten, durchgeführt werden kann. 
Nehmen wir die Binnenwasserstraßenbenutzungsgebühr: Es war eine 
Irreführung der deutschen Öffentlichkeit, zu behaupten, die andere Seite 
hätte unbedingt ·auf der Verhandlung von Minister zu Minister be
standen. Ich will hier nicht Stellung nehmen, ob das unzumutbar gewesen 
ware, wenn es sich um einen Strom handelt wie die Elbe, der zu ganz 
Deutsch.land gehört. Aber in Wirklidlkeit wurde dort vorgeschlagen in 
einem bestimmten Stadiwn der Auseinandersetzung ein Abteilungsleiter 
eines Ministeriums und einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion Magde
burg. Und auf diese Ebene, um sich so auszudrücken, sollte man nicht 
gehen dürfen? Es werden in dem Zusammenhang noch viele Fragen auf-
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tauchen, und um so mehr, je weniger wir uns freimachen und je weniger 
die btmdesrepublikanische Bürokratie sich freimacht von einem Dogma, 
das nicht dauert und das nichts taugt. Natürlich sind die innerdeutschen 
Beziehungen schwierig. Sie sind schwieriger, wenn man so will, als Be
ziehungen zu anderen Staaten, und da hapert's ja bei unserer Bundes
regierung auch schon. Die innerdeutschen Beziehungen lassen sich nicht 
vergleichen mit Beziehungen zu Polen und zur Tschechoslowakei. Wir 
haben uns dabei immer vor Augen zu halten, daß, solange es noch geht 
- Ihr seht, ich spreche völlig illusionslos -, die völkerrechtliche An
erkennung der Teilung, der Endgültigkeit der Teilung, gerade vermieden 
werden muß. Noch geht es. Wie lange, das weiß keiner, das weiß aÜch 
Herr Adenauer nicht! 
Ich habe den Eindruck, manchmal dämmert es bei einigen Herren seiner 
Umgebung, daß' das ein Prozeß ist, bei dem man nicht einfach zuwarten 
kann. Aber das muß man bedenken und wissen. Und wenn hier die Rede 
davon war· - ich teile die Meinung, auch wenn ich nicht die Schluß
folgerung in dem Zusammenhang zu teilen bereit bin-, daß man reden, 
diskutieren und sich auseinandersetzen muß - dann gilt immer: Man 
muß wissen, wohin man damit will, man muß wissen, mit welchem Ziel 
also das Gespräch geführt werden soll und mit welchem Selbstbewußt
sein man darangeht. Nicht überheblichkeit, wie sie heute uns oft zu eigen 
ist, wie wir das Wort »stellvertretend für andere zu sprechen" häufig miß„ 
brauchen, sondern mit einem Selbstbewußtsein, das wirklich dem Gehalt 
entspricht, und ich teile die Auffassung, man sollte eine Lage schaffen, 
in der nicht die Kapitulanten oder nicht bloß die Kapitulanten mit der 
anderen Seite Gespräche suchen. Das wäre für alle Teile besser. Im 
übrigen - wir haben das in München gesagt, das gilt heute noch, wenn 
auch vieles andere noch hinzugekommen ist....'..: Das Verhältnis der Teile 
Deutschlands zueinander wird in den ganzen Ausmaßen genau erst 
umrissen und abgesteckt werden können, wenn wir uns sagen dürfen, 
die Beziehungen zu der Großmacht im Osten, zur Sowjetunion, 
sind nach bestem Wissen und Gewissen von uns als normale Bezie
hungen bis in die letzten Tiefen ausgelotet werden. Da§.l können wir 
heute - bei Gott - noch lange nicht sagen, und infolgedessen ist 
das, was uns da nun alles wieder dazwischengefunkt wird, mit der 
Notwendigkeit, auf einer Zwischenstation andere Gespräche zu führen, 
viel zu wenig klar. Das ist die eigene Schuld der Bundesrepublik, daß 
das so wenig klar ist. Ich teile nicht die Auffassung, daß die innere Ver
klammerung der Teile Deutschlands und daß die Annäherung der Teile 
Deutschlands von bestimmten Voraussetzungen abhängig gemacht werden 
soll, nämlich nur dann, wenn dort Tauwetter herrscht. Das mag eine Auf
fassungsv,erschiedenheit ersten Grades sein. Ich bin der Oberzeugung, 
genau umgekehrt wird ein Schuh draus. Wir müssen uns redlich be
mühen, der Auseinanderentwicklung der Teile Deutschlands auf den 
Gebieten, die ich umriß und die nicht irgendwelche illusionäre, sind, ent
gegenzuwirken. Dann wird es leichter sein, das Verhältnis von Mensch 
zu Mensch und auch von Gruppen zu Gruppen über die Zonengrenzen 
hinweg in einen demokratischen Rahmen hineinzubringen. 
Ich halte es für absurd, zu erwarten, daß die Krisenerscheinung auf der 
anderen Seite erst abgewartet oder herbeigeführt werden muß. In der 
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Lage sind wir ja nun heute, daß die offizielle Politik in Bonn auf die 
Krise und die Eruption drüben wa:rtet. Wer das mir nicht glaubt, der 
lese es bei Walter Lippman nach. Dort findet er es, dort wird 
er es vielleicht glauben, und Lippman beruft sich wieder auf Leute, 
die es auch wissen müssen. Er beruft sich auf Gespr~che mit deutschen 
und anderen Staatsmännern., die ihm -vor Jahren haargenau vorausgesagt 
haben, wann, kalende:rtag-genau, die Krise dort eintreten wird. Uhd 
umgekehrt: Ulbricht lebt auch von der Erwartung, daß wir in West
deutscltland in die, wre er sagt, zyklische Krise hineingezogen werden 
müssen. Aus diesem Teufelskreis muß die deutsche Politik heraus, min
destens muß die Anstrengung der SPD in dieser Richtung gehen. Und 
sie wird eines Tages recht behalten, und alle werden stolz sein dürfen, 
die sich in dieser Haltung nicht haben beirren lassen. (Starker Beifall.) 

Ich gebe dem Genossen Reventlow recht, wenn er sagt oder bemängelt, 
daß in unserer Resolution nicht alles stehe, was man sagen müsse über 
unser Verhältnis zum totalitären Regime. Nai.n, das tut's nicht. Ich möchte 
es auch nicht da drin haben. Ich möchte nicht, daß wir fortgesetzt und 
immer wieder aus irgendwelchen Gründen, die sehr ehrenwert sein kön
nen, alles sagen, was überhaupt zu irgendeiner Sache und über sie hinaus 
zu sagen ist. Wir diskutieren auf diesem Parteitag noch ein Grundsatz
programm, und dann werden wii: sehen, ob das drinsteht, was dazu drin
stehen soll. Ich nehme an, es steht drin. Es können darüber verschiedene 
Meinungen herrschen; dann können wir Änderungsanträge stellen. Aber 
das alles muß doch nicht jeden Tag jeden Schritt beschweren. Ich meine 
jetzt in der Form und in der Art, in der wir unsere Schritte einleiten. 

Genossen! Eine andere Meinungsverschiedenheit: Wir dürften nicht oder 
sollten nicht an die KommunistJtsche Partei der Sowjetunion appellieren. 
Ein anderer begrüßt es gerade. Ich bin der Überzeugung, zu der ich auch 
stehe: Wenn es um die Freiheit geht, dann appelliert man an jeden, und 
dann wend.et man sich an jeden, und zwar nicht in dem Ellltlarvungston: 
Wir wissen ja, daß sie es nicht geben werden, sondern solange es geht 
und solange die Kraft reicht, in dem Bemühen, den anderen dazu zu 
bringen, daß er ein Stück von d1ieser Freiheit gewährt. (Starker Beifall.) 

Ich bin gefragt worden, warum ich nichts darüber gesagt hätte, daß die 
Sozialdemokraten in die Bundeswehr gehen müßten. Nehmt mir das 
nicht übel, wenn ich darauf zunächst einmal mit einer etwas ironisch 
klingenden Gegenfrage antworte, nämlich was wohl geschrieben oder 
gesagt würde, wenn ich etwa gesagt hätte oder sagen würde: Alle hinein 
in die Bundeswehr! (Sehr wahr!) Ich weiß schon. Dann hätte das Echo 
gelautet: Er will sie unterwandern! (Große Heiterkeit.) 

Bitte, entschuldigt einmal, oder nicht? Was wären daran für Geheimnisse 
geknüpft worden! Aber morgen früh kann man das nachlesen. Ich habe 
nichts an dieser Stelle geändert, und ich hoffe, manchem - gleich.gültig, 
ob ich. dieselbe Meinung haibe oder nicht - gibt das einiges zu denken. 

Ich möchte jedenfalls eines ganz ernst dazu sagen: Meine Auffassung in 
dieser Frage ist, wir sollten nicht durch eine Abstinenz dazu beitragen, 

175 



daß es eine Armee gibt, in der es nur Gegner und gegen Sozialdemokraten 
eingeimpfte Leute gibt, aus vielen Gründen, aus sehr vielen Gründen. 
(Sehr starker Beifall.) 

Ich .gehöre, das sage ich offen, zu den altmodischen Leuten, für die der 
sogenannte Klassenbegriff noch nicht überwunden ist. (Beifall.) Auch 
aus dem Grund möchte ich nicht, daß das ein Instrument für solche 
Zwecke wird, wie ich sie in meinen Ausführungen darzulegen versucht 
habe. 

Zum Scllluß, liebe Genossinnen und Genossen: Ich bitte darum, daß auch 
jene Genossen, die in dieser oder jener Frage nicht nur eine ·<;1ndere 
Nuance, sondern eine schärfere oder auch etwas anders gerichtete Willens
kundgebung haben möchten, ich bitte darum, daß die kritischen, daß die 
bohrenden, daß die innerlich beunruhigten Mitglieder und Funktionäre 
in unserer Partei nicht müde werden und nicht etwa den Weg einschla
gen, den manche aus solcher Auffassung heraus einschlagen, nämlich zu 
sagen: Es hat ja alles keinen Zweck! Sie können nur mit dieser Partei 
und in dieser Partei das erreichen, was im Herzen bei ihnen brennt, rund 
auch, wenn Sie in taktischer oder verwandter Beziehung mit diesem oder 
jenem, was heute zu beschließen möglich ist, nicht einverstanden sein 
mögen, und auch, wenn der eine rund andere in dieser oder jener Frage 
einmal in der Minderheit bleiben sollte, dann sollte er sich sagen: Ich, 
muß, gerade ich muß als ein Stück Sauerteig dabei sein, dabei bleiben 
und mitwirken. Ich danke Ihnen. (Starker, langanhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Ich. rufe zu
nächst auf den Antrag 203 - Entschließung zur Wehrpolitik - und darf 
erneut darauf aufmerksam machen, daß bei Annahme dieser Entschlie
ßung die Anträge 15 bis 17, 24 bis 30, 32 bis 39 und 42 erledigt sind. 

Ich frage den Parteitag: Wer für die Annahme dieser Entschließung -
Antrag 203 - ist, den bi'tte ich, die Stimmkarte zu erheben. - Ich bitte 
um die Gegenprobe. - Gegen acht Stimmen. (Widerspruch.) 

Ich bitte um Mitteilung der Enthaltungen. - Ich zähle sechs Enthaltun
gen. Ich stelle fest, daß die Entschließung bei sechs Enthaltungen gegen 
acht Stimmen angenommen ist. (Zurufe.) 

Also, wir wollen uns nicht darüber streiten, ob es sechs oder acht oder 
zehn Stimmen sind. Es waren nur einige Stimmen, das kann nicht an
gezweifelt werden. 

Noch nicht erledigt ist der Antrag 31. Hier wird vorgeschlagen, ihn dem 
Parteivorstand zu überweisen. Es erhebt sich kein Widerspuch. Es ist 
so beschlossen. 

Wir kommen dann zum Antrag 202. Ich wiederhole, daß bei Annahme 
des Antrags 202 erledigt sind die Anträge 13, 15 bis 17, 19, 24 bis 27, 34, 
39 und 41. 
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Wer für den Antrag 202 ist, den bitte ich die Stimmkarte zu erheben. -
Danke schön. Ich bitte wn die Gegenprobe. - Ei.nie Gegenstimme. Ich 
bitte um Enthaltungen. - Eine Enthaltung! Ich stelle also fest, daß die 
Annahme gegen eine Stimme bei ~er Enthaltung erfolgt ist. 

Noch nicht erledigt ist der Antrag 40. Hier wird Ablehnung vorgeschlagen. 
Widerspruch erhebt sich nicht. (Lebhafter Widerspruch.) 

Ich darf darauf aufmerksam machen, daß ,ich auf diesen Abstimmungs
vorgang bei Eröffnung der Diskussion ausdrücklich hingewiesen habe. 
(Zurufe: Abstimmen lassen!) 

Das wäre also der Fall, obgleich man mit Annahme des Antrags 202 an 
sich aucll diesen Antrag erledigt hätte. Aber bitte, es wird noch einmal 
Abstimmung gewünscht. Wer für die Annahme des Antrags 40 ist, den 
bitte ich um ein Zeichen.•- Danke. Ich bitte um die Gegenprobe. - Das 
letzilere war zweifällos die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt worden. 
Damit haben wir den Punkt 3 a erledigt. Wir kommen jetzt zum Punkt 3 b. 
Bevor der erste Referent das Wort erhält, sdtlage ich vor, eine Pause von 
fünf Mi.nuten zu machen. Der Parteitag ist einverstanden. 

(Unterbrechung -der Sitzung von 16.24 bis 16.30 Uhr.) 

Vorsitzender Max Brauer : Genossinnen und Genossen! Wir setzen 
unsere Beratungen fort. 

Bevor ich dem Referenten das Wort erteile, möchte icll dem Parteitag 
Kenntnis geben von folgendem Telegramm: 

,,Die Gruppenleitung Werften der IG Metall Hamburg wünscht 
Eurem Parteitag erfolgreiche Arbeit und einen guten Verlauf. Die 
Gruppenleitung Werften hat sich eingehend mit der Verschleude
rung der Howaldtswerke Hamburg AG befassen müssen und bittet 
den Parteitag, alles Mögliche zu veranlassen, um die Verschleude
rung zu verhindern. Mit besten gewerkschaftlichen Grüßen Rappeport." 

Genossinnen und Genossen! Am heutigen Tag sind die Arbeiter der 
Howaldtswerke in Hamburg in einen Warnstreik eingetreten, und 'nahe
zu einmütig ist die Arbeitsniederlegung für diesen einen · Tag erfolgt, 
um damit dem Protest Ausdruck zu geben, daß die Howaldtswerke an 
eine private Interessentengruppe verkauft werden. (Beifall.) 

Ich schlage dem Parteitag vor, an die Betriebsratsvorsitzenden der Ham
burger Howaldtswerke folgendes Telegramm zu richten: 

„Der SPD-Parteitag begrüßt mit Sympathie den Widerstand der 
Belegschaft der Hamburger Howaldtswerke AG gegen die V er
schleuderung der Werft und für die Erhaltung ihrer Arbeitsplätze." 
(Beüall.) 

Ich glaube, daß ich ohne Abstimmung feststellen kann, daß Sie mit die
sem Telegramm an die Belegschaft einverstanden sind. Ich stelle das 
fest. (Beifall.) 
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Nunmehr erteile ich unserem Referenten, Herrn Dr. Heinrich Deist, das 
Wort zu seinem Vortrag zu Punkt 3 b der Tagesordnung 

Wirtschaftspolitik 

Dr. Heinrich Deist: Genossinnen und Genossen: Sehr verehrte Gäste! 
Ich habe heute ein Gebiet zu behandeln, das verhältnismäßig trocken 
und nüchtern ist, und das leider, muß ich sagen, in den letzten Jahren 
in der Sozialdemokratie stark vernachlässigt worden ist. Das wiegt be
sonders schwer in einer Partei, an deren Beginn die Erkenntnis stand, 
wie wichtig ökonomische Fragen für das gesellschaftliche Leben sind. 
Ich habe mich dazu noch mit einem Spezialproblem aus dem großen 
Gebiet der Wirtschaftspolitik zu befassen, nämlich mit den Ordnungs
grundlagen der Wirtschaft. Ein ganz spezieller Bereich! Aber ich brauche 
nur drei Stichworte zu sagen, um klarzumachen, welche Bedeutung diese 
Fragen doch für uns· als sozialistische Bewegung haben: persönliches 
Eigentum, öffentliche Kontrolle und Gemeineigentum. 

Wer die Geschichte der Sozialdemokratie kennt, weiß, wie auf allen gro
ßen Parteitagen um diese Fragen gerungen worden ist. Letztlich geht es 
auch bei diesen Diskussionen um den Kern sozialistischer Vorstellungen. 
Es geht um die Frage, ob es einen wesentlichen Unterschied gibt zwi
schen der sozialistischen Bewegung und allen jenen anderen politischen 
Bewegungen, die - ob nach Katastrophen oder ohne Katastrophen -
ohne Schwierigkeiten in der Lage sind, mit neuem Firmenschild und 
neuem Programm vor die nicht einmal sehr erstaunte Öffentlichkeit zu 
treten. Es geht um die Frage: Gibt es für den Sozialismus letzte Ziele, 
letzte Grundwerte, die ihn von anderen politischen Bewegungen unter
scheiden, und werden sie in unserer täglichen politischen Praxis beachtet? 
Und weil es um das Grundproblem geht, und weil wir diese Frage als 
sozialistische Bewegung ernst nehmen müssen, darum sollten wir uns 
kurz einmal Klarheit darüber verschaffen: Was ist das letzte Ziel sozia
listischer Bewegung, das unabdingbar sein müßte? Gibt es einen beson
deren Weg der sozialdemokratischen Bewegung zu diesem Ziel, der viel
leicht diskutierbar sein könnte? Und was sind Mittel auf diesem Weg, 
Mittel, die sich immer nach der jeweiligen Situation richten müssen und 
einzig an dem Kriterium gemessen werden können, ob sie geeignet sind, 
uns auf dem Wege zum Ziele vorwärts zu bringen. 

Genossinnen und Genossen! Letzte Ziele pflegen irgendwie Leitbilder zu 
sein. Das heißt: sie entziehen sich der Erfassung in festen Begriffen und 
in starren Formeln. Aber all das, was wir unter Sozialismus verstehen, 
kreist im Grunde genommen um zwei -Dinge. Einmal um die Achtung 
vor der Würde des Menschen, die einschließt, daß alle Menschen letzten 
Endes ein Anrecht auf gleiche Achtung haben, und zweitens um die Frei
heit des Menschen; das heißt: die Freiheit eines jeden einzelnen, in dieser 
Welt sein Leben eigenverantwortlich gestalten zu können. Wenn wir die 
programmatischen Kundgebungen der Sozialdemokratie verfolgen, dann 
finden wir vom Kommunistischen Manifest bis zum Entwurf des Grund
satzprogramms diese letzten Grundwerte sozialistischer Oberzeugung be
stätigt. Das Kommunistische Manifest spricht von einer Gesellschaftsord-
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nung, ,,worin die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die 
freie Entwicklung aller ist." Und in unserem Grundsatzprogramm heißt 
es in dem ersten Satz zu den Grundwerten: ,,Der Sozialismus will eine 
Welt gestalten, in der die Würde des Menschen unantastbar ist, und in 
der es dem Menschen möglich und erlaubt ist, sein Leben in Freiheit 
verantwortlich zu führen." Diese Freiheit in der Wirklichkeit von heute 
zu gestalten, das ist die große und letzte politische Aufgabe der sozia
listischen Bewegung. Darum haben wir stets gegen politische Unter
drückung und gegen wirtschaftliche Ausbeutung gekämpft. Darum kämp
fen wir heute insbesondere gegen den gesellschaftlichen Zwang, der uns 
mit tausend Fasern fast unbemerkbar und überall erfaßt. Und darum 
kämpfen wir für mehr Freizeit! Nicht, weil wir meinen, es müsse weni
ger gearbeitet werden, sondern weil wir mehr freie Zeit für die Men
schen haben möchten, in der sie ihr Leben in Freiheit und eigener Ver
antwortung gestalten können. Diese Freiheit ist letztes und 1.U\abding
bares Ziel des Sozialismus. Niemand hat ein Recht, dieses große Ziel 
der politischen Gestaltung eines freiheitlichen Lebens dadurch abzuwer
ten, daß er zeitbedingte Mittel zum Selbstzweck aufwertet . 

• Und der Weg des Sozialismus? Die Geburtsstunde der modernen Arbei-
terbewegung fällt zusammen mit dem Kommunistischen Manifest und 
der großen Zeit von Marx und Engels. Seit dieser Zeit wissen wir, daß 
der Mensch ein gesellschaftliches Wesen ist; das heißt, daß er wesentlich 
durch seine wirtschaftliche und gesellschaftliche Umwelt beeinflußt und 
geprägt wird; oder, wie Karl Marx es formulierte: ,,Es ist nicht das Be
wußtsein der Menschen, das ihr Sein, sondern umgekehrt, das gesell
schaftliche Sein, das ihr Bewußtsein bestimmt." Das scheint mir einer 
der wesentlichen Punkte sozialdemokratischer Politik zu sein: der Weg 
zur Befreiung der Menschen, insbesondere der Weg zur Befreiung der 
aufstrebenden arbeitenden Schichten kann nur über eine Umgestaltung 
dieser Umwelt, über eine Neugestaltung der Wirtschaft und der Gesell
schaft gehen. Diese Erkenntnis ist heute so wahr wie vor hundert Jah
ren. Sie ist ein wesentliches Element der sozialistischen Vorstellungswelt. 
Wir wissen heute, · daß es sich hierbei um einen langfristigen Prozeß 
handelt. Und jede Zeit stellt neue Probleme. Darum heißt es in unserem 
Aktionsprogramm ·so treffend: ,,Der Sozialismus wird stets Aufgabe 
bleiben". 
Wir sollten uns aber an einer solchen Formulierung nicht nur berauschen; 
sie enthält eine Verpflichtung. Die Verpflichtung, daran zu denken, daß 
die Grundlagen von Wirtschaft und Gesellschaft täglich, ja stündlich, 
durch die wirtschaftliche und die wirtschaftspolitische Praxis gestaltet 
werden. 

Durch dieses Bekenntnis zu bewußter politischer Umgestaltung der 
Grundlagen von Wirtschaft und Gesellschaft unterscheiden wir uns auf 
der einen Seite von jenen utopisten, die da glauben, der Appell an das 
Gute reiche aus zum Wandel der Welt. Wir unterscheiden uns aber auch 
von allen Liberalisten, die da meinen, es genüge, gewisse Randbedingun
gen der Wirtschaft zu korrigieren; dann werde schon der autonome Ab
lauf der Wirtschaft zu allseitiger Harmonie, zu Freiheit und Gerechtig-
keit führen. ' 
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Dieses Bewußt.sein, daß unsere Vorstellung von der konkreten Freiheit 
des Menschen nur verw,irklicht werden kann über die Umgestaltung der 
sozialen und wirtschaftlichen Grundlagen des Lebens, gehört zu den 
wesentlichen Elementen sozialistischer Politik. Alles andere dürfte je
doch unter den Begriff der Mittel der Politik fallen, die nur daran zu 
messen sind, ob sie geeignet sind, uns vorwärt.s zu bringen. 

Zu dieser Frage der Mittel sozialistischer Politik: Die Sozialdemokratie 
befindet sich seit etwa vierzig Jahren in der Phase der Verwirklichung 
ihrer Vorstellungen. Seit die Sozialdemokratie in Deutschland einen 
festen Stamm treuer Anhänger_ von mehr als einem Drittel der Wahl
berechtigten hat, da sie sich anheischig macht, um die politische Macht, 
das heißt um die Mehrheit zu kämpfen, kann sie sich nicht damit be
gnügen, Zukunftsvisionen aufzustellen oder auch nur grundlegende Ord
nungsprinzipien zu entwickeln, sondern sie muß Klarheit über ihr prak
tisches politisches Handeln schaffen. 

Der Gang der politischen Entwicklung in den letzten vierzig Jahren legt 
uns hier besondere Verpflichtungen auf. In diesen vierzig Jahren haben 
politische Bewegungen, die fetzten Endes den gleichen Ursprung haben 
wie unsere freie sozialistische Bewegung, die Herrschaft über große Teile 
der Welt erlangt, in denen sie die menschliche Freiheit mißachten und 
damit das letzte Ziel und die letzte Aufgabe des Sozialismus verleugnen. 

Daraus ergibt sich für uns die eindeutige Verpflichtung, klarzumachen, 
daß wir alle politischen Mittel ablehnen, die die Freiheit letzten Endes 
in Frage stellen. Es war niemand anders als Rudolf Hilferding, der das 
in einer ausgezeichneten Arbeit über „Das historische Problem" sehr 
deutlich dargelegt hat: In dieser Arbeit, die er kurz vor seinem Tode in 
der Emigration schrieb, befaßte sich Hilferding mit dem Phänomen, daß 
es dem Staat gelungen war, die freie Wirt.schaft - er spricht von der 
autonome~, sich selbst regulierenden Wirt.schaft - unter sein Kommando 
zu bringen und damit der wirtschaftlichen Entwicklung durch die Politik 
neue Ausgangspunkte zu geben - und mit den Konsequenzen aus dieser 
Erkenntnis. Rudolf Hilferding kommt in dieser lesenswerten Arbeit zu 
folgendem Ergebnis: 

„Mit dieser sich selbst regulierenden Wirtschaftsform und ihrer 
Autonomie unlösbar verbunden, weil auf ihr beruhend, sind die 
Rechte der Persönlichkeit, die freie Verfügung über die Produktions
mittel, über die Arbeit.skraft, die freie Entfaltung der Persönlichkeit, 
die freie Ausübung der Wissenschaft, die Meinungsfreiheit. Indem 
der Staat die Autonomie der wirtschaftlichen Gesellschaftssphäre 
aufhebt, hebt er zugleich die persönlichen Rechte auf." 

Genossinnen und Genossen! Das ist ein ernstes Wort. Es besagt nämlich 
kurz: Es gibt kein demokratisches Gemeinwesen, und es gibt keine freie 
Gesellschaftsordnung, wenn nicht auch in der Wirt.schaft als dem wich
tigsten gesellschaftlichen Lebensbereich ein großes Maß von Freiheit ge
sichert wird. Je größer der Zwang, um so geringer die Möglichkeit zur 
Entstehung demokratischen ~ewußt.seins, um so geringer die Möglichkeit 
zu demokratischer Meinungsbildung. (Beifall.) 
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Durch dieses Bekenntnis zu freiheitlicher Gestaltung von Wirtschaft und 
Gesellschaft unterscheiden wir uns eindeutig von allen kommunistischen 
Vorstellungen. 
Lassen Sie mich aber zur Vermeidung von Mißverständnissen noch ein 
Wort sagen. Das mir gestellte Thema heißt „Freiheitliche Ordnung der 
Wirtschaft!" Es trägt ein Ausrufezeichen: Es ist nicht das Bekenntnis 
zu einem Zustand, wie wir ihn heute vor uns haben. Es ist die Forde
rung an die Gegenwart, die Wirtschaft so zu gestalten, daß sie wirklich 
den Ehrennamen einer freiheitlichen Wirtschaft verdient. (Beifall.) 

Dazu gehört eine wirksame Umgestaltung des wirtschaftlichen und sozia
len Lebens. Dabei kann man nicht an der Oberfläche bleiben, sondern 
muß tief in die wirtschaftliche und soziale Wirklichkeit eingreifen. Erst 
so schaffen wir die Voraussetzungen für eine erfolgversprechende Aus
einandersetzung mit unfreien, insbesondere mit kommunistischen Lebens
vorsteilungen. Diese Auseinandersetzung wird letzten Endes nicht durch 
Schwert und Schild entschieden. Entscheidend wird sein, ob die freie 
Welt in der Lage Jst, eine gesündere wirtschaftliche, soziale und damit 
auch kulturelle Ordnung zu schaffen. Damit schaffen wir erst die Vor
aussetzung, unter der wir diese weltweite Auseinandersetzung bestehen 
können. 
Genossinnen und Genossen! Aus diesen drei Feststellungen über Ziel, 
Weg und Mittel sozialistischer Politik ergeben sich ganz bestimmte Kon
se·quenzen für die Wirtschaftspolitik der Sozialdemokratie; Konsequen
zen, die - wie ich einschalten möchte - nicht neu sind, die in der gei
stigen Auseinandersetzung mit den Nachkriegsproblemen in unserE;?r 
Partei bereits ·vor Jahren gezogen wurden und die im Aktionsprogramm, 
im Dortmunder Aktionsprogramm und in der Berliner Neufassung, ihren 
Niederschlag gefunden haben. Darum ist auch das, was ich hier zu sagen 
habe, nichts Neues. Aber wer den letzten Wahlkampf verfolgt hat, dem 
ist sehr deutlich geworden, daß diese Konsequenzen weder uns noch der 
Öffentlichkeit wirklich klargeworden sind. Mir scheint, die Zeit, in der 
wir über tatsächliche oder vielleicht sogar nur vermeintu'che Auffas
sungsunterschiede mit unverbindlichen Kompromißformeln hinweggehen 
konnten, ist vorbei. Es kommt entscheidend darauf an, daß wir uns zu 
diesen Konsequenzen auf wirtschaftspolitischem Gebiet klar und unmiß
verständlich bekennen. Von dieser Klarheit hängt ein groß Stück Glaub
würdigkeit der Partei ab. (Beifall.) 

Wer Wirtschaft und Gesellschaft gestalten will, der muß sich zunächst 
mit der Struktur unserer heutigen. Wirtschaft befassen. Ich möchte hier 
- in aller Kürze - zwei zunächst einmal gegensätzliche Feststellungen 
treffen. Das Gesicht unserer Wirtschaft wird im wesentlichen durch den 
starken Konzentrationsprozeß innerhalb der modernbn Wirtschaft und 
damit durch die ständig wachsende Zahl von Großunternehmungen be
stimmt. Es gibt zahlreiche wi~tige Wirtschaftsbereiche, deren Entwick
lung im wesentlichen durch einige wenige große Unternehmungen be
stimmt' ist. Das gilt heute nicht nur für Industrien wie Kohle, Stahl, 
Maschinenba°'- Fahrzeugbau, Chemie und Elektrotechnik. Der Zug zum 
Großunternehmen hat inzwischen auch das ganze große Gebiet der Ge-
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brauchsgüter-, der Nahrungsmittel- und der Genußmittelindustrie er
faßt. Wenn Margarine zu 70 Prozent von einem internationalen Konzern 
produziert wird, wenn die Waschpulverproduktion zu 90 Prozent bei zwei 
Firmen, nämlich bei Sunlicht und Henkel, liegt, wenn 60 Prozent der 
Zigarettenerzeugung auf einen großen Konzern, nämlich Reemtsma, ent
fallen, so sind dies alles Zeichen dafür, wie stark die Struktur der gan
zen Wirtschaft durch diese riesigen Großunternehmungen bestimmt wird. 

Heute schätzt man, daß etwa 60 bis 70 Prozent der gesamten industriel
len Produktion aus Großunternehmen stammen. Diese großen Unterneh
mungen haben die stärksten Möglichkeiten zur Produktivitätssteigerung. 

Von ihnen hängt die ständige Ausweitung der Wirtschaft ab. Auf ihrer 
Leistungsfähigkeit beruht letzten Endes die Fähigkeit der Wirtschaft zu 
einer stetig zunehmenden Steigerung des Lebensstandards. Infolgedessen 
sind diese Großunternehmungen unverzichtbare Bestandteile der moder
nen Wirtschaft. Damit soll nicht jede Konzenträtion gerechtfertigt werden, 
denn häufig sind nicht nur wirtschaftliche überlegungen, sondern auch 
der Machtwille der leitenden Männer von Bedeutung. 

Diese Großunternehmungen sind nämlich nicht nur für den Wirtschafts
prozeß unentbehrlich, sondern sie sind Kommandostellen, deren Inhaber 
- insbesondere mit Hilfe eines weitmaschigen Netzes von Fach- und 
Interessenverbänden, das die ganze Wirtschaft überzieht - über Macht 
verfügen: 
über wirtschaftliche Macht; denn wer in diesen Industriezweigen nicht 
gleich groß und gleich leistungsfähig ist, hat nicht mehr gleiche Chancen 
im Wettbewerb, ist nicht gleich frei in seiner Entwicklung; 

über wirtschaftspolitische Macht; denn in. diesen· Industriebereichen be
stimmen die marktbeherrschenden Unternehmungen durch die Regulie
rung von Angebot und Nachfrage und durch ' die Festsetzung der Preise 
ein gut Teil des Konjunkturverlaufs; das berührt die Wirtschaftspolitik, 
die unter die Verantwortung der wirtschaftspolitischen Führung fällt; 

schließlich verleihen diese Kommandostellen gesellschaftliche und poli
tische Macht; die Geschichte der deutschen Innenpolitik seit dem Jahre 
1948 liefert eine einzige Kette von Beweisen für diese Behauptung. 

Aber, Genossinnen und Genossen, unabhängig von der Feststellung, daß 
die Entwicklung der Großunternehmungen die Machtstruktur der moder
nen Wirtschaft und Gesellschaft bestimmt, ist eine Tatsache nicht aus 
der Welt zu schaffen: In dieser modernen Wirtschaft arbeiten auch heute 
noch Millionen kleiner und mittlerer Betriebe, in denen etwa 50 Prozent 
aller Erwerbstätigen arbeiten. Das sind Betriebe, bei denen das private 
Eigentum die Grundlage ihrer Unabhängigkeit ist - wir wissen, daß 
diese Unabhängigkeit begrenzt ist; bei denen das private Eigentum 
die Grundlage ihrer Bewegungsfreiheit ist - wir wissen, daß auch diese 
Bewegungsfreiheit sehr eingeschränkt ist. Aber immerhin wird diese 
Freiheit im Wirtschaftsleben als ein Wert empfunden, der durch die Ent
wicklung zur Großwirtschaft bedroht ist. Aus diesem Tatbestand haben 
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wir in unserem Aktionsprogramm die Konsequenz gezogen, diese mitt
leren und kleineren Unternehmen, diese Schicht von selbständig Schaf
fenden zu fördern und zu unterstützen und ihr Privateigentum anzu
erkennen. Diese mittleren und kleineren Unternehmungen sterben auch 
nicht aus. Sie sind offenbar als Schicht auch nicht zum Aussterben be
stimmt. Immer wieder fallen kleinere und mittlere Unternehmen dem 
Konkurrenzkampf mit den großen zum Opfer. Aber immer wieder er
geben sich neue Arbeitsgebiete und Betätigungsfelder für kleine und 
mittlere Unternehmungen. Es scheint beinahe so, als wenn die weitere 
Rationalisierung und Automatisierung der Wirtschaft neue Möglichkeiten 
für mittlere und kleine Unternehmen erschließt. Tendenziell setzt die 
Automation Arbeitskräfte frei. Außerdem ergeben sich aus der steigen
den Produktivität Möglichkeiten zu einer Steigerung des Lebensstandards, 
die neue Bedürfnisse und damit Nachfrage nach neuen Gütern und neuen 
Dienstleistungen hervorbringen können. Damit werden .mittlere und klei
nere Unternehmungen neue Betätigungsfelder finden. Sie werden auch 
in Zukunft nicht wesentlich zur Steigerung der Massenerzeugung und 
damit zur Erhöhung des Sozialprodukts beitragen. Aber sie werden sehr 
viele Güter und Leistungen erstellen, mit denen die Menschen ihr Leben 
bei erhöhtem Lebenssta~dard schöner und lebenswerter gestalten können. 

Und mit dE!r großen Zahl von Beschäftigten, die in ihnen tätig sind und 
sein werden, behalten sie - jedenfalls, soweit wir die Entwicklung ab
sehen und beeinflussen können - eine große gesellschaftspolitische Be
deutung, die wir nicht verkennen sollten. 

Eine dritte Feststellung: In dieser Wirtschaft gibt es außerdem noch 
andere Unternehmungsformen: die ·gemeinwirtschaftlichen Unternehmun
gen und die öffentlichen Unternehmungen. Wir hoffen sehr, daß der 
Kreis der gemeinwirtschaftlichen Unternehmungen, der ein neues Wirt
schaftsprinzip in die Wirtschaft einführt, immer größer wird. Die öffent
lichen Unternehmungen haben gerade dort, wo natürliche Monopol- oder 
Oligopol-Situationen drohen, die wichtige Aufgabe, den Wettbewerb zu 
stärken und der einseitigen Marktbeherrschung durch Großunternehmun
gen entgegenzuwirken. 

Das Ergebnis dieser überlegungen ist: Wir haben vor uns nicht eine 
einheitliche Wirtschaft mit einheitlicher Struktur, sondern eine gemischte 
Wirtschaft mit zahlreichen kleinen und mittleren Unternehmungen, ge
meinwirtschaftlichen Unternehmungen und Unterriehmungen der öffent
lichen Hand, die Ausgangspunkte für etwas mehr freie Bewegung in der 
Wirtschaft und Werkzeuge zur Eingrenzung der Macht der Großunter
nehmungen sein können. 

Genossinnen und Genossen! Aus diesem Tatbestand, meine ich, sollten 
wir die erste Konsequenz klar und unmißverständlich ziehen. Sie muß 
meines Erachtens dahin lauten: 

Für eine Partei, die bei Millionen kleinerer und mittlerer Unter
nehmungen das Privateigentum als_ Grundlage-ihrer wirtschaftlichen 
Tätigkeit anerkennt, für eine Partei, in der wichtige Teile - ich er-
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innere an das Programm der DAG - privates wirtschaftliches Eigen
tum der Arbeitnehmer erstreben, für eine solche Partei kann die Be
seitigung des Privateigentums an Produktionsmitteln nicht mehr 
zentrale Forderung und Angelpunkt ihres wirtschafts- und gesell
schaftspolitischen Programms sein. 

Diese Konsequenz wurde bereits in unserem Aktionsprogramm gezogen. 
Aber ich meine, wir sollten Wert darauf legen, daß wir in unserer Hal
tung und in dem Vokabularium, das wir draußen verwenden, diesen 
Tatbestand nicht verwischen. (Beifall.) 

Das zentrale Problem sozialistischer Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 
ist heute ~ie wirtschaftliche Großmacht. 

Ich möchte hier gleich eine zweite Konsequenz anschließen: 

Wenn es richtig ist,- daß die Wirtschaft keine einhejtlicqe Struktur 
hat, sondern vielschichtig ist, dann gibt es für die Lösung wirt
schaftspolitischer Probleme keine Allheilmittel. 

Heilslehren sind hervorragend geeignet, den Gläubigen Trost zu spen
den. Sie sind aber in der Regel ungeeignet, die Probleme des Diesseits 
wirklich zu lösen. Darum sollten wir uns freimachen von der Mono
manie, immer nur auf die institutionellen Fragen der Wirtschaft zu 
starren, als Wl'!nn sozialistische Wirtschaftspolitik sich darin erschöpfte, 
die Frage zu lösen, welche Bedeutung das Eigentum hat. Der Vielschich
tigkeit der modernen Wirtschaft drängen sich so große und so viele Pro
bleme auf, daß wir das ganze umfangreiche und vielfältige Instrumen
tarium der modernen Wirtschaftspolitik benötigen, um dieser Wirtschaft 
wirldich Herr zu werden. Ich möchte das besonders betonen. Es scheint 
mir wichtig, daß wir uns absolut klarmachen, welchen Platz und welche 
Bedeutung die Probleme Privateigentum, öffentliche Kontrolle und Ge
meineigentum im Rahmen unserer wirtschaftspolitischen Vorstellungen 
haben. 

Im Vordergrunde des sozialistischen Wirtschaftsprogramms steht die For
derung nach einer aktiven Wirtschaftspolitik, die eine stetige Ausweitung 
der Wirtschaft, Vollbeschäftigung und Steigerung des Lebensstandards 
sichert. Die großen Aufgaben, die wir uns auf wirtschaftlichem, sozialem 
und kulturellem Gebiet gestellt haben, wären einfach nicht zu lösen, 
wenn wir nicht eine solche; auf steigender Produktivität aufgebaute Wirt
schaftsentwicklung sichern könnten. Darum sind wir Sozialdemokraten 
- und auch das scheint mir zur Klarlegung in der Öffentlichkeit wichtig 
- aus innerer Notwendigkeit eine Partei des wirtschaftlichen Auf-
schwungs. Wir sollten diese Aufgabe nicht gering achten, denn durch 
die tägliche Wirtschaftspolitik, insbesondere durch die Konjunkturpolitik, 
werden die wirtschaftlichen Grundlagen in einem Ausmaß verändert, von 
dem wir uns manchmal wohl keine genügende Vorstellung machen. 

Die zweite Aufgabe, die vor uns steht, heißt: ger~tere Einkommens
und Vermögensverteilung! 
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Wir haben in den letzten Jahren die Erfahrung machen müssen, daß die 
traditionellen Methoden der Finanz-, der Steuer-, der Sozial- und der 
son$tigen Wirtschaftspolitik nicht ausreichen, um wirklich eine ernsthafte 
Veränderung der Einkommens- und Vermögensverteilung herbeizufüh
ren. Das Problem ist sehr vielschichtig. Niemand hat bereits eine End
lösung, ein Rezept zur Hand. Aber wir werden diesem Problem gestei
gerte Aufmerksamkeit widmen müssen. Wir müssen es kurzfristig lösen 
- es liegt auf dem Tisch. Auch diesem Problem kommt zentrale Bedeu
tung zu; denn durch die Eigentums- und Vermögensverteilung wird das 
materielle Fundament gelegt, von dem Bedeutung und Rang des einzel
nen Menschen und der freien gesellschaftlichen Gruppen abhängen. 

Für die Führung einer solchen Wirtschaftspolitik brauchen wir eine Ord
nungsgrundlage. Für eine freiheitliche sozialistische Bewegung kommt 
nur eine freiheitliche Ordnung der Wirtschaft in Frage. In diesem Teil
stück sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik ist auch die Frage nach der 
Bedeutung des Eigentums zu beantworten. Dabei möchte ich von einer 
fundamentalen Fest.stellung ausgehen, die ich am Anfang meiner Aus
führungen getroffen habe. Sie lautete: Wer die Freiheit als einen abso
luten Wert und eine unabdingbare Voraussetzung aller Menschenwürde 
anerkennt, der muß darauf achten, daß er nicht durch die Anwendung 
ungeeigneter politischer Mittel entscheidende Grundlagen einer freien 
Gesellschafts- und Staatsordnung in Frage stellt. 

Heute wird man sagen können, daß die Freiheit der Individuen und die 
Freiheit der gesellschaftlichen Gruppen durch allzu große staatliche 
Machtkonzentration in gleicher oder ähnlicher Weise bedroht wird wie 
durch übermäßige Konzentration wirtschaftlicher Macht. (Lebhafter 
Beifall.) ' 
Je größer die staatliche Macht und je größer der staatliche Einfluß in 
der Wirtschaft ist, um so geringer sind die Möglichkeiten :freier Ent
faltung. Wo der Einfluß des Staates auf die Wirtschaft - wie in den 
Diktaturen - bis zum Exzeß getrieben wird, da ist er gleichbedeutend 
mit dem Verlust aller politischen und wirtschaftlichen Freiheit. Die wirt
schaftliche- Machtkonzentration aber hat heute schon ein Ausmaß erlangt, 
das nicht nur die freie Entwicklung der Wirtschaft, sondern die Grund
lage unserer demokratischen Staatsordnung bedroht. Aus diesen Fest
stellungen möchte ich mit zwei Sätzen eine dritte Konsequenz ziehen. 

Sie lautet: 
So groß die Verantwortung des Staates für eine gesunde wirtschaft
liche Ordnung im Interesse einer freiheitlichen Gesellschaftsordnu!}g 
ist - nicht mehr Staat als nötigt Und in der Wirtschaft: soviel Frei
heit als nur irgend möglich! (Lebhafter B~ifall.) 

Darum muß das Ordnungsprogramm der Sozialdemokratie zumindest 
folgende fünf wichtige Punkte enthalten: 

Eine konstruktive Mittelschichtenpolitik, die weit entfernt sein muß 
von der Konservierung all dessen, was an mittelständischen Be
trieben heute vorhanden ist; eine konstruktive Mittelschichtenpolitik, 
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die auf der grundsätzlichen Anerkennung des Privateigentums der 
mittleren und kleineren Unternehmungen beruht; 

Förderung gemeinwirtschaftlicher Unternehmungen, die an die Stelle 
des Prinzips der Gewinnerzielung das fruchtbare Prinzip gemein
wirtschaftlicher Bedarfsdeckung stellen und damit Träger einer 
neuen Wirtschaftsgesinnung sind; 

wirtschaftliche Tätigkeit der öffentlichen Hand überall dort, wo 
öffentliche Unternehmungen das einzige Gegengewicht gegen die 
Vermachtung ganzer Industriezweige bilden; 

weitgehende Publizität zur Mobilisierung der öffentlichen Meinung, 
damit in der breiten Öffentlichkeit ein waches Gefühl für die Be
deutung und Gefahr wirtschaftlicher Macht entwickelt und Verständ
nis für die Notwendigkeit politischer Gegenmaßnahmen geweckt 
wird; 

als letztes, fünftes und nicht unwichtiges Element: Öffentliche_ Kon-' 
trolle der Kommandostellen der Wirtschaft. 

Diese fünf Punkte sind gleichwertige Bestandteile einer einheitlichen 
sozialistischen Wirtschaftspolitik, deren Ziel es ist, in der Wirtschaft 
größtmögliche Freiheit für alle zu erreichen. 

Die mittleren und kleineren Unternehmungen haben ihren Platz behaup
tet und werden ihn als Schicht auch in Zukunft bewahren. · 
Die Bedeutung der freien Gemeinwirtschaft wird - und das möchte ich 
hier ganz deutlich aussprechen - in Deutschland noch nicht genügend 
erkannt. Es ist kein Ruhmesblatt für uns, daß die Organisationen der 
freien Gemeinwirtschaft in Großbritannien und in den nordischen Staa
ten eine viel größere Rolle spielen als bei uns in Deutschland. Auf der 
einen Seite müßten unsere gemeinwirtschaftlichen Unternehmen, wenn 
es ihnen mit einer konkreten Gestaltung der Wirtschaft ernst ist, viel 
intensiver und viel konstruktiver arbeiten. Auf der anderen Seite sollten 
alle die, die sich mit Worten als Anhänger einer freien Wirtschaftsord
nung bekennen, erkennen, wie wichtig eine große Zahl freier gemein
wirtschaftlicher Unternehmungen für eine freiere Gestaltung der moder
nen Wirtschaft ist. (Lebhafter Beifall.) 

Im Mittelpunkt der Erörterung stehen heute die öffentlichen Unterneh
mungen. Wir sind soeben durch das Telegramm aus Hamburg an das 
Schicksal eines großen und wichtigen Unternehmens des Bundes, näm
lich der Howaldtc;werke, erinnert worden. Die Bundesregierung ist offen
bar bereit, wesentliche Teile der öffentlichen Wirtschaft um jeden Preis 
- ich sage das sehr deutlich: um jeden Preis - an private Kräfte aus
zuliefern. Dabei muß sie wissen - si~, die immer von Freiheit und von 
Wettbewerb in der Wirtschaft spricht - welche Bedeutung gerade die 
öffentlichen Unternehmungen in einer Wirtschaft haben, in der nicht 
mehr sehr viel Freiheit vorhanden ist. Der Versuch der Bundesregierung, 
große Teile der öffentlichen Wirtschaft privater Hand auszuliefern, 
bringt die Gefahr mit sich, daß wichtige Elemente des Wettbewerbs aus
geschaltet und damit bedeutsame Wirtschaftsbereiche der einseitigen Be-
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herrschung durch einige wenige private Großfirmen ausgesetzt werden. 
(Lebhafter Beifall.) 

Darum erheben wir mit aller Deutlichkeit Einspruch gegen ein solches 
Vorhaben, das wichtige Interessen der Allgemeinheit außer acht läßt. 
Darum begrüßen wir den Widerstand, der in diesen öffentlichen Unter
nehmungen insbesondere von der Arbeitnehmerschaft gegen die unver
antwortlichen Pläne der Bundesregierung geleistet wird. (Lebhafter 
Beüall.) 

Genossinnen und Genossen! Damit komme ich zum nächsten Kapitel, der 
öffentlichen Kontrolle wirtschaftlicher Großmacht. Ich möchte auch hier 
aus meinen einleitenden Bemerkungen eine weitere Konsequenz ziehen: 

Wenn es richtig ist, daß die Wirtschaft so vielfältig ist, wie ich es 
darstellte, wenn es richtig ist, daß die großen Unternehmungen im 
Hinblick auf ihre Größe, ihre Macht und ihre wirtschaftliche Be
deutung sehr verschieden zu bewerten sind, dann kann es kein all
gemein gültiges Kontrollschema geben, sondern nur ein Bündel von 
Kontrollmöglichkeiten. 

Aus dieser Erkenntnis müssen wir folgern: Wo normale Fachaufsicht in 
der Wirtschaft genügt, sollten nur Fachaufsichtsorgane tätig werden. Wo 
Wettbewerbsbeschränkung und Marktbeherrschung eine Rolle spielen, 
muß eine wirksame Kartell- und Monopolaufsicht geschaffen werden. 

Wo darüber hinaus die Investitionen, das Absatzwesen und die Preis
gestaltung im öffentlichen Interesse eine überbetriebliche Regelung ver
langen, müssen besondere Kontrollorgane geschaffen werden. Wo alle 
diese Mittel nicht ausreichen, um eine gesunde wirtschaftliche Entwick
lung, eine gerechte Sozialordnung und die Grundlagen einer demokra
tischen Staatsordnung zu sichern, da muß Privateigentum in Gemein
eigentum - als der stärksten Möglichkeit öffentlic..her Kontrolle - über
führt werden. In diesen begrenzten, aber für die Machtstruktur ent
scheidenden Bereichen der Wirtschaft hat das Gemeineigentum seinen 
legitimen Platz. Damit ergibt sich eine weitere Konsequenz: 

Privateigentum und Gemeineigentum sind für den freiheitlichen 
Sozialisten keine sich ausschließenden Gegensätze; sie ergänzen und 
bedingen sich gegenseitig. 

Genossinnen und Genossen! Wir leben in einer schnellebigen Zeit. Wer 
hätte im Jahre 1952, als wir das Dortmunder Programm beschlossen, 
gedacht, daß die Entwicklung der Atomenergie, die Frage: öffentliches 
oder privates Eigentum in einigen Jahren erneut auf die Tagesordnung 
stellen würde? Ob und welche Zweige der Wirtschaft in Gemeineigentum 
überführt werden müssen, ist jeweils von dem Stand der wirtschaft
lichen, gesellschaftlichen und politischen Entwicklung abhängig. Wir soll
ten eine Methode finden, die uns und der Öffentlichkeit die Entschei
dungsfreiheit für den Augenblick, in dem wirklich eine Entscheidung 
getroffen werden muß, in jeder Hinsicht wahrt. Die Konsequenz, die sich 
daraus ergibt, möchte ich sehr deutlich aussprechen: 
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Umfangreiche Sozialisierungskataloge sind für eine Partei, von der 
der Nachweis erwartet wird, daß sie praktische Wirtschaftspolitik zu 
betreiben in der Lage ist, keine brauchbaren Mittel der Politik. 

Kataloge beruhigen sehr leicht die Gewissen, und - was viel schlimmer 
ist - : je umfangreicher sie sind, um so unverbindlicher sind sie letzten 
Endes. 

Genossinnen'und Genossen! Auch hier darf kein Raum für Zweideutig
keiten bleiben. Es darf keinen Bruch geben zwischen unserer politischen 
Doktrin und unserer konkreten Politik. (Lebhafter Beifall.) 

Zwischen unserer politischen Doktrin und dem konkreten Handeln darf 
es keinen Zwischenhandel mit Antiquitäten geben. Unser praktisches 
Handeln muß sich ohne Bruch aus unserer politischen Grundkonzeption 
ableiten lassen. 

Dann ein weiteres, Genossinnen und Genossen: Politik ist eine konkrete 
Angelegenheit: Wenn wir der Öffentlichkeit deutlich machen wollen, daß 
dieser oder jener Industriezweig in Gemeineigentum überführt werden 
muß, dann genügt es nicht, das zu deklamieren und zu proklamieren, 
sondern dann müssen wir sehr deutlich und sehr konkret sagen, welcher 
Industriezweig Und mit welchen Methoden er in Gemeineigentum über
führt werden soll und wie er dann als Gemeineigentum wirtschaftlich 
geführt werden kann. 

Schließlich ist die Uberführung in Gemeineigentum ein wichtiger Akt 
gesellschaftlicher Neugestaltung. Deshalb haben wir immer gesagt, daß 
wir für einen so wichtigen Vorgang eine breite Mehrheit des Volkes 
wünschen. Wenn wir unser. Wort und unseren Kampf um die politische 
Macht ernst nehmen, dann ist der Zeitpunkt für Entscheidung_en in dem 
Augenblick gekommen, in dem wir an die Wähler appellieren. In einem 
solchen Augenblick genügen allerdings allgemeine Deklamationen nicht; 
danp. müssen wir ein konkretes, gründlich vorbereitetes Programm vor
legen. Ein solches Verfahren zwingt aber auch zu ernsthaften Konsequen
zen: wenn wir die Zustimmung der Mehrheit der Bevölkerung erringen, 
sind wir auch wirklich zum Handeln verpflichtet. (Sehr richtig!-Rufe.) 

Genossinnen und Genossen! In der augenblicklichen wirtschaftlichen, ge
sells_chaftlichen und politischen Situation gibt es ein großes Gebiet der 
Wirtschaft, auf dem die Frage Gemeineigentum konkret gestellt ist. Hier 
muß sie gelöst werden, und zwar in verhältnismäßig kurzer Zeit. Das 
ist das Gebiet der Energiewirtschaft! Hier hat sich deutlich gezeigt, daß 
private Unternehmungen auf der Grundlage des Privateigentums einfach 
nicht mehr in der Lage si,nd, die energiewirtschaftlichen Probleme, die 
vor uns stehen, zu lösen. (Lebhafter Beifall.) 

Das gilt in erster Linie für den Kohlenbergbau. Hier machen wir seit 
Jahren die merkwürdigsten Feststellungen. Seit Jahren kann der Koh
lenbergbau in seiner privaten Form die ordnungsgemäße Versorgung der 
Verbraucher nicht mehr sicherstellen. Es ist ihm in privater Form ein-
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fach nicht möglich, Einfuhr und eigene Förderung sinnvoll aufeinander 
abzustimmen. Infolgedessen leiden bei hoher Konjunktur wichtige Ver
braucher, wie die Versorgungswirtschaft und der Hausbrand, Not. Und 
wenn eine kleine Rezession, ein kleiner Konjunkturrückgang auftritt, 
werden plötzlich sinnlose und unsoziale Feierschichten eingelegt. · Jede 
Lohnverhandlung, und sei es die kleinste, macht bei dieser privaten 
Struktur des Kohlenbergbaues unendliche Schwierigkeiten. Und die Preis
politik der privaten Kartelle führt immer wieder zur Unzeit zu Preis
erhöhungen, die das gesamte Preisniveau erschüttern. 

Warum diese Unzulänglichkeiten auf dem Gebiet des Kohlenbergbaues? 
Sie sind in der Struktur der privaten Kohlenwirtschaft begründet. 

Der deutsche Kohlenbergbau ist in zahlreiche zum Teil große und lei
stungsfähige, zum Teil kleine und leistungsschwache Unternehmungen 
zersplittert. Die kleineren Unternehmungen sind nicht einmal in der 
Lage, aus ihren Gewinnen die notwendigen Investitionen zu schaffen. 
Sie geraten immer stärker ·in technischen Rückstand und üben einen 
Druck auf die Preise nach oben und auf die Löhne nach unt-en aus. Was 
aber noch wichtiger. ist: Der Kohlenbergbau ist in seiner Preisgestaltung 
allmählich an eine Grenze gekommen, die er nicht mehr wesentlich über
schreiten kann. Einfuhrkohle und Heizöl werden zum Beispiel heute in 
vielen Teilen Deutschlandl zu geringeren Preisen als deutsche Kohle an
geboten. Das heißt: der Kohlenbergbau ist auf dem privatwirtschaft
lichen Wege der Preiserhöhung einfach nicht mehr in der Lage, sich die 
notwendigen Investitionsmittel zu sichern und einen angemessenen Lohn
standard der Bergarbeiter aufrechtzuerhalten. Der beste Beweis dafür 
ist die aus öffentlichen Mitteln gezahlte Bergarbeiterprämie. 

Und ein dritter Grund: Kohlenbergbau - mancher mag das ungern 
hören - ist nur in langfristiger Planung zu betreiben. 

Das Abteufen eines neuen Schachtes dauert zehn bis fünfzehn Jahre. Je 
Schachtanlage ist ein Kapitalaufwand von einer halben bis zu einer 
Dreiviertelmilliarde notwendig. Unter diesen Umständen stellt der pri
vate Kapitalmarkt dem Kohlenbergbau das erforderliche Kapital nicht 
zur Verfügung, weil er gar nicht weiß, wie die Energiewirtschaft - ins
besondere im Hinblick auf die Entwicklung der Mineralölwirtschaft und 
der Atomwirtschaft - in zehn bis fünfzehn Jahren aussehen wird, wenn 
der neue Schacht anfängt, voll zu fördern. 

Und schließlich eine sehr ernste vierte Feststellung: Es kommen neue 
Energien auf den Markt. Die Produktivität der übrigen Wirtschaft steigt 
durch die Möglichkeiten der Rationalisierung und der Automatisierung 
sehr schnell. Der Kohlenbergbau wird - da bei ihm die Möglichkeiten 
zur Produktivitätssteigerung begrenzt sind - relativ immer mehr hinter 
der übrigen Wirtschaft zurückstehen. Er ist daher gezwungen, sich dieser 
Entwieklung im Rahmen eines langfristigen Energiewirtschaftsplanes an
zupassen. Er muß möglicherweise auch seine Förderung anpassen, viel
leicht ungünstige Zechenanlagen aufgeben, vielleicht an neuem Platz auf 
günstigerer Kohle neue Anlagen errichten. Ein solcher Umstellungsprozeß 
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muß langfristig und systematisch geplant werden, wenn er ohne große 
wirtschaftliche Verluste und untragbare soziale Schäden erfolgen soll; 
denn wir möchten nicht, daß der Bergmann derjenige ist, auf dessen 
Rücken eine solche Entwicklung ausgetragen wird. (Beifall.) 

Der Bergmann steht in diesem Fall für uns als Repräsentant der gesam
ten Arbeitnehmerbewegung. 

Genossinnen und Genossen! Diese kurze übersieht zeigt deutlich: Alle 
diese Probleme können durch private Bergbauunternehmungen einfach 
nicht gelöst werden. Die Bundesregierung hat zwar, wie der Bundes
wirtschaftsminister festgestellt hat, in der Vergangenheit Milliarden
beträge in den Bergbau hineingepumpt; aber sie hat nicht ein einziges 
Problem auch nur der Lösung näher gebracht. 

Trotzdem verfügt dieser Bergbau über eine starke wirtschaftliche und 
politische Macht. Wir sollten das nicht verkennen. Er ist mit den ande
ren Grundstoffindustrien ein wesentlicher Bestandteil der Machtstruktur 
unserer modernen Wirtschaft; denn es steht nicht jede Gruppe allein in 
der Wirtschaft, ihre Macht beruht auf ihrem Zusammenwirken. Außer:.. 
dem besteht im Bergbau seit über 65 Jahren ein Absatzmonopol; es gibt 
keinen freien Wettbewerb, sondern es gibt nur die geschlossene Ver
bandsmacht des gesamten Bergbaus. Darum "1urde der Kohlenbergbau 
in den Jahren 1919 bis 1956 öffentlicher Kontrolle unterworfen. Zahl
reiche Unternehmungsmaßnahmen - insbesondere die Preispolitik -
waren von öffentlicher Genehmigung abhängig. Es war der Bundes
regierung vorbehalten, im Jahre 1956 durchzusetzen, daß die öffentliche 
Kontrolle im Kohlenbergbau zum erstenmal seit etwa vierzig Jahren 
beseitigt und wichtige, die gesamte Wirtschaft berührende Entscheidun
gen einem privaten Kohlenkartell überlassen wurden. Aber nicht nur 
wirtschaftliche Macht hat dieser Kohlenbergbau, sondern auch politische 

· Macht. Das beste Beispiel dafür bietet die letzte Kohlenpreiserhöhung. 
Damals machte sich der Bundeswirtschaftsminister auf den Weg nach 
Essen. und wagte in der Nacht vom 1. auf den 2. Oktober 1957 eine Macht
probe mit dem Kohlenbergbau - die er ganz eindeutig verlor. Bei dieser 
Auseinandersetzung hat der Kohlenbergbau gezeigt, wer in der Kohlen
politik die Macht in Händen hat, ob die Regierung oder die Verbände 
des Kohlenbergbaus. (Beifall.) 

Genossinnen und Genossen, ich möchte auch das deutlich sagen: Auch 
die Feierschichtenpolitik mit ihren willkürlichen und unsozialen Feier
schichten, die letzten Endes wirkungslos und wirtschaftlich sinnlos sind, 
hat ganz offenbar viel mehr politische als wirtschaftliche Hintergründe. 

Aus allen diesen Gründen können die entscheidenden Kohlenwirtschafts
probleme und das Problem der unangemessenen Machtstellung des Koh
lenbergbaus nur gelöst werden, wenn endlich die jedenfalls im Kohlen
bergbau überholte und rückständige Form privater Wirtschaftsführung 
aufgegeben und der deutsche Kohlenbergbau - wie der Kohlenbergbau 
in den großen, freien Kohlenländern Europas, nämlich Großbritannien 
und Franlqeich - in Gemeineigentum überführt wird. (Beifall.) 
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Genossinnen und Genossen! Der Kohlenbergbau ist nur ein Teil der 
Energiewirtschaft. Die neu aufkommende Atomwirtschaft sprengt den 
Rahmen der privaten Wirtschaft völlig. Die Ausbildung der Physiker, 
Chemiker und Ingenieure sowie Forschung und Entwicklung verlangen 
riesige finanzielle Mittel, die nur von der öffentlichen Hand aufgebracht 
werden können. Die Errichtung eines leistungsfähigen Atomkraftwerks
erfordert einen Kapitalaufwand, der ebenfalls zu einem erheblichen Teil 
von der Öffentlichkeit getragen werden muß. Und im übrigen führt 
der Bau großer leistungsfähiger Atomkraftwerke zu der bisher größ
ten Kapitalkonzentration; das heißt, wir werden auch in- der Atomwirt
schaft nur wenige große Kraftwerke mit einer riesigen Leistungsfähig
keit haben. Wer über sie verfügt, hat eine starke wirtschaftliche Macht
stellung. Ich darf schließlich auf die bei der Atomenergieerzeugung ent
stehenden Strahlungsgefahren hinweisen. Niemand kann - ebensowenig 
wie Flugzeugunglücke und Eise:µbahnkatastrophen - Katastrophen bei 
den Atomkraftwerken verhindern. Das Verhalten der privaten Wirt
schaft - besonders in den mit hohen Gefahren verbundenen Industrie
zweigen - hat sehr deutlich gezeigt, daß private Unternehmungen nicht 
immer bereit sind, die im Interesse der Gesundheit und öffentlichen 
Sicherheit notwendigen Maßnahmen zu treffen. (Beifall.) 

Darum gehören Atomkraftwerke ebenso wie Kernbrennstoffe in öffent
liche Hand. (Beifall.) 

Es gibt aber noch ein wichtiges drittes Kapitel der Energiewirtschaft! 
Die Mineralölwirtschaft der Welt wird von fünf großen internationalen 
Konzernen beherrscht, von denen drei durch Tochtergesellschaften den 
Mineralölmarkt in Deutschland bestimmen. Sie verfügen über riesige 
Rohölvorkommen, sie verfügen über große Welttankerflotten, sie ver
fügen über leistungsfähige Tankstellensysteme und sonstige Vertriebs
mittel und haben damit erhebliche Macht. Wer auf sie angewiesen ist, 
befindet sich, wie wir es während d~r Suezkrise erlebt haben, in schwe
rer Abhängigkeit. Sie machen von dieser Macht auch Gebrauch! Ich er
innere an die Angrüfe der Mineralölwirtschaft auf die Europäische Wirt
schaftskommission, als diese sich erdreistete, die Ergebnisse einer En
quete zu veröffentlichen, aus der sich deutlich die Monopolstellung und 
der Einfluß der großen internationalen Ölkonzerne ergab. Ich erinnere 
an die Preispolitik der deutschen Mineralölkonzerne vor und nach der 
Suezkrise. Wir erleben heute, wie die Mineralölwirtschaft gegen das 
Frisia-Projekt des Herrn Duttweiler ankämpft. Und wir wissen schließ
lich, daß sich die Mineralölwirtschaft mit ihren Investitionsvorhaben 
rücksichtslos über alle langfristigen Energiewirtschaftsplanungen der 
europäischen und deutschen öffentlichen Stellen hinwegsetzt. Wenn irgend 
jemand die Mineralölwirtschaft zwingen kann, sich in eine konstruktiv 
geplante langfristige Energiewirtschaftspolitik einzugliedern, dann nur 
der Staat; denn nur er verfügt über die Mittel der Handelspolitik, der 
Zollpolitik, der Steuerpolitik, der Investitionspolitik und der Kartell
politik. Außerdem ist er maßgeblich an großen Unternehmungen der Erd
ölförderung und Erdölverarbeitung beteiligt, die ein gewisses Gegen
gewicht schaffen können. Gerade unter diesem Gesichtspunkt 1st es un
verantwortlich, daß die Bundesregierung heute sogar bereit ist, das ein-
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zige öffentliche Unternehmen, das über deutsche Rohölvorkommen ver
fügt, nämlich die PREUSSAG, an private Hände auszuliefern. 

Das Ergebnis dieser kurzen tlberlegungen ist eindeutig: Die Energie
politik steht vor großen Aufgaben, deren Lösung für die künftige Ent
wicklung der gesamten Wirtschaft schlechthin entscheidend ist. 

Sie hat eine ausreichende Energieversorgung in der Zukunft zu 
sichern; die konjunkturbedingte Kohlenschwemme von heute ist 
kein Maßstab für die langfristige Entwicklung, die von einer Ener
gielücke in der Zukunft bedroht ist. 

Sie hat dafür Sorge zu trägen, daß die verschiedenen Zweige der 
Energiewirtschaft, aufeinander abgestimmt werden und sich ins
besondere ihre Investitionspolitik im Gleichklang entwickelt. 

Sie muß gewährleisten, daß das öffentliche Interesse - insbesondere 
auch das Verbraucherinteresse an einer rationellen Versorgung mit 
billiger Energie - ausreichend beachtet wird. 

Wer den Umfang dieser energiepolitischen Aufgaben zutreffend ermißt, 
der weiß, daß diese Aufgabenstellung gebieterisch eine Neuordnung der 
Energiewirtschaft verlangt, deren Bestandteile sein müssen: 

tlberführung des Kohlenbergbaus in Gemeineigentum; 
Atomkraftwerke nur in öffentlicher Hand; 

Errichtung einer zentralen Stelle, die für eine planmäßige Entwick
lung der gesamten Energiewirtschaft verantwortlich ist. 

Nur durch eine solche gemeinwirtschaftliche Ordnung lassen sich die. 
energiewirtschaftlichen Probleme der Zukunft lösen. 

Genossinnen und Genossen! Uns wird häufig vorgeworfen: Wie ihr Pri
vateigentum zerstört, das wißt ihr sehr gut; aber wie ihr einen Unter
nehmenszweig, den ihr in Gemeineigentum überführt habt, wirtschaft
lich führen wollt, das Rezept habt ihr uns bis heute nicht verraten. -
Nun, ein Wort zuvor: Wir überführen einen Industriezweig nicht aus 
Freude an der Beseitigung des Privateigentums in Gemeineigentum. Wenn 
wir die Kohle in Gemeineigentum überführen wollen, dann deshalb, weil 
zwingende praktische tlberlegungen dafür sprechen, weil das Privat
eigentum in der Energiewirtschaft bei der Lösung der anstehenden Pro
bleme versagt. Erst die tlberführung in Gemeineigentum schafft zuläng
liche Voraussetzungen für eine größere Wirtschaftlichkeit des Kohlen
bergbaus. 

Wir wissen, daß die Aufgabe gemeinwirtschaftlicher Unternehmungen 
nicht leicht ist. Private Unternehmungen unterstehen dem Prinzip der 
Gewinnerzielung, dem Prinzip der Rentabilität; sie mögen sich für be
rechtigt halten, insbesondere in kritischen Lagen gesamtwirtschaftliche 
und soziale Gesichtspunkte hintanzustellen. 

Die Aufgabe eines gemeinwirtschaftlich geführten Industriezweiges ist 
es, einen optimalen Ausgleich zwischen diesen verschiedenen Interessen 
herbeizuführen. Ihre Aufgabe ist es, die Interessen der Gesamtwirtschaft 
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mit dem Interesse an einer wirtschaftlichen Unternehmensführung und 
dem Interesse an einer ständigen Besserung der sozialen Lage der Be
legschaften so abzustimmen, daß die bestmögliche Gesamtleistung erzielt 
wird. Das verlangt einen hohen Grad von Verantwortung von der Führung 
solcher gemeinwirtschaftlichen Unternehmungen. Die Organisation eines 
in Gemeineigentum überführten Kohlenbergbaues muß daher so ge
staltet werden, daß sie eine solche verantwortungsbewußte Führung er
möglicht und, soweit das mit organisatorischen Mitteln zu erreichen ist, 
sicherstellt. 

Lassen Sie mich für die Organisation einer solchen gemeinwirtschaft
lichen Ordnung im Kohlenbergbau einige wichtige Grundsätze angeben. 

Der erste Grundsatz lautet: 
Die Organisation muß ein Höchstmaß wirtschaftlicher Leistungsfähig
keit sichern. 

Sie muß Raum geben für unternehmerische Initiative, sie muß Raum 
geben für selbständige Entscheidungsfreiheit, sie muß Raum geben für 
eigene Verantwortung. Darum lehnen wir eine Verstaatlichung ab. Wir 
verstehen unter Verstaatlichung die Errichtung von Regiebetrieben und 
die vielfach übliche kapitalmäßige Beherrschung von Unternehmungen; 
also Formen, die dem Staat einen unmittelbaren Einfluß auf die Unter
nehmensführung geben. Wir wissen sehr gut, daß ein großer Einfluß des 
Staates ....... und das bedeutet nach der heutigen Struktur von Gesellschaft 
und Staat: Einfluß der staatlichen Bürokratie - für die Bereitschaft der 
Unternehmensleitungen zu freier Entscheidung und zur Übernahme von 
Verantwortung tödlich sein könnte. 

Demokratie bedeutet für uns alle: Freiheit zu selbständiger Entscheidung 
und Freiheit zu eigener Verantwortung. Darum achtet der demokratische 
Großstaat die Autonomie der Einzelperson, die Autonomie der Familie, 
die Autonomie frei gebildeter gesellschaftlicher Gruppen und die Auto
nomie sonstiger Gemeinschaften. Es gehört zum Wesen der Demokratie, 
daß es im öffentlichen Leben möglichst viel kommunale Selbstverwal
tung gibt. In der Demokratie kennen wir im geistigen und kulturellen 
Leben den Begriff der kulturellen Autonomie. In der Wirtschaft sollten 
wir dort, wo wir größere Bereiche einer öffentlichen Ordnung unter
werfen, Formen der wirtschaftlichen Selbstverwaltung entwickeln. Des
halb sollte der in Gemeineigentum überführte Kohlenbergbau in Form 
einer Körperschaft der wirtschaftlichen Selbstverwaltung geführt werden. 

Nun wissen wir, daß Großunternehmungen zu zentralistischer Wirt
schaftsführung und zu bürokratischer Erstarrung neigen. Ja, wir wissen 
sogar, daß diese bürokratische Erstarrung auch in den privaten Unter
nehmungen des Kohlenbergbaus heute nicht nur eine Gefahr, sondern 
in großem Umfange bereits eine Tatsache ist. Die Organisation gemein
wirtschaftlicher Unternehmungen muß Raum schaffen für genügend 
Gegenkräfte, für viel Selbständigkeit und viel wirtschaftuchen Wett
bewerb. Darum muß ein Kohlenbergbau in Gemeineigentum als moder
nes Großunternehmen dezentral organisiert sein. Unter der Dachorgani
sation sollten selbständige Tochterunternehmungen mit verantwortlicher 
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Leitung stehen. Die Dachorganisation sollte gesetzlich auf bestimmte 
Entscheidungen von übergeordneter grundlegender Bedeutung begrenzt 
sein. Im übrigen müßte die Verantwortung für die Unternehmensführung 
bei den eingegliederten Einzelunternehmungen liegen. 

Ein zweiter Grundsatz müßte sein: 

Schaffung einer demokratischen Unternehmensverfassung. 

In den Großunternehmungen der Wirtschaft haben sich die Aufsichtsräte 
und die Vorstände, das sogenannte Management, als wirksame Institu
tionen der Unternehmensführung erwiesen. Sie haben große Verantwor
tung und große Macht; aber sie können sich in der heutigen Wirtschaft 
weder auf eine echte Legitimation berufen, noch unterliegen sie einer 
effektiven Kontrolle. Die gesetzliche Annahme, daß die Hauptversamm
lung durch die Wabl des Aufsichtsrates und die Entlastung von Vorstand 
und Aufsichtsrat eine Kontrolle über das Management ausübe, ist eine 
reine Fiktion. Heute sind die Leitungsorgane privater Großunternebmun
gen, soweit sie nicht von Großaktionären beherrscht werden, in sich selbst 
ruhende, sich selbst tragende autoritäre Führungsorgane. Der erste Ver
such, sie unter Kontrolle zu stellen, wurde mit dem Mitbestimmungsrecht 
gemacht. 

Es wird die Aufgabe einer modernen Organisation des Kohlenbergbaus 
sein, diese schwerwiegenden Nachteile zu beseitigen und eine echte Legi
timation und eine wirksame Kontrolle des Managements sicherzustellen. 

Deshalb müßte an Stelle der Hauptversammlung der Aktiengesellschaft 
ein Vertretungsorgan geschaffen werden, das aus Repräsentanten des 
unternehmerischen Elements der Wirtschaft, der organisierten Arbeit
nehmerschaft und des öffentlichen Interesses einschließlich des allgemei
nen Verbraucherinteresses bestehen sollte. Dabei muß sichergestellt wer
den, daß zu Mitgliedern der Organe von gemeinwirtschaftlichen Körper
schaften nur Menschen bestellt werden, die sich der gemeinwirtschaft
lichen Aufgabe dieser Einrichtungen verpflichtet fühlen. Wer diese Ver
pflichtung nicht zu übernehmen gewillt ist, hat keinen Platz in den 
Organeq. gemeinwirtschaftlicher Unternehmungen. 

Und schließltch ein dritter Grundsatz! Wir werden oft vor die Fangfrage 
gestellt; Wer kontrolliert hier eigentlich wen? Nun, wir überführen Pri
vateigentum nur dann in Gemeineigentum, wenn öffentliche Interessen 
eine solche Maßnahme verlangen. In einem demokratischen Staatswesen 
aber gibt es nur ganz bestimmte Organe, die legitimiert sind, das öffent
liche Interesse verantwortlich zu vertreten. Das ist das Parlament, das 
ist die Regierung, und das sind allenfalls von der Regierung bestimmte 
Organe, die dieser Regierung verantwortlich sind. Und darum lautet die 
Antwort auf die Frage: ,,Wer kontrolliert eigentlich wen?" 

Gemeineigentum unterliegt der Kontrolle der hierzu im demokrati
schen Staatswesen legitimierten Organe. 

Es muß daher Vorsorge getroffen werden, daß ein in Gemeineigentum 
überführter Kohlenbergbau sich im Rahmen der von der Regierung 
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zu verantwortenden Wirtschaftspolitik hält und sich letzten Endes der 
parlamentarischen Kontrolle nicht entzieht. Wenn wir als Grundregel 
anerkennen, daß die selbstverantwortliche Leitung eines in Gemein
eigentum überführten Unternehmens unter allen Umständen gesich'ert 
werden muß, ergeben sich für die Einflußmöglichkeiten von Regierung 
und Parlament zwangsläufig ganz bestimmte Konsequenzen. Die Zu
ständigkeit der Bundesregierung bzw. des Bundeswirtschaftsministers als 
Aufsichtsorgane sollte auf einige wenige, gesetzlich eng begrenzte Ein
spruchs- oder Genehmigungsrechte im Rahmen der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung und des Nationalbudgets, die ja zu unseren wirtschafts
politischen Vorstellungen gehören, und gegebenenfalls im Rahmen des 
Energiewirtschaftsplanes beschränkt bleiben. Von diesen Eingriffsrechten 
dürfte nur in Fällen von grundsätzlicher wirtschaftlicher Bedeutung Ge-
brauch gemacht werden. ' 

Die parlamentarische Kontrolle kann in einem geordneten Staatswesen 
nur gegenüber der Regierung ausgeübt werden. Wir wünschen auch im 
Interesse der politischen Sauberkeit keine organisatorischen oder funk
tionellen Verbindungen zwischen Parlament und Wirtschaft. Aber wir 
müssen verlangen, daß die parlamentarische Koiitrolle gegenüber der 
verantwortlichen Regierung in einer so wicl}tigen Frage wie der Kohlen
wirtschaftspolitik effektiv gestaltet und nicht zu einer solchen Farce 
wird, wie dies heute in Fragen der Bundesunternehmungen der Fall ist. 

Darum muß der Bundeswirtschaftsminister verpflichtet werden, dem 
Parlament jährlich einen Rechenschaftsbericht über die von ihm ver
folgte Kohlenwirtschaftspolitik vorzulegen unter Beifügung von Ge
schäftsbericht und Bilanz der Kohlenunternehmungen. über den Rechen
schaftsbericht sollte das Parlament Entlastung erteilen. 

Zur Abrundung der Vorstellungen, die wir über die Ordnung eines in 
Gemeineigentum überführten Industriezweiges haben, noch drei Be
merkungen: Wenn Privateigentum und Gemeineigentum, jedes an sei
nem Platze, anerkannt werden, dann ist es selbstverständlich - es 
braucht eigentlich nicht besonders betont zu werden - daß für die Ent
ziehung von Privateigentum eine angemessene Entschädigung gezahlt 
wird. zweitens: öffentliche Unternehmungen müssen eine erhöhte Publi
zität pflegen, der Öffentlichkeit ohne Vorbehalte Rechenschaft ablegen 
und so der privaten Wirtschaft als Vorbild dienen. Schließlich: ein in 
Gemeineigentum überführter Kohlenbergbau sollte grundsätzlich der 
gleichen Steuerpflicht unterliegen wie private Unternehmungen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich einen kurzen Hinweis zu dem An
trag 213 geben, der von der Sorge ausgeht, durch den vorliegenden An
trag würde das Problem der Besteuerung kommunaler wirtschaftlicher 
Unternehmungen präjudiziert. Wir befassen uns in unserem Antrag nur 
mit dem Kohlenbergbau, und auf diesen in Gemeineigentum überführ
ten Kohlenbergbau bezieht sich diese Stelle des Antrages. Wir wollten 
mit diesem Antrag das sehr diffizile Problem der Besteuerung kommu
naler Unternehmungen weder berühren noch präjudizieren. 
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Genossinnen und Genossen! Ich bin damit am Schluß meiner Darlegun
gen. Ich hoffe, daß es mir gelungen ist, zu einigen Problemen, die in der 
Partei und in der Öffentlichkeit umstritten sind, eindeutig, klar und r'.:rk
haltlos Stellung zu nehmen. 

Gestatten Sie mir zum Schluß noch eine Bemerkung, mit der ich den 
Faden aufnehmen möchte, den ich zu Beginn gesponnen habe: Ich hatte 
einen Teilabschnitt der Wirtschaftspolitik zu besprechen, einen kleinen 
Teilabschnitt aus dem großen Gebiet sozialistischer Wirtschaftspolitik, das 
sich nicht in der Lösung institutioneller Fragen erschöpfen kann. 

Ich möchte deshalb, um Rang und Bedeutung der Fragen des Eigentums 
richtig klarzulegen, noch einmal wiederholen: Im Vordergrund unserer 
gesamten Wirtschaftspolitik muß immer die Aufgabe stehen: für die 
arbeitenden Menschen draußen eiqe wirtschaftliche Entwicklung zu 
sichern, die ihnen das, was sie im Laufe der Zeit errungen haben, nicht 
unter der Hand wieder fortnimmt (Beifall); das heißt, wir haben dafür zu 
sorgen, daß eine wirksame Wirtschafts- und Konjunkturpolitik betrieben 
wird, die einen stetigen Wirtschaftsaufschwung sichert. Ohne eine solche 
wirksame Konjunkturpolitik ist alles andere, was wir fordern könnten, 
eitle Seifenblase. 

Unsere zweite Aufgabe ist nicht minder wichtig und wir müsse]J. uns ihr 
sehr ernsthaft widmen. Das ist die Aufgabe, eine gerechtere Einkom
mens- und Vermögensverteiiung herbeizuführen. 

Erst zu einem dritten Aufgabenkreis, der sich mit den institutionellen 
Grundlagen der Wirtschaft befaßt, gehören die Fragen, die ich heute zu 
behandeln hatte. Im Rahmen dieser Ordnungsvorstellungen hat das Ge
rneineigentuin auch und insbesondere für freiheitliche Sozialisten einen 
wichtigen Platz - einen wichtigen, aber einen bewußt begrenzten Platz. 

Darum sind 

Privateigentum mittlerer und kleinerer Unternehmungen, 
gebundenes Eigentum freier gemeinwirtschaftlicher Organisationen, 
gebundenes Eigentum öffentlicher Unternehmungen, 
die öffentliche Kontrolle wirtschaftlicher Großmacht 
und Gemeineigentum, 

einander bedingende, nur iiz ihrer gegenseitigen Ergänzung fruchtbare, 
unverzichtbare Bestandteile einer einheitlichen freiheitlichen sozialisti
schen Wirtschaftspolitik. (Starker Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Ich erteile nunmehr dem Genossen Dr. 
Hermann Veit das Wort. 

Dr. Hermann Veit: Genossinnen und Genossen! Werte Gäste! Gegen
wartsprobleme sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik sind nicht nur die 
Tagesfragen, die die Wirtschaftspolitik uns stellt. Der Sozialismus selbst 
ist nach vielfach geäußerter Erkenntnis eine Gegenwartsaufgabe unserer 
Zeit. 
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Der Rahmen für die beiden wirtschaftspolitischen Referate dieses Partei
tags ist somit sehr weit gesteckt und umschließt die Grundprobleme 
sozialistischer Wirtschaftspolitik. 

Genossinnen und Genossen! Am Sonntag, als ich die Ehre hatte, im Na
men der Landesregierung diesen Parteitag zu begrüßen, habe ich mir 
erlaubt, Sie mit einigen Eigenschaften des Landes und der Leute bekannt 
zu machen - nicht mit allen. Gestatten Sie, daß ich Sie nun mit einer 
weiteren Eigenschaft' bekannt mache, nämlich mit der Eigenschaft, daß 
wir das, was von zentralen Stellen angeordnet wird, auch ausführen. 
(Heiterkeit.) 

Gesetze, die in Bonn gemacht werden, werden in Baden-Württemberg 
gehalten, und Apordnungen des Parteivorstandes werden von uns be
acht~. (Heiterkeit. - Beifall.) 

A1,s ich von Heinrich Deist die Mitteilung bekam, daß der Punkt in der 
Geschäftsordnung, daß für die Referate eine Stunde zur Verfügung stehe, 
so zu verstehen sei, daß dann, wenn zwei Referenten dasselbe Referat zu 
behandeln haben, jedem nur eine halbe Stunde zur Verfügung stehe, 
habe ich mich entsetzt an den ·Parteivorstand gewandt und erklärt: Mit 
dieser halben Stunde kann ich nicht auskommen! Es wurde mir aber ge
sagt, ich müsse damit auskommen, das müsse von allen verlangt werden 
und ich müsse mich eben auch damit abfinden. Ich war bis jetzt der 
einzige, der sich damit abgefunden hat und von seinem Referat leider 
sehr schmerzliche Abstriche hat machen müssen. Infolgedessen wird das, 
was ich ausführe, leider nur ein Ansprechen der Probleme sein, und nicht 
einmal aller Probleme, die anzusprechen sind, und nicht mehr als eine 
Einleitung der Diskussion. Aber ich verspreche Ihnen, liebe ParteigenQS
sen: Wenn ich noch einmal die Ehre haben sollte, vor einem Parteitag 
ein Referat zu halten, dann werde ich mich nicht mehr an die Anord
nung über die Zeit halten. (Heiterkeit und Beifall.) 

Daß die Wirtschaftspolitik seit dem Hamburger Parteitag zum ersten 
Mal wieder 'als komplexes Thema und nicht nur eingeengt in gesamt
programmatische Erörterungen oder in Teilprobleme der Wirtschafts
entwicldung auf der Tagesordnung eines Parteitages steht, ist nicht zu
letzt mit dem regen Interesse zu erklären, das die Parteidiskussion nach 
dem 15. September 1957 auch der Wirtschaftspolitik entgegengebracht 
hat. Sie stand mit im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen. 

Bei den Oberlegungen über die Ursachen des Ausganges der Bundestags
wahl vom 15. September 1957 ist man in der Parteimitgliedschaft mit 
Recht zu der Uberzeugung gekommen, daß nicht nur der Nimbus des 
Bundeskanzlers bei dem nun einmal weithin auf Führerverehrung ein
gestellten deutschen Volk und die angeblich die Sicherheit durch angeber
hafte, stärkeverbürgende Außen- und Wehrpolitik der Bundesregierung 
die Mehrheit des Volkes zu seinem Votum bestimmt haben, sondern vor 
allem auch die sichtbaren, großen Fortschritte in der Lebenshaltung aller 
Schichten seit dem Zusammenbruch im Jahre 1945, die eine bedenkenlose 
und aufwendige Propaganda mit einem Minimalgehalt an Wahrheit der 
sogenannten Wirtschaftspolitik der Bundesregierung zuschrieb. Was Wun-
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der, daß die aktiven Parteimitglieder, die sich schon im Wahlkampf 
schwer taten, mit diesem Teil der gegnerischen Argumentation fertig zu 
werden, nach einer klaren Alternative gegenüber der Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung und vor allem nach einer so volkstümlichen Dar
stellung der Alternative riefen, daß sie auch bei auf wirtschaftlichem 
Gebiet völlig unerfahrenen Wählern ankommen würde. Das Anliegen 
ist vollauf begründet. Die Schwierigkeiten, die sich seiner Erfüllung in 
den Weg stellen, sind nicht zu verkennen, aber auch nicht unüberwindlich. 

Ein zweiter Grund hat die Diskussion über die Wirtschaftspolitik be
sonders aufgewühlt und war sicher auch ursächlich für viele Anträge 
an den Parteitag. Von namhafter Seite soll im Wahlkampf die Soziali
sierung als veraltete Vorstellung über Bord geworfen worden sein. Ich 
weiß nicht authentisch, was gesagt worden ist. Wenn eine solche Äuße
rung gefallen ist, dann wäre der Unwille weitester Kreise der Partei
mitgliedschaft durchaus berechtigt. Denn programmatische Forderungen, 
die in Parteitagsbeschlüssen niedergelegt sind, sind für alle Parteigenos
sen ohne jeden Unterschied verbindlich. (Beifall.) 

Wer einen solchen Besch1uß nicht billigt, der mag sich um seine Auf
hebung bemühen. Dazu sind aber Wahlversammlungen nicht der rechte 
Ort. (Beifall.) Der Beifall, der dort der Kritik am Parteiprogramm ge
zollt wird, ist zu teuer. Er geht auf Kosten der Partei. (Sehr gut!) Die 
Verwirrungen und die Reaktionen, die ein solches Abrücken vom Partei
programm auslösen kann, sind nicht zu unterschätzen. (Sehr richtig!) 

Liebe Genossen! Die Wirtschaftsordnung, in der wir leben, wird die 
soziale Marktwirtschaft genannt. Der Name ist eine falsche Etikettierung, 
hinter der. sich der späte Kapitalismus verbirgt. Daß man zu einer falschen 
Bezeichnung greift, beweist, daß man sie nötig hat. Dieser sozialen Markt
wirtschaft wird der Wirtschaftsaufschwung Westdeutschlands nach der 
Währungsreform zugeschrieben. Sie allein habe die dauernde Ausweitung 
des volkswirtschaffüchen Ergebnisses und damit die Steigerung des 
Sozialprodukts und des Lebensstandards bewirkt. Sie sichere den Wohl
stand für alle, die Vollbeschäftigung und die soziale Gerechtigkeit. Das 
wichtigste aber, Freiheit, gebe es nur in ihrem Bereich. Und das Rezept? 
Der Staat soll die Hand von der Wirtschaft lassen, er soll seine Aufgaben 
möglichst einschränken und die Steuern senken. Der Automatismus des 
Marktes löse alle Probleme -bestens, wenn man ihn :in Ruhe lasse. 

Alle diese Behauptungen über die segensreichen Wirkungen des als 
soziale Marktwirtschaft firmierenden Spä1kapita.1iismus sind bestenfalls 
Teilwahrheiten, zum größten Teil aber glatte Unwahrheiten. Sie wurden 
verbreitet und gegla~bt, weil der Schleier einer über ein .Jahrzehnt an
dauernden uhgewöhnlichen Hochkonjunktur den Blick a,uf die wirklichen 
Zusammenhänge und Kausalitäten trübt, ja weil viele gar nicht das Be
dürfnis haben, hinter diesen Schleier zu schauen. Wir müssen den Schleier 
wegziehen und den Menschen zeigen, was der Spätkapitalismus in Wirk
lichkeit geleistet hat und was er in Zukunft zu leisten vermag. Wir 
müssen aufdecken, was er nde leisten kann und welche Gefahren mit 
seinem unkontrollierten und ungezügelten Wirken verbunden sind. Und 
dem müssen wir die Wirtschaftskonzeption des freiheiilichen Sozialismus 
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gegenüberstellen, seine sittliche Zielsetmmg und :llelwirkung und seine 
ökonomisch keinesfalls geringeren Leistungen. Wir müssen der Bevölke
rung in der Vielfalt ihrer Zusammensetzung, nicht nur der Arbeiterschaft, 
zeigen, daß alle bis auf eine kleine Gruppe von den Auswirkungen des 
Spätkapitalismus bedroht sind, und daß andererseits niemand, bis auf 
eine kleine Gruppe, den Sozialismus zu fürchten braucht. (Beifall.) 

Zu der gefährlichen falschen prima-facie-Beweisführung, die überlegen
heit der sozialen Marktwirtschaft sei durch das berühmte deutsche Wirt
schaftswunder erwiesen, ist schon unendlich viel geschrieben und gesagt 
~orden, so daß man gehemmt ist, das Thema noch einmal aufrugrei.fen. 
Aber nachdem der Herr Bundeskanzler auf diesem alten Gaul nunmehr 
beginnt, gen Düsseltlorf zu reiten, und da dieser Irrglaube in weiten 
Kreisen festsitzt, kann auch an dieser Stelle nicllt dazu geschwiegen 
werden. (Sehr gut!) 
Zunächst muß nachdrücklich gegen die Unterstellung protestiert werden, 
die ,soziale Marktwirtschaft habe eine sozialistische Wirtsdiaftskonzeption 
abgelöst. Die Zwangswirtschaft, an die wir uns alle nu.r mit Abscheu 
erinnern,. sei ein Kind tles Sozialismus und werde wiederkehren, wenn 
der SoZlialismus zur Herrschaft komme. Die Zwangswirtschaft, meine ver
ehrten Anwesenden, steht nicht in unl'.!erem Konzept. Sie ist auch nicht 
·von uns eingeführt worden, sO'!ldern vom Nationalsozia,lismus. (StaTlrer 
Beifall.) 
Und da'Qei haben Männer Hilfestellung geleistet, die in den Bonner 
Ministerien und in der deutschen Wirtschaft es wieder zu ansehnlichen 
Positionen gebracht haben, (Lebhafte Zustimmung - starker Beifall.) 
ebenso wie diejenigen, die bei den Nürnberger Rassegesetzen; der größten 
Kulturschande des deutschen Volkes, mitgewirkt haben. (Beifall.) 

Die Sozialdemokraten, denen man die Zwangswirtschaft so gern in die 
Schuhe schieben möchte, saßen damals in den Konzentrationsla.gern und 
Zuchthäusern des Dritten Reiches. (Starker Beifall.) 

Daß nach der Geldreform das Wirtschaftsleben sich rasch normalisierte, 
hat seine Gründe in der Aufbauarbeit, die von 1945 bis 1948 geleistet 
worden war, in einer oft erfolgreichen Abwehr von Demontageplänen, im 
Fleiß und in der Opferbereitschaft des ganzen Volkes und auch ein wenig 
in der Hilfestellung, die die Wirtschaft in den Jahren 1945 bis 1948 und 
1949 bei den Gemeinden und Ländern erfuhr, die damals weitgehend 
unter sozialdemokratischer Führung oder Mitv~ntworlung standen. 
(Sehr gut! und Beifall.) 

Die Bundesregierung, die erst im Herbst 1949 gebildet wurde, konnte auf 
einer gewaltigen Vorarbeit aufbauen. (Sehr richtig!) 
Sie hat dafür nie gedankt, im Gegenteil den ganzen Erfolg des Aufbaues 
als eigenes Verdienst vereinnahmt. 
Die Einführung eines funktionsfähigen Geldes, der zurückgestaute, schier 
nicht zu stillende Bedarf des Volkes an allen Gütern, die Auslandshilfen, 
insbesondere die Milliarden des Marshallplans, all das zusammen hat 
den Aufstieg des deutschen Volkes vom Nullpunkt einer totalen Zer
störung gefördert. Dieser Aufstieg wäre auch unter jedem anderen Wirt
schaftssystem erfolgt. (Beifall.) 
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Aber, liebe Freunde, wir wollen Verdienste nicht unterschlagen, auch 
wenn sie politischen Gegnern gebühren. In der Bundesregierung ging der 
Aufstieg rascher vor sich. Das mag seinen Grund haben in dem fast un
vermittelten Ubergang von der Bewirtschaftung und der Preisbindung zur 
freien Marktwirtschaft. Aber dieser Zeitvorsprung hat der großen Masse 
des deutschen Volkes Milliarden gekostet. (Beifall.) 

Das war kein Markt, wie ihn die Väter des Liberalismus erträumten., ein 
Markt, auf dem das Spiel gleicher Kräfte auf der Angebots- und Nach
frageseite eine gerechte Gleichgewichtsliage schafft, sondern das war ein 
Markt, wo die Sachwertbesitzer mit einem unzureichenden Warenangebot 
dem Ansturm einer unelastischen, übergroßen Nachfrage gegenüberstan
den. Was Wunder, daß dieser Markt ein Raubzug war auf die gerade erst 
fast vollstänfüg entleerten Taschen der Geldbesitzer und Lohnempfänger 
mit der Wirkung, daß eine gewaltige Einkommens-Umschichtung und 
einseitige 'Vermögensbildung die Sachwertbesitzer in den Stand setzte, 
große Investitionen durch überhöhte Preise zu finanzieren. (Beifall.) 

Das, meine lieben Freunde, war die erste, leider so wenig erkannte oder 
wieder vergkssene Leistung der Marktwirtschaft. Sie ist uns ein Beweis, 
daß der Markt nicht so sozial ist und es auch nicht se.!n kann, weil er 
nicht auf ethischen Prinzipien beruht, daß er vielmehr, wenn keine voll
kommene Konkurrenz besteht, zum Ungleichgewicht, ja zu ausbeuteri
schen Situationen führt und das Sozialprodukt in einer Weise verteilt, die 
der Gerechtigkeit Hohn spricht. 

Nachdem Heinrich Deist den Nachweis erbracht hat, daß die Marktwirt
schaft oder besser ges'.agt der Spätkapitalismus zur Kapitalakkumulation 
in Ri~nbetrieben führt und damit die Marktsituation durch Ungleich
gewichtsbildungen ent.<icheidend verändert und funktionsunfähig macht, 
möchte ich an diesem extremen Beispiel nachweisen, daß der Miarkt keine 
gerechte Einkommens- und Vermögensverteilung gewährleisten kann. Er 
kann es nicht einmal bei vollkommenem Wettbewerb, weil die Markt
wirtschaft keineswegs in der Lage ist, automatisch die Vollbeschäftigung 
herzustellen. Auch bei vollkommenem Wettbewerb kann sich der Markt 
auf eine Gleichgewichtssituation bei Unterbeschäftigung einspielen und 
auf diese Weise einen Teil der Staatsbürger vom Markt einfach aus
schließen. Bei unvollkommenem Wettbewerb, der meines Erachtens die 
Regel bildet, führt eine oligopolistische Situation auf der Angebotsseite 
zu überhöhten Preisen, die wiederum auf dem Wege der Selbstfinanzie
rung die Kapitalakkumulation fördern und damit den Ausgangspunkt 
für weitere Einkommenserhöhungen schaff~n. 

In diesem Zusammenhang taucht das Preisproblem ganz allgemein auf. 
Es ist bis jetzt das einzige Wirtschaftsfaktum, das auch den Unintetessier
~en und Wirtschaftswundergläubigen persönlich . heftig berührt, falls er 
nicht zu der bevorzugten Zunft hoher Einkommensbezieher gehört, die 
Preiserhöhungen der Güter des täglichen Bedarfs überhaupt nicht beküm
mern. Aber auch hier ist die Bundesregierung nicht verlegen. Ob es wahr 
ist oder nicht: Wenn die Preise steigen~ sind Lohnerhöhungen die Ur
sache. Wir wollen uns an dieser Stelle des Wortes des Bundeswirtschafts
ministers erinnern, daß ein Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 
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kurz ein Kartellgesetz, das Grundgesetz seiner sozialen Marktwirtschaft 
sei. Nun, die soziale Marktwirtschaft mußte fast zehn Jahre, bis zum 
1. Januar 1958, aui ibl' Grundgesetz warten und konnte logischerweise 
bis dahin ohne ihr Grundgesetz gar nicht die richtige soziale Marktwirt
schaft sein. Jetzt, da dieses Gesetz in Kraft getreten ist, ist das Bundes
kartellamt nicht ausreichend mit genügend dotierten Beamten besetzt. 
Während wir für die Rüstung und die gar nicht geschuldeten Stationie
rungskosten fremder Truppen viele Milliarden offenbar spielend flüssig 
machen können, ganz zu schweigen von der kostspieligen atomaren Auf
rüstung, glaubt man, an dem Amt sparen zu müssen, das das Grund
gesetz der sozialen Marktwirtschaft zu vollziehen, nämlich die Wett
bewerbsbeschränkungen zu beseitigen und die Monopole zu überwachen 
hat. Nachdem man ·das Gesetz zwar verschlechtern, aber nicht ganz ver
hindern konnte, wru man jetzt seinen Vollzug durch angebliche Spar
maßnahmen lähmen. 

Sie wissen, daß ich im Bundesrat dagegen angekämpft habe, und ich 
freue mich, gestern in der Zeitung gelesen zu haben, daß der Haushalts
ausschuß des Bundestages nunmehr einer ausreichende.n Dotierung des 
Bundeskartellamtes zugestimmt hat. 
Professor Erhard hat monatelang gegen den Bundesverband der deut
schen Industrie kämpfen müssen, bis er die Ernennung des von ihm be
stimmten Mitarbeiters zum Präsidenten des Kartellamtes durchsetzen 
konnte. Ein Alarmzeichen über die Verteilung der Macht in der demo
kratischen Bundesrepublik! 

Diese zum Teil oligopolistische, zum größeren Teil kartelldurchsetzte 
Wirtschaft diktiert auf dem sogenannten freien Markt die Preise auch 
gegen den ausgesprochenen Willen und das Interesse der Bundesregie
rung, wie die Kohlenpreiserhöhung unmittelbar nach der Wahl, in der 
gleichbleibende Preise versprochen wurden, gezeigt hat. Diese Preis
erhöhungen sind Attacken auf den Geldbeutel des Bundesbürgers und 
bedeuten eine Umverteilung des Einkommens zum Nachteil der breiten 
Massen, zum Vorteil der Produzenten. Im letzten Jahre sind die Preise 
für die Lebenshaltung, gerechnet am Warenkorb einer mittleren Ver
braucherfamilie, um 5 Prozent gestiegen. Das sind bedenkliche Zeichen, 
weil sie auf das Verhalten einer großen Zahl von Menschen Einfluß 
haben. Wenn Sparen mit der Gefahr einer Entwertung des gesparten 
Geldes verbunden ist, drängt das Geld in den Konsum. Das bedeutet eine 
Verringerung der Investitionsrate und damit des volkswirtschaftlich 
notwendigen Wachstums. Das bedeutet aber auch weiteres Anziehen der 
Preise mit allen Konsequenzen. 

Sind an diesen Preissteigerungen die Löhne schuld? Die Gewerkschaften 
wissen so gut wie wir, daß es für Lohnforderungen dort eine Grenze gibt, 
wo der Betrieb die Löhne nicht mehr verkraften kann. Wenn diese Grenze 
übersc;hritten wird, laufen die Arbeiter Gefahr, sich ihres Arbeitsplatzes 
zu berauben. Unsere Gewerkschaften haben in der Zeit des Aufbaues 
und danach so viel Verständnis für die Bedürfnisse eines Betriebes und 
die Notwendigkeit der Modernisierung bewiesen, daß man ihnen schlecht 
unterstellen kann, sie dächten nur an das eigene Interesse ohne Rücksicht 
auf die Betriebe und cµe Allgemeinheit. Es ist ein beliebtes, nahezu volks- . 

201 



tümliches Argument geworden, daß Lohnerhöhungen zulässig seier:i, daß 
sie aber keinesfalls die Grenze des Produktivitätszuwachses überschreiten 
dürften. Diese Regel gibt einen Anhaltspunkt, sie ist aber nicht ausnahms
los gültig. Wenn ein Unternehmer es verstanden hat, jahrelang seine Ar
beiter nicht am Produktivitätsfortschritt teilnehmen zu lassen, und die 
Arbeiter verlangen nun eine Lohnerhöhung, die den Produktivitätsfort
schritt des letzten Jahres überschreitet, so ist das kein unbilliges Verlan
gen. Und bei der Lohnberechnung nach dem Produktivitätsfortschritt wird 
häufig davon ausgegangen, daß der Lohn irgendeines Ausgangsjahres der 
Berechnung zugrunde gelegt werde. Wenn aber in diesem Ausgangsjahr 
die Verteilung des Ertrags eines Unternehmens keineswegs in annähernd 
gerechtem Verhältnis zwischen Kapital, Unternehmergewinn und Arbeits
kraft erfolgt ist, so würde die nach einem solchen Berechnungsmaßstab 
geforderte Beschränkung der 'Lohnerhöhung auf höchstens den Produk
tivitätszuwachs eine Zementierung des Lohnverhältnisses des Ausgangs
jahres auf alle Zeiten bedeuten. 

In diesem Zusammenhang muß man sich daran erinnern, daß im Jahre 
1931 die t.ariflichen Stundenlöhne in der deutschen Industrie um 30 bis 
40 Prozent absanken, daß diese abgesunkenen Löhne 1933 st.abilisiert und 
1936 gestoppt worden sind. Neuerdings ist man auf einen neuen Einfall 
gekommen, um den Gewerkschaften und den etwa dazu bereiten Unter
nehmern Lohnerhöhungen auszureden. Man spricht von der Interdepen
denz des Lohnniveaus und von der Gefahr, daß eine Lohnerhöhung in 
einer Branche, die die Erhöhung verkraften kann, gleichartige Wünsche 
in Branchen wecke, die dazu nicht in der Lage seien. Man redet also dem 
gut verdienenden Unternehmer zu, den großen Mehrertrag, wenn auch 
schweren Herzens, für sich allein zu behalten und seinen Arbeitern nichts 
davon abzugeben, weil sonst sein Kollege in der anderen Branche, der 
sich schwerer tut, durch gleiche Lohnforderungen · ins Gedränge käme. 
Fürwahr, ein genialer Plan, den Grenzlohn zum Normallohn zu machen 
und den Differentialgewinn zum Wohle des deutschen Volkes ein
zukassieren! 

Gewiß, es wird niemand bestreiten, daß das Realeinkommen der Lohn
empfänger gestiegen ist, aber im wesentlichen nur im Verhältnis der 
Steigerung des- Nettosozialprodukts. Die Steigerung bedeutet also nicht 
mehr als das Halten einer Position in der Verteilung des Wirtschafts
ergebnisses und nicht die Verbesserung. Man sollte durch Gesetz vor
schreiben, daß jeder, der wegen einer Lohnerhöhung seine Preise er
höhen will, den Erhöhungsbetrag zu analysieren hat. (Beifall.) 

Man würde dann häufig darauf kommen, daß die Lohnerhöhung nur 
einen Bruchteil der Preiserhöhung ausmacht, daß sie aber ein willkom
mener Anlaß ist, eine Menge von Wünschen auf Ertragssteigerung unter 
dem politisch so ansprechenden Sammelgrund „Lohnerhöhungen" unter
zubringen. (Beifall.) 

Lassen Sie mich noch einen Blick auf die Zahlen werfen, die der Auto
matismus der ach so sozialen Marktwirtsd1aft ausweist. Im Zeitraum von 
1950 bis 1957 sind gestiegen: Das Bruttosozialprodukt um 113 Prozent, der 
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private Verbrauch um 97 Prozent, der Staatsverbrauch um 92 Prozent, 
dagegen die Anlageninvestitionen um 147 Prozent. 

In der Zeit von 1950 bis 1956 sind gestiegen: Das Nettoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit um 103 Prozent, das Nettoeinkommen von Selb
ständigen und Unternehmern zusammen um nur 79 Prozent, aber, da in 
der gleichen Zeit die Zahl der Arbeitnehmer um 30 Prozent gestiegen ist, 
die der Selbständigen aber konstant geblieben ist, ergibt sich eine Zu
nahme des Nettoeinkommens pro Kopf bei den Arbeitnehmern um 55 Pro
zent und bei den Selbständigen und Unternehmern um 78 Prozent. 

Für die Vermögensbildung ist interessant, zu wissen, daß in den Jahren 
1950 bis 1956 von dem Nettovermögenszugang der Wirtschaft, ohne Woh
nungsbau, mit 91 Milliarden DM aus gruppeneigenen Mitteln, also prak
tisch über die Selbstfinanzierung, 70 Milliarden DM finanziert worden 
sind. Das Ergebnis dieser Betrachtung ist die Feststellung, daß in sieben 
Jahren die Wirtschaft einen Vermögenszuwachs von 90 Milliarden DM 
aus dem Sozialprodukt für sich abgezweigt hat und davon 70 Milliarden 
DM selbst entweder über Preise oder über Löhne oder über beides 
finanziert hat. Wenn man dazu die Erkenntnis fügt, daß der größte Teil 
des Vermögenszuwachses auf eine verhältnismäßig kleine Schicht ganz 
großer Unternehmungen fällt, dann sieht man, wie ungleichmäßig der 
Markt auf Grund der Verschiedenheit der Ausgangsposition der Teilneh
mer und der Machtverhältnisse die Ergebnisse der Arbeit eines Volkes-ver
teilt. Es ist nicht erstaunlich, daß in diesem Zusammenhang der Gedanke 
der Beteiligung von Arbeitern und Angestellten am lhvestitionszuwachs 
aufgetaucht ist. Denn niemand verkennt die Notwendigkeit der Investi
tionen, und jeder weiß, daß sie die unerläßliche Voraussetzung einer 
expandierenden Wirtschaft sind. Aber niemand ist in gleicher Weise 
überzeugt, daß die init den Investitionen verbundenen großen Ver
mögensvermehrungen aus dem Sozialprodukt in die Taschen einer ver
hältnismäßig kleinen Schicht des Volkes fließen müssen, einer Schic:p.t, 
die auf diese Weise ihre ohnehin vorhandene große wirtschaftliche Macht 
noch verstärkt. Wirtschaftliche Macht setzt aber nicht nur den Markt, 
wenigstens teilweise, außer Funktion, sie ist auch politische Macht. Denn 
Macht ist Macht, und wirtschaftliche und politische Macht sind nur zwei 
Seiten der gleichen Medaille. Doch ist die Problematik des Investitions
lohnes hiermit nur aufgezeigt. Sie ist noch nicht ausdiskutiert und noch 
nicht gelöst, ich habe heute dazu nicht Stellung zu nehmen. 

Wir sehen das Mittel gegen das auch von anderen Gruppen und Parteien 
erkannte Unrecht der Einkommens- und Vermögensverteilung nicht in der 
Ausgabe sogenanp.ter Volksaktien von Unternehmungen, die zu diesem 
Zweck aus der öffentlichen Hand in die private überführt werden. Es 
geht doch nicht darum, neue Anlagewerte zu schaffen, damit die unglück
lichen Arbeiter und Angestellten, die ihr Geld partout nicht anlegen 
können, endlich eine Möglichkeit dazu finden. Wer sein Geld in Wert
papieren anlegen will, kann es jeden Tag auf Grund eines reichhaltigen 
Angebotes tun. Dazu hätten wir kein neues kostspieliges Bundesmini
sterium gebraucht. (Beifall.) 
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Nein, es geht um das Geld, das anzulegen wäre, und hieran fehlt es in 
weiten Kreisen des deutschen Volkes. Dem Volk wird durch diese Aktion 
Sand in die Augen gestreut. Es wird ihm vorgegaukelt, durch Aktien
besitz würde es mitbeteiligt und damit mitberechtigt an Produktions
stätten. Wer die erbärmliche Rolle kennt, die der Kleinaktionär nach 
dem deutschen Aktienrecht und den Praktiken der Manager spielt, der 
wird die Heiligsprechung des Eigentums durch die die deutsche Wirt
schaft beherrschenden Kreise nicht mehr als bare MÜ{l.Ze nehmen. (Leb
hafter Beifall.) 

Was haben wir zu tun? Wir haben gesehen, daß eine sich selbst über
lassene Wirtschaft• das Problem einer gerechten Einkommens- und ·ver
mögensverteilung nicht löst, daß es aber aus ethischen, demokratischen 
und ökonomischen Gründen gelöst werden muß, beileibe nicht im Sinne 
einer Gleichmacherei, sondern nach den Leistungen für die Gemeinschaft. 

Die .Lösung beginnt bei der Erziehung und Ausbildung, damit den Be
gabten wenigstens diese Startgleichheit gewährt wird. Die Besteuerung 
ist ein Mittel der Redistribution im Sinne größerer Gerechtigkeit und kann 
angewandt werden, um die Vermögensakkumulation durch Selbstfinan
zierung zu dämpfen. Die Ordnungsformen der Wirtschaft, die Heinrich 
Deist vorhin geschildert hat, sind ein weiteres Mittel, große Ungleich
heiten zu mildern, Der Wettbewerb, wo er noch funktioniert, und zwar fair 
auf der Basis der Startgleichheit, und die Begünstigun~ kleiner und 
mittlerer Betriebe, vor allem freier gemeinwirtschaftlicher Einrichtungen, 
das sind alles Mittel, um die Bäume des Kapitalismus nicht in den Him
mel wachsen zu lassen. 

Hierzu ware noch zu rechnen die Beschränkung des Erbrechtes an großen 
Vermögen, nicht an den kleinen und mittleren Hinterlassenschaften des 
deutschen Volkes. (Beifall.) 

Die gerechte Verteilung des Einkommens belebt die Volkswirtschaft und 
fördert das Sparen breitester $chichten. Es erhöht den Leistungswillen 
durch das Gefühl, in einer gerechten Ordnung zu leben. Es ist des S~wei
ßes der Edlen wert, eine Ordnung zu schaffen, in die der Mensch vom 
Ethischen und nicht nur vom ökonomischen her eingeordnet wird. Ja, ja, 
meine Herren Kritiker, so sind wir nun einmal, wir „Materialisten". 

Lassen Sie mich ein zweites Problem aufzeigen, das· der späte Kapitalis
mus nicht zu lösen vermag. Es ist das Problem der Konjunktur. Die Kon
junktur macht sich für jedermann bemerkbar. Sie ist wie der Preis ein 
Faktum, auf das die breite Masse anspricht und das Reaktionen auslösen 
kann bis zum Regierungssturz und zur Revolution. Der späte Kapitalis
mus kümmert sich nicht um die Konjunktur. Es ist Sache des Marktes 
und der Einsicht des freien Unternehmers, ob er investieren wm oder 
nlicht. Niemand übt eine Kontrolle aus, ob zu wenig oder zu v:iel 
investiert W'.ird, obgleich beide Verhaltensweisen das Ende einer Kon
junktur herbeiführen und die Krise,einleiten können. 

Was aber bedeutet die Krise? Nun, wer die 30er Jahre erlebt hat, wird 
sich erinnern: Zusammenbrüche am laufenden Band, Riesenverluste, 
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Massenarbeitslosigkeit, geringes Steueraufkommen, schwere politische 
Spannungen und im Spezialfall der 30er Jahre Adolf Hitler. Die Men
schen in Deutschland haben sich schon so .sehr an den nun schon zehn 
Jahre wolkenlos blauen Himmel der Hochkonjunktur gewöhnt, daß sie 
glauben, das muß so sein, daran werde sich nichts ändern, solange man 
nur Adenauer wählt. Der Konjunkturrückgang in den Vereinigten Staa
ten hat einige Unruhe gebracht, aber sie ist nicht groß. Die Leichtigkeit, 
mit der man das für die Existenz von Millionen entscheidende Problem 
in unserer Regierung behandelt, ist verblüffend. Kürzlich hat der Bundes
wirtschaftsminister in diesem Saal vor dem Deutschen Industrie- und 
Handelstag gesagt, die Konjunktur liege in unserer Hand, w.ir machten 
die Konjunktur, und wenn einmal ein Anzeichen eines Rückschlages auf
treten würde, dann sollte kein Unternehmer seine Produktion einschrän
ken, sondern das Wagnis in Kauf nehmen, eventuell sogar rinvestieren. 
Dann sei die trübe Wolke rasch vorüber. 

Es muß ein beglückendes Gefühl sein, die Dinge so einfach zu sehen; aber 
wir möchten uns nicht darauf verlassen, daß jeder Unternehmer dieses 
unter Umständen halsbrecherische Rezept befolgt. In einer Wirtschaft, die 
nur durch das Gewinnstreben angetrieben wird, kann man nicht erwarten, 
daß die Unternehmer reihenweise zum Opfergang für die Volkswirtschaft 
anzutreten bereit sind. (Beifall.) 

Für die Sozialdemokratie ist die hierzulande bös vernachlässigte Kon
junkturpolitik eine entscheidende Aufgabe der Wirtschaftspolitik. Ich 
möchte mich hier nicht mit der gewiß int.eressanten Frage beschäftigen, 
was wir zu tun beabsichtigen, wenn eine Krise über uns hereinbricht. 
Hierüber sind schon ganze Bibliotheken geschrieben worden, und auch die 
Wissenschaft hat einen Instrument.enkasten bereitgestellt, der viele geeig
nete Hilfsmittel enthält. Es geht allerdings nncht ohne den Staat, darüber 
ist man sich auch im liberalen Lager einig. Wichtig für uns ist, daß eine· 
beginnende Krise rechtzeitig erkannt Und daß ihr sofort begegnet wird. 
Dann kann man mit verhältnismäßig geringen Mitteln Erfolg haben, ·wid 
je länger man wartet, desto tiefer müssen die Ein.griffe sein und desto 
länger dauert die Heilung. 

Wichtiger, als eine Krise zu heilen, scheint uns aber für die sozialdemolga
tische Wirtschaftspolitik, sie zu verhindern. 

. #Wl\.'ifl', .. ,;l.·~ 

Wir werden-sie nicht ganz aus der Welt schaffen können. Pol,itische Ver
wicklungen, Kriege, auch wenn sie sich nicht in unserem Lande abspielen, 
ja sogar eine umwälzende Erfindung, werden auch in Zukunft noch Kri
sen ,auslösen können. Aber wir können sie sehr selt.en machen. Es wäre 
ein großes Glück. für die Menschheit, wenn sie sich nicht nur frei von 
Kriegen, sondern auch frei von Krisen ,in einer sich ständig expandieren
den Wirtschaft bei Vollbeschäftigung sicher fühlen könnt.e. Zur Vermei
dung von Krisen und zur Sicherung eriner sich stetig aUifwärts entwickeln
den Wirtschaft ist es notwendig, daß die Regierung sich nicht nur darauf 
beschränkt, Wanderprediger auszusenden, die an das Wohlverhalt.en aller 
Kreise des Volkes appellieren, sondern daß sie sich unablässig um den 
Ablauf der Wirtschaft kümmert, die Waren- und Geldströme verfolgt 
und kontrolliert, festst.ellt, ob Engpässe vorhanden sind und vvie sie er-
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weitert werden können, das Verhältnis zwischen Investitions- und Kon
sumraten überprüft und, ich kann das wegen der Zeit nur mit ein paar 
Strichen skizzieren, eine volkswirtschaftliche Gesamtrechnung aufst.ellt, 
aus der sie für das kommende Jahr in Gestalt eines National-Budgets die 
Richtlinlien erarbeitet, innerhalb deren die Wirtschaft sirch bewegen soll, 
wenn das Optimum einer Volkswirtschaft für das ganze Volk erreicht 
werden soll. 

Dieser Rahmenplan soll keine Zwangswir!kung auf die Wirtschaft haben. 
Man wird bei seiner Aufstellung die Wirtschaft weitgehend beteiligen. 
Um so eher wird sie bereit sein, sich ooch ihm zu richten. Es dürfte IJ.fcht 
schwer sein, Außenseiter durch Lenkungsmittel der leichten Hand in die 
rk:htige Bahn zu leiten. Mit einer solchen Wirtschaftspolitik sichern wir 
im Gegensatz zum späten Kapitalismus die Stabilität der Wirtschaft, die 
für alle Berufszweige so wichtige Vollbeschäftigung, die Währungsstabili
tät und eine andauernde ruhige Expansion. 

Liebe Genossinnen und Genossen! Ich habe an einigen Schwerpunkten 
mich bemüht, aufzuzeigen, daß das System des späten Kapitalismus wich
tige Funktionen nicht zu erfüllen vermag, daß es die Wirtschaft in eine 
immer bedrohlichere Ungleichgewichtslage drängt, daß es frei ist von 
allen ethischen Motiven und Wirkungen und daß es in hohem Maße un
stabil ist. Was wir dagegen vorschlagen, ist geeignet, diese Fehler und 
Mängel :m beseitigen. 

Nun kommen die Gegner und rufen, wir brächten die Freiheit in Gefahr. 
Herrscht denn unter dem späten Kapitalismus die Freiheit? (Beifall.) 

·Ist es nicht nur die formale Freiheit des gleichen Stimmrechts und die 
Freiheit der Gleichheit vor dem Gesetz oder, wie es Anatole France sar
kastisch gesagt hat: ,,Das Gesetz in seiner erhabenen Gleichheit verbietet 
Reichen wie Armen, unter Brücken zu schlafen, an Straßen zu betteln 
und Brot zu stehlen". Ich zitiere den Tübinger Professor Peter, det in sei
nem Buch „Freiheit der Wirtschaft" auf die Frage, ob im gegenwärtigen 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystem die Freiheit herrsche, treffende 
Antworten gegeben hat. Er sagte: ,,Damit, daß man die staatliche nicht 
reglementierte Wirtschaft frei nennt, ist die Freiheit einer Marktwirt
schaft des wirklichen Lebens noch keineswegs gewährleistet." Und an 
einer anderen Stelle sagt er: ,,Die großen und lauten Worte, die den 
Anschein erwecken, als wolle man die Freiheit, die ganze Freiheit und 
nichts als die Freiheit, übertönen allzu leicht den Ansprucl:J. der Schwa
chen, auch an der Freiheit teilzunehmen." Man soll endlich aufhören mit 
dem Geschwätz, der Sozioalismus bedrohe die Freiheit. Er ist die einzige 
Bewegung, die den Menschen, allen Menschen, die Freiheit bringen wird. 
(Lebhafter Beifall.) 
Die Liberalisten haben offenbar noch gar nicht gemerkt, daß sie nUil' 
noch die Schale einer großen Idee in den Händen halten und den Kern 
längst verloren haben, seitdem sie auch im späten Kapitalismus der Mei
nung huldigen, man habe schon dann die Freiheit, wenn man nur die 
Wirtschaft sich selbst überlasse. 

Unser Kampf dient allen Menschen, nicht nur den Arbeitern, nicht einmal 
nur den Arbeitnehmern. Er dient auch den Selbständigen, den Mittel-
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schichten, schlechthin ,allen denen, die die Freiheit nicht zu Lasten anderer 
Menschen mißbrauchen. Eine versteinerte Tradtltion hindert viele, sich 
zu uns zu bekennen. Aber die wirtschaftliche Entwicklung w.iTd den 
Menschen die Augen öffnen. Die harte Kritik auf der vor wenigen Tagen 
in Wiesbaden abgehaltenen Jahreshauptversammlung der Arbeitsgeznein
schaft selbständiger Unternehmer an der Regierung und dem Bundes
verband der deutschen Industrie wirkt wie eine Fanfare aus diesen 
Kreisen. Der dort gegebene Hinweis, daß vom Aktienkapital von ins
gesamt 18 Milliarden DM fast 80 0/o .in den Händen anderer Aktiengesell
schaften oder von Groß,aktionären liegen, zeigt, wie gesagt wurde und 
was unsere Auffassung be6tätigt, in erschreckendem Maße „die Vermach
tung der deurtschen Wirtschaft". Wir müssen alleTdings daran denken, 
daß wenn die Kreise der Mittelschichten ru uns kommen, Arbeitgeber 
Sozialisten weroen. Wi,r werden bei unseren gesetzgeberischen Maß
nahmen darauf bedacht sein müssen, daß die sozialen Verpflichtungen, 
die wir der Großwirtschaft mit Recht auferlegen, von den Kleineren und 
Schwächeren nicht. inuµer getragen, werden können. D'lllrch Ausgleichs
kassen ist dafür Sorge zu tragen, daß auch diese Schichten in den Stand 
gesetzt werden, ihren Arbeitern gegenüber in gleicher Weise dde somalen 
Verpflichtungen zu erfüllen wie die Großunternehmen. (Beifall.) Das 
wäre ein weitereT Beiwa•g zu dem Kapitel gerechterer Einkommens
verteilung. 

Genossdnnen und Genossen! Lassen Sie mich zum Schluß einen Blick 
in die Zukunft werfen. Denken wir ruicht nur an den Aufbau einer in 
Freiheit und größerer Gerechtigkeit lebenden Gesellschaft, in der der 
Mensch wieder zu sich selbst kommen kann rund sein eigener Herr ist, 
denken wir auch an die gewaltigen weltpolitischen Auseinandersetzungen 
zwischen den großen Machtblöcken. Ich glaube ruicht, daß diese Aus
einandersetzung krieger.isch geführt wird; der Kampf wird auf dem 
Gebiet der Wirtschaft ausgetragen werden. Lassen Sie noch einige Jahre 
oder Jahrzehnte vergehen, lassen Sie Rußland den Wirlschaftsvorsprun,g 
der westlichen Welt aufholen - davon ist es nicht mehr weit entfernt-, 
lassen Sie Chma langsam nachziehen, lassen Sie die kommunistische Welt, 
weil sie sich für den späten Kapitalismus nicht rentiert, weitere Völker 
Afrikas und Asiens aus der Unterentwicklung herausführen, dann wird 
der westlichen Welt ein Wirtschaft.sblock von Milliarden Menschen gegen
überstehen. Wenn dieser Block, ausgestattet mit diktatorischen Staats
formen und Zentralverwaltungswirt.schaften, zum Kampf gegen den west
lichen .Kapitalismus antritt, glauben Sde im Ernst, daß dann der Kapita
lismus Sieger sein wird? Dann gibt es nur eine Idee, die standhalten 
kann, und das ist die große, menschheitsbeglückende Idee des freiheit
lichen Sozialismus. Aber er muß seine Waffen jetzt schon schmieden für 
diese Auseinandersetzung. Er hat keine Chance, wenn er erst nach dem 
Zwammenbruch des Kapitalismus antritt. Drum, Sozialisten, vollendet 
den Sozialismus in allen Euren Ländern! Es ist keine nationale, es ist 
eine Menschheitsaufgabe, und wenn es dann zur Auseilandersetzung mit 
der kommunistischen Welt auf wirtschaftlichem Gebiet kommt, werden 
die Sozialisten standhalten, weil sie wissen, sie haben eine Welt der 
Freiheit und der sozialen Gerechtigkeit zu verlieren, und sie haben nichts 
zu gewinnen als die Ketten des Kommunismus. (Lebhafter Beifall.) 
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Vorsitzender Max Brauer : Genossinnen und Genossen! Die Entschlie
ßung Nr. 204 bezieht sich auch auf die Anträge 43, 44, 46 bis 53, 55, 57 
bis 60, 62 und als letztes auf den Antrag 213. 

Als erstem Redner erteile ich nunmehr dem Genossen Radkie, Offenbach, 
das Wort. (Beifall.) 

Olaf Rad k e, Offenbach: Werte Genossinnen und Genossen! Im Hin
blick auf die fortgeschrittene Zeit und die Möglichkeit, in der Diskussion 
zu diesen komplexen Gebieten nur zehn Minuten sprechen zu können, 
muß ich mich auf wenige Thesen beschränken. 

Der Genosse Carlo Schmid hat einmal gesagt, Sozialismus ist zu Ende 
gedachter Liberalismus. Dieses Wort, scheint mir, sollten wir uns zu eigen 
machen. Man soll das vielleicht noch einfacher sagen: Sozialismus ist 
Freiheit. Wenn aber Sozialismus Freiheit ist, haben wir die Frage zu 
stellen: Freiheit für wen? Bei dieser Fragestellung und dem Suchen nach 
einer Antwort darauf, komme ich notgedrungen in Widerspruch zu dem, 
was der Genosse Deist hier vorgetragen hat, und zwar komme ich des
halb in Widerspruch dazu, weil in seinem ganzen Vortrag kein einziges 
Mal stand, warum wir in der Wirtschaftspolitik überhaupt tätig werden. 

Der Arbeitnehmer ist in seiner zentralen Bedeutung in der Wirtschaft 
von ihm nicht angesprochen wol'den, und dazu sind wir doch einmal auf
gestanden. Haben wir das vergessen? Diese Frage muß ich stellen. Ich 
muß sie insbesondere stellen, weil auch in dem Entschließungsentwurf 
zur Wirtschaftspolitik nichts darüber steht, wie wir die Abhängigkeit 
des Arbeitnehmers im Innenverhältnis seines Betriebes aufzuheben ge
denken. Wir haben nichts darüber gesagt, wie wir uns die Mitbestim~ 
mung vorstellen in Erweiterung der h~utigen rudimentären Mitbestim
mung, gesehen am Betriebsverfassungsgesetz. Es ist nichts darüber ge
sagt, wie wir uns die innerbetriebliche Mitbestimmung vorstellen, son
dern es ist nur von öffentlicher Wirtschaft geredet worden,. von ßemein
wirtschaft und von Privateigentum, das zu erhalten sei. Privateigentum: 
Was ist das? Wo ist eigentlich der präzise Unterschied gemacht worden 
zwischen konsumptivem Privateigentum und produktivem Privateigen
tum? Thomas von Aquin sprach einmal davon: Was der Mensch zu sei
ner Notdurft bedarf, soll ihm zu eigen sein. Was Macht verleiht, ist vom 
Übel. Zur Notdurft braucht er das konsumptive- Eigentum. Macht verleiht 
das produktive Eigentum. 

Was heißt also dann in dieser Entschließung: ,,Das Privateigentum ist 
nützlich"? Das konsumptive - das ist nützlich aus der Sache hera~s. 

Das produktive Privateigentum - ist auch das unbedingt nützlich? Die 
Frage haben wir doch zu stellen und nicht nur pragmatische Antworten 
zu suchen, um den Mittelstand für uns zu gewinnen. (Lebhafter Beifall.) 

In dieser Entschließung steht eingangs: ,,Die demokratische Ordnung ist 
nicht auf Macht, sondern auf Freiheit gegründet." Ein schönes Wort, aber 
Freiheit ohne den Schutz der Macht ist gegenstandslos. Man verwech
selt den Begriff Macht mit Gewalt. Auch sollten wir uns überlegen, daß 
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wir in unseren Begriffen klarer und sauberer werden und nicht den Be
griff „Macht", der wertfrei ist, mit dem Begriff "Gewalt", der ein Wert
begriff ist, durcheinanderwerfen. 

Weiter: Es heißt, daß durch die Machtzusammenballung die freie Kon
sumwahl der Verbraucher gefährdet ist. Durch die Machtzusammen
ballung großer Produktivstätten wird die freie Konsumwahl doch nicht 
ohne weiteres gefährdet. Es wird höchstens der Konsument manipuliert, 
aber gefährdei wird natürlich durch die Machtzusammenballung der 
kleinere und mittlere Unternehmer. Das ist richtig. Den will niemand 
sozialisieren. Das will ich gleich vorwegnehmen, aber wir sollen ihn auch 
nicht privilegieren, nur weil wir den sogenannten Mittelstand gewinnen 
wollen und gar nicht begreifen, daß das, was heute Mittelstand ist, 
ökonomisch gar kein Mittelstand mehr ist, sondern höchstens zur soziolo
gischen Kategorie der Mittelschicht gehört. Mittelstand bedeutet der 
Besitz an kleinem produktivem Eigentum und Sicherheit in diesem pro
duktivem Eigentum. Was aber heute als kleinerer oder mittlerer Unter
nehmer existiert, lebt doch in Dienstleistungsverträgen zur Großindustrie. 
Die Abhängigkeit, die früher im Arbeitsvertrag allein gegeben war, 
tritt in der Wandlung der Wirtschaft heute in einer anderen Rechtsfigur 
auf, ist aber damit nicht aufgehoben. Wenn das der Fall ist, warum 
wollen wir dieser Entwicklung, die zur Großwirtschaft zwangsläufig führt, 
entgegentreten, indem wir sie privilegieren wollen? Wie wollen wir denn 
diese kleinen Unternehmer schützen? Frage: Durch Steuererlasse, also 
auf Kosten der Steuerzahler? Durch Subventionen aus Steuermitteln, also 
auf Kosten des Steuerzahlers? Ich sehe nicht ein, daß das logisch sein soll, 
weil das _gleiche die Bundesregierung gegenüber der Landwirtschaft 
entgegen unserer Kritik dauernd vollzieht. 

Nun, Genossinnen und Genossen, die Wirtschaft ist doch etwas komplexer 
und verlangt konkretere Antworten als nur die Feststellung: Die Wirt
schaft ist vielschichtig und hat vielschichtige Probleme. Natürlich hat sie 
das. Wenn ich aber ny.n sage: Ich will dieser Machtkonzentration mit 
öffentlicher Kontrolle gegenübertreten, dann frage ich Sie: Was ist das 
denn, ,,öffentliche Kontrolle"? Wo sind die Konsequenzen der öffentlichen 
Kontrolle? Welche konkreten Kontrollen? 

Wenn ich durch eine Kontrolle festgestellt habe, daß in der Wirts.chaft 
irgendwo für bestimmte Machtzusammenballung manipuliert wird, was 
will ich dann dagegen unternehmen? Strafen? Wie strafen? Durch Geld
strafen? 

Genossinnen und Genossen! Machen wir uns nichts vor! Wenn wir in 
den großen, kapitalkräftigen Unternehmen mit Geldstr_afen operieren 
wollen, dürfen wir nicht verkennen, daß sie mit der linken Hand als 
,,Kavaliersdelikte" bezahlt werden und keine Wirkung haben würden. 

Will. ich aber evtl. mit Freiheitsstraien operieren, dann müssen wir uns 
zum Standpunkt bekennen, daß dann nur die Generalprevention die 
Grundlage des Wirtschaftsstrafrechts sein kann, d. h. die Abschreckung vor 
einem gesellschaftswidrigen Handeln, und dann sind wir bei dem, was 
wir bekämpfen, dann sind wir bei Praktiken des Stalin. Das wollen wi-r 

14 SPD-Protokoll 209 



auch nicht. Wo sind hier die Konsequenzen? Das ist noch immer nicht 
durchdacht, wie man hier nur mit Kontrollen arbeiten kann. (Lebhafter 
Beifall.) 
Wenn man nun antwortet: Fachaufsicht - Gewerbeau.fsichlt, und das• aB 
Beispiel in die Entschließung nimmt -, ja, Genossinnen und Genossen, 
ich habe vor acht Tagen den ~aJl eines deutsch•en Großunternehmens der 
Elektroindustrie gehabt, in dem 160 Frauen in einem Rawn zusammen
gepfercht waren, der eine lichte Höhe von 2,30 Metern hatte. Das verstieß 
gegen baupolizeiliche und Arbeit.<ischlutzvorschriften. Das Gewerbeauf
sichtsamt hat sich ein Dreivierteljahr lang geweigert, überhaupt dahinzu
gehen, und als es dort war, hat das Unternehmen 150 DM Strafe als Auf
lage bezahlt. Das ist ein Trinkgeld, das der Generaldirektor bei der letzten 
Konferenz ·in seinem Un~ernehmerverband dem Kellner gegeben hat. (Un
ruhe - Heiterkeit.) 
Genossinnen und Genossen! Bleiben wir doch in der Wirklichik:eit, und 
machen wir uns keine Ideologie vor, vor allem lassen wir uns keine Ideo
logie von denen vormachen, die - wie die Wirklichkeit hier aufzeigt -
uns dauernd als Ideologen verschreien. (Zuruf: Wo blieb der Betriebsrat?} 
Genossinnen und Genossen! Es wird gerade vorn Betriebsrat ,gesprochen. 
Es wird hier der Zwischenruf gemacht, wo er geblieben sei. Ich aT<beite 
seit zehn Jahren in der Beratung der Betriebsräte. Die T.ragödie der 
Betriebsräte rund threr Abhängigkeit als Arbeitnehmer, die ja nicht auf
gehoben wird, wenn sie Betriebsratsmitglieder sind, will kh Euch hier 
nicht im einzelnen erklären. (Lebhafter Beifal!l.) 
Nach der Gewerbeordnung kann trotz Kündigungsschutz der Betriebsrats
mitglieder durch das Kündigungsschutzgesetz ein Betriebsratsmitglied aus 
jedem Grund, jedem wichtigen Grund, nach § 124 der Gewerbeordnung 
entlassen werden. Das ist bestätigt durch das Bundesarbeitsgericht. D a s 
ist doch die Wirklichkeit, und was als „wichtige Gründe" hier alles gilt, 
kann an einem Beispiel deutlich gemacht werden: 
Ein Betriebsratsmitglied - das ist ein konkreter Fall, die Aktenzeichen 
kann ich, falls es angezweifelt wiirde, nachweisen, ich habe Sie nicht hier, 
ich habe kein sehr registratives Gehirn, aber ein ziemlich gutes Gehirn 
für Vorgänge - nannte aus einer Provokation. heraus seinen Arbeitgeber 
einen Idioten. 
Darauf wurde er wegen grober Beleidigung fristlos entlassen. - Zugleich 
hatte ich einen anderen Fall. Dort hat ei,n Unterne~er einen minder
jährigen weiblichen Lehrling unter Ausnutzung der sozialen Abhängigkeit 
genotzüchtigt. Er wurde mit Zuchthaus bestraft. Als er aus dem Zuchthaus 
entlassen wurde, hat er seinen Betrieb wieder übernommen. Er wurde aus 
der Bet:riebsgemeinschaft nicht ausgeschlossen. Das i$t doch die Wirklich
keit. Wenn wir von Gemeinwirtschaft sprechen und über die Führung der 
Gemeinwirtschaft, dann doch nicht allein nur von dem Standpunkt, daß 
Konzentration in der Wirtschaft zu politischer Machtzusammenballung 
führt - das ist doch ein wichtiger, ein entscheidend wichtiger Punkt....,..., 
aber auch die Gründe gelten noch, daß die Vergesellschaftung notwendig 
ist, um die Abhängigkeit des Arbeitnehmers vor einem „gewillkürten 
Privateigentümer" aufzuheben und ihn selbstverständlich als Produzenten 
in das gemeinwirtschaftlich organisierte Unternehmen hineinzustellen. 
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Das ist der zweite Grund. Warum wird er .hier, innerhalb der So-Lial
demokratischen Partei, eigentlich nicht mehr erwähnt? Ist es schon so, daß 
vielleicht zu viele Arbeitgeber aus Funktion in unseren Reihen sind? 
AUB Eigentum kann ich wohl nicht annehmen. (Unruhe - Zuruf: Pfui!) 
Genossinnen und Genossen! Die Frage steht doch auch: ein in Gemein
wirtschaft überführtes Unternehmen hebt zweüelsfrei die Abhängigkeit 
des Arbeitnehmers gegenüber seinem Arbeitgeber nicht ohne weiteres 
auf, denn der Arbeitgeber hat z. B. das Direktionsrecht oder die Kom
mandogewalt. 
Aber, Genossinnen und Genossen, dabei ist doch zu beachten, daß diesem 
öffentlichen, gemeinwirtschaf1lliclten Arbeitgeber (Glocke des Vorsitzen
den.), - ich bin gleich zu Ende - dann mit den gleichen Rechten die 
Arbeitnehmer entgegentreten können, närnlicli mit iliren Koalitionen. Auch 
hier haben wir etwas zu sagen, denn die überführung in die Gemeinwirt
schaft - das sage ich noch einmal - hebt die Abhängigkeit innerhalb 
des Betriebes nicht auf. 
Ich glaube, wir sollten diesen Antrag, die Entschließung Nr. 204, die sehr 
widersprucllsvoll in sich ist, hier nicht beschließen, sondern wir sollten 
sie als Material zur Diskussion über das Grundsatzprogramm überweisen 
für diese Zeit, in der das Grundsatzprogramm diskutiert wird. Die Dis
kussion wird klarere, exaktere und die Wirklichkeit besser treffende Vor
stellungen erarbeiten können. Ich stelle hiermit den Antrag, über die Ent
schließung niclJ.t Beschluß zu fassen, sondern sie nur als Material für die 
Diskussion über das Grundsatzprogramm zu überweisen. 
Genossinen und Genossen! Als Letztes und Entscheidendes: Ich bin durch
aus der Meinung, daß die Bürokratie eine Gefahr ist. Nicht nur in der 
Gemeinwirtschaft. Die zentrale Bürokratie des Staates wird gerade in der 
Entschließung in die Wirtschaft entscheidend eingesclJ.altet, denn die Auf
sichtsorgane sollen durclJ. die Bundesregi;erung bestimmt werden. Das 
steht so in der Entschließung drin. Wenn man aber auf dem Standpunkt 
der parlamentarischen Demokratie steht, dann müßte man meines Er
achtens dazu das Parlament einsetzen, oder das Wort der/Bundesregierung 
von der nur repräsentativen Demokratie stimmt. Das wollte ich zwn 
Schluß anfügen, als Beispiel, wie inkonsequent und nicht durchdacht diese 
Entschließung ist. (Lebhafter Bei.fall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort hat nun Genosse Hesselbach, 
Frankfurt. Ihm folgt der Genosse Heinrich G. Ritzel, MiclJ.elstadt. 

Walter Hesse I b ach, Frankfurt: Genossinnen und Genossen! Sie haben 
gehört, daß das sozialistische Ziel - das Leitbild, wie Genosse Deist 
sagte - unverändert steht, nur daß der Weg eben einmal veränderlich 
sei. Zugegeben und richtig, nur glaube ich, ist es notwendig und fest
zustellen.. daß ein Weg die Aufgabe hat, zum Ziel hinzuführen, und zwar 
konsequent und möglichst effektiv. Nun ist aber immer wieder ein starker 
Widerspruch festzustellen zwischen dem, was wir in Präambeln mit mehr 
oder weniger Pathos deklarieren, und dem, was wir als Konsequenz, als 
Folgerung für die Wirklkhkeit, für unser Verhalten und unser Tun dar
aus ziehen. 
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Ich darf beispielsweise darauf hinweisen, daß wir immer noch sagen: 
Wir fordern die Überwindung der Ausbeutung in jeder Form, wir wollen 
Befreiung von materieller und geistiger Hörigkeit. Wir stellen damit fest, 
daß sich in dieser gesellschaftlichen Ordnung zwar die Produktions
verhältnisse geändert haben, aber die Ausbeutung, die geistige und mate
rielle Hörigkeit immer noch da ist. Wir fordern Herstellung der Gleich
heit und gleiche Entwicklungsmöglichkeiten für jeden und stellen damit 
fest, daß die Ungleichheit unverändert, vielleicht sogar verstärkt immer 
noch da ist Wir fordern die gerechte Verteilung des Sozialprodukts und 
stellen damit fest, daß nach wie vor eine ungerechte Verteilung des Sozial
produkts besteht. Wir haben zu forschen, nach den Wurzeln, aus denen 
Ungleichheit, Unfreiheit, Ausbeutung und Hörigkeit kommen, und haben 
sie zu beseitigen. Wir haben nicht die Aufgabe ~ die ist uns nicht ge
stellt -, mit kleinen Korrekturmaßnahmen irgendwelche Dinge gering
fügig zu verändern, denn das käme aus der Haltung, als befänden wir 
uns bereits in der besten aller Welten, und es käme nur darauf an, kleine 
Schönheitsfehler zu beseitigen und hinwegzuoperieren. 

Wir haben - ich darf es vorwegnehmen - im Entwurf unseres Grund
satzprogramms beispielsweise die sehr richtigen und guten Worte stehen: 
,,Die' wirtschaftliche Macht der Großwirtschaft ist heute der zentrale An
griffspunkt der Wirtschaftspolitik des freiheitlichen Sozialismus. Blinder 
Zufall, politische Gewalt, Bevormundung, täuschende Reklame, ges.ell
schaftliche Vorrechte und ökonomische Ausbeutung bestimmen die Ein
kommens- und Vermögensbildung. Wer ohne Vermögen am wirtschaft
lichen Geschehen teilnimmt, ist grundsätzlich benacllteiligt." Das stellen 
wir fest und ich frage: Was tun und fordern wir nun? Ein bißchen Kon
trolle, ein bißchen Fachaufsicht und, wenn's halt gar nicht anders geht, 
mit wehem Herzens und tränenden Augen auch etwas Überfiil)rung in 
Gemeineigentum! Genossinnen und Genoss-en, ich glaube, so geht es nicht. 

Wir werden uns darüber in den nächsten zwei jahren an vielen Stellen 
und Plätzen auseinandersetzen. Es kann nicht meiiie Aufgabe sein -, ich 
kann das auch nicht in zehn Minuten -, hier in einer exakten Analyse 
darzustellen, wie die gesellschaftlichen Verhältnisse sind, und daraus die 
Konsequenzen zu ziehen, was zu turi wäre. Ich kann nur auf einige Fehler 
hinweisen, die mir im Antrag 204 zu liegen scheinen und deretwegen 
dieser Antrag heute nicht beschlossen werden sollte. 

Ich darf folgendes feststellen: Eine wirklich wirksame Kontrolle mäch
tiger Industriegruppen ohne Änderung der Eigentumsverhältnisse ist doch 
- das sagte Genosse Radke schon - ohne eine terroristische Strafjustiz 
gar nicht durchführbar, es sei denn, man beseitigte die Funktion d€S 
Eigentums an sich, was letztli.eh einer Verstaatlichung gleichzu&etzen wäre! 
Das will man aber expressis verbis nicht. Hier fehlt mir das Verständnis 
dafür, was man wi1L 

Eine zweite Feststellung möchte ich treffen: Wenn wir nach wie vor un
verändert die ,wirtschaftliche Macht des Großbesitzes erhalten, so geben 
wir ihm die Möglichkeit, in langen Rechtsstreitigkeiten und in der Publi
zistik alles zu tun, die staatlichen Kontrollorgane zu diffamieren. Es wird 
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damit in der öffentlichen Melnung jedes Versagen der Wirtschaft auf den 
Staat hinprojiziert. Wir wUrden damit zu einer Schädigung des Ansehens 
der öffentlichen· Hand schlechthin kommen. Das ist ein Prozeß, der ge
sehen werden muß. Das, was_ man will, wird mit diesen unzulänglichen 
Methoden nich.t erreicht. Man sagt: Schön, wo die gesellsch.aftliche Funk
tion nich.t erfüllt wird - das muß man abtasten -, werden wir in Ge
meineigentum überführen. Ich frage: Wie lange glaubt man Zeit .zu haben 
in der parlamentarischen Demokratie, abtasten zu können? Hat man nicht 
bereits heute genügend Erfahrungen gesammelt? Ist denn hier wirklich 
noch so vieles unklar und mißverständlich? 

Es scheint mir ~uch ein logischer Fehler zu sein, ru behaupten, die Ober
führung in Gemeineigentum sei nur ein B€standteil der Kontrolle. Das 
ist nicht wahr. Die Kontrolle steht über dem Gemeineigehtum; dies er
leichtert die Durchführung der Kontrolle in bestimmten Bereichen. Da 
dies die Kontrolle erleichtert, ja oft erst möglich macht, ist iri klar und 
konkret zu umreißenden Gebieten die Überführung in Gemeineigentum 
zwingend geboten. 

Wir stellen fest, daß wir eine schwindende Bedeutung der Funktion der 
Unternehmereigenschaft der Poduktionsmittelbesitzer - nicht der Unter
nehmerfunktion schlechthin - haben. Wir stellen fest, daß wir einen 
schwindenden Einfluß des Ordnungsmittels Wettbewerb in unserer wirt
schaftlichen Ordnung haben. Wir stellen eine schwindende Funktion des 
Preismechanismus fest. Wir stellen fest, daß wir eine zunehmende Un
elastizität der Kostenelemente haben, daß hierdurch und durch die Er
höhung der fixen Kosten jede Selbstteilungstendenz, die ursprünglich viel
leich.t wirksam war, beseitigt worden ist. Wir stellen die schwindende 
Bedeutung der Kapitalbeschaffung durch d'ie Produktionsmittelbesitzer 
fest, und wir stellen zudem eine permanente, verstärkte Konzentraton fest. 

Nun hat <ier Kapitalismus einmal für seine Berechtigung festg~llt -
der Kapitalismus selbst für seine BerechtiglUilg ..:....: 

1. Die Kapitalbeschaffung durch die Produktionsmittelbesitzer; 
2. Die Initiative der Prcxluktionsmittel'besitzer; 
3. Die Übernahme des Risikos durch den Produktionsmittelbesitzer; 
4. Das Vorhandensein eines Wettbewerbs und damit eines Preis-

mechanismus. 

Alle diese Dinge sind doch heute in weiten wirtschaftlkhen Bereichen 
Dicht mehr da. Wenn wir sehen, daß der Kapitalismus seine eigenen Ge
!'ette und Forderungen nicht mehr erfüllt, dann frage ich mich: Was in 
aller Welt hindert uns als Sozialisten dann, zu fordern, daß diese Bereiche 
in Gemeineigentum überführt werden? Wir wollen keinen Etatismus, wir 
wollen !reinen Staatismus, wir wollen keine Zwangswirtschaft, und nie
mand soll uns unterstellen, wir wollten eine zentral geleitete Verwaltungs
wi.rrachaft. Aber wir wollen konkret augesprochen haben, was in Gemein
eigentum zu überführen ist. Wir befinden uns dabei in bester Gesellschaft. 

Die letiten Veröffentlichungen, die über die Diskussion der Labour Party 
zu unseren Ohren gekommen sind, die nach. wie vor gültigen Beschlüsse 
des Gewetkschaftskongresses von 1949, stellen die gleiche Forderung. 
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Ich verstehe nicht, warum wir uns immer bemühen, die Dinge iu redres
siieren, warum wir nicht hin wollen auf das, was nun einmal wegen der 
Freiheit zur Erhaltung der Freiheit notwendig ist, warum wir die not
wendigen Konsequenzen nicht ziehen . 

• Genossinnen und Genossen, noch eine Minute! Drei Dinge sind notwendig: 
Überführung in Gemeineigentum der großwirtschaftlichen Bereiche, die 
außerhalb des Wettbewerbs stehen, bei denen die unternehmerisdie Ini
tiative der Pr<Xiuktionsmittelbesitzer keine Rolle mehr spielt, bei denen 
die Kapitalbeschaffung aus den Betri~ben selbst, und nicht durch die 
Pr<Xiuktionsmittelbesitrer, erfolgt_ zweitens demokratische Kontrolle 
durch Parlament, durch Belegsdiaften und durch Gewerkschaften. Drittens 
Lenkung - über ein aus der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ent
wickeltes Nati<Snalbudget, das auch verpflichtend und nicht nur eine vage 
Richtschnur ist, wie es in unserem Grundsatzprogramm gesagt Worden ist. 

Ich muß sehr schnell zum Schluß kommen, es hat schon zweimal ge
klingelt. Es tut mir sehr leid. 

Ich will nur noch sagen: Ich halte es nicht für angängig, den Antrag 204 
anzunehmen, der eine selektive Vorwegnahme des Grundsatzprogramms 
darstellt und uns in einer Sache festlegt, die noch lange diskutiert werden 
muß und die wir in so schrwacher und so wei-cher Fonn nicht an die Öffent
lichkeit geben sollten. Warum in aller Welt haben wir denn Angst, in der 
Sozialdemokratischen Partei noch für Sozialisten gehalten zu werden? Wir 
sind ja nicht unglaubwürdig geworden, weil man uns zu viel Sozialismus 
vorwarf. Große Teile der Arbeiterschaft glauben uns unser sozialistisches 
WolJen nicht mehr. Daher, Genossinnen und Genossen: Der Antrag 204 
kann die Anträge 43, 44, 46, 54, 57, 58 und 60 nicht ersetzen. Es wäre ein 
Widersprudi gegen den Antrag 23, den Ihr ·hier angenommen habt. Ent
weder muß über alle Anträge abgestimmt werden, oder alle diese Anträge 
müssen als Material an den Parteivorstand als Grundlage für die Dis
kussion, die wir in den nächsten zwei Jahren darüber zu führen haben. 
(Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat Genosse Heinrich G. Ritzel, 
M.d.chelstadt. Ihm folgt Genosse Ludwig Wedel. 

Heinrich G. R i t z e ~ , Michelstadt: Genossen! Zunächst zum Antrag 213, 
der zum Entschließungsantrag 204 gestellt wurde: Dieser Antrag 213 
wurdle gestellt aus der ehrlichen Sorge darum, daß die Bemerkung, die 
im Entschließungsantrag 204 wie folgt lautet: 

"In Gemefneigentum überführte Unternehmungen unterliegen grund
sätzlich der gleichen SteueIJ>flicht wie pnivate Unternehmungen", 

auch auf die allgemein-öffentlichen Versorgungsbetriebe Anwendung fin
den sollten, die ja an sich eine öffentliche Versorgungspflictit zu erfüllen 
haben, die einer schärferen Preiskontrolle unterstehen, die der Kontrolle 
der Komp1unalpaFlamente unterstehen und die nicht gleichgesetzt wer
den können mit der privaten Wirtschaft. 
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Nun hat Genosse Dr. Deist in Erläuterung di~es eben 2'Jitierten Satres 
die Erklärung abgegeben, daß damit allein und ein2'Jig gemeint sei, im 
Fall der überführung des Kohlebergbaus in Gemeineigentum eine ent
sprechende Besteuerung vorzusehen beziehungsweise einzuräumen. 

In übereinstimmung mit dem Genossen Dr. Urschlechter und anderen 
Antragstellern bin ich nunmehr in der Lage zu erklären, daß dieser 
Antrag 213 als gegenstandslos betrachtet und hiermit zurückgezogen 
werden kann. 
Eine andere Bemerkung richtet sich an den Parteivorstand: In diesem 
Entschließungsantrag 204 heißt es unter II im letzten Absatz: ,,Der Partei
tag erhebt Ei.Il'spruch gegen die Versuche der Bundesregierung, aus dog
matischen Griinden wichtige und unverzichtbare Teile des Bundes
vermögens zu privatisieren." Ich halte sehr viel von Konrui.anz, aber ich 
frage mich, ob hier der Parteivorstand dfe Konzilianz nicht ein bißchen 
zu weit getrieben hat, wenn er konzediert, daß die CDU und die Regie
rung Adenauer und der zuständige Fachminister Dr. Lindrath nun aus 
dogmatischen Gründen den BundesbesJ.tz - und zwar denjenigen, der sich 
rentiert - ausgerechnet an die private Hand vierschacherit. Ich habe mehr 
den Eindruck, daß es sich hier um die Honorierung seinerzeit ausges\ell
ter Wechsel handelt (Beifall), daß es sich um die HonlOrierung von 
Gefälligkeillsdiensten handelt, denn wenn man den riesigen und unkon
trollierten, bis jetzt unkontrollierbaren Geldaufwand der CDU für alle 
möglichen Dinge - so jetzt wieder, um die Atombefragungsversuche zu 
verhindern - in bezug auf die Herkunft untersucht, dann fällt es nicht 
allzuschwer - und einige Beweise g.ibt es ja immerhin - festzustellen, 
woher dieses Geld fließt. Wenn ich gerade ein praktisches Beispiel, das 
beute und gestern hier auch schon eine Rolle gespielt hat, heranholen 
darf: Bitte, die Howaldtswerke wurden vorbehaltlich der Zustimmung 
des Parlaments, an der bei den gegebenen Mehrheitsverhältnissen mit 
absoluter Sicherheit nicht zu zweifeln sein wird, wrkauft. Wir Sozial
demokraten haben im Haushaltsausschuß des Bundestags den Herrn 
Dr. Lindrath. Bundesminister für den Verkauf des Bundeseigentums, vor 
dte K1inge gefordert und haben dabei die bemerkenswerte F,es,t;s,tellung 
erfahren, daß die Howaldtswerke an ,die gleicqen Intere_ssenten verkauft 
werden, die seinerzeit 27 Millionen Mark als Kaufpreis geboten hatten. 

Und nun ist dieser Kaufpreis erhöht worden auf 34 Mlillionen. Auf 
meine Frage, ob das eine echte Erhöhung des Kaufpreises sei, sagte der 
Herr Bundesminister, das sei ein Kaufpreis, der unter Berücksichtigung 
der vermehrten Investitionen festgesetzt worden sei. Hier wird ein 
gut arbeitendes, auf lange Zeit hinaus vollbeschäftigtes Bundesuniter
nehmen zu einem erstaunlich geringen Preis abgestoßen. Die Hinter
gründe werden wir vermutlich nie oder sehr spät - jedenfalls zu spät -
erfahren. 

In diesem Zusammenhang aber eine letzte Frage, die die Partei, die die 
Bundestagsfraktion nach meiner Überzeugung bei jeder Gelegenheit 
stellen muß: Was geschieht, wenn von uns nicht verhindert werden 
kann, daß Bundesvermögen in dieser Weise verschachert wird, dann mit 
dem Verkaufserlös? Grundsätzlich sagt ja sogar schon die Reichsbaus-
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haltsordnung, daß· ein solcher Verkaufserlös eben wieder vermögens
wirksam anzulegen ist. Es besteht nicht ohne Grund Besorgnis in der 
Richtung, daß Verkaufserlöse dieser Art in einer etwas merkwürdigen 
Weise vermögenswirksam angelegt werden sollen, nämlich etwa, um 
das Vermögen der Raketenausstattung des Herrn Verteidigungsministers 
zu vermehren. 
Ich glaube, der Parteitag und die Bundestagsfraktion werden zwingenden 
Anlaß haben, sich mit den nunmehr einsetzenden Praktiken der Bun
desregierung auf diesem Gebiet mit aller Wachsamkeit auseinanderzu
sew;en. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat der Genosse Ludwig Wedel, 
Groß-Umstadt. Ihm folgt Helmut Schmidt, Hamburg. 

Ludwig W e de I, Groß-Umstadt: Genossinnen und Genossen! Vorhin 
hat mein Parteifreund aus Hessen-Süd, der Genosse Olaf Radke, einige 
Bemerkungen zum gewerblichen Mittelstand gemacht, die keinesfalls 
unwidersprochen bleiben dürfen. (Bravo! und Beifall.) 
Ich darf mit aller Deutlichkeit und Klarheit feststellen, daß der Partei
vorstand in seinem Antrag 204 sagt, daß zu den wichtigsten Aufgaben 
einer freiheitlichen Wirtschaftspolitik die Stärkung der kleineren und 
mittleren Unternehmungen gehört. .Genosse Olaf Radke, Deine Aus
führungen standen im Widerspruch zu dieser Auffassung der Sozialdemo
kratie, mit der wir schon seit Jahren hinaus in die Lande gingen. (Bravo! 
und Beifall.) 
Genossinnen und Genossen! Wir beschäftigen uns mit der Frage der 
öffentlichen Kontrolle, und wir beschäftigen uns mit der Frage der 
Gleichberechtigung und der Gleicheinstellung des Mittelstandes, 
der kleinen Unternehmer, der Handwerker und der Großindustrie in 
Deutschland. Wir fragen uns, wie sieht die öffentliche Kontrolle aus? 
Ich will mich mit dieser Frage nicht auseinandersetzen. Wir haben aber 
eines zu dieser Frage zu sagen: Wie sieht heute die Steuerpolitik in 
Deutschland aus, für den kleinen Handwerker, für den Gewerbetrei
benden und für den kleinen Betrieb, und wie sieht die Steuerpolitik 
für die Großunternehmungeia. in Deutschland aus? Wo bleibt da die Ge
rechtigkeit? (Bravo! und starker Beifall.) 
Genossinnen und Genossen! Sagen wir doch ganz offen und deutlich, 
was wir überhaupt wollen. Wenn wir schon von einer öffentlichen Kon
trolle sprechen, dann sagen wir doch, wir wünschen eine Änderung des 
Aktienrechts, dann sagen wir doch ganz offen, wir verlangen, daß die 
Großunternehmungen in Deutschland genau so bilanzieren wie der 
kleine Unternehmer in Deutschland. (Selfr richtig! und Beifall.) 
Es ist doch Tatsache, daß auf der einen Seite die steuerliche Gesetz
gebung unseres Bundesstaates für den kleinen · Mann sehr genau und 
gewissenhaft ausgerichtet ist und daß die Kontroll- und Prüfungs
organe der Steuerpolitik im wahren Sinne des Wortes doch bei dem 
kleinen Unternehmer jeden Dorn zählen können. Wir wissen doch, daß 
das Großunternehmen seine Bilanzen grundsätzlich nach handelsrecht-
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liehen Gesichtspunkten aufstellt, nach dem Niedrigstwertprinzip. Sie 
können also ihr Warenlager, das vielleicht 60 Millionen DM in einem 
Betrieb beträgt, auf 6 Millionen in ihrer Bilanz einstellen, ohne deshalb 
strafbar geworden zu sein. Und welche Finanzbehörde kann ein Groß
unternehmen nach zwei Jahren noch prüfen, ob es in der Bilanz wirk
lich nach steuerlichen Gesichtspunkten auch eine Steuerbilanz aufgestellt 
hat? Wir müssen eines fordern, Genossinnen und Genossen: Daß bilan
ziert wird nach den tatsächlichen Zeit- und Verkehrswerten und nicht 
nach der Möglichkeit, wie ein Großunternehmen seinen Betrieb nun in 
seiner Bilanz ausrichten möchte. (Sehr richtig!) 
Ich kenne ein Großunternehmen, dort wurde die Bilanz im vergangenen 
Jahr achtmal zurechtfrisiert (Hört! Hört!), bis sie überhaupt dem Auf
sichtsrat vorgelegt wurde. Welcher kleine Unternehmer kann denn dies? 
Und wir wissen alle, daß sdch die Betriebsprüfer ja in erster Linde im 
Bundesgebiet auf den kleinen Unt.ernehmer, auf den Handwerker und 
auf den Gewerbetreibenden stürzen, weil sie eben die großen nicht 
ausreichend und gründlich prüfen können. Das ist die Frage. Hier könnte 
vielleicht der Zwischenruf gemacht werden: Ja, wir haben in Deutsch
land Wirtschaftsprüfer, die diese Bilanzen bestätigen. Wie sil;'ht es denn 
in der Prar,i.<l überhaupt mit der Bestätigung durch die Wi.rt:schaftsprüfer 
aus? Die Bestände an Rohmaterialien, an Fertigfabrikaten und anderen 
Dingen we~den doch von den Unternehmern selbst aufgenommen. Sie 
werden von den Wirtschaftsprüfern ja gar nicht geprüft. Die Unter
nehmer erteilen doch durch ihre entsprechenden Verwaltungsorgane eine 
sogenannte Vollständigkcitserklärung und versichern, daß sie nach han
dels- und aktiewechtlichen Gesichtspunkten bewertet haben. Und sie 
dürfen nach unten bewerten, wie sie wollen; sie dürfen nur ihre Werte 
v0n ihren Inventuren nicht höher einstellen als S½'! tatsächlich Slind. Dort 
liegt doch der Hase im Pfeffer. Und deshalb müssen wir, die Sozial
demokraten, eine Änderung des .Aktienrechts fordern, eine Angleichung 
der Bilan:z;ierun.g an die tatsächlichen Tages- und Zeitwerte. Dann haben 
wir wirklich eine öffentliche Kontrolle, dann wissen wir überhaupt, was 
in den Großunternehmen echt da ist, dann wissen wir, wo die Reserven 
srecken. Und das muß ein Stück sozialdemokratische Kontrolle sein. Das 
wac meine .Auffassung. (Bravo! und starker Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Der nächste Redner ist der Genosse Helmut 
Schmidt. Ihtn folgt der Genosse Birkelbach, Frankfurt. 

Helmut S c h m i d t, Hamburg: Genossinnen und Genossen! Es könnte 
reizvoll sein, sich an Hand des Referats von Deist auch schon in eine 
Auseinandersetzung mit dem wirtschaftspolitischen Teil des Entwurfs 
zum Grundsatzprogramm einzulassen, so zum Beispiel vor allem mit 
dem, was in diesem Entwurf fehlt oder auch mit dem, was dort zwar 
gemeinverständlich ausgedrückt ist, in der Sache aber doch nach wie 
vor in manchen Punkten leider allzu auslegungsfähig geblieben ist. Trotz 
dieser Versuchung möchte ich mich auf einen einzigen Gedanken zu dem 
Antrag 204 des Parteivorstandes beschränken, der ja hier mit zur 
Debatte steht. 
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Ehe dieser Antrag ausgearbeitet wurde, lagen schon aus der Organi
sation 24 Anträge zur Sozialisierungsfrage vor, die wir ja alle in unserem 
gedruckten Material vorliegen haben. Wenn Ihr die Anträge anschaut, 
dann werdet Ihr finden, daß fast alle diese 24 Anträge einem und dem
selben Motiv entspringen, nämlich dem Wunsch nach größerer Klarheit 
und Eindeutigkeit in der Sozialisierungsfrage. (Beifall.) 

Das ist auch ganz verständlich, denn unsere bisherigen programmatischen 
Äußerungen zu diesem Thema waren eben allzu auslegungsfähig, ja, sie 
waren geradezu auslegungsbedürftig. Es Lst deshalb gar kein Wunder, 
wenn große Unklarheiten zum Beispiel durch Äußerungien führender 
Genossen im Wahlkampf gerade zu diesem Thema entstanden sind; 
denn fast alle diese Äußerungen führender Genossen standen nicht" im 
Widersprucp. mit dem in diesem Punkt allzu knapp und allzu sparsam 
und allzu auslegungsbedürftig formulierten Aktionsprogramm. 

Der Wunsch nach eindeutiger Programmatik scheint mir allerdings auch 
im GrunJdsatzprogrammentWTUrf nicht befriedigt zu werden. Das gilt 
übrigens nicht nur für das Thema Sozialisierung. Aber wahrscheinlich 
kann ein Grundsatzprogramm auf gewissen Feldern der Politik den 
Wunsch nach absoluter Eindeutigkeit tatsächlich nicht erfüllen. Jedes 
Grundsatzprogramm wird leider auf schwierigen Gebieten aktueller Poli
tik immer wieder der authentischen Interpretation durch die Partei be
dürfen, und es kann niemals Lösungen für die Probleme einer unmittel
baren Gegenwart anbieten. 

Unter diesem Aspekt erscheint mir der Antrag 204 des Parteivorstandes 
zum Thema Sozialisierung nun schon wesentlich dichter und greifbarer, 
dichter wohl als alles, was die Partei nach dem Kriege der Öffentlichkeit 
bisher zu dem Sozialisierungsthema. angeboten hat. Ich meine, der Partei
tag sollte das ausdrücklich anerkennen; denn auf der anderen Seit~ 
haben wir es verdammt nötig, gerade zum Sozialisierungsthema greifbare 
und eindeutige Vorstellungen zu entwickeln, nöti-g deshalb, weil unsere 
Socialisierungsforderung bei großen Teilen der Wählerschaft, so vor allem 
auch bei großen Schichten der Angestelltenschaft, ohnehin immer noch 
unpopulär ist. Wenn und soweit es uns nicht gelingt, bis zum letzten 
Redner und Sprecher unserer Partei eine einheitliche Vorstellung über 
die Voraussetzungen, über den Inhalt, über die Form und über die Be
grenzung unserer Sozialisierungsforderung zu schaffen, so wird es sich 
auch in Zukunft immer um eine offene Flanke für uns handeln, in die 
der, Gegner geschickt hineinstoßen und bei den eben erwähnten Schichten 
Eindruck machen kann. 

Nun glaube ich, daß uns der Antrag 204 hier tatsächlich ein wenig weiter
hilft. Er enthält schon eine ganze Menge an Gedanken über Voraussetzun
gen, über Form, über Inhalt der Sozialisierung, und man möchte wünschen, 
daß er zu ausführlicher Diskussion überall in unserer Partei führen möge. 
Wir haben ja leider bisher in der innerparteilichen Diskussion eine er
staunliche Z:tirückhaltung bewiesen, wenn es um die wirtschaftspolitische 
Programmatik oder auch um unsere aktuelle Wirtschaftspolitik ging. Ich 
kann nur bedauern, daß wir, die zigtausende von Funktionären •draußen 
überall im Lande wie auch die Schicht der sogenannten führenden Ge-
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nossen am~umal, daß wir die Fragen der Wirtschaftspolitik den voa Her
bert Wehner gestern - oder war es heute morgen - so humorvoll 
apostrophierten Fachleuten allein überlassen. Ich meine, wer gesellschaft
liche Machtverhältnisse ändern will, der muß - und das hat doch wohl 
Marx auch die Nichtmarxisten gelehrt - mindestens gleichze.itig, wenn 
nicht vorher, die Produktionsverhältnisse ändern, oder, wie man heute 
sagt, der muß eine durcllgreifende Wirtschaftspolitik treiben. Dazu aber 
muß man eben die heutigen Produktionsverhältnisse, die sehr kompli
zierte heutige Wirtscha:ftssb:!Uktur, die verschleiert ist durch Pseudo
probleme, durch Mißverständnisse, durch geschickte Gegenpropaganda, 
kennen und genau durchschauen. Wissen ist auch hier die Macht, die erst 
dazu verhelfen kann, sich darüber schlüssig zu werden, was man und ·wie 
man es eigentlich machen will. (Beifall.) 

Ich glaube, daß dazu für das Sozi.alisierungsthema der Antrag 204 durch
aus eine recht gute Ausgangsbasis ergibt. Übrigens scheinen mir die 
Antragsteller, die diesen Antrag ausgearbeitet haben, von einer wohl
tuenden Bescheidenheit zu sein insofern, als sie ihre Resolution noch 
keineswegs für etwas Endgültiges oder Erschöpfendes ansehen. Denn es 
heißt ja im letzten Absatz, im Ab&atz 5 dieses Antrags, daß der Partei
vorstand beauftragt wird, rechtzeitig zu den nächsten Bundestagswahlen 
auf der Basis dieser Itesolution einen Vorschlag auszuarbeiten, damit er 
dann rechtzeitig bekanntgegeben werden möge. Gerade dieser Absatz 
gefällt mir übrigens auch besonders deshalb, weil er eben aus dem klaren 
Bewußtsein kommt, daß wir dem Wähler zur nächsten Wahl ganz be
sonders auf dem Sozialisierungsgebiet eine klare Antwort geben müssen, 
was wir in der nächsten Regierungsperiode tun wollen, wenn wir die 
Macht bekommen, und wie wir das tun wollen. 
Damit komme ich am Schluß zu dem eigentlichen Anliegen, das mich 
hierher geführt hat. Ich persönlich meine nämlich, einstweilen im Gegen
satz zu Heinrich Deist und auch im Gegensatz zu dem Antrag 204, daß 
wir in der ersten sozialdemokratischen Regierungsperiode nicht mit der 
Kohle anfangen sollten, obgleich ich anerkenne, daß die Gründe stich
haltig sind, die Deist gerade für die K_ohlesozialisierung hier "ins Feld ge
führt hat. Ich selbst glaube aber, daß man statt dessen mit Eisen und Stahl 
anfangen muß. Ich meine, daß in das Wahlprogramm oder in das Re
gierungsprogramm für die nächste Regierungsperiode die Sozialisierung 
der eisenschaffenden Industrie hineingehört, diese ganz konkret und 
nichts anderes daneben. Daß zum Beispiel unsere englischen Genossen 
mit der Kohle angefangen haben, lag doch begründet in den besonders 
armseligen Verhältnissen gerade des englischen Kohlenbergbaus. Das 
war dort einfach notwendig, schon auf Grund der inneren Ve-hältnisse 
der Kohlenbergbauunternehmungen in England. 
Für uns in der Bundesrepublik sollte, so meine ich, das Au.sma.ß der 
Machtkonzentration die Frage des Vorrangs entscheiden. 
Da gibt es nun einmal in der Wirtschaft der Bundesrepublik tatsächlich 
nichts ·Mächtigeres als die großen Eisen- und Stahlkonzerne. Und nirgend
wo ist der private Mißbrauch wirtschaftlicher Macht zu politischen Zwecken 
deutlicher und weitreichender als gerade in den großen Konzernen von 
Eisen und Stahl. Es gibt gar keinen Zweüel, daß diese Entwicklung in 
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den letzten Jahren deutlich von Jahr zu Jahr s-chlimmer geworden ist, 
auch in Zukunft ihre Fortsetzung zum Böseren und zum Schlimmeren hin 
finden wird. Demgegenüber scheint mir, daß die Kohlegesellschaften, die 
doch sowieso in der Bundesrepublik sehr weitgehend nur Töchter 
der Eisen- und Stahlkonzerne sind, ohnehin einen erheblichen Teil ihrer 
heutigen Monopolmacht einbüßen werden, nämlich infolge der Konkur
renz von Heizöl und Atomenergie, die sich in den nächsten Jahren noch 
viel stärker entwiclceln wird, als das bisher der Fall war. 
Genossinnen und Genossen! Diesen Gedanken, daß unter dem über
ragenden Gesichtspunkte des Machtmißbrauchs Eisen- und Stahlerzeugung 
das Vorrecht haben sollten, als erster Wirtschaftszweig der Grundstoff
industrien sozialisiert und deshalb in bestimmter Form in unser nächstes 
Wahl- und Regierungsprogramm aufgenommen zu werden, möchte ich 
als Anregung verstanden wissen. Ich möchte keinen Aritrag stellen, 
sondern eine Anregung geben für die innerparteiliche Diskussion zu 
Sozialisierungsfragen, von der ich hoffe, sie käme nun endlich in Gang. 
Übrigens wußte Heinrich Deist, daß ich diese Anregung hier vorbringen 
würde. Er wixd deshalb - so hoffe ich - auf Gegenargumente wohl 
vorbereitet sein. Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. (Starker Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Genossen! Ich habe hier noch vier Wort
meldungen, und wir haben darüber hinaus dann natürlich die Schlußworte 
der beiden Referenten. Die ursprüngliche Absicht war, mit diesem Tages
ordnungspunkt heute abend fertig zu werden. Inzwischen ist die Zeit vor
geschritten. Wenn wir die vier Redner und die beiden Schlußworte noch 
anhören wollten, würden wir zeitlich zu spät zu der Veranstaltung 
kommen, zu der wir eingeladen sind. Wir sind hier im Präsidium hart be
drängt worden, jetzt nach der Diskussionsrede des Genossen Helmut 
Schmidt abzubrechen, morgen früh um 9 Uhr zu qeginnen (Beifall), 
um dann noch die Diskussion zu Ende zu bringen und die Schlußworte 
der Referenten zu hören. 
Ich möchte aber die Meinung des Parteitages hören, ob er mit der Rege
lung einverstanden ist, daß wir heute abend abbrechen. (Lebhafte Zu
stimmung. - Beifall.) 
Darf ich feststellen, daß das die überwiegende Mehrheit des Parteitages 
ist. (Bravo! - Beifall.) 
Nun noch etwas Wichtiges. In den Einladungsmappen befindet sich die 
Einladung des Bezirks Südwest für heute abend. 
Es ist schon vom Genossen Möller erwähnt worden, daß die Veranstal
tungen, p.ie hier angezeigt sind, nicht stattfinden, daß aber die Genossen 
wünschen, daß wir dennoch heute abend zum Abendessen kommen. 
Anschließend kann jeder mit seiner Zeit tun, was er will. 
Im übrigen sollten Sie aber nicht die Karte vergessen mit den Ab
schnitten für die Kalte Platte und den Wein, den wir den Genossen hier 
in Stuttgart nicht schenken, sondern den wir austrinken wollen. (Heiter
keit.} Also nehmen Sie diese Karte mit! 
Damit ist die Sitzung geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.20 Uhr.} 
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DRITTER VERHANDLUNGSTAG 

MITTWOCH, DEN 21. MAI 1958 

(Beginn: 9.00 Uhr) 

Vorsitzender Max Brauer: Die Sitzung ist eröffnet. Wir setzen die 
Beratungen bei Punkt 3 b „WirtschafFlPOlitik" fort. 

Bevor ich das Wort erteile, habe ich die Freude, den Genossen Georg 
Muth, Hessen-Süd, und Xaver Fischer, Franken, die Glückwünsche des 
Parteitages zu ihrem heutigen Geburtstag auszusprechen. (Beifall.) 

Die Genossen werden gebeten, sich hier oben einmal zu zeigen, damit wir 
die ihnen zugedachten Blumen überreichen können. 

In der weiteren Aussprache hat zunäch$t Genosse Birkelbach, Frankfurt, 
das Wort. -

Willi Birke 1 b ach, Frankfurt: Genossinnen und Genossen! Aufgabe 
des demokratischen Sozialismus ist die Befreiung des Menschen. Eine 
wichtige Vorbedingung für die Befreiung des Menschen, für die Freiheit 
des Menschen ist die Uberwindung der Härte des Existenzkampfes durch 
die optimale Entwicklung der Produktivkräfte. Das heißt: die Entmate
rialisierung unseres Lebens durch Uberfluß. Die ungeheure Steigerung 
der Produktivität der menschlichen Arbeit in den letzten 150 Jahren 
macht die Erreichung dieses Zieles heute ohne Einschränkung möglich. 
Ich will eine Andeutung dessen geben; was ich unter „Steigerung der 
Produktivität der menschlichen Arbeit" verstehe. 

Jean Forrestier hat in seinem Buch „Die große Hoffnung des 20. Jahr
hunderts" dargestellt, daß bis zum Jahre 1800 seit Jahrtausenden z.B. für 
die Erzeugung eines Zentners Getreide die gleiche Zeit menschlicher 
Arbeit nötig war, nämlich rund drei Stunden. Heute liegt diese Zeit bei 
weit unter zehn Minuten. 

Aus dieser Entwicklung gilt es Schlußfolgerungen zu ziehen. Aber die 
Machtverhältnisse in unserer kapitalistischen Gesellschaft und ihr ober
stes Wirtschaftsprinzip, der absolute Vorrang der Gewinnerzielung, er
weisen sich als die stärksten Hindernisse für die planmäßige und stetige 
Auswertung der Leistungskraft unserer Wirtschaft. soziale Ungerechtig
keit, stetige Existenzbedrohung durch Krisen und Kriegsabenteuer sind 
die Folgen. Wir, die Sozialdemokraten, versuchen auf demokratische 
Weise, .zum Beispiel über die Mehrheit im Parlament, die Gesellschafts
ordnung zu verändern. Das ist nur etappenweise möglich, aber man 
kann nicht einen Tag X konzipieren, von dem ab \3-er Sozialismus aus
gebrochen ist und an dem man nun mit allen Maßahmen und auf 
allen Gebieten gleichzeitig loslegen kann. Das etappenweise vorgehen 
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. 
ist nur möglich, wenn man entscheidet, welche Schritte zuerst zu machen 
sind und wie groß diese Schritte sein sollen. Gewiß ist es denkbar, daß 
dann, wenn die jetzige Oberschicht ihre Klassenposition endgültig bedroht 
sieht, sie auch versuC,11.t, mit undemokratischen Mitteln ihre Herrschaft zu 
behaupten. Auch auf eine solche Situation muß sich die Sozialdemokra
tische Partei einstellen, aber es kann nicht ihr Programm sein, sozusagen 
eine derartige Situation herbeizuführen. 
Wenn man nun daran denkt, daß man etappenweise vorgehen muß, daß 
man entscheiden muß, welche Schritte zuerst getan werden sollen und wie 
groß sie sein sollen, dann müssen wir die uns vorliegende Resolution 204 
als einen begrüßenswerten Auftakt betrachten. Sie ist entworfen auf dem 
Hintergrund, alle freiheitsbedrohenden Elemente in unserer Wirtschaft 
auszuschalten, neue Bedrohungen zu vermeiden. Sie betont dabei die 
notwendige Vielfalt der Formen, stellt aber gleichzeitig auch die Kriterien 
heraus, an denen die Aktivität nicht nur nachträglich zu messen ist, 
·sondern die von einer sozialdemokratisch geführten Regierung zu beachten . 
wären. Es ist in dieser Resolution z. B. klargemacht, daß Gemeineigentum 
an die Stelle des Privateigentums tritt, wo dieses seine gesellschaflichen 
Funktionen nicht erfüllt. Das wird interpretiert: Wo die Kontrollmittel 
nicht ausreichen, um eine stetige wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung usw. 
sicherzustellen, muß Überführung in Gemeineigentum erfolgen. Ich glaube, 
hier gibt es doch handfeste Orientierungsmöglichkeiten. Noch dazu, wenn 
auch die negative Abgrenzung in dieser Resolution zu finden ist, nämlich 
die, daß das private Eigentum jener Millionen kleiner und mittlerer 
Unternehmungen, bei denen das Eigentum nicht die Grundlage wirt-
schaftlicher Macht, sondern die Voraussetzung für ihre Selbstbehauptung 
ist nicht angetastet wird. Ich glaube, es ist wesehtlich, daß es hier 
eine negative Abgrenzung gibt. Man sollte das nicht ohne weiteres als 
nebensächlich abtun. Den Freiheitsspielraum zu bewahren und zu schaf
fen, ist unser erstes Anliegen. Dfe Freiheit äußert sich auch in eigener 
selbständiger wirtschaftlicher Betätigung und in der Zusammenarbeit 
kleiner Menschengruppen in kleinen und überschaubaren Bereichen. 

Ich glaube, Genossinnen und Genossen, es ist nicht unmittelbar wich
tig, ob als erste Etappe nicht besser Stahl und Eisen in Betracht ge
zogen werden sollten. Das ist durchaus erwägenswert, aber vor uns liegt 
ein Modellvorschlag für eine gemeinwirtschaftliche Ordnung in einem 
bestimmten Wirtschaftszweig. Das ist durchaus nützlich für die Aus
einandersetzung mit dem Gegner. 

Ich möchte aber kurz noch auf einige Äußerungen des Genossen Heinrich 
Deist eingehen, bei denen ich Mißverständnisse befürchte. Zum Beispiel 
dort, wo er sich mit dem Zitat von Hilferding befaßt. Hilferding will die 
Autonomie des Wirtschaftsbereichs gesichert wissen, eine sich selbst regu
lierende Wirtschaftsform. Nun gut! Mechanismen und Automatismen wer
den auch vc;m uns bejaht, weil nur so die freie Arbeitsplatzwahl, die freie 
Konsumwahl, die Entscheidungsfreiheit der .Unternehmerleitungen ge
sichert werden kann. Das ist klar. 

Aber für den Genossen Deist und für alle anderen ist auch klar, 
daß nur eine systematische Wirtschaftspolitik die stetige Ausweitung 
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sichern kann und in vielen Bereichen private Machtentscheidungen bereits 
jetzt an die Stelle der Automatismen getreten sind. · Er bestreitet das 
nicht. Aber man muß das herausstellen, um zu sehen, was die Äußerung 
von Hilferding allein bedeuten kann. Sie kann nicht bedeuten. eine 
absolute Forderung auf Heraushaltung des Staates und damit der Ge
samtheit aus der sogenannten autonomen Wirtschaftsform. 

Ich glaube weiter, daß bei all dem, was hier zu betrachten ist, die Frage 
des Privateigentums an Produktionsmitteln nicht so sehr in den Hinter
grund geschoben werden darf. Ich stimme zu, wenn es heißt, es könne 
nicht das einzige Ziel einer Sozialdemokratischen Partei sein, eine allge
meine Beseitigung des Privateigentwns herbeizuführen. Diese allgemeine 
Beseitigung wird von uns sicher nicht gewollt. Aber da die Frage 
in gewissem Sinne als zweitranging behandelt wird, ist ein Problem 
ein wenig zur Seite geschoben, das ich beleuchten möchte. Welche 
Rolle spielt das Privateigentum an Produktionsmitteln nicht nur unter 
dem Gesichtspunkt des Machtmißbrauchs, sondern z. B. auch dann, 
wenn man erkennt, ·daß derjenige, der Rechte aus dem Eigentum an be
stimmten Produktionsmitteln geltend macht, auch darüber bestimmt, ob 
Menschen Arbeit haben oder keine Arbeit haben. Es fst die entscheidende 
Frage z. B., ob im Rahmen einer aktiven Beschäftigungspolitik, einer 
aktiven Konjunkturpolitik, bei einer Anlkurbelung, bei einer Impuls
gebung im Rahmen eines öffentlichen Investitionsprogrammes nicht 
sichergestellt werden muß, daß die entscheidenden Bereiche der Wirt
schaft sich parallel verhalten. Wenn Sie das wollen, müssen Sie in diesen 
Bereichen auch entsprechende Investitionsprogramme durchziehen. Da 
werden dann die privaten Eigentümer fragen, wer ihnen das Risiko ab
nehme, wer sichere, daß sich die Investitionen nicht als Ftmlinvestitio
nen herausstellen. Aus diesem Eigentumsrecht ergibt sich ein Hemmnis 
für eine durchschlagende aktive Wirtscb:aftspolitik dann, wenn sich ent
scheidende Bereiche nicht unmittelbar und ohne Umwege parallel ver
halten und wenn das gegebenenfalls durch das Gemeineigentum nicht 
erzwungen werden kann. Ich glaube, etwas ähnliches ergibt sich bei 
der Abschirmung von Arbeitskräften dann, wenn in der Wirtschaft 
Veränderungen vor sich gehen und Anpassungen und Umstellungen 
erforderlich sind. Hier muß in den entscheidenden Bereichen unserer 
Wirtschaft erzwungen werden, daß auch in den großen Privatunterneh
mungen letzte Reserven ausgeschöpft werden, bevor die Menschen auf 
dJie Straße gesetzt werden. Deswegen ist es erforderlich, draß man hier 
nicht unter privaten Gewinnerzielungs- und Reservebildungsgesichts:.. 
punkten allein die Entscheidung Organen überläßt, die praktisch unter 
iier Kontrolle oder wenigstens im Auftrag der privaten Eigentümer han
deln. Ich glaube, dieser Pun:kt ist wesentlich. 

zusammenfassend möchte ich sagen: Es ist ehrlicher, wenn man die For
derung auf Überführung in Gemeineigentum auch mit zusätzllichen wirt
schaftlichen Argumenten begründet, die in der öffentlichkelit eine Stim
mung herbeiführen können, die es zu sagen gestattet: Eure eigene Exi
stenzgrundlage, eure eigenen Arbeitsmöglichkeiten können auf die Dauer 
nur geSichert werden, wenn es rechtzeitig möglich ist, die gemeinwirt
schaftlichen Gesichtspunkte zum Tragen zu bringen. Versetzen wir uns 
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also, wenn wir über Wirtschaftspolillik reden, wirklich auch ein wenig in 
d:ie Lage der arbeitenden Bevölkerung selbst und bedenken wir, welche 
Lebenserfahrungen sie gemacht hat und welche Nöte sie täglich bedrohen. 
Wir wissen, wenn Sie z. B einen Omnibusfahrer in der Großstadt be
trachten, ·daß er einen gefährlichen Beruf ausübt, einen anstrengenden 
Beruf. Er kann sich seine Arbeitszeit nicht aussuchen. Und nun stellen 
Sie die Frage, warum denn bei einem solch geringen Verdienst diese 
Arbeitsfreude usw. da ist. Das ist dann nicht mehr nur ethisch begründet, 
sondern auch damit, daß der Mann sich sagt, hier habe ich einen Arbeits
platz, der mir sicher erscheint, deswegen nehme ich sehr viele Beeinträch
tigungen meiner eigenen Freiheit in Kauf, die ich nicht so ohne weiteres 
in Kauf nehmen würde, wenn es die echte Freizügigkeit geben würde, 
wenn also auf die Dauer Vollbeschäftigung gesichert wäre. Ich glaube, 
es ist wesentlich, daß wir die Frage der Sicherheit des Arbeitsplatzes mit 
unseren wirtschaftspolitischen Begründungen verbinden, weil wir nur 
über die Sicherung der Existenzgrundlage der arbeitendeµ Bevölkerung 
ihr tatsächlich den Eindruck geben können, daß auch ihre Freiheit in der 
Demokratie untermauert 1st. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Genossinnen und Genossen! Auf Ihren 
Tischen befindet sich jetzt der erste Entwurf der Anwesenheit,;liste. Wir 
bitten, soweit Korrekturen sich als notwendig erweisen, uns diese Kor
rekturen Öekanntzugeben. Die Liste soll endgültig in Druck gehen. 

Bezüglich der Vorschläge für die Wahlen: Das Präsidium schlägt vor, daß 
Schlußzeit zur Einreichung von Vorschlägen für die Vorstandswahlen 
morgen vonv,ittag 10 Uhr sein soll. Wir müssen für die Drucklegung Zeit 
haben und auf der anderen Seite den Delegationen, den Landsmannschaf
ten, die heute abend tagen, die Möglichkeit offenlassen, morgen vormittag 
noch Vorschläge einzureichen. 
Ich hoffe, daß der Parte!i.tag mit dieser Regelung einverstanden i.St. Darf 
ich das feststellen? - Das ist der Fall. Bis morgen vormittag 10 Uhr ist 
also Zeit für Vorschläge zur Vorstandswahl. 
Das gleiche gilt natürlich für die Kontrollkommission. 
Als nächster Redner hat Genosse Werner Best aus Wetzlar das Wort. 

Dr. Werner Best, Wetzlar: Genossinnen und Genossen! Nachdem hier 
teilweise gegen die Entschließung 204 heftig gekämpft worden ist, glaube 
ich, daß wir gerade in dieser Entschließung sehr positive Ansatzpunkte 
für eine Weiterentwicklung ·unseres wirtschaftspolitischen Programms 
haben. Ich wende mich insbesondere gegen die hier gestarteten Angriffe 
gegen die Formulierung der Entschließung, daß zu den Aufgaben einer 
freiheitlichen Wirtschaftspolitik die Stärkung der kleinen und mittleren 
Unternehmungen gehöre. Die Stärkung der mittleren und kleinen Un
ternehmungen müssen wir uns ebenso zur Aufgabe machen, wie den 
Schutz des Arbeiters. Wir haben uns den Schutz des wirtschaftlich 
Schwachen zum Ziel gesetzt. Dazu gehört, daß wir gerade auch die in 
ihrer Existenz bedrohten ·Handwerker und kleingewerblichen Betriebe 
gegen die Großmacht des Kapitals schützen. 
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Genosse Radke hat in einer nach meinem Dafürhalten wenig durchdach
ten Erklärung sich gegen eine Privilegierung gewandt. Auf eine Privi
legierung kann aus der Entschließung- 204 nicht geschlossen werden. Eine 
Privilegierung ist damit nicht gewollt, sondern damit ist nur gewollt, 
daß diese Betriebe geschützt werden, geschützt werden gegen die all
mählich erdrückend werdende Macht des Kapitals, die sich in den Hän-
den weniger zusammenballt. · 

Dem Genossen Radke gilt daher insoweit die hier zitierte Äußerung des 
Genossen Erler, daß wir zwar die Freiheit der Diskussion haben, aber 
die Einheit der Aktion. Und ob in der Einheit der Aktion die Forderung 
des Genossen Radke erscheint, wage ich sehr zu bezweifeln. Mit pathe
tischen Erklärungen machen wir keine praktische Politik und haben wir 
keine Aussicht, an die Macht zu kommen. (Beifall.) 

Draußen in den Ländern und Gemeinden haben wir in vielen Fällen die 
Macht. Der Wähler hat uns aber in dieser Breite sein Vertrauen nur 
geschenkt, weil die Arbeit unserer Funktionäre dort von einem Ver
ständnis für alle arbeitenden Schichten getragen war. Wer unsere Bauern, 
Handwerksmeister, kleinen und mittleren Unternehmer kennt, der weiß, 
daß gerade diese Schichten unserer Bevölkerung hart arbeiten müssen. 
(Beifall.) 

Hier scheiden sich die Geister. Wollen wir eine Partei der Arbeiter 
sein oder aller schaffenden Menschen? (Beifall.) 

Genossinnen und Genossen! Ich möchte draußen im Lande sagen.können, 
wenn ich von diesem Parteitag nach Hause komme: Stärken Sie die 
Position der Sozialdemokratischen Partei; nur wir schützen Sie wirk
sam vor kapitalistischer Großmacht, aber auch vor Verstaatlichung. (Bei-
fall.) . 

Nur in einem von der SPD getragenen Staat bleibt auf die Dauer die 
freie Wirtschaft bestehen. Gerade in dieser Hinsicht erwachsen uns als 
Sozialdemokratisch.er Partei besondere Aufgaben, wenn wir uns den 
Schutz des wirtschaftlich Schwachen wirklich zur Aufgabe gemacht 
haben. Wir sehen durch die kommende Europäische Wirtschaftsgemein
schaft einige Gefahren gerade auch auf unsere kleinen und mittleren 
Unternehmungen zukommen, insbesondere auf die Landwirtschaft. In
soweit müssen wir uns insbesondere darauf einstellen, daß es hier gilt, 
einen wirksamen Schutz aufzubauen und auch für das Verständnis die
ser Schichten innerhalb unserer Partei zu werben. Es zeigt sich bei 
einer Untersuchung unserer Bevölkenmgsstruktur, daß gerade der Hand
arbeiter immer mehr zu schwinden beginnt und den Positionen eines 
Technikers, Ingenieurs oder Kontrolleurs Platz macht. Die moderne 
Gesellschaft wird den Arbeiter im herkömmlichen Sinne kaum noch 
kennen. Der Weg unserer Partei ist daher vorgezeichnet. Wir wollen die 
Fesseln· unserer Partei sprengen. Mit derartigen Äußerungen werden wir 
jedoch immer mehr verstrickt. 

Eine Kritik an der Entschließung 204 führt dazu, daß hier auch einige 
andere Dinge kritisiert werden müssen, und zwar deshalb, weil sie sich, 
in absehbarer Zeit nicht realisieren lassen und im Widerspruch zu nüch-
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ternen und realistischen Überlegungen stehen. Die Entschließung enthält 
die Forderung der öffentlichen Kontrolle wirtschaftlicher Großmacht. 
Trotz der kurzen Erfäuterung erscheint mir diese Forderung in der Ent
schließung viel zu ungenau. Gerade diese Kontrolle muß so genau defi
niert sein, daß auch der uns übelwollende nichts in diesen Begriff 
hineingeheimnissen kann und daß man nicht behaupten kann, dahinter 
verberge sich der Beelzebub der Verstaatlichung des Friseurladens. Ich 
glaube, daß zu einer wirtschaftlichen Kontrolle die Fortentwicklung der 
bisherigen Aufsichtsbehörden - Gewerbeaufsicht, Versicherungsaufsicht 
usw. - eine entsprechende Steuergesetzgebung und vor allem ein wirk
sames Kartellgesetz genügen. Setzen wir uns doch gerade für die Neu
ordnung eines Kartellgesetzes ein, und setzen wir hier den Hebel un
si:?rer Bemühungen an. Gerade hier hat die Bundesregierung gegen mas
siven Widerstand in den eigenen Reihen ein reines Interessentengesetz 
verabschiedet. Dieses Interessentengesetz muß sofort geändert werden. 

In Abs. 3 der Entschließung wird die überführung des Kohlenbergbaues 
in Gemeineigentum gefordert. Ich stelle mich vollinhaltlich hinter diese 
Forderung. Insbesondere muß 'ich die Ausführungen des Genossen Deist 
unterstützen und mich insofern gegen die Forderung des Genossen Hel
,mut Schmidt wenden, der eine vorrangige Behap.dlung der Eisen- und 
Stahlindustrie fordert. Kohle wird noch auf Jahrzehnte hinaus der Haupt
träger unserer Energie sein. 

In der Entschließung ist auch gefordert, daß die Entwicklung der Atom
energie in öffentlichen Unternehmungen zu erfolgen habe. D~mit bleibt 
die Energie in ihren Hauptzweigen ein unmittelbares Anliegen der öffent
lichen Hand. Die Kohle kann erst dahn in ihrer Funktion abgelöst wer
den, wenn die Kernenergie tatsächlich entsprechend weit entwickelt ist. 
Ich halte es daher für eine logische Zusammenfassung, daß beide Indu
striezweige in gleicher Form von der Entschließung betroffen werden. 

Die Forderung des Genossen Schmidt nach einer vorrangigen Behandlung 
der Eisen- und Stahlwirtschaft ist auch deswegen nicht begründet, weil 
andere Energieträger, wie etwa Heizöl, geeignet wärep., eine wirksame 
Bresche in die Energieversorgung zu schlagen. 

Auf dem Energiegebiet mfüsen wir unser Hauptaugenmerk der Kern
energie zuwenden. Gerade sie gilt es zu entwickeln, sonst brauchen wir, 
wie Genosse Erler mit Recht gesagt hat, in 15 Jahren keine Schiffe mehr 
zu verkaufen. Diese Entwicklung ist eine echte Aufgabe der öffentlichen 
Hand. 
Für alle überführungen in Gemeineigentum ist aber eines not: diese 
Forderung muß durch sehr viel Aufklärungsarbeit in die Bevölkerung 
getragen werden. Wir haben dafür auch einige sehr gute und über
zeugende Argumente in der Hand. Die Elektrizitätsversorgung ist seit 
eh und je überwiegend im Besitz der öffentlichen Hand. Ihre Betriebe 
werden gut verwaltet und gut geleitet. Das muß draußen gesagt werden, 
um Verständnis für unsere Forderung zu wecken. 

;Eine weitere, sehr zu beanstandende Fassung der Formulierung der Ent
schließung wäre hjer noch anzuschneiden. Dabei handelt es sich um die 
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Rechtsform. Gefordert wird eine Körperschaft der öffentlichen Selbst
verwaltung. Hier sollten wir uns mindestens zunächst mit den her
kömmlichen Formen der Aktiengesellschaft begnügen. Die Forderung 
des Genossen Wedel auf eine Reform des Aktienrechts würde es uns 
auch leichter gestatten, unsere in Gemeineigentum übergeführten Be
triebe in die Form der Aktiengesellschaft zu kleiden. Dann bräuchten
wir uns • bei einer Debatte über die Überführung in Gemeineigentum 
nicht damit herumzuschlagen, welche Rechtsformen diese neuen Betriebe 
bekommen sollen, sondern wir könnten uns darauf beschränken, die 
Arbeit zu leisten, die darin besteht, daß wir die Betriebe tatsächlich 
in Gemeineigentum überführen, womit wir die Voraussetzung schaffen 
würden für eine staatliche Kontrolle und für eine Sicherung unserer 
Wirtschaft. Wir wollen keine utopischen Sozialisten sein, sondern immer 
auf dem Boden der Wirklichkeit bleiben. Und zu diesem Boden der 
Wirklichkeit gehört es, daß wir uns nahen und verwirklichbaren Auf
gaben zuwenden. Wir sollten uns nicht damit begnügen, Forderungen 
aufzustellen, sondern wir müssen immer danach trachten, daß diese 
Forderungen in irgendeiner Form· auch einmal Wirklichkeit werden. 
(Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Genossinnen und Genossen! Die Hoffnung 
des Präsidiu:rps, daß wir die Rednerliste..,,von gestern heute zu Ende 
führen und dann die Schlußworte hören könnten, erweist sich als falsch. 
Wir werden überschwemmt mit weiteren Wortmeldungen. 
Zur Lage möchte ich folgendes sagen: Wir glauben, daß es tunlich ist, 
bei dem engen Zusammenhang der Entschließung 204 mit Teilen des 
Grundsatzprogrammes die Abstimmungen, die zu diesem Tagesordnungs
punkt durchgeführt werden müssen, nicht heute, sondern im Anschluß 
an die Besprechung und Aussprache über das Grundsatzprogramm vor
zunehmen (Beifall). Dadurch werden auch die Delegationen heute abend 
noch Gelegenheit haben, sich darüber den Kopf zerbrechen zu können, 
welche Stellungnahme sie bei der Abstimmung für empfehlenswert 
halten. 
Ich darf hier nocl:). sagen, daß wir den dringenden Wunsch haben, daß 
der Parteitag nicht auseinandergeht, ohne in dieser Frage eine Ent
scheidung zu treffen und diese Angelegenheit, die so dringend und wich
tig ist, nicht auf einen späteren Termin, den nächsten Parteitag, vertagt. 
(Beifall.) 
Darf ich noch dem Wunsche Ausdruck geben, daß von den uns hier vor
liegenden Wortmeldungen vielleicht einige zurückgezogen werden könnten. 
Der nächste Redner ist Genosse Erwin Lange, Essen. 

Erwin Lange, Essen: Verehrte Gäste! Genossinnen und Genossen! Es 
wurde hier gestern in den Referaten zur Wirtschaftspolitik von der ver
stärkten Konzentration wirtschaftlicher Macht gesprochen. Ich glaube, 
diese Feststellung der verstärkten Konzentration in unserer bundes
republikanischen Wirtschaftswunderwelt ist richtig, aber Genossinnen 
und Genossen, diese verstärkte Konzentration, die sich in einem ge-
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wissen Umfang auch auf dem Sektor der kleinen und mittleren Unter
nehmungen, im Handwerk, Handel und im übrigen Gewerbe äußert, 
sieht nicht so aus, daß die verstärkte Konzentration ausschließlich zum 
Großbetrieb hin tendiert. Es ist sicherlich richtig, wenn festgestellt wird, 
daß z. B. von 1949 bis heute mehr als 100 000 Handwerksbetriebe ver
schwunden sind. Aber Genossinnen und Genossen, das ist nicht nur auf 
die Unzulänglichkeit der finanziellen Grundlage dieser Betriebe - oder 
ich müßte eigentlich anders sagen -: auf die angebliche Unfähigkeit 
der Betriebsinhaber zurückzuführen, sondern auch auf die die Groß
formen unserer Wirtschaft fördernde Politik der Bundesregierung. 

Genossinnen und Genossen! Wenn wir uns die Situation wiederum am 
Beispiel des Haiidwerks klarzumachen versuchen, dann stellen wir fest, 
daß im wesentlichen die Betriebe unter einer bestimmten Grenze ver
schwunden sind, nämlich die Betriebe, die neben dem Inhaber und seinen 
Familienangehörigen bis zu vier oder fünf familienfremde Arbeitskräfte 
beschäftigt haben. Das Gewicht hat sich in die übrigen Kleinbetriebe 
verlagert, und zwar in die Betriebe, die fünf bis zehn Beschäftigte haben. 
Wenn .man von dieser Betrachtung ausgeht - und das sollten wir uns 
einmal zu Gemüt führen, glaube ich -,, dann ist es unmöglich, in die
sem Zusammenhang von einem „eindeutigen Zug zum 'Großbetrieb" zu 
reden. Ich sage das, Genossinnen und Genossen, und demonstriere das 
ap. diesem Beispiel, weil ich der Auffassung bin, daß wir es uns nicht 
gestatten können, wirtschaftspolitische, aber auch in diesem Sinne gesell
schaftspolitische Tatbestände durch noch so große Lautstärke verfälschen 
zu wollen. (Sehr richtig!-Rufe.) 

Uns muß es darauf ankommen - und insoweit ist dieser ganze Themen
kreis mehr als nur eine wirtschaftspolitische Betrachtung -, das im Zu
sammenhang - und das gehört in einem gewissen Sinne zu der Betrach
tung unseres Grundsatzprogramms -, im gesellschaftspolitischen Zusam
menhang, zu erörtern. 

Seht mal, Genossinnen und Genossen, wir haben rund 5 Millionen Groß
betriebe (Zurufe) - entschuldigt, ich will einige Nullen wegnehmen -
wir haben rund 5000 Großbetriebe, und in diesen 5000 Großbetrieben 
haben wir gut und gern 5 Millionen beschäftigte Arbeiter und Angestellte. 
Wir haben aber eine wesentlich größere Beschäftigtenzahl. Wir können 
immerhin im Schnitt eine Beschäftigtenzahl, abhängig Beschäftigter also, 
zwischen 18 und 19 Millionen feststellen, und es ist gestern schon hier 
von dieser Stelle aus, auch in den Referaten, mit Recht darauf hingewie
sen worden, daß gerade dieser Teil der Beschäftigten im wesentlichen in 
den kleinen und mittleren Betrieben des Handwerks, des. Handels und 
dem übrigen Gewerbe beschäftigt ist. Von den freiberuflich Tätigen und 
den bei ihnen Beschäftigten will ich in diesem Zusammenhang einmal 
absehen. 

Genossinnen und Genossen! Wenn wir uns das als gesellschaft.spolitischen 
wie als wirtschaftspolitischen Tatbestand einmal zu Gemüt führen, wenn 
w.i.r also in diesem Zusammenhang einmal den Versuch machen, das zu 
tun, was wir früher „revolutionäre Bewußtseinsklärung" genannt haben 
und heute schlicht und einfach „Bewußtseinsklärung" nennen, uns Klar-
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heit zu verschaffen über gesellschaftspolitische Tatbestände, dann möchte 
ich alle diejenigen, die diesen Tatbestand leugnen wollen, herzlich bitten, 
sich trotzdem einmal mit ihm auseinanderzuse~en. (Lebhafter Beüall) 

Denn, Genossinnen und Genossen., auch die politische Wirksamkeit der 
Sozialdemokratie hängt weitgehend davon ab, wie wir zuerst einmal auch 
an einen von uns nicht ohne weiteres erfaßbaren Teil der Arbeiter und 
Angestellten in den Großbetrieben herankommen, aber zum zweiten auch 
davon, daß wir gerade an diejenigen in den eben genannten Sektoren 
beschäftigten Arbeiter und Angestellten herankommen. (Beifall) 

Denn, Genossinnen und Genossen, es nützt uns gar nichts, durch Ver
nachlässigung dieser Wirtschaftszweige so zu tun, als ob wir damit Arbei
ter oder gar Angestellte gewinnen könnten, die von ihrer gesellschaft
lichen Bewußtseinslage - man könnte es auch anders nennen -, von 
ihrer Mentalität aus anders an die gesamtgesellschaftlichen und wirt
schaftspolitischen Probleme herangehen als weite Teile der übrigen 
Arbeiterschaft. · 

Insoweit obliegt uns also in diesem Zusammenhang eiqe entscheidende 
Aufgabe, und deshalb, Genossinnen und Genossen, bitte ich herzlich 
darum, in der Tat - wie gesagt, das gehört dann in die Gesamtbetrach
tung zum Grundsatzprogramm - sich mit dieser gesellschaftlichen Wirk
lichkeit auseinanderzuseto:en. 

Sicher ist es richtig, Genossinnen und Genossen, daß die Großformen 
unserer Wirtschaft auch ihr Gesicht bestimmen. Sicher ist auch richtig, 
daß in weitestem Umfang heute - und, Genossinnen und Genossen, das 
w::ird ja hier auf diesem Parteitag nicht zum ersten Male durch einen 
Sozialdemokraten oder durch die Sozialdemokratische Partei ausgespro
chen - die kleinen und mittleren Betriebe der Produktion wie auch der 
Absatzwirtschaft, aber auch der Werterhaltung - also Reparatur und 
Reinigung - abhängig sind von den Großformen der Wirtschaft. 

Genossinnen und Genossen! Daraus ergibt sich ein weiteres: daß nicht 
nur die unmittelbar in den Großformen der Wirtschaft Beschäftigten 
von diesen Formen abhängig sind, sondern daß auch der weite Kreis, der 
Millionen umfassende Kreis kleiner und mittlerer Selbständiger und der 
in ihren Betrieben Beschäftigten abhängig von diesen Großformen der 
Wirtschaft ist. 

Wenn man sich das vergegenwärtigt., dann, meine ich, ergibt sich für eine 
Partei, die nach dem Wort Kurt Schumachers immer auf der Seite der 
sozial Schwächeren stehen will; die eindeutige Verpflichtung, aus dieser 
Erkenntnis das Bewußtsein solidarischen gesellschaftlichen Handelns 
dieser kleinen und mittleren Selbständigen und der Angestellten und 
Arbeiter zu wecken. 

Es kommt noch ein anderes hinzu: Auch im Verlauf der weiteren tech
nischen Entwicklung, der Automation - um einmal dieses Stichwort zu 
geben - werden wir uns ja in einem bestimmten Umfang darübe.r Ge
danken machen müssen, wie die dort beschäftigten Arbeitskräfte, die 
dann freigesetzt werden, in anderen Sektoren der Wirtschaft unter
gebracht werden. Da werden eben die Sektoren, die im wesentlichen ge- . 
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kennzeichnet sind durch kleine und mittlere Betriebe -Absatzwirtschaft, 
individuelle Produktion sowie Reparatur und Reinigung - auch künftig 
diejenigen sein, die in verstärktem Umfang diese Arbeitskräfte auf
nelimen müssen. Es bietet sich uns also aus zweierlei Gründen an, uns 
mit diesem Problem in einer etwas - 'na, sagen wir, das ist hier zum 
Teil durch Diskussionssprecher schon sehr deutlich gesagt worden - ver
nünftigeren Weise, als das zum Teil gestern von dieser Stelle aus ge
schehen ist, auseinanderzusetzen. 

Nun ein letztes Wort, Genossinnen und Genossen. Ich darf mir gestatten, 
zu diiesem ganzen Problem noch einmal li.m Zusammenhang mit dem 
Grundsatzprogramm einiges zu sagen, weil ich hier nicht alles sagen kann 
und auch nicht alles sagen will. Aber: ein letztes Wort, Genossinnen und 
Genossen: Wer hier davon spricht, daß man privilegieren will, daß man 
in einem gewissen Sinne also „Naturschutzparks" schaffen will, der hat 
sich entweder nicht mit den Dingen auseinandergesetzt oder aber er hat 
auch nicht all das gelesen, was die Sozialdemokratische Partei bisher dar
über veröffentlicht hat. 

Als erstes empfehle ich einmal das Studium des Aktionsprogramms. Als 
zweites, Genossinnen und q-enossen, bitte ich einmal all das nachzulesen, 
was auf dem sozialdemokratischen Kongreß über die Mittelschichten in 
der modernen Geselfschaft am 10. Juni 1956 in Köln gesagt worden ist. 

Zum dritten, Genossinnen und Genossen, bitte ich einmal nachzulesen, 
was der Wirtschaftspolitische Ausschuß beim Parteivorstand in der Bro
schüre „Material zur Wirtschaftspolitik" auch in diesem Zusammenhang 
gesagt hat. ,An Privilegierung denkt keiner. Naturschutzparks für Mittel
schichten, für kleinere und mittlere Selbständige zu schaffen, daran 
denkt keiner. Aber, Genossinnen und Genossen, wenn wir alle mitein
ander gleichartige Startvoraussetzungen wollen, wenn wir alle mitein
ander auch im gesamtgesellschaftlichen Bereich wiinschen, daß jedem von 
vornherein, entsprechend seinen Anlagen, seinen Neigungen und seinen 
Fähigkeiten, ,,die Entwicklung zur" - so steht es im Aktionsprogramm 
- ,,freien Persönlichkeit" ermöglicht wird, Genossinnen und Genossen, 
wenn wir darüber hinaus aber auch jetzt aus wirtschaftspolitischen Er
wägungen freie Konsumwahl sichern wollen, brauchen wir einige Dinge, 
die auch mit dem Begrifj der Absatzwirtschaft und der Vielfalt der Ab
satzwege der Vertriebs- und Verteilungsformen gekennzeichnet sind. 

Deshalb also, Genossinnen und Genossen, meine Bitte, nicht so zu tun, 
als ob wir hier in diesem engen Bereich, zu dem ich mich hier nur zu 
äußern versucht habe, einen Naturschutzpark schaffen wollten, nicht so 
zu tun, als ob wir Privilegien schaffen wollten, nicht so zu tun, als ob 
diese Sozialdemokratische Partei eine Zusammensetzung von Interessen
tengruppen wäre, sondern in der Tat davon auszugehen, daß wir entspre
chend der Gesamtsituation gesellschaftlicher Art für alle Menschen, die 
von d_en Großformen dieser Wirtschaft abhängig sind, die also praktisch 
insoweit völlige Unabhängigkeit - wie der Arbeiter, wie der Angestellte 
sowie auch dies!! kleinen und mittleren Selbständigen - für sich nicht 
erreichen können, diesen sozial Schwachen seitens dieser Partei die ihnen 
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im gesellschaftlichen Raum auf Grund ihrer Stellung zukommende Hilfe 
auch tatsächlich angedeihen zu lassen. (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Der nächste Redner ist der Genosse von 
Oertzeri, Göttingen. Ihm folgt der Genosse Boljahn, Bremen. 

Dr. Peter von Oe r t z e n, Göttingen: Genossinnen und Genossen! Der 
Antrag Nr. 204, die Entschließung zur Wirtschaftspolitik, will nach seinen 
eigenen Wort~n unsere Vorstellungen von einer freiheitlichen Ordnung der 
Wirtschaft näher umreißen, Ziel und Weg einer sozialistischen Wirt
schaftspolitik bestimmen, und er stellt in den Mittelpunkt dieses Be
strebens in den ersten Sätzen drei Punkte: Stetige Steigerung des Sozial
produkts, Sicherung der Vollbeschäftigung und Erhöhung des Lebens
standards. 

Ich glaube, es besteht kein Zweifel darüber, daß diese Forderungen voll
auf berechtigt und sachlich begründet sind, aber wir müssen uns doch 
fragen: Ist das tatsächlich alles, was im Mittelpunkte der Formulierung 
einer sozialistischen Wirtschaftspolitik zu stehen hätte? 

Ich II}öcht_e etwas vorgreifen auf die kulturpolitische Entschließung, die 
wir vielleicht heute nachmittag oder morgen behandeln werden. Da steht 
ein sehr beherzigenswerter Satz, der doch auch von demselben Partei
vorstand beschlossen und gutgeheißen worden ist, der uns diese wirt
schaftspolitische Entschließung vorgelegt hat .. 

Da steht: 
,,Den Menschen vom Objekt zum Subjekt zu erheben, ihn vom wil
lenlos·en Glied im Produktions- und Verbrauchsmechanismus zum 
verantwortlichen Beherrscher der materiellen Welt zu machen, das 
ist die überwältigende Aufgabe, die vor uns steht", 

und er fährt fort: 
„Das Schicksal der Demokratie wie auch der menschlichen Freiheit 
hängt davon ab, daß eine wachsende Zahl von Menschen ihr gesell
schaftliches Bewußtsein entwickelt und zur Mitverantwortung be
reit ist." 

Ich glaube, Genossinnen und Genossen, genau das ist tatsächlich das 
Ziel der sozialistischen Politik. Es ist das alte Ziel, das wir vielleicht neu 
fassen · und neu formulieren müssen: Die Veränderung der gesellschaft
lichen Verhältnisse. Da besteht doch wohl kein Zweifel darüber, und ich 
darf mich auf die Worte von Helmut Schmidt von gestern berufen, der 
mit Recht betont, daß die Schlüsselposition dieser gesellschaftlichen Ver
hältnisse die wirtschaftlichen Verhältnisse darstellen. Ich muß leider 
sagen, daß über diesen Zusammenhang zwischen der Wirtschaftspolitik 
und der allgemeinen, die Gesellschaft verändernden, auf allen Gebieten 
des gesellschaftlichen Lebens verändernden Tätigkeit der sozialistischen 
Bewegung zu wenig die Rede ist. Da ist gewiß die Rede von Macht
zusammenballung in der Wirtschaft, von Zusammenballung, welche wirt
schaftliche, gesellschaftliche und politische Macht verleiht, aber. diese 
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Feststellung wird beschränkt auf die Großbetriebe, und da möchte ich 
verweisen auf das Aktionsprogramm, das eben von dem Genossen Lange 
mit Recht herangezogen worden ist, als - immer noch - die Grund
lage unserer praktischen Politik, wo es in dem Abschnitt „Demokratische 
Wirtschaftsordnung" heißt: 

,,In der gegenwärtigen Wirtschaft üben die Eigentümer der Produk
tionsmittel oder ihre Beauftragten eine kaum kontrolli_erte Allein
herrschaft aus." 

Genossinnen und Genossen! Genau so ist es, und dieser Satz gilt nicht 
nur für die Eigentümer oder die beherrschenden Schichten der Groß
betriebe, sondern er gilt für den größten Teil der Produktionsmittel
eigentümer überhaupt, und es ist• doch einfach nicht wahr, daß nur die 
Großbetriebe allein wirtschaftliche Macht und besitzbürgerlichq Herr
schaft darstellen. Gerade wer aus ländlichen oder kleinstädtischen Be
zirken kommt, der weiß sehr wohl, welch außerordentliches Maß an 
wirtschaftlicher, sozialer und politischer Macht etwa ein mittlerer Un
ternehmer in einer kleinen Gemeinde ausüben kann. 

Wer die sozialen Verhältnisse, die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer
schaft kennt, der weiß, daß es nicht so sehr die Großbetriebe sind, in 
denen die schlechten sozialen Verhältnisse herrschen, sondern zu einem 
sehr großen Teil die mittleren und kleinen Betriebe. (Beifall.) 

Genossinnen und Genossen! Es ist hier sehr viel von der Freiheit der 
Schaffenden die Rede gewesen, und das ganze Wirtschaftsprogramm, das 
uns hier vorgelegt wird, stellt den Begriff der Freiheit mit Recht in den 
Mittelpunkt. Aber diese Freiheit ist für meinen Geschmack ein wenig 
sehr einseitig zugeschnitten worden auf die Freiheit der kleinen und 
mittleren Unternebmer und Gewerbetreiberiden; von der Freiheit der 
Millionen von Arbeitnehmern in diesen Betrieben ist mir jedoch zu 
wenig die Rede gewesen. (Beifall.) 

Diese Millionen Menschen sind immer noch abhängig und unfrei. Jeder 
von uns, der etwas mit der gewerkschaftlichen Praxis oder auch mit 
der politischen Betrieb&arbeit zu tun hat, weiß genug davon zu sagen. 
Was auch immer man einwenden kann gegen Teile des Diskussions
beitrages, den uns Olaf Radke gestern hier gegeben hat, keiner von uns 
wird im Ernst bestreiten kBnnen, daß die praktischen Beispiele, die er 
aus seiner Tätigkeit in der Gewerkschaft, aus den Betrieben hier gebracht 
hat, tatsächlich die wirklichen Verhältnisse wiedergeben. Um diese Mil
lionenmasse von Arbeitnehmern geht es uns doch nach wie vor in erster 
Linie. 

G€nossinnen und Genossen! Es ist gerade in der Diskussion der vergap
genen Monate, wie schon in den Jahren 1953/54, Sitte geworden, alle Be
deniken gerade aus den Reihen der einfachen Genossen und Funktionäre 
abzufangen mit der Feststelll.lilg, daß die Arb~iterschaft selbstverständ
lich immer noch der Kern der Partei sei. Das ist richtig, und ich begrüße 
diese 'Feststellung, aber dann möchte ich, doch daru,m bitten, daß ,aum-in 
unserem Wirtschaftsprogramm ganz genau und konkret und unmißver-
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ständlich gesagt wird, was wir diesen Arbeitern bei einer gemeinwirt
schaftlichen Ordnung der Wirtschaft tatsächlieh konkret zu bieten haben. 
(Beifall) 
Wir berufen uns so oft auf unsere Solidarität mit der Gewerkschafts
bewegung, und wir empfinden es als wohltuend und klatschen, wenn die 
Kollegen. aus den Gewerkschaften uns ihr Zusammengehörigkeitsgefühl 
ausdrücken. Und dann liegt hier eine wirtschaftspolitische Entschließung 
vor, in der nicht einmal das Wort, geschweige denn die Saclle der-Mit
bestimmung überhaupt auch nur vorkommen. Ich frage ganz offen: Wie 
sollen wir mit einer solchen Entschließung vor unseren Genossen in den 
Gewerkschaften und in den Betrieben bestehen, wenn wir das als d!ie 
Grundlage uns~er Wirtschaftspolitik betrachten wollen? Genossinnen 
und Genossen, ich glaube, in dieser Form können wir uns mit dieser Ent
schlließung nicht einverstanden erklären. Ich will nicht leugnen, daß in 
ihr eine ganze Reihe wesentlicher, wertvoller, wichtiger Gedankengänge 
ausgebreitet sind, und ich betrachte sie als einen sehr wertvollen Beitrag 
zu unserem Wirtschaftsprogramm, aber in der vorliegenden Form ist diese 
Entschließung eine Festlegung unserer grundsätzlichen Haltung, di.e wir 
doch genau so gründlich in allen Richtungen durchdiskutieren sollten wie 
unser Grundsatzprogramm überhaupt. Aus diesem Grund möchte ich 
mich mit allem Na<:hdruck dafür einsetzen, daß diese Entschliießung trotz 
der Intervention des Präsidiums nicht angenommen, sondern als Material 
zu den Beratungen des Grundsatzprogramms behandelt wird. Wir haben, 
Genossinnen und Genossen, in den letzten Jahren sehr Vliel von der not
wendigen nüchternen Prüfung und der Fortentwicldung unserer Gedan
ken gehört und gelesen und wir bejahen alle selbstverständlich eine 
solche nüchterne Prüfung, aber hüten wir uns dann, daß wir über dieser 
Prüfung unserer Gedanken das letzte Ziel unseres Strebens aus den 
Augen verlieren: die Befreiung aller Menschen aus jeder Form der Aus
beutung und Unfreiheit, den Sozialismus! (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat Richard Boljahn, ihm folgt 
Genosse Seuffert, München. 

Richard B o I ja h n, Bremen: Genossinnen und Genossen! Gestatten 
Sie eine kritische Randbemerkung zu den gestern hier gehaltenen Vor
trägen über freiheitliche Ordnung der Wirtschaft. Als ich zu diesem 
Parteitag fuhr, hatte ich in meiner Mappe über 22 Anträge der Bezirke 
und Ortsvereine, die sich mit dieser freiheitlichen Ordnung der Wirt
schaft beschäftigen. Über 20 dieser Anträge sprachen sich für eine Sozia
lisierung der Grundstoffindustrien aus. Als Arbeitsmaterial bekamen 
wir hier auf diesem Parteitag den Antrag 204 des Parteivorstands, der 
nach meiner Auffassung in der jetzigen Form eine Vorwegnahme des 
Grundsatzprogramms unserer Partei in bezug auf diese wirtschaftliche 
Ordnung ist. Das heißt doch mit anderen Worten: Wenn wir diese Ent
schließung 204 annehmen, haben wir uns einseitig in Richtung dieser 
Entschließung für unser Grundsatzprogramm festgelegt. Dann brauchen 
wir nicht ein. Jahr lang in den ,Ortsvereinen und in den Bezirken über die 
Grundsatzfragen der Sozialisierung zu diskutieren, dann ist diese Dis-
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kussion ja durchgeführt. Ich bin auch, als ich die Rednerliste sah, der 
Meinung gewesen, daß hier ein Referat und ein Korreferat gehalten 
würden, d. h. daß man versuchen wollte, die Stimmung in den unteren 
und mittleren Parteieinheiten hinsichtlich dieser entscheidenden Frage 
der Sozialisierung uns hier vorzutragen. (BeifaU.) 

Nichts ist in dieser Angelegenheit hier erfolgt. Ich glaube, wir sollten 
uns auch darüber nicht im unklaren sein, daß wir einmal das Blatt der 

..W-irtschaftsgeschichte etwas zurückblättern müssen, um unseren Stand
ort zu erkennen. Wo sind die :freiwillig gemachten Versprechungen ge
blieben, die uns von diesen deutschen Unternehmern nach dem Zusam
menbruch des „Tausendjährigen Reiches" gemacht worden sind? Wo ist 
die Mitbestimmung in der Wirtschaft, wo sind die entscheidenden Fak
toren der Mitgestaltung der Arbeitnehmer in dieser nationalen Volks
wirtschaft verwirklicht worden? Wir sind einen Schritt nach dem andern 
zurückgewichen. Gerade die Freiheit der Arbeitnehmer ist doch ein ent
scheidender Bestandteil des politischen und wirtschaftlichen Wollens 
unserer Partei schlechthin. Man kann sich nicht immer nur dann auf die 
Gewerkschaften berufen, wenn sie Feuerwehr zu spielen haben, sondern 
man muß auch die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
schaffen, um diese entscheidende Formung unseres wirtschaftlichen Ge
schehens durchzuführen. 

Unser in Dortmund verabschiedetes Aktionsprogramm, Genossinnen und 
Genossen, soll doch, wenn ich die Antragsteller der Entschließung 204 
richtig verstanden habe, jetzt klar und langsam aber sicher in eine ge
wisse Versenkung gebracht werden. Wir haben uns hier doch wieder auf 
einige Grundsätze zuzubewegen. Ich unterschreibe es völlig, wenn in 
dieser Entschließung 204 steht: 

„Die Struktur der modernen Wirtschaft wird immer stärker durch 
jene Industriezweige bestimmt, in denen eine kleine Zahl von Groß
unternehmen eine beherrschende Stellung einnimmt. Ohne diese 
Großunternehmungen mit ihrer gewaltigen Produktionskraft sind 

' ein starker Wirtschaftsaufschwung und eine schnelle Steigerung des 
Lebensstandards nicht möglich. Zugleich aber sind diese Großunter
nehmungen Kommandostellen der Wirtschaft. Wer über sie verfügt, 
hat - insbesondere auch über die großen Interessenverbände -
wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische Macht." 

Genossinnen und Genossen! Haben wir in diesen vergangenen Jahren 
nicht gespürt, wie sich diese wirtschaftliche Macht in politische Macht 
umgesetzt hat? (Beifall.) Haben wir nicht gespürt, daß wir immer wieder 
auf dieser Ebene zurückgedrängt worden sind? Und jetzt versuchen wir, 
diese Diskussion in eine Form zu bringen, die nach meiner Auffassung 
wie eben schon gesagt, eine Vorwegnahme des Grundsatzprogramms 
unserer Partei schlechthin darstellt. 

Wir haben auf der großen internationalen Kundgebung doch mit einer 
sehr stark betonten Herzlichkeit von der Übereinstimmung der An
schauungen zwischen der englischen Labour Party und der .sozialdemo
kratischen Partei gesprochen. Ich möchte hier eindeutig feststellen, daß 
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die englische Auffassung über Wirtschaftspolitik sich turmhoch von dem 
unterscheidet, was uns in dieser Entschließung 204 dargestellt worden 
ist. (Sehr gut! - Beifall.) 

Die Engländer haben den Wahlkampf und auch wir deutschen Sozial
demokraten haben nach meiner Auffassung den Wahlkampf nicht des
halb verloren, weil wir Sozialisierung gefordert haben, sondern weil wir 
in der ganzen Gestaltung unseres Wirtschaftsprogramms unklar waren. 
(Beifall.) 

Der eine sagt „Sozialisierung", der andere prominente Referent sagt 
„keine Sozialisierung", und der dritte sagt „ja, etwas". Diese Form muß 
doch, glaube ich, abgelöst werden durch eine Diskussion nicht nur auf 
diesem Parteitag, sondern auch die unteren Parteieinheiten haben ein 
Recht darauf, ihre Meinung zu diesen entscheidenden Lebensfragen der 
Gestaltung der Wirtschaft zu sagen. (Starker Beifall.) Ich vermisse hier 
auch - das sage ich genau so offen und ehrlich - : Wir haben ja schon 
eine Form der Wirtschaftsentwicklung in den Gemeinwirtschaftsbetrie
ben, die durchaus Anspruch darauf erheben können, auch politisch mehr 
gefördert zu werden als in der Vergangenheit. Ich glaube, wir brauchen 
uns dieser gemeinwirtschaftlichen Unternehmungsformen nicht zu schä
men, die in der Fisch-, der Wohnungs-, der Konsum- und Versicherungs
wirtschaft, dem Bankgewerbe entscheidende Impulse gegeben haben. 

Ich glaube, Genossinnen und Genossen, wir sollten auch das Wort von 
Herbert Wehner „Der Klassenkampf ist noch 'nicht beseitigt" nicht unter
gehen lassen. Wir haben die wirtschaftspolitischen Voraussetzungen da
für zu schaffen, daß auf der einen Seite die Millionen Arbeitnehmer, 
daß auf der andere:r.i;-Seite aber auch die freiheitlichen Kräfte der mittel
ständischen Wirtschaft im Rahmen der politischen Gestaltung - nicht 
zuletzt auch durch eine soziale Steuerpolitik - etwas mehr Luft ~kom
men. Man soll sich aber auch darüber nicht im unklaren sein: Die Aus
)Jeutung des Menschen wird nicht nur in den Großbetrieben, sondern sie 
wird vielfach und in verstärktem Umfang auch in den Mittel- und Klein
betrieben durchgeführ:t. (Beifall.) 

Das Ziel einer jeden sozialistischen Wirtschaftspolitik kann doch nur 
sein, die Ausbeutung des Menschen zu beseitigen, und dafür haben w'ir 
die Grundlage innerhialb unseres Grundsatzprogramms der Wirtschaft zu 
geben. 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat der Genosse Seuffert, Mün
chen; ihm folgt der Genosse Kluncker, Stuttgart. 

Walter Se u ff er t, München: Genossinnen und Genossen! Ich fürchte, 
diejenigen, die für die Resolution des Parteivorstandes eintreten möch
ten, könnten in ein falsches Licht kommen, wenn man nicht einige Miß
verständnisse ausräumt, denen die Resolution in einem Teil der bis
herigen Diskussion - wie mir scheint - ausgesetzt war. Was ist denn 
der Unterschied, Genossinnen und Genossen, zwischen dem runden Dut
zend Anträgen, die uns aus den Ortsvereinen und den Bezirksverbänden 
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vorliegen und die auch ich als den klaren Ausdruck einer durchgehenden 
Parteimeinung unterstellen möchte, und der hier vorliegenden Resolu
tion? Der Unterschied ist der, daß die Anträge, die gestellt worden sirid, 
sich im wesentlichen darauf beschränken, den Grundsatz des Aktions
programms, daß die Grundstoffindustrie in Gemeineigentum übergeführt 
werden soll, wiederholen. Der eine oder andere· Antrag spezifiziert das 
etwas, indem er sagt, welche Grundstoffindustrie oder die eine oder 
andere Industrie hinzugesetzt ist; sie wiederholen aber eigentlich ledig
lich diesen Satz. Aber das, Genossinnen und Genossen, diesen Satz in 
Frage zu stellen, das steht doch hier nicht zur Debatte! Daran denkt, 
wenn ich es richtig verstehe und wie ich es hoffe, niemand; ich jeden
falls würde mich sehr widersetzen, wenn jemand daran denken würde, 
die Sozialdemokratische Partei sei nicht mehr der Ansicht, daß die Ein
richtung von Gemeineigentum, da wo es zweckmäßig und notwendig ist 
zur Sicherung der Freiheit von Wirtschaft und Gesellschaft, ein legitimes 
und notwendiges Mittel wäre. Der Unterschied ist, daß die Resolution 
des Parteivorstandes einen konkreten Vorschlag in der Richtung zur Ver
wirklichung dieser Grundsatzforderung macht und damit den Unterschied 
zwischen der englischen Politik und unserer bisherigen Politik in dieser 
Frage --, Genosse Boljahn! - allerdings etwas einengt. 

Denn der Unterschied bestand darin, daß wir uns sehr lange mit theo
retischen Erörterungen abgegeben haben, während in England konkrete 
und praktische Vorschläge, bezogen auf diesen und jenen Fall und diese 
und jene Industrie, gemacht und durchgeführt worden sind. 

Genossinnen und Genossen! Wir können es nicht (Zuruf: Warum nicht?) 
wie die Anträge bei der allgemeinen Forderung „Überführung in -Ge
meineigentum" belassen; denn das ist gerade ein Fall derjenigen Un
klarheit, die innerhalb und außerhalb der Partei so oft beklagt wird in 
unseren Zielsetzungen: der Fall, daß man bei den allgemeinen Forde
rungen verbleibt, die dann wie eine große dunkle Wolke über der Wirt
schaft und über der Öffentlichkeit schweben bleibt, eine Wolke, von der 
man nicht weiß, wann aus ihr, und von der man nicht weiß, wohin und 
wieso dann überallhin Blitze fallen können nach der Art etwa des Ge
nossen Radke. 
Und zweitens können wir es nicht dabei belassen, weil wir so nicht wei
terkommen. Das ist ja das Mißverständnis in einem Teil der Diskussion, 
daß man den Fortschritt nicht Si!;!ht, der darin liegt, daß endlich einmal 
ein konkreter Vorschlag gemacht worden ist. Da kommt immer wieder 
dieser merkwürdige Perfektionismus, der auftritt, sobald man von dem 
allgemeinen Grundsatz abgeht und einmal im einzelnen sagt, was denn 
geschehen soll; denn darum handelt es sich, das ist die Natur der Sache 
- wenn einmal etwas geschehen soll: daß man dann Punkte setzt und 
sagt: Dies ist zu tun, das und das nicht, so und nicht so; und daß man 
dann endlich einmal darüber spricht: Was tun wir? Und was könnten 
\lir alles tun! (Beifall.) 

Wir sollten endlich einmal von der Sterilität dieses Perfektionismus und 
der allgemeinen ideologischen und theoretischen Erörterungen zu der Tat 
übergehen; (Beifall.) denn zweierlei scheint mir notwendig: Erstens ein-
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mal klarzumachen, daß unsere Grundsatzforderung, das Gemeineigentum 
zur Sicherstellung der Freiheit, nichts mit dem Prinzip des Eigen
tums als solchem zu tun hat; daß es mit der Anerkennung des Pri
vateigentums nichts zu tun hat, ob neben unseren öffentlichen Versor
gungsbetrieben, neben der Bundesbahn und neben anderen solchen Be
trieben, auch noch andere Wirtschaftstätigkeiten und Wirtschaftszweige 
im Interesse der Sicherung der Freiheit und im Interesse des Gemein
wohls gemeinwirtschaftlich betrieben werden können. Klarzumachen, daß 
der berühmte Friseurladen nicht in Gefahr ist, sondern daß es sich im 
Gegenteil darum handelt, ihn davor zu schützen, ein ziemlich willenloses 
funktionelles Anhängsel ohne jede Substanz der Eigenheit und des Eigen
tums zu sein, Anhängsel von wirtschaftlichen Großkräften, denen er aus
geliefert ist, daß dieser Friseurladen nicht in Gefahr ist, von den Blitzen 
des Genossen Radke getroffen zu werden,. (BeüalL) 

Ich finde es nicht nützlich, in diesem Zusammenhang die Frage auf
zuwerfen, ob ein produktives Eigentum, das irgendwo einmal bei Thomas 
von Aquin in einem philosophischen Sinne definiert worden ist und dort 
moralischen Betrachtungen unterzogen worden ist, so oder so zu bewer
ten sei. :Was kann man nicht alles fragen, was kann man nicht alles 
fragwürdig machen? Und zuletzt uns selbst. 

Es gilt klarzumachen, daß wir wissen, was wir tun und was wir tun wol
len. Ob man nun eines nach dem andern nach dem Prinzip wo sitzt die 
größte Macht oder nach dem Prinzip, wo ist es wirtschaftlich jetzt am 
notwendigsten, zweckmäßigsten und am besten durchführbar, angreift, 
Kohle, Stahl usw., - auf diese Einzelheiten will ich mich nicht einlassen; 
denn in einem Punkt ist die Resolution auch gänzlich mißverstanden 
worden, wenn gesagt worden ist, das sei eine Vorentscheidung, die jede 
weitere Diskussion abschneide und ausschließe. Im Gegenteil! Die Reso
lution hat einen Absatz 5, der heißt, daß der Parteivorstand mit der 
weiteren Untersuchung dieser Frage und mit der Ausarbeitung von Vor
schlägen beauftragt wird und sie dem nächsten Parteitag zur Beschluß
fassung vorzulegen hat. Das heißt doch Durchführung der Diskussion, 
aber Schaffung voii Grundlagen und Grundsatzentscheidungen in be
stimmter Weise für diese Diskussion, damit sie endlich einmal konkret 
und nicht immer abstrakt durchgeführt werden kann. (Beifall.) Hier liegt 
doch der Schwerpunkt der Resolution des Parteivorstands. 

Ich bin an dieser Resolution nicht beteiligt; ich habe keinen Anlaß, mich 
in Einzelheiten derselben jetzt einzulassen. Ich bi~te Sie aber, Genos
sinnen und Genossen, diese Resolution anzunehmen, als einen Beweis 
dafür, daß die Sozialdemokratische Partei gewillt ist, in voller Kenntnis 
der wirtschaftlichen Gegebenheiten und in voller Verantwortung für die 
Auswirkungen konkrete und durchführbare Maßnahmen zur Verwirk
lichung ihrer Grundsatzforderungen in Angriff zu nehmen und sie der 
demokratischen Entscheidung zu unterstellen. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat der Genosse Kluncker, Stutt
gart; ihm folgt der Genosse Groß aus Niederbayern. 
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Heinz K I u n c k er, Stuttgart: Liebe Genossinnen und Genossen! Nach 
der Bundestagswahl hat man oft die Aussage vernommen, der Arbeit
nehmer habe den Kühlschrank und den Fernsehapparat und nicht die 
sozialdemokratische Vernunft gewählt. Leider ist eine solche Aussage 
auch am ersten Verhandlungstage von dliesem Platz aus gemacht worden. 
Ich möchte diese Aussage als sehr gefährlich kritisieren; denn sie bedeu
tet im Umkehrschluß: Wer SPD wählt, gefährdet den Kühlschrank und 
den Fernsehapparat. Das ist genau die POSlition, in die uns die Gegner 
b:i;ingen wollen. (Beifall) 

Ich möchte dann auf die Aussage von Erich Ollenhauer, die er am Eröff
nungstag gemacht hat, eingehen, wo er sagte, die organlisierte Arbeitneh
merschaft sei die Kerntruppe der Sozialdemokrntischen Partei. 

Liebe Genossinnen und Genossen! Wenn man die Entschließung und wenn 
man die Ausführungen des Genossen Delist !kritisch überliest, dann muß 
man zu der Feststellung kommen, daß diese Aussage in den konkreten 
Formulierungen nicht ihren Niederschlag gefunden hat. Es entsteht der 
Eindruck, auch im Verlauf der Diskussion, als sei unsere Partei eine 
Sammlungsorganisation von Teppich- und Gewürzhändlern, womit ich 
nichts gegen diesen ehrenwerten Berufsstand sagen möchte. (Teilweiser 
Widerspruch.) 

Ich bin mir auch klar darüber, daß nicht nur Arbeitri.ehmer, sondern 
auch andere wirtschaftliche Gruppen ihren legitimen Platz in der Partei 
haben. W:ir sind aber verpflichtet, eindeutig die Erkenntnisse der organi
sierten Arbeitnehmerschiaft in unsere Forderungen einzubauen. Leider 
vermisse ich bei den Äußerungen des Genossen Deist eine absolute Klar
heit darüber. Es werden irp Laufe der Rede Konsequenzen gezogen, d:ie 
tn fünf Ordnungsprogrammpunkten ihren Niederschlag finden. 

Es ist die Rede von einer konstruktiven Mittelschichtenpolitik. Es ist in 
diesen fünf herausgestellten Punkten nicht ein einziger Satz gesagt wor
den über den Status der Arbeitnehmer. Ich möchte auch sagen: über den 
Status der Arbeitnehmer in den gemeinwirtschaftlichen und öffentlichen 
Unternehmungen. Diese Frage ist weder in der Resolution noch in den 
Referaten gebührend berücksichtigt worden. 

Ich glaube, wir müssen hier noch einmal herausstellen, daß die Gemein
wirtschaft nicht nur eines der Ordnungsmittel ist, sondern auch eine 

.sittliche Idee, dlie gegenüber den betroffenen Arbeitnehmern eine Ver
pflichtung auferlegt. 

Ich möchte sagen, daß ich in meiner Berufsarbeit manchmal die Feststel
lung gemacht habe, daß man diesen Umstand vergessen hat. Es ist so, 
daß zum Beispiel gemeinwirtschaftliche und andere öffentliche Einrich
tungen sich im Interesse einer mittelständischen Politik Reinigungs
instituten - zum Beispiel, das ist ein Symptom - bedienen, und 
nur sagen: Hier mit diesen Mitteln kann Geld gespart werden. Ich 
halte das nicht in Obereinstimmung mit den Prinzipien eines gemeinwtirt
schaftlichen Ordnungsbildes; denn hier wird eine unternehmerische 
Initiative gefördert, die a1,1f Kosten der betroffenen Arbeitnehmer geht. 
Das ist unvereinbar mit unseren Grundsätzen. Ich glaube, auch die Lohn-
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au~inandersetzungen in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben waren 
etwas überschattet von der allgemeinen Polemik. 
Darum sollte man immer wieder darauf hinweisen, daß es trotz gemein
wirtschaftlicher Eigentumsverfassung noch Probleme zu lösen gibt. Wenn 
man dann feststellt, daß die gemeinwirtschaftlichen Unternehmen, wie 
das in der Entschließung beabsichtigt ist, der gleichen Steuerpolitik 
unterworfen werden sollten, dann hat man sich zu fragen, wo denn 
eigentlich die Zielriahtung einer gemeinwirtschaftlichen Politik liegt. Wir 
sollten der Entschließung, die zum Antrag 213 gehört, unser Jawort 
geben, denn sie schafft erst die Voraussetzungen dafür, daß man die ge
meinwirtschaftliche Politik sinnvoll ansetzen kann. 
Das Unbehagen heute morgen über die Vielzahl der Diskussionsredner zu 
diesem Thema sollte uns für den weiteren Ablauf dieses Parteitages und 
auch für die Gestaltung weiterer Parteitage Anlaß sein, daruber nachzu
denken, ob die jetzige Form der Abwicklung die geeignete ist, um solche 
schwerwiegenden Fragen zu behandeln. Wir haben uns in den ersten bei
den Tagen eingehend mit den notwendigen außenpolitischen Auseinander
setzungen zu beschäftigen gehabt, und wir glauben alle, daß es sich um 
eine Lebensfrage handelt. Es geht aber nicht an, daß andere wichtige 
Fragen eingeengt werden in der Möglichkeit, zu echten Ergebnissen zu 
kommen. Gerade aber die echt.en Ergebnisse werden von der Partei
orgamsation und von der Öffentllichkeit erwartet. Darum sollten wir 
vielleicht versuchen, wenn es um konkrete Dinge geht, wie die Entschlie
ßung zur wirtschaftspolitischen Frage - dasselbe gilt auch für Partei
tagsentscheidungen über die Sozialisierung-, künftig in Arbeitsgemein
schaften und in Plenarzusammenkünften Arbeitsergebnisse zu gestalten, 
die in der Öffentlichkeit und auch in der Part.eiorganisation ihren Be
stand haben. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat Genosse Paul Groß, Regen. 
Als letzter Redner folgt dann der Genosse Franz Sichler, Regensburg. 

Paul Groß, Regen: Liebe Genossinnen und Genossen! Ich möchte meine 
Redezeit nicht voll in Anspruch nehmen. Ich glaube aber, die Genossin
nen und Genossen auf ein ganz besonderes Problem hinweisen zu müssen. 
Auf diesem Parteitag ist sehr oft davon gesprochen worden, daß es in 
der Welt wirtschaftlich unterentwickelte Gebiete gibt, und es sind Vor
schläge gemacht worden, wie man diesen Gebieten am besten wirt
schaftlich helfen könnte. Ich erlaube mir nun, einen Diskussionsbeitrag 
zu dieser Frage zu leisten und möchte feststellen: Auch · in der Wirt
schaftswunder-Republik Deutschland gibt es noch Notstandsgebiete und 
unt.erentwickelt.e Gebiete, und es wäre wichtig, wenn wir in erster Linie 
dafür _sorgen würden, daß den unterentwickelten wirtschaftlichen Ge
bieten in der Bundesrepublik eine entsprechende Hilfe zuteil wird. 
(Bravo! und Beifall.) 
Ich meine hier vor allen Dingen die Gebiete längs der Zonengrenze und 
entlang der tschechischen Grenze. Ich glaube, daß hier unbedingt eine 
Hilfe notwendig wäre. Die Menschen in diesen Gebieten warten in wirt
schaftlicher Not darauf, daß ihnen geholfen wird. 
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Es gibt hier noch eine hohe strukturelle Arbeitslosigkeit. In letzter Zeit 
gehen die größeren Betriebe in diesen Gebieten zudem noch dazu über, 
daß sie ihre Produktionsstätten aus dem Grenzland in die großen Indu
striegebiete verlegen, und die Bundesregierung beschränkt sich in der so
genannten Hilfe für diese Gebiete darauf, daß sie - in erster Linie immer 
vor Bundestagswahlen - den Herrn Bundeskanzler in Großkundgebungen 
sprechen läßt. Das war 1953 in Regensburg der Fall und 1957 in Passau. 
Und dann sagt der alte Herr: Also diesmal wird Euch ganz bestimmt 
geholfen. Die Wirklichkeit aber sieht doch g;mz anders aus. 
Die Zahl der Arbeitsplätze, die Zahl der Arbeitsmöglichkeiten sinkt von 
Monat zu Monat ab. Ich möchte hier vor allen Dingen auch auf eine 
Praxis der repräsentativen Demokratie des Herrn Bundeskanzlers hin
weisen. In den Notstandsgebieten - ich sagte es ja bereits - gibt es eine 
große Zahl von Arbeitslcisen, und in jedem Frühjahr gehen die Arbeits
ämter dazu über, diese Menschen von ihrer Familie zu trennen und in 
die Industriegebiete zu verschicken. Man droht diesen Menschen an, daß 
man eine Sperrfrist auf ihre Arbeitslosenunterstützung legt, wenn sie 
dieser Aufforderung nicht Folge leisten. Das ist die Praxis, wie sie in 
der-Demokratie des Bundeskanzlers im Notstandsgebiet gehandhabt wird. 
Es ist auch auf diesem Parteitag oft gesagt worden, daß die Ausein
andersetzung zwischen dem Westen und dem Osten in erster Linie auf 
dem wissenschaftlichen Gebiet und dem wirtschaftlichen Gebiet statt
finden wird. Dabei ist zu bedenken, daß die Grenzgebiete das Schau
fenster der Demokratie nach dem Osten sind. Wenn die Leute von drü
ben, unsere Brüder aus der Ostzone und die Menschen in der Tschecho
slowakei sehen, d~ß es in der Bundesrepublik in den Grenzgebieten 
auch nicht besonders gut aussieht, dann eröffnet das bestimmt nicht die 
Möglichkeit, sie für die westliche Demokratie zu gewinnen. Ich habe es 
daher bedauert, daß unsere beiden Wirtschaftsexperten, die Genossen 
Deist und Veit, in ihren Reden auf diese sehr brennenden Probleme nicht 
eingegangen sind. Ich würde mich daher freuen, wenn in den Schluß
worten der beiden genannten Genossen zum Ausdruck käme, was die 
SPD in dieser Frage zu tun gedenkt. Ich glaube, wenn wir den Men
schen in diesen wirtschaftlich schwachen Gebieten der Bundesrepublik 
die Hoffnung geben können, daß im Falle einer Obernahme der Regie
rung durch die Sozialdemokratie entsprechende umfangreiche Hilfsmaß
nahmen eingeleitet werden, dann wird das die Sozialdemokratie ein 
gutes Stück weiterbringen. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brau er : Das Wort hat der Genosse Sichler, Regens
burg. 

Franz Sichler, Regensburg: Liebe Genossinnen und Genossen! Mein 
Vorredner hat bereits das Problem der Grenz- und unterentwickelten 
Gebiete angesprochen; ich werde mich bemühen, einiges dazu beizutragen. 
Sowohl der Genosse Deist als auch der Genosse Veit sind in ihren Grund
satzreferaten auf das Problem der Zerreißung Deutschlands durch den 
unglückseligen Krieg nicht eingegangen; ebenso finden w,ir es nicht in 
der Entschließung des Parteivorstandes, Antrag 204. 
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Genossinnen und Genossen! Die Bundesregierung und die Bundesarbeits
verwaltung glauben, daß sie der Arbeitslosigkeit im Grenzgebiet mit der 
sogenannten „passiven Sanierung" entgegentreten können. Entgegen den 
Bestimmungen des Grundgesetzes verschickt man mit Zwangsmethoden 
die Arbeiter in die westlichen Gebiete. Wenn wir die Ergebnisse der 
Bundestagswahl 1957 betrachten, dann können wir feststellen, daß in fünf 
Bundeswahlkreisen in den Bezirken Niederbayern/Oberpfalz fast in je
dem Bundeswahlkreis nahezu 5000 Wahlberechtigte weniger gewesen 
sind als bei der Bundestagswahl 1953. Das kommt von der Abwanderung 
oder der sogenannten passiven Sanierung. 
Liebe Genossinnen und Genossen! Das Wort von der „Sicherung der 
Vollbeschäftigung" veranlaßt mich, hier etwas zu sagen, und soweit 
Gewerkschaftskollegen aus diesem Gebiet anwesend sind, müssen sie 
es mir bestätigen: In diesem Grenzgebiet erlaubt sich eine Anzahl von 
Arbeitern n,icht, sich gewerkschaftlich zu organisieren, weil sie am näch
sten Tag von ihrem Unternehmer auf die Straße gesetzt würde. Einige 
Tage später kommt dann die Vermittlung durch das Arbeitsamt. Ich 
möchte deshalb bitten, daß in der Entschließung 204 neben den Satz 
,,Sicherung der Vollbeschäftigung" vielleicht noch eingebaut wird: 
„Schaffung von Dauerarbeitsplätzen im Zonengrenzgebiet und in den 
wirtschaftlich unterentwickelten Gebieten." 
Liebe Genossinnen und Genossen, erlaubt mir, daß ich noch ein Problem 
anspreche, weil es mir gerade in den letzten Wochen begegnet ist. Die 
Bundesregierung ist ja zur Zeit damit beschäftigt, die Betriebe, die der 
öffentlichen Hand gehören, zu verkaufen. Soweit es noch solche Betriebe 
gibt, die auf Länderbasis oder auf kommunaler Basis von der öffent
lichen Hand verwaltet werden und sich dort vielleicht Arbeitnehmerver
treter in den Aufsichtsräten befinden, möchte ich bitten, daß sich diese 
Arbeitnehmervertreter ab und zu einmal mit den Betriebsräten an einen 
Tisch setzen. Soweit die Kapitalvertreter von der öffentlichen Hand in 
diesen Staatsbetrieben sitzen, lieber Genosse Deist, möchte ich Dir emp
fehlen, dafür zu sorgen - ich erinnere miclr da an einen Artikel in der 
,,Süddeutschen Zeitung" -, daß nicht die Ministerialbürokratie in die
sen Aufsichtsräten so stark vertreten ist; denn dort hat dann die Mit
bestimmung der Arbeitnehmer aufgehört, und es bestimmt in diesen Auf
sichtsräten die Ministerialbürokratie, weil sie eben so stark vertreten ist. 
(Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Damit ist die Rednerliste erschöpft, Zum 
Schlußwort erteile ich dem Genossen Heinrich Deist das Wort. 

Dr. Heinrich Deist: Genossinnen und Genossen! Ich teile das Unbehagen, 
über das so viele Redner gesprochea haben, nicht. Ich bin schon der Auf
fassung: Dieses Problem, das wir hier heute behandeln, ist ein Problem, 
das für Sozialisten an die Nieren geht. Es handelt sich um ein grundsätz
liches Problem, und darum ist es gut, daß diskutiert wird. Ich bin auch 
der Auffassung, daß · es gut ist, wenn schon einmal differierende Meinun
gen vorhanden sind, diese klar auszusprechen, und ich hoffe - das konze
diert Ihr mir - ich habe mein Referat :so aufgebaut, daß die dahinter-
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stehenden Auffassungen so eindeutig und klar waren, d:aß sie eine Dis
kussion ermöglichten. (Beifall) 

Und diese Diskussion wollten wir haben. Darum haben wir diesmal 
ein beschränktes Thema auf die Tagesordnung gesetzt. Wir alle haben 
darunter gelitten, daß über unsere Vorstellung von Gemeineigentum so 
vielerlei gesagt und auch SO' vielerlei veröffentlicht worden ist. Ich habe 
hier Klaus-Peter Schulz „Opposition als politisches Schicksal" vor mir; 
der dazu sagt: ,,Bei den Großunternehmungen dachte man freilich bis vor 
kurzem an Sozialisierung, doch läßt sich aus manchen Äußerungen des 
letzten Wahlkampfes von prominenter Seite entnehmen, daß diese Ab
sicht aufgegeben wurde. Vorübergehend oder für alle Zukunft?" Ich 
meine, darüber möchten Wlir gerade Klarheit haben, und sie sollte in 
dieser Diskussion geschaffen werden. Genossinnen und Genossen! Wer 
sich einmal die Entschließung ansieht, der wird in den Abschnitten 3 
und 4 über die Energiewirtschaft soviel Positives und soviel Konkretes 
und soviel Deutliches über Sozialisierung und Gemeineigentum sehen, 
wie wir es für mein Empfinden bisher in unseren Verlautbarungen nicht 
gehört haben. (Beifall.) Und darauf kommt es an, daß man über diese 
Dinge Klarheit schafft. 

1 
Genossinnen und Genossen! Ich nehme das Wort auf: Ist das die richtige 
Methode, solche wichtigen Dinge zu besprechen? Ist es eine richtige Methode, 
wenn wir in einem Augenblick, wo wir wieder vor Wahlkämpfen, d. h. 
vor dem Problem stehen, die politische Macht mit demokratischen Mitteln 
zu erringen? Wäre es da richtig, wenn wir wieder ein Referat über Wirt
schaftspolitik gehalten hätten, das die ganze Breite von den Zonengrenz
gebiet-en über die Zerreißung Deutschlands und die Mitbestimmung und 
alles an Wirtschaftspolitik bis zur Steuer- und Zollpolitik erörtert hätten, 
und niemand hätte über irgendeines von den Eimzelproblemen etwas Kon
kretes gesagt? Darum, Genossinnen und Genossen, habe ich meine Ein
leitung damit begonnen, daß ich sagte: Ich erörtere ein begrenztes Gebiet, 
weil wir endlich dazu kommen müssen, auf begrenzten Gebieten wirklich 
konkrete Vorstellungen zu entwickeln. Wir meinten, daß es heute unsere 
Aufgabe sei, das umstrittene Problem Privateigentum und Gemeineigen
tum, weil es so umstritten ist; in der Realität, in der konkreten poli
tischen Behandlung einige Schritte weiterzuführen. (Beifall.) 

Genossinnen und Genossen, dann bitte ~eh nicht zu sagen: Je~ fehlt also 
alles, was den ar:beitenden Menschen angeht. Ich dachte, ich hätte das 
wenigstens am Anfang deutlich zum Ausdruck gebracht, daß alle Teil
gebiete unseres politischen Kampfes und alle Institutionen, die geschaffen 
werden sollen, letzten Endes diesem arbeitenden Menschen und seiner 
Freiheit zu gelten haben. 

Aber, Genossinnen und Genossen, wir sollten nicht nur immer davon 
reden, daß der Mensch ein gesellschaftliches Wesen ist und daß die 
ökonomischen Verhältnisse eine große Rolle spielen. Was ist das für 
eine ökonoplistische Auffassung, die da sagte, das Großunternehmen be
drohe doch nicht den Konsumenten, das werde nur über die Meinungs
rhanipulierung gemacht? Seit wann sind denn die Produktionsverhält
nisse reine ökonomische Beziehungen? Das waren schon bei Karl Marx 
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gesellschaftliche Beziehungen, einschließlich alles dessen, was an psycho
logischen und soziologischen Faktoren dazugehört. 

Diese Dinge sollten wir sehr deutlich sehen. Darum die Frage, wie der 
arbeitende Mensch im Betriebe stehe, wie wir dafür sorgen können, daß 
er im Unternehmen ein Stück mehr Freiheit und Bewegungsfreiheit be
kommt. Das ist wirklich ein Problem, das man einmal untersuchen müßte. 
Wir sollten uns doch nicht der Illusion hingeben, daß durch die Ober
führung in Gemeineigentum formal das Problem der Abhängigkeit und 
der Hörigkeit der Arbeiter in den Betrieben bereits gelöst sei. (Beifall.) 

Ein Genosse hat hier seine, Bedenken bezüglich der Behandlung der 
Arbeitnehmer in gemeinwirtschaftlichen Betrieben zµm Ausdruck ge
bracht. Es wird Euch mancher ähnliches für die öffentlichen Betriebe 
sagen. Und wenn wir unsere englischen Genossen einmal fragen, wie das 
Arbeiterproblem und die Mitwirkung der Arbeitnehmer in den natio
nalisierten Industrien sich entwickelt habe, dann werden wir von ihnen 
hören, daß dieses Problem durch die Nationalisierung allein nicht gelöst 
sei. Die Nationalisierung ist natürlich eine bessere Grundlage hierfür. 

Aber das Problem selber ist auch in England _noch offen, obwohl gute 
Ansatzpunkte vorhanden sind. Das ist also ein ganz anderes Problem. 
Natürlich schafft Gemeineigentum uns bessere Grundlagen für die Lösung 
dieses Problems; aber war meinte, damit wäre das Problem der Ab
hängigkeit und Hörigkeit erledigt, der sieht die Dinge ~el zu einfach 
und zu primitiv. 
Mir ist dieses Problem der größeren- Mitwirkung in den Betrieben -
das ist ein konkretes Problem, das kann ich nicht mit ein paar Schlag
worten erledigen - viel zu wichtig, als daß ich hätte meinen können, es 
in diesem Spezialreferat dadurch erledigen zu können, daß ich mit ein 
paar Sätzen einige Verbeugungen vor ihm mache. Damit kommen wir 
nicht mehr zurecht. (Beifall.) 
Genossinnen und Genossen! Wenn es uns um den Menschen geht - und 
zwar nicht um ein Phantom, sondern um den realen Menschen, der 
an der Werkbank, im Betrieb oder im Büro steht -, dann müssen wir 
uns darüber klar sein, wie vielfältig heute dieser Mensch in Wirtschaft 
und Gesellschaft gebunden ist. Das ist nicht nur die ökonomische Ab
hängigkeit. Da kommen heute in unserem durchorganisierten gesellschaft
lichen Leben tausend andere Dinge hinzu, und jede mechanistische Lösung 
des Problems ist keine Lösung. In einer Gesellschaft, die so vielschichtig 
ist, wo der einzelne mit tausend Fasern in den verschiedensten gesell
schaftlichen Gruppen erfaßt ist, da gibt es keine Generallösung über das 
Gemeineigentum, sondern da sind viele Maßnahmen zur Lösung nötig. 

Da müssen wir sehen, daß so viel Bewegungsfreiheit in diese Wirtschaft 
und Gesellschaft kommt, daß der einzelne sich wirklich bewegen kann 
und nicht etwa nur in einen großen Block oder in ein Kombinat ein
geschlossen ist. 
Dann kann man auch nicht so tun, als wenn jedes private Großeigentum 
eine Herrschaftsmacht verleihe, die nur durch die Beseitigung des Privat
eigentums gebändigt werden könne. Dabei werden als Großeigentum 
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gleich alle die Unternehmungen verstanden, die nicht miteinander im 
Wettbewerb stehen. Wir wollen das deutlich aussprechen, damit wir uns 
über die Konsequenzen klar werden. Wenn wir alle die Unternehmungen, 
die nicht im Wettbewerb untereinander stehen, in Gemeineigentum über
führen wollten, dann wären das 60, 70, vielleicht 80 Prozent der deutschen 
Industrie. Das müssen wir sehen. Und ich möchte wissen, ob wir wirklich 
ganz konkret, in dieser Welt von heute, wesentlich mehr Freiheit be
kommen würden, wenn wir rund 70 Prozent der industriellen Unter
nehmungen in Gemeineigentum überführen würden. (Beifall.) 

Genossinnen und Genossen! Man ist dann in der Debatte noch weiter 
gegangen. Ich spreche das so hart aus, nicht, weil ich diese Debatte für 
gefährlich halte, sondern weil ich meine, auf eine klare Aussage sollte 
auch eine klare Gegenaussage erfolgen; nur so kann man sich ja über 
die Probleme klar werden. Es hieß, es seien nicht nur die Großbetriebe, 
sondern viel schlimmer für die Macht,<;truktur seien eigentlich die Klein
betriebe; in dem kleinen Örtchen Sowieso sei der Gemischtwarenhändler 
eine gesellschaftliche und politische Potenz. Natürlich ist er das; kein 
Mensch wird das bestreiten. Nur, meint Ihr wirklich, daß man dieses 
Problem lösen kann, indem man auch hier Gemeineigentum einführt? 
Da sind doch ganz andere Dinge notwendig. Man sollte doch nicht so 
mechanistisch denken: als wenn dieses Problem so einfach durch das 
Generalrezept Gemeineigentum gelöst werden könnte. ·(Beifall.) 

Wir sollten uns hüten, Genossinnen und Genossen! Wir kämpfen doch 
um die Macht! Wir wollen doch einmal in die Lage kommen, das, was 
wir vorschlagen, auch durchzuführen! Wir dürfen keine Lösungen -suchen, 
die so simpel sind, daß die Probleme damit nicht einmal ernsthaft an
gepackt, geschweige denn gelöst werden. 

Es wurde dann gefragt, was Kontrolle eigentlich heiße, es bestehe keine 
Klarheit über das, was Kontrolle ist. Ich habe versucht, klarzumachen, 
daß man unter öffentlicher Kontrolle nicht primitiv nur ein Modell 
verstehen darf, sondern daß man dieser Wirtschaft eben nur beikommt, 
wenn man sie von den verschiedensten Stellen her packt. Ich sage das 
gerade deswegen, weil ich von der Macht und der Bedeutung derer, die 
in der Wirtschaft tätig sind, nicht nur in den großen, sondern auch in 
den mittleren und kleineren Unternehmungen, zutiefst überzeugt bin. 

Wir sollten auch wissen - und das müssen wir zur Kenntnis nehmen -, 
daß der moderne Staat über ein großes Instrumentarium verschiedenster 
Art verfügt, um die Wirtschaft in seinen Griff zu bekommen. 

Ich habe versucht, darzulegen, daß es die verschiedensten Kontrollmetho
den gibt. Ich habe mit der leichtesten angefangen, die nicht so sehr wich
tig ist - ich gebe das zu -, mit der Fachaufsicht, mit der Gewerbe
aufsicht. Ich habe gesagt, das steigere sich nach der Bedeutung der Unter
nehmungen über die normale Kartellkontrolle und die Investitionskon
trolle und die Lenkungsstellen bis zum Gemeineigentum. Ist es dann 
wirklich richtig, wenn versucht wird, diesen Gedankengang damit ad ab
surdum zu führen, daß man zeigt; daß die Gewerbeaufsicht hier und da -
nicht funktioniert hat. Natürlich hat sie hier und da nicht funktioniert. 
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Ich bin nicht sicher, ob das Gemeineigentum ohne jeden Fehler funk
tioniert, oder ob es da nicht auch Pannen gibt. Da werden wir schwer 
aufpassen müssen. Aber man kann doch nicht leugnen, daß es im moder
nen Staat, durch dessen Hände 30 bis 40 Prozent des Sozialproduktes 
gehen und damit von ihm gesteuert werden, der die Möglichkeit hat, 
durch seine Ausgabenpolitik, durch seine Finanzpolitik und Steuerpolitik 
usw. sehr wirlfäam das wirtschaftliche Leben zu steuern, daß es in die
sem modernen Staat durchaus möglich ist, unter Aufrechterhaltung weit
gehender Freiheit die Wirtschaft in den Griff zu bekommen und zu 
lenken. Wir können aber nicht so einfach argumentieren: Heute funk
tioniert die Kontrolle nicht, infolgedessen taugt sie nichts; aber wenn 
wir _Gemeineigentum schaffen am Tage X, wobei vielleicht vorausgesetzt 
wird, daß wir dann auf einmal die gesamte Macht in der Hand haben, 
dann lösen sich die Probleme von selbst. Nun, wenn wir noch soviel Ge
meineigentum haben, aber eine Bundestagsmehrheit wie heute und eine 
Regierung Adenauer wie heute, dann funktioniert das Gemeineigentum 
genau so schlecht wie die öffentliche Kontrolle. (Beifall.) 

Und wenn wir einmal die Macht erringen, dann hoffe ich, daß wir aus 
der Zeit zwischen 1918 und 1933 und aus dem, was uns die Gegenseite 
in den letzten Jahren vorexerziert hat, gelernt und ein ausreichendes 
Stück Machtbewußtsein und Machtwillen entwickelt haben. (Beifall.) 

Dann möchte ich einmal sehen, ob wir mit diesem Instrument nicht min
destens genau so gut arbeiten können wie die heutigen Machthaber. Sie 
nutzen ihre Mittel, wenn auch in ganz anderer Richtung, als wir es tun 
würden. 
Genossinnen und Genossen! Ich meine, wir sollten die Wirtschaft so 
sehen, wie sie ist. Natürlich ist der kleine und mittlere Betrieb nicht 
dasselbe wie ein Handwerksbetrieb vor hundert Jahren. Wer sich dieser 
Illusion hingibt, sieht eben nicht, was inzwischen geschehen ist. Natür
lich ist ein kleiner oder mittlerer Zulieferer für ein großes Automobil
unternehmen wesentlich abhängiger als der frühere kleine Handwerker. 
Das sind wichtige Strukturveränderungen, die sich in der Wirtschaft voll
zogen haben. Auch die großen Unternehmer untereinander sind abhän
giger voneinander - sie wirken darum zusammen -, als das früher der 
Fall gewesen ist. Natürlich hat sich hier Zahlreiches in der Struktur der 
Wirtschaft verändert. Aber, Genossinnen und Genossen, Hand aufs Herz! 
Nehmen wir einen Steiger, einen Meister, einen leitenden Mechaniker 
oder Physiker, der ökonomisch ein abhängiger Arbeitnehmer ist, was 
niemand bestreiten wird. Ich möchte nicht wissen, ob die ganze sozio
logische und gesellschaftliche Lage -dieser Leute nicht in vielen Punkten 
wesentlich näher ist einem modernen mittleren oder kleinen Unterneh
mer als manchen Schichten in der Arbeitnehmerbewegung, bei denen es 
uns bis heute noch nicht gelungen ist, sie auf das Lebensniveau zu brin~ 
gen, das wir für erforderlich halten. (Beifall.) 

Das müssen wir doch sehen, nicht weil wir Freude darüber haben, oder 
weil wir es mit tränenden Augen sehen, sondern weil wir die Gesell
schaft von heute realistisch zu gestalten haben. Die können wir nur ge
stalten, wenn wir zur Kenntnis nehmen, was in unserer Wirtschaft heute 
los ist. 
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Darum ist es nicht so unwichtig, zu sehen, daß mittlere und kleine Unter
nehmen in der Wirtschaft jedenfalls soziologisch etwas anderes darstel
len als große Unternehmungen. (Beifall.) 

Wir müssen auch sehen, daß sich diese mittleren und kleinen Unterneh
mer in großem Umfang bedrängt und bedrückt fühlen von diesen großen 
Unternehmungen. Wir sollten diesen Leuten ihr Bewußtsein stärken. 
Aber sollen wir so tun, als gehörten sie eigentlich auf die andere Seite, 
oder sollen wir ihnen beibringen, daß sie zu uns gehören? 

Genossinnen und Genossen! Sehen wir einmal in die anderen Staaten hin
ein! In England und in den nordischen Staat.en gibt man sich große Mühe 
um Instrumente wie Kartellkontro'J,le, weil das nämlich bei einer fort
schrittlichen Regierung, insbesondere bei einer sozialistischen Regierung, 
mit all dem, was diese Regierung sonst noch an Mitteln in der Hand hat, 
ein wirksames Mittel der Beeinflussung der Wirtschaft sein kann. Ist es 
aber richtig, Genossinnen und Genossen, daß wir ausländische Beispiele 
nur immer in den Punkten heranziellen, die uns passen, und die Punkte, 
die uns nicht passen, einfach beiseite lassen? Jede sozialistische Partei 
ist in ihrem Lande von bestimmten nationalen Bedingtheiten abhängig. 
Ist--es nicht so, daß die Aktivität der Labour Party auf dem Gebiet der 
überführung in Gemeineigentum in den ersten Jahren nach dem Kriege 
so stark vorangetrieben werden konnte, weil eben nach dem Kriege so 
etwas wie eine revolutionäre Situation vorhanden war? Diese Situation 
ist doch eine andere als die, die wir heute im restaurativen Deutschland 
haben. Das sollten wir sehen und die Geschichte auch nicht wie im Zeit
raffer zusammenfassen. Zwischen der Sozialisierung Kohle und der 
Sozialisierung Stahl lagen, wenn ich nicht irre, sechs ganze Jahre. Das 
hat man auch in England, obwohl man die besondere Situation nach dem 
Kriege hatte, nicht sofort auf einmal machen können, mit der Gefahr, 
daß nichts gründlich und ordentlich gemacht würde. Das sollten wir alles 
sehen. Und wer sich mit englischer Parteigeschichte befaßt, der sollte 
auch die Diskussionen auf dem vorletzten englischen Parteitag über 
das hervorragende Dokument „Gesellschaft und Industrie" nachlesen. 

Da hat es ähnliche Diskussionen gegeben wie heute, und ich bin der 
Meinung, solche Diskussionen sind gut. Es gehört nämlich zur guten 
Tradition der Sozialdemokratie, daß man sich über Grundsatzfragen 
auseinandersetzt. Wir wissen, daß die Labour Party die Absicht hat, wenn 
sie an die Regierung kommt, gewisse Probleme der Einkommens- und 
Vermögensverteilung dadurch zu lösen, daß der Staat sich mit 25 cider 
mehr Prozent an großen Unternehmungen beteiligt. Da ist auch die 
Frage aufgetaucht: Verlassen wir damit unseren sozialistischen Weg? Da
bei ist - das möchte ich sagen, weil das in unsere sp;!zielle Situation 
paßt, obwohl der Boden für die Aufnahme sozialistischer Auffassungen 
in Ehgland viel breiter bereitet ist als bei uns - vom Vorsitzenden der 
Labour-Party, Hugh Gaitskell, erklärt worden: . Wenn wir neue Unter
nehmungen sozialisieren wollen, dann müssen wir uns über zwei Dinge 
klar sein. Einmal müssen wir ein konkretes Programm haben. Es gibt 
heute in der Wirtschaft so viele ungeklärte Dinge, die wir durch Enqu~
ten und Untersuchungen klären müssen, bevor wir vor den Wähler hin-
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treten und ihn um sein Votum bitten. Er sagte weiter: Da wir als Demo
kraten verpflichtet sind, um das Mehrheitsvotum der Bevölkerung zu 
bitten, sind wir auch verpflichtet, unsere Vorschläge so konkret und deut
lich darzulegen, daß der Wähler nicht sagen kann: Aha, das steht in deren 
Programm, also wird es wohl richtig sein, sondern der Wähler muß aus 
der Sache heraus davon überzeugt sein, daß die überführung in Geme~n
eigentum eine dringende, praktische Notwendigkeit ist. Das ist haargenau 
die Situation, in der wir im Augenblick in Deutschland stehen. • 

Der Genosse Hesselbach hat, nachdem er dargelegt hatte, daß alle Groß
betriebe, die nicht miteinander im Wettbewerb stehen, in Gemeineigen
tum überführt werden sollten - ein anderer Genosse hat die kleinen 
und mittleren Betriebe noch dazugenommen -, gemeint, der Staat sei 
nicht in der Lage, zu kontrollieren, sondern die Kontrolle solle· - ich 
hoffe, ich habe ihn richtig verstanden - beim Parlament, bei den Beleg
schaften und bei den Gewerkschaftep liegen. 

Genossinnen und Genossen! Einige haben gemeint, meine Gedanken 
wären nicht ganz zu Ende gedacht. Vielleicht stimmt das, ich wollte auch 
nur einen Beitrag zum Weiterdenken liefern. Aber vielleicht denken wir 
den Gedanken von Hesselbach auch einmal etwas weiter. Wie soll denn 
diese Gesellschaft aussehen, in der ein so großer Teil der Wirtschaft in 
Gemeineigentum übergeführt wird und die Kontrolle beim Parlament, 
bei den Belegschaften und Gewerkschaften liegt? Wir wissen, daß effek
tive Kontrolle, überhaupt jede öffentliche Tätigkeit gegenüber Wirtschaft 
und Gesellschaft, irgendeiner Exekutive und Apparatur bedarf. Darum 
kommen wir nicht herum. Wenn wir Regierung und Staat außer Be
tracht lassen, dann müßte man sich eine Parlamentsbürokratie schaffen, • 
u.m das zu ersetzen, was man auch beim Staate nicht haben will. Ob das 
etwas wesentlich anderes ist, weiß ich nicht, wahrscheinlich aber etwas 
Schlechteres. 

Dann ein zweites, Genossinnen und Genossen! Wie stellt ihr euch denn 
eine unmittelbare parlamentarische Kontrolle ohne eine Einfügung der 
Regierung und der Staatsapparatur eigentlich vor? Oder ist doch ge
meint, mit der Kontrolle des Parlaments, daß es letzten Endes die öffent
liche Hand, die Regierung, sein muß, die die Kontrolle ausübt und ihrer
seits vom Parlament kontrolliert wird? Dann brauchen wir aber nicht 
soviel darüber zu reden; denn das wollen wir auch. 

Was heißt „Kontrolle durch Belegschaften, Kontrolle durch Gewerk
schaften"? Nehmen wir zunächst die Belegschaften. Hand aufs Herz! Ist 
es in der modernen Wirtschaft wirklich eine mögliche Vorstellung, daß 
die Belegschaften der einzelnen Unternehmungen eine Kontrolle über 
den Betrieb ausüben? Ich bitte, das einmal zu Ende zu denken. Wir haben 
vor uns nicht irgendeine visionäre Zukunft, wo sich alles in Harmonie 
·auflöst, sondern wir haben eine konkrete Aufgabe vor uns. (Lebhafter 
Beifall.) 

Dann die nächste Frage, Genossinnen und Genossen: Kontrolle durch die 
Gewerkschaften. Ich möchte auch hier ein ganz offenes Wort sprechen; 
denn ich glaube, auf diesem Parteitag sollten wir ganz offen miteinander 
reden; alles andere hat keinen Sinn. Wer von uns ist der Auffassung, 
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daß die Mitbestimmung im Kohlenbergbau und in der Eisen- und Stahl
industrie alle Probleme gelöst habe? Liegen hier nicht noch große Pro
bleme vor uns? (Lebhafter Beifall.) 

Ich möchte nicht mißverstanden werden. Jeder, der die Geschichte kennt, 
weiß, daß ich bei der Erarbeitung des Mitbestimmungsrechts in Kohle 
und Stahl beteiligt war, und daß ich ein leidenschaftlicher Vertreter die
ses Mitbestimmungsrechts bin und auch bleibe. 

Aber, Genossinnen und Genossen, der Sinn der Mitbestimmung ist doch 
nicht die Kontrolle der Gewerkschaften über die Betriebe. Ihre Aufgabe 
ist doch, eine demokratische Unternehinensverfassung und damit 
Grundlagen für eine bessere Mitwirkung der Menschen im Betrieb zu 
schaffen. Jedenfalls meine ich, die z e n t r a 1 e Aufgabe der Gewerk
schaften ist, die Interessen ihrer Arbeitnehmer zu vertreten. (Lebhafter 
Beifall.) 
Wenn sie die Kontrolle der Wirtschaft übernehmen wollten, dann wür
den sie an den Punkt kommen, wo sie sich überlegen müßten, ob sie 
nichtJhre eigene Aufgabe verleugnen und aufgeben. (Lebhafter Beifall.) 

Wer den Gewerkschaften, den Arbeitnehmerorganisationen die Kontrolle 
der Wirtschaft geben will, der macht sie zu einem öffentlichen Organ. 
Das führt zu einem Gewerkschaftsstaat, der mit echter, freier Demo
kratie, zu der wir uns bekennen, nichts mehr zu tun hat. (Lebhafter 
Beifall.) 
Genossinnen und Genossen! Ich glaube, ich bin nicht auf jeden einzelnen 
Punkt eingegangen, aber das, worum es im Kern ging, habe ich vielleicht 
doch angedeutet. 

Ich möchte noch einmal sagen: Uns geht es wirklich um die Freiheit des 
Einzelmenschen in der Wirtschaft. Aber viel mehr als dieses monomani
sche Hinstarren auf institutionelle Probleme - Privateigentum, Kontrolle 
oder Gemeineigentum - viel mehr dazutun kann die gewerkschaftliche 
Arbeit, die Arbeit von freien Gewerkschaften, die nicht öffentlich ge
bunden sind und die die Aufgabe haben, für ihre Arbeitnehmer in den 
Betrieben um mehr Freiheit zu ringen. 

Genossinnen und Genossen! Nun möchte ich noch auf ein Problem ein
gehen, das Genosse Helmut Schmidt aufgeworfen hat. Er hat gefragt: Ist 
es nicht richtiger, mit Eisen und Stahl zu beginnen? Denn das ist eine 
größere Machtposition als die Kohle. 

Genossinnen und Genossen! Das ist ein Argument, das zu überlegen ist. 
Darüber ist kein Zweifel. Ich möchte sagen, warum ich nicht gleicher 
,Auffassung bin: Zunächst einmal darf man nicht so einseitig auf die 
Macht eines bestimmten Industriezweiges hinschauen. Die Machtstruktur 
der Wirtschaft beruht darauf, daß wichtige Machtgruppen sich gegen
seitig tragen. Die Machtposition der Kohle beruht auch darauf, daß sie 
in den Händen des Stahles ist. Und die Machtposition des Stahles beruht 
auch darauf, daß er über eine solche Energiegrundlage verfügt. Unter 
dem Machtgesichtspunkt halte ich es für nicht so entscheidend, welchen 
Teil, sondern daß wir einen wich'tigen Teil, eine Zitadelle herausbrechen. 
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Ein zweites, Genossinnen und Genossen, das hiermit zusammenhängt: 
Wir sollten nicht so sehr allein nur auf das Machtproblem starren. Sicher
lich - ich glaube, ich habe es deutlich gemacht durch meine Einleitung, 
und was ich sonst zu schreiben und zu sagen pflege, daß ich dieses Macht
problem in der Wirtschaft für ernst halte. 

Aber, Genossinnen und Genossen, nicht das allein ist entscheidend. Willi 
Birkelbach hat dazu einige, glaube ich, gute Ausführungen gemacht. 
Alles, was wir erstreben und wünschen. hängt davon ab, daß wir eine 
stetige Produktivitätssteigerung, einen gesicherten Aufschwung der Wirt
schaft und eine Steigerung des Lebensstandards erreichen. Sonst ist alles 
eitles Gerede. Und darum ist es wichtig, daß wir auch den Gesichtspunkt, 
daß ein Industriezweig für diese Entwicklung von entscheidender Bedeu
tung ist, berücksichtigen. 

Genossinnen und Genossen! Die Energiewirtschaft ist die Grundlage 
für die Entwicklung der modernen Wirtschaft. Sie wird eine immer grö
ßere Bedeutung haben, und für die Sicherung eines gesunden Wirtschafts
ablaufes ist die Energiewirtschaft wichtiger als der Stahl, der - rein 
wirtschaftlich gesehen - sowieso funktioniert; denn er wirft alle die 
Probleme für eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung nicht auf, die uns 
beim Kohlenbergbau beunruhigen. 

Ein letztes, Genossinnen und Genossen, und dabei komme ich nun wie
der auf den Menschen im Betrieb: So, wie sich die Dinge in der Energie
wirtschaft entwickeln, muß man damit rechnen, daß sie in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten einem starken Strukturwandel unterliegt. Das 
hängt mit dem Aufkommen der Mineralölwirtschaft, mit dem Aufkom
men der Atomenergie usw., zusammen. Diesem Prozeß muß sich der 
Bergbau anpassen. Und nach seiner ganzen wirtschaftlichen Struktur, die 
ich geschildert habe, ist er darin der schwächere Teil. Er kann in die
sem harten Konkurrenzkampf, der bis zur Vernichtung gehen kann -
und die Mineralölwirtschaft ist zu einem harten Konkurrenz- und Ver
nichtungskampf durchaus in der Lage -:-, sehr leicht unter die Räder 
kommen und damit jene Hunderttausende von Bergarbeitern an der 
Ruhr. Hier muß die Entwicklung der Kohlenwirtschaft auf lange Sicht in 
Einklang gebracht werden mit der Entwicklung der Atomenergie- und 
der Mineralölwirtschaft, damit nicht untragbare soziale Schäden entstehen, 
Darum müssen wir im Interesse dieser arbeitenden Menschen den Kohlen
bergbau in Gemeineigentum überführen. 

Genossinnen und Genossen! Als ich die heutige und auch die gestrige 
Diskussion verfolgte (Zuruf: Bitte, ins Mikrofon sprechen!) - danke! -, 
ist mir eine merkwürdige Erinnerung gekommen. Ich hatte mich, 
weil ·ich dieses Thema auf · zahlreichen Bezirks- und sonstigen 
Funk.tionärskonferenzen zu behandeln hatte, auch wieder einmal in der 
Geschichte der Sozialdemokratie und ihrer Parteitage umgesehen, um 
auch auf diesem Gebiet gegenüber etwaigen Einwänden gewappnet zu 
sein. Das muß man ja wohl tun, wenn man eine gesunde und fruchtbare 
Debatte haben will. Da bin ich auf den Parteitag der Mehrheitssozial
demokratie in Görlitz im Jahre 1921 gestoßen, und ich bitte, aus diesem 
Protokoll einige wenige Zellen verlesen zu dürfen, die uns zeigen - nein, 
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ich will nicht sagen „zeigen" -, die es so scheinen lassen, als wenn wir 
in der Debatte über dieses Problem in diesen mehr als 35 Jahren eigent
lich nicht viel weitergekommen wären. 

Auf dem Görlitzer Parteitag fand ein großes Rededuell zwischen Ströbel 
und Friedrich Stampfer statt Ströbel schloß seine Ausführungen, ,,daß 
auch das weltanschauliche Moment der Sozialisierung eine ungeheure 
Rolle für die politische Entwicklung spielen wird. Der Arbeiter hungert 
nach einem Weltanschauungsinhalt, nach großen Zielweisungen. Wenn der 
Proletarier nicht mehr an die Religion der Sozialisierung zu glauben ver
mag, dann wird er an der sozialistischen Bewegung irre." 

Heute werden nicht mehr so große Worte gesagt. Aber aus vielem klang 
doch so ein Wunderglaube an das heraus, was hervorkommt, wenn wir 
möglichst alles in einem Prozeß in Gemeineigentum überführen. Fried
rich Stampfer hat damals geantwortet: ,,Darüber müssen wir uns klar 
sein, daß wir nicht in die Gefahr kommen dürfen, uns in einem neuen 
Utopismus zu verlieren. Wir dürfen uns nicht in die durchaus unmarxi
stische Wahnvorstellung verstricken, als ob es möglich wäre, durch einen 
rein mechanischen Umorganisierungsprozeß, der durch Gesetzgebung und 
Verwaltung der Wirtschaft aufgezwungen ist, eine plötzlich grundstür
zende Wandlung der ganzen Gesellschaft zum Besseren herbeizuführen. 
Vor dieser durchaus unmarxistischen Vorstellung müssen wir uns unter 
allen Umständen hüten." 

Genossinnen und Genossen! Als mir der Parteivorsb\nd den Auftrag gab; 
dieses Referat zu halten, und als ich an das Referat heranging, dachte 
ich an die Geschichte der Sozialdemokratie von 1918 bis 1933. Ich habe 
sie bewußt miterlebt. Ich will hinzufügen, ich war Mitglied der Mehr
heitssozialdemokratie; ich bin also gewissermaßen mitverantwortlich! 
Aber es handelt sich gar nicht darum, über die Vergangenheit zu rechten 
und zu sagen, was war recht und was war schlecht, sondern es geht 
darum, gewisse Folgerungen zu ziehen. 

Genossinnen und Genossen! Wenn ich diese Zeit überblicke, diese doch 
nach ihrem Ergebnis recht traurige Zeit von 1918 bis 1933, wird mir wie
der bewußt, .daß wir damals den Zwiespalt hatten, ungeachtet der Pro
gramme, die damals genau so wenig nach unten durchkamen wie heute 
unser Aktionsprogramm, daß ungeachtet dieser Programme die ganze 
Terminologie und die ganze Diskussion von bestimmten dogmatischen 
Vorstellungen beherrscht wurde und daß demgegenüber eine völlig oppor
tunistische Politik geführt wurde, die mit der vertr-etenen Dok.trin nicht 
mehr das geringste zu tun hatte. (Lebhafter Beifall.) 

Genossinnen und Genossen! Deshalb habe ich in meinem Referat mit 
Bewußtsein und mit Absicht gesagt, wir müssen diese Einheit' von Dok
trin und politischer Praxis herstellen. Da darf nicht soviel dazwischen 
liegen an Möglichkeiten und Unmöglichkeiten! Wir müssen aus der Dok
trin unsere konkreten Forderungen, die die Menschen draußen kennen 
wollen, ableiten, so ableiten, daß sie nicht nur die anderen überzeugen, 
sondern auch für uns wirklich verbindlich und verpflichtend sind. 

Genossinnen und Genossen! Das Problem; vor dem wir stehen und um 
das wir nicht herumkommen, nach zwei Wahlgängen: 1953 und 1957, ist 
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das: Wir müssen Methoden finden, eine Haltung und eine Sprache fin
den, mit der es uns gelingt, mindestens 50 Prozent der Bevölkerung für 
uns zu gewinnen. (Lebhafter Beifap.) 

Daran müssen wir in jedem Augenblick denken. Wenn wir nicht daran 
denken, haben alle übrigen noch so schönen Oberlegungen ihren Sinn 
verloren. (Lebhafter Beifall.) 
Genossinnen und Genossen! Ich möchte jetzt eine Frage aufnehmen, die 
von einem Diskussionsredner gestellt wurde: Wer hindert uns denn, heute 
an einem so wichtigen Zweig wie der Energiewirtschaft zu zeigen, was 
wir unter Gemeineigentum verstehen? Wer zwingt uns, zu sagen: Wir 
müssen das noch einmal theoretisch erörtern und noch einmal zwei Jahre 
zurückstellen und es darum dem Parteivorstand als Material überweisen. 
Nein, der Parteivorstand - wir wollen ja gar nichts vorab entscheiden 
- soll den Auftrag erhalten, ein konkretes, ausführliches Programm aus
zuarbeiten. Es muß ein realistisches Programm sein, das die Menschen 
draußen verstehen. Es darf nicht im Theoretischen steckenbleiben, wie 
sich zum Beispie1 unsere heutige Diskussion noch etwas im Theoretischen 
halten muß. Das Programm soll in der Partei und in der Öffentlichkeit 
zur Diskussion gestellt werden. Und dann soll auf dem nächsten Partei
tag - so lautet doch der Abschnitt V dieses Antrags - über dieses Pro
gramm entschieden werden, damit es als Grundlage für das Wahlpro
_gramm dienen kann. 
Genossinnen und Genossen! Darum bitte den Antrag 204 nicht als Mate
rial überweisen ohne Verpflichtung; denn sonst stehen wir 1960 wieder 
da und überlegen, wie wir das machen wollen. Hier ist ein erster An
satzpunkt zur praktischen Politik. Dazu sollen •wir uns bekennen. 
Wenn mich hier etwas traurig berührt hat, dann ist es das, daß hier 
überwiegend ganz allgemein über Gemeineigentum gesprochen worden 
ist. Aber über das, was in dieser Vorlage konkret enthalten ist, wurde 
kaum gesprochen. Warum eigentlich ist nicht über die Energiewirtschaft 
gesprochen worden? Nur zwei Genossen haben dieses Thema berührt, 
Helmut Schmidt und Willy Birkelbach. Die anderen interessiert das an
scheinend nicht so sehr. Warum wird nicht gesprochen über das Kapi
tel IV: ,,Wie soll Gemeineigentum aussehen?" Wenn Oberführung in Ge
meineigentum eine Verpflichtung ist, eine konkrete Aufgabe, dann müs
sen wir uns doch mit diesen Problemen zumindest befassen. Ich meine 
deshalb, Genossinnen und Genossen, daß dieser Antrag eine gute Grund
lage für eine ernsthafte Diskussion dieser Probleme ist. 
Ganz klar müssen wir uns überlegen, Genossinnen und Genossen: 
Worum 'geht es bei dieser Auseinandersetzung um die Annahme des 
Antrags 204? Da gibt es zwei verschiedene Argumentationen, und ich 
will es ganz rücksichtslos und deutlich sagen: Es gibt Genossinnen und 
Genossen, denen die Teile unseres Aktionsprogramms über Freiheit und 
Wettbewerb, über die Mittelschichten, über Privateigentum und Gemein
eigentum nicht gefallen. Sie meinen, das sei keine Grundlage für eine 
sozialistische Politik. Das ist aus einer Anzahl von Diskussionsreden, aus 
der darin gegebenen Analyse und den gezogenen Konsequenzen deutlich 
zu ersehen. Ich bin der Auffassung, wer dieser Auffassung ist, soll das 
sagen, und wir haben darüber zu entscheiden. Es ist kein Unglück für 
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eine Partei, wenn sich herausstellt, daß in ihr über bestimmte Punkte 
verschiedene Meinungen vorhanden sind. (Beifall.) 

Es ist viel besser, wir haben den Mut, zu entscheiden und zu sagen: 
„Das ist die offizielle Meinung!" Dann kann man das Problem intern 
ruhig weiter diskutieren, denn eine Entscheidung besagt doch niemals, 
daß damit unter allen Umständen und für alle Ewigkeit das Richtige 
beschlossen sei. Es wäre aber für die Partei ein Unglück, in unserer heu
tigen politischen Situation - und an die sollten wir immer denken -, 
wenn wir etwa eine verwaschene Formulierung annehmen oder sagen 
würden, wir vertagen das Problem noch einmal. Mit Vertagen lösen wir 
kein Problem. (Beifall.) Dieses Problem steht 60 Jahre auf der Tages
ordnung. Da schadet es gar nichts, wenn wir es in Angriff nehmen. 

Was steht in diesem Antrag? Jeder muß seine Verantwortung überneh
men, wenn er zu diesem Antrag Stellung nimmt. Im Abschnitt I steht im 
Grunde genommen ein Extrakt des Dortmunder Aktionsprogramms über 
die Bedeutung der mittleren und kleineren Unternehmungen - Privat
eigentum -, und dieser Abschnitt I fügt mit aller Deutlichkeit hinzu, daß 
ein wesentliches, unabdingbares Element der sozialdemokratischen Poli
tik das Gemeineigentum ist. Ich meine, beide :Dinge sind wichtig, und 
vor der Entscheidung über: beide Dinge sollten wir uns nicht drücken. 
Was war denn der Mangel in der Vergangenheit, Genossinnen und Ge
nossen? Jeder, der vor Mittelständlern sprach, konnte ein Mittelschichten
programm entwickeln und so tun, als ob die Forderung nach Gemein
eigentum für die Sozialdemokratie gar nicht existiere. Und viele, die über 
Gemeineigentum vor Schichten sprachen, die dieses Problem ansprach, 
konnten so tun, als ob Mittelschichtenpolitik nur eine Verzierung am 
Rande sei. Was wir hier deutlich sagen, ist, daß das unabdingbare Be
standteile einer einheitlichen Politik sind, die sich gegenseitig ergänzen. 

Dazu gehört das Privateigentum in den mittleren und kleineren Unter
nehmungen, ebenso wie das freie gemeinwirtschaftliche Eigentum und wie 
das Gemeineigentum in öffentlicher Hand. Das sollte hier - es liegt im 
Aktionsprogramm drin, ist also gar nichts Neues - im Hinblick auf die 
Diskussionen, die wir in der Vergangenheit gehabt haben, deutlich wer
den. In unserem Programm ist keine Gruppe herausgestellt, wir haben 
nicht einzelne Bestandteile für jede einzelne Interessengruppe, sondern 
ein geschlossenes, freiheitliches, sozialistisches Programm. Das kommt 
im Abschnitt I des Antrages zum Ausdruck. Wer den Abschnitt I ab
lehnt, gibt einen wesentlichen Teil des Dortmunder Aktionsprogramms 
auf. Nachdem dieser Antrag vorliegt, könnte das nicht oqne Konsequen
zen draußen bleiben. Wenn die Sozialdemokratie sich weigern würde, 
diese Bestandteile ihres Programms durch Annahme dieser Resolution 
zu unterstreichen, so wäre damit, Genossinnen und Genossen, das Grund
satzprogramm in keiner Weise präjudiziert, aber unser Aktionsprogramm 
desavouiert. Vielleicht überlegen sich auch diejenigen, denen es wirklich 
um eine sachliche Lösung dieses Problems geht, folgendes: Wir verwen
den nicht mehr den Ausdruck „Grundstoffindustrien", weil das eine viel
leicht überholte ' Vorstellung ist. Wer weiß, ob, wenn wir in einigen Jah
ren einmal vor ·der gleichen Frage für andere Industriezweige stehen 
sollten, andere Gebiete nicht viel wichtiger sind als dieser alte, geschlos-
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sene Komplex „Grundstoffindustrien". Wir nehmen uns doch die Freiheit 
der Entscheidung für den Augenblick, wo es darauf ankommt, wenn wi, 
unseren Aufgabenbereich vorher so eingrenzen. Das sollten die Genossen, 
die diese Entschließung lesen, auch bedenken. Wir machen uns den Weg 
für unsere Entscheidung freier, wenn wir es ablehnen, in Perfektionismus 
einen bestimmten Bereich in Katalogform abzugrenzen. Darum ist Ab
schnitt I also wichtig. Er legt die Geschlossenheit des Programms dar. 
Was steht in Abschnitt II? Wir brauchen nicht lange zu streiten: Be
kenntnis zur Gemeinwirtschaft und Ablehnung der Angriffe auf öffent
liches Eigentum. Nichts ist wohl aktueller als dieser Abschnitt II. 
Und die Abschnitte III und IV, Genossen? Da ist einmal versucht worden 
- und es ist da keinerlei Bindung drin -, gewisse Prinzipien aufzustel
len, wie das, was wir in Gemeineigentum überführen, aussehen soll. Das 
soll deutlich machen, daß es sich um ein ernstes, konkretes Problem han
delt. Und was steht im Abschnitt V? Im Abschnitt V steht, der Partei
vorstand soll auf der Grundlage dieser Richtlinien in den Abschnitten IV 
und V ein Programm für die gemeinwirtschaftliche Ordnung der Energie
wirtschaft vorlegen, damit wir es 1960 haben und in der ganzen Zwischen
zeit darüber diskutieren können. 
Genossinnen und Genossen, lassen Sie mich zusammenfassen: Es wird 
nicht das Grundsatzprogramm vorweggenommen, aber es werden einige 
Dinge, die ins Rutschen gekommen waren, für die Öffentlichkeit klar
gestellt. Es wird außerdem unseren Genossen und der Öffentlichkeit 
draußen Material gegeben, damit sie sich selber und anderen Klarheit 
darüber schaffen können, daß Gemeineigentum nicht nur ein Phantom 
ist, sondern daß wir ganz konkrete Vorstellungen mit der überführung 
in Gemeineigentum verbinden. 
Genossinnen und Genossen, ich möchte ganz nüchtern schließen. Ich 
glaube, es ist eine Frage der politischen Verantwortung, die an jeden 
einzelnen hier gestellt ist, denn die Diskussion hat gezeigt, daß diese 
Frage nicht nur uns an den Nerv geht. Hier erwartet die Öffentlichkeit 
eine Antwort. Jeder einzelne muß sich entscheiden, ob er ein solches Pro
blem vertagen will oder meint, daß wenigstens dieses begrenzte Problem 
heute durch Annahme des Antrags entschieden werden soll. Ich möchte 
dringend bitten, eine politische Entscheidung zu treffen und ihr nicht 
auszuweichen. (Bravo-Rufe und stärkster, langanhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Genossinnen und Genossen! Der Genosse 
Hermann Veit hat mich ermächtigt, zu erklären, daß er mit den Dar
legungen seines Mitreferenten, des Genossen Deist, vollständig einver
standen ist. (Bravo-Rufe und Beifall.) 

Er hält es damit nicht für notwendig, von seinem Recht auf ein Schluß
wort noch Gebrauch zu machen. (Beifall.) 

Genoss{nnen und Genossen! Ich schlage nun namens des Präsidiums fol
gende weitere Behandlung der noch nicht behandelten Tagesordnungs
punkte vor: Vornahme der Abstimmungen zu Punkt 3 b im Anschluß 
an die Behandlung des Grundsatzprogramms. (Lebhafter Widerspruch. -
Zurufe: Nein! Jetzt!) 
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Darf ich also fragen, ob die Abstimmung jetzt gewünscht wird? (Zurufe: 
Jawohl!) 
Wer ist für die Abstimmung jetzt? - Die Mehrheit. Dann bin ich aber 
der Meinung, wir sollten die Abstimmung über alle vorliegenden Anträge 
durchführen. 
Der erste Antrag, der zur Entscheidung steht, ist die Ents_chließung 204. 
Zu dieser Entschließung ist ein Abänderungsantrag eingereicht, der 
wünscht, daß in Abschnitt 4 Ziffer 6 der letzte Satz gestrichen wird, der 
lautet: ,,In Gemeineigentum überführte Unternehmungen unterliegen 
grundsätzlich der gleichen Steuerpflicht wie private Unternehmungen." 
Das ist ein Abänderungsantrag. 
(Zuruf: Zurückgezogen!) 
Er ist zurückgezogen. 
Damit bleibt nur noch die Resolution, die _ßntschließung. (Widerspruch.} 
Für die Entschließung liegt ein Oberweisungsantrag vor, der lautet: 
Die Entschließung „Freiheitliche Ordnung der Wirtschaft" wird der Par
tei als Material zur Diskussion über das Grundsatzprogramm zugeleitet. 
Ein Oberweisungsantrag ist zunächst zur Abstimmung zu bringen. (Sehr 
richtig!) Ich bitte die Genossen, die für diese Oberweisung stimmen wol
len, die Stimmkarte zu zeigen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Das 
letztere war die überwiegende Mehrheit. Der: Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Entschließung 204, und ich 
bitte, die Stimmkarte zu zeigen bzw. das Handzeichen zu geben, wer für 
diese Entschließung stimmen will. - Ich darf die Mitglieder der Man
datsprüfungskommission bitten. - Gegenprobe! - Ich glaube, wir brau
chen nicht auszuzählen; das ist die Minorität. Die überwältigende Mehr
heit ist für q.ie Annahme der Entschließung. (Bravo!-Rufe und Beifall.) 

Um aber auch letzte Klarheit zu schaffen - wir sind bisher so vor
gegangen -, bitte ich doch noch diejenigen, die sich enthalten haben, 
ihre Stimmkarte zu zeigen. Es sind zwei Enthaltungen. (Zuruf: Drei!) 
Das ist eine Unterstreichung der Abstimmung. 
Ich 1?telle jetzt fest, daß damit erledigt sind die Anträge 43, 44, 46 bis 53, 
55, 57 bis 60 und 62. 

Es bleibt dann noch offen der Antrag 45. Oberweisung an den Partei
vorstand ist von Parteiausschuß und Parteivorstand empfohlen worden. 
Wer so beschließen will, den bitte ich das Stimmzeichen zu geben. -
Gegenprobe. - Es ist mit überwältigender Mehrheit Oberweisung an 
den Pa:rteivorstand beschlossen. 
Zu Antrag 53 sind Abschnitt 1 und Abschnitt 2 durch die Entschließung 
gedeckt. Offen bleibt Abschnitt 3, über den wir abstimmen müssen, weil 
hier auch Oberweisung an den Parteivorstand empfohlen wird. Wer die
ser Empfehlung zustimmen will, den bitte i~, das Handzeichen zu geben. 
- Gegenprobe. - Es ist so beschlossen. 
Dann Antrag 54: Hier ist Oberweisung an die Programmkornmission emp
fohlen. - Wer für die Oberweisung an die Programmkommission ist, den 
bitte ich, das Stimmzeichen zu ,geben. - Bitte die Gegenprobe. - Es ist 
so beschlossen. 
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Dann Antrag 56 (Bezirk Südbayern): Hier wird die Oberweisung an den 
Parteivorstand empfohlen. Wer dieser Empfehlung folgen will, den bitte 
ich, das Stimmzeichen zu geben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Es 
ist so beschlossen. 
Der Antrag 64 steht nun zur Entscheidung. Hier wird auch - vom Partei
vorstand und vom Parteiausschuß - empfohlen: Oberweisung an den 
Parteivorstand. Wer so beschließen will, den bitte ich, das Stimmzeichen 
zu geben. - Ich bitte um die Gegenprobe; es ist ~o beschlossen. 
Jetzt sind noch die Anträge 61 und 63 offen, wie mir mitgeteilt wird. 
Bei Antrag 61 wird Oberweisung an die Fraktion empfohlen. Wer so 
stimmen will, den bitte ich, das Stimmzeichen zu geben. - Die Gegen
probe. - Der Antrag ist an die Fraktion überwiesen. 
Antrag 63 ist noch offen. D~ wird ebenfalls Uberweisung an die Frak
tion empfohlen. Wer Antrag Nr. 63 an die Fraktion überweisen will, den 
bitte ich, das Stimmzeichen zu geben. - Ich bitte um die Gegenprobe; 
das ist so beschlossen. (Zurufe.) 
- Den Antrag 64 hatten wir schon vorweggenommen - welchen noch? 
(Zuruf:. 58!) 
- In Antrag 58 soll der erste Teil gedeckt sein durch die Entschließung. 
Dann sollen der letzte und vorletzte Absatz hier noch zur Entscheidung 
kommen. (Zurufe.) 
- Zum vorletzten Absatz stellt das Büro fest, daß er seine Erledigung 
durch Antrag 181 gefunden hat. Nun bleibt aber noch der letzte Absatz. 
Hier wird empfohlen, ihn abzulehnen. Wer dieser Empfehlung der Ab
lehnung zustimmen will, den bitte ich, das Stimmzeichen zu geben. -
Ich bitte um die Gegenprobe. - Das erste war die einwandfreie Mehr-
heit. . 
Damit haben wir die zu diesem Tagesordnungspunkt vorliegenden An
träge alle erledigt. 
Und nun zu dem weiteren Fortgang unserer Verhandlungen: Wir hatten 
ursprünglich beabsichtigt, den Tagesordnungspunkt 5 folgen zu lassen 
und vorzuziehen. Wir möchten aber gerne, daß die Referate der Genossen 
Knoeringen und Arndt noch vor der Mittagspause entgegengenommen 
werden und daß die Diskussion über „Kultur und Politik" mit der Dis
kussion über das Grundsatzprogramm verbunden wird. Dann könnten 
wir heute nachmittag um 15 Uhr mit der Beratung des Tagesordnungs
punktes „Aufbau der Parteiorganisation" beginnen. 
Wir möchten, wie ich schon ausgeführt habe, die Diskussion in den 
Landsmannschaften heute abend dadurch befruchten, daß die organisato
rischen Änderungen dann schon im Parteitag ihre Erledigung gefunden 
haben. Die Landsmannschaften werden dann für die Wahlen eine bessere 
Grundlage zur Stellungnahme haben. 
Damit würden wir jetzt übergehen zur Beratung des Tagesordnungs
punktes 3 c „Kultur und Politik". 
Der erste Referent ist der Genosse Waldemar von Knoeringen, dem ich 
das Wort erteile. (Lebhafte Zurufe: Pause!) 
Es werden fünf Minuten Pause gewünscht. Wir haben immerhin noch 
anderthalb Stunden. Ich weiß nicht, wie die Referenten disponiert haben; 
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aber wir sollten daran festhalten, daß wir die beiden Referate noch vor 
der Mittagspause erledigen. (Zustimmung.) 

(Unterbrechung der Sitzung von 11.25 bis 11.32 Uhr.) 

Vorsitzender Dr. Alex Möller: Die Verhandlungen sind wieder eröffnet. 
Genossinnen und Genossen! Ich habe zunächst auf der Tribüne des 
Hauses 14 Freunde auS' Finnland, die vom Buchdruckerverband hier sind, 
zu begrüßen. (Lebhafter Beifall.) 
Nun kommen wir zur Behandlung des Punktes 3 c der Tagesordnung: 

Kultur und Politik 
Mit diesem Punkt 3 c ist der Entschließungsantrag 205 verbunden, der 
sich auch auf die Anträge der Vorlage 66 und 67 bezieht. 
Ich mache darauf aufmerksam, daß die Diskussion morgen mit der Dis
kussion zum Grundsatzprogramm verbunden wird, und daß damit über 
die Entschließung und über die Anträge erst morgen abzustimmen ist. 
Wir würden also versuchen, noch vor der Mittagspause die beiden Re
ferate entgegenzunehmen. Als erster spricht Waldemar von Knoeringen 
zu uns. 
Waldemar von Knoeringen hat das Wort. (Beüall.) 

Waldemar von K n o er in gen : Genossinnen und Genossen! Auf dem 
Parteitag, den wir vor zwei Jahren in München durchgeführt haben, war 
eines der Hauptthemen die „zweite industrielle Revolution". Als wir den 
Parteitag verlassen hatten, konnten wir erwarten, daß die Partei die 
neuen Probleme mit Schwung aufgreifen werde und daß sich eine be
wegte innere Diskussion in der Partei entwickeln würde. Es ist anzu
erkennen: Es kam Düsseldorf, die „Mobilisierung des Geistes", es kamen 
Länderkonferenzen, es kamen verschiedene Anträge der Sozialdemokra
tischen Bundestagsfraktion und der Landtagsfraktionen, die dieses Thema 
in den Parlamenten in den Kreis der Betrachtungen gerückt haben. Aber 
- das sage ich gleich als kritisches Wort zu Beginn dieser Diskussion: 
Es kam nicht jene innere Leidenschaft und Aktivität in die Partei, 
ohne die nun einmal eine entscheidende Initiative auch in einer solchen 
Frage nicht zu entwickeln ist. 
Wer die Diskussion seit dem 15. September in den Organen unserer Par
tei verfolgt hat, der weiß, daß eine Fülle von Problemen - Sozialisie
rung, sind wir .eine Volks- oder sind wir eine Massenpartei - stark im 
Vordergrund standen, daß aber die Erörterung gesellschaftspolitischer 
und geistiger Fragen mehr eine Hintergrundrolle gespielt hat. 
Das, meine lieben Genossinnen und Genossen, drückt sich auch aus in der 
Antragstellung auf diesem Parteitag. Zu dem Punkt, zu dem ich hier 

.spreche, liegen nur zwei Anträge vor. Daraus zeigt sich - für mich jeden
falls-, daß die Problematik, die der Genosse Arndt und ich hier zu be
handeln haben, im Bewußtsein der Partei offenbar noch nicht jene Tiefen
wirkung erreicht hat, die die Voraussetzung dafür ist, daß die Sozial-
demokratische Partei überhaupt ihren Weg in die Zukunft finden kann. 
(Beifall.) Ich bin daher dankbar, daß ich die Gelegenheit habe, hier vor 
diesem Parteitag offen meine Auffassung darzutun. Ich kann mir den-
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ken, daß ich da und dort auf einen gewissen Widerstand stoßen werde. 
Darf ich die verehrten Delegierten noch einmal hinweisen auf den Text 
der Entschließung 100, die auf dem Parteitag in München beschlossen 
worden ist. 

Dort heißt es: 
„ Weder die Diktatur noch die Methoden kapitalistischer Wirtschaft 
können die Menschen auf eine höhere Stufe führen. Der Umbau 
unserer gesellschaftlichen Ordnung ist das Gebot der Stunde. Die 
Zusammenballung technischer, wirtschaftlicher und politischer Macht 
verlangt erhöhte und wirksamere Kontrolle der Macht. Diese Kon
trolle muß in der politischen Urteilsfähigkeit und in der Entschei
dungsbereitschaft des ganzen Volkes wurzeln. Politische Bildung 
wird damit zur Schicksalsfrage der Demokratie. 
Der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands erwächst die Auf
gabe, auf den Verhältnissen unserer Zeit die Mittel zu ihrer Be
herrschung zu entwickeln. Auch die Sozialdemokratie geht in einen 

- neuen Abschnitt ihrer politischen Wirksamkeit. In enger Verbin
dung von Politik und wissenschaftlicher Erkenntnis führt sie ihren 
Kampf um die Höherentwicklung freiheitlicher Kultur und die Ver
tiefung des Menschentums." 

So weit, Genossinnen und Genossen, aus der Entschließung, die ich allen, 
die draußen zu sprechen haben, nachträglich zur Lektüre sehr empfehle. 
In den zwei Jahren, die vergangen sind, ist der Ruf der Zeit noch in 
stärkerer Weise an uns gerichtet worden. Auch der demokratische Sozia
lismus muß sich durch die dynamische Entwicklung in unserer Gesell
schaft herausgefordert fühlen. Daher müssen wir versuchen, über Mün
chen hinauszugehen und neue Einsichten zu entwickeln. 
Genossinnen und Genossen, meine Schlußfolgerung möchte ich vorweg
nehmen, und ich hätte sie dann zu begründen. Es geht mir darum, dem 
Parteitag die Einsicht nahezubringen, daß in der gegenwärtigen Phase 
unserer Entwicklung dem Begriff „Kultur" im weitesten Sinne eine neue 
und entscheidende Bedeutung sowohl in der sozialistischen Programmatik 
als auch in der praktischen Tagespolitik zukommen muß. (Beifall.) 
Kulturpolitik darf nicht etwas sein, was auch zu unseren Interessen 
gehört (sehr gut!), sondern sie ist- und ich weiß, was ich hier aus meiner 
Einsicht sage - für die kommenden Jahre und Jahrzehnte, zumindest im 
westlichen Teil der Welt, das eigentliche Feld der Bewährung. (Beifall.) 
Auf ihm fallen die Entscheidungen, ob die Freiheit in der technischen 
Zivilisation bestehen kann und welche Richtung die menschliche Ge
schichte nehmen wird. Kulturpolitik wird zur Kernfrage des demokra
tischen Sozialismus. Und darüber gilt es zu sprechen. 
Genossinnen und Genossen! Als unsere Gründer vor hundert Jahren zu 
dem Kampf um Menschenwürde und Gerechtigkeit angetreten sind, da war 
für sie kennzeichnend das Sozialethische in den Forderungen, die sie 
erhoben haben. Lassen wir kurz die Fackelträger dieses Aufbruchs ein
mal zu uns sprechen. 
Friedrich Engels, dessen Bedeutung im Licht unserer Zeit zu wachsen 
scheint, ·hat am Schluß seines Buches „Von der Utopie zur Wissenschaft'' 
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seinen zentralen Gedanken über das Ziel des Sozialismus in folgenden 
Sätzen ausgedrückt. Wenn Sie jetzt diesem Zitat folgen, dann spüren 
Sie den modernen Zug in diesen Feststellungen, die große Programma
tik, den großen Bogen, der in dieser Politik gelegen hat. Er spricht von 
der Anarchie, in der die Menschen ihre Geschichte vollziehen, daß sie 
Kräften unterworfen sind und daß es darauf ankomme, daß die An
archie innerhalb der gesellschaftlichen Produktion ersetzt werde durch 
planmäßige, bewußte Organisation. Er sagt dann weiter: 

„Der Kampf ums Einzeldasein hört auf. Damit erst scheidet der 
Mensch in gewissem Sinne endgültig aus dem Tierreich, tritt aus 
tierischen Daseinsbedingungen in wirklich menschliche. Der Umkreis 
der die Menschen umgebenden Lebensbedingungen, der die Men
schen bis jetzt beherrschte, tritt jetzt unter die Herrschaft und 
Kontrolle der Menschen, die zum ersten Male bewußte wirkliche 
Herren der Natur werden, weil und indem sie Herren ihrer eigenen 
Vergesellschaftung werden. Die Gesetze ihres eigenen gesellschaft
lichen Tuns, die ihnen bisher als fremde, sie beherrschende Natur
gesetze gegenüberstanden, werden dann von den Menschen mit vol
ler Sachkenntnis angewandt und damit beherrscht. Die eigene Ver
gesellschaftung der Menschen, die ihnen bisher als von Natur und 
Geschichte aufgenötigt gegenüberstand, wird jetzt ihre freie Tat. Es 
ist der Sprung der Menschheit aus dem Reich der Notwendigkeit in 
das Reich der Freiheit." 

Ferdinand Lassalle, auch ein Moderner, möchte ich sagen, sieht den letz
tim Sinn des politischen Kampfes darin, ,,das menschliche Wesen" - wie 
er sagt - ,,zur positiven Entfaltung und fortschreitenden Entwicklung zu 
bringen, die Kultur, deren das Menschengeschlecht fähig ist, zum wirk
lichen Dasein zu gestalten, d. h. die Erziehung und Entwicklung des Men
schengeschlechts. zur Freiheit". 
Auch der junge Marx steigt in die Arena der theoretischen und politi
schen Auseinandersetzung mit einer sozialethischen Sinngebung. In seinen 
ersten Schrüten spricht er von jener heute berühmt gewordenen und so 
modern klingenden Selbstentfremdung des Menschen, die durch die 
Selbstverwirklichung des Menschen überwunden werden muß. Das dst 
über hundert Jahre alt. 
Diese Gedanken der drei Wegbereiter des sozialistischen Aufbruchs be
gegnen sich in ihrem Kern. Immer geht es :ihnen um den Menschen, um 
seine kulturelle Freiheit und um die kulturelle Entfaltung des Menschen
geschlechts. Gesellschaftliche Ordnung, System der Wirtschaft, Funktion 
des Staates, alles das sind Mittel, Mittel zu dem einen Zweck: Höher
entwicklung der menschlichen Persönlichkeit, Ausweitung seiner Freiheit, 
Verwirklichung des Menschentums. 
Betrachten Wiir zur Verdeutlichung noch einmal das Zitat von Friedrich 
Engels. Der Kern seiner Ausführungen drückt sich in der Einsicht aus, 
daß der Humanisierungsprozeß des Menschen erst dann vollzogen ist, 
wenn er begreift, daß zu einer sittlichen Lebensordnung nicht nur die Be
herrschung der eigenen Natur gehört, sondern daß er seine Freiheit nur 
erreichen kann, wenn er auch zur bewußten Beherrschung und Kontrolle 
der gesellschaftlichen, ökonomischen und sozialen Kräfte fähig ist. So-
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lange sich der Mensch dem freien Spiel dieser Kräfte überlassen muß, 
weil er nicht fähig ist, als Mensch sie zu beherrschen, entwickeln diese 
ihre eigene Gesetzlichkeit, die den Menschen immer wieder, wie gut auch 
die Programme einzelner Parteien sein mögen, zum Objekt unmensch
licher Einflüsse und Mächte machen. Mit anderen Worten: So wie der 
Mensch als Einzelwesen nur dann sittlich genannt werden kann, wenn ei." 
seine Triebe zu beherrschen imstande ist, so ist der Mensch als Gemeln:
wesen nur dann sittlich, wenn er die wirtschaftlichen und sozialen Pro
zesse bewußt unter Kontrolle hält und sie einer humanen Zielsetzung 
unterwirft. Diese Auffassung, Genossinnen und Genossen, unterscheidet 
den demokratischen Sozialismus vom Liberalismus, unterscheidet uns von 
der FDP. Das ist auch der Gedanke Ferdinand Lassalles, der in seinem 
großen Programmheft „Das Arbeiterprogramm" (1862) zur Frage der sitt
lichen Idee des Arbeiterstandes ausgesprochen ist. 
Aber, und jetzt komme ich auf eine gewisse kritische Wegstrecke der Be
trachtung, Genossinnen und Genossen: Es ist nicht ohne Bedeutung, auch 
Marx vom Standort dieser humanistischen Zielsetzung aus zu betrachten. 
Wir müssen feststellen, daß die oben definierte sozialethische Grundüber
zeugung aus den Geburtsjahren der sozialistischen Bewegung bei Marx 
nur rn seinen Frühschriften im Vordergrund steht. Seine weitere Arbeit 
konzentriert sich dann darauf, die politische Nutzanwendung für die ge
schichtliche Situation seiner Zeit zu ziehen. Das war die Analyse des 
Frühkapitalismus. Dabei kommt er zwingend zu dem Schluß, daß das 
eigentliche Ziel des Sozialismus die Befreiung d_es Menschen aus den 
ökonomischen Abhängigkeiten und Zwangsläufigkeiten seiner Zeit ist. Die 
Überwindung der materiellen Not und der sozialen Unterdrückung stand 
auch für ihn im Mittelpunkt aller Bemühungen um die Befreiung des 
Menschen in seiner Zeit. So verstand man den Sozialismus schließlich 
als eine Bewegung, der es um Wohlstand und soziale Sicherheit für alle 
als ihrem Endziel ging. Daß aber diese berechtigte Forderung nur ein 
Mittel - wenn auch ein entscheidendes - auf dem Wege zur Selbst
verwirklichung des Menschen dst, diese frühe Erkenntnis wurde unter dem 
Druck der aktuellen Not der Arbeiterklasse zurückgedrängt. Ethische 
Fernziele wurden vom Kampf ums nackte Lebensrecht überdeckt. Der 
Acht-Stunden-Tag wurde der Inbegriff einer Erlösungssehnsucht. 
Die großen Erfolge der Arbeiterbewegung, vor allem der Gewerkschaften, 
im Ringen um die materielle Besserstellung, haben mit dazu beigetragen, 
daß sich die Zielsetzung des Sozialismus auch im Bewußtsein seiner Trä
ger unmerklich in dieser Richtung verschob. Diese Vorstellung, daß Sozia
lismus nur die Uberwindung der materiellen Not und die soziale Besser
stellung der Arbeiter zum Ziele habe, beherrscht bis zu einem gewissen 
Grade auch heute noch weite Kreise unserer eigenen Anhängerschaft. 
Diese Vorstellung trägt auch zur Verwirrung über die Rolle des Sozia
lismus bei und gibt ihm das Odium des Materiellen. Wäre sie richtig, so 
wäre es unvermeidlich, daß die Kraft der sozialistischen Bewegung ab
nimm~ in qem Maße, in dem die ü;berwindung der reinen materiellen 
Not auch unter den Bedingungen nichtsozialistischer Ordnungen möglich 
erscheint. Unsere Gegner kommen ja auch schon mit dem Argument und 
sagen: Der Sozialismus ist tot, weil er diesem materiellen Ziel näher
rückt. Wir haben in Bayern einen Mann, der heißt Hundhammer. Der 
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geht durch die Lande und sagt: Was wollen die Sozialisten? Ich kon
zediere ihnen ja einen großen Erfolg in einer hundertjährigen Geschichte. 
Aber Kinder, nun seid ihr so weit gekommen, habt den Achtstundentag, 
nein, den Sechsstundentag usw., schaut, ihr habt einen Sieg errungen, 
ihr habt erreicht, was ihr wollt, nun tretet ab! Die paar materiellen 
Dinge, die noch zu tun sind, machen wir durch unsere Sozialpolitik. 
Wenn wir diese Dinge tiefer und ernster betrachten, käme es darauf an, 
Marx zu Ende zu denken oder, besser gesagt, von seinen Quellen her 
über ihn hinauszudenken und zu erkennen, daß auch für ihn trotz aller 
historischen und ökonomischen Beweisführungen - wie er im Kommu
nistischen Manife.st schreibt - die Freiheit aller auf der freien Entwick
lung des einzelnen Menschen ruht. Für den wahren Sozialisten kann 
die materielle Befriedigung, auch die Herstellung des sozialen Rechts, 
niemals Selbstzweck sozialistischer Politik sein. (Beifall.) 
Wir wollen Wohlstand und Sicherheit für alle, weil wir glauben - das 
vergessen wir vielfach -, daß nur der von materieller Not pefreite und 
über alle Möglichkeiten der Zivilisation frei verfügende Mensch auch ein 
freier Mensch werden kann, ja wenn er seine kulturellen Fähigkeiten 
ungehindert zur Entfaltung bringt und seine Persönlichkeit nach seinem 
eigenen Wesen formt. Auch der demokratische Sozialismus kann nicht 
das Glück des einzelnen Menschen garantieren. Auch er kann ihm die 
Voraussetzungen nur schaffen und die Mittel in die Hand geben, sich 
selbst zur Würde des Menschen zu erheben. 
Der demokratische Sozialismus muß heute ernstlich darum bemüht sein, 
die scheinbare Identifikation von ökonomischem Mittel und kulturellem 
Zweck aufzuheben und zu erkennen, warum wir eigentlich vor hundert 
Jahren aufgebrochen sind. (Beifall.) 
Jede politische Bewegung, die nicht immer wieder zu ihrem sittlichen 
und weltanschaulichen Ursprung zurückdenkt, geht in die lrre und hebt 
sich selbst auf. (Beifall.) 
Werfen wir nach dieser Betrachtung einen Blick auf die Lage unserer 
Zeit. Niemand bezweifelt - und das geht weiter, als es sich die kühnste 
Phantasie von Marx, Engels und Lasalle träumen ließ-, daß die gewal
tigen Fortschritte der Naturwissenschaften und der Technik eine sprung
hafte Steigerung der Produktivität und damit der menschlichen Arbeit 
bewirkt haben und daß das eigentlich die Wurzel für die Umwälzungen 
auf dieser Erde ist. Eine Quelle wachsenden Reichtums •ist der ganzen 
Menschheit erschlossen. Die Überwindung der materiellen Not ist nicht 
mehr eine Frage, ob das überhaupt möglich ist, sondern es ist eine Frage 
der Organisation und des politischen Wollens geworden. Wenn heute der 
Arbeiter einen erhöhten Anteil am gemeinsam geschaffenen Reichtum 
hat, so ist das nicht zuletzt der Erfolg der sozialistischen Bewegung. Aber, 
Genossinnen und Genossen - ich bitte jetzt, sehr acht zu geben -, täu
schen wir uns nicht: Auch der Kommunismus strebt eine materielle Sät
tigung an und kann sie erreichen. Auch er beherrscht die Technik der 
Produktion und der Verteilung. Dazu braucht man kein freiheitlicher 
Sozialist zu sein. Die Maschinen produzieren Massenwaren, und diese 
Massenwaren können nur verbraucht werden, wenn die Menschen in die 
Lage versetzt werden, sie zu verbrauchen. Ohne einen sittlichen Hinter
grund hebt das sozusagen den Anteil der Massen an der gesamten Pro-
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duktion. Daher ist auch im liberalen Kapitalismus die Zurück:dämmung 
der Not eine Frage der Zweckmäßigkeit und der Erhaltung und der Stei
gerung der Rendite und nicht der ethischen Grundlagen. (Beifall.) 
Daher ist es auch d~n Vertretern großkapitalistischer Interessen wie zum 
Beispiel der CDU/CSU möglich, den sozialpolitischen Fragen größeren 
Raum zu geben. Es ist heute nicht rnehr eine Problematik der Barrikaden, 
sondern es ist eine Problematik der Zweckmäßigkeit auch für den Kapi
talismus, .die Menschen mit etwas höherem Anteil zu versorgen, denn: 
Wer kauft denn die Automobile? Die oberen Zehntausend allein reichen 
nicht mehr aus. Die Massenproduktion ist so entwickelt, daß sie den 
Massenverbrauch voraussetzt. 
In dieser Situation kommen zwei Bedrohungen auf uns zu, Bedrohungen 
der Grundlagen der menschlichen Existenz. Die eine haben wir sehr oft 
besprochen, die Möglichkeit der physischen Zerstörung durch die kriege
risch entfesselten Kräfte des Atoms, die andere, die nicht so viel bespro
chene, ist die moralische Entmenschung des Menschen durch die Kräfte 
des Materiellen. (Beifall.) · 
Sowohl im Kommunismus als auch im liberalen Kapitalismus tritt uns 
die Bedrohung des Menschen durch die wachsende Macht des Materiellen 
gegenüber. 
Im kommunistischen System ist die ökonomisch-technische Planung zum 
Dogma erhoben, zum Instrument der Machtpolitik. Es erschöpft sich in 
einer Vergottung des technischen Fortschritts und der politischen Macht. 
Es versucht - und das ist viel mehr als die Rüstung Sowjetrußlands, 
heute die Zielsetzung der Machthaber des Kremls-, den Westen an 
materieller Produktion zu übertreff~n und damit weltpolitische Ent
scheidungen zu erzwingen. (Beifall.) 
Die ganze Erziehung des Kommunismus - man muß sich einmal die 
Mühe machen, die Schulsysteme des Ostens etwas genauer zu studieren -
dient heute der Ausweitung ökonomischer und technischer Macht, mit dem 
Ziel der Steigerung der politischen M_acht der herrschenden Klasse in die
sem Land. Ob die Rechnung so aufgeht, ist eine andere Frage. lVLir scheint 
das sehr stark ohne den Menschen gemacht zu sein. Hier glaube ich, 
muß man auch mit in Rechnung setzen, daß man nicht das menschliche 
Gehirn einfach auf Mathematik und Technik umdrehen kann, ohne daß 
nicht auch in diesem Gehirn sich andere Bedürfnisse zu regen beginnen. 
Die kapitalistische Entwicklung auf der anderen Seite birgt ähnliche 
Elemente in sich. Der ökonomisch-technische Prozeß der modernen Zivili
sation macht den Menschen nicht nur zum Sklaven des Lebensstandards, 
sondern auch zum Knecht der Maschinenwelt und eines anonymen sozia
len Funktionalismus. Auch die kapitalistische Gesellschaft unterliegt dem 
Prozeß der materiellen und geistigen Versklavung. Der demokratische 
Rechtsstaat kann diesen Vorgang zwar verdeck:en, aber er kann ihn nicht 
aufhalten. Massenprodulttion und Massenverbrauch haben heut.e bestimmt 
ihren Sinn nicht in der kulturellen Höherentwicklung, sondern in der 
Steigerung von Gewinn und politischer Macht. Der Mensch bleibt, auch 
bei uns, trotz aller Wissenschaft und Technik Objekt der über ihm wir
kenden Kräfte. Seine Selbstentfremdung wird durch die Mittel des tech
nischen Fortschritts nur noch verstärkt. Die damit fortschreitende Ent
würdigung des Menschen wäre die zwangsläufige Folge, 
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Nun bitte ich, folgenden Satz zu diskutieren: Im Bolschewismus ist der 
Mensch bewußt zum bloßen Objekt gemacht worden; im Kapitalismus ist 
er auf dem Wege, es unbewußt zu werden. (Beifall.) 
Nun, wenn die Welt derartig aussieht, wo kommen wir da ins Spiel? Was 
können wir in dieser Lage tun? Welche Schlüsse haben wir als demokra
tische Sozialisten für unsere praktische Poli1:Jik daraus zu ziehen? Der 
Mensch wird die technische Welt und die in ihr wirkende materielle Be
drohung nur bewältigen, wenn er sich souverän über diese Welt zu er
heben vermag, wenn er die in seine Hand gegebenen Mittel materieller 
Macht in den Dienst seiner Freiheitsentwicklung stellt, wenn er sich vom 
Objekt zum Subjekt der gesellschaftlichen Kräfte erheben kann, d. h. 
wenn er vom manipulierten zum bewußt handelnden Menschen, vom 
Erdulder zum Gestalter wird. Wenn ich jetzt „Menschen" sage, meine ich 
nicht die -paar, die im Bundestag sitzen, sondern ich meine den Menschen 
schlechthin, den Menschen auf der Straße. Das ist eine Ungeheuerlichkeit, 
wenn wir diese Voraussetzung für die Entwicklung zur Freiheit betrach
ten. Mitverantwortlichkeit und gesellschaftliche Bewußtseinsbildung des 
Menschen sind die unabdingbaren Voraussetzungen zu einer freiheitlichen 
Entwicklung. (Beifall.) 
Hier treffen wir wieder auf die Wurzeln des Sozialismus, auf Engels, 
Lassalle und den jungen Marx. 
Wie aber erreicht der Mensch diese höhere Stufe seines Bewußtseins? 
Hierzu nur eine Feststellung; Wachsender materieller Reichtum und tech
nische Zivilisation erzeugen nicht zwangsläufig auch gesellschaftliches 
Bewußtsein und Mitverantwortlichkeit. (Lebhafter Beifall.) 
Für uns muß folgende Einsicht entscheidend sein: Die Hebung des Men
schen vom Objekt zum Subjekt vollzieht sich nicht automat.isch im ge
schichtlichen Prozeß, sie muß gewollt sein, sie muß bewußt durch einen 
politiscllen Willensakt herbeigeführt werden. (Lebhafter Beifall.) 
Der einzige Weg dazu ist eine gigantische Anstrengung der Gesellschaft 
im Bereich der Erziehung, der Menschenbildung und der Ausweitung un
seres Wissens vom Menschen und von den Bewegungsgesetzen der Ge
sellschaft. 
Das bedeutet sehr viel Praktisches. Das bedeutet die Reform und .A.us
weitung unserer Erziehung besonders in ihrem Inhalt; nicht nur Schul
reform in der Staffelung von Jahrgängen übereinander, sondern im Kern 
der Menschenbildung muß die Reform beginnen. (Beifall.). 
Es muß erreicht werden, daß die höchstmögliche Zahl von Menschen mit 
ausreichenden Kenntnissen in Geschichte, Naturwissenschaft, Soziologie 
und Politik ausgestattet wird. Jeder normal Begabte muß in die Lage 
versetzt werden, die zusammenhänge unserer gesellschaftlichen Entwick
lung in ihren einfachen Zügen zu überblicken und sich ein verantwor
tungsbewußtes Urteil über seine Stellung in der ·zeit seines Lebens auf 
dieser Erde zu bilden. (Beifall.) 
Das setzt die Stärkung seiner moralischen Kräfte voraus. Es mag sehr 
schöngeistig klingen für manchen, aber es ist doch zutiefst meine Über
zeugung: Auch die Demokratie als ein System der politischen Mitbestim
mung wird nur wirksam sein, wenn sie getragen wird von einem hohen 
Prozentsatz wissender und verantwortungsbereiter Menschen. Können 
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wir diesen Prozentsatz nicht erhöhen, hilft uns keine Verfassung und 
keine Regierung! (Beifall.) 
Die Erziehung des einzelnen Menschen zu dieser seiner gesellschaft
lichen Aufgabe ist damit eine Existenzfrage der Demokratie. Kant sagte 
einmal: 

,,Der Mensch kann Mensch werden nur durch Erziehung." 
Gelingt es nicht - und das ist nicht so hingesprochen, damit es eine 
schöne Formulierung gibt, das ist meine tiefste Überzeugung -, in den 
nächsten Jahrzehnten eine Bildungsleistung zu vollbringen, die die Be
wußtseinshebung des Menschen möglich macht, so werden weder demo
kratische Spielregeln und Verfassungen noch Mahnrufe und Klagen uns 
vor der Degradierung des Menschen zum bloßen Element des perfektio
nierten und seelenlosen überstaates bewahren. Dann aber wird auch der 
demokratische Sozialismus sein Ziel verfehlt haben. 
Die gesellschaftlichen Umwälzungen unserer Zeit haben die Umwelt 
und das Verhalten des 'Menschen tiefgehend verändert. Durch diesen 
Prozeß sind viele neue Fragen über das Wesen vom Menschen und 
seine Stellung in der Gesellschaft hervorgetreten. Ihre Beantwortung 
muß neu erarbeitet werden, denn ohne ein Verständnis seiner selbst ist 
der Mensch nicht fähig, die Welt der Technik zu bewältigen und seine 
Freiheit in ihr zu behaupten. Erst eine solche Einsicht wird auch Ent
scheidungen in Bildung, Wirtschaft und Politik ermöglichen, die die 
weitere Entwicklung menschlicher Freiheit sichern können. Wir sind 
heute zu diesen Entscheidungen gar nicht befähigt, weil wir das Aus
maß des Wissens nicht haben, das wir haben könnten, wenn die Be
deutung dieser wissenschaftlichen Arbeit im Bereiche von Mensch und 
Gesellschaft von den Verantwortlichen der Zeit erkannt worden wäre. 
Das heißt nicht, daß wir in unserem Bemühen nachlassen sollen, die 
Naturwissenschaften, die Technik und den technischen Nachwuchs zu 
fördern. Wir können nur darauf hinweisen, daß wir Sozialdemokraten 
die ersten in der Bundesrepublik waren, die diese Frage zur Diskussion 
gestellt haben, als wir die technischen Massenproduktionszahlen von 
Sowjetrußland gelesen haben. Technischer Nachwuchs - eine bedeu
tende Sache. Es muß anerkennend vermerkt werden, daß die Bundes
tagsfraktion der SPD im Bundestag immer wieder diese Frage voran
gestellt hat, daß sie erklärt hat, daß unsere gesamte ökonomische und 
gesellschaftliche Stellung davon abhängt. Bleiben wir aber dabei nicht 
stehen. Es wäre ein Verhängnis, sich hier von dem Tempo des Bolsche
wismus beherrschen zu lassen, einfach der Ausweitung von Natur
wissenschaft und Technik nachzulaufen und zu glauben, wer den grö
ßeren Sputnik in den Raum schicke, habe die Probleme der Gesellschaft 
bewältJgt. (Beifall.) 
Die Bewältigung der großen Bildungs- und Erziehungsaufgaben verlangt 
aber darüber hinaus den Ausbau und die Vertiefung der Wissenschaft 
vom Menschen und der Gesellschaft, also die Sozialwissenschaften, die 
Wirtschaftswissenschaft, die politischen Wissenschaften, schlechterdings 
alles, was mit der Gesellschaft und dem Menschen in dieser Gesellschaft 
zusammenhängt. Die diesen Wissenschaftszweigen gewidmeten Anstren
gungen müssen nach unserer Auffassung dem gleichkommen, was man 
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heute für Naturwissenschaft und Technik tut. So sehr die Förderung 
der technischen Entwicklung heute eine Frage unserer Existenz ist, ha
ben wir bei unserem Bemühen darum starke Bundesgenossen, denn auch 
die Technik wird nur weiterentwickelt, wenn die Grundlagenforschung 
weiterentwickelt wird. Wir haben die ganze Industrie als einen Partner, 
Ingenieure usw. Kommen wir aber zur Frage der Wissenschaft vom 
Menschen, dann steht der :motorische Antrieb der Steigerung des Profits 
nicht mehr dahinter. Daher sind die Wissenschaften vom Menschen 
sehr dürftig bei uns behandelt, und daher ist es meiner Meinung nach 
Aufgabe einer sozialistischen Bewegung, das in den Vordergrund ihrer 
Förderung und ihrer Forderungen zu stellen. 
So, Genossinnen und Genossen, spannt sich ein großer Bogen von der Er
ziehung über die Wissenschaft zur Politik, denn im politischen Raum 
Wlird die Entscheidung darüber gefällt werden, ob Erziehung und Wissen
schaft in der weiteren Phase unserer Entwicklung eine Vorrangstellung 
einnehmen werden oder nicht. In der Politik muß vorausdenkend darüber 
entschieden werden, was heute im allgemeinen Bewußtsein noch nicht als 
Schicksalsfrage erkannt ist. Hier ist es, wo dem demokratischen Sozialis
mus eine geschichtliche Aufgabe erwächst. 
Dem Zeitalter der Naturwissenschaften muß das Zeitalter der Menschen
bildung folgen. Gelingt uns das, Genossen, welche Chancen eröffnen sich 
der freien Welt, welche 1h>erlegenheit gewinnt sie moralisch und politisch 
gegenüber der Ideologie der Diktatur und der Manipulierung des Men
schen! 
Auch ich erkenne voll die Notwendigkeit der Fortführung des Kampfes 
um die Ausweitung der materiellen und sozialen Sicherung des arbeiten
den Menschen. Niemand kann mich verdächtigen, ich möchte jetzt die 
Sozialrenten abbauen und sehe nicht ein, daß wir noch soundsoviel Pro
zent Menschen in un.serem Volke haben, die unter dem Existenzminimum 
leben müssen! Das weiß ich, aber wir werden auch diese Menschen nicht 
hochkriegen, nicht zu Menschen machen, wenn wir nicht imstande sind, 
die Ausweitung des politischen Bewußtseins zu vollziehen. (Beifall.) 
Unsere Bemühungen um die Schulreform, unser Kampf gegen das Bil
dungsprivileg, Schulgeldfreiheit, Schulhausbau, Lehrerbildung, Jugend
fürsorge - die Sozialdemokratie ist bewährt in diesem Kampf! Nichts 
davon sollen wir geringer achten. Wir sollen unsere Anstrengungen auf 
diesen Gebieten so stark entwickeln, wie es nur möglich ist. Unsere Er
folge sind heute ja selbstverständlicher Bestandteil unserer Kultur. 
In der jetzigen Phase unserer Entwicklung aber kommt es darauf an, die 
Fragen der Erziehung, der Menschenbildung, der wissenschaftlichen For
schung in den Mittelpunkt unseres politischen Bemühens zu rücken. 
(Beifall.) 
Kulturpolitik wird zum Angelpunkt unserer Politik schlechthin. Sie ist 
einfach die nächste Sprosse auf der Leiter. Wenn wir über diese Sprosse 
nicht hochkommen, nützt uns der glänzendste Perfektionismus nichts. 
Nun bin ich überzeugt, wenn ich über dieses Deutschland hinwegblicke: 
Der demokratische Sozialismus, ausgedrückt im Kampf der Sozialdemo
kratischen Partei, ist die einzige Kraft, die im politischen Raum frei 
ist von der Bindung an die Interessen bloßer Macht und materiellen 
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Gewinns. Er· kann sein Handeln allein nach dem Bedürfnis des Men
schen und seiner Zukunft r.ichten. Er kann den Willen zur Gestaltung 
einer neuen Welt in der politischen ung geistigen Auseinandersetzung des 
Tages mit seiner ganzen Kraft und Leidenschaft zum Ausdruck bringen. 
Der demokratische Sozialismus wird alle Kräfte zusammennehmen müs
sen, wenn er dem verhängnisvollen Lauf der Dinge die Wendung nach 
oben geben will. 
Zunächst dst jedoch eine Bedingung zu erfüllen: Wir müssen uns selber 
- bei uns geht es nämlich an, in unserem Bewußtsein, in unserem Hirn 
geht es an - über die neue Phase unseres Kampfes und aller sich daran
knüpfenden Konsequenzen klar werden, wenn wir hoffen wollen, daß wir 
andere mitreißen können. Es gibt heute viele Menschen, die am Rande 
unserer Bewegung stehen und die gewonnen werden können, wenn \ihnen 
der demokratische Sozialismus nicht nur als Kampfmittel für materielles 
und soziales Recht erscheint, sondern auch als Wegbereiter einer Kultur
entwicklung, die aufwärts führt. (Beifall.) 
Die berühmte 30°/v-Grenze, Genossinnen und Genossen, werden wir über
winden, nicht indem wir der Politik der Adenauerschen materiellen Ziel
setzung Konkurrenz machen, sondern indem wir überzeugend zum Aus
druck bringen, daß der demokratische Sozialismus durch sein politisches 
Handeln neue Bedrohungen zu überwinden vermag und daß er begriffen 
hat, worum es in dieser Stunde und in dieser Gesellschaft geht (Beifall.) 
Dann werden wir auch diejenigen aus ihrer Lethargie aufrütteln, die heute 
noch nicht wissen, warum sie trotz Wirtschaftswunder das unheimliche 
Gefühl nicht loswerden, in den Maschen eines Netzes zu sitzen, das sich 
unaufhaltsam zusammenzieht. 

Vorhin ist in der Diskussion gesagt worden, man müsse die Formel "Die 
anderen haben nur mit dem Kühlschrank ihre Wahl gewonnen" zurück
weisen. Das würde ich auch sagen. Der Genosse hat recht: Jeder seinen 
Kühlschrank, jede_r das Höchstmaß an Zivilisation, aber das, Genossen, 
macht noch nicht den Menschen, und das müssen wir wissen. (Beifall.) 
Darum sage ich: Richten wir unsere Politik nicht nach jenem berühmten 
Lieschen Müller aus und nicht danach, was es gerne haben möchte, son
dern überzeugen wir auch das Lieschen Müller, daß sein Menschentum 
in Höherem liegt als nur in der Perfektion der Technik. (Starker Beifall.) 
Der demokratische Sozialismus, dessen stärkster Träger die freiheitlich 
gesinnte Industriearbeiterschaft ist und bleibt, muß zu einer breiten 
Bewegung werden - nicht nur einer breiten Bewegung der materiellen 
Interessen, sondern der geistigen Verbundenheit der Menschen (Beifall); 
und er muß eine Bewegung wer-den, die über die Klasse der Industrie
arbeiterschaft hinausgeht. Warum? Weil die Bedrohungen unserer Zeit 
nicht nur die Bedrohungen in der Richtung auf eine bestimmte Klasse 
sind, sondern weil alle Menschen in ihrer geistigen und materiellen Exi
stenz von dieser Bedrohung berührt sind. (Beifall.) 

Wru: früher die Befreiung von materieller Not und sozialer Unsicher
heit gleichbedeutend mit dem Aufstieg der Arbeiterklasse, so wird nun
mehr die humanistische Zielsetzung des Sozialismus den Menschen von 
jenen Abhängigkeiten befreien, die der Fortschritt einer sich selbst über
lassenen Massenzivilisation hervorbringt. Das ist identisch mit der Mo-
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bilisierung aller einsichtigen und fortschrittlichen Menschen, in welcher 
Klassensituation sie sich auch befinden mögen. Entwickeln sie diese Ein
sicht, gehören sie zu uns. Warum sollen wir einen Unternehmer heute 
nicht für diese Idee gewinnen, wenn er weiß, daß er über die Grenze 
seiner Unternehmung hinaus in seiner menschlichen Existenz bedroht ist? 
Nicht in Adenauer, in der Sozialdemokratie muß er den politischen Hebel 
sehen, der eine Zukunft aufzusprengen imstande ist. (Beifall.) 

Der demokratische Sozialismus wird so die Hoffnung nicht nur der 
materiell Bedrückten, sondern auch aller geistig Beunruhigten, die nach 
einem Ausweg suchen. 
Wenn ich das sage und mir nun die daraus sich entwickelnden Kon
sequenzen für unsere Antragstellung bei den Haushalten in den Land
tagen vorstelle, so sehe ich schon: wir werden ziemlich allein stehen. 
Wir können nicht erwarten, hierbei auf großes Verständnis bei den 
Interessenvertretern des Geldsacks zu stoßen. Die deutsche Situation ist 
gekennzeichnet durch die Vorherrschaft der CDU/CSU und ihrer Politik. 
Hier steigt eine vielleicht entscheidende Alternative auf. Die CDU/CSU 
ist eine Interessenpartei, die ihr politisches Wollen mit allen möglichen 
weltanschaulichen und religiösen Motiven kaschiert, die aber im Prak
tischen eine dem Materiellen verhaftete, kurzsichtige Machtpolitik nach 
alten Vorstellungen betreibt. (Beifall.) ' 

Sie ist nicht in der Lage, unsere Situation richtig zu erkennen, und sie 
bemüht sich auch gar nicht darum. Wenn der Bundesinnenminister kürz
lich bei der Beratung der Anfrage der sozialdemokratischen Fraktion im 
Bundestag auch über die Frage der Geisteswissenschaften gesprochen 
hat, so habe ich das mit großem Interesse gelesen, aber in seiner eigenen 
Rede hat er sich selber wieder aufgehoben. Selbst wenn die CDU/CSU 
das wollte, könnte sie es nicht, weil die Anstrengungen, die hierzu not
wendig sind, das überschreiten, was sie zu leisten bereit ist. Das Schwer
gewicht ihrer Politik liegt im Materiellen, das heißt in der Problematik 
der militärischen Macht, und damit engt sich ganz von selbst die Mobili
sierung der moralischen und geistigen Kräfte ein. In dieser Lage also ver
sagen Bundesregierung und ihre Mehrheit. Sie versagen auch in der heute 
gestellten Aufgabe, die Auseinandersetzung mit der auf das Materielle 
ausgerichteten Ideologie des Kommunismus geistig und politisch vor
zubereiten und zu entwickeln. 

Wir bekämpfen an Adenauer die verhängnisvollen Kurzschlüsse seiner 
Politik, die der Meinung ist, daß wahre staatsmännische Weisheit darin 
bestehe, mit den gegebenen Machtverhältnissen so zu manipulieren, daß 
daraus der größtmögliche eigene Vorteil erwächst. 
Mit Geschick und Intelligenz kann man reich und mächtig werden. 
Wenn aber diese Tüchtigkeit sich selbst überlassen wird, ist sie der 
direkte Weg in die Katastrophe. Wer Prosperität und Macht um ihrer 
selbst willen betreibt, der verrät den Menschen. (Beifall.) 

Auch wir bejahen den wirtschaftlichen Aufstieg und die Leistung unse
res Volkes. Was uns aber Beklemmung verursacht, ist nicht das Wirt
schaftswunder, sondern das Fehlen einer Blüte des geistigen, kulturellen 
und sozialen Lebens. (Beifall.) 
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Um einer Nation Macht zu verleihen, mag es genügen, Unternehmer zu 
fördern und eine Armee zu schaffen. Um einen formalen Rechtsstaat zu 
einem Kulturstaat zu wandeln, eine Gemeinschaft freier, gleichberech
tigter und mündiger Menschen zu entwickeln, dazu muß man auch den 
Menschen um seiner selbst willen wollen. (Beifall.) 
Wir sind nicht bereit, einen Staat einen Kulturstaat zu nennen, der das 
seelische, geistige und moralische Wachstum seiner Bürger dem Zufall 
materiell gesicherter Lebensverhältnisse überläßt. Was ist das für ein 
Staat, der sich des Wirtschaftswunders rühmt, der tausend neue Millio
näre geschaffen hat und in dem der Rektor der größten Universität der 
Bundesrepublik anklagend darauf hinweist, daß es noch 44 Jahre dauern 
würde, bis die Zerstörungen des letzten Krieges überwunden sind, wenn 
die Förderung so wie zur Zeit weitergeht? In wenigen Jahren bereits 
wird sich erweisen, wie verhängnisvoll sich diese Politik für unsere Zu
kunft und für unsere Sicherheit auswirken wird. 

Dann werden wir veraltete und unbrauchbare Atomraketen haben. Die 
Menschen aber, die im nichtmilitärischen Raum Träger unserer Kraft 
sein könnten, werden fehlen. (Beifall.) 
Wir dürfen daher nicht müde werden, diese Politik des Versagens anzu
klag~n und unser Volk zur Einsicht aufzurufen. 

Die deutsche Sozialdemokratie trägt ein volles Maß der Verantwortung. 
Sie trägt sie auch dafür, daß die Kraft des europäischen Sozialismus neu 
geweckt und auf seine oft verkannten Ziele hingelenkt wird. 

Die Auseinandersetzung der deutschen Politik wird auf die Haltung der 
Sozialisten in anderen Ländern nicht ohne Wirkung bleiben. So nur wird 
auch die Auseinandersetzung mit dem Kommunismus „eine neue Note" 
bekommen. • 
Genosse Wehner hat gestern sehr stark den offensiven Geist in der Aus
einandersetzung um das Problem der Wiedervereini~ng angesprochen. 
Ich danke ihm, daß er das in einer solchen Klarheit get;m hat. Die 
Offensive in der Politik wird nur durchschlagen, wenn wir es fertig 
bringen, unser Volk mit dem Geist der Demokratie zu erfüllen und wenn 
wir die guten Argumente des demokratischen Sozialismus so beherrschen, 
daß wir sie der starren und angelernten demokratischen Dialektik des 
Kommunismus überlegen gegenüberstellen können. (Lebhafter Beifall.) 

Manchmal habe ich den Eindruck, als zögen wir uns vor solchen Ausein
andersetzungen zurück, als unterhielten wir uns am liebsten unter uns 
selbst. (Sehr richtig!-Rufe.) Wir sollten keine Hemmungen haben, mit 
den Kommunisten auch einmal eine Nacht zu diskutieren. Ich habe das 
öfter getan. (Lebhafter Beifall.) Am Schluß, Genossen, sind wir bei dem 
Vorstellungsbereich dessen angelangt, wo der Mensch im Mittelpunkt 
steht. Der Kommunismus ist ad absurdum zu führen. Er kann sich am 
Schluß nur auf die Entschließung seines letzten Parteitags hinausreden. 
(Lebhafter Beifall.) Wo es um die letzten Fragen des Sozialismus geht, ist 
er von ~inem Sozialdemokraten zu schlagen. (Lebhafter Beifall.) 

Wir müssen das sehr gut unterscheiden von dem Versuch, dem ständigen 
Versuch des Kommunismus, uns sozusagen zu unterwandern, Genossen! 
Aber ich habe kürzlich einem Kommunisten gesagt: Gebt mir die Chance, 
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nach Leipzig zu gehen und über den demokratischen Sozialismus zu 
sprechen, und ich werde hinfahren! (Lebhafter Beifall.) 
Wir müssen sie zur Auseinandersetzung herausfordern, denn den Sozia
lismus, der in die Zukunft weist, vertreten nicht sie, sondern den ver
treten wir. Aber, Genossen, eines ist eine Einschränkung: wir müssen 
wissen, was demokratischer Sozialismus ist. (Sehr richtig!) 
Wir müssen ihn selbst zu Ende gedacht haben; wir müssen uns die Fra
gen alle vorgelegt haben in einer geistigen Unruhe um die Antwort. Wir 
müssen aus überzeugung zu argumentieren verstehen; dann werden wir 
überlegen sein. ' 
So komme ich zu gewissen praktischen Konsequenzen unserer Politik: 
1. stelle ich nochmals, um Mißverständnisse auszuschließen, in den Vor
dergrund: Kein Nachlassen im Kampf um materielle und soziale Rechte 
für alle Arbeitenden, nicht aus Selbstzweck, sondern mit der höheren Be
gründung, daß die überwindung der materiellen Not eine Voraussetzung 
der natürlichen Aufwärtsentwicklung des Mensch~n ist. 
2. das unablässige Bemühen, aus dem formalen Rechtsstaat einen Kultur
staat zu machen. Die auf allgemein verbindlichen und sittlichen Wert
setzungen beruhende Gesellschaft müssen wir wollen, indem jeder Bür
ger die Möglichkeit erhält, unabhängig von seiner finanziellen und 
sozialen Situation jenes Maß an Bildung zu erwerben, das seinen Fähig
keiten entspricht und das ihn in den Stand versetzt, selbst und mitver
antwortlich in einer Gemeinschaft zu handeln. 
3. Die Entwicklung eines deutschen Programms im Hinblick auf ,eine 
Erziehungs- und Bildungsleistung der ganzen Nation, einer Leistung, die 
den Erfordernissen unserer Ze!it entspricht, d. h. Förderung der Wissen
schaft, Forschung und Nachwuchs auf allen Gebieten, besonders aber 
verstärktes Bemühen um die Ausweitung des Wissens v<ftn Menschen und 
der Gesellschaft. 
Die SPD muß größtes Interesse an den Arbeiten des Deutschen Wissen
schaftsrates nehmen, der ja schließlich auf ihr Betreiben zustande kam. 
Die jährliche Erstellung eines Bedarfsplanes für alle wissenschaftlichen 
und erzieherischen Anstrengungen in Bund und Ländern muß erreicht 
werden: Wir müssen in allen Ländern und im Bund der Haushaltspolitik 
der Gegenseite eine klare Haushaltslin!ie unserer Zielvorstellungen gegen
überstellen. 
4. Engere persönliche Kontakte zwischen Wissenschaft und Politik zum 
Zwecke der Erörterung gesellschaftspolitischer Fragen. Nicht jeder, der 
hier nun Wissenschaftler ist, sollte vorher in die SPD eintreten müssen, 
bis er uns seine Wissenschaft vortragen kann. (Beifall.) 
Es interessiert mich nicht in erster Linie, ob das ein sozialdemokratischer 
Gelehrter ist. Ich muß imstande sein, mir den Wissenschaftler anzuhören; 
denn, Genossen, es gibt in diesem Sinne ja keine sozialdemokratische Wis
senschaft; es gibt nur eine freie Wissenschaft! (Lebhafter Beifall.) 
Wir aber müssen aus der wissenschaftlichen Erkenntnis lernen. Damit 
geheri wir zu den Quellen unserer Kraft zurück: ,,Die Verbindung von 
Wissenschaft und Arbeitern" - wie Lassalle sagte --, ,,in deren eher
nen Armen sie alle Kulturhindernisse erdrücken werden." Ist das nicht 
modern? Ist das nicht Zielsetzung? Liegt darüber der Staub von hundert 
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Jahren? Das ist der Glanz eines Programms, der Mittelpunkt einer Politik. 
(Lebhafter Beifall.) , 
Daher brauchen wir geistige Unruhe, und wir sollen sie wirken lassen m 
uns, Genossen. Wenn wir aufhören, innerlich den Zweifel mit uns herum
zutragen, dann sind wir satt und fertig, und dann haben wir nichts mehr 
zu tun. Das ist es doch. Wenn wir heute, Genossinnen und Genossen, die 
Bewegung um den Atomtod betrachten - ich habe mir die Mühe ge
nommen, mit einer Reihe dieser Männer zu sprechen - : Sie haben nicht 
Angst, weil sie vielleicht persönlich dabei ums Leben kommen. Ein 
Schriftsteller, der heute arbeitet, ein Künstler, der schafft, der spürt, daß 
in dieser Zeit mit diesem Atom etwas in die Welt getreten ist, was er 
nicht zu erklären, nicht zu bewältigen vermag. Er sucht nach einer neuen 
Form der gesellschaftlichen Ordnung des Lebens, gerade als Künstler, 
und da fängt er an, die Politik zu entdecken! 
Hier ist der Raum der Ausweitung. Es müßte also erreicht werden, daß 
aus der Bewegung gegen den Atomtod die große Geistesbewegung für das 
Leben wird und das heißt die Bewegung für die Schaffung einer neuen 
gesellschaftlichen Ordnung. 
In diesen Tagen demonstriere"n an den großen Universitäten Tausende 
von Studenten. Heute früh gingen die Nachrichten darüber durch die 
Presse. Das sind nicht alles Sozialdemokraten, beileibe nicht, aber es sind 
iin Bewegung geratene junge Menschen aus deµi Bereich der Intelligenz. 
Wenn diese Bewegung irgendeine Zielsetzung haben kann, dann doch nur 
die, daß sie in den politischen Raum hinwirkt, und, Genossen, diese 
Wirksamkeit aufzunehmen - darauf muß die Sozialdemokratische Partei 
vorbereitet sein (Beifall.), d. h.: sie muß versteb,_en, sie muß die Herzen 
und Hirne weit aufmachen, und sie muß langsam und erzieherisch auch 
in der Richtung der politischen Bildung in diesen Kreisen wirken. Ver
suchen wir nicht gleich, mit der Aufnahmekarte hintennachzugehen! 
Machen wir sie erst zu Menschen, die das Bewußtsein in sich aufnehmen, 
daß Politik ihr Schicksal ist! Dann werden sie den Weg von selbst weiter
gehen, und sie werden den richtigen finden. Darum, Genossen, kommt es 
darauf an, daß die Träger der Partei die geistige Auseinandersetzung 
wollen, daß wir uns nicht mit einigen Entschließungen begnügen, son
dern daß wir von hier aus diese Unruhe in uns und über uns hinaus 
weitertragen. 
Ein Sozialist, der heute nicht beunruhigt des nachts gelegentlich auf
wacht und sich fragt: Wohin geht die Partei? Genossen, der ist nicht be
rufen zur Führung in dieser Partei! (Lebhafter Beifall.) 
5. Daher muß auch die Entwicklung einer möglichst zusammenhängen
den Politik, einer Kulturpolitik in allen Parlamenten erreicht werden. 
Wir haben diese Chancen bisher nicht ausgenützt. Wir haben nicht in 
alleq Landtagen dieselben Probleme zur Diskussion gestellt - denn dort 
wird die Kulturpolitik mitberaten und entschieden ~, wir haben noch 
nicht die volle Offensive entwickeln können, die meiner Ansicht nach der 
Bundesregierung erheblich zusetzen würde. 
Bleiben wir daher nicht im Negativen, in der Ablehnung der Atomrüstung 
hängen, sondern entwickeln wir das Programm einer Kulturpolitik in den 
Parlamenten und schauen wir, daß wir die geeigneten Vertreter an die 
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Podien der Parlamente bringen, Menschen, die mit Überzeugung und 
Leidenschaft diese Auffassungen zu vertreten imstande sind! Wir brau
chen daher eine bessere Koordinierung unserer Politik in den Landtagen 
mit der B!,lndestagsfraktion und dem Parteivorstand. (Lebhafter Beifall.) 
6. Wir brauchen ein wissenschaftliches Institut beim Parteivorstand, 
nicht, um dort selbst Wissenschaft im einzelnen zu betreiben, aber wir 
brauchen Männer, die als „Wünschelrutengänger" . - möchte ich sagen -
durch die Lande gehen, und die das wissenschaftliche Erkennen an die 
Partei heranbringen, damit es mitbestimmend sei bei den Entscheidun
gen, die wir zu treffen haben. (Sehr gut!-Rufe.) 
7. Dann brauchen wir eine verstärkte geistige Aktivität in der Partei. 
Die zweite industrielle Revolution war als Thema unseres Parteitages in 
München eine gute Sache. Es hat gut gewirkt und ist bei der Presse gut 
·angekommen. Aber, wo war die Auseinandersetzung draußen in der Par
tei? Wo ist die Auseinandersetzung mit der Problematik dieser Zeit? Ich 
bin ein viel zu schwergeprüfter Sozialdemokrat, um nicht zu wissen, daß 
auch wir uns in einem Prozeß befinden, und daß man diese Diskussionen 
nicht hervorzaubern kann. Aber ich glaube, wo sie sichtbar sind, müssen 
wir sie fördern. Damit ein Wort an uns selbst: Genossen, lesen, viel lesen, 
lernen und dann nachdenken, nachdenken, nachdenken, arbeiten an uns 
selbst. Das ist der entscheidende Punkt für unsere Kulturpolitik. (Leb
hafter, langanhaltender Beifall.) 
Jeder trägt die Verantwortung in sich selbst. Als ich an dieses Pult ging, 
habe ich mir gedacht, ob ich beginnen soll, etwa - sagen wir einmal -
Konzessionen an die Stunde zu machen, die Stunde, die überschattet ist 
von den Ereignissen in. Frankreich und Nordafrika, im Nahen Osten oder 
sonstwo. Jetzt komme ich mit meiner armseligen Kl,tlturpolitik. Dahinter 
sieht man die Lehrer, die Besoldungsordnung usw. (Heiterkeit.) ' 
Werden die Genossinnen und Genossen also diesen Übergang in diese 
etwas abgelegenen Gebiete des politischen Wirkens machen wollen? Ich 
habe das bewußt nicht an den Anfang gestellt. Jetzt muß ich es doch 
sagen: qut, die Ereignisse mögen dramatisch sein, es werden andere kom
men, gewaltigere vielleicht noch. Sie werden an dem, was ich sagte, für 
mich jedenfalls nichts ändern. (Sehr richtig! - Zustimmung.) 
Denn wenn wir morgen zur Entscheidung gerufen sind, müssen wir die 
Menschen haben, dann nützt uns kein Parteitagsbeschluß allein. Men
schen bilden sich langsam. Daher heißt es: den Willen besitzen, dieses 
Ziel, dieses sittliche Ziel des Sozialismus nie aus den Augen zu verlieren, 
auch wenn wir uns in einem Wellental befinden. Wir müssen voraus
denken können. Das kann man nicht von jedem Menschen verlangen; 
aber der demokratische Sozialist muß in seinem Denken die Zukunft um
fassen. Und wir werden auch die Stunde und die aktuelle Situation der 
Politik, so primitiv sie sein mag, nicht bewältigen, wenn wir nicht auch 
die Zukunft zugleich einschließen, wenn wir nicht auch die Zukunft mei
stern wollen. 
Der Sozialismus ist eine Bewegung über Jahrhunderte. Das macht ihn 
groß. Ich lehne es ab, zu sagen: Seid fanatisch! - Fanatismus ist ein 
schlechter Berater; aber ich würde sagen: Seid leidenschaftlich, hängt euch 
leidenschaftlich an die Zielsetzungen des Sozialismus! 
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Die Grundgedanken, die ich hier vorgetragen habe, decken sich auch mit 
dem Antrag 205. Er ist eine Fortsetzung dessen, was in München mit der 
Entschließung 100 von der Partei akzeptiert worden ist. 
Ich komme zum Schluß: Es würde mir durchaus verständlich sein, wenn 
der eine oder andere Genosse meine Ausführungen als idealistisch an
sähe, als einen Strauß schöner, idealer Gedanken, und sagte: Das sind 
wir von ihm so gewöhnt; wir müßten ihn eigentlich zum Prediger 
machen. (Heiterkeit.) 
Aber, wenn es hier etwas zu diskutieren gibt - und ich wäre sehr dank
bar dafür -, wenn Mißverständnisse zu klären sind, so muß man sie 
klären. Wir brauchen die Diskussion. Nur durch sie kommen wir zu einem 
gemeinsamen und sicheren Handeln. Die Partei, in der wir dienen, darf 
nicht nur ein Kampfapparat sein; sie kann nicht nur bloßes Instrument 
der Politik sein. Sie muß ein lebendiger Organismus bleiben. Für viele 
von uns ist sie faktisch der Inhalt unseres Lebens und ein Stück unserer 
geistigen Heimat. 
Was ich in meinem Leben an Einsichten aufgenommen habe, habe ich 
durch die motorische Antriebskraft aufgenommen, die mir die sozia
listische Bewegung in ihren Zielvorstellungen gegeben hat. Insofern 
unterscheiden wir uns von jeder anderen Interessenpartei, Wir sind keine 
Ersatzreligions-Partei. Wir sind im Sinne der letzten Auslegungen aller 
Dinge des Menschen keine Weltanschauungspartei. Aber wir sind eine 
Gesinnungspartei, die auf unveräußerlichen Wertsetzungen ruht. (Leb
hafter Beifall.) 
In dieser Partei werden wir die Tradition einer kämpfenden Gemeinschaft 
bewahren, wenn wir immer wieder zum Ursprung unserer Bewegung 
zurückkehren und in einer verwirrenden Zeit jenen Zielen folgen, die in 
der Menschwerdung des Menschen ihren ewigen Ausdruck finden. (Star
ker, nicht endenwollender Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Das Wort hat jetzt Adolf Arndt. (Bei-
fall.) ' 

Dr. Adolf Arndt: Genossinnen und Genossen! Liebe Freunde! In kei
ner Stunde seiner Geschichte sah sich der Mensch so unmittelbar vor 
die Frage gestellt, ob er eine Zukunft noch zu erwarten hat. Angesichts 
dieser Gewißheit des Ungewissen könnte es sinnlos und weltfremd er
scheinen, sich jetzt um Kultur zu sorgen, da es doch um das bare Über
leben gehe. In der Tat sehen wir ein Bestreben unheimlich wachsen, · 
das let.zte Hoffen daran zu knüpfen, das Äußerste an Entfesselung von 
Vernichtungskräften zu erreichen, um sich durch den Schrecken zu er
halten oder, wenn auch der Schrecken versagt, den Verzicht auf Zukunft 
und die einzige Gemeinschaft zu wählen, die als Rest bliebe, die Gemein
samkeit im Untergang. 
Ich stimme Otto Stammer darin zu, daß - wie er in seiner Rede vom 
13. April dieses Jahres vor dem 15. Landesparteitag Berlin sagte - in 
der Tiefe hinter den Auseinandersetzungen um die atomare Ausrüstung 
die Entscheidung steht, zu welchen Gedanken vom Menschen man sich 
bekennt, so daß die Suche nach dem Selbstverständnis des Menschen, die 
nach Klarheit um seine Möglichkeit zur Kultur ringt, eine Frage nicht 
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des Wunschträumens oder der Müßigkeit, sondern eine Frage von un
mittelbarer Gegenwärtigk:eit ist. 
In dieser Sicht ist von Kultur in ihrem Zusammenhange mit Politik nicht 
allein in dem engeren Sinne zu sprechen, der unter Kulturpolitik den 
Einfluß auf das Erziehungswesen namentlich in den Schulen und die 
Förderung ·oder Pflege von Wissenschaft und Kunst begreift, vielmehr 
in einer umfassenden Weise von Kultur - wie es eben Waldemar von 
Knoeringen in seiner so begeisternden Art getan hat - als einer Art und 
Auszeichnung menschlichen Wirkens schlechthin, insbesondere in der Ge
samtheit des politischen und gesellschaftlichen Verhaltens. 
In dieser Ausweitung des Gesichtskreises soll keine Abwertung dessen 
liegen, was man herkömmlich Kulturpolitik nennt, die keineswegs mehr 
- um nochmals ein Wort von Otto Stammer aufzunehmen - als Blumen
stock nur zur Zierde im Hinterhof der Organisationen blühen darf. Die 
Sozialdemokratie ist sich der Kulturpolitik als Kernstück inmitten aller 
Politik bewußt, hat diese Erkenntnis auf dem Münchner Parteitag 1956 
bewährt und wird ihre Bemühungen um die Kulturpolitik noch verstär
ken. Allem, was Waldemar soeben an Forderungen und Folgerungen und 
Darlegungen vor uns in seiner so unnachahmlichen Art ausgebreitet hat, 
~ann ich ~eh da nur von ganzem Herzen anschließen. 
Ich meine jedoch, heute meinen Auftrag noch in etwas anderer Weise 
und weiter auffassen zu sollen - wenn auch nicht ohne Befangenheit 
vor diesem Wagnis und nicht ohne die Einsicht, daß ich nichts als den 
Versuch bieten kann, Ansätze zur Erörterung zu stellen. Aber der Ent
schluß des Münchner Parteitages, den Kampf aufzunehmen, um freiheit
liche Kultur höher zu entwickeln und Menschentum zu vertiefen, ge
bietet uns die Frage nach dem Menschen und nach seiner Kultur, eine 
Frage, die in jedem Satz des Entwurfs für ein neues Grundsatzprogramm 
enthalten ist, eine Frage, die als der Anfang am Beginn der sozialisti
schen Bewegung steht; ist doch diese Bewegung nach einem weltgeschicht
lich gewordenen Wort von Karl Marx aufgebrochen, um den Menschen 
von seiner Selbstentfremdung zu befreien. 
Unter freiheitlicher Kultur als einem auch politischen Ziel ist also weit 
mehr zu verstehen als das Erziehungs- und Ausbildungswesen - eine so 
mitentscheidende Voraussetzung und Leistung für die Kultur es auch 
ist -, freiheitliche Kultur ist eine Gestaltungsart des ganzen Lebens, 
insbesondere des gesellschaftlichen und staatlichen, somit des politischen 

· Daseins, und hebt dieses so gewonnene Dasein werthaft ab gegen das 
Kulturlose oder Barbarische oder Bestialische, das kein bloß ausgedachtes 
Gespenst ist, sondern das die Mörder unter uns gestern in den Marter
stätten der Konzentrationslager, heute im versklavenden Zwang der Ge
waltherrschaften verwirklichten und morgen im atomaren Krieg bewahr
heiten können. 
Das Leitwort, aus dem der demokratische Sozialismus erwuchs: daß es 
gelte, die Selbstentfremdung des Menschen zu überwinden, ging von der 
Entdeckung aus, daß in der damals gegebenen - und ich füge hinzu -, 
in der heute noch gegebenen Welt der Mensch sich nicht mehr selber 
gehöre, sondern enteignet sei, und erhob den Anspruch, jene Umwelt 
verändern zu wollen, um den Menschen aus einer Barbarei zu lösen und 
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gegen den Absturz in Barbarei zu sid1ern - den wirklichen, leiblichen, 
auf der festen, wohlgegründeten Erde stehenden, alle Naturkräfte aus
und einatmenden Menschen, wie der junge Marx einmal gesagt hat: Aber 
jenes Leitwort war und ist in die Formel einer Verneinung gefaßt, indem 
es gegen die Selbstentfremdung des Menschen aufrief - während die 
bejahende Antwort, auf welchen sich selber eigenen Menschen man zu
gehen solle, offen blieb oder vorausgesetzt wurde. 

Damals, im Zeichen einer Wissenschaftsgläubigkeit unter detr1 Einfluß des 
Aufstiegs der Naturwissenschaften meinte man noch, das, was das Eigent
liche des Menschen wäre, sei wissenschaftlich feststellbar. Man dachte, 
den wirklichen Menschen als das Ergebnis seiner eigenen Arbeit begrei
fen, sich eine Selbsterzeugung des Menschen oder ein Durchsichselbstsein 
des Menschen vorstellen zu können, eine Selbstmächtigkeit, aus der her
aus schließlich der Mensch für das eigentlich Wirkliche, das allein Wirk
liche gehalten wurde. Diese Deutung war beileibe nicht bloß eine Spielerei 
des Verstandes, sondern eine im Guten und im Bösen .geschichtswirkende 
Kraft, weil nichts weltbewegender sein kann als ein Gedanke; denn es gibt 
von diesem Gedanken des als -selbstmächtig feststellbaren Menschen nicht 
nur Entwicklungslinien zum Nihilismus und zu der - beides übrigens 
Marx durchaus fernliegenden - umwälzenden Behauptung von der reinen 
Geschichtlichkeit des Menschen, der reinen Geschichtlichkeit seiner Ein
richtungen, Ordnungen und Wertsetzungen, sondern dieser im vergangenen 
Jahrhundert gefaßte Gedanke der Selbstmächtigkeit des Menschen zeugte 
das explosive Politikum eines Menschen unserer Tage, der unermeßliche 
Naturkräfte entfesselt und der für sich in Anspruch nimmt, im atomaren 
Kriege auch seine eigene Sintflut veranstalten zu können und zu dürfen. 
Nichts wäre allerdings mehr ein Mißverständnis und eine Geschichtsklit
terung, als hieran Marx die Schuld zuzuschieben; - ist er doch der Warner 
vor der Gefahr der Barbarei als einer möglichen Wirklichkeit; ist es doch 
die Humanität, die als ein Grundwert sein ganzes Gedankengebäude 
durchdringt. (Beifall.)• 

Ich sage nichts Neues, wenn ich bemerke, daß die Vorstellung vom Men
schen, wie sie im vergangenen Jahrhundert zur Herrschaft kam, nicht 
mehr die unsere sein kann und nicht mehr die unsere ist. Ich würde 
nicht sagen, daß der Mensch ein anderer geworden sei. Die Frage, ob 
eine politische Partei Aussagen darüber, wer und wie der Mensch ist, zu 
machen berufen sein kann oder inwieweit der Inbegriff dieser Fragen 
über ihre Zuständigkeit zur Antwort hinausgreift, wird noch sorgfältiger 
Erwägung bedürfen. 

Aber soviel wil'.d in aller Vorsicht zunächst angemerkt werden dürfen, 
daß sich neue und veränderte Bewußtseinsinhalte der Menschen heraus
bildeten, daß sich die Menschen unserer Tage bewußt oder unbewußt 
einer ungeheuren und unheimlichen Unsicherheit und ihrer eigenen Un
berechenbarkeit als Menschen gegenübersehen und daß die von ihnen 
hervorgebrachte industrialisierte und bald automatisierte Gesellschaft 
eigentümliche und so bisher nicht bekannte Gefährdungen des Menschen 
mit sich brachte. Die industriellen Revolutionen haben das Gesellschafts
gefüge nicht einfacher, sondern schwieriger und vielfältiger gemacht. 
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Unserer Gesellschaft ist, wie Gerhard Weißer dargetan hat, eine von ihm 
als Gesetz bezeichnete Neigung, ein Gefälle zur wachsenden Organisa
tionsbedürftigkeit struktureigen geworden. Der zunehmende Organisa
tionsgrad der Gesellschaft schafft neue Abhängigkeiten, die von der noch 
überhängenden Gliederung in Klassen, die durchaus noch da sind, unab
hängig sind und deren Überwindung andauern wird. 

Diese Andeutungen mögen zur Erläuterung dafür genügen, daß - bei 
Ausklammerung der Frage, ob der Mensch ein anderer wurde und je ein 
anderer werden kann - jedenfalls andere Aufgaben ·und neue Gefahren 
ihm begegnen und verändernd auf sein Bewußtsein einwirken. Eine 
solche Zeitanalyse macht, worin wir Otto Stammer folgen müssen, Prin
zipien der Gesellschaftsordnung so existenznotwendig wie nur je. Prin
zipien finden heißt jedoch, Werte setzen oder Werte anerkennen. Das, 
was Kurt Schumacher die Wertaxiomatik nannte, wird damit ein Herz
schlagen des Programms, weil dieser Ursprung das Maß der Glaub
würdigkeit bildet, weil die Verständigung über das gesellschaftlich-poli
tische Selbstbewußtsein die Zukunft der industriellen Gesellschaft be
stimmt und weil das Programm allein so die Kraft einer allgemein ver
ständlichen Idee gewinnen kann. Hier entscheidet es sich, daß es auf die 
Gestaltung der Gesellschaft als einer Kultur-Gesellschaft und auf ihre 
Kultur-Staatlichkeit ankommt. 

Niemals ist es dem demokratischen Sozialismus allein um das leibliche 
Wohlergehen oder darum zu tun gewesen, den Menschen parteidoktrinär 
auf seine Diesseitigkeit zu beschränken, wenngleich man nicht hochmütig 
geringschätzen sollte, welche Last und welches Leid die Armut aufbürdet 
und nach einem von Kurt Schumacher aufgenommenen Wort Gandhis 
dem Armen auch im Brot Gott erscheint. 

Die Verschmelzung von Politik und Kultur vollendet sich also aus der 
Einsicht, daß die Struktur der menschlichen Gesellschaft und ihres Staats
wesens weder eine beliebige sein kann noch als unabwendbares Schicksal 
oder ein uns verfremdendes Gesetz hingenommen werden darf, sondern 
daß es uns verantwortlich aufgegeben ist, Gesellschaft und Staat als 
Gebilde menschlicher Kultur zu formen. Durch seine Möglichkeit zur 
Kultur begegnet der Mensch werktätig und ordnend der ihm vorgegebe
nen Natur und schafft sich eine die Natur überformende Welt, eine Welt 
5einer Kunst, die ihm allerdings nicht von selbst zu gelingen braucht, 
sondern die er zu verfehlen und dadurch die Natur und sich selber mit 
zu zerstören unaufhörlich in Gefahr ist. 

Zu dieser Möglichkeit des Kulturwerkes ist der Mensch befähigt durch 
die ihm allein eigene Gabe, von der Natur kraft seines Geistes Abstand 
zu nehmen. Unsere Dokumentationen in der Ziegenhainer Entschließung 
1947 oder in der von Kurt Schumacher mitgeprägten Kundgebung der 
Internationale 1951 gründen sich darauf, die Wirklichkeit des Geist~s an
zuerkennen. ·sie stehen in der Tradition der Reichstagsrede von Otto 
Wels am 23. ;März 1933, in der es heißt: ,,Wir deutschen Sozialdemokraten 
bekennen uns in dieser geschichtlichen Stunde feierlich zu den Grund
sätzen der Menschlichkeit und der Gerechtigkeit, der Freiheit und des 
Sozialismus. Kein Ermächtigungsgesetz gibt ihnen" - den Nationalsozia-
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listen - ,,die Macht, Ideen, die ewig und unzerstörbar sind, zu ver
nichten." (Beifall.) 
Das volle Gewicht dieser Erklärung wird erst ermessen, wenn man darin 
die Absage an eine bloße oder beliebige Geschichtlichkeit des Menschen
Daseins sieht. Denn ein Bekenntnis zu unabdingbaren Werten ist mit 
einer bedingungslosen und losgelösten Geschichtlichkeit des Menschen 
nicht zu vereinbaren. Diese Aussage von Otto Wels war nicht nur durch 
ihren sittlichen Mut ein geschichtsbildendes Zeugnis, sondern sie bezeich
net tief und weit darüber hinaus eine Wende, weil darin der Glaube an 
die Geschichte überwunden ist. 
Die so bewegende Entdeckung der Geschichtlichkeit des Menschen braucht 
ihre Bedeutung nicht dadurch einzubüßen, daß sie ihre Üb~rtreibung als 
eine „letzte Religion" verlor; es kann künftig die Geschichtlichkeit als 
eine Daseins-Weise des Menschen damit zusammengedacht werden, daß 
der Mensch nicht nur im Horizont der Geschichte lebt. 

Vielleicht erscheint es als eine Abirrung, vielleicht auch setze ich mich 
dem Mißverständnis aus, als wollte ich - was mir fernliegen muß -
den Menschen naturwissenschaftlich erklären. Aber es mag doch nicht 
unfruchtbar sein, sondern zur Erläuterung beitragen, auf merkwürdige 
Parallelen in anderen Denkbereichen hinzuweisen. Für die Entfaltung 
der Wissenschaften, die seit der Jahrhundertwende so umwälzend für 
unsere Umwelt waren, sind kennzeichnend die Entdeckung. von Konstan
ten - das Wirkungsquantum, die Lichtgeschwindigkeit und die kleinste 
Länge - und die Kopenhagener Deutung der Quanten~Theorie, daß ein 
und dieselbe Wirklichkeit in mehrfacher Form erscheinen kann, ohne 
gleichzeitig erkennbar zu sein, sondern im Wege der Ergänzung als Ein
heit zusammengedacht werden muß. Es wird so sein, daß künftig auch 
die Geschichtlichkeit der Daseinsweise des Menschen und konstante, un
bedingte Werte, die darin ihre Wirklichkeit erweisen, so im Wege der 
Ergänzung in eins gedacht werden können und müssen. 

Ja, wenn mir einen Augenblick noch ein das Politische übergreifender 
Ausblick erlaubt und nicht als Verstiegenheit zur Last gelegt wird, 
so mag zu erwägen sein, ob wir vor einer Zeit stehen, die nicht mehr 
sich im dualistischen oder alternativen Denken des Entweder - Oder 
verfängt, der entweder idealistischen oder - in einem ontologischen 
Sinn - materialistischen Welterklärung, des entweder Physischen oder 
Metaphysischen. 
Zu meiner Entschuldigung darf ich anführen, daß doch jedenfalls durch 
die Wandlungen im wissenschaftlichen Weltbild - die sich ja nicht nur 
in der Bedrohung durch die atomare Sprengkraft bis in das Leben eines 
jeden einzelnen auswirken - merklich oder unmerklich neue Bewußt
seins-Inhalte für alle entstehen, unter denen die Erkenntnis auch von 
politischer Tragweite ist, daß erstmals seit dem kopernikanischen Schock 
zwar keineswegs die Wissenschaft den Glauben beweisen könnte oder 
sollte, _ aber Wissenschaft und Glaube sich nicht mehr auszuschließen 
brauchen. 

Eine Partei, die einmal stolz war und mit Recht stolz war auf die Wis
senschaftlichkeit ihrer politischen Denkweise, wird heute weniger denn je 
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die Verbindung mit dem Ganzen der Wissenschaft preisgeben dürfen und 
es nicht mehr als unwissenschaftlich, utopisch oder im negativen Sinne 
bloß ideologieverdächtig ansehen dürfen, qaß sie sich zur Ewigkeit be
stimmter Ideen bekennt, wie es Otto Wels nannte, und wie es eben Wal
demar von Knoeringen bezeugt hat, oder daß sie die Einigung auf un
bedingte Werte zu Prinzipien für die von ihr als notwendig erstrebte 
Gesellschaftsgestaltung erhebt. Wie immer man die Gesellschaft :formen 
will - und das ist doch die Aufgabe einer politischen Partei und ins
besondere der auf eine grundlegende Veränderung der Gesellschafts
struktur abzielenden Sozialdemokratie -, kommt man nicht daran vor
bei, daß die Gestaltung der Gesellschaft ein~ Kulturleistung oder mit der 
Gefahr des Absturzes in Barbarei das Versäumen dieser Leistung und im 
Ergebnis dann Mangel an Kultur ist. (Beifall.) 

Die Frage nach der Kultur m:ündet jedoch in die Frage nach dem Men
schen, und die Frage nach dem Menschen vertieft sich zu der Frage, wie 
das menschliche Dasein lebenswert ist, also ob es Werte gibt und welche 
hier das Maß bilden. Man hat deshalb gefordert, die SozialdemoJ:eratie 
müsse Auskunft über ihr Menschenbild geben. Ich halte die Frage in 
dieser Fassung für falsch gestellt und das Schlagwort vom Menschen
bild nicht für gut. Das Gleichnis vom Bild ist irreführend. Es geht nicht 
um ein Bild als einen uns gegenüberstehenden und in sich geschlossenen 
Gegenstand. Es kann sich für eine politische Partei, die sich nicht ins 
Totalitäre verlieren und nach ihrem Maß den in seinem Selbstwert nicht 
meßbaren, den wirklichen und leibhaftigen Menschen nicht normen will, 
nicht um das Ganze des Menschen handeln. Worauf es ankommt, das sind 
einige bestimmte Gedanken, die eine Partei vom Menschen hegt, sein 
Verständnis aus politischer Sicht und allein aus dieser. Wenn vom Men
schen gesprochen wird, darf es nicht im begrifflichen Verstande eines ver
einheitlichten Menschen schlechthin geschehen, den es, gar nicht gibt. 
Die Erkenntnis von der Geschichtlichkeit menschlichen Lebens - das im 
Abstand von der Natur und im Einstehen für seine Aufgaben sich voll
zieht -, die eine durchaus wertvoll bleibende Erkenntnis ist, bedeutet 
zugleich die Unvertauschbarkeit und Unwiederholbarkeit im Dasein von 
Menschen. 

Daher ist sinnvoll vom Menschen die Rede allein im Blick auf die Da
sein wirklicher Menschen in ihrer Zeit, und von einer politischen Partei 
aus in der besonderen Sicht auf ihre gesellschaftliche Ordnungs-Aufgabe 
hin - mit Achtung vor der Persönlichkeit eines jeden Menschen, durch 
die Anderes, Tieferes und Höheres hindurchklingt, als das politische Ohr 
es vernehmen kann. 

Darin liegt sowohl die Warnung vor der Illusion, man könnte den Men
schen aus der Retorte, den Menschen aus einer Reißbrettkonstruktion 
seiner Umwelt linearisieren, als auch ebenso vor der Illusion, einen ein
seitig und verkürzt nur als gut oder nur als böse gedachten Menschen 
vorauszusetzen und gerade dadurch seine Gabe zur Freiheit, die , auch 
seine Möglichkeit zum Irren ist, zu verfehlen. 

Darum kann eine freiheitliche Partei nicht in dem Sinne Weltanschau
ungspartei sein, daß sie sich übernimmt, die Ftille menschlicher Lebens-
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regungen gleichzuschalten und nach dem Einheitsmaß einer all sein Tun 
und Lassen bestimmenden Regel ihn zu beherrschen, wie es der Kom
munismus versucht, von dem wir wie Tag und Nacht voneinander ge
trennt sind. 
Aber - auch ich möchte das noch einmal betonen - diese elementare 
Absage an den Kommunismus als Ideologie, wenn ich das im Anschluß 
an die Rede Herbert ·wehners einfügen darf, bedeutet nicht, daß Kom
munisten für uns aufhören könnten, in unseren Augen Menschen zu sein. 
(Beifall.) Für uns ist das Ringen mit dem Kommunismus keine Polizei
aktion, sondern ein Ringen um den Menschen (lebhafter Beifall) als eine 
Aufgabe unserer Kultur und ihrer Kraft. (Beifall.) 

Die Sozialdemokratie kann auch keine Partei bloßer Zweckmäßigkeit 
oder leeren Machtstrebens sein, sondern muß ihren Sinn in der Ge:. 
meinsamkeit politischer Überzeugung als eine Gesinnungsgemeinschaft 
finden, die sich in ihren Zielen auf die Wahrheit und die Wirklimkeit 
bestimmter Werte gründet, weil eine Verleugnung dieser Werte das Ge
lingen einer Gesellschaftskultur und einer Kulturstaatlichkeit unmöglich 
machen würde. Es genügt nicht mehr, als solche Werte namentlich Frei
heit und Gerechtigkeit zu nennen, seit diese Worte auch als leere For
meln und Tarnbegriffe mißbraucht wurden. Erforderlich wird sein, den 
für den demokratischen Sozialismus kennzeichnenden Freiheitsbegriff 
zu entwickeln und genauer zu sagen, wie die Freiheitlichkeit ist, die 
eine Gesellschaft und ihren Staat sozialistisch prägt. 

Dieser Freiheitsbegriff steht in unlösbarem Zusammenhang mit einem 
bestimmten Verständnis des Menschen: seiner Mündigkeit in Fragen 
dieser Welt. Dieser Freiheitsbegriff beschränkt sich nicht auf bloße Ab
wesenheit von Zwang; er isoliert und atomisiert den Menschen nicht, 
wodurch die Menschen zu Menschenpulver würden und sich in den 
neuen Abhängigkeiten verlieren müßten, denen die industrielle Gesell
schaft über die noch fortbestehende Klassenschichtung hinaus zuneigt. 

Der Freiheftsbegriff des demokratischen Sozialismus wurzelt in dem 
Verständnis des Menschen, daß es zu den sich ergänzenden Konstanten, 
den Dauerwerten im Dasein eines Menschen gehört, gesellschaftlich zu 
sein, also daß. der Mensch sich nur verwirklichen kann, indem er Ge
meinschaft bildet, und Gemeinschaft sich nur bewährt, indem sie den 
Menschen zu sich selber kommen läßt Dieser Freiheitsbegriff recht
fertigt sich aus dem Grundwert der Mitmensqhlichkeit und ist somit 
anders und mehr als eine bloße Möglichkeit im herkömmlichen Sinne 
des Liberalismus, für den es nicht wesentlich ist und war, welche Aus
sicht besteht, diese Möglichkeit zu ergreifen, sondern frei ist erst der 
Mensch, der gesellschaftlich in Wahrheit befähigt wird, seine Möglich
keit in eigener Verantwortung auch Wirklichkeit werden zu lassen. 
(Beifall.) 
Hierin zeigt sich, daß Gerechtigkeit nicht nur eine Bedingung der Frei
heit rst, sondern im sozialistischen Denken über den Menschen Freiheit 
und Gerechtigkeit mehrfache Formen ein und derselben Wirklichkeit 
sind. Diese Betrachtungen mögen anfangs sehr abstrakt erscheinen, sie 
können jedoch ais Kraft bis -ganz in das Konkrete hineinstrahlen. 
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Der Gedanke des in dieser Welt mündigen und sich durch die gemein
schaftsbildende Fähigkeit seines gesellschaftlichen Wesens verwirklichen
den Menschen ist nicht allein für den Kommunismus unvollziehbar, der 
deshalb immer wieder in Unmenschlichkeit verfällt, sondern was wir 
an Verzerrungen, Willkür und blinder Zufälligkeit mit der Gefahr wie
derkehrender Katastrophen in der nichtsozialistischen Gesellschaft be
obachten, findet eine seiner entscheidenden Ursachen in der fortgesetz
ten Entmündigung des Menschen. 

Was ist denn der Mißbrauch, den man mit dem Begriff - um ein ganz 
aktuelles Beispiel zu nennen - der repräsentativen Demokratie treibt, 
anderes, als daß man einen guten Gedanken dazu verfälscht, den Men
schen zu entmündigen, indem man ihm ansinnt, sich jeweils auf einige 
Jahre des eigenen Einflusses auf die politische Willensbildung zu be
geben und dafür autoritär handelnde Kommissare zu bestellen? (Leb
hafter Beifall.) 

Worauf gründet sich ~enn die Klassenbildung sonst, wenn nicht auf die 
Unterstellung, daß die Werktätigen, die man als Masse diskriminiert, 
unmündig seien, an der unverzehrbaren - weil für die Fortentwicklung 
und Ausweitung der Erzeugungsanlagen unentbehrlichen - Rate der 
Gütergewinnung teilzuhaben, so daß sich das Anlagevermögen in we
nigen Händen sammeln müsse? 

Der Gedanke, den Menschen als in dieser Welt mündig zu verstehen 
und es deshalb als eine Aufgabe der Gesellschaft zu betrachten, die 
Wirklichkeit so zu verändern, daß sich diese Mündigkeit bewähren 
kann, dieser Gedanke erkennt den Menschen, je mehr die gesellschaft
lichen Grundlagen für die Entfaltung seiner Mündigkeit geschaffen 
werden, auch als selbst- und mitverantwortlich an, aber dieser Ge
danke sagt nichts darüber, ob der Mensch gut oder böse ist, weil dieses 
Verständnis des Menschen von einem optimistischen Fortschrittsglauben 
wie von einem Pessimismus gleich weit entfernt ist, es zum Freiheits
begriff dieser Gestaltung vielmehr gehört, daß er das Erfordernis einer 
guten, einer dem Menschen gerecht werdenden Ordnung mitumfaßt. 
Dieser Gedanke der Mündigkeit des Menschen begrenzt nicht zuletzt die 
Zuständigkeit auch einer Partei, auch unserer Partei, die sich zum frei
heitlichen Sozialismus bekennt; denn auch die Partei ist nicht berufen, 
den Menschen zu .bevormunden. 

Eine Partei, die dem demokratischen Sozialismus verpflichtet ist, grün
det sich auf die Einigkeit über unbedingte Grundwerte, m;1d das heißt 
über bestimmte Gedanken zum Verständnis des Menschen, die in der 
Gestaltung der Gesellschaft und ihres Staates anerkannt werden und 
zu verwirklichen sind; aber die Partei kann um ihrer eigenen Freiheit
lichkeit willen nicht berufen sein, jenseits der gemeinsamen Überzeu
gung von ·der Notwendigkeit dieser Werte für eine freiheitlich-gerechte 
Ordnung und für eine Kulturstaatlichkeit nun eine verbindliche Lehre 
darüber zu entwickeln, aus welcher Philosophie oder aus welchem Glau
ben das Bekenntnis zu diesen Werten letztlich stammt. (Lebhafter Beifall.) 
Gehört zum Wesen der freiheitlichen und menschenwürdigen Gesellschaft 
die Glaubensfreiheit, so kann eine Partei ihr nicht entsprechen und 
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ihren Staat nicht mittragen, wenn sie sich der Unfreiheit im Glauben 
und im Denken verschrieben hätte, indem sie eine über die politische 
überzeugung hinausreichende Einförmigkeit der Unterwerfung unter 
dieselbe Weltanschauung oder die gleichen religiösen Dogmen gebieten 
würde. 
Es stört die politische Gesinnung,sgemeinschaft aus der Verpflichtung 
auf im Ergebnis übereinstimmende Werte nicht; nein, es schafft, es bil
det. es rechtfertigt sie erst, daß ein jeder für sich aus dem Eigenen sei
nes innersten Lebens in freier Verantwortung sich zu diesen für das 
Ordnen der Gesellschaft und das politische Urteil richtungweisenden 
Werten bekennt; ja, der Reichtum eines mitmenschlichen Verbunden
seins erblüht aus der Vielheit der Quellen, die uns die Freiheit des 
Geistes erschließt. (Beifall.) 

Soll das Wort von der Würde des Menschen nicht eitel Ideologie sein, 
hinter der sich nichts als red:;eliges und zu allermeist recht unbegrün
detes Selbstlob verbirgt oder gar eine Tarnung der groben Unordnung, 
an der unsere von Zufall, Willkür und unberechtigter Macht verstörte 
Gesellschaft krankt, soll also das Wort von der Würde des Menschen 
nicht bloß eine Ideologie sein, so wird es den Sinn haben, die Einmalig
keit eines jeden Menschen, seine nicht abwertbare Gleichberechtigung 
als Mensch, seine Personalität zum ersten Ausgangspunkt der Gesell
schaftsgestaltung anzunehmen. 

Aus welchem Ursprung sich diese Sicht des Menschen herleitet, ist eine 
letzte Gewissensentscheidung, die keiner fµr einen anderen stellvertretend 
vollziehen kann - aber jeder, der den Menschen so sieht, anerkennt die 
Fähigkeit zur gemeinschaftsl;lildenden mitmenschlichen Verständigung 
und muß es zum Prinzip seines politischen Handelns erheben, daß der 
Mensch sich nicht selber entfremdet werden, daß er nicht in unserer Zeit 
der neuen Abhängigkeit funktionalisiert werden, daß er nicht als Gegen
stand der Verfügbarkeit verdinglicht werden darf. 

In welchem Grade einer bestehenden Gesellschaft Wertgehalt an Gesell
schaftskultur zuzusprechen ist, entscheidet sich darin, ob und wie sie 
dieser mitmenschlichen Gleichberechtigung gerecht wird, und unsere 
klassengeschichtete, von Eliten-Ideologien durchsetzte, zu einem aus
beuterischen Ubermaß an Abhängigkeiten neigende und das Gewissen 
als lästige Störung verfemende Gesellschaftsordnung ist von dieser Kultur 
leider noch weit entfernt und bedarf deshalb ihrer V:eränderung im 
Grundsätzlichen. (Beifall.) 
Unter allen Entfremdungen des Menschen ist keine, die ihn so entmensch
licht wie die, deren Mittel darin besteht, Gewissenszwang zu ü):>en, eine 
Stellvertretung im Gewissen zu beanspruchen oder das Gewissen sogc\r 
gegen den Menschen zu kehren. Der Kern aller Kämpfe unserer Gegen
wart findet sich darin, daß Gewissensinhalte verketzert ·und verteufelt 
werden sollen. (Beüall.) 
Das geschieht durch die ideologische Verkehrung der Demokratie mit der 
Behauptung, die Repräsentation sei eine Stellvertretung im Gewissen, 
weil unpassende Gewissen einer obrigkeitsstaatlichen und absoluten 
Staatsräson oder Staatsautorität weichen müßten. Das geschieht durch 
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die falsche Konfessionalisierung der Politik, die dem Wähler durch 
ideologische Bindung die von ihm mündig zu entscheidenden Sachfragen 
verbirgt und die dem redlichen Zweifler trotz seines unverbrüchlichen 
Bekenntnisses zu den gemeinsamen Grundwerten die Gleichachtung als 
Mensch versagt. 

Wohl kann und soll das _Gewissen geweckt und gebildet werden. 

Der demokratische Sozialismus ist eine Bewegung, die keinesfalls im 
totalitären Sinne Weltanschauungspartei sein kann, sondern in ihrem 
Ethos aus der Freiheit des Geistes als politische Gesinnungsgemeinschaft 
in der Verpflichtung auf übereinstimmende Grundwerte lebt. Dieser 
demokratische Sozialismus hat in seinen Dokumentationen und in seiner 
Haltung die Aufgabe der Glaubensgemeinden, insbesondere der christ
lichen Kirch.en, bejaht und qejaht sie, von der Verkünd~g der ihnen 
offenbarten Glaubenswahrheiten her den Menschen ins Gewissen zu 
reden und die Gewissen der Gläubigen mitzuformen. Daraus folgt ein 
mittelbarer Einfluß auch auf das politische Leben, auf die politische Ge
sittung und die politische Kultur; wirken sich darin docli die Gewissen
haftigkeit der Sachentscheidungen und, wo es darauf ankommt, die Ge
wlissensentscheidungen des Menschen in der Welt aus. 

Im gesellschaftlichen und politischen Bereich, der zwar ein von den 
Grundwerten her auffindbarer und zu gestaltender Bereich ist, doch ein 
Bereich der gewissenhaft verschiedenen Entscheidungsmöglic;hkeiten, 
kann ein Mensch ohne Verletzung seines Gewissens und ohne Selbst
entfremdung durch Entmündigung nicht in seinem Gewissen und nicht in 
seiner Überzeugung vertreten werden. Ich persönlich meine, daß es -
schon gar nicht in einem konfessionell und weltanschaulich vielfältigen 
Volke und einer ebensolchen Welt - keine Politik und keine Partei geben 
kann, die als solche christldch ist, sondern nur politische Überzeugungen 
und Parteien, die einem Christen dieser oder jener Konfession möglich 
sind; allerdings gibt es - seien sie totalitär oder nihilistisch - auch Par
teien, die für einen Christen unmöglich sind, sowie, schlimmer noch, 
politische Entscheidungen, die es an Christlichkeit fehlen lassen, aber -
falls sie christlich etikettiert werden - die Glaubwürdigkeit des Glau
bens schmerzlich gefährden. (Lebhafter Beifall.) 

Die Ideologie einer Einheitspartei der Christen, die zwar abgestritten 
wird, aber mächtig die Wirklichkeit beherrscht, ist mit, der Mündigkeit 
des Menschen im Bereich des Weltlichen unvereinbar und ein schwerstes 
Hemmnis dafür, den politischen Gedanken der Demokratie sich bewahr
heiten zu lassen. (Lebhafter Beifall.) . 

Diese Ideolögie nährt sich von der falschen Alternative, daß der Mensch 
entweder gläubig sein müsse oder nur gleichgültig sein könne. Sie ist 
rückwärts gewandt und richtet sich gegen eine Ideologie des bürgerlichen 
Liberalismus, die in den Gedanken des demokratischen Sozialismus über
wunden ist. Für uns ist Freiheit nicht das Problem einer Ausklammerung 
vom Staat, der als Obrigkeit und Verwaltung mißverstanden wird; für 
uns ist Freiheitlichkeit eine gerechte, äer Mündigkeit des Menschen an
gemessene und in der Mitmenschlichkeit bewährte Struktur des Sozia
len, der auf Gleichberechtigung und Solidarität begründeten Gesellschaft. 
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Was den Weg in die Zukunft einer ihl'em innersten Wesen nach :freiheit
lichen Gesellschaftsordnung noch verlegt, ist, daß die vom Liberalismus 
aufgerissene Lücke der Beliebigkeit von- Vorgängen seelischer und gei
stiger Uberwältigung durch Ideologien ausgestopft ist, mittels derer 
unverantwortliche Machtgruppen Wunschbilder hervorrufen, um die 
Menschen zu funktionalisieren und zu manipulieren. So entstehen Span
nungen zwischen den als Zivilisationserzeugnissen selbsterzeugten Begier
den nach Wirtschaftswundern und den dadurch verdeckten Notwendig
keiten des Menschen, der nicht davon leben kann, daß er bloß Verbrau
cher einer freizeitfüllenden und ihn betäubenden oder von sich selber 
ablösenden Industrie des Kultur-Ersatzes ist, sondern der, um zu sich 
selber zu kommen und das Lebenswerte seines Daseins zu gewinnen, an 
der geistigen Welt und ihren wahren Werten mitschöpferisch teilhaben 
muß,. (Beüall.) 

Jene für die Produzenten einträglichen Ersatz-Erzeugnisse einer Schein
kultur, die man kaufen und genießen kann, treiben geradezu in die Flucht 
vor der Freiheit und in die unfruchtbare und verantwortungslose Zu
schauerhaltung, die ·schließlich noch beim eigenen Untergang meint zu
schauen zu können. 

Wir werden solange keine Demokratie werden, wie die Illusion andauert 
und gefördert wird, daß auch Politik bloß die Veranstaltung eines mehr 
oder minder erfreulichen, schließlich immerhin unter die Autorität eines 
Erzvater-Idols gestellten Schauspiels ist (Beifall), eines Schauspiels, das 
es ermöglicht, ohne Experimente und ohne Risiken Geschichte zu haben 
und zu konsumieren, statt geschichtlich zu sein und verantwortlich Ge
schichte zu machen. 

Noch nie ist die Mehrheit eines Volkes auf eine Weise 'übegedet worden, 
die - durch die Formel „Keine Experimente!" - nihilistischer weg
zauberte, daß Freiheit Wagnis ist. Dieses Wagnis dst allerdings p.icht der 
Übermut, die Menschen in einer ungeordneten Gesellschaft sich selber zu 
überlassen und an deren eigengesetzlichen - angeblich eigengesetzlichen 
- und seelenlosen Automatismus zu glauben. Automatdsmus ist •immer 
Unfreiheit und Unverantwortlichkeit. Denn in der Gesellschaft und somit 
auch in ihrem wirtschaftlichen Bereich. bewegt sich ndchts selbsttätig, was 
nicht entweder wir selber verantwortlich bewegen oder was nicht unver
antwortlich durch unsere Verdinglichung gegen uns bewegt wird. Dieses 
Wagnis zur Freiheit wird sinnvoll erst für den - durch die Verant
wortlichkeit für seine gesellschaftliche Ordnung - wirklich befähigt ge
machten Menschen, einen Menschen, der Geborgenheit und soziales An
sehen braucht, die man ihm durch das böse Mittel vorenthält, ihn mit 
Illusionen zu füttern, beispielsweise mit der Illusion falscher Sicherheit 
nach innen und außen, die sich nicht auf die Kraft des Geistes, auf die 
Kraft der Kultur zu gründen brauche, sondern die man sich durch Still
halten und die Technik der Vernichtungsmaschinen erkaufen und zulegen 
könne. 

Dieser Betrug mit Illusionen steht hinter einer Politik, die dem Volke 
einreden will, der Mensch könne - und notfalls müsse er - seine Seele 
nicht nur durch die Drohung mit atomarer Sprengkraft retten, denn - so 
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sagt man - die Vernichtung sei besser, als daß ein Volk zu toten Seelen 
würde. Dahinter verbirgt sich - wie bei allen leeren und entmündigen
den Ideologien - die Vorspiegelung eines falschen Entweder-Oder: ent
weder tot oder entmenscht und entseelt; entweder wehrhaft allein durch 
Maschinen oder willenlos in der Selbstpreisgabe. Lauter falsche Alter
nativen! (Beüall.) 
Dahinter verbirgt sich die Ideologie - ich will das mit aller Kraßheit 
aussprechen - einer Euthanasie ganzer Völker, ein Ungeist, der Teil von 
jenem Ungeist ist, der die mitmenschliche Beziehung auch in unserem 
Verhältnis zu den Deutschen jenseits des Eisernen Vorhangs leugnet. 
Deshalb propagiert man doch, jenen Deutschen dürfe auch wirtschaftlich 
nicht von uns geholfen werden, weil angeblich ihre Fesseln haltbarer, 
aber ihr Freiheitsbegehren schwächer würden, falls der äußere Mangel 
sie nicht mehr plage. Welch eine Menschenverachtung -enthüllt sich in 
der Behauptung, Menschen könnten ohne Sehnsucht nach Freiheitlichkeit, 
ohne Gerechtigkeit, ohne das unbändige Verlangen nach Kultur sich 
damit abfinden, satt zu sein! 

Gewiß haben auch wir als Sozialisten und als überlebende einer totali
tären Gewaltherrschaft keinerlei Anlaß, den Menschen zu idealisieren, 
statt uns in wacher Nüchternheit über seine Schwächen, seine Gefährdun
gen klar zu sein, die wir selber so unermeßliche Bestialität erfuhren; 
aber ein Ausgangspunkt unserer Gesinnungsgemeinschaft ist die Einigkeit 
in der t)berzeugung, daß keine Gewalt auf Erden stärker ist als der Geist 
und seine schöpferische Kraft (Beifall) und daß Kultur uns nicht ohne die 
Hingabe unserer Herzen geschenkt wird, doch der Durst nach Kultur als 
ein unstillbares Verlangen geweckt und gewollt werden kann, Kultur 
als Wertgehalt schöpferischen Menschenwerks, als sein Wertgehalt an 
Fruchtbarkeit und Güte für das Menschsein, insbesondere das mit
menschliche Zusammensein in der geordneten und gegliederten Gesell
schaft, als Wertgehalt durch Werkgerechtigkeit, durch geistige Redlichkeit 
und durch Gewissenhaftigkeit. Deshalb hat es seinen gerechtfertigten 
Sinn, in einer nicht nur übertragenen Bedeutung auch vom politischen 
Gewissen, vom sozialen Gewissen, vom wissenschaftlichen Gewissen und 
vom künstlerischen Gewissen zu reden, und vielleicht erscheint Kultur in 
der Verwirklichung solcher Freiheit, die den Menschen um seiner selbst 
willen wahrhaft befähigt, seinem erwachten und ihn zur Antwort rufen-
den Gewissen zu folgen. · 
Ob Politik Kulturwerk ist und ob einer Gesellschaftsstruktur Ordnungs
charakter und Gesellschaftskultur zuzusprechen ist, wird dadurch mit
entschieden, daß die b~stimmenden Parteien sich nicht allein die Förde
rung und Pflege de„ Schulwesens, der Wissenschaften und Künste im 
Rahmen der Kulturpolitik im engeren Sinne angelegen sein lassen - eine 
so entscheidend wichtige politische Frage das ist -, sondern daß eine 
Partei - der demokratische Sozialismus weiß dies als seine Lebensfrage 
- in ständiger Auseinandersetzung mit dem Geist bestehen und auf ihre 
Weise geistiger Ausdruck ihrer Zeit werden muß. (Beifall.) 

Ob Politik Kulturwerk oder ob Politik Verfall in Barbarei ist und ob 
eine Gesellschaftsgestaltung sich auf Gesellschaftskultur hinbewegt, er
weist sich an dem realen Beitrag, den sie im Dienst am Menschen um 
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seiner selbst willen zu seiner Verwirklichung leistet, die aus sozialisti
scher Sicht allein als Freiheitlichkeit aus gleichberechtigter und mit
menschlicher Gemeinschaft denkbar ist. 

Es ist an uns, daß die mitmenschliche Freiheitlichkeit in diesem Verständ
rus als die Vision einer zukünftigen Gesellschaftsgestaltung aus gemein
samer Verantwortung sich das Vertrauen einer allgemein verständlichen 
Idee erwirbt. (Starker, langanhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Nach einer 
verantwortlichen Entscheidung in Fragen der Wirtschaftspolitik haben 
wir nun Waldemar von Knoeringen und Adolf Arndt zu dem Themc>. 
Kulturpolitik - Kultur und Politik - gehört. Ich glaube, ich gebe die 
Empfindung des Parteitags richtig wieder, wenn ich zum Ausdruck: 
bringe, daß wir unseren beiden Freunden herzlichst danken für die 
Feierstunde, die sie uns bereitet haben. (Starker Beifall.) 

Lassen Sie mich noch zwei Bemerkungen machen; zunächst die eine: Ich 
glaube, wir haben in diesen beiden Stunden das beglückende Gefühl 
gehabt, Mitglied dieser Partei und Kämpfer in dieser Bewegung zu sein. 
(Beifall.) 
Und eine zweite Bemerkung: Es wäre gut gewesen, wenn an diesem 
Vormittag das Führerkorps unserer Gegner im Saale anwesend gewesen 
wäre. (Beifall.) Vielleicht hätte es eine Empfindung mitbekommen von der 
großen Verpflichtung, die wir alle in uns tragen, wenn wir in der SPD 
stehen und wenn wir im Volk um Vertrauen für diese politische Be
wegung werben. Genossinnen und Genossen, wenn man dann aus dem 
Saal hinausgegangen wäre und sich nicht gescheut hätte, die Diffamie
rungen der Sozialdemokratie fortzusetzen, dann hätten wir uns mit dem 
Bibelwort trösten müssen: Herr, vergib ihnen, denn sie wissen nicht, 
was sie tun! (Beifall.) 
Genossinnen und Genossen! Ich schlage vor, daß wir nun nicht um 
15 Uhr, sondern um 15.30 Uhr wieder beginnen, oder wünscht der 
Parteitag um 15.15 Uhr zu beginnen? (Zurufe: 15.30 Uhr!) 

Also 15.30 Uhr. Ich möchte dann mitteilen, daß ich um 15.30 Uhr eine 
Botschaft bekanntzugeben habe, die führende Persönlichkeiten des deut
schen Geisteslebens dem Parteitag übermittelt haben. 

Wir vertagen uns bis 15.30 Uhr. 

(Ende der Vormittagssitzung: 13.42 Uhr.) 

NACHMITTAGSSITZUNG 

(Wiederbeginn: 15.29 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Wir be
ginnen mit unseren Nachmittagsberatungen. - Ich bitte, Platz zu nehmen. 
Ich habe zunächst mitzuteilen, daß die Delegierten, die Namenskorrek-
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füren in dem vorgelegten Verzeichnis vorzunehmen wünschen, gebeten 
werden, das dem Büro hier mitzuteilen. Di'ese Mitteilungen müssen bis 
16.30 Uhr eingehen, weil dann die Korrekturen bearbeitet werden und 
eine Neuauflage erfolgt. 

Genossinnen und Genossen! Ich habe nunmehr Kenntnis zu geben von 
einer Botschaft, die uns zugeleitet worden ist. Ich bitte Sie, von dem 
Inhalt Kenntnis zu nehmen. 

Darf ich die Genossen bitten, Ihre Besprechungen aufzugeben oder sie 
draußen fortzusetzen? (Beifall.) 
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,,Ari den Parteitag der SPD: 

Die 33 Unterzeichneten, die nicht der SPD angehören, erwarten von 
Ihrem diesjährigen Parteitag, daß die Verantwortlichen dieser stärk
sten Oppositionspartei unerschrocken der atomaren Aufrüstung der 
Bundeswehr, die wir für moralisch verwerflich und illegal halten, 
entgegentreten: Unerschrock_en, unnachgiebig und unerbittlich. 

Unsere Ansicht in dieser entscheidenden Frage bleibt ohne Einiscllrän
kung diese: 

Eine atomare Aufrüstung der Bundesrepublik kann ihren ungeheuer
liehen ,Sinn' nur darin erblicken, den Angriff auf einen Gegner zu 
planen. Atomwaffen in den Händen deutscher Militärs sind eine un
verantwortliche und unzumutbare Bedrohung der Weltgegenwart. Ihre 
Anwendung bedeutet, in jedem Falle die Zerstörung der abendländi
schen Kultur, die Vernichtung unseres Erdteils. 

Allein der Gedanke an eine solche Anwendung ist satail!i.sdl; er steht 
in unbestreitbarem Widerspruch zu den religiösen Grundgesetzen 
jeder, nicht nur der christlichen Glaubensgemeinschaft." 
(Beifall.) 

„Den Namen eines Weltschöpfers mit dem Abwurf einer einzigen 
Atombombe in Verbindung zu bringen, -ist ein geistiges Verbreclieri. 
Wir erwarten von Ihnen, daß Sie jeden erdenklichen Widerstand 
leisten gegen eine atomare Aufrüstung. Hierzu gehört auch die be
dingungslose Achtung der Atomwaffen. Ebenso gilt es, die Voraus
setzungen einer solchen Aufrüstung zu beseitigen, nämlich die gefähr
lichste aller politi:schen Lügen, die Lüge von der bevorstehenden 
Aggression der Sowjetunion. Die Sowjetunion kennt die Folgen eines 
Angriffs mit thermonuklearen Waffen genau so gut wie •ihre ideologi
schen Gegner. Bei einem Angriff dürfte es keine Rolle mehr spielen, 
wer den befristeten Zeitvorsprung der ersten Atomzündung besitzt. 
Die Folgen sind allen Wissenschaftlern, aber offenbar den wenigsten 
Politikern klar: die totale Vernichtung des Angegriffenen wie des 
Angreifers. 

Eine Atomaufrüstung i:st daher für uns indiskutabel. Wir sind die 
Davongekommenen des Hitler.sehen Krieges und protestieren gegen 
jede Art von Kriegsvorbereitung, besonders auch der geistigen. Wir 
beschwören Sie, keine Ihrer nicht zu unterschätzenden Machtmöglich
keiten unversucht zu lassen, die atomax:e Aufrilistung zu verhindern, 



d. h: alles zu turi, das Verhängnis der auf uns zutreibenden totalen 
Katastrophe abzuwenden! 
Unterzeichner: Hans Henny Jahn, Ernst Kreuder, Stefan Andres, Ober
kirchenrat Kloppenburg, Prof. Wilhelm Maler, Erwin Piscator, Paul 
Schallück, Wolfgang Weyrauch, Dr. Jürgen Eggebrecht, Hans-Dieter 
Hüsch, Dr. Walter Mannzen, Dr. Harry Pross, Dr. Erich Kästner, 
Albrecht Goes, Dr. Kurt Kusenberg, Ilse Aichinger, Dr. Max Stefl, 
Arno Schmidt, Dr. Kadheinz Deschner, Dr. Wilhelm Lehmann, Prof. 
Will-Erich Peuckert, Hans-Werner Richter, Prof. Dr. Vogel, Axel 
Eggebrecht; Wolfgang Hildesheimer, Walter Kollwnhoff, Wilhelm 
Pferdekamp, Dr. Martin Kessel, Günther Eich, Wolfgang Koeppen, 
Alexander von Bernus, Prof. Dr. Bruno Snell, Rolf Schroers." 

(Lebhafter langanhaltender Beifall.) 
Wir danken diesen 33 Männern für ihr Bekenntnis und ihre Mahnung. 
Wir hoffen, daß die deutsche Öffentlichkeit von dieser Botschaft ge
bührend Kenntnis nimmt. 
Wir behandeln nun den Punkt 5 der Tagesordnung: Aufbau der Partei
organisation. Hier hat als Referent Alfred Nau zu berichten. 
Ich habe schon am Montag früh darauf aufmerksam gemacht, daß dann 
anschließend Max Kukil noch einen Bericht über die Arbeit der Organi
sationskommission gibt. Sie ist zwar noch nicht abgeschlossen, aber im 
Hinblick auf einige vorliegende Anträge ist es notwendig, diesen Zwi
schenbericht zu erstatten. 

Aufbau der Parteiorganisation 

Alfred Na u : Verehrte Gäste! Genossinnen und Genossen! Das Bild der 
modernen Massengesellschaft unterliegt einem ständigen Wandel, einem 
Wandel, dem auch selbstverständlich die Formen der Organisation der 
modernen Gesellschaft angepaßt sein müssen, wenn die Gesellschaft oder 
ihre Organisationen bestehen und Erfolg haben wollen. Dieser Anpas-
sungsprozeß - dem auch die deutsche Sozialdemokratie seit ihrem Beginn --r 
unterworfen ist - muß natürlich in Tempo und Ausmaß der Kontrolle, 
der Einsicht der Mitglieder ausgesetzt sein, wenn er nicht den Charakter 
und das Ziel der Organisation gefährden soll. Die Diskussion über die 
Gestaltung der Organisation -der Sozialdemokratischen Partei in ihrem 
Gesamtzusammenhang ist auf allen Ebenen seit langem im Gange. Die 
Diskussion ist durch den Ausgang der Bundeswahl intensiviert worden. 
So war es logisch, daß der Parteivorstand Ende Nov,ember vergangenen 
Jahres zwei Komrndssionen berief, die sich diesen speziellen Aufgaben 
gewidmet haben. 
Einer der beiden, der Achter-Kommission, wurde die Prüfung der all
gemeinen Probleme der Organisation übertragen, und =ar übertragen 
auf Grund der eingegangenen Vorschläge und kraft eigener- Sach
kenntnis. Der Vorsitzende dieser Kommission, Max Kukil, wird im An
schluß an meine Darlegungen über diese Arbeit berichten. Daraus ergibt 
sich zwangsläufig, daß das mir gestellte Thema - Aufbau der Organi
sation - sich im wesentlichen auf die Organisation der Partei spitze 
konzentrieren muß. 
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Aufbau und Organi,sation der Parteispitze war das Thema der Siebener
Kommission, der nachfolgend genannte Genossen angehören bzw. an
gehört haben: 

Erich Ollenhauer, 
Wilhelm Mellies, 
Fritz Erler, 
Waldemar von Knoeringen, 
Carlo Schmid, 
Herbert Wehner und 
Alfred Nau. 

Die Siebener-Kommission hat die Ergebnisse ihrer Arbeit Parteivorstand, 
Parteiausschuß und Kontrollkommission vorgelegt. 

Bevor ich die Vorscltläge der Siebener-Kommission im einzelnen ent
wickle und auch meine eigene, persönliche Meinung hierzu sage, gestattet 
mir bitte einige allgemeine Bemerkungen zu dem Problem, das man 
besonders nach der Bundestagswahl vom 15. September des vergangenen 
Jahres als „Reform der Parteispitze" zu bezeichnen pflegte. 

Die Enttäuschung darüber, daß wir am 15. September nicht das uns ge
steckte Ziel, die stärkste Partei der Bundesrepublik zu werden, erreich
ten, war und ist sehr groß. Diese Enttäuschung fand aber nicht nur in 
unseren eigenen Reihen, in zahlreichen Diskussionen in den Ortsvereinen, 
Unterbezirken und Bezirken ihren Ausdruck, sie spiegelte sich auch wider 
in den Zeitungen der Bundesrepublik, ja sogar in den Zeitungen des 
Auslandes. 

Nun, man hat uns in den Wochen und Monaten nach der Wahl viele Rat-
' schläge gegeben, und wenn wir ehrlich sind, dann müssen wir zugeben, 

daß sehr zahlreiche Ratschläge, die an uns gekommen sind, auch von 
solchen kamen, die nicht Sozialdemokraten sind, Ratschläge von Frauen 
und Männern, die diese aus tiefer Sorge um die Entwicklung der Demo
kratie vorgetragen haben. Ich möchte nicht versäumen, allen denen, die 
aus dies e n Motiven heraus an uns Kritik geübt haben und - vielleicht 
ganz offen ausgesprochen - sogar scharfe Kritik an uns übten, unser 
aller Dank dafür zu übermitteln. 

Unsere Probleme sind nicht nur Angelegenheiten der Partei. Sie sind bei 
der Bedeutung der Sozialdemokratie im Leben unseres Volkes Probleme 
der Gesamtheit. Deshall:> hat die Öffentlichkeit ein legitimes Recht zur 
DiSkussion ü b er die SPD. Diese Kritik in der Öffentlichkeit - und ich 
betone ausdrücklich, diese Kritik, die aus der Sorge um den Bestand der 
Demokratie kam -, war und ist uns Ansporn zugleich darauf, daß die 
Sozialdemokratische Partei in der öffentlichen Meinung der Welt heute 
einen Platz erobert hat, den ihr niemand mehr streitig machen kann, 
und das ist für uns ein großer Vertrauensbeweis, dessen wir uns auf 
alle Fälle würdig erweisen werden. 

Aber es gab auch Ratschläge jener, von denen man weiß, daß sie nichts 
lieber gesehen hätten, als eine SPD, die sich innerlich in fruchtlosen 
Debatten und oberflächlichen Diskussionen bekämpft. Ich glaube, Ge-
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nossinnen und Genossen, daß diejenigen, die sich einer solchen Illusion 
hingegeben haben, enttäuscht sind. Der Parteitag, den wir in diesen 
Tagen erleben, ist ein Beweis für die Geschlossenheit und auch für die 
Stärke der Partei. 

Dann gab es jene, die mit Argusaugen beobachteten, wie wir in unserer 
Partei Diskussionen führten. Manche Briefe, die uns erreichten, zeugen 
davon, wie sehr man einerseits hoffte und andererseits befürchtete, daß 
die SPD in dieser Diskussion einen Weg gehen würde, der ihr ihre 
ursprüngliche Kraft nehmen könnte. Es waren jene, die uns einreden 
wollten, wir müßten aufhören, eine Massenorganisation zu sein. Wir 
sollten eine Kaderpartei werden, eine Kaderpartei, eine politische 
Gruppe, die sich damit begnügt, eine Art Führungsgremium zu haben, 
das im kleinen Kreis eine bestimmte Politik festzulegen hat und diese 
Politik nach außen hin vertritt. Wahlen, so sagten sie, seien ja der Grad
messer dafür, ob dieses Führungsgremium richtig gehandelt habe. 

Nun, Genossinnen und Genossen, die Periode der Diskussion über den 
Komplex „Massenorganisation" war schnell abgeschlossen. Sehr bald 
bestand Übereinstimmung - von einigen Ausnahmen abgesehen - dar
über, daß die Sozialdemokratische Partei eine breite Mitgliederpartei 
ist, und ich möchte hier sagen, mit aller ])eutlichkeit sagen, auf alle 
Fälle eine breite Mitgliederpartei bleiben muß und bleiben wird. (Leb
hafter langanhaltender Beifall.) Und das nicht in erster Linie dieser 
Partei wegen, sondern der deutschen Demokratie wegen. Es gibt näm
lich außer der Sozialdemokratischen Partei keine politische Gruppe, in 
der jedes einzelne Mitglied, jeder Ortsverein, jeder Kreisverein, jeder 
Unterbezirk und jede Bezirksorganisation die eigene Meinungsbildung 
herbeiführt und in der die demokratische Willensbildung von unten nach 
oben in einer ständigen Gegenüberstellung verschiedener Meinungen 
erfolgt. 

Es gibt außerdem keine Partei, die, so wie unsere, ihre selbständige Poli
tik auf der Grundlage selbständiger Finanzierung aufbaut und die ihre 
völlige finanzielle Unabhängigkeit von allen Gruppen -- wie immer sie 
sich nennen - bewahrt hat und auch weiter bewa~ren wird. (Beifall.) 

Diese Unabhängigkeit unserer Partei ist gleichzeitig eines der entschei
dendsten Fundamente unserer deutschen Demokratie. Wenn die politi
schen Parteien ihre Unabhängigkeit verlieren, wenn sie nur zu Wähler
organisationen werden und sich damit begnügen, in sogenannten Füh
rungsgremien ihre Politik festzulegen, dann bekommen wir, schlicht und 
einfach gesagt, eine sogenannte Führerdemokratie, ähnlich wie wir sie 
in anderen Staaten kennengelernt haben, in denen sich gezeigt hat, daß 
das Volk, repräsentiert durch die politischen Parteien, die Entscheidungs
möglichkeit über die politische Willensbildung im Staat verliert. 

Wenn ich hier auf das demokratische Fundament unserer Organisation 
hinweise, dann deshalb, weil ich bei dieser Gelegenheit besonders denen 
danken möchte, die in jahrelanger, mühevoller Kleinarbeit Steinchen für 
Steinchen zusammentragen, um dieses große Gebäude der Organisation, 
das wir heute vor uns sehen, aufzubauen. Diese Männer und Frauen sind 
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es, die keine Mühe scheuten, die im Betrieb, in ihren Wohnbezirken, in 
den Mitgliederversammlungen, ja eigentlich immer zur Stelle sind, wenn 
es gilt, das Fundament der Partei und die Organisation zu festigen. Ich 
sage das hier und an dieser Stelle, weil in den Wochen nach dem 15. Sep
tember von draußen her, von versteckten, getarnten und offenen Gegnern 
oft genug in herabsetzender Geringschätzigkeit von diesen Funktionären 
und über diese Funktionäre geredet und geschrieben wurde. (Sehr wahr!) 
Funktionäre der SPD sind Vertrauensleute. Was wissen denn jene, die 
sich in einem verächtlichen Ton über die Funktionäre äußerten, über die 
fast 100 000 Frauen und Männer, die tagaus und tagein politische Arbeit 
verrichten? Was wissen denn jene über die Zehntausende von Hauskas
sierern, die Groschen für Groschen und Mark für Mark zusammentragen? 
(Starker Beifall.) 
Wenn man in einer bestimmten Gesellschaft sich erlaubt, den Beitrags
kassierer der SPD als den engstirnigen Funktionär und den Einsammler 
von Spenden bei Industrie und Wirtschaft, als den honorigen Syndikus 
zu bezeichnen, dann spricht daraus die ganze Borniertheit dieser Gesell
schaft. (Sehr gut! - Beifall.) Das idealistische Element der freiwilligen 
Arbeit hat für die deutsche Demokratie einen weitaus größeren Wert als 
jene Kräfte, die sich darauf spezialisiert haben, bei Wahlkämpfen mit 
einem Aufwand von mehr als hundert Millionen Materialschlachten zur 
Verwirrung der Wähler und Beschimpfung und Verleumdung politischer 
Gegner zu organisieren. 

Noch ein kurzes Wort zur Organisation: Der bisherige Verlauf des Par
teitages hat gezeigt, vor welch großen Aufgaben wir stehen, und wir 
wollen heute überlegungen darüber anstellen, wie wir das Instrument, 
mit dem wir arbeiten wollen und arbeiten müssen, noch wirkungsvoller 
und noch schlagkräftiger gestalten können. 

Die Organisation - auch das ist eine alte Weisheit - darf nicht Selbst
zweck sein. Sie ist das Mittel, mit dessen Hilfe wir unsere Politik, unsere 
politischen Vorstellungen in die Tat umsetzen wollen. Je schlagkräftiger 
dieses Instrument sein wird, je geschlossener und stärker die Organisa
tion ist, die wir schaffen und die wir weiter schaffen müssen, um so bes
ser wird es uns gelingen, all die Erwartungen zu erfüllen, die Freund 
und Feind an uns gerichtet haben. 

In der Parteidiskussion ist auch gesagt worden, die SPD solle aufhören, 
eine Arbeiterpartei zu sein, um eine Volkspartei zu werden. Ich halte 
persönlich schon die Ausgangsstellung dieser Frage für nicht richtig, ganz 
einfach deshalb, weil schließlich auch die Arbeit.er zum Volk gehören. 
Aber eine solche Diskussion ist nicht neu. Sie spielte in der Geschichte der 
Partei eine gewisse Rolle. Ich erinnere u. a. an den Gründungskongreß 
der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei in Eisenach, als August Bebel 
und Wilhelm Liebknecht sich heftig gegen den· Zusatznamen „Arbeiter
partei" im Titel der Partei erfolglos gewehrt haben. Aber das ist Ge
schichte. 

Jetzt kommt es auf die Gegenwart an. Unsere Gegenwartsaufgabe be
steht darin, Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß unter Beachtung der 
Veränderungen in der gesellschaftspolitischen Situation und unter Be-
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rücksichtigung der Wandlungen der soziologischen Struktur der Bevöl
kerung die politische und organisatorische Tätigkeit der Partei eine 
solche Wirksamkeit in der Öffentlichkeit erhält, daß auch andere Be
völkerungskreise angezogen werden, die wir brauchen, um die Mehrheit 
der Wähler für uns zu gewinnen. Aber hier möchte ich einfügen: Wie 
immer weit die Tore der Partei sich öffnen durch eine aufgeschlossene 
Politik, durch eine bewegliche Organisation - eines müßte dabei für 
allemal sichergestellt sein, und da berufe ich mich auf ein Wort von Kurt 
Schumacher: Die Arbeiter müssen immer die Hausmacht in dieser Partei 
darstellen. 

Damit komme ich zur Arbeit der Siebener-Kommission mit ihren Vor
schlägen für die Organisierung der Parteispitze. Die Kommission hat sich 
ihre Aufgabe nicht leicht gemacht. Nach langen Beratungen, darunter 
einer ganztägigen Klausur, legt sie dem Pprteitag die Ergebnisse ihrer 
Arbeit vor. Diese Resultate, die wir hier vorlegen, waren aber nur mög
lich, weil sich die Kommission in ihrer Tätigkeit auf die 'Diskussion der 
Partei im ganzen Land stützen konnte. In vielen Ortsvereinen und Unter
bezirken sind in eingehenden Untersuchungen wichtige und schätzens
werte Unterlagen erarbeitet worden, die eben für die Kommission außer
ordentlich wichtig und bedeutsam waren. Ich _möchte allen diesen Ge
nossen, die an dieser Arbeit draußen im Lande beteiligt waren, herzlichen 
Dank sagen, gleichzeitig im Namen der Genossen der Siebener-Kom
mission. 

Die von mir zu unterbreitenden Vorschläge der Kommission setzen sich 
nicht zusammen aus Mehrheits- oder Mindetheitsgutachten, sondern alle 
Beschlüsse, die gefaßt wurden, und alle Vorschläge sind einmütig und 
einstimmig erfolgt. Wkhtiger aber noch als diese Feststellung scheint mir 
die Tatsache zu sein, daß die Atmosphäre der Arbeit in dieser Kommis
sion sowohl vom Menschlichen als auch vom Politischen her eine außer
ordentlich gute war. 

Zunächst mußten in dieser Kommission zwei Grundsatzfragen geklärt 
werden. Die erste: Wer ist oberstes Organ für die Leitung der Partei 
zwischen zwei Parteitagen? Die Kommission fand für diese Frage sehr 
schnell und übereinstimmend die klare Antwort: der Parteivorstand. 
Die zweite: Soll ein Delegationsrecht in den Parteivorstand akzeptiert 
werden, das heißt soll ein Teil der Vorstandsmitglieder indirekt ge
wählt werden? Hier lag eine Anregung aus Bayern vor, die vorsah, daß 
aus jedem Land der Bundesrepublik eine bekannte Persönlichkeit, aus
gewählt durch Landeskonferenzen, in den Parteivorstand delegiert wird, 
so daß für elf Mitglieder der Parteitag nur ein Bestätigungsrecht haben 
sollte. Die Kommission kam nach Prüfung aller Argumente zur Ablehnung 
jedes Delegationsrechts. Die Wahl aller Vorstandsmitglieder muß auf 
dem Parteitag erfolgen. Dabei verkennt die Kommission k~ineswegs die 
Notwendigkeit der Heran2liehung von prominenten sozialdemokratischen 
PersönUchkeiten der Länderpolitik. Modifiziert ist dieser Gedanke beun 
Vorschlag für den Parteirat wieder aufgenommen worden. 

Und nun zum Parteivorstand: Zunächst zu dem Vorsitzenden und den 
stellvertretenden Vorsitzenden: Nach unserem Vorschlag sollen neben 
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dem Vorsitzenden zwei stellvertretende Vorsitzende gewählt werden. 
Beide Stellvertreter sind untereinander gleichberechtigt. Sie müssen 
direkt auf dem Parteitag gewählt werden. Wir sind der Meinung, daß 
die Absprache über Aufteilung und Begrenzung der Arbeitsgebiete intern 
mit dem Vorsitzenden zu erfolgen hat. Die Frage, welche Stellung und 
welche Position die beiden Stellvertreter in zentralen Parlamenten haben 
sollen, wurde eingehend erörtert. Die Kommission ist der Auffassung, 
daß gegen die Wahrnehmung eines parlamentarischen Mandats bei beiden 
Stellvertretern keine Bedenken bestehen. Es wird sogar zweckmäßig und 
vielleicht notwendig sein, daß einer der beiden Stellvertreter, der ein 
Mandat hat, Mitglied des Fraktionsvorstandes ist. Jedoch eine Personal
union zwischen den stellvertretenden Partei- und den stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden lehnt die Konunission ab. Eine solche Verbindung 
sollte sich auf den Parteivorsitzenden beschränken. Wir glauben, daß wir 
mit diesem Vorschlag in der Lage sind, eine breitere Spitzengruppe 
führender Sozialdemokraten der Öffentlichkeit sichtbar machen können, 
und ich meine, daß eine solche Lösung für die Partei erfolgreicher sein 
könnte. 

Die Tätigkeit von besoldeten Vorstandsmitgliedern ist ebenfalls ein
gehend beraten worden. Die Kommission hat sie als nützlich und not
wendig festgestellt. Maßgebend dafür war die Erkenntnis, daß im PV -
wie immer er personell zusammengesetzt ist - eine Gruppe von Vor
standsmitgliedern sein muß, die sich ganz auf die ihr übertragene 
politische und organisatorische Arbeit konzentrieren kann. Warum? Da
mit diese Mitglieder nicht noch daneben andere Tätigkeiten übernehmen, 
die ihre Kraft und Leistung zum Schaden der zentralen Arbeit absorbie
ren. Deshalb schlicht und kurz: Freistellung durch Besoldung. Und, liebe 
Freunde, wenn man das nicht tut, wenn wir diese Genossen mit ihren 
Aufgaben nicht durch ein Vertrauensvotum durch den Parteitag legiti
mieren, wird die sachliche Arbeit darunter leiden. Ich bin sogar davon 
überzeugt, daß gerade die Erfüllung bestimmter politischer und organi
satorischer Aufgaben durch freigestellte Vorstandsmitglieder uns vor der 
Gefahr der Schematisierung und der Bürokr.atisierung, ja auch vor einer 
verflachenden Routinierung weitaus stärker schützt als das für die Be
troffenen bequemere und sicherere sogenannte Anstellungsverhältnis. 
Denn diese Frauen und Männer müssen sich durch ihre persönliche Lei
stung bewähren und unterstehen regelmäßig auch bei Parteitagen der 
prüfenden und, wie ich persönlich hoffe, auch der läuternden Kritik 
durch die Delegierten. 

Nach unserem Vorschlag soll der Gesamtvorstand aus 33 Mitgliedern be
stehen, und zwar aus dem Vorsitzenden, den zwei stellvertretenden Vor
sitzenden, dem Kassierer, 25 unbesoldeten und 4 besoldeten Mitgliedern. 
Wir sind der Meinung, der Vorstand sollte nicht v~rkleinert werden, ein
fach deshalb nicht, weil wir sonst auf einen Teil von Persönlichkeiten 
verzichten müßten, auf den wir großen Wert legen. Um aber trotzdem 
den Partef vorstand beweglicher zu gestalten, soll zur Durchführung von 
Parteivorstandsbeschlüssen und zur laufenden politischen und organisato
rischen Geschäftsführung aus der Mitte des PV ein gescliäftsführender 
Vorstand, das Präsidium, gewählt werden. Dieses Gremium soll wöchent-
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lieh mindestens einmal zusammentreten. Wir sind davon überzeugt, daß 
die Führung der Partei dadurch handlungsfähiger und auch aktiver ge
macht werden kann. Diesem geschäftsführenden Vorstand sollten Genos
sen angehören, die auch im Blickpunkt der Öffentlichkeit., im Vorder
grund der politisch-parlamentarischen Auseinandersetzungen stehen, und 
Genossen, die mehr organisationspolitisch tätig sind. Die Kommission 
schlägt vor, daß im Präsidium die Zahl der unbesoldeten Mitglieder 
größer sein soll als die Zahl der besoldeten. 

Warum nun Wahl des geschäftsführenden Vorstandes durch den PV und 
nicht durch den Parteitag? Wir sind der Meinung, daß eine Wahl auf 
dem Parteitag die Gefahr in sich trägt, daß dieses Gremium - der ge
schäftsführende Vorstand - sich zu einer Art Übervorstand entwickelt 
und damit eine innere Aufspaltung des Gesamtvorstandes auf uns zu
kommen könnte. Theoretisch könnte eintreten, daß nach der Wahl der 
Mitglieder des Präsidiums durch den Parteitag bei Differenzen mit 
dem übrigen Vorstand die Mitglieder des engeren Vorstands sich auf ihr 
direktes Mandat durch den Parteitag berufen und daraus besonderes 
Recht herleiten. Das wäre falsch, und das wollten wir nicht. Das Präsi
dium erhält als ein Teil des Gesamtvorstandes seine Aufgaben durch
diesen zugewiesen. Bei der Wahl aus der Mitte des Vorstandes heraus 
darf nicht nur die entsprechende Qualifikation maßgebend sein, sondern 
darüber hinaus muß die Sicherheit vorhanden sein, daß diese in den 
geschäftsführenden Vorstand gewählten Vorstandsmitglieder auch die 
notwendige Zeit für die praktische Tätigkeit zur Verfügung haben. Wenn 
der Parteitag unseren Anregungen folgt, dann hat der Vorstand die 
Möglichkeit, während einer Wahlperiode auch Auswechslungen vorzuneh
men. Auswechslungen, die erforderlich werden könnten, wenn sich her
ausstellt, daß Mitglieder des Präsidiums durch neue Umstände - z. B. 
durch Berufung eines Mitglieds in ein Staatsamt - nicht mehr die er
forderliche Zeit für diese Arbeit haben. 

Die Kommission hat sich in diesem Zusammenhang mit einem Vorschlag 
befaßt, der verlangt., daß die Zahl der Mitglieder des Parteivorstandes, 
die ein Bundestagsmandat innehaben, ein Drittel der Gesamtzahl seiner 
Mitglieder nicht überschreitet. Wir halten eine solche ~chränkung für 
falsch. Die Delegierten sind in ihrer Entscheidung völlig frei. Sie sind 
frei in der Wahl. Aber eine Auflage, wie sie hier dem Wahlverfahren 
gegeben werden soll, scheint uns nicht gerechtfertigt zu sein und ist des
halb von der Kommission auch nicht akzeptiert worden. 

Noch ein Wort über den „Generalsekretär". Anregungen für die Schaf
fung eines Generalsekretärs sind nur vereinzelt gekommen. Die Kom
mission ist der Meinung, daß die Akzeptietung eines solchen Vorschlags 
weder -zweckmäßig noch nützlich ist Wir meinen im Gegenteil, damit 
würde die Gefahr der Bürokratisierung, die wir alle nicht wollen und 
die wir alle, jeder an seinem Plato:e, zu bekämpfen haben, noch verstärkt. 
Ich glaube, daß außerdem die Erfahrungen, die wir mit der Institution 
„Generalsekretär" in der internationalen Arbeiterbewegung gemacht 
haben, nicht gerade dazu ermutigen, dieses Beispiel in der Sozialdemo
kratischen Partei Deutslands zu wiederholen. 
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Nun, liebe Freunde, ein Wort zum Wahlverfahren des Gesamtvorstandes 
hier durch den Parteitag. Auch dazu liegt ein konkreter Vorschlag der 
Siebener-Kommission vor. Unser Vorschlag sieht vor, daß die Wahl in 
fünf Wahlgängen durchgeführt wird. Hintereinander sollen gewählt 
werden: 

Im 1. Wahlgang der Vorsitzende, 
im 2. Wahlgang die stellvertretenden Vorsitzenden; 
im 3. Wahlgang der Kassierer, 
im 4. Wahlgang die besoldeten Mitglieder des Parteivorstands und 
im 5. Wahlgang die unbesoldeten Mitglieder des Parteivorstandes. 

Hier eine Neuerung: Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen 
der stimmberechtigten Delegierten erhalten hat. Bisher hatten wir die 
-Regelung im Statut „mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen". 
Ich mache ausdrücklich darauf aufmerksam. 

Wir -halten dieses von uns vorgeschlagene Verfahren im Gegensatz zu 
anderen Vorschlägen, welche da:s Verfahren z. B. auf vier Wahlgänge be
schränken wollen, für zweckmäßig und notwendig. Für die Akzeptierung 
·unseres Vorschlags auf fünf Wahlgänge möchte ich folgende Gründe an
führen: 

1. Die Delegierten des Parteitags haben das Recht, vor ihrer Entscheidul}g 
zu wissen, wer von den zur Vorstandswahl kandidierenden Genossinnen 
und Genossen überhaupt bereit ist, das nicht ganz einfache Amt einer 
hauptamtlichen Tätigkeit im Vorstand aufsichzunehmen. 

2. Die Delegierten müssen vor Abgabe ihres Stimmzettels die Möglichkeit 
haben, die spezielle Qualifikation der für diese hauptamtliche Tätigkeit zu 
Wählenden zu beurteilen. (Beifall. - Zuruf: Bewerbung abgeben!) 

Ich möchte noch einen dritten Grund anführen, und zwar folgenden: Es 
kommt noch hinzu, liebe Freunde, daß der Parteivorstand und die Partei 
nach der Wahl nicht Gefahr laufen dürfen, daß für eine von unserem 
Standpunkt aus nach wie vor notwendige hauptamtliche Tätigkeit keine 
Vorstandsmitglieder zur Verfügung stehen. 

Aus allen diesen Erwägungen heraus und aus einer Reihe von Gründen, 
die ich in dem ganzen Katalog hier nicht aufführen möchte, sind Siebener
Kommission, Parteivorstand, Parteiausschuß und Kontroll-Kommission 
in ihrem Beschluß zu der Auffassung gekommen, daß die Wahl in fünf 
Wahlgängen nicht nur zweckmäßig, sondern auch notwendig ist. Es 
könnte uns passieren, daß bei einer Zusammenfassung des vierten und 
fünften Wahlgangs, wie es von einigen Bezirken gewünscht oder verlangt 
wurde, die Gefahr besteht, daß keiner der Gewählten bereit ist, das nicht 
ganz einfache Amt eines sogenannten Besoldeten aufsichzunehmen. 
Dann hätten wir eine Panne, die wir aus unserer Sicht heraus, aus allen 
politischen und organisatorischen Gründen, vermeiden wollen und nach 
meiner persönlichen Meinung auch vermeiden müssen. 

Für die notwendige 'Änderung des Statuts haben wir bei den Anträgen 
eine neue Formulierung für den § 17 vorgelegt. 
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Ein Wort zum Parteiausschuß. Die Beratungen um einen neuen Vorschlag 
für den Parteiausschuß haben die Kommission stark in Anspruch ge
nommen. Dabei sind wir davon ausgegangen, daß das seit Jahr und Tag 
bestehende Unbehagen der Parteiausschußmitglieder darüber, daß der PA 
sich oft vor vollendete Tatsachen gestellt sah, berechtigt ist. Es ist vor
gekommen, daß Mitglieder des PA auf dem We,ge zu Sitzungen entweder 
durch Radio- oder durch Zeitungsmeldungen erfuhren, was am Tage 
darauf noch zu beschließen oder zu bestätigen war. Und wenn einmal 
Alex Möller im Parteiausschuß diesem Unbehagen dadurch Ausdruck ver
lieh, daß er sagte, dt!r PA habe oft das Gefühl haben müssen, er sei 
nicht zu Beratungen, sondern zum Nachessen der politischen Erörterun
gen gekommen, dann ist das wohl in der Sache nicht ganz unberechtigt 
gewesen. 

Deshalb und auch aus anderen Gründen kamen wir zu der Übereinstim
mung, daß im' Gt!gensatz zu der bisherigen Gepflogenheit bei gemeinsamen 
Beratungen der Parteiausschuß nicht nach, sondern vor· den Sitzungen des 
Parteivorstandes tagt. (Beifall.) Praktisch bedeutet das, daß nach dem 
Parteitag die Sitz,ungen in genau umgekehrter Reihenfolge durchge
führt werden. 

Und nun zu den Einzelheiten: 

Als neue Bezeichnung wird „Parteirat" vorgeschlagen. Die Siebener
Kommission war der Meinung, daß die Zugehörigkeit zum Parteirat an 
bestimmte Funktionen auf der Bezirks- und Landesebene gebunden sein 
sollte. Dieser Grundsatz ist voh einer Reihe von Bezirken abgelehnt 
worden, und so haben wir, um eine Verständigung herbeizuführen, auf 
der gemeinsamen Sitzung der Beschlußgremien in Berlin am 3. und 
4. Maid. J. eine Lösung gefunden, die auch nach unserer Meinung einen 
vertretbaren Kompromiß darstellt. 

Danach setzt sich der Parteirat zusammen aus: 
1. den Vorsitzenden der Bezirke und weiteren von den Bezirks

vorständen zu wählenden Vertretern. Bezirke bis 20 000 Mitglieder 
wählen zusätzlich 1 Vertreter, bis 50 000 Mitglieder 2 Vertreter und 
darüber hinaus 3 Vertreter: 

2. den Vorsitzenden der Landesausschüsse bzw. Landesvorstände, wenn 
in einem Land mehrere selbständige Bezirke tätig sind; 

3. den Vorsitzenden der Landtagsfraktionen und 

4. den Ministerpräsidenten bzw. den stellv. Ministerpräsidenten der 
Länder. 

Ich gestehe dabei, daß die Mitgliedschaft der Vorsitzenden der Landtags
fraktionen und der sozialdemokratischen Ministerpräsidenten bzw. der 
Stellvertreter von einem Teil unserer Bezirke nicht gewünscht wurde. 
Aber angesichts der Aufgaben, die der Parteirat zu übernehmen hat, 
nämlich neben der Beratung des Parteivorstands bei wichtigen poli
tischen und organisatorischen Entscheidungen die Politik der Partei in 
Bund und Ländern aufeinander abzustimmen, ist die Zugehörigkeit der 
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Fraktionsvorsitzenden und der sozialdemokratischen Minister zum Partei
rat unerläßlich. Darauf haben wir uns auch geeinigt. Wir sind der Mei
nung, daß die Abstimmung in allen wichtigen Fragen zwischen der Partei:.. 
organisation und den sozialdemokratischen Ministern auf der Ebene des 
Parteirats noch wesentlich verbessert und verstärkt werden kann. Es ist 
allerdings richtig, daß daneben die Notwendigkeit besteht, in Bund und 
Ländern die Koordinierung der politischen Tätigkeit zusätzlich durch 
Länd·erkonferenzen durchzuführen, die sich dann mit speziellen Einzel
problemen zu beschäftigen habe!\_. Hier liegt ein Antrag von Hannover 
- Nr. 191 - vor, den wir noch später zur Annahme empfehlen werden. 

Eine andere Anregung, -die vorsieht, daß neben dem Parteirat ein Länder
beirat gebildet werden sollte, ist nach Auffassung der Kommission dµrch 
unseren neuen Vorschlag für den Parteirat und durch die Akzeptierung 
von Länderkonferenzen in gewisser Weise überholt. Allerdings sollten 
Länderkonferenzen, wie sie zweifellos notwendig werden, nicht beson
ders im Statut verankert werden. 

Wir sind während unserer Beratungen wiederholt von unseren Ge
nossinnen darauf aufmerksam gemacht worden, daß bei den neuen Vor
schlägen für Parteivorstand und Parteirat der Minderheitenschutz doch 
erhalten bleiben sollte. Wr haben dazu auch einen besonderen Antrag 
vorliegen. Dieser Ant11ag scheint mir überholt zu sein weil in unseren 
Vorschlägen die berechtigten Wünsche unserer weiblichen Mitglieder voll 
und ganz berücksichtigt wurden. Danach werden dem Parteirat minde
stens 12 Frauen angehören, während wir im Parteiauschuß bisher 11 
Frauen hatten. Die Gesamtzahl des Parteirats wird nach unserem Vor
schlag 55 betriagen. 

Unser Vorschlag für die neue Fassung des § 22 liegt ebenfalls dem Partei
tag als Antrag vor. Weitere Einzelheiten über den Katalog der Aufgaben 
und über die Formen der Einberufung sind niedergelegt in unseren An
trägen zu den §§ 22 und 23, so daß ich mir hier nähere Einzelheiten er
sparen kann. 

Die neue Zusammensetzung und zahlenmäßige Vergrößerung des Partei
rats hat die Siebener-Kommission veranlaßt, vorzuschlagen, daß der 
Parteirat mit beratender Stimme am Parteitag teilnimmt, das heißt, daß 
alle Mitglieder des Parteirats, die zum Parteitag gehören, die Möglichkeit 
und Fähigkeit haben; bei allen Fragen und Problemen in der Diskusision 
mitzuwirken. In dieser Sache ist in den Beratungen des Parteivorstandes 
und des Parteiausschusses noch eine Weiterung erfolgt. Wir sind insofern 
noch einen Schritt weitergegangen, als in Ergänzung unserer eigenen 
Anregung beschlossen wurde, dem Parteitag vorzuschlagen, daß auch der 
Teil der Bundestagsfraktion, der am Parteitag teilnimmt, ebenfalls nur 
beratende Funktion erhält. Wir halten diese Regelung für eine bessere 
Lösung, weil sonst das Verhältnis zwischen den- gewählten Delegierten 
der Organisation und den übrigen Teilnehmern sich ungünstig verschoben 
hätte. Wir sind deshalb der Auffassung, daß auf dem Parteitag neben den 
gewählten Delegierten der Ortsvereine und Unterbezirke nur die Mit-
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glieder der Körperschaften, die direkt auf dem Parteitag gewählt werden, 
ein Stimmrecht ausüben sollten. 

Noch weitgehender als die von uns vorgeschlagene Regelung zur Zu
sammensetzung des Parteitages sind VOTschläge, die der Kontrollkommis
sion und auch dem Parteivorstand das Stimmrecht nehmen wollen. Weder 
Siebener-Kommission noch Parteivorstand noch Parteiausschuß konnten 
sich dieser Auffassung anschließen. 

Bezüglich des Wunsches, die Zahl der Parteitagsdelegierten aus der 
Organisation auf 400 zu erhöhen, vertreten wir die Meinung, es sollte 
über die Zahl von 300 nicht hinausgegangen werden. Dementsprechend 
liegt eine Neufassung für den § 10 - Zusammensetzung des Partei
tages - vor. 
Ab.schließend zum Bericht der Arbeit der Siebener-Kommission darf ich 
noch darauf hinweisen, daß ein weiterer Antrag von uns vorliegt, der eine 
Neufassung des Abs. 2 des § 4 darstellt. Hier geht es nun um landes
politische Aufgaben. Angesprochen werden die Länder, in denen mehrere 
Bezirke tätjg sind. Uns geht es dabei datum, daß die vorhandenen landes
politischen Aufgaben tatsächlich durcli die Zusammenarbeit der Bezirke 
erfüllt und auch gelöst werden. Mit der vorliegenden Formulierung 
glauben wir, den Tatsachen stärker gerecht zu werden, als das kraft der 
alten Fassung möglich war. Ich möchte dabei ausdrücklich betonen, daß 
unser neuer Vorschlag durchaus die Möglichkeit zuläßt, daß die Richt
linien, die der Parteivorstand für die Arbeit der Landesausschüsse und 
-vorstände aufstellt, nicht die gegenwärtig in Kraft befindlchen sein 
müssen, im Gegenteil, es ist fast zwangsläufig, daß auf Grund der vor
liegenden Anträge der neue Parteivorstand nach Vorschlägen der hierzu 
berufenen Kommission eine Neufassung der Richtlinien beschließt. 

Die weitergehenden Anträge, die zum Teil Landesverbände mit organi
satorischen und allgemeinen politischen Aufgaben vorsehen, konnten 
nicht die Zustimmung der Parteigremien finden. Wir glauben, daß die 
von uns vorgeschlagene Formulierung für die Tätigkeit auf der Landes
ebene für diese Arbeit völlig ausreichend ist. 

Der Parteivorstand, die Kontrollkommission lind der Parteiausschuß 
haben sich in zwei Beratungen - Anfang März in Bonn und Anfang Mai 
in Berlin - mit den Vorschlägen der Siebener-Kommission zur Neu
organisation der Parteispitze beschäftigt. Nach ausführlichen Debatten 
sind diese Vorschläge von PV, KK und PA mit großer Mehrheit gebilligt 
worden, In Ausführung dieser Beschlüsse liegt ein gemeinsamer Antrag 
dieser Beschlußgremien für die Neufassung der §§ 4, 10, 17, 22, 23 und 24 
des Statuts vor. Der gemeinsame Antrag trägt die Nr. 198. Ich bin beauf
tragt, den Delegierten des Parteitages die Annahme dieses Antrags zu 
empfehlen. 

Wenn ich im Rahmen meines Berichtes über die Tätigkeit der Siebener
Kommission einige Worte über unsere Vorstellungen bezüglich der 
Schaffung einer wissenschaftlichen Abteilung an den Schluß stelle, dann 
will ich damit die besondere Bedeutung unterstreichen, die wir diesem 
Probl& beimessen. Wir sind der Meinung, daß die Errichtung einer 
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Forschungsstelle mit der Aufgabe, die wissenschaftlichen Grundlagen für 
die politischen und soziologischen Analysen zu erarbeiten, heute mehr 
denn je-notwendig ist. Wir haben uns in verschiedenen Gremien mit der 
Planung und der Vorbereitung einer solcheh Forschungsstelle beschäftigt. 
Wir haben dabei Untersuchungen angestellt, es sind Denkschriften ver
faßt worden, und wir haben uns über die Aufgaben, über die Position, 
über die Möglichkeiten, aber auch über die Kosten unterhalten. Es liegen 
eine Reihe von praktischen Erfahrungen vor. Ich denke dabei nicht nur 
an die Forschungsstelle, die vor 1933 unter Naphtali am Schiffbauer
damm in Berlin arbeitete, sonäern in erster Linie an die wissenschaft
lichen Institute der Labour Party in England und der Partij van der 
Arbeid in Amsterdam. Beide Forschungsstellen sind seit einer Reihe von 
Jahren tätig. So haben wir zum Beispiel auf Grund unserer Einladung 
am 9. Mai dieses Jahres Gelegenheit gehabt, den Leiter des Instituts der 
britischen Labour Party, den Genossen Ginsburg, und den Leiter der 
Forschungsstelle der Partij van der Arbeid, den Genossen Den Uyl, vor 
Mitgliedern des Parteivorstandes zu hören über Struktur und Arbeits
weise dieser Forschungsstellen sowie über die praktischen Erfahrungen. 
Ich muß sagen, es war für uns alle, die wir daran teilgenominen haben, 
so, daß wir den Eindruck gewinnen mußten, daß es eine nützliche und 
sehr aufschlußreiche Besprechung war. Wir sind auch sicher, daß daraus 
für uns selbst nützliche Konsequenzen gezogen werden können. An
gesichts der Bedeutung und des Umfanges ,des Problems sind unsere 
Beratungen darüber erklärlicherweise noch nicht zum Abschl-uß gekom
men. Ich bin aber überzeugt, daß der neue Parteivorstand sich sehr bald 
mit weiteren Einzelheiten beschäftigen wird und hoffentlich eine Ent
scheidung treffen kann, die unserer Arbeit neue Impulse gibt. 

Und zum Schluß: Genossinnen und Genossen! Ich habe zu Beginn meiner 
Darstellung über die Tätigkeit der Siebener-Kommission davon gespro
chen, daß diese Kommissionsarbeit nur möglich war, nachdem vorher 
wochen- und monatelang draußen in der Partei diskutiert wurde. So 
entstand das Ergebnis unserer Arbeit. Das Ergebnis dieser Arbeit ist 
aber nicht nur als Vorlage, sondern als geschlossenes Ganzes anzusehen, 
um die notwendigen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die Partei
spitze beweglicher und aktiver gestaltet wird. Dazu sind auch die von 
uns gewünschten Statutenänderungen notwendig. Es ist von unserem 
Standpunkt aus ein großangelegter Versuch, hier mit der Arbeit der 
Parteispitze wesentlich mehr als bisher politisch aktiv zu sein. Dazu 
sind - das ist nun einmal zwangsläufig - auch gewisse Änderungen in 
den Statuten notwendig. Es ist eine Änderung, wenn ich das sagen darf, 
des Grundgesetzes der Partei. Offen gesprochen, diese Änderung kann 
nur mit Zustimmung von zwei Dritteln aller Delegierten erreicht werden. 
Ich hoffe, ich bin nicht unbescheiden, wenn ich dem Wunsch Ausdruck 
verleihe, daß unser Antrag nicht nur die erforderliche Zweidrittelmehr
heit, sondern darüber hinaus eine so große Mehrheit erhält, daß auch 
daraus die Einheit, die Geschlossenheit des Willens des Parteitags, etwas 
konstruktiv Neues zu formen, eindeutig zum Ausdruck kommt. 

Und das Allerletzte: Man hat draußen genug davon gesprochen, daß es in 
der SPD Gegensätze gibt - Gegensätze und Meinungsverschiedenheiten. 
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Wer wollte das leugnen? Wir sind eine große und demokratische Organi
sation, von der es geradezu absurd wäre, anzunehmen, daß in ihr keine 
Meinungsverschiedenheiten Platz hätten. Das Entscheidende aber ist und 
bleibt, daß wir alle Fragen, die unterschiedlich beurteilt werden können, 
miteinander und nkht gegeneinander diskutieren. Und wir sollen und 
wollen nicht nur zusammen diskutieren; wir wollen und müssen auch die 
Zeit und Muße finden, daß die Menschen in der Organisation, die 
Männer und Frauen, die auf den verschiedensten Ebenen der Partei Ver
antwortung zu tragen haben, miteinander ins Gespräch kommei:i, einfach 
deshalb, weil ich an die Kraft des Gesprächs der Menschen untereinander, 
die ein gemeinsames Ziel haben, glaube. Und unsere Aufgabe ist und 
bleibt es, wo immer die A,uff,assungen voneinander abweichen, in freier 
und freundschaftlicher Aussprache eine Lösung zu finden, die nicht nur 
unserem politischen Wollen gerecht wird, sondern die Wirksamkeit der 
Partei in der Öffentlichkeit effektiver und erfolgreicher gestaltet. Und 
darauf kommt es an. 
Für die hinter uns liegende Zeit und für den Parteitag galt und gilt die 
Freiheit der Diskussion. Diese Diskussion über diesen Punkt wird am 
Schluß des Stuttgarter Kongresses zu einem gewissen Abschluß gelangt 
sein. Dann aber, liebe Genossinnen und Genossen, gilt wieder das große 
Wort von der Einheit der Aktion. 
Wenn am Freitag oder· Sonnabend unsere Freunde von Nordrhein-West
falen nach Hause fahren, stehen sie unmittelbar im Landtagswahlkampf. 
In den Bezirksorganisationen von Schleswig-Holstein, von Hessen, von 
Bayern und in Berlin werden die Vorbereittmgen für die Neuwahlen der 
Landtage dieser Länder auf Hochtouren kommen. Aber die erste Aus
einandersetzung ist in Nordrhein-Westfalen. Es ist eine wichtige Runde 
in der Abwehr des Versuchs der CDU, die Gleichschaltung der Landes
politik an den verhängnisvollen Adenauer-Kurs auf sogenanntem legalem 
Wege zu erreichen. Mögen die Ergebnisse des Parteitages wesentlich dazu 
beitragen, unseren Genossinnen und Genossen dort zu helfen. 
Je stärker und geschlossener die Partei aus diesem Parteitag hervorgeht, 
um so besser werden unsere Freunde in der Lage sein, den Kampf um 
den Erfolg, den wir alle wünschen, zu führen. 
Im Kampf um die deutschen Landtaget im Kampf gegen die Gleich
schaltung gilt für uns: ,,Einheit der Aktion!" (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Das Wort hat Genosse Max Kukil. 

Max Ku k i 1: Liebe Genossinnen! Liebe Genossen! Die Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung ist eingehend erforscht in der Richtung 
ihrer Entwicklung des geistigen und politischen Fortschritts. Ein Stief
kind der historischen Forschung ist die Organisationsform und das Organi
sationsleben, obwohl auf den Parteitagen der Sozialdemokratie schon vor 
1914 sehr ernsthaft um eine Reihe von Formen der Organisation ge
rungen wurde. 
Selbstverständlich kann die Organisation nicht isoliert betrachtet wer
den. Sie ist eng verbunden nicht nur mit der Art und det ~tufe der 
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Produktionsweise, sondern auch mit dem Gedankengehalt der Politik, 
der Bewegung. 
Sehr oft muß die veränderte Struktur, müssen auch veränderte politische 
Verhältnisse, auch solche, die uns aufgezwungen werden (siehe Sozialisten
ge.setz, siehe Vereinsgesetz im kaiserlichen Deutschland, siehe die Zeiten 
des Nationalsozialismus), eine neue Form der Organisation, der poli
tischen Verbindung untereinander schaffen. Da Organisationsformen mei
stens starrer sind als Ideologien, muß man aber auch hier den Mut haben, 
Anderungen vorzunehmen, freilich nicht um der Organisation willen. 
Man muß immer wieder Betrachtungen anstellen, ob der Entwicklung 
der gesellschaftlichen Struktur entsprechend sich auch die Organisation 
fortschrittlich entwickelt hat, damit sie immer ein Instrument bleibt, um 
das Wollen der Parei an die Menschen heranzubringen. Dazu diente auch 
die Arbeit, über die ich in der Form eines Zwischenberichts zu berichten 
habe. Ich bitte ausdrücklich, das Wort „Zwischenbericht" zU unter
streichen. 
Die auf Beschluß des Parteivorstandes am 20. November 1957 gebildete 
Kommission zur überprüfung der allgemeinen Organisationsprobleme 
hat die ihr gestellten Aufgaben ab Mitte Dezember 1957 in .Angrüf 
genommen. Wenn das Thema dieses Tagesordnungspunktes heißt „Au:fQau 
der Parteiorganisation", dann, glaube ich, wäre es falsch gewesen, wenn 
nicht auch über die Arbeit der Achter-Kommission, zumindest in der 
Form eines Zwischenberichts, hier berichtet worden wäre. Die Kommis
sion, '<ier angehörten: 

Luise Albertz, Willi Birkelbach, Franz Bögler, Egon Franke, F.ritz 
Heine, Fritz Ohlig, Karl Vittinghoff, Max Kukil, 

hat bis zum April 1958 eine Reihe von Sitzungen abgehalten. Als erstes 
wurde die Aufgabenstellung präzisiert. 

Aufgaben der Kommission waren und sind, zu prüfen: 

a) ob sich bei den Arbeiten dieser Kommission Informationen und 
Feststellungen in bezug auf die Spitze der Partei ergeben, die in den 
Zuständigkeitsbereich dieser Kommission fallen oder an die Siebener
Kommission abzugeben sind; 

b) ob die gegenwärtige Organisationsform, 

c) ob der gegenwärtige Organisationsaufbau, 

d) ob die gegenwärtige geographische Gliederung zw~mäßig ist; 

e) ob die geeignetste Form des Einsatzes hauptamtlicher Kräfte ge
funden ist; 

f) ob alle geeigneten Rationalisierungsmaßnahmen, auch die der moder
nen Bürotechnik, angewendet werden; 

g) ob Mängel und Unzulänglichkeiten in der Organisation und Propa
ganda vorhanden sind und ob und wie sie abgestellt werden können. 

Sodann hat die Kommission die Probleme einzeln und in ihrem Gesamt
zusammenhang behandelt. Dabei sind neben den seit dem 15. September 
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1957 bekannt gewordenen Meinungsäußerungen in der Partei eine Reihe 
von Unterlagen und Untersuchungen teils neu erarbeitet, teils wieder 
herangezogen worden. 
Darüber hinaus hat die Kommission versucht, durch Besprechungen mit 
Vertretern verschiedener Organisationsgliederungen, durch Auswertung 
der Erfahrungsberichte anderer Ausschüsse beim Parteivorstand, durch 
Beschaffung und Obersetzung von Unterlagen befreundeter ausländischer 
Organisationen und durch sonstige Rückfragen und Aussprachen ein 
möglichst umfassendes Bild der Probleme und Lösungsmöglichkeiten zu 
erhalten. 
Zu den Problemen, mit denen sich die Kommission in erster Linie be
schäftigt hat, gehören: 

Bezirke, 
Unterbezirke, 
Ortsvereine, 
Stützpunkte, 
Landesvorstände und -ausschüsse, 
Arbeitsgemeinschaften, 
Einzelmitgliedschaft, 
Organisationsprinzipien, 
allgemeine Fragen. 

Zu . der Mehrzahl dieser Probleme hat die Kommission ein Reihe von 
Empfehlungen einstimmig verabschiedet. Eine Anzahl weiterer Emp
fehlungen wurde durch Mehrheitsentscheidungen ebenfalls verab
schiedet. Alle vorgeschlagenen Empfehlungen wurden dem Parteivorstand 
zusammen mit den jeweiligen Minderheitsstellungnahmen zugeleitet. 

In der Kommission einstimmig verabschiedete Empfehlungen sind 
folgende: 
A) Bezirke 

1. Die Unterschiedlichkeit der Größe der Bezirke ist aus traditionellen, 
organisatorischen und anderen Gründen bedingt. Eine absolut gleiche 
Größenordnung ist nicht zu erzielen. Die gegenwärtig außerordentlich 
krassen Größenunterschiede (in Fläche, Einwohnerzahl, Mitgliederzahl, 
Wählerzahl, Zahl der Ortsvereine und Stützpunkte) werden jedoch von 
der Kommission als eine Fehlerquelle im organisatorischen Bereich an
gesehen. 

Die Kommission hält es für erforderlich, daß der Parteivorstand die Be
zirksabgrenzungen überprüft. Bei dieser Überprüfung sollten die Landes
grenzen, die gebietliche Größe, die wirtschaftlichen Gesichtspunkte und 
die finanzielle Leistungsfähigkeit berücksichtigt werden, um ein Höchst
maß an Arbeitsmöglichkeiten und die ideelle Unterstützung aller Einsatz
möglichkeiten durch die Vertrauensmänner zu erreichen. 
Die Kommission ist der Ansicht, daß bei der Durchführung dieser Maß
nahmen die Bezirke, auf längere Sicht gesehen, in der Lage sind, auch 
ohne Zuschüsse arbeitsfähig ihre Tätigkeit auszuüben. 
2. Die Verteilung der Beitragseinnahmen zwischen Bezirk (Unterbezirk) 
und Ortsverein ist in den einzelnen Gebieten höch&t unterschiedlich. 
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Die unterschiedliche Beitragsverteilung bei den einzelnen Bezirken macht 
eine einheitliche Regelung zwar schwierig, sie ist jedoch nach Ansicht 
der Kommission wenigstens annähernd möglich und anzustreben. 

Die Kommission empfiehlt, diesem Problem die erforderliche Aufmerk
samkeit zu widmen. 
3. Der n~ zum Teil vorhandene Finanzausgleich zwil.schen den Bezirken, den 
Unterbezirken und den Ortsvereineh ist nach Ansicht der Kommission 
eine der Quellen für mangelnde Wirksamkeit der Partei in verschiedenen 
geographischen Bereichen und auch auf vielen Arbeitsgebieten. Die Kom
mission empfiehlt, den Gedanken eines verbesserten Finanzausgleichs zu 
prüfen, geeignete Methoden auszuarbeiten und zu erproben. Dabei sollten 
die allgemeinen politischen Interessen und Schwerpunktfragen in den 
Bezirken besonders berüooichtigt werden . . Dies alles und diese vor
geschlagenen Maßnahmen dürfen kein Freibrief für mangelnde eigene 
Anstrengungen sein; 
4. Einige Bezirke sind zur Zeit aus Mangel an Mitteln nicht in der Lage, 
eine Erweiterung organisatorischer Maßnahmen und Aufgaben, wie zum 
Beispiel die Neueinrichtung von Unterbezirkssekretariaten, vorzunehmen. 
Einzelerfahrungen in verschiedenen Gebieten beweisen, daß es möglich 
ist, durch die Gewährung von Sta,l'lthilfen neue organisatorische Orts
vereine und Stützpunkte zu schaffen. Sie haben zur wesentlichen Ver
stärkung der Mitglieder- und Wählerzahl in diesen Gebieten geführt und 
sich nach gewisser Zeit als lebensfähig - auch in finanzieller Hinsicht -
erwiesen. 
Die Kommission schlägt vor, für die Jahre 1959 und 1960 einen Sonder
fonds „Starthilfen" zu schaffen. Mit Hilfe dieses Fonds sollen die Neu
einrichtungen von hauptamtlich besetzten Unterbezirkssekretari·aten und 
ähnliche Aufgaben in Bezirken gefördert werden, die zur Zeit dazu aus 
eigener Finanzkraft nicht in der La,ge sind. 
5. Die unterschiedliche Größe und Leistungsfähigkeit der einzelnen Be
zirke bringt es mit sich, daß nicht überall die Bezirksstufe organisatorisch 
und personell voll ausgebaut ist. 
Zur Erzielung der höchsten Leistungsfähigkeit auf der mittleren Ebene 
ist von der Aufgaben- und Personalseite her ein voll ausgebautes, jedoch 
nicht überbesetztes Bezirkssekretariat lebenswichtig und daher anzu
streben. 
Je nach Finanzlage müssen eventuell zwei Aufgabengebiete, zusammen
gefaßt werden. Würu;chenswert ist, jedes Bezirkssekretariat mit vier bis 
fünf hauptamtlichen Sekretären je nach Struktur und Größe der Bezirke 
zu besetzen. 
6. Die unterschiedliche Aufgabenstellung in den verschiedenen Bezi.rks
sekre'bariaien ist nach Ansicht der Kommission eine der Ursachen für 
Mängel in der politischen, organisatorischen und propagandistischen Wirk
samkeit der P·artei. Einige Bezi.Tkssekretariate führen Aufgaben durch, 
die in anderen dagegen als nicht zum Arbeitsbereich eines Bezirkssekre
tariats gehörend betrachtet werden. Zur Verbesserung der organisato
rischen Wirksamkeit empfiehlt die Kommission, ein einheitliches Auf
gabenschema für die Bezirke zu entwerfen und festzulegen. 
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Der Parteivorstand soll den Bezirksvorständen aufgeben, einen Geschäfts
verteilungsplan zu erstellen, damit die überwachunig und die Erledigung 
bestimmter Aufgaben durch Bezirksvorstandsmitglieder in der Hilfe
stellung für die hauptamtlichen Kräfte gesichert ist. 

B) Unterbezirke 

Diese Fr.age wurde diskutiert, aber noch nicht abschließend behandelt. 

C) Ortsvereine 
lt Die Ortsvereine sind in bezug auf Mitglieder-, Einwohner- und Wähler
zahl sehr unterschiedlich. Eine völlig einheitliche Aufgabenstellung ist 
daher unmöglich. Es gibt aber Mindesterfordem.isse für die erfolgreiche 
Bewältigung der Ortsvereinsarbeit, die zur Zeit nicht überall gegeben 
sind. Die Kommission schlägt dem Pairteivorstand vor, einen Plan für 
Arbeitsaufgaben der Ortsvereine und Ortsvereinsvorstände aufzustellen, 
der umreißt, was in diesem Organisationsrahmen an Aufgaben anfällt. 

2. Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, daß es in 'einer begrenzten Zahl 
von Orten Mitgliedersperren gegeben hat, für die keine sachliche Moti
vierung vorhanden war. Die Kommission lenkt die Aufmerksamkeit des 
Parteivorstandes· auf diese Tatsache, die es in einer Reihe von Fällen 
unmöglich gemacht hat, neue Kräfte fü.r eine aktive Arbeit in der Partei 
zu gewinnen. 

D) Stützpunkte 

1. Eine Überprüfung der vorhandenen Untertagen ergab, daß gegenüber 
den mehr als 7000 Ortsvereinen nur rund 370 Stützpunkte in der Bundes
republik gemeldet sind. Die Intensivierung der Stützpunktarbeit ist ndt
wendige Voraussetzung für die Verbesserung unserer Organisationsarbeit. 
Dabei sollten vier Punkte besonders beachtet werden: 

a) Stützpunkte sind keine OI"ganisationsgliederungen im Sinne des Orga
•nisationsstatuts, sondern Anlaufstellen für die Partei. 

b) Die größte Wirksamkeit können Stützpunkte entfalten, die vom Nach
barortsverein betreut werden. 

c) Es gibt aber auch Stützpunkte, die nur durch Postversand vom Bezirk 
oder Unterbezirk betreut werden. 

d) In Orten, in denen weder Ortsvereine noch Stützpunkte bestehen oder 
zu schaffen sind, sollten bei uns nahestehenden Organisationen An
schriften von Sympathisierenden beschafft werden. 

Die Kommission empfiehlt, Maßnahmen zur Förderung der Stützpunkt
ar~it in Angriff :z;u nehmen. 

E) Länder 
Landesvorstände bzw. Landesausschüsse sind keine Gliederungen der 
Organisati<~n. Die praktischen politischen Erfordernisse haben aber ihre 
Scha~ und ihren Ausbau unabdingbar gemacht. Die Kommission 
empfiehlt qem Parteivorstand, zur besseren Kool"dinierung der landes
politischen Aufgaben in einigen Ländern neue Richtlinien für die Gesamt':' 
partei zu verabschieden. 
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F) Auf der Ebene der Arbeitsgemeinschaften 

1. Die Arbeitsgemeinschaften in der SPD haben Funktionen von wach
sender Bedeutung. 
Sie sollen auf ihren speziellen Gebieten die Interessen der Partei in der 
Öffentlichkeit fördern und den Grundauffassungen der Partei stärkeren 
Einfluß in den einzelnen Gesellschaftsgruppen verschaffen. 

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß längst nicht alle Möglichkeiten 
ausgeschöpft sind. Manche Arbeitsgemeinschaften sind in gewissen Ge
bieten der Bundesrepublik nicht oder nur spärlich vertreten. 

Die Kommission empfiehlt, Arbeitsgemeinschaften stärker zu fördern und 
für einheitliche, umfassende Ausbreitung Sorge zu tragen. 

2. Eine Bestandserhebung über die jetzt tatsächlich bestehenden und 
aktiv wirkenden Arbeitsgemeinschaften ist erforderlich. Dabei ist zu 
unterscheiden, ob es sich um örtlich oder bezirklich eingesetzte Aus
schüsse handelt oder ·um „Arbeitsgemeinschaften", deren Tätigkeit und 
Aufgabenstellung denen wirklicher Arbeitsgemeinschaften entspricht. 

Die Kommission legt dem Parteivorstand eine Liste derjenigen Gruppen 
vor, die nach ihrer Ansicht zur Zeit Anspruch auf die Bezeichnung „Ar
beitsgemeinschaft" erheben können und gefördert werden sollen. 

3. Für die Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaften in der SPD sind vom 
Organisationsausschuß vor einiger Zeit Richtlinien festgelegt worden. 
Diese wurden von der Kommission überprüft und durch Abänderungs
vor.schläge erneut dem Parteivorstand unterbreitet. 

G) Einzelmitgliedschaft 
1. Es ist eine der wichtigsten Aufgaben unserer Partei, ständig die Zahl 
der Mitglieder und Vertrauenspersonen zu vergrößern. Dazu gehört eine 
ständige, systematisch vorbereitete Mitgliederwerbung, die erfreulicher
weise - was auch im- Jahresbericht angesprochen ist - in den meisten 
Bezirken erfolgreich durchgeführt wurde. 

2. Die Kommission empfiehlt dem Parteivorstand, Maßnahmen ein
zuleiten, um auf allen Ebenen SPD-Mitglieder, die in anderen Organi
sationen Funktionen bekleiden, regelmäßig zum Meinungsaustausch zu
sammenzufassen. Die Mitarbeit in anderen Organisationen kann von be
sonderer Bedeutung für die Arbeit der Partei sein. 

H) Organisationsprinzipien 

1. Die Kommission hat zur Organisationsform der SOZLaldemokratischen 
Partei Deutschlands folgende Feststellungen getroffen: 

a) Die gegenwärtige Organisationsform der SPD soll nicht verändert 
werden. 

b) Die SPD ist eine Partei aus Einzelmitgliedern. Diese bestimmen durch 
Beschlüsse ihrer Organe die Politik der Partei. 

c) Jedes Mitglied muß der für seinen Wohnort zuständigen Organisation 
angehören. Ausnahmen können nur durch Entscheidungen von Be
zirken oder Unterbezirken gemacht werden. 
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d) Zur Einführung von Kollektivmitgliedschaften besteht zur Zeit keine 
reale Möglichkeit. 

Und nun noch einiges zu den allgemeinen Fragen: 

1. Zur Förderung der kontinµjerlichen Aufbauarbeit der Organisation 
und um bessere Voraussetzungen für langfristige Planungen zu schaffen, 
erscheint es zweckmäßig, daß die Neuwahl der Vorstände auf allen Ebenen 
der Partei in Zukunft in Abständen von je zwei Jahren durchgeführt 
wird. In den dazwischenliegenden Jahren sollen die Vorstände - ohne · 
Neuwahl - auf Konferenzen Bericht erstatten. 

2. Um die Schlagkraft der Partei zu erhöhen, sollten die Arbeitsmethoden, 
die Arbeitstechnik und die Einrichtungen der Sekretariate rationalisiert 
werden. Die Kommission ist der Ansicht, daß es -sich als sehr nützlich 
erweisen würde, wenn in der Partei diesem Problem besondere Bedeu
tung beigemessen würde. 
Sie empfiehlt dem Parteivorstand, Uberpriifungen durchzuführen, Exper
ten moderner Arbeitstechnik zu Rate zu ziehen und geeignete Maß
nahmen durchzuführen beziehungsweise anzuregen und/oder Hilfe für 
die Durchführung zu gewähren. 

3. Die Tätigkeit der Partei erfordert in wachsendem Maße höhere finan
zielle Aufwendungen. Diese Aufwendungen können nur durch größte 
Beitragsehrlichkeit und dadurch eintretende Steigerung der Mitglieds
beiträge sowie durch die Erschließung weiterer Einnahmequellen gedeckt 
werden. Entsprechende Vorschläge sind unterbreitet. 

4. Ein umfassendes Organisationshandbuch würde sich, wie früher, als 
ein wertvolles Hilfsmittel erweisen. Diie Kommission empfiehlt die 
Herausgabe eines derartigen Handbuches, gestützt auf die neuzeitlichen 
Erfahrungen, baldmöglichst zu veranlassen. 

Und nun, nachdem das, Genossen, die einmütig gefaßten Empfehlungen 
waren, habe ich noch die mi,t Mehrheit verabschiMeten Empfehlungen 
vorzutragen. 
Auf der Bezirksebene: 1. Die Mehrheit der Kommission hält es im Inter
esse eines möglichen Finanzausgleichs für angebracht, zwei Bezirkssekre
täre in jedem Bezirk durch den Parteivorstand zu besolden. (Sehr gut!) 

Zur Aufbringung der Mittel wären Verhandlungen aller -beteiligten Stel
len erforderlich. Eine Minderheit der Kommission hatte gegen diese 
Regelung grundsätzliche Bedenken. 

2. In den einzelnen Bezirken und in der Parteizentrale gibt es eine Reihe 
von Organisationserfahrungen, die noch nicllt Allgemeingut der Gesamt
partei sind. 

Auch außerhalb des Bereichs unserer eigenen Organisation gibt es eine 
Fülle von organisatorischen Erfahrungen und Kenntnissen, die es gilt, 
für uns nutzbar zu machen. 

Zur Durchführung der umfangreichen Arbeiten sollte eine Verstärkung 
des Organisationsreferats beim Parteivorstand erwogen werden. 
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Nun zu der Frage der Arbeitsgemeinschaften ein Mehrheitsgutachten: 
Die Mehrheit der Kommission ist der Ansicht, daß es für die Partei von 
Nutzen wäre, wenn die Arbeitsgemeinschaften auch interessierten Sym
pathisierenden, die nicht Mitglied der SPD sind, offenstehen würden. 

Die Minderheit der Kommission ist gegenteiliger Ansicht. Sie sieht darin 
vor allem eine Gefahr für die Willensbildung der Pctftei. 

Die Kommissionsmehrheit empfiehlt dem Parteivorstand, folgendes zu 
beschließen: 

,,An den Arbeiten, Veranstaltungen, Sitzungen usw. der Arbeits
gemeinschaften können auch mit der Partei Sympathisierende als 
Gäste teilnehmen. 

Die Leitung der Arbeitsgemeinschaften muß in den Händen von 
Mitgliedern der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands liegen." 

Das, Genossen, sind die Ergebnisse der bisherigen Arbeit der Achter
Kommission, die allerdings hier nur in der Form eines Zwischenberichts 
mitgeteilt werden können. Der Parteivorstand hatte bisher keine Ge
legenheit, zu diesem Bericht und den darin enthaltenen Vorschlägen und 
Empfehlungen Stellung zu nehmen. Aus diesem Grunde und auch des
halb, weil die Arbeiten noch nicht abgeschlossen sind, empfiehlt es sich, 
heute auf diesem Parteitag k e i n e Diskussion über diesen Bericht zu 
führen. Wenn Genossinnen oder Genossen das Bedürfnis haben, organisa
torische Dinge anzusprechen, so besteht durchaus die Möglichkeit, das noch 
bei dem Tagesordnungspunkt „Berichte" zu tun. Die Kommission ist der 
Ansicht, daß die Kürze der für ihre Arbeit zur Verfügung stehenden 
Zeit, der Umfang der zu behandelnden Probleme und die Bedeutung 
dieser Fragen für die künftige Wirksamkeit der Partei eine Fortsetzung 
der Reorganisations- und Prüfungsarbeiten über den Parteitag hinaus 
ertorderlich machen. · 

Nicht nur die Oberprüfung des politischen Oberbaues, sondern auch die 
Oberprüfung der politischen und organisatorischen Arbeiten auf allen 
Ebenen der Partei scheint notwendig zu sein. 

Selbstverständlich werden zu gegebener Zeit Parteivorstand und Partei
rat zu den gemachten Vorschlägen Stellung nehmen. Eventuell müssen 
erforderliche und weitgehende Beschlüsse über die gesamten Reorganisa
tionsmaßnahmen auf dem nächsten Parteitag zur Debatte gestellt werden. 
Inzwischen gelten für die Arbeitsaufgaben der Partei nach wie vor die 
Herner Beschlüsse, die im November 1949 von Parteivorstand, Partei
ausschuß und Kontrollkommission beschlossen wurden. Eine Über
arbeitung der Herner Beschlüsse soll nach dem Parteit.J.g erfolgen. 

Wir haben bisher zum erheblichen Teil erfolgreiche Arbeit mit dem 
leisten können, was seinerzeit in Herne erarbeitet und niedergelegt 
wurde, und ich möchte an dieser Stelle allen Genossinnen und Genossen 
für die Arbeit in der Organisation danken. 

Genossinnen und Genossen! Es ist vorhin der Satz gesprochen worden: 
Die Or~anisation ist und darf nicht Selbstzweck sein. Sie ist das Mittel 
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und das Instrument, unsere politischen Vorstellungen in die Tat umzu
setzen. 
Ich möchte diesen Bericht abschließen mit den Aufzeichnungen, die unser 
leider allzu früh verstorbener Freund Julius Leber in seinem Buch ge-
macht hat. Er sagt: • 

,,Auch die beste Organisation ist nur ein Weg, ein Mittel zur Macht. 
Die Macht selbst entspringt aus der politischen Tat." 

Möge in Zukunft auch unsere Organisation durch ihre Arbeit und ihre 
Tatkraft dazu beitragen, die politische Macht im demokratischen Staat 
zu erkämpfen. (Langanhaltender lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Ich danke den beiden Berichterstattern. 
· Bevor wir zur Diskussion kommen, mache ich darauf aufmerksam, daß 

folgende ~träge bei diesem Tagesordnungspunkt mitbehandelt wer
den: Die Anträge 97 bis 131, dann wird behandelt der Antrag 208. Er 
ist in der Vorlage zu Punkt 7 aufgeführt. Da es sieb aber um Änderungen 
des Organisationsstatuts handelt, empfehle ich, diesen Antrag 208 hier 
mitzubehandeln, dann den Antrag· 210 und neu die Anträge 215 - 215 ist 
zum § 17 eingereicht worden -, und Antrag 216, der zur Zeit verteilt 
wird - hier handelt es sich um die Zahl der Wahlgänge-. ferner An-. 
trag 217, der ebenfalls verteilt wird. Hier handelt es sich um die Zahl 
der Mitglieder des PV. 
Um hier kein Mißverständnis aufkommen zu lassen, möchte ich dem 
Parteitag, bevor wir in die Diskussion und später in die Abstimmung 
eintreten, doch sagen: Die Anträge, die zum Organisationsstatut zur 
'Abstimmung kommen, benötigen eine Zweidrittelmehrheit. Ich per
sönlich bin d~ Meinung - und ich hoffe, daß sich der Parteitag dieser 
Meinung anschließt -, daß Abänderungsanträge, die sich auf Vorlagen 
beziehen, also beispielsweise die Anträge, die zum 1. Nachtrag zu Vorlage 4 
(Antrag 198) eingereicht worden sind, nur einer einfachen Mehrheit für 
ihre Annahme bedürfen, denn die Vorlage selbst würde dann ja erneut 
zur Abstimmung kommen, und für die Vorlage ist dann die Zweidrittel
mehrheit erforderlich. 
Ist der Parteitag der Meinung, daß wir so verfahren? Damit es nachher 
keine Mißverständnisse gibt, sollte man das vorher klären. Besteht also 
Einmü,tigkeit darüber? (Zustimmung.) 

Damit ist wohl auch klar, daß eine Änderung dec, § 10 den Parteitag, 
der jetzt hier, in Stuttgart, tagt, nicht betrifft, daß aber die Änderung 
des § 17 des Organisationsstatuts entsprechende Auswirkungen für die 
Wahl des Parteivorstandes hat. Die Änderung des § 17 würde also be
deuten, daß die Wahl des Parteivorstandes morgen nachmittag - nach 
dem so geänderten § 17 - erfolgen müßte. Ich hoffe, daß also auch dar
über Klarheit besteht. Es erhebt sich kein Widerspruch. Der Parteitag 
tritt also diesem Standpunkt bei. 

1 

Dann halte ich es für richtig, dem Parteitag schon jetzt zu sagen, welche 
Vorschläge für die Erledigung der Anträge gemacht werden, damit die 
Diskussionsredner - es sind bisher zwölf - Gelegenheit haben, auf die 
Vorschläge einzugehen. 
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Es· wird also vorgeschlagen werden, den Antrag 97 abzulehnen, den 
Antrag 98 dem PV zu überweisen ... (Z11-rufe: Langsamer!) 

Also Antrag 97 soll abgelehnt werden, Antrag 98 spll dem PV über
wiesen werden, Antrag 101 soll an den PV gehen. Bei Antrag 110 wird 
empfohlen, den Antrag, der sich auf § 14 Abs. 1 Züf. 2 bezieht, ab
zulehnen, beim Antrag 111, den Antrag, der sich auf den § 7 bezieht, 
abzulehnen. Beim Antrag 112 wird empfohlen, den Antrag, der sich auf 
§ 5 Abs. 1 und auf § 8 Abs. 2 bezieht, anzunehmen, den Antrag, der 
sich auf Abs. 8 des § 5 bezieht, abzulehnen, den Antrag; der sich auf 
§ 25 Abs. 2 bezieht, in einer neuen Formulierung anzunehmen. Antrag 
116 soll abgelehnt werden. Beim Antrag 118 wird empfohlen, den letz
ten Absatz des. Antrags an den Parteivorstand zu überweisen. Antrag 
122 und Antrag 123 sollen abgelehnt werden. Alle anderen Anträge von 
97 bis 131, die hier nicht aufgerufen worden sind, oder Anträge, die 
aufgerufen worden sind und wo nur bestimmte Absätze vorhin be
kanntgegeben worden sind zur Ablehnung, Annahme oder Überweisung, 
sollen durch die Erledigung des Antrages 198 als erledigt angesehen 
werden. Ich kann nicht sagen durch Annahme des Antrags 198, weil zu 
diesem Antrag 198 eine Anzahl Abänderungsanträge vorliegen. 

Ich hoffe also, daß nun die notwendige Klarheit besteht und daß wir 
mit der Diskussion beginnen können. (Zurufe.) 

Es wird mir eben mitgeteilt, daß der § 13 Abs. 2 folgenden Wortlaut hat: 
„Anträge von Parteiorgimisationen für . den Parteitag sind fünf 
Wochen vorher dem Parteivorstand einzureichen, der sie spätestens 
drei Wochen vor dem Parteitag im Zentralorgan zu veröffentlichen 
hat." 

Das bezieht sich auch auf welche Anträge? (Zurufe.) 

Es müsse der§ 13 beachtet werden: 
,,Anträge auf Abänderung des Statuts können nur beraten werden, 
wenn sie innerhalb der Fristen, die der § 13 vorschreibt, veröffent
licht worden sind. Abweichungen müssen auf dem Parteitag mit 
Dreiviertelmehrheit beschlossen werden." 

Ich bin der Meinung, Genossinnen und Genossen, daß selbstver
ständlich Abänderungsanträge zu vorliegenden Anträgen hier auf dem 
Parteitag eingereicht und beschlossen werden können. (Beifall.) 

Das wäre ja eine Übertreibung des Formalismus; aber ich bin über• 
zeugt davon-, daß der Parteitag das sehr einfach bekunden kann, indem 
man mit Dreiviertelmehrheit beschließt, daß alle hier zum Organisations
statut eingereichten Anträge behandelt und zur Abstimmung gestellt 
·werden. Wir wollen doch keine Splitterrichterei betreiben. Wer also der. 
Meinung ist, daß alle hier zum Organisationsstatut eingereichten An
träge behandelt und zur Abstimmung ges~llt werden können, bitte ich, 
die Stimmkarte zu erheben. - .Ich danke. - Ich bitte um die Gegen
probe. - Zwei Gegenstimmen. - Stimmenthaltungen? - Gegen zwei 
Gegenstimmen angenommen. 
Es ist also dieser Vorschrift des § 32 Abs. 3 Rechnung getragen. 
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Wir kommen dann zur Aussprache. Als erster hat das Wort Heinz Kühn, 
Köln; ihm folgt der Genosse Kalbitzer aus Hamburg. 

Heinz Kühn, Köln: Genossinnen und Genossen! Ich vertrete den An
trag 216, der eben als Umdruck verteilt worden ist, und es hätte gar nicht 
des Votums b~durft, das eben der Parteitag ausgesprochen hat. Der Inhalt 
dieses hier in einen Abänderungsantrag gekleideten Antrags liegt mit 
fristgerechter Anmeldung in Gestalt des Antrags 121 dem Parteitag vor. 
Wir haben ihm nur die Form eines Abänderungsantrages zur Parteivor
standsvorlage gegeben, weil uns damit automatisch sichergestellt schien, 
daß er mit einfacher Mehrheit dieses Parteitages in die Parteivorstands
vorlage hineingestimmt werden kann. 
Dieser Antrag sieht vor, daß der Parteivorstand in vier Wahlgängen ge
wählt werden soll, daß alle Vorstandsmitglieder, außer dem Vorsitzen
den, seinen beiden Stellvertretern und dem Kassierer in einem gemein
samen einheitlichen Wahlgang gewählt werden sollen (Beifall), daß man 
also keinen Unterschied machen soll zwischen Besoldeten und Unbesol
deten. 
Genossen, laßt mich diese Problematik in einen größeren Zusammenhang 
einordnen: In der Diskussion in der Partei, •die nach dem 15. Sep
tember eingesetzt hat, hat . eine Frage eine Rolle gespielt, mehr in 
den internen Diskussionen als in der Öffentlichkeit, die Frage näm
li<;h, ob künftig das Schwergewicht der politischen Aktivität und der Ent
scheidung nicht mehr auf die parlamentarischen Fraktionen als auf die 
Organisation verlagert werden soll. Wir kennen alle den Trend, nicht nur 
in den oberen Parlamenten, sondern bis hinunter in die Gemeinden, jene 
Tendenz, daß · die Fraktionen der ständigen Versuchung unterliegen, sich 
von den Weisungen der. Parteiorganisationen zu emanzipieren. Das ist 
natürlich; aber, Genossen, es kann sehr gefährlich werden! Es ist natür
lich, weil die Parlamentsfraktionen ständig beieinander sind und ständig 
Entscheidungen zu treffen haben, während die Partei zu ihrem großen 
Parlament nur alle paar Jahre einmal zusammentritt. 

Es ist eine Erscheinung in der ganzen Welt, in allen demokratischen Län
dern, ~aß ,ein~ gewisse Gewichtsverlagerung von den politischen Partei
organisationen zu den parlamentarischen Fraktionen ·stattfindet, daß man 
auf den Parteitagen Resolutionen annimmt, die auf alle möglichen 
Eventualitäten abgestellt sind und einen möglichst weiten Spielraum für 
die politische Ermessensfreiheit der Fraktion vorsehen. Das ist an sich 
nicht falsch. Es ist vielleicht sogar unvermeidbar. Aber es kann eine große 
Gefahr darin liegen, Genossen, die Geiahr, daß die Partei entwertet wird 
zu einer puren Stimmenzubringungsmaschine, daß die Entscheidungen 
nicht mehr bei ihr liegen, und das wäre insbesondere für uns, für eine 
Partei, wie wir es sind, eine tödliche Gefahr. 
Wir haben es alle in diesen Diskussionen nach dem 15. September betont, 
daß die Sozialdemokratische Partei eine Massenpartei, ja eine Funk
tionärspartei sein und bleiben muß. 
Die SPD kann dieses Organisationsprinzip nicht eirunal zum Gegenstand 
der Diskussion machen. Wenn die Sozialdemokratische Partei nicht mehr 
eine Massenpartei und eine Funktionärspartei sein würde, wenn sie auf-
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hören Wilrde, das zu sein, Wilrde sie aufhören, überhaupt zu sein. Das ist 
so selbstverständlich, daß wir an dieses Bekenntnis gar keine besondere 
Betonung zu legen brauchen. 

Aber, Genossen: Bei uns ist das selbstverständlich. An die Adresse der 
anderen, die uns kritisieren, sei gesagt: Warum redet man eigentlich 
immer bei uns als Partei -und bei den Gewerkschaften im Tone herab
setzender Wertminderung von den Funktionären? Sind die Syndici der 
Unternehmerorganisationen nicht auch Funktionäre? Ja, ich wage, einen 
Schritt weiterzugehen: Funktionär ist der, der eine Organisation am 
Funktionieren erhält, und in dem Sinne sind nicht nur die Syndici der 
Unternehmerorganisationen, in dem Sinne - ich wage den Vergleich -
sind auch die Geistlichen der Kirchen Funktionäre, und niemand wird 
ihre Tätigkeit doch als wertmindernd bezeichnen. 

Wir sprachen von dem Verhältnis Fraktion und Partei. Der Partei ge
bührt_ der Vorrang. Das bedeutet, daß sie sich eine effektivere Organi
sations~.und Parteiführung geben muß. Ich glaube, die Bundestagsfraktion 
hat dies nach dem 15. September getan. Die Partei braucht sie in einem 
noch höheren Maße als die Bundestagsfraktion. Sie hat das Erstgeburts
recht - möchte ich einmal sagen - bei der Auswahl der Persönlichkeiten. 
Ich will damit kein Mißverständnis wachrufen. Das bedeutet nicht, daß 
ein Parteiamt gleichzeitig auch mit dem Anspruch auf ein Staatsamt ver
bunden sein muß. Das sind Dinge, die voneinander getrennt gesehen wer
den müssen. Die Partei braucht eine effektive Führung auch noch aus 
einem anderen Grund: Ich glaube, die Geschichte wird nicht das Wasser 
automatisch auf unseren Mühlen treiben. Wir werden auch im Jahre 1961 
wieder erleben, daß die große übermacht an Geld und ~ Meinungs
bildungsinstrumenten in den Händen der anderen liegen werden. Die 
Reptilienfonds aus Steuergeldern und aus Ir:.dustriegeldern werden auch 
dann gegen uns stehen, urid Genossen, dann kommt es nic:ht nur darauf 
an; daß wir recht haben, sondern gegen all diesen Widerstand auch das 
Bewußtsein in die Massen hineintragen, daß wir recht haben. 

Deshalb müssen wir personell die besten Lösungen und organisatorisch 
bessere Lösungen finden; und hier gilt es, noch sehr viel zu tun. Ich 
glaube, es lst notwendig, im Parteivorstand zu einer Neuverteilung der 
Arbeitsgebiete zu kommen. Deshalb sind wir der Meinung, daß man nicht 
die besoldeten Mitglieder des Parteivorstandes, die ein bestimmtes Sach
gebiet zu verwalten haben, hier schon fest wählen soll, daß man nicht 
hier schon Namen, die an Ressorts gebunden sind, festlegt und damit die 
bisherige Arbeitsverteilung zementiert und geradezu unabänderlich macht. 
(B~fall.) 
Ich glaube, es ist die Aufgabe des kommenden Parteivorstands, sorgfältig 
und in aller Ruhe zu überlegen, ob man nicht eine bessere und wirkungs
vollere Verteilung der Arbeitsgebiete finden kann. 

Wenn der Genosse Nau hier erklärt hat; daß dies die Dinge erschwere 
und daß darin die Tendenz der Bürokratisierung liegen Wilrde und daß 
die Gefahr bestünde, daß man unter den 29 Vorstandsmitgliedern nicht 
genügend finden würde, die das hauptberuflich zu übernehmen bereit 
sind, Genossen, dann laßt mich sagen: Ich meine, das wiegt alles nicht so 
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schwer wie die notwendige Neuverteilung der Aufgaben. - Es hat ein
mal ein Schriftsteller gesagt, was man z'1r Person sagt, rührt ganz 
andere Wespenschwärme wach, als was man zur Sache sagt. Und ich 
will hier •nicht zu Personen diskutieren. Ich meine aber, es gibt eine 
ganze Reihe von Sachgebieten, die man im Vorstand neu verteilen soll. 
Meine persönliche Auffassung ist beispielsweise, daß Presse i..md Propa
ganda nicht notwendigerweise in einer Hand liegerr müssen. (Beifall.) 

Ich bin persönlich der Auffassung, daß die Erfüllung der einen Aufgabe 
auch in der Qualifikation der Persönlichkeit andere Voraussetzungen 
erfordert als die andere. Ich bin der Mcinung, daß der Mann, der die 
Propaganda leitet, auch in einer sehr qualifizierten Position leitet, nicht 
unbedingt Mitglied des Vorstands sein muß. (Beifall.) 
Und hier gibt es - das sei nur beispielhaft an dieser einen Stelle ge
sagt - eine Fülle von anderen Gebieten, bei denen man sich sehr wohl 
vorstellen kann, daß eine Neuverteilung in Erwägung gezogen werden 
kann, und daß nicht jedes Gebiet von einem Vorstandsmitglied besetzt 
werden muß. 
Ich glaube, daß es auch kein Kompliment ist für diejenigen, die ein 
Ressort innehaben, daß man - icll möcllte fast sagen - den Naturschutz
zaun eines besonderen Wahlgangs um sie zieht. (BeifalL - Selll'I riclltig!) 

Ich bin davon überzeugt, daß diese Genossen aus ihrer Arbeit heraus 
vor den Parteitag treten können, und daß sie mit dem gleichen Risiko 
wie jeder andere Kandidat und mit der gleichen Chance ausgestattet sind, 
in den Vorstand gewählt zu werden. 
Wer für den Vorstand kandidiert, der sollte dies unter einem einheitlich, 
gemeinsam für alle Kandidaten geltenden politischen Gesiclltspunkt tun, 
ob er politisch in diese Parteispitze gehört. Wir sollten es dann dem 
neuen Vorstand zur Aufgabe machen, die N~uverteilung der Arbeits
gebiete vorzunehmen. Unser Antrag nimmt davon nur den Kassierer aus. 
Ich glaube, daß das scllw,!ierige Gebiet der Finanzierung der Partei jeman
den erfordert, der in der Tat aus diesem Wahlmodus durcll eine beson
dere Vertrauensbekundung herausgenommen werden soll. 
Geben wir also dem neuen Vorstand diese Aufgabe, wählen wir die Ge
nossen unseres Vertrauens iI\ den Vorstand nach dem alleinigen Gesichts
punkt, ob sie geeignet befunden werden, in der politischen Führungsspitze 
der Partei zu sein, und scheuen wir uns nicht, neue Wege zu gehen, neue 
Versuche zu machen. Mir schwebt das Wort vor - und damit möchte ich 
schließen - das Otto Bauer in seinem politischen Testament, als er im 
Pariser Exil verstarb, in seinem letzten Buch niedergeschrieben hat, da, 
wo er sagt: Die Partei - und er sieht es historisch von der Frühzeit der 
Partei, über August Bebel bis heute - ist ein lebendiger Prozeß im Wan
del der historischen Bedingungen. Dieser lebendige Prozeß und dieser 
Wandel gilt nicht nur für die Denkinhalte, sondern auch für die Organi
sationsformen. Sie sollten wir der Zweckmäßigkeit anpassen. Unwandel
bar allein bleiben unsere Ideale und die sittlichen Impulse unseres Han • 
delns. (Starker Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex 1\1 ö 11 er : Das Wort hat Genosse Hellmut Kalbit
zer, Hamburg, Ihm folgt Genosse Willi Birkelbach, Frankfurt. 
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Hellmut K a I b i t z er, Hamburg: Genossinnen und Genossen! Die Sonder
kommissioh des Parteivorstandes, die im Antrag 198 ein Organisations
r~formprogramm erarbeitet hat, brachte einige gute Vorschläge, und in
sofern sollte der Antrag der Kommission zum Schluß möglichst einmütig 
verabschiedet werden. Aber neben diesen Verbesserungen ist ein Kern
punkt dieses Antrags nacll meinem Eindruck ausgesprochen erfolglos und 
geht an die politischen Notwendigkeiten, die wir für die nächsten zwei 
Jahre an den Parteivorstand zu stellen haben, vorbei. 

Nach dem Willen dieser Kommission sollen die Vorstandsmitglieder in 
verschiedenen Wahlgängen gewählt werden. Insbesondere sollen· die be
soldeten Mitglieder in einem besonderen Wahlgang gewählt werden. In 
der Praxis der Parteitage nach dem Kriege ist es de facto so gewesen, daß 
die besoldeten Mitglieder nicht gewählt, sondern ausschltießlich bestätigt 
wurden. Damit waren sie politiscll gegenüber den anderen Vorstands
mitgliedern abgewertet. Ich möchte wieder dahin kommen, daß die Genos
sen, die als besoldete Vorstandsmitglieder tätig sind, politisch aufgewertet 
und in gleicher Konkurrenz, also im gleichen Wahlgang wie die übrigen 
Mitglieder gewählt werden. (Beifall.) 

Die besoldeten Vorstandsmitglieder, wenn sie nur bestätigt werden und 
damit automatisch Mal für Mal ihr Amt weiter ausüben, kommen in eine 
zweifache Gefa:\}r: Entweder sie gleiten ab in eine beamtenmäßige Tätig
keit in ihrer Position, das heißt sie sind fleißig und zuverlässig, aber sie 
sind oft politisch nicht in der Lage, die Probleme des Tages mit den neue
sten Methoden zu erarbeiten; oder sie bekommen auf der anderen Seite 
die Position eines Managers, der die faktischen Machtbefugnisse und sei
nen Aufgabenkreis, der ihm nur vom Parteitag zugebilligt werden kann, 
überschreitet. 
Ich meine, keine Wahl darf alle möglichen Folgeerscheinungen ein
scllließen, die nicht vom Parteitag selbst gewollt sind. Deshalb möchte ich, 
daß wir davon wegkommen, nur zu bestätigen, sondern dahin kommen, 
daß die besoldeten Vorstandsmitglieder wie die übrigen echt gewählt 
werden. Es ist zum Beispiel im vorigen Jahr vor der Bundestagswahl 
keine gute Sache gewesen, daß der Genosse, der die Presse und Propa
ganda als Vorstandsmitglied zu bearbeiten hatte, aus eigener Machtvöll
kommenheit und ohne, daß sonst irgendwelche Parteientscheidungen ge
fällt worden sind, von sich aus den Aspiranten der SPD für das Bundes
kanzleramt nominierte. (Bravo!-Rufe und lebhafter Beifall.) 

Ich meine, eine solche Eigenmächtigkeit hat nicht etwa die Bundes
tagswahl 1958 entschieden, das wäre eine Übertreibung dieser Probleme; 
aber es ist doch ein Steinchen gewesen auf dem Weg des Mißerfolgs, und 
deshalb, meine ich, sollten wir auch diesen Stein aus unserem Wege 
räumen. 

Der Genosse Nau hat für die Kommission mehrere Argumente gebracht 
dafür, daß doch die besoldeten Parteivorstandsmitglieder in einem be
sonderen 4. Wahlgang gewählt werden sollten. Ich bin durchaus bereit, 
diese Argumente zu eywägen, aber ich meine, sie wiegen leichter als die 
Bedenken gegen diese Sonderposition der besoldeten Mitglieder. Und des
halb möchte ich die Argumente von Alfred Nau als nicht ausreichend, 
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nicht durchschlagend und also für unseren Parteitag nicht für ent
scheidend halten. 
Ich. möchte zum Schluß z.um Präsidium eine Bemerkung machen, daß man 
dann, falls der Antrag 198 mit der Änderung, wie sie schon von Heinz 
Kühn hier vorgelegt worden ist, nicht durchgehen sollte, nicht die ganze 
Organisationsreform zu den Akten legt und es bei dem alten weiß Gott 
unbefriedigenden Zustanld. beläßt. Man sollte in dem Fall versuchen, einen 
Kompromiß zu finden, die Abstimmung über den Antrag auszusetzen und 
versuchen, in einer hier zu bildenden Kommission zu einer Einigung zu 
kommen. Ich persönlich 1bin zwar fest davon überzeugt, daß sich für den 
Abänderungsvorschlag von Kühn eine Zweidrittelmeh:r,heit finden wird. 
Aber da die Sache, wie wir alle wissen, kontrovers ist, möchte ich. auf 
jeden Fall verhindern, daß die Sache völlig den Bach hinuntergeht rund 
wir zum Schluß feststellen müssen, daß diese Siebener-Kommission mit 
all ihrem Mühen und mit ihren teiil.weise sehr ,guten Vorschlägen ver
geblich war. Und zum Schluß sind wir dann nich.t weiter als im ver
gangenen Jahr. Diese Möglichkeit möchte ,ich dem Präsidium als Er
wägung mit auf den Weg geben. Ich hoffe, daß sich der Parteitag mit 
überwältigender Mehrheit einer Änderung, wie von mir vorgeschlagen, 
anschließen wird. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Willi Birkelbach, Frank
furt. Ihm folgt Werner :eest, Wetz!~. 

Willi Birke I b ach, Frankfurt: Genossinnen und Genossen! Ich möchte 
den Antrag 115 des Bezirks Hessen-Süd begründen. In einer gewissen 
Weise wird es wohl erforderlich sein, darauf :i:u achten, daß damit gleich
zeitig von uns erklärt werden kann, daß wir dem Antrag 216, dem Ab
änderungsantrag zur Vorlage 198 hilfsweise zustimmen könnten. (Beifall.) 

Das Ziel,1 daß wir in unserem Antrag · verfolgen, ist, der Partei ein 
echtes Führungsorgan zu ,geberi und klarzulegen, wo die zentrale Autori
tät sein soll und wie sie zum Ausdruck gebracht werden soll. Der erste 
Schritt, der auch von der Siebener-Komm.ission awige~ffen worden ist, 
ist wohl der, ein Präsidium zu bilden, das in einem gewissen Sinne Kopf 
und Gesicht der Partei darstellen soll. Ich verspreche mir sehr viel davon, 
wenn dieser erste Schritt realisiert werden wird. Da er aber in der Vor
lage des Parteivorstandes· zusammen mit vielen Statutenänderungen in 
eine 'Einheit gebracht woroen ist, darunter auch in die IDinheit mit der 
Frage der verschiedenen Wahlgänge, besteht die Gefahr, daß die Zwei
drittelmehrheit nicht erreich.t wird. Wir müssen deswegen versuchen, uns 
darauf zu konzentrieren, welche Möglichkeiten der Verständigung es gibt. 
Ich glaube, es ist wichtig, daß wir alle dabei auch die Begründung zur 
Kenntnis nehmen, die gerade von unserem Bezirk gegeben Wird, um dem 
Verlaqgen nach einer Gesamtwahl des Vorstandes nachzukommen. 

Die Öffenfüchkeit soll wissen, wer in erster Linie die SPD führt. So, wie 
sich das Präsicjium jetzt abzeichnet, können wir darauf hoffen, daß nun
mehr. der Öffentlichkeit klar wird, daß eine ganze Mannschaft auf seiten 
der SPD bereit steht, eine Mannschaft von Genossen, die sich sehen las
sen kann. (Beifall.) 
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Wir w,issen, daß dann, wenn dieser Schritt getan werden kann die andere 
Frage, nämlich die Frage der ungeteilten Verantwortung des gesamten 
Vorstandes, eine Rolle spielt. Wenn wir in getrennten Wahlgängen den 
übrigen Vorstand wählen, dann haben wir die Tatsache, daß ein Tell 
der Mitgliieder, nämlich die sogenannten Besoldeten, von sich aus glaubt, 
er habe ein gesondertes, direktes Mandat des Parteitages und sei nicht 
in echter Weise unmittelbar dem Gesamtvorstand zunächst verant
wortlich. Diese Frage ist deswegen wichtig, weil wir bei einer Verteilung 
der Funktionen im Vorstand und durch den Vorstand selbst auch in den 
Perioden, in denen wir nicht in Parteitagen zusammen sind, die Gewiß
heit haben müssen, daß sich nicht manche Genossen auch im Vorstand 
von der Verantwortung für das freisprechen, was diejenigen tun, die an
scheinend ein be$Qnderes Mandat haben. (Beifall.) 

Ich muß diesen Satz der besonderen Aufmerksamkeit empfehlen, weil 
ich das Gefühl habe, daß das in der Vergangenheit _manchmal doch der 
Fall war. Ich muß deswegen auch den Genossen Nau fragen, warum er 
in dem Augenblick, als er hier begründete, weshalb das Präsidium nicht 
vom Parteitag gewählt werden sollte, Ausführungen machte. die genauso 
gut auf die besoldeten Mitglieder des Vorstandes Anwendung finden 
könnten. (Sehr richtig! und. Beifall.) 
Ich will diese Ausführungen wiederholen, damit wir sehen, was gemeint 
ist. Er sagte: 

„Warum Wahl des geschäftsführenden Vors,tandes durch den PV 
selbst? Wir sind der Meinung, daß eine Wahl auf dem Parteitag die 
G_!!fahr in sich trägt, daß dieses Gremium sich zu einer Art Ober
vorstand entwickelt und damit eine innere Aufspaltung des Vor
standes an sich auf uns zukommen könnte. Theoretisch könnte ein
treten, daß bei einer Wahl durch den Parteitag die Mitglieder des 
engeren Vorstandes sich bei Differenzen mit dem übrigen Vorstand 
auf ihr direktes Mandat durch den Parteitag berufen und davon be
sonderes Recht herleiten. Das wäre gefährlich und falsch." 

Wenn der Genosse Nau das in bezug auf die Mitglieder des Präsidiums 
• meint, dann ist das genau die Argumentation, die nach meiner Auffas

sung anzuwenden ist, wenn wir die Frage stellen: Gesamtverantwortung 
des Vorstandes und damit auch Gesamtwahl des Vorstandes in einem 
Wahlgang! (Beifall.) 
Ich glaube, wir dienen auch denjenigen Genossen, die sich bisher in 
anerkennenswertem Fleiß danun bemüht haben, diese Partei in jeder 
Situation vor Rückschlägen zu bewahren, dieser Partei Impulse zu ver
leihen und darüber hinaus dafür zu sorgen, daß audl die Tagesarbeit 
von jemand gemacht wird Wenn wir also diesen Genossen für ihre 
Arbeit danken, dann möchten wir sie gleichzeitig vor- einem schützen, 
nämlich davor, daß dann, wenn wir glauben, es seien Verändenmgen 
notwendig, wir unter Umständen dazu gezwungen werden, dramatisie
rende Personendebatten vor einen solchen Parteitag zu bringen. Wir 
wissen nämlich, wie außerordentlich schwierig es sonst wiirde, über
haupt Veränderungen herbeizuführen. Wenn wir glauben, daß es falsch 
wäre, solche dramatisierenden Debatten vor ein solch großes Gremium 
zu bringen, dann muß es im Interesse selbst der Genossen, die hier 
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tätig sind, möglich sein, auch dadurch Veränderungen herbeizuführen, 
daß Genossen, die gewisse hauptamtliche Funktionen ausüben, zwar von 
diesen Funktionen entbunden werden und andere Aufgaben übernehmen 
können, aber dennoch Mitglieder des Vorsta9des in der Partei bleiben. 

Wir glauben, daß es möglich sein muß, auf diese Weise Veränderungen 
_herbeizuführen. Weil wir erreichen wollen, daß der Partei ständig die 
besten Kräfte zur Verfügung stehen, und daß man nicht aus dieser und 
jener falsch verstandenen Loyalität heraus unter Umständen dazu kommt, 
lieber fünf gerade sein zu lassen, weil man vor der menschlichen Ent
scheidung zurückschreckt. Und dann bekommt man unter Umständen die 
Rechnung präsentiert im Zusammenhang mit Wahlabläufen und mit an
deren in der Offentlichkeit so stark in Erscheinung tretenden Dingen. 
(Beifall.) 
Ich glaube, daß es erforderlich ist, sich der Gewissenbelastung als Dele
gierter klar zu werden, was auf diesem Gebiet nun einmal getan wer
den muß: ohne Personenfragen anzuschneiden gleichwohl den Weg dahin 
zu eröffnen, daß durch Veränderungen dem Wohl der Partei auf lange 
Sicht gedient werden kann. Und ich glaube, Veränderungen sind erfor
derlich. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Das Wort hat Genosse Dr. Werner Best, 
Wetzlar. 

Dr. Werner Best, Wetzlar: Genossinnen und Genossen! Auch auf die
sem Parteitag haben wir wieder ein Bekenntnis zur Mitgliederpartei 
abgelegt. Wenn wir uns aber zur Mitgliederpartei bekennen, dann müs
sen wir uns auch alle dazu bekennen, daß nur der von den Mitgliedern 
unmittelbar und frei gewählte Delegierte hier auf diesem Parteitag 
Stimmrecht haben darf. 
Genosse Erich Ollenhauer hat am Sonntag die freigewählten Delegierten 
hier besonders begrüßt, und ich freue mich, daß auch die verschieden
sten Diskussionsbeiträge zur Änderung unseres Organisationsstatuts sich 
mit dem § 10 des Organisationsstatuts befassen, Der § 10 des Organisa
tionsstatuts sieht nach dem bisherigen Stimmrecht vor, daß neben den 
frei gewählten Delegierten auch die Mitglieder des Parteivorstandes, der 
Kontrollkommission und des Parteiausschusses stimmberechtigt sind. 
Dazu kommt noch das Stimmrecht von einem Zehntel der Bundestags
fraktion. Das ergibt zusammen 85 Stimmrechte, die den 300 .Stimmen der 
frei gewählten Delegierten gegenüberstehen. 
Die Anträge des Bezirkes Hessen-Süd, des Landesverbandes Berlin und 
des Bezirks Rheinhessen befassen sich alle mit der Frage, wie diese Be
stimmung des Organisationsstatuts geändert werden könnte. Sie liegen 
im großen und ganzen mit ihren Vorschlägen auf einer Ebene. Sie zielen 
darauf ab, daß im wesentlichen nur der frei gewählte Delegierte hier 
sein Stimmrecht ausüben kann. Ich kann es daher nicht verstehen, daß 
der Parteivorstand mit seinem Antrag 198 neben den Mitgliedern des 
Parteivorstandes auch noch die Mitglieder der Kontrollkommission in 
das Stimmrecht einbeziehen will. Ich glaube, man sollte sich im wesent
lichen den Anträgen unserer Bezirke anschließen, damit auch tatsächlich 
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das Bekenntnis zur Mitgliederpartei erfüllt wird und das eim;elne Mit
glied das Gefühl hat, daß es über seinen gewählten Delegierten in der 
Lage ist, seine Forderungen auf dem Parteitag zum Ausdruck zu bringen. 
Ich verbinde mit den Anträgen, die hier in dieser Richtung gestellt wur
den die herzliche Bitte an alle diejenigen, die hier gewissermaßen insti
tutionell an den Abstimmungen des Parteitages teilnehmen können, daß 
sie sich bei der Abstimmung über die Veränderung des § 10 unseres 
Organisationsstatuts der Stimme enthalten. 
Hinsichtlich der Änderungswünsche zu § 17 unseres Organisationsstatuts 
muß ich eines richtigstellen, was hier verschiedentlich zum Ausdruck ge
kommen ist. Nach dem bisherigen Wahlrecht des Parteivorstandes wurde 
der Parteivorstand in einem Wahlgang gewählt. Es ist also nicht so ge
wesen, daß bisher die besoldeten Mitglieder des Parteivorstandes in 
einem besonderen Wahlgang gewählt worden wären und dadurch ihre 
Position gewissermaßen verankert erhalten hätten. Es berührt eigenartig, 
wenn nun der Antrag des Parteivorstandes einen gesonderten Wahlgang 
vorschreibt. Für diesen gesonderten Wahlgang haben wir wenig Ver
ständnis. Das ist in all den Forderungen meiner Vorredner auch bereits 
des öfteren zum Ausdruck gekommen. 
Ich glaube deshalb, daß wir uns den verschiedenen Anträgen anschlie
ßen können, die für die Wahl des Parteivorstandes einen einzigen Wahl
gang fordern. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Das Wort hat Erich Ollenhauer. 

Erich O II e n h a. u er: Genossinnen und Genossen! Wenn ich jetzt das 
Wort ergreife, dann aus zwei Gründen. Einmal möchte ich einiges über 
die Oberlegungen sagen, die Siebener-Kommission, Parteivorstand und 
Parteiausschuß bei ihrem Vorschlag angestellt haben, um einige Hinweise 
zu geben, die ich bitte bei der weiteren Diskussion berücksichtigen zu 
wollen. 
Zum anderen glaube ich, daß die Reden von Heinz Kühn, Hellmut Kal
bitzer und Willi Birkelbach schon zum Ausdruck gebracht haben, was 
hauptsächlich Gegenstand der Kontroverse in dieser Frage ist. 

Der Vorschlag des Antrags 198 ist nach eingehenden Beratungen der 
Siebener-Kommission, des Parteivorstandes und des Parteiausschusses zu
stande gekommen. Nach sehr langen Beratungen haben wir uns im 
Parteivorstand und im Parteiausschuß auf diese Lösung geeinigt. Sie 
ist das Resultat einer Arbeit, bei der alle Vorstellungen, die in dieser 
Frage aufgekommen waren, diskutiert worden sind, und wir haben sie 
unter den gegebenen Umständen für das Beste gehalten. Ich hoffe, daß 
der Parteitag auch das zur Kenntnis nehmen wird. 

Es wurde gesagt, das zentrale Problem sei, eine stärkere politische Füh
rung durch den Parteivorstand zustande zu bringen und das auch in der 
Zusammensetzung des Parteivorstandes zur Geltung zu bringen. Ich 
bitte, daraufhin den Vorschlag des Parteivorstandes und des Parteiaus
schusses in bezug auf das Präsidium anzusehen. Nach diesem Vorschlag 
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ist von vornherein in Aussicht genommen - ich halte das _für selbst
verständlich-, daß der Vorsitzende und die zwei stellvertretenden Vor
sitzenden und der Schatzmeister dem Parteipräsidium angehören. Ich
will hinzufügen, daß wir uns in den Vorberatungen in Stuttgart darüber 
einig waren, dem neuen Parteivorstand vorzuschlagen, daß in diesem 
Präsidium des Parteivorstandes, dem geschäftsführenden Vorstand, die 
jetzigen drei stellvertretenden Vorsitzenden der Bundestagsfraktion Mit
glied sein sollten. Wem es also darum geht, an die Spitze der Sozial
demokratie eine möglichst breite Gruppe repräsentativer Persönlich
keiten zu stellen, dem wird durch diesen Antrag die Erfüllung seines 
Wunsches ~on vornherein garantiert. (Beifall.) 

Das ist der Sinn der Sache, denn wir haben nicht die Absicht - weder 
die Kommission noch der Parteivorstand -, mit irgendwelchen tak
tischen oder sonstigen statutarischen Mitteln einem solchen Wunsche 
und einer solchen Notwendigkeit auszuweichen. Es ist nicht die Idee 
dieses Vorschlages, hier etwa dem Apparat eine besondere, möglichst 
starke Position zu geben. Und wenn es darauf ankommt, hier eine sach
liche Entscheidung zu fällen, dann bitte ich darum, in jeder Betrachtung 
diese von uns in Aussicht genommene Zusammensetzung des zukünf
tigen Parteipräsidiums von neun Vorstandsmitgliedern zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Das zweite, was hier umstritten ist, ist die Frage der Stellung der bis
herigen vier besoldeten Mitglieder des Vorstandes. Es wurde gesagt, das 
hätten wir früher nie gehabt. Das ist einfach nicht wahr. Wir haben bis 
zum Münchner Parteitag auf jedem Stimmzettel die verschiedenen Mit
glieder des Vorstandes in besonderen Abschnitten in ihre verschiedenen 
Funktionen aufgeteilt, und jeder Parteitagsdelegierte hat gewußt, daß 
unter der Gruppe der vier diejenigen zu verstehen waren, die dem Vor:. 
stand als besoldete Mitglieder angehören sollen. Alles andere ist eine 
Entstellung der Tatsachen. 
Warum wollen wir jetzt getrennte Wahlgänge? Zunächst deshalb, •um 
auch durch diese verschiedenen Wahlgänge das besondere Gewicht be
sonders hervorragender Funktionäre der Partei zu unterstreichen. Ich 
denke, darin sind wir einig. Dabei geht es überhaupt nicht um die 
Person. 

Wir haben uns dann nach einer langen Diskussion in der Siebener
Kommission, an der außer Alfred Nau, mir und Wilhelm Mellies keines 
der anderen hier zur Debatte stehenden besoldeten Vorstandsmitglieder 
beteiligt war, entschieden, diesen vierten Wahlgang vorzuschlagen, und 
zwar nicht - um es einmal offen zu sagen -, wie es der Genosse Heinz 
Kühn, glaube ich, gesagt hat, einen Naturschutzzaun um diese vier zu 
ziehen. Ich finde, eine solctie Sprache sollten wir unter uns nicht führen. 
(Lebhafter Beifall.) 
Jeder dieser vier Genossen, was immer Ihr denkt, hat den Anspruch 
darauf, die volle persönliche Achtung des Parteitages zu haben. (Leb
hafter Beifall.) 

Wer mit solchen Begriffen arbeitet, der tut - ungewollt oder gewollt, ich 
weiß es nicht, ich hoffe ungewollt - denen einen Gefallen, die diese 
Genossen, die diese vollamtliche Arbeit leisten, in den Augen der Partei 
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und der Öffentlichkeit diskriminieren. (Beifall.) Ich bin nicht bereit, das 
hier durchgehen zu lassen. (Widerspruch.) Entschuldigung, wir reden hier 
ganz offen. 

Des weiteren hat Willi Birkelbach gesagt, daß dann, wenn die vier in 
einem besonderen Wahlgang gewählt werden, sie ein besonderes Mandat 
erhielten. Genau das Gegenteil ist der Fall. Ich darf zunächst einmal mit
teilen, daß in der ersten Besprechung nach den Septemberwahlen über 
die Vorbereitungen unseres Parteitages, im Zusammenhang mit der 
Parteireform, jedes Vorstandsmitglied, das besoldet ist, erklärt hat, daß 
selbstverständlich jeder hier zur Debatte steht und daß jeder, ohne Ein
schränkung, ein Votum des "Parteitages gegen sich entgegenzunehmen 
bereit ist. Es gibt überhaupt keinen anderen Grundsatz in der Partei. 
Das fängt beim Vorsitzenden und bei ,den anderen Besoldeten an und 
hört bei den Nichtbesoldet~ auf. 

Was ist der wirkliche sachliche Grund, der hinter unserem Vorschlag 
steht? Wir sind uns darin einig, und das wißt Ihr alle aus Eurer organi
satorischen Arbeit: Eine Partei wie die unsrige komm,t ohne hauptamt
lich tätige Mitglieder im Vorstand nicht aus. (Beifall.) 

Niemand kann das bestreiten. Wenn wir diesen Standpunkt anerkennen, 
dann muß der Parteitag von vornherein überlegen, für mindestens welche 
Hauptgebiete besoldete Vorstandsmitglieder notwendig sind. Dann muß 
auch sichergestellt sein - nicht im Interesse der jetzigen Vorstands
mitglieder, sondern im Interesse der Arbeit -, daß Genossen in den Vor
stand gewählt werden, die bereit und in der Lage sind, im Vorstand die 
nicht leichte hauptamtliche Tätigkeit auszuüben. Die Frage ist ja nicht, 
daß nach diesen Ämtern ein Rennen da wäre, sondern die Frage ist, wo 
wir die Menschen finden, die bereit sind, diese schwierige und manch
mal eine sehr undankbare Aufgabe zu übernehmen. (Beifall.) Das An;
gebot ist viel geringer als die Nachfrage. 

Ich habe die für den Parteivorstand gemachten Vors"cl11äge inzwischen 
gesehen. Es ist eine lange Liste. Aber ich hätte gewünscht, daß die Ge
nossen, die hier kritische Bemerkungen über das eine oder andere haupt
amtliche Vorstandsmitglied gemacht haben, gesagt hätten, für welches 
Vorstandsmitglied sie einen anderen Kandidaten haben wollen. (Beifall.) 
Was hindert daran? Warum kommt man nicht mit Vorschlägen? Kei
ner meiner Kollegen würde das auch nur einen Augenblick als eine 
ungerechtfertigte Brüskierung seiner Arbeit ansehen. Es ist unsere Ver
pflichtung, uns dem Parteitag zu stellen. Aber Ihr habt die Verpflichtung, 
wenn Ihr meint, es müsse ein anderer oder eine andere sein, zu sagen, 
wen Ihr meint, damit der Parteitag entscheiden kann, welchen oder welche 
von beiden er haben wi11. (Lebhafter Beifall) 

Es ist gesagt worden, wir müßten über die Einteilung der verschiedenen 
Arbeitsgebiete reden. Einverstanden. Aber gibt es unter uns eine Mei
nungsverschiedenheit, daß die Sozialdemokratische Partei angesichts der 
Aufgaben, die ihr gestellt sind, mindestens auf dem Gebiet der Organi
sation, auf dem Gebiet der Presse, auf dem Gebiet der Kulturarbeit und 
auf dem Gebiet der Frauenarbeit, ein hauptamtliches Mitglied mit voller 
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Verantwortung haben muß? Wie wollt Ihr damit in der Öffentlichkeit 
bestehen, wenn Ihr nach den Referaten, die wir gehört haben über die 
Notwendigkeit des Ausbaues der Organisation, der Kulturarbeit und der 
Frauenarbeit, diesen Grundsatz nicht akzeptieren wollt? 

So haben wir uns in del'. Siebener-Kommission, im Parteivorstand und im 
Parteiausschuß mit großer Mehrheit entschieden, den Parteitag von vorn
herein von der Sache her zu bitten, Garantien dafür zu geben, daß minde
stens auf diesen vier Gebieten hauptamtliche Vorstandsmitglieder zur 
Verfügung stehen. Die Namen sind frei. Bis morgen früh um 10 Uhr kann 
jeder, der bereit ist, hier als Kandidat für das eine oder andere Sach
gebiet vorgeschlagen zu werden, benannt werden. Es ist der Freiwilligkeit 
des Angebots keine Grenze gesetzt. 

Warum hauptamtliche Vorstandsmitglieder?_ Einfach deshalb, weil für die 
Durchführung der Aufgaben auch die Autorität des vollberechtigten Vor
standsmitgliedes nötig ist. Wer das bestreitet, sollte einmal zehn Minuten 
darüber nachdenken, welche politische und organisatorische Verantwor
tung mit der Erfüllung der Arbeit auf den genannten Gebieten verbunden 
ist. Dann würde er diesen Grundsatz akzeptieren. Die Sache ist mit Refe
renten und Angestellten, und wenn sie noch so qualifiziert sind, in der 
Öffentlichkei,t nicht zu 'erledigen. Ich möchte deshalb dringend darum 
bitten, daß die Vorschläge, auf diesen vierten Wahlgang zu verzichten, 
aus diesen sachlichen und nicht aus persönlichen oder aus Apparatgründen 
abgelehnt. werden. Eine solche Klarstellung ist notwendig, damit der neue 
Parteivorstand weiß, wen er für diese Aufgaben arus seiner Mitte zur 
Verfügung hat, wobei ich noch hinzufügen will, um jene 2lU beruhigen, 
die immer noch meinen, hier werde irgendein Dreh versucht: Wir haben 
im Parteivorstand mit unseren besordeten Kollegen uns ohne Diskrussion 
dahin verständigt, daß keines der besoldeten Mitglieder, wer immer es 
auch ist, außer dem Kassierer und den drei Vorsitzenden, dem geschäfts
führenden Präsidium angehört. Ist das nicht eine loyale, eine offene und 
klare Position gegenüber der Idee, an der Spitze die politisch am meisten 
herausstehenden Persönlichkeiten zusammenzubringen? Wer will das 
bestreiten? 

Ich habe hier eingegriffen, um das dM"zulegen, aber auch noch aus einem 
anderen Grund, ich sage es ganz offen. Sicher gibt es Kritik an den bis
herigen besoldeten Vorstandsmitgliedern, angefangen vom Vorsitzenden 
bis zu den vier Besoldeten. Vielleicht ist sogar der eine oder andere der 
Meinung, es müsse ein Wechsel eintreten. Aber dann bitte ich darum, 
daß das hier offen gesagt und mit Gegenkandidaten beantwortet wird. 
(Lebhafter Beifall) 

Ich weiß, was alles in den letzten Tagen hier nach meiner Meinung mit 
zuviel Aufwand ah Kraft und Zeit über diese Dilllge diskutiert worden 
ist. Da gibt es auch Stimmen, die sagen, wenn wir es offen sagen, kommen 
wir nicht durch; nehmen wir die vier mit zu den 25 oder ·29, dann können 
wir uns auf diese indirekte Weise Luft schaffen. Bitte, man kann das tun. 
Aber dem Geist der Loyalität und der Aufrichtigkeit und der Sauberkeit 
entspricht ein solches Vorgehen nicht. (Beifall.) Das möchte ich hier ganz 
offen und garu: klar gesagt haben. 
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Wer also hier Grunde sachlicher Art hat, soll sie vorbringen und soll 
Namen nennen. &ber ich bitte Euch im Interesse der sachlichen Arbeit 
des neuen Vorstandes, der Intensivierung seiner Arbeit, daß Ihr ihm 
durch die besondere Wahl der vier Genossen für die Aufgaben, die ich 
genannt habe, die Möglichkeit schafft, seine Aufgaben zu erfüllen. Es 
ist nichts anderes dahinter als unser ehrliches ,Bemühen, eine Lösung 
zu finden, <lie die Partei.spitze in ihrer personcllen Zusammensetzung, in 
ihrer sachlichen Arbei~fähigkeit auch im .Aµtag so effektiv und so an
ziehend macht, wie e,s nur möglich ist. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Genosse Hans Demeter, 
München, dann folgt Genosse Frenzel. 

Hans Dem et er, München: Genossinnen und Genossen! Organisations
fragen in der Parte,i haben auch in der Verg:angenheit immer einen 
großen Raum eingenommen. Wenn sie heute einen breiten Raum bekom
men haben - es sind ja immerhin 35 Anträg,e von Ortsvereinen, Kreis
verbänden, Unterbezirken und Bezirken eingereicht worden, nämlich 
Nr. 97 bis 131 -, dann zeigt dies, daß in den Gliederungen deT Partei 
eine gewisse Sorge vorhanden ist, hier den gegiebenen Tatsachen, wie 
wir sie heute vorfinden, endlich Rechnung zu tragen. 
Der Parteivorstand und der Parteiausschuß legen uns eine Entschließung 
Nr. 198 vor. Es soll eine Zusammenfassung dieser vorliegenden Anträge 
sein, und es ist uns ja gesagt worden, daß sich die Siebener-Kommis
sion in vielen Beratungen mit diesen Anträgen befaßt habe. Nun, warum 
sind diesmal so viele Anträge zur Änderung des Organisationsstatut.s 
eingegangen? Die Ursache ist doch in erster Linie darin zu suchen, daß 
überall in den Gliederungen der Partei: ein aktionsfähigerer Vorstand 
gewünscht wird und daß in dieser Frage die versteckte Kritik, die man 
auclJ. heute hier wieder anklingen hörte, gegen die „Baracke", wenn ich 
so sagen darf, nicht so zum Ausdruck kommt - Genosse Olle:nhauer 
hat es hier gestreift -. wie es eigentlich in diesem Kreis doch getan 
werden müßte. 
Unser Anliegen war, daß die Landesverbände als echte Organisations
gliederungen einen Einbau in das Statut bekommen. Wenn ich die Ent
schließung Nr. 198 betrachte, dann ist von den vielen Wünschen der 
gestellten Anträge nicht sehr viel mehr übrig geblieben. Es ist zu einem 
Teil etwas ganz anderes daraus. geworden, und es fällt scb,wer, wenn 
man in die Organisation zurückkehrt, sagen zu müssen, daß eigentlich 
unsere Arbeit praktisch umsonst war, weil in diesen grundlegenden Fra
gen doch keine Organisationsänderung erzielt werden kennte, weil man 
ja auch in Partei.vorstand und Parteiausschuß der Meinung ist, daß die 
Landesverbände kein organisatorischer Teil sein sollen. Nun, iclJ. sehe ein, 
daß die Schwierigkeiten sehr groß sind, wenn man die einzelnen Anträge 
hier behandeln soll. Man hätte aber doch • und das bitte ich für die 
Zukunft zu überlegen - eine Antragskommiission berufen sollen. Dann 
wäre doch die Möglichkeit gewesen, in diesem Kreis und hier auf dem 
Parteitag eine Lösung zu finden, ohne daß noch so viele weitere 
Abänderungsanträge gestellt werden müßten. 
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Ich sagte, die Entschließung sehe keine Landesverbände vor. Es wird 
hier bei § 4 erst angefangen, und wenn ich den Absatz 2 lese und mit 
dem bisherigen Organisationsstatut vergleiche, ist praktisch nichts ver
ändert. Es liegt ein Antrag 97 des Bezirks Mittelrhein, ein Antrag 99 
des Ortsvereins Osnabrück, ein Antrag 100 des Ortsvereins Kettwig, ein 
Antrag 109 des Untexbeziirks Duisburg und ein Antrag 111 des Unter
bezirks München vor, die alle praktisch schon in den § 3 eingebaut zu 
sehen wünschen, daß die Grundlage der Organisation die Ortsvereine 
und Bezirke sind und daß diese, zusammengefaßt in einen Landesver
band, gegliedert werden müssen. 

Wh- haben doch heute den Tatbestand, daß es Bezirke gibt, die über 
einige Länder hinausgehen. Ich glaube, daß man doch endlich den landes
politischen Gesichtspunkten mehr Rechnung tragen müßte, weil seit 1945 
ja in der Bundesrepublik hier doch allerhand geschepen ist und man 
nicht mehr auf das Jahr 1933, wo wiir aufhören mußten, zurückgreüen 
sollte und kann. Es ist ja während dieser Tagung auch schon gesagt 
worden, daß die Organisation Mittel zum Zweck sei und nicht Selbstzweck 
bedeuten dürfe. Wenn ich mir das aber heute bei der Änderung der 
Staatsstruk.turr so anschaue, dann stellen wir doch fest, daß die Sozial
demokratische Partei in den Gemeinden, in den Großstädten und auch 
in den Ländern eine bestimmte Bedeutung bekommen hat, und es müßte 
im Interesse der Partei liegen, daß hier ein echtes Gremium geschaffen 
wird, ein Landesverband, der die Richtlinien der Politik .in den ein
zelnen Ländern, die sich nach den Richtliruen der im Bund geführten 
Politik ergeben, zu koordinieren hätte. Hier hätte, praktisch gesehen, 
die Mitgliedschaft die Kontrolle über diese Arbeit auszuüben, nidtt daß 
die Fraktionen selbstherrlich zum Teil - das hat man in den Stadtrats
fraktionen, hat man auch in den Landtagsfraktionen - einfach die Politik 
machen und dann nur so gelegentlich einmal ein Bericht erstattet wird 
und dann seitens der Mitgliedschaft praktisch nicht mehr sehr viel zu 
ändern ist. Die SPD in den Ländern hat ein bestimmtes Gewicht bekom
men. Wenn wir Landeskonferenzen haben, stellen wix auch fest, daß 
ein großes Interesse der Öffentlichkeit, der Presse, des- Run.dfunks vor
handen ist, diesen Tagungen zu folgen. Warum vers-chließen wir uns 
davor, diesen Notwendigkeiten endlich gerecht zu werden? Hat man 
etwa Bedenken, daß damit der nunmehr vollzogene föderative Aufbau, 
der in der Bundesrepublik praktisch vorhanden ist, auch die Bundes
partei, wie wir sie heute sehen, zu föderativ machen würde? 
Genossillllen und Genossen! Der § 10, wie ihn der Parteivorstand und 
der Parteiausschuß in Antrag 198 vorschlagen, könnte wohl die Billigung 
des Parteitages finden, denn 400 Delegierte halte ich für zu viel. Es ist 
ja schon schwierig, bei 300 Delegierten einen so großen Parteitag abzu
wickeln, und wenn die Zahl der Delegierten noch vergrößert wird, wird 
das Gremium bestimmt nicht arbeitsfähiger werden. Das sollten wir 
doch erkennen. 

Zu den Vorschlägen des Parteivorstands haben wir im Antrag 111 ganz 
klar zum Ausdruck gebracht, daß der Parteivorstand aus dem Vorsitzen
den, zwei stellvertretenden Vorsitzenden, je einem besoldeten Beisitzer 
für die Sachgebiete Finanzen, Presse und Propaganda sowie Organisation 
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bestehen soll. Wir haben dann weiter 14 unbesoldete Beisitzer und je 
einen Vertreter der Landesverbände hier einzubauen, vorgeschlagen. 
Wir haben aber auch weiter in § 18 ausgeführt, daß wir wünschen -
und darauf kommt es uns wesentlich an -, daß der nunmehr gewählte 
Parteivorstand sich eine Geschärtsordnung und eine Geschäftsverteilung 
gibt, so daß diese Fragen klar geregelt werden. 
Der Parteirat sieht in der Vorlage von Parteivorstand und Parteiaus
schuß auch ganz anders aus, als wir ihn uns vorgestellt hatten. Wir 
waren nämlich der Meinung, daß der Parteirat ein eigenes Gremium 
sein solle, das aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellver
treter zu wählen habe, und daß dieser Parteirat von sich aus mindestens 
halbjährlich eine. Sitzung einzuberufen habe. In der Vorlage des Partei
vorstands heißt es aber: ,,Der Parteirat wird durch den Parteivorstand 
einberufen." Dem ist hier also meiner Ansicht nach nicht Rechnung ge
tragen. Außerdem fehlt die von uns gewünschte Frauenvertretung, die 
wir ganz klar im Katalog aufgeführt haben, und zwar daß die Vor
sitzenden der Bezirksfrauenausschüsse in dem Parteirat vertreten sein 
müssen. 
Nun zu anderen Anträgen k4rz einige Bemerkungen: Der Bezirk Fran
ken schlägt vor, daß man statt des Wortes „FUnktionäre" das Wort „Ver
trauensmänner" setzen solle. Ich glaube, wenn jemand in der Partei 
ehrenamtlich arbeitend Funktionen ausübt, können wir stolz darauf sein 
und sagen,' er ist Funktionär. Das ist eine Auslegungssache. Wenn näm
lich beispielsweise das Wort „Vertrauensmänner" Platz greüt, wird man 
von der anderen Seite sagen, das seien die V-Männer der SPD. Ich 
glaube, man kann da immer etwas bemängeln. 
Im § 25 Abs. 2 wird bei Franken neu eingefügt, daß die hauptamtlichen 
Mitglieder der Partei der KontrolUcommission nicht angehören können. 
Ich .glaube, Genossen, das sollten wir nicht annehmen, und wir sollten 
dem auch nicht irgendwie das Wort reden. 
Ich komme jetzt zum Schluß. Genossinnen und Genossen, ich möchte es 
nicht erleben, daß wieder, wenn ich nach Hause komme, in einer der 
führenden süddeutschen Zeitungen geschrieben steht, auf dem Parteitag 
sei alles planmäßig abgelaufen, es sei praktisch ja doch nichts passiert. 
Wir wünschen, daß die Landesverbände ein Gewicht innerhalb der 
Parteiorganisation bekommen, und ich stelle den Antrag, daß der An
trag 111 des Unterbezirks München in dieser Frage mit zur Abstimmung 
gestellt wird. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö II er: Genossinnen und Genossen! Die geringe 
Überschreitung der Redezeit_ sollte als Ausgleich für die beachtliche Un
ruhe in diesem Saal dienen. Im übrigen darf ich den Diskussionsrednern 
empfehlen, bei der Diskussionsrede auf einen genauen Abstand zum 
Mikrofon zu achten, damit auch der hintere Teil des Saales die Argu
mente hört und so überzeugt wird. 

Das Wort hat Genosse Alfred Frenzel. Ihm folgt Willy Brandt. 

Alfred Fr e n z e I, Klosterlechfeld: Genossinnen und Genossen! Die Dis
kussionsgrundlage zu dem jetzt hier abrollenden Diskussionspunkt war 
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der Ausgang der Bundestagswahlen am 15. September 1957. Ich glaube, 
nach diesem Tag gab es in jeder Part~iorganisation des Bundesgebiets 
Diskussionen darüber, warum diese Wahl so ausgegangen ist. Wir haben 
gesehen, daß nicht nur in unseren politischen Kreisen, bei unserer An
hängerschaft diese Diskussion geführt wurde, sondern haben bemerkt, 
daß uns auch unsere politischen Gegner Ratschläge erteilen wollten und 
zum Teil sogar erteilt haben, warum und wieso diese Bundestagswahl so 
ausgegangen ist. Ich habe damals erklärt, daß die Sozialdemokratische 
Partei zu diesem Ausgang der Bundestagswahlen Stellung nehmen wird 
und die notwendigen Schlüsse daraus zieht. 

Aber wir werden uns niemals - und wir dürfen das auch heute nicht 
tun - unser politisches Geschehen vom politischen Gegner aufzwingen 
lassen. (Beifall.) 

Ich bin S€b.r befriedigt, daß im Laufe dieser Diskussion aus diesen vielen 
Vorschlägen und Anträgen von den hier eingesetzten Gremien praktische 
Vorschläge erarbeiret wurden, die nun zur Abstimmung kommen werden. 

Wenn auch die Partei.spitze - auf die es ja in den damaligen Diskus
sionen abgesehen war - vielleicht nicht in· der Form reformiert worden. 
ist, wie es sich mancher vorgestellt hätte, so bin ich doch der Meinnm.g, 
diaß da,s, was nun heute vorgeschlagen ist, eine Parteispitze der Sozial
demokratischen Parrei ist - ich mache kein Hehl daraus -, mit der 
wir uns nicht nur im Lande sehen lassen können, sondern mit der 
tatsächlich neue politische Arbeit draußen von unseren Mitgliedern und 
Organisationen geleisret werden k.ann. 

Wenn wia:- heute sehen, daß gerade der P&-reivo.rstand, der hier ver
kleinert werden sollte, aber wegen der vielen Arbeit, die auf ihm La.stet, 
nicht verkleinert werden kann, doch ein Parteipräsidium aus neun Mit
gliedern erhält, so glaube ich, ist darin das enthalten, was wir von der 
Reform der Spitze erwarteten und was nun praktisch durchgeführt werden 
soll. 
Ich bin aber auch über etwas anderes sehr glücklich. Ich gehöre nun schon 
seit mehr als einem Jahrzehnt dem Parreiausschuß an und gehöre also 
zu· jenem Gremium, das ,,nachäffen" mußite und das also keine Möglich
keit hatte, politisch gestaltend zu wirken. 

Wenn wir uns nun die Vorschläge zu den§§ 22, 23 und 24 ansehen, dann 
glaube ich, ist hier aus diesem Parteiausschuß mit dem neuenNamen„Partei
rat" ein Gremium geworden, das nun die Möglichkeit hat, :ru beschließen, 
und dieses Gremium wird nicht nur - wie vorhin gesagt wurde - zwei
mal i~ Jahr, SO!lldern zumindest viermal und vielleicht fünf- und sechs
mal, je nachdem, wie es die politischen Aufgaben, die. die Partei zu 
erfüllen hat, verlangen, zusammentreten, den Vorsitzenden wählen und 
dadurch ein vollkommen unabhängiges Gremium sein, von dem ich mir 
- wie ich bexeit.s gesagt habe - sehr viel verspreche. Auch daß die Frage 
der Landesvorstände und der Landesarbeit hier koordiniert werden muß 
und daß vor allem die Landtagsfraktionen ihre Mitglieder in diesem 
Parteirat haben sollen - das habe ich auch bereits im Parteiausschuß 
gesagt - 1 wird da2JU füh.reD; daß die bisher mangelnde Koordinierung, die 
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maIJJgelnde Zusammenarbeit zwischen Bundes- und Land~politik nun so 
eine bessere werden wird, und es liegt nun an uns selbst, es liegt an 
denen, die im Bund_und im Land tätig sind, diese Koordinierung so durch
zuführen, wie sie unbedingt notwendig ist. 

Aber eine Hauptfrage, die j,a bereits wähl-end der ganzen Diskussion eine 
Rolle spielte, war die Frage der besoldeten Mitglieder. Ich muß sagen, mir 
hat es etwas weh getan, wie diese Dinge heute von einigen Diskussions
rednern hier vorgetragen wurden. Ich muß Ihnen sagen, wenn ich zu diesen 
besoldeten Mitgliedern gehörte, wüßte ich nicht, ob ich mich überhaupt 
noch - wenn ich vielleicht noch die Möglichkeit hätte - einer Kandi
datur stellen würde. Wir müssen doch auch hier „die Kirche im Dorf 
lassen", Genossinnen und Genossen. 

Wenn man .irgend jemanden braucht, wenn man einen Schuldigen •suchen 
muß - a'lli Grund von Verärgerungen oder weil die Wahlen nicht so aus
gegangen sind, wie sie hätten ausgehen sollen, oder auch aus anderen 
Gründen -, so müssen wir das Illatüruich tun, aber wir müssen dann 
sagen, wer nun dieser Schuldig~ ist. Mit diesem anonymen Antrag, den 
Sie auf Drucksache Nummer 216 stellen, tun Sie etwas, was, gLa:ube ich, 
der So-zialdemokratischen Partei und ihrer Delegation, die aus den ver
schiedenen Gebieten hier beisammensitzt, unwürdig ist. Man soll doch 
gan,z einfach sagen, der Heine paßt uns nicht, der Heine ist nicht der 
Mann dafür. Wir wollen einen anderen haben. Dann muß man aber natw-
lich auch die Konsequenz daraus ziehen und sagen: Wir wollen den oder 
jenen Mann •an diese Stelle setzen. Das ist doch eine Selbstverständlich
keit, daß man eben, wenn man irgend etwas nicht haben will oder wenn 
man Kritik an einer Sache übt, auf der anderen Seite einen Vorschlag 
macht, von dem mal). glaubt, daß er besser sein sollte als der alte. 

Aber ich glaube, daß auch andere Dinge hier mit eine Rolle spielen. Wenn 
heute v;on besoldeten Mitgliedern gesprochen wird, dann möchte ich nicht 
mehr wiederholen, was Erich Ollenhauer hier gesagt hat, daß es eben 
in einer Partei wie der unsrigen, die eine Mitglieder- und Funktionärs
partei ist, notwendig ist, daß ein Zusammenspiel erfolgt, und daß eben 
eine „Exekutive" und eine „Legislative", wie man sie sehr gern sehen 
möchte, im Parteiapparat nicht vertretbar ist. Der Parteiapparat ist 
etwas anderes als beispielsweise der Regierungsapparat. Dort ist die 
Trennung der Gewalten unerläßlich. Aber hier im Parteiapparat sind 
doch die Dinge ganz anders, und nun fragen Sie sich selbst, die Sie 
vielleicht Jahre oder Jahrzehnte als Funktionär draußen tätig sind, 
die Sie die Verantwortung tragen müssen,. die Sie in Ihren Bezirken 
vielleicht die große Verantwortung an der Spitze zu tragen haben, fragen 
Sie sich doch, was es bedeutete, wenn Sie dort, wo es darum geht, Be
schlüsse zu fassen, nicht stimmberechtigt wären. Hier ist es doch nicht 
anders, gerade bei den besoldeten Mitgliedern! Man sagt, das könnte 
durch Referenten geschehen. Das ist unmöglich in einem solchen Partei
apparat. Ich habe ja auch die Erfahrung von einigen Jahrzehnten in der 
politischen Arbeit, und ich war ursprünglich auch der Meinung, daß es 
vielleicht nicht so viele sein müssen, daß man sich aussuchen könnte, 
welche Referate unbedingt notwendig sind. Wenn ich mir aber die ge-
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samte Arbeit, die auf der Partei lastet, vor Augen führe, dann komme ich 
zu der Überzeugung, daß es I e i d e r nicht weniger sein können, sondern 
daß es das Mindestmaß von dem ist. Wenn wir nun diese vier mit in 
den Parteivorstand hereinbringen, die in der Gesamtheit des Parteivor
standes eine so große Minderheit darstellen, die aber auch im Partei
präsidium - falls die Anträge so angenommen werden - ebenfalls eine 
Minderheit darstellen, dann glaube ich nicht, daß da irgendeine Gefahr 
bestünde. Es tut mir leid, daß wir gerade auf diesem Gebiete hier als 
Delegierte verschiedener Meinung sind, aber es wäre schlecht, wenn es 
nicht so wäre. Wir als Sozialdemokraten sind ja immer stolz darauf, die 
freie Meinungsäußerung zu respektieren. Ich glaube, daß, wenn es so 
wichtige Entscheidungen sind, man sie von beiden Seiten sehen muß. 

Ich bin zu der Oberzeugung gekommen, daß wir dem, was Partei
vorstand, Parteiausschuß und Kontrollkommission gemeinsam erarbeitet 
haben, was Ihnen heute hier vorliegt in der Drucksache Nr. 198, Ihre 
Zustimmung geben sollten. Sie haben die Möglichkeit, wenn Ihnen 
Personen nicht zusagen, diese durch andere zu ersetzen. Aber ich glaube, 
das sind wir allen schuldig, daß wir das ganz klar und deutlich zum 
Ausdruck bringen. (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Ich muß 
nun wirklich bitten, die Konferenzen hier im Saal aufzugeben. Es ist 
mir jetzt erneut von den Delegierten, die im hinteren Teil des Saales 
sitzen, mitgeteilt worden, daß sie infolge der Unruhe im Saal die Aus
führungen nicht verstehen können. (Beifall.) 
Ich muß also jetzt die Betreffenden, die die Konferenzen hier im Saal 
fortführen, einzeln aufrufen und bitten, darauf zu verzichten. (Sehr
gut!-Rufe.) 
Das Wort hat jetzt Willy Brandt, Berlin; ihm folgt Ludwig Metzger, 
Darmstadt. 

Willy Brandt, Berlin: Genossinnen und Genossen! MiT will scheinen, 
daß bei aller Bedeutung der diesem Parteitag unterbreiteten Referate 
und bei aller Bedeutung der hier erörterten Fragen und vielleicht gerade 
wegen der überschattung anderer Dinge durch die Auseinandersetzungen 
um die Atomgefahren die Erörterung über dile Ursachen unseres Miß
erfolges des Jahres 1957, gemessen an den ursprünglichen Debatten, zu 
kurz gekommen ist. Ich meine damit die Ursachen, die nicht bei anderen 
liegen, sondern ich meine den Teil der, Ursachen, der unbeschadet der 
großen Anstrengungen der gesamten Partei einschließlich der besoldeten 
Vorstandsmitglieder - ich wiederhole - einschließlich der besoldeten 
Vorstandsmitglieder ~, bei uns selbst liegt oder liegen könnte, als mit
bestimmende Gründe dafür, daß wir zum .drittenmal seit der Gründung 
dieser , Bundesrepublik unser politisches Ziel n:icht erreicht haben. Wir 
werden auch auf den Grenzgebieten zwischen Organisation und Politik, 
um die es sich jetzt handelt, zu prüfen haben - nicht im Sinne der Selbst
reinigung oder Selbstzerfleischung -, wie wir dieses Ziel erreichen kön
nen, und wir werden es nicht zulassen, wir dürfen es nicht zulassen, 
daß jemand .über die Sozialdemokratische Partei sagen könnte, was 
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eigentlich passieren müßte, bevor in der Sozialdemokratischen Partei 
in der den Delegierten angemessen erscheinenden Form über die Glrund
fragen - sowohl der Organisation als auch der Politik - gesprochen 
wird. (Lang anhaltender lebhafter Beüall.) 

Ich will meine Redezeit nicht dadurch belasten, daß ich aus der Schrift 
mit dem Entwurf des Grundsatzprogramms einen sehr beachtlichen 
Abschnitt auf Seite 7 verlese. Ich will nur den Satz verlesen, den wir 
sicher alle unterschreiben:' 

,, ... eine Orgarusation wird nicht nur getragen von dem ihr zugrunde 
liegenden Ordnungsgedanken, sondern vor allem von Menschen, die 
~ie führen." 

Das ist ein Satz, den wir sicher alle unterstreichen. Das übrige überlasse 
ich den Delegierten zum Selbststudium. Wir werden auf diesen Punkt 
ja erst morgen im einzelnen zu sprechen kommen. (Zuruf: Warum nicht 
heute?) 
Nun möchte ich sagen, Genossinnen und Ge;nossen, ich glaube, wir sind 
es dem Genossen Ollenhauer schuldig, daß wir das, was er vorgetragen 
hat, und das, was vorher vorgetragen wurde, mit all dem gebührenden 
Ernst und schuldigen Respekt zur Kenntnis nehmen. Darum hat er ge
beten, und das kann ihm niemand verweigern. 

Ich glaube, wir stimmen ihm auch alle darin zu, daß wir jedeni, der jetzt 
eine bestimmte Funktion in der Partei hat und sie vielleicht auch in Zu
kunft haben wird, daß wir jedem von Ihnen, die - wie es hier hieß -
volle persönliche Achtung entgegenzubringen haben. 

Aber was meiner Ansi~t nach nicht geht, Genossen - lassen Sie mich 
das .eben offen sagen-, das ist, denjenigen, die Bedenken zu einem be
stimmten Verfahren bei der Auswahl der führenden Funktionäre an
melden, zu unterstellen, daß sie sich von weniger Loyalität (Sehr richtig!
Rufe) und von weniger Willen zur innerparteilichen Sauberkeit leiten 
ließen als diejenigen, die diese Vorschläge unterbreiten. (Lang anhalten
der, lebhafter Beifall.) 
Ich bedaure dabei noch etwas anderes, nämlich daß es nach dem Diskus
sionsbeitrag des Parteivorsitzenden einem so unendlich schwer gemacht 
wird, das aus der Sache heraus ,erneut zu vertreten, was man aus der 
Sache heraus und nicht unter Bezug auf Personen empfehlen möchte, weil 
nämlich nach dem, was gesagt ist, nun daraus so etwas wie eine per
sonelle Entscheidung herausgelesen werden könnte. 

Nebenbei gesagt: Ich wäre dankbar, wenn uns mitgeteilt würde, ob auch 
dieser Teil der Empfehlungen eine einstimmge Empfehlung der Gremien 
war oder ob es nicht auch bei den Vorberatungen dieser Dinge darüber 
unterschiedliche Meinungen g~geben hat, nämlich auch die Meinung, die 
ein Teil des Parteitages für richtig zu halten scheint. 

Darf ich in Kürze noch einmal folgendes sagen: Es ist schon darauf hin
gewiesen worden, der Gleichheitsgrundsatz müßte für die besoldeten Mit
glieder gelten wie für das Präsidium. Wenn man auf der einen Seite nicht 
die direkte Wahl durch den Parteitag mag, finde ich, sollte man hier 
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gleichziehen. Wenn man aber sagt, wir brauchen für bestimmte Arbeits
gebiete vom Parteitag dafür ausgewählte Genossen, dann hätte man den 
Weg konsequent gehen sollen, den man beim Kassierer gegangen ist, und 
sagen sollen, so wie wir einen Genossen als Kassierer wählen, wählen 
wir einen als Leiter unserer Wirtschaftspolitik, einen als Leiter dieses 
Gebiets und einen als ,Lei~r jenes Gebiets. (Sehr richtig!) 

Das würde die Diskussion dann erleichtert haben, 

Aber, Genossen! Das Argument, das. Alfred Nau als drittes vortrug, wenn 
man nicht so verführe, w~e vorgeschlagen wird, dann würde unter Um
ständen nicht die genügende Zahl von Genossen zur Verfügung stehen 
für hauptamtliche Tä~igkeiten im Parteivorstand - das vermag mich 
nicht ganz zu überzeugen, und zwar aus dem Grund, weil ich meine, daß 
es sehr wohl möglich ist, daß in dem einen oder anderen Fall wichtige 
Sachgebiete, Abteilungen, wenn ihr so wollt, beim Parteivorstand nicht 
stimmberechtigt, sondern beratend, angehören. (Sehr richtig! - Beifall.) 
Das ist eine Art des Verfahrens, das es in der Organisation auch sonst 
gibt. 
Darf ich noch zwei Bemerkungen zu den Organisationsfragen machen. 
Erstens: Die Berliner Landesorganisation bleibt, obgleich sie nicht sehr 
viel Hoffnung hat, damit durchzudringen, bei ihrer seit Jahren immer 
wieder vorgetragenen Meinung, daß auf einem Parteitag nur die von den 
Organisationen gewählten Delegierten Stimmrecht haben sollten, das, was 
also iiri Antrag 105 drinsteht, die anderen haben sowieso durch ihr Wort 
mehr Gewicht. Ich bin persönlich der Meinung, daß :im Grunde das Man
dat eines Vorstandes erlischt, wenn ein neuer Parteitag zusammentritt, 
der dann erst einen neuen Vorstand wählt. Immerhin: Der Kreis derer, 
die außer den gewählten Delegierten mitstimmen, reduziert sich von etwa 
90 auf 41. Das begrüßen wir lebhaft. Wir würden es noch mehr begrüßen, 
wenn man sich darauf einigen könnte, daß die 41 Genossen das Stimm
recht, wenn man das absolut für erforderlich hält, neben den gewählten 
Delegierten ausüben, nicht aber das Wahlrecht zu dem Gremium, für das 
sie überwiegend selbst kandidieren. (Beifall.) 

Ich würde als dritten Punkt sagen wollen, daß ich in einer gewissen Ab
weichung von Max Kukil meine, daß g~nz egal, was man über die Landes
ausschüsse in das Statut hineinschreibt, die Stellung der Landesaus
schüsse so stark wie möglich sein sollte (Beifall), aus dem Grunde: weil 
diese Bundesrepublik, solange wir sie haben, nun einmal so gegliedert 
ist. Und selbst wenn die Länder in der Entwicklung etwas aufgeben von 
ihrer ursprünglichen Funktion, bleiben sie wichtige Gliederungen, und 
die Sozialdemokratische Partei (Glocke) muß auf dem Wege über die 
Länder und über die großen Städte und durch die Koordinierung unserer 
Tätigk.eit in den Ländern und in den Städten manches von dem zu kom
pensieren suchen, was ihr an Gestaltungsmöglichkeiten auf der eigent
lichen Bundes.ebene in dieser Runde noch immer genommen ist (Beifall.) 

Gestattet mir, Genossinnen und Genossen, eine oder zwei abschließende 
Bemerkungen: Es geht schließlich nicht um kleinlichen organisatorischen 
Klatsch. Es geht darum, daß eine große Partei V{ie diese Vertrauen aus
strahlen muß, und dieses Vertrauen muß sich ausdrücken in der Gesamt-
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tätigkeit, in der Gesamtaussage, nicht zuletzt aber auch in dem, was 
man auch in dieser Debatte „das Gesicht der Partei" genannt hat. 

Und zweitens: Eine große Partei wie diese - und davon zeugt doch wohl 
auch dieser Parteitag - muß selbstbewußt sein, über einen gesunden 
Willen zur Macht verfügen und sich durch Klarheit "ihrer Aussage aus
zeichnen, muß offen sein für alle Strömungen in dieser Zeit. Kein bloßer 
Weltverbessererklub, sondern eine politische Partei, die die Geschicke 
eines Volkes, eines Staates gestalten will, die sich das zutraut, die das 
ausstrahlen läßt auf die Menschen in diesem Volk, und meine Hoffnung 

.geht dahin - trotz allem, daß wir auf diesem Parteitag und über diesen 
Parteitag hinaus einige Schritte auf dem Wege vorankommen - nicht 
dieser Partei wegen, sondern der Menschen und der Sache wegen, für die 
diese Partei steht. (Starker Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Ludwig Metzger, Darm
stadt; ihm folgt Hans Mangold, Kassel. 

Ludwig Metzger, Darmstadt: Liebe Genossinnen und Genossen! Erich 
Ollenhauer hat den Wunsch, daß hier offen gesprochen wird. Diesen 
Wunsch haben wir - glaube ich - alle. Ich will mit einer Offenheit 
beginnen: Ich bedaure es, daß Erich Ollenhauer hier einigen Genossen 
Illoyalität vorgeworfen und daß er gesagt hat, sie hätten nicht mit der 
nötigen Offenheit gesprochen. Ich bin der Meinung, daß das der Fall ist. 
Ich will in dem gleichen Sinne sprechen wie die Genossen, denen dieser 
Vorwurf gemacht worden ist. Ich möchte mich bemühen, wie ich das 
immer schon in der Partei getan habe, mit Offenheit und auch mit Loya
lität zu sprechen und der Offenheit Rechnung zu tragen. Ich bin in der 
Tat der Meinung, daß es notwendig ist, daß auf den Arbeitsgebieten, die 
im Augenblick von den besoldeten Mitgliedern des Vorstandes versehen 
werden, Änderungen vorgenommen werden. (Zuruf: Welche?) 
Um auch das mit aller Offenheit zu sagen: Ich glaube nicht, daß icb 
pas Gebot der Offenheit verletze, wenn ich der Auffassung bin, daß man 
trotzdem hier nicht die Aufgabe hat, über personelle Fragen zu sprechen. 
Es ist - glaube ich - keineswegs so, wie Erich Ollenhauer es dargestellt 
hat, daß hier dann, wenn einer von den Besoldeten ausscheiden soll, eine 
Alternative gegeben werden müsse. Ich glaube sogar, daß der Parteitag 
dazu nicht einmal die Möglichkeit hat. (Sehr richtig!) 
Wir haben ja eine Exekutive, die von uns neu gewählt wird: das ist der 
Parteivorstand. Der Parteivorstand hat die Aufgabe - die Angestellten 
d.er Partei und die Mitglieder des Parteivorstands, die im Augenblick 
besoldete Mitglieder sind, sind ja zu gleicher Zeit auch Angestellte der 
Partei - auszuwählen. Das ist ein kleines Gremium. Es hat die Mög
lichkeit und die Sachkenntnis, um ganz anders zu prüfen, als das bei
nahe 400 Menschen können. Das ist die Aufgabe der Exekutive, und auch 
das kommt hinzu, Offenheit in allen Ehren: Es gibt aber Dinge, die be
spricht man in kleinen Gremien besser als in großen Gremien. Deswegen 
hat es einen guten Sinn, daß solche Aufgaben von der Exekutive wahr;. 
genommen werden, das heißt also vom Parteivorstand. Ich sehe gar nicht 
ein, warum der Parteitag nicht die Möglichkeit haben soll, in den Vor-
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stand die Männer und Frauen zu wählen, die ihm politisch als die geeig
neten erscheinen, und daß dann diese gewählten .Personen prüfen: gibt 
es in ihrem Kreis Personen, die hauptamtlich als berufsmäßige Mitglie
der ein Amt versehen können, oder erweist es sich als notwendig, daß 
ein Angestellter engagiert wiro, der durchaus in einer wichtigen Position 
sein kann mit all der Achtung, die ihm gebührt, der aber nicht Mitglied 
des Vorstandes ist. 

Es ist eben schon darauf hingewiesen worden: Was steht denn dem ent
gegen, daß ein Angestellter, der eine wichtige Position versieht, in den 
Sitzungen des Parteivorstands als Beratender zugezogen wird? Kein 
Mensch kann das dem Parteivorstand verwehren, und es wäre durchaus 
möglich, daß solche Aufgaben von Angestellten versehen werden, die 
nicht Mitglied des Vorstandes sind. Das ist durchaus nicht notwendig. 
Ich könnte mir aber sogar vorstellen, daß ein solcher Angestellter, wenn 
er sich in einer besonderen Weise als qualifiziert erweist, bei der näch
sten Wahl schon auf der Liste der Kandidaten steht und daß er in den 
Vorstand gewählt wird, einfach auf Grund seiner besonderen Qualifika
tion. Diese Möglichkeit muß dann nach einer gewissen Zeit von dem 
Parteitag geprüft werden können: ob die politische Voraussetzung dafür 
gegeben ist, daß der Betreffende oder die Betref!errde in den Parteivor
stand gewählt werden. Es ist ja keineswegs so, daß wir, wenn wir die 
besoldeten und unbesoldeten Mitglieder getrennt wählen, damit in Wirk
lichkeit die Möglichkeit als Parteitag haben, eine Entscheidung zu tref
fen. Es wird vielmehr notwendigerweise so sein, daß, weil der Partei
tag keine Alternativvorschläge machen kann, die besoldeten Mitglieder 
praktisch Beamte auf Lebenszeit sein werden. Damit ist im Grunde ge
nommen dem Parteitag die Freiheit seiner Entscheidung, nämlich die zu 
wählen, die er für geeignet hält, in den Vorstand zu kommen, genom
men. Also das Argument, das uns von Alfred Nau vorgetragen worden 
ist, ist ein Scheinargument, aber kein wirkliches Argument. Ebensowenig 
hat der Parteitag die Möglichkeit, wie das hier von Alfred Nau vor
getragen worden ist, und was er als notwendig bezeichnet hat, die Quali
fikation dieser Leute so zu prüfen, daß wir s~gen können, der ist besser 
geeignet als jener, sondern er hat vor allem die politische Qualifikation 
zu prüfen, aber nicht die Qualifikation, die einer mitbringen muß, wenn 
er als Angestellter innerhalb eines Apparates, innerhalb eines Büros, ge
wisse Eigenschaften haben muß, die noch neben denen vorhanden sein 
müssen, die wir ~ls palitische Qualifikation ansehen. 

Ich darf rein rechtlich noch auf etwas verweisen: Ich glaube, es ist 
wichtig, daß wir das beachten. Es besteht kein Zweifel, wenn der An
trag des Vorstandes zur Annahme kommen so.11 - er bedeutet eine 
Satzungsänderung -, muß er mit Zweidrittelmehrheit angenommen wer
den. Die Anträge, die vorsehen, daß Besoldet-e und Unbesoldete -in einem 
Wahlgang gewählt werden, müssen auch mit Zweidrittelmehrheit an
g€'Ilommen werden, denn auch sie sind eine Satzungsänderung. Wir haben 
aber eines die ganzen Jahre hindurch übersehen: daß unsere Satzung in 
diesem Punkt eine Vorschrift hat, die wir seither nicht beachtet haben. 
In unserer Satzung steht nämlich: 

327 



,,Die Wahl des Parteivorstands erfolgt durch den Parleitag mittels 
Stimmzettel in einem Wahlgang." 

Es ist also sog~r ausdrücklich ausgeschlossen, daß die Besoldeten und 
Unbesoldeten in zwei Wahlgängen gewählt werden. Wenn -also kein An
trag zur Annahme käme, müßten wir nach der Satzung verfahren. Seither 
sind wir anders verfahren. Wo kein Kläger ist, ist kein Richter! Aber 
inzwischen ist die Frage aufgetaucht. Nun v.:erden wir Veranlassung 
haben, wenn die Satzung nicht geändert wird, nach der jetzigen Satzung 
zu verfahren, das heißt also, nach dem, was ich soeben vorgelegt habe. 
Ich würde es für vernünftig halten, daß die Vorsitzenden in getrennten 
Wahlgängen gewählt werden. Ob der Schatzmeister in einem getrennten 
Wahlgang gewählt werden soll, darüber kann man diskutieren, da kann 
man ja und nein sagen; das würde ich nicht für eine entscheidende Frage 
halten. Aber daß die übrigen Mitglieder des Vorstandes in einem Wahl
gang gewählt werden, scheint mir - wie ich dargelegt habe - richtig zu 
sein, und das entspricht am meisten der derzeitigen Satzung. Wenn wir 
aber zu einer solchen Regelung kommen wollen, wenn wir nicht gezwun
gen sein wollen, auf Grund der jetzt gültigen Satzung überhaupt nur in 
einem Wahlgang zu wählen, dann müssen wir uns zusammenfinden und 
sehen, daß wir zu einer Lösung kommen. Ich glaube, dann kann man 
nicht die äußerste Lösung, die vom Parteivorstand vorgeschlagen worden 
ist - nebenbei bemerkt, nicht einstimmig, wenn ich das sagen darf -, 
wollen, sondern wir müssen dann schon zu einer mittleren Lösung kom
men. Der Antrag von Hessen-Süd ist der weitestgehende, denn er sieht 
nur drei Wahlgänge vor. Es gibt sechs Bezirke, die die vier Wahlgänge 
vorgeschlagen und dabei vorgesehen haben, daß Besoldete und Unbesol
dete in einem Wahlgang gewählt werden. Vielleicht werden wir uns -
das scheint mir vernünftig zu sein - zu einem Kompromiß bereit finden, 
das heißt, wir werden uns auf vier Wahlgänge einigen und werden die 
Besoldeten und die Unbesoldeten in einem Wahlgang wählen. (Rufe: 
Jawohl! Sehr gut! - Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö II er.: Genossinnen und Genossen! Auf der 
Rednerliste steht auch noch Helmut Schmidt, Hamburg; er ist noch nicht 
an der Reihe, muß aber um 19 Uhr zu einer Kundgebung, die sich gegen 
die atomare Ausrüstung der Bundeswehr richtet, nach Tübingen. Er hätte 
das Bedürfnis, noch zu Wort zu kommen. Ich muß den Parteitag fragen. 
Ich meine, hier liegt ein plausibler Entschuldigungsgrund vor, wir 
sollten den Genossen, der sich für eine Kundgebung zur Verfügung stellt, 
nicht dafür bestrafen. - Ist der Parteitag einverstanden, daß wir Helmut 
Schmidt in der Reihenfolge der Redner vorziehen? (Allgemeine Zustim
mung.) - Das ist der Fall. 

Helmut S c h m i d t, Hamburg: Liebe Genossinnen und Genossen! Hin
ter der Auseinandersetzupg über die ganzen Statutenänderungen steht ja 
offensichtlich der Wunsch nach einer Verstärkung der Führungsspitze 
unserer Partei, einer Verstärkung der Fübrungsspitzie nach innen wie 
nach außen. Ohne daß ich zu den Anträgen und auch -zu den Abände
rungsanträgen im einzelnen Stellung nehmen kann - bei dem Mangel an 
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Zeit für meine Diskussionsrede - möchte ich doch die Aufmerksamkeit 
auf den einen Aspekt der Wirkung unserer Führungsspitze nach außen 
richten, auf einen Aspekt, der bei den anscheinend vordergründigen 
Statutenänderungen doch gewichtig mitbedacht werden sollte. 
])s gab sicherlich sehr viele Faktoren für UIIBere Niederlage bei der 
Bundes4gswahl im letzten Herbst, darunter sehr viele Faktoren, die zu 
ändern einstweilen außerhalb UIIBeres Einflusses und außerhalb unseres 
Machtbereichs liegt. Es gab auch einige Faktoren, die, wie ich glaube, wir 
selbst z.u vertreten haben. Zu diesen letzteren Faktoren gehört wohl die 
Tatsache, daß unsere Führungsspitze im Wahlkampf nicht überaJl einen 
im Angriff voll überzeugenden Eindruck gemacht hat. Viele von uns 
haben sich darüber, wie dch glaube, inzwischen Rechenschaft abgelegt, 
daß unser Wahlkampf teilweise zu defensiv und nicht offensiv genug 
gewesen ist. 
Ich meine, daß der politische Führungsanspruch, auf die Übernahme der 
Regierung gerichtet, bei einer bisherigen Oppositionspartei zwiar etwas 
Selb.stverständliches ·ist; er wirkt aber auf den Wähler desto einleuchten
der, je selbstverständlicher, je selbstbewußter, je machtbewußter er von 
uns ausgesprochen und dargestellt wird. 
Ich glaube, wir haben es mit zwei kennzeichnenden Tatsachen bei der 
Psychologie eines Bundestagswahlkampfes zu tun: 1. Mit der zunehmen
den Polarisierung der Wählerschaft auf zwei große Parteien, und 2. bei 
einem großen Teil der Wählerschaft mit der simplüizierenden, verein
fachenden Identifizierung der Parteien mit ihren Führungspersonen. 
(Beifall.) 
Man glaubt, Kraft und Richtung der CDU an Adenauer oder z.B. an 
Strauß und Erhard erkennen zu können und wendet ebenoo nabürlicher
weise den Blick auf die führenden Persönlichkeiten unserer Partei. Zwei
fellos hat die CDU aus diesem iimplifizierenden Hang des Wählers zur 
Personifizierung in geschickter Weise sehr viel Kapital schlagen können. 
Das war schon im Wahlkampf 1953 zu enkennen, und der 53er Fehlschlag 
mit jenem Plakat „Ollenhauer statt Adenauer" hätte 1957 zu denken 
gehen müssen. Es haben tatsächlich auch viele Genossen darüber nach
gedacht, und von mancher Seite ist dem Parteivorstand geraten worden, 
zum Beispiel in folgender Weise, daß die Genossen erklärt haben: Warum 
sagt ihr dem Wählervolk nicht, daß die CDU nur von dem einen Macht
haber aus Rhöndorf beherrscht wird, während wir, die Sozialdemokratie, 
statt dessen eine ganze Führungsmannschaft zur Verfügung haben wür
den; dann könntet ihr doch in der Propaganda diese ganze Führungs
oder Regierungsmannschaft aufmarschieren lassen, sie plakativ und auch 
in jeder anderen Form dem Wähler bewußt machen. (Sehr gut!) 
Ich möcht;e meinen, es braucht ja nicht so weit zu gehen wie am letzt;en 
Sonntag, als Schalke 04 gegen den Hamburger SV gespielt hat, wo selbst
verständlich jeder Zuschauer und auch die vielen, die nur am Fernseher 
zugeschaut haben, sich orientiert haben für die Mannschaftsau.1!stellung, 
und wo jeder gewußt hat, wer Mittelläufer, wer Torwart ~ielt usw. 
Ich bin auch durchaus im Zweifel, ob der Begriff des „Schattenkabinetts" 
hier in glücklicher Form in die Debatte gebracht worden ist. Eines aber 
scheint mir unerläßlich: Wir brauchen in Wahlkämpfen und überhaupt in 
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der Einwirfkung aµf die Wählerschaft nicht nur die Alternative in der 
politischen Sache, sondern ebensosehr in der politischen Person. 

Das aus dem Parteivorstand gegen den Wunsch nach einer Mannschafts
aufstellung, wenn ich mich so ausdrücken darf, gehörte Argument, man 
könne sich doch zum Beispiel deswegen nicht vorher festlegen, weil es 
im Falle der Koalition sonst mit dem Koalitionspartner Schwierigkeiten 
gäbe, halte ich nur für scheinbar bedeutsam. Ich habe jetzt nicht die Zeit, 
mich ausführlich damit auseinanderzusetzen. Bedeutsamer war vielleicht 
das unausgesprochene Bedenken wegen der Schwierigkeiten bei der Aus
wahl derjenigen, die zur Mannschaft gehören müßten. Erst in der letzten 
Phase des Wahlkampfes hat die zentrale Propaganda dann einen kleinen, 
wenn auch im Ergebnis unzureichenden Versuch einer solchen Mann
schaftspropaganda gemacht. Ich meine, beim nächsten Bundestagswahl
kampf brauchen wir von vornherein eine klar bezeichnete potentielle Re
git!!rungsmannschaft und ebenso einen eindeutig bezeichneten potentiellen 
Regierungsführer. 
Gerade dieser letzte Punkt, das klang vorhin schon auf, war in der An
fangsphase des letzten Wahlkampfes für die Öffentlichkeit nicht ganz 
klar. Es gab da einige Vorgänge, die das undeutlich machten. Und als der 
Punkt des Mannschaftsführer schließlich eindeutig geklärt wurde, da 
hatte es auch wieder - ich mache niemandem einen Vorwurf - ,in der 
Offentlichkeit zum Teil den Anschein, als ob diese eindeutige Klärung 
nicht von den berufenen Gremien im ordnungsgemäßen Verfahren her
gestellt worden sei. Ein solcher Anschein darf sich, glaube ich, keinesfalls 
wiederholen. 
Ich möchte deshalb in aller Behutsamkeit, aber auch mit allem Freimut 
das Tabu wegräumen helfen, das vielleicht von manchen Genossen als 
über der Führungsfrage schwebend empfunden wird. Ich meine, die Partei 
muß sich vor der nächsten Bundestagswahl zu zwei eindeutigen Ent
schließungen durchringen: Einmal im sachlichen Bereich zu einem 
Punkt für Punkt bestimmt gefaßten Regiierungsprogramm an Stelle von 
Thesen oder allgemeinen Grundsatzprogrammen (Sehr richtig! und Bei
fall), und zweitens - ebenso bedeutsam und ebenso wichtig, wenn ich die 
Psychologie des Wählers vor Augen habe - zu einer klaren Entscheidung 
über die Personen der potentiellen Regierungsmannschaft der Sozial
demokratie und des potentiellen Regierungschefs. (Beifall.) 
Genossen, ich wäre dankbar, wenn der Beifall hier unterbliebe. Es ist 
ein schwieriges Thema, und ich möchte es wirklich in aller Behutsamkeit 
erörtern dürfen. 
Für eine dahin zielende Entwicklung können die heute zur Debatte 
stehenden Statutenänderungen und können auch die morgigen Vorstands
wahlen Voraussetzungen schaffen .Ihr Ergebnis, wie auch immer es sich 
nachher darstellt, sollte aber in keinem Fall etwa als ein gewohnheits
rechtliches Präjudiz für die künftige potentielle Regierungsmannschaft 
aufgefaßt werden. Ich will damit sicherlich nicht dem überaus inter
essanten Prinzip etwa' der Primaries der innerparteilichen Demokratie in 
Amerika das Wort geredet haben, bei der es auch sehr große Schatten
seiten gibt. Ich bin mir auch der Verantwortung voll bewußt, die ich 
mit diesem Diskussionsbeitrag auf mfch nahm. Ich wünsche nur, daß man 
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im Laufe der kommenden Jahre diese Anregungen, die manche Genossen 
hier im Saal sicher viel J:>esser hätten vortragen und begründen können, 
daß .die Partei im Laufe der kommenden zwei Jahre solche Anregungen1 

in aller OffeI19eit prüft und sich dann hernach auch zu einer klaren 
Lösung entschließt. 
Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Das Wort hat Hans Mangold, Kassel. 
Ihm folgt Erwin Lange, Essen. 

Hans Mango I d, Kassel: Genossinnen und Genossen! Ehe wir die be
antragten Satzungsänderungen auf ihre Zweckmäßigkeit prüfen, sollten 
wir uns einer alten Wahrheit erinnern, der Wahrheit nämlich, daß es 
wichtiger ist, in Verfassung zu sein als eine Verfassung zu haben. Schon 
die Tatsache, daß wir auf diesem Parteitag recht gravierende Änderun
gen unserer Satzung erörtern müssen, beweist, daß wir uns nicht so in 
Verfassung fühlen, wie wir es möchten. Wir sollten die Ursache hierfür 
gewiß nicht nur in der Satzung und auch nicht nur in der Zusammen
setzung der Parteispitzen, im institutionellen übergewicht der besolde
ten Vorstandsmitglieder oder der Baracke, wie man sagt, suchen, son
dern gewiß auch - und nicht zuletzt - in uns selbst, in unserer Akti
vität oder bisher noch nicht genügenden Aktivität. Denn der Zustand, 
der seit Jahren das große Unbehagen und die Unruhe in unseren Rei
hen genährt hat, nämlich der Zustand der allzu häufigen Abwehrstel
lung, der Verteidigung, des unterlassenen Angriffs und nicht zuletzt der 
ideologischen Unklarheit, geht auch auf uns zurück. Soweit aber die 
Organisation für diese Dinge verantwortlich gemacht werden kann, soll
ten wir versuchen, die sichtbar gewordenen Mängel wirksam zu be
seitigen. 
Das heißt meines Erachtens praktisch dreierlei: Wir müssen dem Um
stand Rechnung tragen, daß wir die alles beherrschende, überragende 
Persönlichkeit, die den meines Erachtens noch immer ungeheueren Fun
dus, den wir in der Partei an Idealismus, Freiheitswillen, sozialistischer 
überzeugungskraft und Willen zur Verantwortung h_aben, aus sich allein 
mobilisieren könnte, nur in Ausnahmefällen haben werden. Wir sollten 
weiter das institutionelle übergewicht der besoldeten Vorstandsmitglie
der zugunsten der Parteidemokratie beseitigen. Ich glaube an den Ideen
reichtum und an die Möglichkeit, die Ideen und die Gestaltung der 
Partei zu fördern aus der .Mitgliedschaft und aus der breiten Masse der 
verantwortlichen FunktionärE: auch heute, und meine deshalb, daß es 
mehr als nötig wäre, diesen Fundus durch eine Verstärkung der Partei
demokratie zu mobilisieren. Wir sollten schließlich, schon mit dem Blick 
nach außen, die Parteispitze zu einer echten Repräsentanz auch für die 
geistige Gestalt der Sozialdemokratie machen. · 
Ich glaube, daß der Antrag 198 von Parteivorstand und Parteiausschuß 
i~soweit ein Fortschritt ist. Das entscheidende Kriterium dabei scheint 
zu sein, daß der so bedeutsame Teil der Arbeit, den die Satzung schlicht 
die laufende und organisatorische 'Geschäftsführung nennt, und die bis
her, wenn ich recht sehe, dem Vorsitzenden und den besoldeten Vor-

331 



standsmitgliedern oblag, künfti,g entscheidend vom Präsidium übernom
men werden soll. Was Erich Ollenhauer vorhin über die Notwendigkeit 
besoldeter Vorstandsmitglieder sagte, das dürfte allein durch diese Tat
sache einigermaßen entkräftet werden. 

Ich glaube, daß es selbstverständlich ist und nur begrüßt werden kann, 
wenn Alfred Nau vorhin gesagt hat, daß die Mehrheit des Präsidiums 
künftig aus unbesoldeten Vorstandsmitgliedern besteht. Wir begrüßen 
es ferner, daß der Parteirat künftig nicht nur um die Fraktionsvertreter 
der Landtage und die Ministerpräsidenten erweitert wird, was eine Be
reicherung auch an konstruktiven Ideen bringen kann, sondern daß der 
Parteirat künftig vorher gehört werden muß, wenn wichtige Fragen zu 
entscheiden sind. Das alles bedeutet einen Fortschritt. Aber bedeutet es 
nicht zugleich, daß der Vorsitzende der sozialdemokratischen Partei, 
wenn das Präsidium wirklich funktioniert, in Zukunft mehr Sprecher 
dieses Präsidiums sein wird als eigentlicher erster Vorsitzender, und ist 
dann dieses Präsidium jene geistige Repräsentanz der Sozialdemokra
tischen Partei, die wir benötigen, um unsere Gestalt nach außen in we
nigen Personen vorstellungskräftig machen zu können? Das Präsidium 
soll aus neun Köpfen bestehen, und ich glaube, schon diese Zahl ent
zieht sich für den Wähler und für unser Volk der eigentlidi noch mög
lichen Vorstellungskraft durchaus. Man sollte deshalb vielleicht doch 
den auf den ersten Blick juristisch oder irgendwie nicht sofort einleuch
tenden Gedanken erwägen, auch im Hinblick auf die Personenfrage, die 
ja für uns alle irgendwo hinter diesen Satzungsänderungen steht; man 
sollte den Gedanken erwägen, ob man es bei der bisherigen Institution 
des Parteivorsitzenden beläßt, obwohl er in Zukunft ja nicht mehr diese 
Machtfülle haben wird wie bisher, oder ob man den Schritt konsequent 
weiter geht und di~ beiden stellvertretenden Vorsitzenden neben, sagen 
wir, dem bisherigen Vorsitzenden zu gleichberechtigten Vorsitzenden 
erhebt. 
Ich will andeuten, warum das im konkreten FaU durchaus von großer 
Bedeutung sein kann. Nehmen wir einen stellvertretenden Vorsitzenden, 
der nicht das Forum des Bundestages hat, urn seine Person wirklich als 
Symbol unserer Partei in den Vordergrund zu spielen. Besteht dann nicht 
die Gefahr, daß er neben dem aktiven Mann mit großem Elan und den 
anderen Stellvertretern mehr in den Hintergrund tritt, als uns nacll seiner 
Persönlichkeit und Gestalt lieb sein könnte? Ist nicht diese Repräsentanz 
in einem Triumvirat von drei gleichberechtigten Vorstandsmitgliedern 
eine echte Möglichkeit, die verschiedenen ernten Gestaltformen freiheit
lidten sozialistisdten Denkens auch für die Öffentlidtkeit herauszustellen? 
Ich glaube, man sollte dem Gedanken nachgehen. 

Ich möchte auf weitere Vorteile, die sich aus einer solchen Lösung ergeben 
würden, doch noch hinweisen. Für den deutschen Wähler ist unser 
Parteivorsitzender, wenn nicht eine ganz klare Gegenerklärung gegeben 
wird, von vornherein der potentielle sozialdemokratische Bundeskanzler. 
Das ist gut; das ist akzeptabel, solange wir eine wirklich alle beherr
schende Persönlichkeit als Vorsitzenden haben. Es ·wird bedenklich, wenn 
das nicht der Fall ist. Diese Gleicllsetzung von Parteivorsitzendem ünd 
künftigem Kanzler ist überhaupt gefährlich und könnte im geeigneten 
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Augenblick auch innerhalb der Partei eine unsichtbare Bindung schaffen, 
die meines Erachtens vermieden ·werden sollte. Ich brauche, um anzudeu
ten, was ich meine, wohl nur daran zu erinnern, daß es so etwas wie eine 
Vermutung für die lebenslängliche Besetzung leitender Parteiämter durch 
eine bestimmte Person gibt, daß jedenfalls eine Mär darüber existiert. Ich 
glaube, daß wir dieser Auffassung nicht nur durch den Antrag 198 und die 
Schaffung des Präsidiums wirksam begegnen können, sondern daß wir 
sie sehr viel unwirksamer machen und diesen einmal getanen Schritt 
konsequent weiterführen könnten durch die Schaffung eines Triumvirats 
dreier gleichberechtigter Vorsitzender. 
Hinter allem steht die Menschenfrage. Die Bedenken, die ich angedeutet 
habe, können, aber sie müssen nicht, durch eine personelle Besetzung 
ausgeräumt werden. Ich glaube, daß der Antrag, drei gleichberechtigte 
Vorsitzende in der Partei zu schaffen, ein Antrag, der die nötige Unter
schriftszahl hat, nur bisher noch nicht eingereicht wurde, sehr sorg
samer Oberlegungen bedarf im Hinblick auf unsere heutige Situation, im 
Hinblick. auf die morgige Situation und im Hinblick darauf, daß uns nichts 
nötiger erscheint, als nach außen hin das Gesicht unserer Partei in drei 
Männern zu verkörpern, die auch dann gleichberechtigt erscheinen, wenn 
sie kein Forum haben, wie es der Bundestag und sonstige öffentliche 
Gremien sein wij.rden. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö II er: Das Wort hat Erwin Lange, Essen. 

Erwin Lange, Essen: Genossinnen und Genossen! Ich will hier nicht alle 
Anstände, die ich im Parteiausschuß gegenüber dem jetzt als Antrag 198 
vorliegenden Vorschlage der Siebener-Kommission gehabt habe, wieder 
vorbringen, aber einige Bedenken -glaube ich auch wegen der Diskussion, 
die dort gewesen ist, hier aus_sprechen zu müssen. 

Aber vorweg ein Wort: Es sitzen hier oben auf dieser Bühne und auch 
unten im Saale Zeugen dafür, daß beispielsweise der von dem Bezirk 
Niederrhein gestellte Antrag 110 eindeutig aus der Sache heraus und 
nicht um der Regelung irgendwelcher personellen Fragen willen gestellt 
worden ist. Insoweit, Genossinnen und Genossen, möchte auch ich mich 
gegen das, was Erich Ollenhauer hier unglücklicherweise ausgeführt hat, 
wenden. Es geht einfach nicht, in jedem Falle zu unterstellen, daß per
sonelle Erwägungen angestellt würden, welliil man normalerweise davon 
ausgeht: zuerst Klärung der sachlichen Fragen, der gesell:schaftspoli
tischen und allgemeinpolitischen Frage, dann Klärung der Frage, ob die 
gegenwärtige Organisationsform den aus neu gewonnenen Erkenntnissen 
oder sonst zu stellenden Au,fgaben gewachsen ist, wobei die personelle 
Frage an sich an den Schluß der ganzen Erörterung gestellt werden muß. 
Insoweit möchte ich klar feststellen, und das an die Adresse von Erich 
Ollenhauer, daß diesem Antrag solche person~llen, hintergründigen Ober
legungen nicht zugrundegelegen haben. 
Sicherlich ist in dem Antrag, den Parteivorstand und Parteiausschuß mit 
Mehrheit beschlossen und auch vorgelegt haben, einiges drin, das man 
kritisch beleuchten muß. Die zwei Punkte, auf die es mir ankommt, sind 
einmal der Paragraph, der sich mit dem Parteivorstand beschäftigt, und 
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zum anderen der Paragraph, der sich mit dem Parteiausschuß, sprich 
Parteirat, beschäftigt. 

Hier ist heute das Präsidium, der geschäftsführende Vorstand, so sehr 
gelobt worden. Er ist als ein Fortschritt gekennzeichnet worden. Nun, 
liegt in dieser Konstruktion „Geschäftsführender Parteivorstand", der die 
Parteivorstandsbeschlüsse durchführen soll und der gleichzeitig mit der 
laufenden politischen und organisatorischen Geschäftsführung beauftragt 
wird, nicht die Gefahr, daß der große Parteivorstand - aus 33 soll er ja 
nach den Vorstellungen, die hier ,entwickelt worden sind, bestehen -, 
soweit er über die Zahl von neun, die dem Präsidium angehören, hinaus
geht, entwertet wird? Wenn man eine Sache institutionalisiert, und Alfred 
Nau hat zu einer anderen Institution, nämlich zu dem Generalsekretär, 
einige nach meiner Überzeugung durchaus richtige Bemerkungen ge
macht, dann meine ich, hätten diese gleichen Bemerkungen, nämlich von 
der Wirksamkeit und der g e f ä h r 1 i c h e n Wirksamkeit einer solchen 
Institution, auch aus der geschichtlichen Erfahrung heraus, die die deut
sche Sozialdemokratie glücklicherweise bis zur Stunde nicht gemacht hat,. 
hier auch gemacht werden müssen. Denn das, was für die Institution „Ge
neralsekretär" gilt, gilt auch für das Präsidium. Wenn man wirklich die
sen Schritt nach vorne tun will, dann müßte man einen Vorstand schaffen, 
der auch personell ausschließlich aus politischen Erwägungen zusammen
gesetzt wird, bei dem regionale Zugeständnisse, wie ja bis jetzt weit
gehend die Vorstandswahlen sich abgespielt haben, nicht mehr gemacht 
zu werden brauchten, wobei wir als Parteitag insgesamt dem Zwarlge 
unterworfen sein würden, auf eine Reihe regionaler Überlegungen zu 
verzichten, darüber hinaus aber stärkere politische Repräsentanz aus der 
ganzen Breite der Partei und ihrer politischen Wirksamkeit hier hinein
zubringen. Insofern melde ich gegenüber diesem -Präsidium und den sich 
möglicherweise daraus entwickelnden Gefahren diese Bedenken an. Ich 
kann das auch deshalb tun, weil der Antrag unseres Bezirks dieses Prä
sidium auch nicht vorsieht. 

Noch ein anderes Wort. Zu den Wahlgängen ,ist schon das Entsprechende 
gesagt worden. Wir sind der Meinung, daß wir, von dem Vorsitzenden 
und seinen Stellvertretern abgesehen, möglicherweise auch dem Kassierer, 
für dessen Funktion es bestimmte Beauftragungen vermutlich geben 
sollte, im übrigen den Vorstand aus gleichberechtigten Mitgliedern zu
sammensetzen sollten, die in einem Wahlgang ZJU wählen wären, wobei 
dann dem Vorstand, der zwischen den Parteitaigen das Führungsorgan 
der Partei ist, die Vollmacht ·gegeben werden sollte, aus seiner Mitte die 
für die Wahrnehmung sachlicher Aufgaben notwendigen hauptamtlichen, 
oder wie immer man es nennen will, jedenfalls für das betreffende Sach
gebiet verantwortlich tätigen Genossen zu ,bestimmen. 

Wir haben dn unserem Antrag noch die Beschränkung der Mitglieder 
der Bundestagsfraktion auf ein Drittel der Zahl der in den Parteivorstand 
zu wählenden Mitglieder. Der Parteivorstand ist nach der bisherigen Be
stimmung der Satzung wie auch nach der künftigen gedachten Bestim
mung der Satzung das Organ, das die Haltung aller übrigen Glieder der 
Partei, wenn ich das einmal so sagen darf, nach der sachlichen und nach 
der organisatorischen Seite zu überwachen hat. Wenn jetzt ein Obergewicht 
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von Mitgliedern eines ganz bestimmten Organes, das aus ganz ·anderen 
Überlegungen zusammengesetzt ist, das ganz andere Auf-gaben zu erfüllen 
hat, nämlich als Mitglieder des Bundestages und ,gerade der Sozialdemo
kratischen Bundestagsfraktion, entsteht, dann kann es passieren, daß 
einige Gesichtspunkte zu kurz kommen und daß dann auch die - ent
schuldigt jetzt, wenn es vielleicht auch manchem häßlich in den Ohren 
klingt - Kontrollfunktion des Parteivor-standes gegenüber auch diesem 
Gliede der Partei, der Bundestagsfraktion, nicht mehr eindeutig wahr
genommen werden kann. Ich bin deshalb der Meinung, wenn wir uns 
für vier Frauen im Vor-stand, so lautet ja auch der Vorschlag, entscheiden 
und damit eine gewisse Begrenzung herbeiführen, so kann man sich ja 
auch auf einen solchen Grundsatz der Begrenzung in bezug auf die Mit
glieder der Bundestagsfraktion im Parteivorstand einigen, ohne damit, 
wie es uns vorgehalten worden ist, demokratische Grundsätze ru ver
letzen. 
Ein letztes Wort zum Parteiausschuß. Der Parteiausschuß oder Parteirat 
sollte doch im Gr'Ullde genommen all die regionalen Gesichtspunkte, die 
im Vorstand nicht zum Zuge kommen sollen, auffangen und nach regio
nalen Gesichtpunkten rusammengesetzt sein. Da sollten auch. ,die Dinge 
politisch sachlich erörtert weroen, die von der Bezirksebene, von der 
Länderebene her zu klären sind. Aber, es ist ein Organ der Partei, das 
von Organen der Partei beschickt werden soll. Es ist eine fragwürdige 
Angelegenheit, Genossinnen und Genossen in ihrer Eigenschaft als öffent
liche - der Ausdruck ist vielleicht nicht ganz passend, ich muß ihn aber 
doch gebrauchen - Amtsträger in den Parteiausschuß zu wählen_, denn 
die Genossinnen und Genossen, die aus parlamentarischen und exekutiven 
Flunktionen hier hineinkommen soillen, sind ja nicht unmittelbar, sondern 
dann nur mittelbar aus der Parteiorganisation delegiert. Ich glaube, von 
der Sache her verbietet es sich oder sollte es sich wenigstens verbieten, 
hier die stärkere Wirkung der Parteiorganisation durch solche 'Ober
legungen zu verfälschen. 
Genossinnen und Genossen! Auf diese beiden Punkte wollte ich hin
weisen. Ich könnte mir - noch ein kurzes Wort zum Parteivorstand -
.vorstellen, daß man in der Tat besser daran täte, einen kleinen Partei
vorstand, der Zahl nach. unter der Zahl der Bezirke liegend, von viel
leicht 18 Genossen zu wählen und damit die Repräsentation zu schaffen, 
die wir dem Grundsatz nach ja alle miteinander wollen. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Karl Mommer, Ludwigs
burg. 

Dr. Karl Mo mm er, Ludwigsburg: Genossinnen und Genossen! Ich möchte 
zu zwei Punkten etwas sagen. Zunächst zu§ 10 in der Vorlage des Partei
ausschusses und des Parteivorstandes Nr. 198. In diesem § 10 wird den 
Vertretern der Bundestagsfraktion auf dem Parteitag das Stimmrecht ge
nommen. Als Geschäftsführer dieser Fraktion und sozusagen als ihr Syn
dikus, könnte man vielleicht erwarten, daß ich mich gegen dfese Entrech
tung der Bundestagsfraktion wenden würde. Das tue ich nicht. Ich glaube, 
daß es rich.tig ist, in Zukunft die Bundestagsfraktion nur noch mit beraten
der Stimme auf dem Parteitag vertreten zu haben. Dieser Parteitag sollte 
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das jedesmal frisch gewählte Parlament dieser 600 000 Frauen und Männer 
draußen im Lande sein, die Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei 
sind. Da ist es konsequent, wenn man den Vertretern der Bundestags
fraktion, welches immer ihre Verantwortung für die Partei in ihrem 
Amt sein möge, das Stimmrecht auf dem , Parteitag nimmt. Aber beim 
Reformieren kommt man al.lf den Geschmack. Und man sollte, wenn man 
von diesem Grundsatz ausgeht, daß der Parteitag das Parlament der 
Partei, der Mitgliedschaft ist, den Gedanken auch zu Ende denken. Ich 
glaube, unsere Berliner Freunde haben ihn zu Ende gedacht, und der An
trag 105 ist. nur die Konsequenz des Gedankens. Man muß dann auch dem 
Parteivorstand auf dem Parteitag nur beratende Stimme zuerkennen. 
(Beifall.) 
Ich werde mir erlauben, zusammen mit anderen noch einen Abänderungs
antrag zu dem Antrag morgen einzubringen. 

Ich wollte zu einem zweiten Punkt noch etwas sagen,. und zwar zur Be
gründung des Antrags 215, der dem Parteitag vorliegt. § 17 in der Vor
lage 198 spricht von det Wahl des Parteivorstandes. Er sagt etwas über 
die Stimmzettel. Er sagt aber nicht, wie diese Stimmzettel zustande kom
men, wann sie vorgelegt werden und wie mit ihnen verfahren wird. Ich 
glaube, das ist ein Mangel. Wir wissen alle von draußen, von öffentlichen 
Wahlen, daß Wahlverfahren sehr wichtig sind. Zum Beispiel ist es sehr 
wichtig, daß die Wahlberechtigten zeitig wissen, wer ihnen präsentiert 
wird als Kandidat, und daß sie zeitig wi!Ssen, wie der Stimmzettel aus
sieht, mit dem sie ihr so wichtiges Stimmrecht auszuüben haben. Was da 
gilt, gilt auch auf dem Parteitag. Was ich am besten sagen kann zur 
Begründung dieses Ergänzungsantrags 215 ist eine Beschreibung der • 
Situation, in der sich dieser Parteitag befindet. In weniger als 36 Stunden 
sollen wir eine neue Parteispitze wählen und keiner der Delegierten weiß 
bis zur Stunde, wer denn da vorgeschlagen wird. Der amtierende Partei
vorstand hat uns noch keinen Vorschlag unterbreitet. Die wahlberechtig
ten Delegierten des Parteitages haben aus den Zeitungen erfahren müs
sen, daß eine Vorstandssitzung stattgefunden hat, in der bestimmte Ab
machungen über die Besetzung der beiden stellvertretenden Vorsitzenden 
getroffen wurden. (Beifall.) 
Wenn man wissen will, wen denn nun der Parteivorstand vorschlägt, oder 
wenn man wissen will, wer aus dem Hause inzwischen vorgeschlagen 
worden ist, muß man sich wieder hiriten herum Informationen holen oder 
am besten vielleicht zur Presse gehen. (Beifall.) 

Das ist ~in ungesunder Zustand. Vor allem ist es nicht tragbar, wie hier 
verfahren wird. Wenn stimmberechtigte Delegierte einen Antrag ein
bringen, und ein Vorschlag zur Wahl ist auch ein Antrag, wenn also ein 
Antrag formgerecht eingebracht ist, hat das Präsidium nur eines zu tun: 
den Antrag zur Schreibstube zu bringen, vervielfältigen zu lassen und 
den Delegierten vorzulegen. (Beifall.) 

Schon gestern sind hier die ersten, wie ich glaube, zusä~chen Anträge 
für die Wahl dE:s Parteivorstandes eingebracht worden. Niemand von uns, 
der nicht zufällig einen Antrag mit unterschrieben hat, hat bisher diese 
Vorschläge zu Gesicht bekommen. So geht es nicht. 
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Deswegen, weil es für ein völlig korrektes demokratisches Wahlverfahren 
wichtig ist, auch Fris~n zu beachten, auch Formen zu beachten, deshalb 
ist dieser Antrag 215 eingebracht worden. Er will in diesem § 17 des 
milnftigen Statuts festlegen, daß der amtierende Parteivorstand dem 
Parteitag wenigstens zwei Tage vor der Wahl seinen Vorschlag schriftlich 
unterbreitet. Er will festlegen, daß dann, nachdem der Parteivorstand 
einen Vorschlag gemacht hat, von dem wir wissen, daß er gar nächt an
ders aussehen ikann aL~ so, daß die, die willens sind, wieder zu kandi
dieren-, erst der Ernst der Wahl mit den Vorschlägen aus dem Kreis 
der Wahlberechtigten einsetzt. Da muß nun auch feststehen, wann und 
wie ddese Vorschläge eingereicht werden können. Der hier gemachte Vor
schlag bedeutet nicht eine Erleichterung dieses Verfahrens. Ich meine 
näm1ich, daß Delegierte ihre Rechte voll ausschöpfen sollten, daß sie aber 
auch Pflichten haben und z.B. nicht leichtfertig: Vorschläge machen soll
ten, also auch für Wahlvorschläge so ernst verfahren sollten wie für 
Anträge und sich die Mühe machen sollten, die 30 Unterschriften bei den 
Vertretern von V>ier Bezirken der Partei. zu suchen. Dann muß weiter 
sichergestellt sein, daß - wieder nicht im letzten Moment, sondern etwas 
vor der Wahlhandlung selbst - der endgültige Wahlvorschlag in alpha
betischer Ordnung die Namen aufführt und der Delegierte Zeit hat, zu 
überlegen, wi.e nach seiner Vorstellung diese Spitze der Partei aussehen 
soll. (Beifall.) 
Meine verehrten Genossinnen und Genossen! Zwei abschließende Bemer
kungen: Die Fristen, von denen in diesem Vorschlag die Rede ist, können 
offensichtlich diesmal nicht eingehalten werden, weil sie zum Teil schon 
ver,strichen lSind. Immerhin, der endgültige Wahlvorschlag könnte uns 
noch ein wenig vor der Minute vorliegen, da wir die Streichungen vor
nehmen müssen, und Wir würden es dem Parteivorstand danken, wenn 
er uns zeitig diesen endgültigen Wahlvorschlag vorlegen würde. 

Und dann: Man soll nicht glauben, daß solche Vorschläge aus einem fal
schen Geist des Perfektionismus geboren sind. Die Spitze der Partei zu 
wählen, ist die wichtigste Aufgabe, die die Delegierten überhaupt auf 
dem Parteitag haben, und da sollte man dann auch die Garantien schaf
fen, daß die Vorschläge für diese Wahl zeitig eingereicht werden, daß 
gründliche Vorbereitung der Gegenvorscbläge möglich ist und daß dann 
in einem Verfahren gewählt wird, von dem aber auch nd.cht einmal der 
Böswillige behaupten könnte, daß irgend etwas daran auszusetzen wäre. 
(Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Zunächst zur Klarstellung: Der Ge- , -
nosse Max Brauer hat bei seiner Amtsführung unter Zustimmung des 
Parteitags mitgeteilt, daß Vorsdtläge für die Wahl des Parteivorstands 
bis morgen 10 Uhr hier beim Präsidium abgegeben werden sollen. Es ist 
also nicht möglich, vor morgen 10 Uhr die Namen und die Vorschläge 
bekanntzugeben. 
Zur Geschäftslage darf ich sagen, daß noch drei Redner auf der Redner
liste stehen, und zwar der Genosse Kluncker, der Genosse Vittinghoff und 
der Genosse Wehner. Dann erfolgen zwei persönliche Erklärungen. Ich 
mache die Mitteilung deswegen, weil dann nach dem Schlußwort des Ge
nossen Nau die Abstimmungen erfolgen und ja bekannt äst, daß wir für 
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diese Abstimmungen zum Teil qualifizierte Mehrheiten benötigen. Ich 
wollte den Parteitag auf diese Geschäftslage hinweisen. 

Das Wort hat nun Genosse Heinz Kluncker, .Stuttgart, ihm folgt Karl 
Vittinghoff, Hamburg. 

Heinz K I u n c k er, Stuttgart: Die Diskussion über den Aufbau der 
Parteiorganisation wurde tei1weise überspielt durch personale Überlegun
gen. Ich glaube, die Intensität, mit der die Diskussion geführt worden ist, 
hat den Beweis dafür erbracht. Ich habe aber noch einen weiteren Beweis 
für meine Aussage. Es gibt nämlich einen ganz aktuellen Anlaß. Vor 
etwa einer Stunde ist an unsere Delegation oder an Teile derselben das 
Ansinnen gestellt worden, man möge doch dafür eintreten, daß in der 
Satzungsänderung noch ein weiterer Antrag zur Sprache komme, näm
lich daß die Zahl der stellvertretenden Vorsitzenden auf drei erweitert 
werden soll. Diese Oberlegung - drei gleichberechtigte Stellvertreter 
namhaft zu machen - ist vielleicht den Uber,Iegungen entsprungen - ist 
vielleicht auch Ergebnis des Studiums der Presse -, daß die Kandidatur 
von Herbert Wehner es sinnvoll erscheinen lasse, noch einen weiteren 
Genossen zu nominieren, nämlich den Genossen Carlo Schmid, damit ein 
politisches Gleichgewicht hergestellt wird. (Unruhe. Zurufe.) 

Ich darf vielleicht sagen, daß auch andere Anträge Wld Erwägungen in 
diese Richtung gehen. Ich glaube, man sollte sich bemühen, derartige Er
wägungen überhaupt nicht erst anzustellen. (Bravo-Rufe und Beifall.) 

Wir haben me Frage zu prüfen, ob wir auf Grund der organisatorischen 
Notwendigkeiten zwei oder drei Stellv.ertreter brauchen, und wir haben 
uns dann morgen zu entscheiden, welche der Persönlichkeiten wir für 
diejenigen halten, die die Partei unseren politischen Vorstellungen ent
sprechend nach außen repräsentieren können. 
Nun zu einem weiteren Diskussiionspunkt in der Praxis: Es hat sich so
eben ein Diskussionsredner mit der Frage beschäftigt, ob es sinnvoll sei, 
den Parteivorsitzenden gleichzeitig als den mögLichen Kanzlerkandidaten 
von morgen zu nominieren. Ich halte diese Bindung - diese organisatori
sche Verflechtung unci Bindung - für :flalsch. Ich halte sie deshalb für 
falsch, weil sie die Parteiorganisation in der Vergangenheit ohnehin schon 
schwer genug belastet hat, und ich halte sie auch unabhängig davon für 
falsch, weil ich glaube, daß auch innerhalb des Parteilebens eine Trennung 
der Gewalten sehr sinnvoll ist. 

Aus dieser Überlegung· heraus sind die Augen der Öffentlichkeit und die 
Augen der Parteiorganisation auf uns gerichtet. Wir sollten uns nichts 
vormachen, verehrte Genossinnen und Genossen: Man erwartet von uns 
im Rahmen der Diskussion mehr als eine Entscheidung lediglich über 
gewisse Nuancen in den Spielregeln unseres innerorganisatorischen Ver
haltens. Ich glaube, wir können eine gute Vorbereitung für die künftige 
Wahlarbeit leisten, wenn wir gewisse Spekulationen dadurch zerstreuen, 
daß wir uns hier auch für eine Trennung der Funktionen aussprechen, 
denn es gibt eine ganze Anzahl von Ansatzpunkten - auch in den Be
zirken draußen -, die eine solche saubere und klare Trennung auch im 
Interesse der Kontrollfunktion sinnvoll erscheinen lassen. 
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Gestatten Sie mir jetzt einen Hinweis, von dem ich nicht weiß, ob es 
sinnvoll ist, jhn jetzt zu machen; ich möchte aber nicht morgen noch ein
mal mit einem Beitrag langweilen: Wir sollten uns dazu bekennen, schon 
jetzt den Genossen Schmid als den möglichen Kanzlerkandidaten heraus
zustellen. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Das Wort hat Genosse Karl Vittinghoff, 
Ihm folgt Genosse Herbert Wehner, Hamburg. 

Karl V i t t in g hoff, Hamburg: GeQossinnen und Genossen! Ich habe die 
Absicht, meine zehn Minuten nur mit einem Punkt der Diskussion zu 
füllen oder zu ergänzen, nämlich dem Wahlmodus, der uns heute nach
mittag hier so sehr temperamentvolle Reden gebracht hat. Ich glaube, 
die Argumente, um gerade den Wahlmodus unter Kritik zu stellen, sind 
nicht richtig. Hier scheint mir irgendwo ein Trugschluß zu sein. Minde
stens hat man die Seite _9 der Ausführungen des Genossen Nau über diese 
Dinge nicht vorher gelesen. Ich kann deswegen nicht verstehen, weshalb 
wir die Dinge hier so sehr gefühlsmäßig behandelten, gerade den Wahl-

. modus. Da hier aber im Laufe der Debatte ja auch das Wahlergebnis usw. 
angesprochen wurde, glaube ich auch dazu etwas sagen zu dürfen. 
Ich habe die Auffassung, daß die Bezirke, die geographischen Gliederun
gen unserer Partei im Bundesgebiet, zunächst einmal speziell für ihren 
eigenen Wahlkampf in erheblichem Maße verantwortlich sind, egal ob 
negativ oder positiv. Es berührt mich eigentlich seltsam, daß gerade die 
Bezirke mit für uns so schmerzlichen Ei;gebnissen bei der Bundestags
wahl :heute die sind, die hier so sehr eine Neuordnung machen wollen. 
Ich würde sagen, etwas mehr kuritreten, denn wenn es schon um die 
Bewertung des Büros oder der Angestellten der Partei geht - ich bin 
-ja nun auch einer von diesen sogenannten Besoldeten -, dann habe ich 
die Auffassung und möchte diese a~ssprechen: Ich habe Ursache, dem 
gesamten Büro für die Leistungen im Bundestagswahlkampf in Bonn 
meinen Dank auszusprechen. (Beifall) 
Das wollte ich einmal gesagt haben. Es ist allerhand geleistet worden, 
und das wird nicht geschmälert durch die teilweise tragischen Wahl
ergebnisse in einigen Bezirken. 
Das soll aber nicht das Gegenständliche sein. Wir haben auf Seite 9 zu 
lesen,· im vierten Wahlgang sollen die besoldeten Mitglieder und im 
fünften Wahlgang die unbesoldeten Mitglieder gewählt werden. Ich muß 
schori sagen! Allein wenn ich das lese, besQldet und unbesoldet: Sagt mal, 
wer ist denn eigentlich unbesoldet, der in diesen Parteivorstand kommt? 
Wollen wir etwa einmal abwägen, wie die Gehaltsstufen liegen von der 
Besoldung hier im Parteibüro und einigen, die da in Frage kommen? 
Ich mache wirklich dem Büro den Vorwurf, diese Gegenüberstellung zu · 
decken. Die ist nach meinem Dafürhalten überhaupt nicht haltbar. So 
sollte man es überhaupt nicht gemacht haben. Nun seht Euch Seite 9 an! 
Wir haben gestritten, und es scheint, wenn wir einen einzigen Wahl
gang nähmen, sei das etwas wie eine Offenbarung, sei das der Stein 
der Weisen, der gefunden sei, um in Zukunft bessere Parteipolitik 
machen zu können. Lest mal den zweiten Satz! Da heißt es weiter: ,,Ge-, 
wählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der stimmberechtigten 
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Delegierten erhalten hat." Es ist also vollkommen egal, ob sie ihren 
Stimmenanteil von 50 Prozent in einem Wahlgang oder in zwei Wahl
gängen erhalten. Wenn im ersten Wahlgang der Gruppe 4 ein Kandidat 
- es sind die sogenannten Besoldeten - seine 50 Prozent nicht erreicht, 
dann ist er erledigt als Parteivorstandsmitglied, aber davon wird ja seine 
Anstellung und seine Besoldung nicht im geringsten berührt; er wird 
automatisch zu einem sogenannten beratenden Mitglied. Man muß doch 
ganz klar sehen. Wenn Sie die beiden Wahlgänge zusammenwerfen, dann 
sind auch 50 Prozent erforderlich. Dann können Sie den Mann, den Sie 
meinen, genauso erledigen. Deshalb verstehe ich einfach nicht, weshalb 
heute abend hier um dieses Problem so heiß gekämpft wird. Die Siebe
ner-~ommission, die ja doch immer aus sehr tüchtigen Genossen zusam
mengesetzt war - Carlo Schmid, Waldemar von Knoeringen, Fritz Erler 
und Herbert Wehner, dann Mellies und Erich Ollenhauer -, hatte ja 
mehr als eine Sitzung benötigt, um schließlich ein Resultat zu finden. 
Ihren langen Beratungen sollte man, finde ich, doch einigen Wert zu
messen. 
Sie empfehlen dem Parteitag; Wählt in diesen beiden Wahlgängen! Ich 
persönlich würde sagen, es ist etwas umständlich, denn wenn· in einem 
Wahlgang gewählt wird, ändert sich am Ergebnis effektiv nichts, weil 
50 41/o für jeden erforderlich sind. Deswegen sage ich, man sollte bei dem 
Vorschlag der Siebener-Kommission bleiben, denn wenn wir jetzt hier 
nach diesem bis jetzt gelungenen Parteitag gerade wegen einer solchen 
Debatte eine Kampfabstimmung heraufbeschwören würden, eigentlich 
„um des Kaisers Bart", so hätte ich dafür kein Verständnis. Ich möchte 
eher wünschen, daß wir unsere geistigen Kräfte für bessere Themen 
freimachen, die wir auf diesem Parteitag noch zu bewältigen haben. Wenn 
es schon darum geht, hier die Unfähigkeit einzelner Genossen herauszu
stellen - es ist ja angeklungen, daß das etwas geändert werden müsse -, 
wäre ich in diesem Falle auch dafür. Das wäre schließlich ein Diskussions
gegenstand. Man kann nicht so im ganzen großen Rahmen einfach sagen, 
da stimmt was nicht, und jetzt müssen wir die Wahl ändern, bitte, ist es 
so schwerwiegend für unsere Partei, und werden dort so entscheidende 
Fehler gemacht, dann muß das hier auch besprochen werden, denn das 
interessiert uns alle. Wenn es etwas ist, das zt1 übergehen ist, dann ist · 
das auch für die Partei erträglich. Ich habe überhaupt die Auffassung: 
Da, wo nicht gearbeitet wird, werden auch keine Fehler gemacht (Beüall), 
und wo gearbeitet wird - verlaßt euch darauf, wo ihr auch sitzen 
mögt -, dort werden automatisch Fehler unterlaufen. Wenn sie aber 
so grundsätzlich und schwer sind, dann bin ich gerne bereit, einzusteigen, 
wer es auch sei im Vorstand, der hat auszuscheiden. Aber wir haben 
hier über das Wahlregl,ement die Möglichkeit, wenn wir es bei dem Vor
schlag der Siebener-Kommission belassen, Genossinnen und Genossen, 
alles so laufen zu lassen, wie ihr es wollt. Es sind 50 8/o erforderlich. Des
wegen nochmals mein Vorschlag: Laßt ~s bei der.Anregung der Siebener
Kommission! Wir kommen viel leichter und viel schneller zu Ende mit 
unserer Tag~ordnung gerade in diesem Punkt. (Lebhafter Beüall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö II er : Das Wort hat Herbert Wehner, Ham
burg, dann Heinz Kühn, Köln, zu einer persönlichen Erklärung. 
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Herbert Wehne r, Hamburg: Liebe Genossinnen und Genossen! Was 
ich sagen möchte, möchte ich nicht als ein Schlußwort aufgefaßt wissen, 
sondern ich glaube, daß ich als eines der Mitglieder dieser Siebener
Kom,mission, deren Arbeitsresultat der Antrag 198 ist, einiges sagen soll 
zu den Streitfragen, die wir am Schluß dieser Debatte durch Abstim
mung werden entscheiden müssen. 

Ich will und kann nicht über alle wünschbaren Verbesserungen sprechen. 
Es liegt in der Natur der Sache des Ganges unseres Parteitages und der 
Abhandlung unserer Tagesordnung, daß unter solchen Punkten dann 
eben diese Dinge adfgegriffen werden, die zunächst mit dem Gegen
stand selbst nichts direkt zu tun haben, obwohl sie zu behandeln not
wendig wäre. Ich will auch nicht den Versuch machen, über die Be
deutung der mit diesem Antrag 198 vorgeschlagenen Änderung für die 
Politik unserer Part.ei, und zwar im Sinne ihrer größten Wirksamkeit 
in der breiten Öffentlichkeit, zu sprechen. Ich will mich auf einen Punkt 
beschränken: 
Erstens möchte ich sagen, es bestand in der Kommission und es bestand 
dann auch bei der Behandlung dessen, was die Kommission erarbeitet 
hatte, im Parteivorstand kein Gegensatz darüber, daß es - um bei die
sem Begriff zu bleiben -,, ,,besoldete Parteivorstandsmitglieder" geben 
müsse und geben solle. Aber es gab Meinungsverschiedenheiten darüber 
- und wir sehen auf diesem Parteitag hier, es gibt noch Meinungsver
schiedenheiten darüber -, wie diese besoldeten Mitglieder des Partei
vorstandes gewählt werden sollen. Erich Ollenhauer hat ja seine Mei
nung dargelegt, und er hat besonders darauf hingewiesen, er befürchte, 
bei einer Wahl dieser besoldeten Mitglieder durch den Parteivorstand 
könne keine Gewähr dafür übernommen werden, daß man die für die in 
Frage kommenden Ressorts erforderlichen Genossen auch tatsächlich be
kommt. 
Ich habe im Laufe der Diskussion im Parteivorstand eine Anregung ge
geben zur Änderung der Arbeitsgrundlage in unserem zentralen Büro. 
Die Anregung hat auch einen Teil der Beratungen der Siebener-Kommis
sion mit ausgefüllt. Meine Grundvorstellung war, daß man die notwen
digen Stellen durch den Parteivorstand mittels Vertragsabschluß besetzt, 
daß bei der Wahl zum Parteivorstand alle diese Genossen - genau wie 
die anderen - kandidieren können sollten; denn ich sage offen: Ich 
würde es für falsch halten, wenn man Parteimitglieder von der Kandi
datur als Mitglieder des Parteivorstandes.ausschalten wollte. 

Aber, Genossinnen und Genossen, der Vorschlag erforderte sicher - das 
sage ich aus eigener Einsicht ...:... gründlichere Prüfungen dessen, was für 
die neue Arbeitsgrundlage des zentralen Büros erforderlich ist, als die 
Zeit gestattete, die der Kommission zur Verfügung stand. Das ist auch 
meine _eigene Ansicht zu der Sache. 

Mit Recht ist mir zum Beispiel gesagt worden, daß, wenn es gelingen 
sollte - und wir haben ja heute im Bericht hier gehört, daß das gelingen 
wird - in einer gewissen Form eine wissenschaftliche Abteilung_ zu bil
den, ein ganzer Teil bisheriger Schwierigkeiten nicht abgewälzt, sondern 
durch sinnvolle Neuregelungen überwunden werden könnte. 
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Der Vorschlag der Siebener-Kommission ist ein einheitlich eingebrachter 
Vorschlag. Ich sage das, weil hier gesagt worden ist, ob man denn gar 
nicht darüber reden wollte und sollte, daß es da zunächst einmal Unter
schiede gegeben hat. Diesen Unterschied hat es gegeben. Es hat Unter
schiede in anderen Fragen gegeben, die auch abgeklärt worden sind. 

Mir scheint - darauf wollte ich hinaus - und für mich ist entschei
dend, daß der Versuch gemacht werden sollte, den in der Siebener
Kommission gefundenen Weg wirklich zu begehen, der hier mit dem 
Antrag 198 vorgeschlagen wird, das heißt: die :präsidiumslösung als 
Teil einer Gesamtlösung, zu der nicht zuletzt die besonderen Aufgaben 
des Parteirates gehören, über die ich nicht noch einmal sprechen will. 
Ich habe selbst mein Teil dazu beigetragen, daß es zu diesen Fassun~en 
kam. Das Präsidium soll - das.. ist meine Ansicht, und ich glaube, das 
ist auch die Ansicht aller derer, die mitgearbeitet haben, und die An
sicht des Parteivorstandes. Wir haben uns hier noch einmal darüber 
unterhalten, bevor der Parteitag zusammentrat, um alle Seiten zu prü
fen - ich wiederhole: Das Präsidium ~oll weder ein Neben- noch ein 
Uberparteivorstand sein, sondern ein Organ des Parteivorstandes, der 
allein in seiner Gesamtheit dem Parteitag verantwortlich sein muß. Mehr 
muß ich dazu jetzt nicht sagen. 

Mir scheint also wichtiger als die Austragung dieser Streitfrage, die in 
den Anträgen, die heute hier begründet worden sind, liegt, das Zustande
kommen und die Bewährung dieser mit dem Antrag 198 vorgeschlagenen 
Lösung, von der die Präsidiumlösung ein Stück ist. 

Ich muß sagen, Genossinnen und Genossen, es hat ja im Laufe dieser 
Diskussion vor dem Parteitag im Parteiausschuß auch Genossen ge
geben, die diese Präsidiumslösung ursprünglich nicht für eine ihnen 
zusagende Lösung hielten. Und diese Genossen haben sich im Laufe 
der Diskussion schließlich dazu bereitgefunden, diesen Weg mit zu ver
suchen, und ich habe den Eindruck gehabt: aus Überzeugung heraus. 
Dort sind keine faulen Kompromisse gemacht worden, bei denen die 
einen etwas gegeben haben, damit sie von anderen etwas bekommen. Wer 
aber - hier möchte ich etwas aufgreifen, was Erich Ollenhauer gesagt 
hat - der anderen Frage, dieser Streitfrage, die in den Anträgen begrün
det ist und die ich nicht einfach wegwischen will, j et z t zu Leibe will, 
jetzt auf diesem Parteitag, in anderer Auffassung, als ich sie eben ver
sucht habe, darzulegen, der soll tatsächlich Vorschläge für die Kandida
turen der vier Besoldeten zustande b:,;ingen und sie dem Parteitag zur 
Entscheidung vorlegen. Das wäre eine saubere Sache, wahrscheinlich 
keine leichte Sache, denn es liegt in der Natur dieser Stufe - deswegen 
ja auch meine von Anfang an, wie ich hier sagte, andere Auffassung-, 
daß es gar nicht einfach ist, einem Parteitag diese Aufgabe zu über
tragen, im einzelnen zu entscheiden. Aber, bitte, wenn es für so wichtig 
und so ernst angesehen wird, dann muß man auch diese Mühe aufbrin
gen können, um solche Kandidaturen zustande zu bringen. Dann haben 
wir eine saubere Atmosphäre. 

Ich plädiere also, liebe Genossen, für den Vorrang dieser Gesamtlösung, 
die mit dem Antrag 198 dem Parteitag zur Entscheidung vorgelegt wird, 
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von der das Präsidium ein Stück ist, und iich möchte darum bitten, das 
Präsidium, von dem ich sagte, es sei ein Organ des Parteivorstandes, 
weder ein Ober- noch ein Nebenpartei.vorstand - nicht dadurch von 
vornherein einzuengen, datl man etwa - wie es hier von einem Genossen 
vorgeschlagen wurde - drei gleichberechtigte Vorsitzende wählt. Nie
mandem ist es verwehrt, einen solchen Antrag zu stellen. Ich würde 
mich gegen einen solchen Antrag aussprechen. Ich würde auch gegen das 
Manipulieren der Stellung des Vorsitzenden im Liebte der Präsidiums
lösung eintreten und sprechen. Der Vors.Uzende iJSt der Vorsitzende. Der 
Parteitag hat ihn zu wählen. (Lebhafter Beifall.) 
Im übrigen - Ihr werdet es verstehen~, außenstehende Kreise gehen 
natürlich nun - nicht nur wegen solcher Diskussionen., sondern weil sie 
ja mit der SPD in irgendeiner Weise fertig zu werden versuchen müs
sen - zu den Spekulationen über, mit denen wir es noch lange zu tun 
haben werden. Ich appelliere an gar niemanden. Ich möchte nur sagen: 
So wach wir sein sollten gegenüber allem, was auch von gegnerischer 
Seite auf uns eingeredet und eingeschrieben wird, so wenig sollte es uns 
in unseren Entscheidungen in letzter Hinsicllt beeinflussen können. (Lang
anhaltender, lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö I l er: Das Wort zu einer persönlichen Be
merkung hat Heinz Kühn, Köln. 

Heinz Kühn, Köln: Genossinnen und Genossen! Ich habe das Wort zu 
einer persönlichen Erklärung erbeten, die ich zugleich im Auftrag der 
Genossen Hellmut Kalbitzer und Willy Birkelbach abgebe. Erich Ollen
hauer hat an unsere Adresse zu unserem Diskussionsbeitrag, den Antrag 
216 betreffend, unter anderem wörtlich erklärt: ,,Dem Geist der Loyali
tät und der Sauberkeit entspricht diese Methode nicht." Wir wollen uns 
streng an die Grenzen einer persönlichen Erklärung binden, obwohl dies 
schwer fällt und uns hier vor dem Forum 'der Öffentlichkeit darauf be
schränken, diesen Vorwurf entschieden zurückzuweisen. (Sehr gut! -
Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex Möller : Genossinnen und Genossen! Alfred Nau 
hat nun das Schlußwort. 

Alfred Na u : Genossinnen und Genossen! Ich werde mich erstens be
mühen, die Sache kurz zu machen, und zweitens werde ich mich be
mühen, auf die mir sichtbaren wesentlichen Punkte in der Diskussion 
einzugehen. Aber ich bitte Euch um die Genehmigung, vorher ein Wort 
sagen zu dürfen, das hier in der Diskussion pro und contra eine Rolle 
gespielt hat, ein Wort über die sogenannten besoldeten Vorstandsmit
glieder. Ich tue das, liebe Freunde, ohne irgendeine Hemmung oder SE:!e
lische Belastung, weil icll mich einfach auch hier nicht in die Verteidigung 
drängen lassen will aus dem besten Gewissen der Welt heraus. Seht ein
mal: Ihr wißt besser noch als ich, daß die Frage von Besoldungen in der 
Arbeiterbewegung immer eine Rolle gespielt hat, und Ihr werdet mir 
wahrscheinlich auch zustimmen, wenn ich aus meiner geringen Kenntnis 
der Geschichte der Arbeiterbewegung sage: Oft sind die Diskussionen so 
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mit dem Ton geführt worden, als habe man etwas gegen diese besoldeten 
Mitglieder in der Arbeiterbewegung, ohne Rücksicht auf die Ebene und 
ohne Rücksicht auf die Position in den einzelnen Stufen der Organisation. 

Ich meine, das ist nicht ganz gerecht. Warum nicht? Karl Vittinghoff hat 
hier ein Wort in die Debatte geworfen, das ich aufgreifen möchte. Wenn 
man so diskutiert, liebe Freunde, dann sollte man, das wäre notwendig, 
erst einmal den Begriff „Besoldete" definieren. Es war für mich sehr 
interessant, als kürzlich - es liegen einige Monate dazwischen - in einer 
Vorstandssitzung der Partei die Frage sehr sachlich, sehr gründlich dis
kutiert wurde; und da hat eines der Vorstandsmitglieder, das unter dem 
normalen Begriff „unbesoldet" zu gelten hat dem Sinne nach folgendes 
zum Ausdruck gebracht: Genossen, soll man nicht die unterschiedliche Be
urteilung, ".Ver ist besoldet oder wer ist nicht besoldet, sein lassen? (Zu
rufe.) 

Ich danke für das heftige Kopfnicken. Ich bitte um Verzeihung, wenn 
ich das zugunsten meiner Argumente auslege. 

Darf ich aber hier fortfahren: Von diesem Genossen wurde folgendes 
gesagt: Wenn ich mich hier einmal im Kreis der Vorstandsmitglieder 
umsehe und mich frage, ja wer ist denn eigentlich hier unter „besoldet" 
zu rechnen und wer nicht, dann komme ich zu der Auffassung: eigentlich 
alle. Und warum, Genossinnen und Genossen? (Zurufe.) 

Ich bitte in aller Freundlichkeit, mir das wenigstens zur Kenntnis ab
zunehmen. Es ist doch gar nicht so entscheidend, ob die einen ihr Gehalt 
direkt aus der Parteikasse bekommen O<ler die· anderen von Institutionen, 
in die sie hineingewachsen sind, erstens auf Grund ihrer 'rüchtigkeit, aber 
dann auch auf der anderen Seite durch die politische Kraft der Arbeiter
bewegung. (Beifall.) 

Genossen! Ich habe nur eine Bitte, ohne Rücksicht, wie wir uns hier 
entscheiden. Denkt einmal daran und berücksichtigt das bei euren end
gültigen Abstimmungen und Entscheidungen. 

Un~ zur Frage der Besoldung: Auch das laßt mich bitte hier noch kurz 
sagen; Wenn ich hier meine Begründung nicht mit der notwendigen Aus
führlichkeit gegeben habe so liegt das an mir und nicht an den Genossen, 
die als Besoldete gelten. Warum haben wir die Begründung gegeben? 
Ich will es sagen: Ich kann mir nidlt vorstelJen, liebe Freunde, daß ein 
Mann, der zentral für die Organisation in der Partei verantwortlich ist, 
ohne die Autorität eines Vorstandsmandats sich genügend durchsetzen 
kann. (Zurufe.) 

Es sind doch sehr oft darüber Beschwerden geführt worden, -daß dieses 
und jenes nidlt mit dem notwendigen Elan und nicht mit der notwendi
gen Festigkeit erledigt worden ist. Genossen! Man muß sich einmal vor
stellen, welche Autorität der Genosse haben soll, der ohne das Mandat 
des PV in die Bezirke, in die Landesorganisationen fahren soll, um zen
tral auf dem Parteitag erarbeitete Vorstellungen auch für die Partei 
durchzusetzen. Mir geht es darum, daß die Genossen, die bestimmte 
Aufgaben haben, auch die notwendige Autorität durch das Parlament ver-
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liehen beJ,mmmen. Nur darum geht es mir, und darum habe ich es 
gesagt. 

Ich möchte mir jetzt erlauben, einige Bemerkungen zu machen, zu den 
Problemen, die hier im einzelnen in der Diskussion angesprochen worden 
sind. Und da zunächst zu Heinz Kühn und auch zu einem Genossen, der 
das Wort von der „Baracke" gesagt hat. Ich bin persönlich stolz darauf, 
daß das Gebäude des Parteivorstands in Bonn eine Baracke ist. (Beifall.) 
Wir haben die Baracke aus der politischen Oberlegung heraus gebaut, 
um aller Welt zu zeigen, daß wir Bonn nur als eine Zwischenstation auf 
dem Wege nach Berlin ansehen. (Bravo-Rufe. - Starker Beüall.) Und 
dabei müssen wir bleiben, wenn wir die Glaubwürdigkeit in den Augen 
der Öffentlichkeit behalten wollen. (Erneuter starker ~eifall.) Und Ge
nossen! Der Ausdruck: ,,Baracke" ist später von den politischen Gegnern, 
die uns gegenüber böse eingestellt sind und die uns schaden wollen, in 
einer verächtlichen Tonart aufgegriffen worden. Wenn wir von der Ba
racke sprechen, sollen wir es immer in de?Jl Ton tun, der unsere positive 
Einstellung zu dieser Baracke zum Ausdruck bringt. Darum wollte ich 
Euch bitten! (Zuruf: Das ist eine schlechte Begründung!) 

Liebe Genossinnen und Genossen! Dasselbe möchte ich zu dem Ausdruck 
,,Naturschutzgebiet" sagen, den Heinz Kühn gebraucht hat im Zusammen-/ 
hang mit der Frage der besoldeten Vorstandsmitglieder. Ich glaube, es ist 
viel vernünftiger, wenn jeder von uns den Versuch macht, Bemerkungen 
und Formulierungen zu unterlassen, die nicht wir, aber der andere, der 
zuhört oder der draußen darüber liest, so aus,deutet und so deuten könnte, 
als wenn damit eine Herabsetzung dieser Genossen gemeint oder gedacht 
ist. 

Weiter zu Heinz Kühn: Heinz Kühn hat gemeint, unser Vorschlag würde 
die Zementierung der Arbeitsteilung im Parteivorstand bedeuten. Nie und 
nim:fuer! Im Gegenteil! Die Genossen in der Siebener-Kommission sind 
der Meinung, und auch der Parteivorstand, daß selbstverständlich der 
neue Parteivorstand souverän ist und neue Aufgabengebiete erstens er
schließt und zweitens die Aufgaben neu verteilt, so wie er es für richtig 
hält. 

Und als zweites: Hier hat der Genosse Kalbitzer gemeint, Fritz Heine 
habe in eigener Machtvollkommenheit einen Kanzlerkandidaten genannt, 
meinetwegen sogar ernannt. Ich darf hier auf einen Irrtum aufmerk
sam machen: Die Benennung dieser Kanzlerkandidatur erfolgte auf 
Grund einer Obereinstimmung im Parteivorstand. 

Und das Dritte: Willi Birkelbach hat mich gefragt, wieso mein Schluß, 
daß die Wahl des Präsidiums auf dem Parteitag deshalb nicht zweck
mäßig sei, weil die Gefahr eines 'Obervorstandes bestehe, nicht auch 
logischerweise für die Wahl von besoldeten Voratandsmitgliedern auf 
dem Parteitag gelte. 

Nun, Genossen! Nach meiner unbescheidenen Meinung ist hier ein 
wesentlicher Unterschied zu sehen. Warum? - Wir schaffen mit dem 
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Präsidium zum erstenmal in der Organisation der Partei nach 1945 einen 
- darf ich sagen - echten geschäftsführenden Vorstand. - Wir hatten 
bisher ein Büro, völlig ungenügend. Ich bin einer Meinung mit Euch. -
Und in diesem geschäftsführenden Vorstand sollten die hier umstrittenen 
vier besoldeten Vorstandsmitglieder beratend mitwirken. Ich glaube, 
die Aufzeigung dieses Unterschiedes macht klar, warum ich Willi Birkel
bach nicht folgen konnte. Ich will auf Bemerkungen des Genossen Best 
und weiterer, die das Stimmrecht dem Parteivorstand und der Kontroll
kommission nehmen wollen nicht weiter eingehen, Genossen. Da steht 
Argument gegen Argument. Ich meine auch Willi Briandt und die 
l:_3erliner Freunde. Ich kenne und schätze ihren Standpunkt; ich bedaure 
aber, mich diesem Standpunkt nicht annähern zu können, Genossen; das 
müssen wir dann in der Abstimmung klarstellen. 

Ein viertes Wort zu dem Genossen Demeter, der hier sehr beredt sich 
noch einmal für die Schaffung von Landesverbänden eingesetzt hat mit 
organisatorischen und allgemeinpolitischen Aufgaben. Genosse Demeter! 
Auch die Argumente haben wir sehr eingehend untersucht. Wir halten 
es nicht für richtig, wenri Landesverbände organisatorische Aufgaben be
kommen. Wir halten es allerdings für notwendig, daß Zusammenfassun
gen erfolgen in Form von Landesausschüssen, Landesvorständen, die 
landespolitische Aufgaben erfüllen und lösen müssen, und wir meinen, 
daß in einigen Gebieten der Bundesrepublik hier ein Reststand von 
Aufgabep bleibt, die einmal gelöst werden müssen. Darum haben wir 
eine neue Formulierung für den § 4 vorgeschlagen. Genossen, ich wende 
mich gar nicht gegen Bedenken, die gegen die Lösung oder gegen den 
Lösungsvorschlag der Siebener-Kommission gemacht worden sind. Natür
Uch wollen wir Argument gegen Argument stellen. Aber, Genossen, ich 
darf in Erinnerung rufen, was ich schon vorhin bei der Begründung 
meines Berichts gesagt habe. Glaubt uns wirklich: Wir haben uns die 
Arbeit nicht leicht gemacht. Wir haben Argument für Argument Wlter
sucht und sind zu der Auffassung gekomme~ daß die Lösung die von uns 
vorgeschlagen ist, wirklich dazu beiträgt eine effektivere Führung der 
Partei zu erhalten. Uns kommt es darauf an, auf allen Gebieten, die 
angesprochen worden sind, Fortschritte zu erzielen, die auch hier zu 
erreichen sind. Sie können nur erreicht wetden, wenn wir uns hier eini
gen und wir glauben dieser Vorschlag von uns ist eine Basis für die Eini
gung, die wir auch akzeptieren können. 

Ich wende mich dagegen, daß der Ausdruck fiel: ,,besoldete Vorstands
mitglieder werden auf Lebenszeit angestellt." Die Wahrheit ist, daß alle 
zwei Jahre jedes Mitglied des Parteivorstands zur Kritik und zur Wieder
wahl oder zur Abwahl ansteht. Der Parteitag ist souverän. Keiner von 
uns wird dieses Recht des Parteitages auch nur irgendwie beschneiden. 

Und noch ein Wort zu Helmut Sch~dt: Ich bedaure, daß er nicht 
mehr hier ist. Genossinnen und Genossen! Wir haben uns schon während 
einer anderen Debatte auf diesem Parteitag darauf geeinigt, daß wir hier 
in Stuttgart einen Parteivorstand zu wählen haben und daß der nächste 
Parteitag 1960 all die Voraussetzungen zu prüfen hat, die notwendig sind, 
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um den Bundestagswahlk~pf für 1961 zu führen, Voraussetzungen so
wohl in sachlicher als auch in personeller Hinsicht. Dabei sollten wir es 
auch belassen. 

Ich darf Herbert Wehner für seine Bemerkungen zu dem Vorschlag des 
Genossen Mangold aus Kassel, der sich für drei Vorsitzende einsetzt, 
danken. Wir sollten unter allen Umständen bei unserem Vorschlag, ein 
Vorsitzender, verbleiben. Hier und da ist gesagt worden, der Vorsitzende 
soll führen, und dann wird gesagt, der Vorsitzende soll nur Sprecher 
sein. Wir wählen einen Vorsitzenden, der die Autorität haben muß, für 
die Partei zu sprechen. (Beifall.} 

Noch ein Wort zu Erwin Lange. Erwin Lange, meinen Respekt vor Deiner 
Hartnäckigkeit, gegen das Präsidium zu k~pfen. Ich verstehe Deine 
Argumente. Ich darf daran erinnern, daß wir Deine Sorge, die Du 
gegen die Schaffung eines solchen Instruments hast, schon weitgehend 
dadurch berücksichtigt haben, daß die Aufgaben des Präsidiums durch 
den Vorstand zugewiesen werden, und daß der geschäftsführende Vor. 
stand nur ein Teil des Gesamtvorstands ist. Insbesondere kann ich die 
Bedenken, die Erwin Lange gegen unseren Vorschlag bezüglich der Zu
sammensetzung des Parteir.ates hat, nicht teilen. Ich bin hier der Meinung 
- in Anlehnung an all die Argumente, die für Landesorganisationen 
verwandt wurden-, daß die Länderpolitik nach 1945 oder 1947 eine viel 
größere Bedeutung hat als jemals in der Weimarer Zeit. Wir haben uns 
gesagt, wir wollten bei der Organisation überprüfen, inwieweit Verände
rungen in der gesellschaftspolitischen Situation eingetreten sind und 
sollten danach unsere Entscheidungen treffen. Dazu gehört, daß möglichst 
viele sozialdemokratische Ministerpräsidenten Mitglieder des Parteirats 
sind. Da muß die Politik in Bund und Ländern auf oberster Ebene ab
gestimmt werden, damit wir, wenn auch unterschiedlich im Verfahren, in 
der Sache aber einheitlich unsere Politik vertreten und zum Erfolg 
führen. 

Ein letztes Wort zu Karl Mommer. Karl Mommer hat Bedenken vor
gebracht bezüglich der Technik im Wahlverfahren. Ich darf auf die Aus
führungen des Präsidenten verweisen. Wir haben das Verfahren be
schlossen. Das bedeutet selbstverständlich nicht, daß das nun das beste 
Verfahren ist. Ich persönlich bin der Meinung, daß der Vorschlag, der 
hier im Antrag 215 niedergelegt ist, ein durchaus brauchbarer, akzep
tabler Vorschlag ist,- und. wenn ich persönlich eine Empfehlung geben 
darf, dann würde ich diesen Antrag zusätzlich zur Annahme durch · den 
Parteitag empfehlen. 
Bezüglich der Vorschläge von Heinz Kluncker habe ich schon gesagt, daß 
wir die Schaffung von drei gleichberechtigten Vorsitzenden aus der über
legung · ablehnen, daß wir aus diesem geschäftsführenden Vorstand ein 
brauchbares Instrument machen wollen. Ich will es hier noch einmal 
unterstreichen. Dazu gehört auch, liebe Freunde, daß die Vorbereitungen 
für den nächsten Parteitag bzw. die Vorbereitung für die Bundestagswahl 
mit allen Einzelheiten auch was hier von Heinz Kluncker vorgetragen 
worden ist, erst auf dem nächsten Parteitag eingehend erörtern und dann 
entscheiden werden. 
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Und als allerletztes, liebe Freunde, möchte ich folgendes sagen: Wir haben 
hier Vorschläge unterbreitet, von denen wir alle in der Siebener-Kom
mission überzeugt sind, daß sie brauchbar und nützlich sind. Ich darf 
unterstreichen, daß alle Vorschläge in jedem einzelnen Punkt die ein
heitliche Zustimmung aller Mitglieder gefunden haben. Ich danke Herbert 
Wehner, daß er das ausdrücklich herausgestellt hat. 

Und nun, Genossen, laßt uns in aller Sachlichkeit und in aller Ruhe 
entscheiden. Das, was wir hier diskutiert haben, eignet sich für die 
Partei, um das zu erreichen, was wir alle wollen. Wir wollen eine Politik, 
wir wollen die Voraussetzungen dafür schaffen, daß das Instrument, die 
Organisation - und hier ist die Spitze der Organisation gemeint - die 
Voraussetzurigen erfüllt, daß die Politik der Partei effektiver und wir
kungsvoller wird. Wir sind überzeugt, daß unser Vorschlag, wenn er 
die Billigung des Parteitages findet, dazu beiträgt, uns nach vorn zu 
bringen, einen großen Schritt nach vorn zu bringen. Und darauf kommt 
es an! Ich danke Euch. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Bevor wir 
jetzt zur Abstimmung kommen, noch zwei Klarstellungen. In § 82 des 
Orgaqisationsstatuts heißt der 1. Absatz: 

,,Das Statut der Partei kann nur von einem Parteitag mit Zwei
drittelmehrheit geähdert werden." 

Es ist wohl klar, daß damit gemeint ist, eine Zweidrittelmehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Ich möchte das ausdrücklich vor Beginn der Ab
stimmung festgestellt wissen. 

Dann ist ebenfalls klar, -paß wir als Vorlage ausgehen von den An'.trägen 
des Parteivorstandes und des Parteiausschusses. Das ist bisher auch bei 
allen anderen Tagesordnungspunkten so geschehen. Das bedeutet also, 
daß' über Abänderungsanträge zu diesen Vorlagen zuerst abgestimmt 
werden muß. (Zuruf.) 

- Und einfache Mehrheit; das hatte ich bereits bei Beginn der Behand
lung des Tagesordnungspunktes erklärt. · 

Wir kommen jetzt also zum ersten Nachtrag zu Vorlage Nr. 4'. Das -ist 
der Antrag 198. 

Zur Abstimmung steht der§ 4. Wer für den§ 4 nach der in der Vorlage 
Antrag 198 enthaltenen Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. 8 Gegenstimmen. - Enthaltung? - 4 Ent
haltungen. - Also: Gegen 8 Stimmen bei 4 Enthaltungen. Das ist zwei
fellos eine Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen für die An
nahme des § 4. Damit ist der § 4 entsprechend der Vorlage Antrag 198 
angenommen. 

Wir kommen jetzt zum§ 10. Wer für die Annahme des§ 10 •.• (Zurufe!) 
- Die Vorlage Antrag 198 gilt als Ersatz für die Anträge, die zum 
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Punkt 5 der Tagesordnung in der gedruckten Vorlage angegeben worden 
sind. (Widerspruch - Wiedemann, Frankfurt: Zur Abstimmung!) Zur 
Abstimmung, Genosse Wiedemann, Frankfurt. 

Willi Wie d e m an n, Frankfurt - zur Abstimmung: Genossinnen und 
Genossen! Ich glaube, daß der gesamte Parteitag ein Interesse daran 
hat, daß die erforderlichen Satzungsänderungen mit der notwendigen 
Mehrheit beschlossen werden. Wenn wir nicht über die weitergehenden 
Anträge 105 und 115 vor der Vorlage des Parteivorstandes abstimmen, 
dann besteht die Gefahr, daß dann auch die Vorlage abgelehnt wird 
und wir zu keiner Änderung kommen. Aus diesem Grund möchte ich 
darum bitten, daß über die weitergehenden Anträge vo,rher abgestimmt 
wird, damit die Delegierten die Möglichkeit haben, sich auch noch für 
die Anträge zu entscheiden. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Genossinnen und Genossen! Das wäre 
ein ·völlig neues Verfahren. Ich habe bei Beginn der Diskussion aus
drücklich erklärt, wie die Vorschläge lauten und wie wir im einzelnen 
die Vorlage behandeln wollen. Wenn in diesem besonderen Fall nun eine 
Abstimmung über den Antrag 105 verlangt wird, der den § 10 des Orga
nisationsstatuts betrifft, dann würde ich vorschlagen, so zu verfahren 
und zunächst über den Antrag 105 abzustimmen. (Zurufe - Hermsdorf, 
Cuxhaven: Zur Abstimmung!) Zur Abstimmung Genosse Hermsdorf, 
Cuxhaven. 

Hans H e I' m s d o r f, Cuxhaven - zur Abstimmung -: Genossinnen und 
Genossen! Im Prinzip ist das ganze nur eine Formsache. (Widerspruch.) 
Ich möchte hier feststellen - und dem kann nicht widersprochen wer
den -, daß alle gemeinsamen Entschließungen, über die bisher ab
gestimmt worden ist, ob zur Außenpolitik, zur Wehrpolitik oder zur 
Wirtschaftspolitik, stets eine Re"ihe von Anträgen beinhaltet haben, die 
entweder dazu im Widerspruch standen, weitergingen oder sie befür
worteten. Wir haben hier beschlossen, daß jeweils mit d& Abstimmung 
über die entsprechende Entschließung die Anträge erledigt sein soll-

• ten. Genau dasselbe Verfahren hat das Präsidium hier vorgesclilagen, und 
ich sehe nicht ein, warum bei der Organisation andere Maßstäbe als in 
der allgemeinen Politik angelegt werden sollen. 

Ich würde deshalb dafür plädieren; daß das bisherige · Verfahren ein
gehalten wird. (Beüall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Genossinnen und Genossen! Es ist ein 
Abänderungsantrag zum Antrag 198 eingegangen, der die notwendigen 
Unterschriften trägt, wie sie nach der Geschäftsordnung vorgesehen sind. 
Der Antrag betrifft den § 10 in der Vorlage 198. Ich bitte zu vergleichen: 
Im ersten Absatz wird Punkt 2 gestrichen. - Es soll also gestrichen 
werden „2. aus den Mitgliedern des Parteivorstandes und der Kontroll-
kon,unission". ' 

Dann wird in dem Antrag gewünscht: ,,Der zweite Absatz erhält einen 
neuen Punkt 1. die Mitglieder des Parteivorstandes". 
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Dann 3.: Der alte Punkt 1 des zweiten Absatzes wird Punkt 2, 2 wird 3, 
3 wird 4. Ich glaube, der Antrag ist klar. 

Damit wären wir wieder zu den bisherigen Gepflogenheiten der Ge
schäftsordnung zurückgekehrt, denn die Anträge des Parteivorstandes 
und des Parteiausschusses waren ja Abänderungsanträge zu den ein
gereichten Anträgen der Parteiorganisation. Ich glaube, wir brauchen also 
jetzt zur Geschäftsordnung nicht abzustimmen, denn auch ~lie Berliner 
Genossen werden ja zugeben, daß es sachlich dasselbe ist. Wir brauchen 
also hier keinen Streit um eine Auslegung. 

Mir wird soeben mitgeteilt, daß der zweite Absatz in § 10 in dem Ab
änderungsantrag zu Antrag 198 wie folgt beginnt: 

,,Mit beratender Stimme nehmen am Parteitag teil: 
1. die Mitglieder de:s Parteivorstandes und der Kontrollkommission." 

Ich glaube, wir sind einverstanden, wenn wir diese Einschaltung noch 
vornehmen. 

Nun ist,auch wiederum die Sache geschäftsordnungsmäßig klar. Dieser 
Abänderungsantrag, den ich jetzt bekanntgegeben habe, kommt zuerst 
zur Abstimmung, weil er sich von dieser Vorlage, von der wir ausgehen, 
entfernt. 
Wer also für diesen Abänderungsantrag ist - ich wiederhole noch 
einmal: Er bedeutet also, daß die Mitglieder des Parteivorstandes und 
der Kontrollkommission nur mit beratender Stimme am Parteitag teil
nehmen sollen -, wer für diese Abänderung der Vorlage ist, den bitte 
ich um ein Zeichen. 
Ich bitte um Auszählung der Stimmen. 

Für diese Abänderung waren 129 Delegierte. 

Wer ist gegen diese Abänderung? - Das sind 204. - Enthaltungen? -
Das sind 9. 

Die Abänderung is•t abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über§ 10 in der Fassung des Antrags 198. 
Hier ist Zweidrittelmehrheit erforderlich. Wer für § 10 in der Fassung 
des Antrags 198 ist, bitte ich, die Stimmkarte zu erheben. - Ich glau,be, 
wir briauchen nicht auszuzählen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Ent
haltungen? - Einige Enthaltungen. 

Der Antrag ist mit der erforder>lichen Zweidrittelmehrheit angenommen. 
Wir kommen :z.ur Abstimmung über § 17 gemäß Antrag 198. Hier habe ich 

, zunächst den Vorschlag ru machen, über den ersten Absatz ab-zustimmen. 
Zu diesem ersten Absatz gehören die Anträge 210 und 217. Es ist wohl 
klar, wenn § 17 in dieser Fiassun,g angenommen wird, daß damit eine 
Festlegung der Zahl der besoldeten oder unbesoldeten Vorstandsmitglieder 
nicht erfolgt, daß also der Parteitag jeweils in Auswirkung des Abs. 1 
des § 17 beschließen müßte, welche Zahl von besoldeten und unbesoldeten 
Vorstandsmitgliedern zu wählen ist. 

Aus diesem Grunde ist es erforderlich, zuerst über den Abänderungs
antrag zu Antrag 210 abstimmen zu lassen, obwohl er nicht ganz 
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richtig eingereicht ist, denn diese Abänderung zum Antrag 210 würde 
eine solche Festlegung auch ,außerhalb der Satzung und nur für di€Sen 
Fall betreffen. Ist das klair? An<lers kann ich den Antrag nicht auffassen. 
Der Antrag 217 ist ein Abänderungsantrag zu Antrag 210 und lautet: 

.,Der Parteivorst.a.nd' besteht aus dem Vorsitzenden, zwei stellvertre
tenden Vorsitzenden, dem Kassier und 29 Mitgliedern." 

Über diesen Antra-g müssen wir deshalb zuerst abstimmen, weil dann, 
wenn er angenommen wird, § 17 Abs. 1 anders lauten muß. 

Das Wort hat Walter Seuifert. 

Walter Se u ff er t, München: Genossinnen und Genossen! Es darf kein 
Irrtum entstehen. In § 17 wird zunächst festgelegt, daß jeweilig der 
Parteitag die Zahl der zu wählenden besoldeten und unbesoldeten Mit
glieder feststellt. Wenn die Satzung so angenommen ist, so wird der 
Parteitag über diese Zahlen Beschlüsse zu fassen haben. Zu diesen Be
schlüssen liegt Ihnen ein Antrag des Parteivorstandes Nr. 210 vor, sowie 
ein Abänderungsantrag zu diesem Beschluß, der nachher vom Parteitag 
zu fassen ist. 

Zuerst muß die Satzung beschlossen werden. Zuerst muß über § 17 und 
über die Abänderungsanträge zu§ 17 abgestimmt werden. Nachher kom
men die anderen Beschlüsse, die dann ihre Grundlage in der Satzung haben. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Ich bedauere sehr, Walter Seuffert nicht 
beipflichten zu können, denn wenn der Antrag 217, also der Abänderungs
antrag zu dem Antrag 210, angenommen wird, müßte nach meiner 
Meinung§ 17 lauten: 

,,Er besteht aus dem Vorsitzenden, zwei stellvertretenden Vorsitzen
den, Kassierer (Schatzmeister) und ,einer vom Parteitag festzusetzen
den Zahl weiterer Mitglieder." 

Dann müßte also „der besoldeten und unbesoldeten" dort heraus, und 
das war doch ein Streitpunkt. Deswegen müßten wir nach meiner 
Meinung zunächst über den Abänderungsantrag abstimmen. Und wenn 
der Parteitag mit Mehrheit diesem Abänderungsantrag zu Antrag 210, 
also dem Antrag 217, zustimmt, dann hätte das eine Konsequenz für die 
Formulierung der Satzung. (Beüall.) 

Würde der Partei\ag die Freundlichkeit haben, sich dieser meiner Auf
fassung anzuschließen? (Beüall.) 

Wir stimmen also zunächst über den Antrag 217 ab. Ich wiederhole, 
daß seine Annahme bedeutet, daß der Parteivorst.a.nd aus dem Vor
sitzenden, zwei stellvertretenden Vorsitzenden, dem Kassierer und 29 Mit
gliedern bestehen soll. Wer diesem Antrag zustimmen will, bitte ich, 
die Stimmkarte zu erheben. - Das sind 176 Delegierte. Wer ist gegen 
den Abänderungsantrag 217? - Das sind 153 Delegierte. - Enthaltun-
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gen? - Einige Enthaltungen. Der Antrag 217 ist angenommen. Das be
deutet, daß wir bei der Abstimmung über § 17 Abs. 1 jetzt über die fol
gende Fassung abstimmen müssen: 

„Die Leitung der Partei obliegt dem Parteivorstand. Er besteht 'aus 
dem Vorsitzenden, zwei stellvertretenden Vorsitzenden, dem Kas
sierer (Schatzmeister) und einer vom Parteitag festzusetzenden Zahl 
weiteter Mitglieder." 

(Zurufe: Nein! - Zuruf: 29 Mitglieder!) 

- Nein? Nein ist sehr bequem. Ich hätte dann empfohlen, daß ein 
solcher Änderungsantrag eingereicht wird. 

Der Antrag 217 bezieht sich auf den Antrag 210, und der Antrag 210 ist 
ein Antrag zu Punkt 9 a der Tagesordnung und nicht zur Satzung, den 
wir deswegen heute Qehandelt haben, weil sonst das Verfahren morgen 
unmöglich wäre, eben.so die Besprechungen in den Delegationen. Die 
Annahme dieses Antr.ages bedeutet, daß dieser Parteitag beschlossen 
hat, daß die Wahl des Parteivorstandes, morgen so erfolgen muß, wie 
das der Antrag 217 festgelegt hat. (Beifall.) 

Der nächste Parteitag wird wieder beschließen müssen, wie vorzugehen 
ist. Das wäre ja dasselbe gewesen, wenn wir den Antrag 210 angenommen 
hätten. Ich hoffe, daß das nunmehr klar ist. 

Wir kommen zur Abstimmung über § 17 Abs. 1, und zwar in dem von 
mir bekanntgegebenen Wortlaut. Wer für § 17 Abs. 1 in dem bekannt
gegebenen Wortlaut ist, bitte ich um ein Zeichen. - Wir brauchen nicht 
zu zählen. - Gegenprobe. - Das sind 25. - Stimmenthaltungen? -
Einige Enthaltungen. 

Damit ist § 17 Abs. 1 mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit in dem 
von mir vorher vorgetragenen Wortlaut angenommen. 

Wir kommen jetzt zu§ 17 Abs. 2 in der Vorlage des Antrags 198. Es han
delt sich um das Parteipräsidium. 

Wer für diesen Absatz 2 ist, bitte ich um ein Zeichen. - Bitte, die Gegen
probe. - Einige wenige Gegenstimmen. - Enthaltµngen? - Auch 
einige Enthaltungen. Absatz 2 ist so angenommen. 

Wir kommen zu § 17 Abs. 3: 

„Die Zahl der Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands bestimmt 
der Parteitag." 

Wer für die Annahme dieses Absatzes ist, bitte ich um ein Zeichen. -
Das ist die erforderliche Mehrheit. Absatz 3 ist so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zu Absatz 4, der die Wahlgänge bestimmt. Hierzu 
liegt ein Abänderungsantrag 216- vor. Dieser Abänderungsantrag beab
sichtigt vier statt fünf Wahlgänge. 
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Wer für den Abänderungsantrag 216 ist, der vier statt fünf Wahlgänge 
vorschreibt, bitte ich um ein Zeichen. - 196. - Wer ist dagegen? -
140. - Enthaltungen? Wir müssen das genau feststellen, weil Zwei
drittelmehrheit vorgeschrieben ist (Widerspruch.) - Ja, wir kommen 
nachher zur Zweidrittelmehrheit. 

Der Abänderungsantrag 216 ist angenommen. 

Wir kommen zum nächsten Absatz: 

,,Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der stimm
berechtigten Delegierten erhalten hat." 

Wer für diesen Wortlaut ist, bitte ich um ein Zeichen. - Dieser Absatz 
ist mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit so angenomµien. 

Wir kommen nun zum nächsten Absatz. Wer für diesen Absatz ist, bitte 
ich um ein Zeichen. - Auch dieser Absatz ist so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zum Antrag 215. Dieser Antrag 215 als Nachtrag zur 
Vorlage Nr. 4 würde den bisherigen Absätzen anzuhängen sein. Es ist also 
eine Ergänzung des § 17. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Genosse Rudolf-Erru;t Heiland, Marl. 

Rudolf-Ernst Heiland, Marl: Ich möchte nur ganz kurz darauf auf
merksam machen, daß der Vorsitzende bis jetzt noch nicht über den ge
änderten Abänderungsantrag für die Satzungsänderung hat abstimmen 
lassen. Das muß noch geschehen. 

Vorsitzender Dr. Alex Möller : Genossinnen und Genossen, das ist 
doch wohl ganz klar: Jetzt muß ich erst einmal über den Antrag 215 
abstimmen lassen, um zu wissen, ob der Parteitag mit Zweidrittelmehr
heit beschließt, diese Absätze dem § 17 anzuhängen. Das könnte für die 
Schlußabstimmung über § 1_7 mit entscheidend sein. Ich könnte mir 
durchaus v.orstellen, daß einige Delegierte ihre Stellungnahme zu der 
Abstimmung über den ganzen § 17 auch von Annahme oder Ablehnung 
dieses Antrags 215 abhängig machen. (Beifall.) Also müssen wir erst 
über den Antrag 215 abstimmen. Das darf doch gar keinem Zweifel 
unterliegen. Hier ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. 

Wer für den Antrag 215 ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Danke. Das 
ist die erforderliche Zweidrittelmehrheit. 

Nun haben wir abzustimmen über den § 17, und zwar in der abgeänder
ten Form. Abgeändert ist also der Teil, der statt fünf Wahlgängen vier 
Wahlgänge vorsieht, und hinzugekommen ist der Inhalt des Antrags 215. 
Ich nehme an, daß das klar ist. Wir stimmen a.lso jetzt über den ganzen 
§ 17 in dieser neuen Fassung ab. Wer für diesen § 17 ist, den bitte ich 
um ein Zeichen. - Ich bitte diejenigen, die mit Nein stimmen, die 
Stimmkarte zu erheben. - Bitte, Stimmenthaltungen! Wie viel Ent-
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haltungen bitte? (Zuruf: Eine!) Es kann doch nicht schwer sein, fest- . 
zustellen, daß das eine Stimme ist! (Heiterkeit.) 

§ 17 ist also angenommen worden mit 240 Ja-Stimmen, 88 Neinstimmen 
und 7 Enthaltungen. (Bravo-Rufe und Beifall.) 

Die erforderliche Zweidrittelmehrheit ist da. Ich habe es für notwendig 
gehalten, hier genau auszählen zu lassen, damit nachher keine Kom
mentierungen erfolgen können. (Zuruf.) 

Wenn ich richtig rechnen kann, ist das die Zweidrittelmehrlleit: 240 J:a
sti:mmen, 88 Nein-Stimmen und 7 Enthaltungen - wenn wir das zu
sammenzählen, werden wir feststellen, daß 240 die Zweidrittelmehrheit 
ist. Wir haben ausdrücklich festgestellt, daß die Zweidrittelmehrheit von 
den abgegebenen Stimmen ermittelt wird. (Franzel: Die Zweidrittelmehr
heit von sämtlichen Delegierten wäre 256, aber Sie haben vorhin beschlos
sen, die Zweidrittelmehrheit von den abgegebenen Stimmen zu nehmen.) 
Wir haben das nicht beschJ.ossen, sondern ich habe festgestellt, daß § 32 
Abs. 1 nur so ausgelegt werden kann, und es hat sich kein Widerspruch 
erhoben. (Beifall.) 

Vielleicht darf ich zur Beruhigung des Parteitags noch sagen: Ich konnte 
so schnell den Herrn Syndikus der Bundestagsfraktion nicht erreichen, 
habe mich dann an den Juristen der Bundesta,gsf.mktion, den Genossen 
Arndt, gewandt und mir von ihm vor Beginn der Abstimmung diese 
meine Auffassung als richtig bestätigen lassen. (Brav-0-Rlll:fe und Beifall.) 
Wir kommen nun zum § 22. Das ist der Parteirat. Wer für Annahme des 
§ 22 ist, den bitte ich um Erheben der Stimmkarte. Ich stelle fest, daß das 
die Zweidrittelmehrheit ist. 

Wir kommen zum § 23. Wer für Annahme des § 23 ist, den bitte ich um 
Erheben der Stimmkarte. - Das ist auch. Zweidrittelmehrheit. 

Wer für Annahme des § 24 ist, den bitte ich um ·Erheben der Stimm
karte. - Das ist auch ZWeidrittelmehrheit. 

Damit wäre der Antrag 198 in der Fassung angenommen, die sich aus der 
Beschlußfassung ergibt. 

Nun kommen wir zu den Anträgen in der Antragsmappe. Das ist die 
Vorlage Nr. 4. ~ 

Ich bitte Sie, die Seite 53 aufzuschlagen. Beim Antrag 97 wird Ablehnun1g 
empfohlen. Antrag 97 Punkt 5 der Tagesordnung, Seite 53, 'Vorlage Nr. 4. 
Wer für die Ablehnung des Antrags 97 ist, den bitte ich um ein Zeichen. 
Ich bitte um die Gegenprobe. - Das erste war die Mehrheit. 

Bei Antrag 98 ist Überweisung an den Parteivorstand beantragt warden. -
Wer für die~ überweisung an den Parteivorstand ist, den bitte ich um 
ein Zeichen. Das ist die Mehnheit. - Es ist so ~schlossen. 
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Die Anträge 99 und 100 sind erledigt durch Annahme des Antrags 198. 

Zum Antrag 101 ist Überweisung an den Parteivorstand vorgeschlagen. 
Wer dafür ist, den bitte ich um ein Z.eichen. - Das ist die Mehrheit. Es 
ist so beschlossen. 

Di.e Anträge 102 bis 109 sind durch den Antrag 198 erledigt. 
BeJ, Antrag 110 ist die Sitlration so, daß alle Teile dieses Antrags 110 
erledigt sind durch den Antrag 198, bis auf den Vorschlag zu § 14 Abs. 1 
Ziff. 2. Hier wird die Ablehnung empfohlen. 

Wer für die Ablehnung ist, den bitte ich um ein Zeichen. Ich bitte um die 
Gegenprobe. Das erstere war die Mehrheit, das letztere war -dje Minder
heit; es ist so beschlossen. 

Antrag 111: Da ist die Situation so, daß dieser Antrag 111 durch den 
Antrag 198 als erledigt anzusehen ist, bis auf den § 7. Hier wird -
(Zuruf: § 3!) - Bitte? (Zuruf: § 3!) _') Das ist durch die bisherige Be
schlußfassung zweifellos erledigt. (Zurufe.) 

Es wird also für den §· 7 Ablehnung empfohlen. Im übrigen wird emp
fohlen, den Antrag 111 als durch die Annahme des Antrags 198 erledigt 
anzusehen. 

Wer für diese Auffassung ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Ich danke. 
Das ist die Mehrheit. - Es ist so beschlossen. 

Antrag 112: Hier ist die Situation so, daß empfohlen wird, den § 5 Abs. 1 
anzunehmen. Hier heißt es: 

,,Vertrauensmann der Partei ist, wer von der zuständigen Partei
körperschaft für ein bestimmtes Vertrauensamt gewählt wird." 

Die Fassung des § 5 im Organisationsstatut ist ja bekannt. Hier handelt 
es sich also um den Absatz 1, der an Stelle von „Funktionär" den „Ver
trauensmann" setzt. 

Wer für Annahme des Antrags ist, den bitte ich um ein 'Zeichen. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. Da müssen wir auszählen. Ich bitte also noch
mals. - Es handelt sich hier um eine Satzungsänderung, die nur durch
geführt werden kann, wenn eine Zweidrittelmehrheit vorliegt. Wer also 
im § 5 Abs.1 an Stelle der Bezeichnung „Funktionär" setzen will „Ver
trauensmann", also diesen Antrag annehmen möchte, den bitte ich um 
ein Zeichen: 199 Ja. 

Ich bitte um die Gegenprobe. Wer ist dagegen? Ich bitte, auszuzählen. -
Ich bitte um Stimmenthaltungen. - Stimmenthaltungen? - Bitte, wieviel 
Enthaltungen? 

Also: 199 Ja, 131 Nein, 9 Enthaltungen. 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Er hat nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit l;>ekommen. Es bleibt 
beim Funktionär. (Lebhafter, langanhaltender Beifall.) 
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Wenn ich richtig beobachtet habe, haben aber jetzt auch Genossen mit
geklatscht, die dafür gestimmt haben. (Lebhafte Heiterkeit.) 

Wir kommen jetzt zum Absatz 8 im § 5. Hier wird Ablehnung emp
fohlen. (Zurufe.) 
Es wird Ablehnung empfohlen bei Absatz 8: 

,,Die Abberufung als Vertreter der Partei erfolgt durch das Partei
ordnungsverfahren." 

Es wird vorgeschlagen, es bei dieser Fassung zu belassen: 
,,Für die Abberufung als Vertreter der Partei gelten dieselben Zu
ständigkeiten wie für die Aufstellung." 

Wer also für Ablehnung des Abs. 8 ist und für die Fassung, die jetzt im 
Organisationsstatut i:st, den bitte ich um ein Zeichen. - Die Ablehnung 
ist beschlossen. 
Beim§ 8 Abs. 2 wird Annahme empfohlen. - Wer für die Annahme ist, 
den bitte ich um ein Zeichen. - Das ist auch so mit Zweidrittelmehrheit 
beschlossen. 

Im übrigen wird festgestellt, daß hier dann noch besonders abzustimmen 
ist über den § 25 im Antrag 112. Hier wird die Annahme, aber mit ed;ner 
Änderung, empfohlen, und zwar soll de;r Abs. 2 neu lauten: 

„Hauptamtlich in der Partei tätige Mitglieder der Partei können der 
Kontrollkommission nicht angehören." 

Es wird Annahme mit dieser Änderung empfohlen. Das gilt für die 
Kontrollkommissfon. 

Wer für die Annahme ist, den bitte ich um ein Zeichen. Das ist so 
beschlossen. 

Im übrigen sind dann die anderen Teile des Antrags 112 durch Annahme 
des Antrags 198 erledigt. 

Erledigt ist auch durch Antrag 198 der Antrag 113. Dasselbe gilt für 
114 und 115. 

Bei Antrag 116 wird die Ablehnung empfohlen. Wer für die Ablehnung 
ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Das ist so beschlossen. 

Antrag 117 ist durch Antrag 198 erledigt. 

Bei Antrag 118 wird empfohlen, den letzten Absatz an den Parteivorstand 
zur Erledigung zu überweisen. Im übrigen ist dann der Antrag durch 
Antrag 198 erledigt. - Stimmt der Parteitag diesem Vorschlag zu? Dann 
bitte ich um ein Zeichen. - Das ist der Fall. Es ist so beschlossen. 

Antrag 119 ist durch Antrag 198 erledigt. 

Antrag 120 ist durch Antrag 198 erledigt. 

Antrag 121 ist durch Antrag 198 erledigt. 
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Bei Antrag 122 - Mannheim-Stadt - wird Ablehnung empfohlen. Wer 
für Ablehnung ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Ich danke. - Das is·t 
so beschlossen. 

Bei Antrag 123 wird Ablehnung empfohlen. Wer für Ablehnung ist, den 
bitte ich um ein Zeichen. - Es ist so beschlossen. 

Der Antrag 124 ist durch Antrag 198 erledigt. - Dasselbe gilt für den 
Antrag 125. 

Antrag 126 i~t durch den Antrag 198 erledigt. 

Der Antrag 127 ist durch den Antrag 198 erledigt. 

Dasselbe gilt für die Anträge 128, 129, 130 und 131. 

Nun bitte ich, die Vorlage zur Hand zu nehmen, die bezeichnet ist: 
,,2. Nachtrag zur Vorlage Nr. 4" und aufzuschlagen Seite 15. 

Hier ist unter der Überschrüt zu Punkt 'J der Tagesordnung enthalten 
der Antrag 208. Wir haben beschlossen, diesen heute hier mitzuerledigen, 
weil er zum Organisationsstartut gehört und wir dann das Organisations
statut in neuer Fassung beschlossen hätten. 

Zunächst darf ich abstimmen über die neue Fassung des § 19, das heißt 
über den Satz 3, der neu eingefügt werden soll. - Wer für diese Fas
sung ist, den bitte ich um ein Zeichen. Ich bitte um Erheben der Stimm
karte. - Danke. Das ist so beschlossen. 

§ 28 soll eine Ziffer 13 neu erhalten. Näheres ist der Begründung zu 
entnehmen. - Wer für diese neue Ziffer 13 ist, den bitte ich um ein 
Zeichen. Das ist auch so beschlossen. 

Dann ist weiter beantragt worden, in § 32 Abs. 2 die Bestimmung zu 
streichen, weil sie gegenstandslos geworden ist: Das ist leicht anhand 
des Statuts festzustellen. Wer für diese Streichung ist, den bitte ich um 
ein Zeichen. Auch das ist so beschlossen. 

Damit hätten wir diesen Punkt der Tagesordnung erledigt. Ich hoffe 
und wünsche, daß ... (Zurufe: Antrag211!).-Bitte? (Zurufe: Antrag211!) 
- Antrag 211 können wir auch gleich miterledigen. - Wer dafür ist, daß 
der geschäftsführende Von~tand (Parteipräsidium) aus neun Mitgliedern 
besteht, den bitte ich um ein Zeichen. - Das ist auch beschlossen. 

Damit hätten wir den Punkt 5 und auch einige Anträge zu Punkt 7 und 
hier in dem letzten Fall wieder Punkt 9 a erledigt. 

Es besteht also Klarheit darüber, wie nun morgen die Wahl zum Partei
vorstand erfolgen muß. Wir haben ja festgestellt, daß, insoweit die 
neuen Bestimmungen gelten, nicht bezüglich der Fristen und der anderen 
Dinge; auch das haben wir vorher festgestellt. 
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Nachdem also der Parteitag in hervorragender Disziplin solange aus
gehalten hat und in den letzten Minuten noch immerhin beachtliche 
gymnastische Leistungen zeigte (Heiterkeit), darf ich annehmen, daß ich 
berechtigt bin, den Parteitag auf morgen früh 9 Uhr zu vertagen. - Das 
ist der.Fall. (Lebhafter Beüall.) 

(Schluß der Sitzung: 21.02 Uhr.) 
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VIERTER VERHANDLUNGSTAG 

DONNERSTAG, DEN 22. MAI 1958 

(Beginn: 9.00 Uhr) 

Vorsitzender Max Brauer : Die Sitzung ist eröffnet. Wir beginnen 
unsere Beratungen mit dem Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Grundsatzprogramms der 
Sozialdemokratischen Partei Deutsdtlands 

Bevor ich dem Referenten Willi Eichler dazu das Wort erteile, habe ich 
die angenehme Aufgabe, der Genossin Gertrud Wetzei (Pfalz) zu ihrem 
heutigen Geburtstag die Glückwünsche des Parteitags zu überbringen. 
(Beifall) 
Genossinnen und Genossen! Am heutigen Tag, dem 22. Mai, feiert der Ge
nosse Wilhelm Kaisen seinen 71. Geburtstag. Wilhelm Ka.isen hat aus 
mancherlei Gründen an der Tagung des Parteitags nicht teilnehmen kön
nen. Ich bitte aber um das Einverständnis, daß ihm der Parteitag seine 
Glückwünsche darbringt. 

Wilhelm Kaisen steht über ein halbes Jahrhundert in der Arbeiterbewe
gung; er hat ihr unermüdlich gedient und steht auch heute noch an einem 
entscheidenden und wichtigen Platz. Ich darf dem Wunsch Ausdruck 
geben, daß er in Gesundheit noch viele Male seinen Geburtstag begehen 
kann. (Bravo-Rufe. - Beifall) 

Ich entnehme dem Beifall, daß der Parteitag einverstanden ist, daß wir 
ihm diese Glückwünsche überbringen. 

Nunmehr bitte ich den Genossen Willi Eichler, das Wort zu nehmen. 

Willi Eich 1 er: Liebe Genossinnen und Genossen! Nach den Bundes
tagswahlen sagte ein nicht übertrieben wohlwollender Kritiker der 
SPD, ihr Vorstand habe sich jetzt bei einer Kommission ein Programm 
bestellt. Nun, abgesehen davon, daß dieses Programm zu erstellen schon 
1954 vom Berliner Parteitag der SPD beschlossen worden ist, so hatte die 
Kommission von ihrer Aufgabe eine andere Vorstellung. Unsere Partei 
braucht eine dauernde Selbstverständigung in ihren eigenen Reihen und 
auch eine Grundlage für die Auseinandersetzung mit Außenstehenden. 
(Glocke) 

Vorsitzender Max Brauer: Genossinnen und Genossen! Wir haben 
mehrfach am gestrigen Tage darauf hingewiesen, daß wir die Vorschläge 
für die Wahlen bis 10 Uhr hier oben haben müssen. Später eingehende 
Vorschläge können nicht mehr berücksichtigt werden. Ich bitte, auf diese 
Zeit zu achten und uns die Vorscl>.läge herzubringen, soweit noch Vor
schläge gemacht werden. 
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Willi Eichler (fortfahrend): Wir sind der Auffassung, daß unser Ent
wurf eine Grundlage für eine Diskussion sein sollte, und zwar für eine 
Diskussion, an der möglichst jede oder jeder unserer Genossinnen und 
Genossen teilnehmen sollte und jeder, der sich außerhalb ihrer daran zu 
beteiligen wünscht. Denn nur wenn ein lebendiger Widerhall geweckt 
wird, wenn Tatsachen und Gründe und Gegengründe in Sachlichkeit zu- , 
sammengetragen werden, dann wird nicht nur für alle, sondern durch alle 
ein Programm entstehen, das die freie Überzeugung jedes Sozialdemo
kraten ausdrückt, das jeder Sozialdemokrat kennt und vertreten kann 
und das dann dazu beitragen wird, bei uns jene Geschlossenheit und Ent
schlossenheit aufzubringen und zu schaffen, die eine Vorbedingung unse
res Erfolges ist. 
·wir haben jetzt den Programmentwurf vorgelegt, und ich habe dazu 
einige Erläuterungen, Zusammenstellungen und Beurteilungen zu geben. 
Da ist zunächst, liebe G€nossinnen und Genossen, in unserer Zeit, die sich 
häufig schneller wandelt, als wir alle diesem Wandel zu folgen ver
mögen, der Entschluß, sich ein Grundsatzprogramm zu geben, nur 
einer Partei möglich, die den Wahlspruch „Keine Experdmente" nicht 
akzeptiert. Aber auch in unserer Partei ist es noch nicht völlig ausge
macht, daß alle ihre Mitgliieder von der Notwendigkeit und Zweckmäßig
keit, ja auch nur von der Möglichkeit eines solchen Programms überzeugt 
sind. Solche Hemmungen liegen dn der Natur der Sache. Jede Parlei., die 
in einer Demokratie an die Macht kommen will, und die SPD gehört 
dazu, ist darauf angewiesen, eine Mehrheit der Menschen von der Rich
tigkeit und der Ernsthaftigkeit ihrer Auffassung und ihrer Haltung zu 
Überzeugen. Sie muß also Menschen und Gruppen der verschiedenen 

I 
sozialen Schichten ansprechen und sich auch än- beytfmmte und feste 
Formeln in ihrem Programm binden, das heißUJch auch manchem Per
smienlrre1s v'e!'Sdilleßen. Es gibt noch einen tiefergehenden Einwand, und 
diesert1efergehende Emwand entstammt nicht dem Opportunitätsdenken, 
sondern dem Wahrheitsgefühl des Menschen. Wer traut sich eigentlich 
in unserer immer komplizierter werdenden Umwelt, in diesem „geordne
ten Chaos", wie es treffend genannt wurde, zu, es der Erkenntnis so zu
gänglich zu machen, es so zu deuten, daß es uns das Geheimnis seiner 
ineinander verflochtenen Zuammenhänge, se,iner Ursachen und Wirkun
gen rückhaltlos preisgibt? Und wer will sich herausnehmen, vorauszu
sagen und vorauszuplanen, was die ganze Menschheit erarbeiten Sollte, 
um einen Zustand zu erreichen, der ihrer würdig •ist? Überfordern wir 
damit nicht grundsätzlich unsere Fähigkeit, zu erkennen, zu wollen, zu 
gestalten und zu erziehen? 

Wir waren uns dieser Schwierigkeit bewußt. Wenn sie nicht bestanden 
hätte, wäre der Entwurf viel schneller fertig geworden. Wir können nicht 
alles wissen und auch nicht'- alles verstehen. Aber das gilt nicht nur für 
uns und für heute, sondern für alle Menschen und für alle Zeiten. Wir 
haben daraus nicht den Schluß gezogen, daß „nicht völliges Verstehen" 
dasselbe ist wie „völliges Nichtverstehen". Lessing hat uns das schöne 
Wort hinterlassen: ,,Nicht die Wahrheit, die jemand gefunden hat oder 
gefunden zu haben glaubt, sondern die aufrichtige Mühe, die jemand auf
gewendet hat, um hinter die Wahrheit zu kommen, machen den Wert des 
Menschen." Er wollte uns trotz der Schwierigkeiten der Wahrheitsfindung 
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also nicht etwa davor warnen, die Wahrheit zu suchen, wohl aber davor, 
sich im Besitz von Teilwahrheiten als Hüter der Wahrheit zu fühlen, die 
man dann nur noch zu dogmatisieren brauchte, nach der Regel: ,,Am 
besten ist's, wenn Ihr nur einen hört, und auf des Meisters Worte schwört!" 
Denn, liebe Genossinnen und Genossen, eine solche Haltung und eine 
solche doktrinäre Voreiligkeit wäre in der Tat die größte Gefahr für 
die sozialistische Bewegung, weil damit der notwendige Prozeß des 
ständigen Denkens und überdenkens unserer Situation und der An
wendung unserer sozialistischen Grundwerte auf die dauernd sich ver
ändernde Umwelt geradezu selbstmörderisch unterbrochen würde. Wenn 
dieser Prozeß der stäl'l.digen Orientierung gestoppt wird, wird damit 
auch jede durchdachte, nichtopportunistische Politik gestoppt. Wenn 
wir aber die Notwendigkeit, unsere geistige Entwicklung zu bewältigen, 
einsehen, und wenn ein planvolles Eingreifen in diese Entwicklung nicht 
ohne dauernde Erkenntnis der zusammenhänge möglich ist, dann ergibt 
sich hieraus die Antwort auf den Einwand, man solle sich nicht pro
grammatisch die Hände binden, weil man sonst keine erfolgreiche Poli
tik betreiben könne. Hier fragt sich doch ganz einfach: Was heißt er
folgreiche Politik? Eine Partei, die als bloße Interessenpartei nicht vor
hat, der Gesellschaft einen bestimmten Sinn und eine bestimmte Gestalt 
zu geben, braucht kein Programm. Sie braucht nur findig und gerissen 
nach der Macht zu streben. Eine sozialistische Partei, die um des Men
schen willen politisch und pädagogisch wirken will, weil sie den Men
schen innerlich und äußerlich befreien will, muß vorher wissen und 
durchdenken, was diesem Ziel am meisten frommt. (Beifall.) 

Und die überzeugungskraft ihrer Vorstellungen wird um· so größer sein, 
je mehr sie selber und jedes ihrer Mitglieder von solchen klaren über
zeugungen getragen sind. Solche überzeugupgen zu erarbeiten und klar
zustellen, haben wir uns in diesem Programm bemüht. Es ersetzt weder 
ein Aktionsprogramm noch gar Regierungserklärungen oder Wahlflug
blätter. Aber es soll für diese unerläßlichen Mittel im politischen Kampf 
die Grundlage abgeben, von der aus erst eine sinnvolle und zielstrebige 
Propaganda gema.cht werden kann. Propaganda für den Soz1alismus 
darf nicht von der Hand in den Mund, sondern muß vom Kopf in die 
Hand leben. (Beifall.) 

Die Form der Propaganda wird durch dieses P;rogramm überhaupt nicht 
berührt. Ein an Grundsätze gebundenes Programm und eine darauf auf
bauende Politik verpflichtet nicht zu unwirksamer und unmoderner 
Propaganda, wie viele der Menschen zu meinen scheinen, die uns mit 
dem modernen Slogan kolllmen, man müsse Politik „verkaufen". 

Genossinnen und Genossen! Es scheint uns also vernünftig begründet 
zu sein, daß in der Partei seit einigen Jahren schon ein Grundsatz
programm verlangt worden ist. Die Programm-Kommission hat in 
40 Sitzungen, vor allem in den Unterausschüssen, angestrengt gearbeitet, 
unterstützt von Beratern und Gutachtern. Sie bestand aus 34 Personen 
und war in ihren Unterausschüssen so vielseitig wie möglich zusammen
gesetzt. Nicht jedes Mitglied der Kommisison hat sich mit gleicher 
Intensität der Arbeit widmen können. Für alle Mitarbeiter waren die 
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Beratungen und die Vor- und Nacharbeiten eine außerordentliche Be
lastung, die sie zusätzlich zu anderen Verpflichtungen auf sich zu nehmen 
hatten. Aus den Schwierigkeiten erklärt sich, daß der Programmentwurf 
nicht früher fertig geworden ist. 

Mancher wird fragen: War ein so großer Aufwand überhaupt nötig? In 
früheren Zeiten wurde eine solche Arbeit ein oder zwei Menschen über
tragen, die sie in verhältnismäßig kurzer Zeit bewältigten. Die Antwort 
ist einfach: Die Welt des Erfahrbaren und die Erfahrungen selber sind 
ungeheuer ausgeweitet worden, und damit ist der Bereich dessen, was 
man für solche Arbeiten wissen muß, für einen einzelnen überhaupt 

t 
nicht mehr überschaubar. '.Heute ist jeder Versuch einer Deutung unserer, 
Gesellschaft und ihrer planmäßigen Gestaltung nur noch in einem 
Teamwork, als Gemeinschaftsarbeit möglich. 

J 

Ich komme nun zu dem Entwurf selber: Im Zentrum aller sozialistischen 
B!'lsirebungen stehen der:Miii"h un_g_seine Anliegcm: ~n gehen wir 
~s. Da zeigt sich sofort die Einheit aller politischen, wirtscfiaftlichen 
umi kulturellen Bereiche. Man kann zwar begrifflich und arbeitstechnisch 
etwa Außenpolitik, Innenpolitik, Wirtschaftspolitik und Kuiturpolitik 
trennen; aber unser letzter Maßstab der Beurteilung für alle diese Be
reiche ist immer die Frage: Wie lebt der Mensch in ihnen, welche Mög
lichkeiten schaffen und lassen sie der Entfaltung seines Menschentums? 
Denn die Würde des Menschen ist für jeden unantastbar, sie ist ein Wert, 
der sein Eigenwert ist, der es ve,rbietet, daß er durch irgendeinen an
deren Menschen zu irgendeinem Zweck das bloße Mittel abzugeben hat. 
Und das heißt: Oer Mensch muß die Freiheit haben, sein Leben nach 
eigener Verantwortung zu führen und in freigewählter Gemeinschaft 
mit anderen das politische, wirtschaftliche und kulturelle Leben zu for
men. In unserem Entwurf heißt es darüber: 

l „Die für alle Menschen gleiche Würde verlangt Freiheit der ~ 
besfammung. Diese Freiheit muß für alle gelten. Denii aus der Freiheit 
wird l:;>loße Willkür, wenn sie das Recht des andern auf seine Freiheit 
verletzt. Freiheit und Gerechtigkeit bedingen einander. 

Ohne Gerechtigkeit wird aus Freiheit Willkür, ohne Freiheit für alle ist 
Gerechtigkeit nicht möglich. Die personale Würde der Menschen liegt 
im Anspruch auf ihre Freiheit und in der Anerkennung des Rechts ihrer 
Mitmenschen auf deren Freiheit, ihre Persönlichkeit zu entwickeln und 
an der gemeinsamen Gestaltung der Gesellschaft gleichberechtigt mitzu
wirken. Der Menschenwürde Raum für ihre Entfaltung zu geben ist das 
oberste Ziel aller sozialistischen Politik." 

Manche werden hier vielleicht sagen, dieses Ziel sei so abstrakt, daß es 
für die politische Praxis nicht viel sage. In der Tat gibt es wenige, die 
dieser allgemeinen Form der Zielsetzung in Worten widersprechen. Aber 
die Sozialisten haben keinen Grund, sich durch diese scheinbare Ober
einstimmung der politischen Oberzeugungen irritieren zu lassen, denn 
diese Obereinstimmung besteht oft tatsächlich nicht. Das zeigt sich so
fort, wenn man daran geht, Freiheit und Gerecntigkeit zu verwirklichen 
und damit der Menschenwürde politisch und kulturell zu entsprechen. 
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Diese Aufgabe ist fast immer, selbst von jenen, die sie ernst nahmen, in 
ihren Schwierigkeiten und Konsequenzen unterschätzt worden. Ja man 
kann sogar sagen, daß gerade die Versuche, diese Werte in der Gesell
schaft zu verwirklichen, dazu beigetragen haben, daß viele Menschen an 
diesen Werten irre geworden sind und sie für ungeeignet halten, einer 
sozialistischen Politik und Wirtschaft, einer Menschheitskultur als Grund
lage zu dienen. In Wirklichkeit haben diese Versuche aber nicht unsere 
Werte selber, sondern die Wege zu ihrer Verwirklichung als unzurei
chend enthüllt, was uns zu besonderer Behutsamkeit in bezug auf unsere 
eigenen Wege und Methoden veranlassen sollte. 

Drei solcher Methoden scheinen mir das deutlich zu machen. Die Fran
zösische Revolution und die neben und mit ihr einsetzende industrielle 
Revolution hatten unter dem großen Dreiklang der Ideale der Freiheit, 
der Gleichheit und der Brüderlichkeit begonnen. Die Freiheit von den 
autoritären Gewalten sollte im Aufbau eines demokratischen Staates 
erreicht werden, in dem jeder Staatsbürger grundsätzlich das gleiche 
Gewicht haben sollte durch die Gleichheit bei der Stirp.mabgabe. Die 
Freiheit in der Wirtschaft sollte erreicht werden durch die Gewerbe
freiheit und die Vertragsfreiheit, die jedem Arbeitenden das Recht auf 
die :freie Wahl des Arbeitsplatzes und die Aushandlung der Arbeitsbe
dingungen sichern sollte - alles schien also auf dem besten Wege zur 
Freiheit und Gleichheit zu sein. Die Ergebnisse aber entsprachen den 
Erwartungen keineswegs. Was war geschehen? Der Arbeiter war in die
ser Entwicklung, wie Karl Marx bitter feststellte, doppelt frei geworden: 
frei von Produktionsmitteln und frei, seine Arbeitskl'.aft zu verkaufen. 
Es war ihm nicht ver b o t e n, Produktionsmittel zu kaufen. Daß er da
für kein Geld hatte, interessierte die Wirtschaftsgestalter nicht, die ihn 
ja nicht hinderten, etwas zu verdienen, die sich aber nicht den Kopf 
darüber zerbrachen, daß das Recht, beliebig viel zu kaufen, dem nichts 
nützt, den seine soziale Stellung immer am Rande des Existenzminimums 
hält. Der Arbeiter hatte das Recht, seine Arbeitskraft beliebig zu ver
kaufen - aber es war niemand verpflichtet, sie ihm abzunehmen. In 
d!eser Lage einfach das „Spiel der freien Kräfte" für die Verwirklichung 
der Freiheit auszugeben, hieß die Freiheit des Arbeiters, über sich selbst 
zu bestimmen, gerade ausschließen. Es hieß, den Besitzern der Produk
tionsmittel zwar nicht gesetzlich, aber tatsächlich die Entscheidung über 
das Schicksal der Arbeitnehmer zu überlassen. Die Resultate sind be
kannt: Unter dem Druck des sozialen Zwanges mußten _Kinder unter Tage 
im Bergbau arbeiten und Männer und Frauen für einen !Lohn ihre Ar
beitskraft verkaufen, der nicht einmal das Existenzminimum erreichte. 
Die moralische und physische Zerrüttung der einzelnen und der Fami
lien war die Folge; jene Selbstentfremdung des Menschen war erreicht, 
in der der Mensch ,von einem sein Leben bestimmenden Subjekt zum 
Obiekt der Herren der Wirtschaft geworden war. 

Drei gesellschaftliche Mächte waren aufgerufen, hier einen Ausweg zu
gunsten der Freiheit und der Mem;chlichkeit zu finden: Der Staat, die 
Wissenschaft und die Kirchen. Der Staat erklärte sich für unzuständig, er 
hatte die Freiheit zu schützen und für die Einhaltung des Arbeitsvertra
ges zu sorgen. Und das tat er. Aber es interessierte ihn mehr die Freiheit 
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der Unternehmer als die Gerechtigkeit in der Beurteilung des Loses der 
Arbeiter. Die Wissenschaft erwartete, auf die Dauer gesehen, auch für den 
Arbeiter edne Verbesserung seiner Position, da ja die Steigerung der Pro
duktivkraft und die größere Versorgungsmöglichkeit mit Konsumgütern 
schließJ.ich auch dem Arbeiter IllÜtzen mußten. Das dabei eintretende 
Elend mußte eben vorübergehend durch S07Ji.ale Maßnahmen gelindert 
~erden. Die Kiirchen waren zunächst nicht in der I.age, das grundsätzliche 
Problem der Selbstentfremdung zu erkennen. Sie halfen, so weit sie 
konnten, durch Armenfürsorge, Familienbetreuung und Seelsorge. Aber 
auch sie waren - bei einzelnen Ausnahmen wie etwa Charles Kingsley 
oder Bischof Ketteler - weit entfernt davon, dem Arbedter gegen die 
Wirtscllaftswillikür als solcher beizustehen. War es ein Wunder, daß die 
Arbeiter diese Art der Verwirklichung von Freiheit als einen Hohn auf 
ihre Freiheit und Menschenwürde empfanden? War es ein Wunder, daß 
schließlich zusammen mit diesem Mißbrauch des Ideals der Freiheit auch 
das Ideal der Freiheit selber bei vielen in Mißkredit geriet? In dieser Zeit 
beginnt die sozialistische Bewegung als Protest gegen die gesellschaftlich~ 
Verwahrlosung und gegen die schamlose Ausbeutung des Menschen. 
(Glockenzeichen) 

Vorsitzender Max Br au er (unterbrechend): GenOilsinnen und Genossen! 
Es wird uns mitgeteilt, daß die Genossen hinten im Saal dem Referat 
nicht folgen können, einmal wegen des Lärms im Saal; aber ich glaube, 
man muß auch den Genossen Eichler bitten, etwas näher zum Mikrofon 
zu treten, damit seine Ausführungen besser übertragen werden können. 
(Beifall.) 

Willi Eich l er (fortfahrend): Ich bitte, jetzt zu prüfen, ob es so besser 
geht. (Zurufe: Ja!) - Danke schön! Das hätten wir früher haben können. 
Ich sagte also, die sozialistische Bewegung beginnt als Protest gegen die 
gesellschaftliche Verwahrlosung und gegen die schamlose Ausbeutung 
des Menschen. Das Marxsche Werk beginnt, und das muß immer wieder 
gesagt und festgehalten werden, als ein Kampf um die Freiheit, um die 
ungeteilte Freiheit (Beifall), um die Freiheit für alle. Das aber heißt, 
auch um die soziale Gerechtigkeit. Die Ausbeutung sollte dadurch be
seitigt werden, daß die private Verfügungsmacht über Produktionsmittel 
überhaupt nicht mehr geduldet wurde. Die Einsicht in diese Zusammen
hänge mußte den Arbeitern nahegebracht werden; sie sollten begreifen, 
daß sie als Angehörige der Klasse der von den Produktionsmittel
besitzern einseitig Abhängigen ein gemeinsames Interesse daran hatten, 
sich selber als Opfer der Klassengesellschaft zu befreien und durch die 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel die Klassenherrschaft über
haupt zu überwinden. Die Arbeiter mußten sich organisieren, um als 
orgii;nisierte Macht den Kampf gegen die Klassenherrschaft aufnehmen 
zu können. Das eigentliche Ziel dieses Kampfes aber wird schon im 
„Kommunistischen Manifest" bezeichnet als „die freie Association, in 
der die Freiheit des einzelnen die Bedingung für die Freiheit aller ist". 
Unter diesem Zeichen hat die sich organ,isierende Arbeit.erbewegung in 
ständigen, schweren und opferreichen Kämpfen gegen die herrschenden 
Klassen Schritt um Schritt ihre Position verbessert und damit der Idee 
der Menschlichkeit gedient. (Beifall) 
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Ober das Verbot der Kinderarbeit, den Schutz der Frauenarbeit, die Be
grenzung d'er Arbeitszeit dst ein weitreichendes Arbeitsrecht erreicht und 
schließlich die Entwicklung zum Wohlfahrtsstaat angebahnt worden. 

Genossinnen und Genossen! Nur diesen unter ungeheuren Anstrengungen 
und Opfern erreichten Erfolgen· ist es zu verdanken, daß die Arbeite-i;
bewegung heute maßgeblich die Entwicklung unserer Gesellschiaft mit
bestimmt. Das sollten wir alle bedenken, wenn heute vJeles für selbstver
ständlich gehalten und gedankenlos hingenommen wird, was nur das 
Ergebnis hart.er Kämpfe sozialistischer Generationen ist. Deren Anstren
gungen verdanken wir es, daß wir heute weit-erbauen, daß wir die Erfah
rungen nutzen können, um Freiheit und soziale Gerechtigkeit zu sichern 
und auszubauen - denn sie sind bei weitem noch nicht gesichert, auch 
nicht etwa durch den Wohlfahrtsstaat. (Beifall) 

Wenn heutzutage gegen den Wohlfahrtsstaat angegangen wird, so wird 
sein Ursprung vergessen. Ihm und der Vollbeschäftigungspoldtik wird 
auch die Geldentwertung angekreidet, die aus der maßlosen Verschwen
dung resultiert, mit der Aufrüstung und Kriegsvorbereitung in einer Zeit 
betrieben werden, in der die Produlktionstechnik Rüstung und Krieg kost
spiel,iger machen als jemals. Dabei ist der Wohlfahrtsstaat lediglich ein 
Ausdruck der Tatsache, daß die große Mehrzahl der Menschen außer
stande geblieben ist, sich selber gegen die Wechselfälle des Lebens, gegen 
Krankheit und Unglücksfälle, gegen die Erwerbsunfähigkeit im Alter zu 
sichern,. Wo bleibt denn das Gewissen derjenigen, die als verderblichen 
Versorgungsstaat bezeichnen, was nichts anderes ist als die Hilfe gegen 
die Folgen von Krieg, Inflation, Zerstörung und Vertreibung? Wenn wir 
für den Wohlfahrtsstaat eintreten, so sehen wir in ihm nicht den Sozia
lismus. Im Wohlfahrtsstaat findet nicht mehr statt a,ls eine gewisse und 
begrenzte Umverteilung der im Produktionsprozeß gewonnenen Einkom
men über den Staat; er ändert nichts an der grundsätzlichen Art der Ver
teilung von Eigentum und Vermögen. 

Die Sozialisten standen im Kampf um eine bessere Gesellschaftsordnung 
immer vor zwei Gefahren: die eine lag in dem Verlangen, den Leidens
weg der Ausgebeuteten möglichst abzukürzen und deshalb schnell und 
mit allen Mitteln an die politische Macht zu kommen, weil unter einer 
sozialistischen Regierung die industrielle Entwicklung und die mit ihr 
verbundene geistige Umformung des Menschen schneller und besser er
folgen könne. Dieser verlockende Gedanke hat aber immer übersehen 
lassen, daß die Industrialisierung in einer unterentwickelten Gesellschaft 
und Wirtschaft riesige Opfer fordert, die von großen Teilen der Bevölke
rung zunächst nicht begriffen und gebilligt werden, der Bevölkerung also 
durch poldtischen Druck aufgenötigt werden müssen. Dieser harte Druck 
erfordert nicht nur eine besondere Ideologie, er verhindert auch die Ent
wicklung eines demokatischen Bewußtseins, das nur durch die freiwillige 
Teilnahme aller an einer solchen Entwicklung wachsen und ausgebildet 
werden kann. Eine nachträgliche Demokratisierung aber wird um so 
schwerer, als die Zwangsindustrialisierung eine politische und wdrtschaft
liche Bürokratie benötigt, die schließl,ich alle Machtmittel des Staates, 
der Wirtschaft und der Erziehung in ihrer Hand vereinigt hat und sich 
erfolgreich dagegen wehrt, sich diese ihre Macht durch eine demokratische 
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Kontrolle' entwinden zu lassen. Freiheit und soziale Gerechtigkeit, die 
Grundanforderungen an eine sozialistische Gesellschaft, sind bei diesem 
Versuch auf der Strecke geblieben. 

Die andere Gefahr für die Arbeiterbewegung bestand darin, daß die
jenigen, die die Abkehr vom Wege der Demokratie mit Recht für verhäng
nisvoll hielten, sich an die bestehenden Verhältnisse anpaßten und schließ
lich den einzigen Sinn des sozialistischen Befreiungskampfes darin sahen, 
die Lebenslage der Arbeiter .dn der bestehenden Ordnung zu verbessern. 
Viele Sozialisten meinten, auch ohne eine grundlegende Verändenmg der 
wirtschaftlichen und sozialen Machtverhältnisse alle Menschen zu gleich
berechtigten Mitgliedern der Gesellschaft machen zu können. Damit ver
loren sie nicht nur das sozialistische Ziel aus den Augen, sie engten auch 
ihren eigenen Wirkungsbereich ein, weil viele den Sozia1ismus als eine 
Bewegung ansahen, der es nur um sozialrechtliche Probleme der Arbeiter 
zu gehen schien. 
Der demokratische Sozialismus muß alle diese Erfahrungen vorurteilslos 
prüfen. Sie zeigen, daß keine organisatorisch-technische Maßnahme für 
sich gesehen ausreicht, Freiheit und G_erechtigkeit zu sichern. Mir scheint 
dies eine der bedeutsamsten Lehren der Geschichte zu -sein, die wir zu 
verarbeiten haben. Vor allem die Französische Revolution hat den Weg 
zur politischen Freiheit in die Wege geleitet. Im kapitalistischen Indu
strialisierungsprozeß wurde der Arbeiter durch seine wirtschaftliche Aus
beutung auch am Gebrauch seiner politischen Rechte gehindert, soweit 
er sie schon erworben hatte. Sein elendes Leben hinderte ihn, an der 
Bildung und am kulturellen Leben seiner Zeit teilzuhaben. Die völlige 
Verstaatlichung der Produktionsmittel in der Sowjetunion, die das Eigen
tum an den Produktionsmitteln formell auf „die Arbeiter und Bauern" 
übertragen hat, zeigt, wie bei einer solchen allgemein~n Verstaatlichung 
die MEinschen wirtschaftlich und politisch sogar noch ärger ausgebeutet 
werden können als in einer kapitalistischen Gesellschaft. (Beifall.) 

Hier scheint mir aus Gründen der Gerechtigkeit nötig, zu sagen, daß die 
Revolutionäre der Russischen Oktoberrevolution natürlich nicht den spä
teren Stalinschen Terrorstaat etwa geplant hätten. Ihnen lag an der Be
freiung der russischen Arbeiter und Bauern vom kapitalistischen Joch und 
aus dem sozialen und menschlichen Elend. Um so tragischer mutet der 
Verlauf der Russischen. Oktoberrevolution an. Aber die Erfahrungen in 
der Weimarer Republik zeigen, daß auch eine demokratische Republik, 
deren Verfassung die Rechte der Arbeiterschaft ·schützt, die sit:h beson
derer sozialpolitischer Pflichten durchaus bewußt ist, die den Gewerk
schaften und politischen Parteien die Freiheit läßt und das Volk als 
mündig behandelt, nicht automatisch davor geschützt ist, Opfer einer 
totalitären Diktatur zu werden. 

Was zeigen also die französische Revolution, die russische Oktober-Revo
lution und die Weimarer Republik?. Die Freiheit des klassischen Libe
ralismus liefert den wirtschaftlich Schwachen auch politisch und kul
turell an die Machthaber aus. Ein kommunistischer Staat ist niemals ein 
freiheitlicher Staat, weil er nicht demokratisch kontrolliert werden kann. 
Und selbst ein demokratisch organisierter Staat muß ständig auf der 
Hut sein vor jenen Kräften, die die demokratischen Spielregeln ausnut-
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zen, um ihre eigene Macht zu festigen, und die bereit sind, den Staat als 
Beute zu betrachten und die demokratischen Formen zu zerbrechen, wenn 
anders ihre Macht nicht aufrechterhalten werden kann. (Beifall.) 

Von diesen Erfahrungen ausgehend, haben wir den Entwurf unseres 
Programms aufgebaut. Wir gehen aus von einer Ana_lyse unserer Zeit, 
denn wir müssen unsere konkreten Ziele aufstellen im Hinblick darauf, 
daß sie den Erfordernissen und Möglichkeiten der uns vorgegebenen 
historischen Situation gerecht werden. Der durchgängige Zug unserer 
Zeit ist ihre Krisenhaftigkeit. Aus der Medizin ist uns der Begriff der 
Krise bekannt als die Entscheidung zwischen Tod und Gesundungs
prozeß. Die wirtschaftlichen Fähigkeiten reichen aus, Armut und Hun
ger auf der ganzen Welt zu bannen - aber mehr als die Hälfte der Erd
bevölkerung stirbt noch immer an einem durch ständige Unterernährung 
bewirkten Hungertod. Die Wissenschaft hat uns segensreiche Mittel und 
Wege gezeigt, die Säuglingssterblichkeit zu vermindern, Krankheiten zu 
heilen und die Lebenserwartung zu erhöhen - sie hat uns gleichzeitig 
furchtbare Mittel in die Hand gegeben, so viel Menschen auf einmal 
umzubringen, wie das bisher nie möglich gewesen ist. Die moderne Ent
wicklung erfordert und ermöglicht immer größere Wirtschaftsräume und 
eine Kooperation der Völker - die Wirklichkeit zeigt uns Machtzusam
menballungen verschiedener Blöcke und Lager, die, bis an die Zähne be
waffnet, einander feindlich gegenüberstehen. Die Entwi,cklungsländer 
bedürfen zu ihrem wirtschaftlichen und sozialen Aufbau großzügiger 
Hilfe - die beiden Machtblöcke verschwenden in einem sinnlosen Wett
rüsten ungezählte Milliarden. Sie wollen damit den Frieden sichern -
und bereiten in Wirklichkeit einem allgemeinen Selbstmord der Völker 
den Weg. Sie wollen Sicherheit schaffen - und Schaffen mit ihren Rüstun
gen nur ein Gleichgewicht des Schreckens! Die Technik hat die Entfer
nungen auf ein Minimum an Zeit reduziert - trotzdem ist heute der Weg 
von Braunschweig nach Magdeburg komplizierter als im tiefsten Mittel
alter. Das Selbstbestimmungsrecht der Völker ist anerkannter Rechts
satz des Völkerrechts - vielen Völkern, darunter dem deutschen, wird 
dieses Recht versagt. In der Demokratie finden wir die gleichen Gegen
sätze: sie soll ihrer Idee nach dem Staatsbürger die Mit-Gestaltung des 
Staates in Freiheit und Gerechtigkeit ermöglichen und gibt ihm dazu 
auch die verschiedenen Mittel an die Hand - dennoch fühlt sich eine 
große Zahl der Staatsbürger, nicht ohne Grund, ohnmächtig gegenüber 
den politischen Entscheidungen. Viele Organisationen sind geschaffen 
worden, die dem Staatsbürger das Leben in der immer komplizierter 
werdenden Welt erleichtern sollen - sie haben dazu geführt, daß der 
einzelne sich mehr und mehr als Objekt der verschiedenen Bürokratien 
fühlt. Während das ganze Volk teils durch überhöhte Preise, teils durch 
relativ zu niedrige Einkommen und teils durch steuerbegünstigte Ge
winne und Abschreibungen gezwungen wird, ein riesiges Investitions
kapital zu bilden, das der kleinen Schicht zufällt, die Eigentümer des 
Produktivvermögens ist, leben wir angeblich in einer „nivellierJ;en 
Mittelstandsgesellschaft". Kleine Niveauunterschiede zeigen sich darin, 
daß gelegentlich ein Generaldirektor, der eine gutbezahlte Stelle mit 
einer ander.en gut bezahlten vertauscht, eine Abfindung von 2 Millionen 
DM erhält, während auf der anderen Seite die Erhöhung der Fürsorge-
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richtsätze um einige Mark bereits als sozialpolitische Tat gilt. (Beifall.) 
Unter diesen Bedingungen ist bei vielen Menschen der Glaube an die 
Verwirklichung von Freiheit und Gerechtigkeit überschattet worden 
durch ein elementares Bedürfnis nach Sicherheit, Ordnung, Ruhe und 
einem erträglichen Lebensstandard. Aber das alles läßt sich in Wirklich
keit gar nicht voneinander trennen. Denn auch eine gute Konjunktur ist 
keine Lebensversicherung. Und wo keine Gerechtigkeit herrscht, ist auch 
immer die Versuchung gegeben, die Freiheit einzuschränken, sich für die 
Gerechtigkeit einzusetzen.· Aber in Wirklichkeit ist der Freiheitswille 
unzerstörbar, selbst die grausamsten Diktaturen sind auf die Dauer nicht 
mit ihm fertig gewor,den. Für die gewaltige Kraft dieses Freiheitswillens 
zeugt der Befreiungskampf der Arbeiterbewegung. Sein Erfolg geht über 
die Verbesserung des materiellen Lebensstandards weit hinaus. 

Wir lehnen den weitverbreiteten Pessimismus unserer Tage, der der 
Freiheit und der Kultur keine Chance vor der Technokratie mehr geben 
will, als unbegründet ab. Er dient in Wahrheit nur der moralischen und 
sittlichen Schwächung der Menschen, denn wer sich den Gefahren un
serer Zeit gegenüber ohnmächtig fühlt, wird sich nicht entschließen kön
nen, sie zu bekämpfen. (Beifall.) 

Diese unsere Haltung hat nichts zu tun mit einem billigen Optimismus, 
der uns mit dem Trost versehen möchte, es werde sich schon alles zum 
guten Ende kehren. Pessimismus und Optimismus dieser Art sind in 
Wahrheit die stärksten Gefahren für eine realistische Grundhaltung 
gegenüber dem Geschichtsverlauf. (Beifall.) ' 

Die Geschichte verläuft nicht nach unumstößlichen Gesetzen, deren Ab
lauf man nur pessimistisch oder auch optimistisch, je nach Geschmack, 
ansehen könnte. Der demokratische Sozialist betrachtet die Geschichte 
als das Werk verantwortlicher Menschen - zum Guten und zum Bösen. 
(Bei!all.) 

Diese Verantwortung allen Menschen bewußt zu machen, ist eine der 
schwersten Aufgaben unserer Zeit und für uns. Das passive Hinnehmen 
des undurchsichtigen Geschichtsverlaufs heißt, den wirtschaftlichen und 
politischen Vormündern der Menschheit Wasser auf ihre Mühle treiben, 
die auch in der Demokratie von heute klappern. (Beifall.) Die Bedin · 
gungen dieses Geschichtsverlaufs müssen allerdings aufgezeigt werden. 
Hier ~rweist sich das Bündnis zwischen Wissenschaft und Politik 
als eine Menschheitsfrage. Die kompliziert gewordene Welt der Politik 
und Wirtschaft läßt sich entwirren, die Menschen können über ihre 
Umweltsbedingungen und sich selber besser informiert werden, die 
Gefahren für die Freiheit lassen sich zeigen, und die Menschen können 
durch Aufklärung, Organisation und Erziehung ermutigt werden, sich 
selbstbewußt für die überwindung dieser Gefahren einzusetzen. Aber es 
genügt nicht, zu erkennen, daß es Möglichkeiten gibt, mit den unge
heuren Aufgaben unserer Zeit fertig zu werden. Wir müssen sie ent
schlossen, zielbewußt und mit den geeigneten Mitteln in Angriff nehmen. 
Die Herausforderung der kapitalistischen und kommunistischen Welt an 
alle freiheitlich denkenden und fühlenden Menschen wird angenommen 
und beantwortet durch den kämpferisch demokratischen Soziälismus. Für 
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diesen haben wir unseren Entwurf gemacht. Daß Herr Adenauer an ihm 
keine Freude hat, wie er in Dortmund versicherte, ist uns eine Be
ruhigung. Er stößt sich daran, daß wir nicht jeden Nichtkommunisten 
für einen guten Demokraten halten. (Heiterkeit und Beifall.) 

Wenn wir Freiheit, Gerechtigkeit und den Weltfrieden sichern wollen, 
so bedürfen wir dazu der Anstrengungen aller, die diese Werte an
erkennen. Für diese Anstrengungen haben wir klarzumachen, was der 
Kampf um diese Werte heute an politischen Grundentscheidungen for
dert. Erst wenn wir diese Entscheidungen treffen, wenn wir die Freiheit 
und Gerechtigkeit konkreter interpretieren, wird sich zeigen, bei wem 
das Bekenntnis zu diesen Grundwerten glaubwürdig ist. Denn diese 
Grundentscheidungen erst erfüllen Freiheits- und Gerechtigkeitswillen 
mit politischem Gehalt und kulturellen Farben. 

Die Grundentscheidungen betreffen zunächst das Leben selbst. Eine 
Vorbedingung jeder menschenwürdigen 'Gestaltung unserer Gesellschaft 
ist ein gesicherter Friedenszustand. Jeder Krieg ist eine Kapitulation 
des Rechts vor der Macht, eine Kapitulation der Menschlichkeit vor der 
rohen Gewalt. Der Friede kann nur durch eine internationale Rechts
ordnung mit Exekutivgewalt zum Schutz dieser Rechte gesichert werden. 

Der demokratische Sozialismus begnügt sich nicht damit, daß in der 
Demokratie grundsätzlich die Menschenwürde, Freiheit und Gerechtig
keit als verbindliche Werte anerkannt werden. Denn solange eigen
ständige Machtgebilde politischen und wirtschaftlichen Gepräges den 
Staat ihren Sonderinteressen dienstbar machen können, sind Freiheit 
und Gerechtigkeit in tödlicher Gefahr und damit auch Bestand und 
Glaubwürdigkeit einer demokratischen Ordnung erschüttert. Wer Macht 
ausübt - nicht nur die Regierung -, muß sich eine wirksame Kontrolle 
durch Organe gefallen lassen, die dem ganzen Volk verantwortlich sind. 

Die Gerechtigkeit verlangt, daß es kein Monopol auf die Bildung von 
Eigentum geben darf. Jeder hat ein Recht auf Eigentum. Diesem Recht 
widerspricht heute die sogenannte Selbstfinanzierung, soweit deren Ergeb
nisse von allen gespart und von einer kleinen Schicht angeeignet werden. 
Demokratische Kontrolle kann nur wirksam sein, wenn die Menschen 
-von der Familie über die Schule bis in die Erwachsenenbildung hinein 
politisch gebildet und zur Verantwortung erzogen werden. Unabhängig 
davon hat jeder Mensch ein Recht auf eine Bildung, die seinen Fähig
keiten und seinen Neigungen entspricht. Das Bildungsmonopol muß end
gültig und völlig beseitigt werden. (Beifall.) 

Das gesellschaftliche Leben wird zunehmend org:anisiert und teclmisiert 
- die Bürokratisierung unseres Lebens nimmt zu. Die demokratische 
Kontrolle rriuß durch eine Erziehung gestützt werden, die darauf ausgeht, 
daß Würde und Freiheit des Mitmenschen freiwillig respektiert werden. 
Kontrolle und Erziehung müssen einander ergänzen. 

Für die positive Gestaltung des Freiheitswillens in einem !kulturellen 
Leben bedarf es einer Vielfalt der Mög]dchkeiten seines Ausdrucks und 
s-einer Entfaltung. Diese Vie1.1lalt soll verhindern, daß von mächtigen zen-

24 SPD-Protokoll 369 



tralen Stellen aus die Menschen manipuliert und in den Konformismus 
getrieben werden. 
Verantwortliichkeit kann der Mensch um so leichter entfalten, je über
schaubarer der Raum seines Wirkens ist. Die Selbstverwaltung der Ge
meinden und in den Genossenschaften und den Sozialorganisationen ist 
eine gute Schule für den Staatsbürger. Auch das Überwuchern zentra
listischer Machtbefugnisse erhält dadurch ein Gegengewicht. 

Sozialistische Politik ist also wirklich, das zeigen diese Grundentschei
dungen, eine Einheit von Verfassungs- und Rechtspolitik, Wirtschafts
politik, Sozialpolitik und Kulturpolitik. Die sozialistische Sozialordnung 
ist mehr als ein bloßer Ausgleich der Machtverhältnisse, sie ist auch eine 
sozialpädagogische Aufgabe. Sie bevormundet den einzelnen nicht, son
dern schafft ihm die Freiheit, sich zu einer PersönLichkeit zu entwickeln. 
Diese Freiheit ist niemals endgültig gesichert. Der SoziaLismus bleibt 
dauernd eine Aufgabe, oiimlich Freiheit und Gerechtigkeit zu erkämpfen, 
sie zu wahren und sich in ihnen zu bewähren. 

Freineit, Gerechtigkeit und Frieden sind für uns notwendige Bedingungen 
für eine Selbstbestimmung des Menschen in seiner Würde. Unsere Grund
entscheidungen für das gesellschaftliche Leben machen das Bekenntnis zu 
diesen Werten glaubwürclii.g,· weil sie alle Vorrechte ausschließen und 
diese Werte als einen Anspruch für jeden einzelnen sicherstellen, dessen 
Anerkennung ihn zu einem mündigen Menschen erhebt. 

Eine sehr schwierige Frage !ist die Begründung dieser Werte. Zu dieser 
Begründung, das heißt zu ihrer Rückführung auf tieferliegende Quellen 
weltanschaulichen oder philosophlschen Ursprungs haben wir uns dm ein
zelnen nicht ausgesprochen. Wir haben uns auf die Feststellung be
schränkt, daß „christliche Ethik, Humanismus/ und klassische Philosophie 
geistige und sittliche Wurzeln des Sozialismus -in Europa" sind. Wenn wir 
auf eine weltanschauliche Begründung unserer Werte verzichtet haben, 
so liegt das nicht daran, daß die einzelnen für sich selber keine solchen 
Begründungen hätten. Aber wir können in einer Welt, in der es die ver
schiedensten im Ergebnis ihrer Wertentscheidungen verwandten frei
heitlich sittlichen Weltanschauungen gibt, keine davon politisch auszeich
nen. Und wir brauchen es auch Il!icht. 

Denn so seltsam es erscheinen mag, Liebe Genossinnen und Genossen: 
Hier, in den verschiedenen, weltanschaulich oder philosophisch fundierten 
Begründungen liegen die tiefsten Quellen verhängnisvoller menschlicher 
Trennungen. Die verschiedenen Begründungen gleicher Werte und Ideale, 
denen politische, weltanschauliche und religiöse Gemeinschaften sich ver
pflichtet fühlen, werden medst wichtiger genommen a1s die Verständigung 
über dtese Werte selber. (Beifall) 

So hat es sich zum Bei.spie-! bei dem Gespräch zwischen katholischen 
Geistlichen und Laien und sozialdemokratischen Politikern in München im 
.Januar dieses .Jahres gezeigt, wie evangelische Theologen und <katholische 
Naturrechtslehrer über Begründungen stritten, obwohl sie über die zu 
begründenden Werte einig waren. Und im ganzen weiteren Gespräch 
erwies sich, eine wde weitgehende Obereinstimmung über viele unserer 
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Werte sich erzielen läßt., wenn man sie unmittelbar anspricht und - was 
noch wichtiger ist - über ihre abstrakte Formulierung hinaus zu ihrer 
Anwendung auf die gesellsclmftliche Gestaltung vol"Stößt. 

Auf das große Beispiel solcher Einigkeit bei der Vez:wirklicfiung dieser 
Werte trotz völlig verschiedener Begründungen für ihre Gültigkeit wurde 
auch in München hingew,iesen: auf den Widerstand gegen den Hitler
Terror, in dem Männer und Frauen gemein.sam ihr Leben für die Frei
heit einsetzten, ohne einander zu fragen, wo die tiefste Quelle ihrer Über
zeugung entsprang. Dieser Widerstand, das Ringen um Freiheit selber war 
für die Gemeinsa~eit das Entscheidende, das Wie und Wofür, und nicht 
das Warum! ' 
Wir haben also offenbar in unserer Zeit nicht einmal das Recht, um der 
verschiedenen Begründungen willen die Verwd.rklichung der Werte selber 
aufs Spiel zu setzen. Oder sollen wir wieder warten, bis eine Gefahr ähn
lich der des Hitler-Terrors uns zwingt, die Wahrung der Freiheit wirklich 
ernst zu nehmen? · 

Die Ideen und Werte des Soziialismus beziehen sich auf das Leben des 
Menschen in den Ordnungen von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Der 
demokratische So:malismuis stellt keine eigene Weltanschauung dar. Er 
macht keine Aussagen über letzte Wahrheiten. Mit dieser Haltung zeigt 
er nicht Verständnislosigkeit oder GleichgJilltigkeit den Weltanschauungen 
oder reLigiösen oder philosophischen Wahrheiten gegenüber. In dieser 
Haltung zeigt sich seine Achtung vor menschlichen Gewissensentscheidun
gen, die nicht Gegenstand verbindlicher &!schlüsse der Parteien oder des 
Staates sein können. Jeder Bürger hat grundsätzlich die weltanschauliche 
Oberzeugung seines Mitmenschen zu achten; diese wertgebundene Tole
ranz ist eine Grundregel menschlichen Zusammenlebens. Der Staat hat 
jedem Blürger die Freiheit des Glaubens und des Gewissens zu s,ichern. 

An die Werte, zu denen der demokratische Sozialist sich bekennt, hat er, 
wie immer er sie begründen mag, sein Gewissen gebunden. Die Sozial
demokratische Partei ist in diesem Sinne keine Weltanschauungspartei, 
wohl aber eine Gesinnungspartei. 
Aus der Anwendung der Grundwerte und der Grundentscheidungen auf 
unsere ge.schicht1iche Situation ergeben sich eine Reihe konkreter Anfor
derungen an eine sozialistische Politik. Unser Entwurf stellt keinen Ka
talog auf für die notwendigen und vielfältigen Einzelmaßnahmen - sie 
müssen im Aktionsprogramm ihren Platz finden. Wir behandeln in unse
rem Entwurf nur die grundlegenden Maßnahmen und Einrichtungen, auf 
denen die Einzelforderungen des Aktionsprogramms aufbauen. 

Was die Staatspolitik angeht, so sehen wir die Demokratie nicht als einen 
bloßen Weg zu einem Ziel hin, der ja verlassen werden :könnte, wenn 
dieses Ziel erreicht ist. Der sozialistische Staat ist immer auch ein demo
kratischer Staat, dieser selber ein Ziel mit seinem Eigenwert. 

Unsere Verfassungswirklichkeit von heute entspricht längst Ill!cht der 
Idee eines demokratischen Staates, da vielerlei Mächte, legitimierte und 
nicht legitimierte, die Gerechtigkeit verhindern und die Freiheit be
schränken. Die von vielen mdtbeklagte sogenannte Herrschaft der Ver
bände wird allerdings von manchen nur als Schutzschild gebraucht, hinter 
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dem sie Gewerkschaften und politische Parteien als bloße Interessen
gruppen zu verketzern suchen und damit faktisch antidemokratisch 
wirken. 
Die Gesellschaft ist berufen, durch ihre Staatsentwicklung sich selber in 
menschenwürdiger Weise zu verändern, indem sie den Staat zum Verbün
deten aller sozial Schwächeren. aller Leidenden, aller- Benachteiligten 
macht und ih.'l zum Staat der Freiheit und Gerechtig1keit fortbildet. 

Den Staat trifft die Verantwortung dafür, daß die Eigentumsordnung 
nicht durch Ausnutzung von Macht zur Klassenbildung mißbraucht wird 
und als freiheitszerstörende Enteignung wirkt statt als freiheitsfördernde 
Beteiligung aller am Produktivvermögen. Für gewisse wirtschaftliche 
Großformen hat der Staat die Einrichtung eines von Regierung und Ver
waltung unabhängigen, freiheitlichen Gemeineigentums zu schaffen, 
wenn ihre Bewältigung nicht mehr einer privaten Hand überantwortet 
werden kann. 
Das Ringen um einen solchen Staat erfordert die leidenschaftliche Ab
wehr des Klassenkampfes, durch den wirtschaftlich Obermächtige sich 
ihrer gesellschaftlichen Verantwortlichkeit entziehen und den Staat ihrer 
Selbstsucht und ihrem Herrschaftsanspruch dienstbar zu machen suchen. 
Der sozialistische Staat ist freiheitlich-demokratisch, sozial und rechtlich. 
In dieser Verbindung wird er zum Kulturstaat und damit eine Gesell
schaft freier, gleichberechtigter, gleichwertiger und sich selber gehörender 
Menschen, die sich in ihrer unterschiedlichen Vielheit und Mannigfaltig
keit zu einer sittlichen Ordnung finden. 

Auch für das Kapitel „ Wirtschaft und Gesellschaft" möchte ich nur den 
Hintergrund unserer Forderungen ansprechen, schon weil ich keines
wegs ein Sachverständiger für den Wirtschaftsablauf bin und weil wir 
gestern auch bereits ausführlich darüber gesprochen haben, jedenfalls 
über wesentliche Teile. 
,,Die wirtschaftliche Macht der Großwirtschaft ist der zentrale An
griffspunkt der Wirtschaftspolitik des freiheitlichen Sozialismus", so 
sagen wir zunächst. 
Es wäre kindisch zu glauben, diese von Großformen beherrschte Wirt
schaft im Zeitalter der zweiten industriellen Revolution sich selber über
lassen zu können. Nicht nur wegen des Wohlfahrtsstaates gehen dreißig 
bis vierzig Prozent des Volkseinkommens durch die öffentliche Hand. 
Nicht nur Herr Etzel weiß, daß Franz Josef Strauß die größten Brocken 
des Bundeshaushalts schlucken wird. Wie könnte ein solcher Staat ohne 
Beeinflussung des Wirtschaftsablaufs auskommen? Auf Art und Richtung 
der Beeinflussung, kommt es an - hier scheiden sich die Geister. (Beifall.) 

Es ist wichtig, welche Rolle der Sozialetat und der Rüstungsetat im 
Staatsbudget spielen - wichtig für den Ablauf der Wirtschaft, für die 
Wertbeständigkeit des Geldes, für die Volksgesundheit und den Lebens
standard und für das kulturelle Leben eines Volkes. 

Je mehr der Arbeits- und Wirtschaftsprozeß technisiert, mechanisiert, 
organisiert und konzentriert wurde, um so größer war der Kapitalbedarf, 
um so mehr mußte investiert werden, um· so wichtiger wurde die Frage 
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der Akkumulation des Kapitals. Es ist wohl sicher, daß die zweite Indu
strielle Revolution auf der Grundlage nuklearer Energie und elektro
nischer Technik den Kapitalbedarf ungeheuerlich steigern wird. Zwin
gender als je erhebt sich dann die Frage, wer über die ungeheuren 
Kapitalmassen, über das volkswirtschaftlich notwendige Produktiv
vermögen verfügen soll. Mit der Antwort auf diese Frage steht und fäl].t 
die Demokratie, steht und fällt auch die Kultur. Weil wir nach einer 
menschlich verantwortbaren Lösung suchen, sind wir angeblich „eigen
tumsfeindlich". Wir haben uns jetzt, wie schon im Dortmunder und Ber
liner Aktionsprogramm, für eine freiheitliche Wirtschaft mit freier Kon
sumwahl, freier Arbeitsplatzwahl, freier Unternehmerinitiative, freiem 
Wettbewerb, Autonomie der Tarifpartner und anderen Freiheiten aus
gesprochen, genauso wie füt das persönliche Eigentum am Produktiv
vermögen. Aber Freiheit und Gerechtigkeit verlangen, daß dieses Eigen
tum nicht nur wenigen vorbehalten bleibt, sondern daß möglichst jeder 
solches Eigentum hat. 

Die Einwände gegen die Beteiligung aller am Produktivvermögen sind, 
soweit sie auf technische Schwierigkeiten bei der Durchführung dieser 
Forderung der Gerechtigkeit hinweisen, gewiß zu überwinden. Selbst 
wenn diese Schwierigkeiten da sind - und sie sind es -, wer will uns 
denn glauben machen, sie seien nicht zu lösen, da wir doch eine Fahrt 
zum Monde als zeitnahes Projekt für durchführbar halten? (Beifall.) 

Worauf es ankommt, das ist, dem Voile das Recht auf das von ihm er
arbeitete Produktivvermögen zuzubilligen, und dann werden wir sehr 
bald die richtigen Wirtschaftstechniker mit den vernünftigen Lösungen 
gefunden haben. Dem Volle aber das Recht an diesem Produktivver
mögen zu bestreiten - das im wesentlichen aus seinem „Konsumverzicht" 
stammt, wie man heute vornehm sagt -, das heißt, auf eigenen Vor
rechten zu beharren, die längst, wie auch nicht-sozialistische Theoretiker 
festgestellt haben, ein Skandal, ein Hohn auf die Gerechtigkeit sind. 
(Beifall.) Die Arbeitnehmerschaft - und das heißt doch wir - hat diesen 
Hohn bisher leider viel zu geduldig ertragen. 

Man sagt uns nach, unser Bekenntnis zum persönlichen Eigentum auch 
und gerade an Produktionsmitteln werde entwertet durch unsere For
derung, daß bestimmte Wirtschaftszweige in Gemeineigentum überführt 
werden können oder müssen. Die Verfechter des Klassenmonopols am 
Produktiveigehtum schweigen darüber, daß, wo jemals Gemeineigentum 
an Produktionsgrundlagen und Produktivvermögen bestand, es kein 
Klassenmonopol darauf geben konnte. So war das freie bäuerliche Eigen
tum an Haus, Hof, Vieh und Geräten erst dann nicht mehr möglich, als 
die feudalen Mächte die Allmende, also den freien Wald, die freie Weide 
und die freie Wassernutzung, den Bauern genommen hatten. Auf diese 
„ursprüngliche Akkumulation des Kapitals" im feudalen Vorfeld des 
Kapitalismus haben nicht nur sozialistische Historiker und Soziologen 
hingewiesen. Auch in der industriellen Produktion gibt es so etwas wie 
eine „Allmende", gibt es allgemeine Voraussetzungen jeder Produktion, 
jeder Wirtschaftstätigkeit, jeder Eigentums- und Vermögensbildung! Wer 

373 



diese Voraussetzungen für eine Schicht monopolisieren will, ist Gegner 
des persönlichen Eigentums am Produktivvermögen für jedermann. 

Wenn wir die wirtschaftliche Macht der Großwirtschaft als den zentralen 
Angriffspunkt bezeichnen, so nicht deshalb, weil wir den Satz des „Er
furter Programms" als bestätigt empfanden, daß „die ökonomische Ent
·wicklung der bürgerlichen Gesellschaft mit Naturnotwendigkeit zum 
Untergang des Kleinbetriebs führt, dessen Grundlage das Privateigen
tum des Arbeiters an seinen Produktionsmitteln bildet". Dieser Satz war 
zwar nicht eigentumsfeindlich. Im Gegenteil! Er war eine Anklage gegen 
diejenigen, die den Kleineigentümer enteigneten. Sechs Jahrzehnte der 
Entwicklung aber haben jenem Satz nicht recht gegeben. Klein- und 
Mittelbetriebe sind nicht untergegangen, aber ihre Funktionen sind an
dere geworden, sie sind vor allem nicht mehr das Rückgrat der Volks
wirtschaft. Und es besteht kein Zweifel, daß der Klein- und Mittelbetrieb 
volkswirtschaftlich und gesellschaftlich notwendig ist, daß er sich be
währt. In vielen Fällen aber ist er nur scheinbar selbständig, in allen 
Fällen von der Großwirtschaft abhängig. Die kleinen und mittleren 
Unternehmer sind jedenfalls schlecht beraten, wenn sie sich der Führung 
der Großwirtschaft anvertrauen. (Beifall.) 

Diese gewährt ihnen ein Einkorrup.en, aber sie ist nicht daran inter
essiert, daß sie Eigentum bilden. Es ist eine gefährlichß Selbsttäuschung, 
wenn kleinere und mittlere Unternehmer im freiheitlichen Sozialismus 
einen Feind sehen. Wenn wir uns zu einer vielgestaltigen Wirtschaft mit 
vielen Formen und Typen und Größen bekennen, so auch zum kleineren 
und mittleren Unternehmer, so auch zur öffentlichen Gemeinwirtschaft, 
zur öffentlichen Unternehmung und zur Unternehmung in Gemeineigen
tum. (Beifall.) 

Das Bekenntnis zur Vielgestaltigkeit von Wirtschaft und Gesellschaft 
nimmt der freiheitliche Sozialismus aus der Erfahrung ebenso wie aus 
seinem Grundsatz der Freiheit. 

Wir haben uns, wie gesagt, zum Eigentum für alle bekannt. Der ganze 
Ernst dieser Forderung liegt in der Feststellung, daß, wer ohne Ver
mögen am wirtschaftlichen Geschehen teilzunehmen gezwungen ist, dazu 
verurteilt ist, Arbeitnehmer und nur Arbeitnehmer zu sein. Der General
direktor mit der Millionenabfindung ist zwar auch Arbeitnehmer mit 
Gehalt - aber da er Vermögen bilden konnte, muß er nicht Arbeitneh
mer sein. Man stelle sich vor, wie es wäre, wenn alle Arbeitnehmer, 
gestützt auf ein Vermögen, auch einmal am Arbeitsmarkt nein sagen 
Wer solche Wünsche, Hoffnungen und Forderungen erfüllen will, der 
muß wie wir auf die „stetige Steigerung des Sozialprodukts, Sicherung 
der Vollbeschäftigu,ng, Erhöhung des Lebensstandards" bedacht sein, die 
dann gesellschaftspolitisch umwälzend wirken ~önnen. 

Die Frage „wer lenkt, zu welchem Ziel und mit welchen Methoden wird 
-gelenkt?", ist nun zu beantworten. Wo wir in der Bundesrepublik damit 
stehen, zeigt sich bei Leuten, die die modernen Instrumente einer plan
mäßig auf Vollbeschäftigung und stetige Steigerung des Sozialprodukts 
gerichtete Wirtschaftspolitik, auf volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
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und Nationalbudget unter parlamentarischer Kontrolle als Vorboten der 
zentralen Verwaltungswirtschaft denunzieren. Man hat in der Bundes
republik seit 1948 weniger planmäßig als zielstrebig lenkend in die Wirt
schaft eingegriffen. Dabei haben sich, wie Goethe so etwas nennt, Ver
dienst und Glück verkettet. Man hat mit der Steuergesetzgebung, dem 
Investitionshilfegesetz und auf andere Weise gelenkt, die Unternehmun
gen selber mit überhöhten Preisen und darauf gestützten Selbstfinan
zierung~. Hohe Preise sind ein erprobtes Lenkungsmittel, auch in' 
zentralverwaltungswirtschaftlichen Diktaturen. Sie schränken den Kon
sum ein, indem sie die Kaufkraft abschöpfen. Sie bedeuten Verbrauchs-
lenkung, Kaufkraftlenkung, Lenkung der zu Kapital werdenden ab
geschöpften Kaufkraft. Doch die Fehllenkung ist weder in unserem 
marktwirtschaftlichen noch im zentralverwaltungswirtschaftlichen Sy
stem ausgeschlossen. In beiden fehlt die demokratische Kontrolle, in 
beiden walten und schalten selbstherrliche Bürokratien. 

,,Wer lenkt und zu welchem Zweck?" Wir glauben nicht, daß es den un
fehlbaren Königsweg gibt. Wir müssen erreichen, daß Lenkung nicht !iie 
Freiheit ausschließt, Freiheitsansprüche aber nicht die Lenkung unmög
lich machen. Wir haben bewußt die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
und dai; Nationalbudget „ Voraussetzungen freiheitlicher Wirtschaftsfüh
rung" genannt. Die Vielzahl frei entscheidender Wirtschaftssubjekte soll 
Orientierungspunkte haben, soll das Fahrwasser gelotet erhalten. Weil 
der Staat so wenig wie möglich unmittelbar in die Wirtschaft eingreifen 
soll, muß er den Wirtschaftsablauf mittelbar beeinflussen. Wie sollten die 
ungezählten Wirtschaftssubjekte, bei denen die freie Entscheidung über 
ihre Aktivität liegt, auch wenn es sich um nichtprivate Unternehmer 
handelt, von sich aus Produktion, Volkseinkommen, Konsumrate, Spar
rate, Ein- und Ausfuhr und die anderen Wirtschaftsdaten dauernd beob

,achten und zu einem Ergebnis kommen? 

Dazu bedarf es besonderer Institutionen. Die volkswirtschaftliche Gesamt
rechnung ist ein solches Instrument. Das Nationalbudget ist ein weiteres 
Instrument, das ersichtlich macht, was mit den vorhandenen Mitteln und 
Kräften erreicht werden könnte und sollte. Die im Nationalbudget nieder
gelegten Richtlinien sind verpflichtend für die Regierungspolitik, eine 
wichtige Grundlage für die Notenbankpolitik und Richtpunkte für das 
Wirtschaftssubjekt, welches das Recht zur freien Entscheidung behält, 
aber -deren Konsequenzen übersehen kann und im Bewußtsein seiner 
eigenen Verantwortung handeln muß und handeln kann. 

Ohne solche Instrumente ist weder eine harmonische Entwicklung der 
vielfältigen Kräfte der Wirtschaft noch eine aktive Wirtschaftspolitik 
oder eine Wirtschaftsordnung möglich, die ein Höchstmaß an Freiheit und 
Gerechtigkeit verwirklicht. 

Auf die Weltpolitik angewandt gehen unsere Grundentscheidungen zu
nächst auf die Sicherung des Weltfriedens. Das bedeutet mehr, als daß 
nicht geschossen wird. Schon Kant hat über diese Art von Frieden gesagt, 
die kämpfenden Völker seien für eine Zeitlang des Streites müde gewor
den und hätten einen Waffenstillstand geschlossen. Wenn für Clausewitz 
noch der Krieg die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln war, so 
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ist heute die Politik eine Fortsetzung des Krieges mit anderen Mitteln. 
Das Wort vom Kalten Krieg trifft diesen Tatbestand genau. 

Si vis pacem, para bellum: Wenn Du den Frieden willst, bereite Dich 
auf den Krieg vor. Dieses Römerwort beten noch viele Heutige gedanken
los nach. Man könnte ebenso gut sagen: Wenn Du Gesundheit willst, 
bereite die Krankheit vor. Wer Frieden will, muß den Frieden vor
bereiten. (Lebhafter Beifall.) 

Der drohende Atomkrieg macht unerläßlich, was die Vernunft sowieso 
schon immer nahegelegt hat: auch zwischen den Völkern zu organisieren, 
was zwischen den Staatsbürgern zivilisierter Völker längst eine Selbst
verständlichkeit geworden ist, eine Rechtsordnung mit Exekutivgewalt 
zum Schutz der Rechte. Die von den Vereinten Nationen beschlossenen 
Menschenrechte müssen durchgesetzt, die Vereinten Nationen selbst so 
gestärkt werden, daß sie eine internationale Polizeitruppe aufbauen kön
nen, die jeden Angreifer in Schach hält. Die Voraussetz~g dazu ist eine 
·kontrollierte Abrüstung, und zwar nicht nur der Atomwaffen, sondern 
auch der sogenannten konventionellen Mordwerkzeuge. (Beifall.) 

Jede WeltpoUtik muß dieses Ziel im Auge haben. Jede andersgerichtete 
ist menschen- und friedensfeindlich. 

Wenn man uns einwendet, liebe Genossinnen und Genossen, dies sei doch 
wohl eine fernliegende Utopie, so antworten wir darauf, daß es ungleich 
viel utopischer ist, den Weltfrieden durch die Vorbereitung auf einen 
Atomkrieg sichern zu wollen oder gar darauf zu vertrauen, daß das 
wahnsinnige Wettrüsten schon den Krieg nicht ausbrechen lassen würde. 
Wie unsicher die Atomrüster in ihren eigenen Behauptungen sind, geht 
ja auch daraus hervor, daß sie das Volk in dieser Lebensfrage lieber gar 
nicht erst fragen. 

Insbesondere der Sozialistischen Internationale fällt hier eine Aufgabe 
zu, die vielleicht keine andere Gruppe der Menschheit aus ihren Prinzi
pien heraus so ernst nehmen muß: nämlich die Vereinten Nationen zu 
einem Instrument des Weltfriedens ausbauen zu helfen. (Lebhafter 
Beifall.) 

Freiheit und Gerechtigkeit verlangen für jedes Volk - j e des Volk -
Recht auf Unaohängigkeit und freie Gestaltung seiner Lebensordnung. 
Zwischenstaatliche Beziehungen und dre Außenpolitik sind aber noch 
weitgehend in ideologische Kampffronten eingereiht, die in der Regel 
nur den machtpolitischen Bedürfnissen der Großmächte dienen. 

Großzügige und uneigennützige Hilfe für die Entwicklungsländer, die im 
wesentlichen durch die Kolonialpolitik •in der Entwicklung gehemmt 
worden sind, ist nicht nur eine Forderung der Gerechtigkeit, sie ist eigent
lich nur ein Akt der Wiedergutmachung. Diese Hilfe ist aber auch eine 
Forderung politischer Klugheit. Vor allem die Arbeiterbewegung muß 
einsehen, daß ihre Ziele nicht zu trennen sind von der Forderung, Un
freiheit und Unterdrückung, Armut und Elend in der ganzen Welt zu 
überwinden. Auch wir sollten dafür sorgen, daß - wie es die englischen 
Genossen beschlossen haben, 10/o des Volkseinkommens in eine gemein-
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same Kasse der Vereinten Nationen zur Förderung der Entwicklungs
länder gegeben wird. (Lebhafter Beifall.) 

Auch die Spaltung Deutschlands gefährdet den Frieden. Die größen
wahnsinnigen Machthaber des Hitlerreiches haben die' Zerschlagung 
Deutschlands verschuldet. Die gesammelte Kraft der demokratischen 
Sozialisten in Deutschland für die Wiedervereinigung einzusetzen, wurde 
dadurch verhindert, daß die Spaltung in einem Teil Deutschlands dem 
kapitalistischen Großbesitz neue Chancen gab, und daß im anderen die 
kommunistische Partei alle politischen Freiheiten unterdrückte. Herrn 
Kiesinger ist dieser Satz neulich - wie er im Bundestag versichert hat 
„zu einfach" erschienen. Er konnte die Begünstigung der kapitalistischen 
Entwicklung in der Bundesrepublik nicht sehen. Vielleicht erinnert er 
sich daran, daß im Jahre 1948 auf Geheiß der Besatzungsmächte das Ge
setz über die Vergesellschaftung von Kohle in Nordrhein-Westfalen, das 
schon beschlossen war, und zwar zusammen mit den Stimmen der CDU, 
nicht durchgeführt werden konnte. Deutschlands Wiedervereinigung ist 
ein national wie international gleich bedeutsames Ziel. Es ist nicht zu 
erreichen - wir haben hier unsere alte Forderung aufgenommen -, 
wenn nicht ein wiedervereinigtes Deutschland in ein europäisches Sicher
heitssystem so eingebaut ·werden kann, daß das wiedervereinigte Deutsch
land weder der NATO noch dem Warschauer Pakt angehört. 

Wissenschaft und Technik haben die Einheit der Welt ermöglicht. Ihre 
Völker wirtschaftlich und politisch zu einer Völkerfamilie zu machen, ist 
heute die große w e l t politische Aufgabe der demokratischen Sozialisten. 
Unsere kulturpolitischen Grundanforderungen zeigen, wie mehr und mehr 
der Sozialismus als eine große Kulturaufgabe begriffen wird, die über 
ein Sondergebiet des Politischen und gesellschaftlichen Lebens weit 
hinausreicht. Eine wirkliche Erfüllung des Lebens, wenn Freiheit und 
Gerechtigkeit in ~en politischen und wirtschaftlichen Bereichen und in 
den Beziehungen zwischen den Völkern gesichert sind, zeigt sich erst in 
der 'Entwicklung unseres kulturellen Lebens, in der Entwicklung des 
Menschen zum wahren Menschentum. 

Kulturpolitik heißt Weckung der geistigen Kräfte des gesamten Volkes. 
Kultur läßt sich nicht staatlich regeln. Kulturpolitik stellt dem Staat 
im wesentlichen zwei Aufgaben: er soll alle Kräfte ermutigen, die in 
freier, schöpferischer Tätigkeit das kulturelle Leben befruchten, und 
ihnen materielle und finanzielle Erleichterungen schaffen. Er soll alle 
kulturwilligen Kräfte vor Macht- und Interessengruppen schützen, die 
das geistige und kulturelle Leben ihren eigenen Zwecken dienstbar 
machen wollen. 
Wir haben gesehen, daß die Institutionen und Organisationen unserer 
Gesellschaft in ihrer Wirksamkeit entscheidend davon abhängen, daß den 
Menschen, die sie tragen und diejenigen, die sie kontrollieren, die Wah
rung der Freiheit und Gerechtigkeit lebendige Lebensinhalte sind. Die 
Dringlichkeit freiheitlich-pädagogischer und sozialpädagogischer Maß
nahmen kann nicht übertrieben werden. Hinzu kommt, daß auch die 
Technik des Arbeitsprozesses zunehmend nicht nur besser ausgebildete, 
sondern auch verantwortungsbewußte und bewegliche Menschen erfor-
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dert, denen diese Eigenschaften nicht fix und fertig in die Wiege gelegt 
werden. Der demokratische Staat kann ohne :verantwortliche Staats
bürger in der Regierung und in den Kontrollorganen der Demokratie 
nicht bestehen. Aber auch die Kontrolleure selber bedürfen in der Schule 
und durch sich selber der Praxis einer demokratischen Erziehung. 

Alle Lebensbereiche sind so kompliziert geworden, daß die Bedeutung 
der Wissenschaft und wissenschaftlich gebildeter Kräfte für die Bewälti
gung lebenswichtiger Fragen heute unerhört gestiegen ist. Nur wenn 
Wissenschaft und Forschung völlig frei sind. und wenn sie die Ergebnisse 
ihrer Forschung frei mitteilen können, wird es möglich sein, daß 
das ganze Volk nicht nur begreift, was Freiheit und Gerechtigkeit 
eigentlich bedeuten, sondern auch, wie sie sich verwirklichen lassen. 
Unsere Chance, gegenüber dem Kommunismus zu bestehen, liegt auf die 
Dauer nur in der Freiheit und Gerechtigkeit unseres staatlichen und 
gesellschaftlichen Lebens. Die Schlacht gegen den Kommunismus wird 
also wirklich auch in den Schulen und Hörsälen entschieden und durch 
die Verwirklichung einer sozial gerechten und kulturell freiheitlichen 
Ordnung bei uns. 
Liebe Genossinnen und Genossen! Nicht nur der Kommunismus bedroht 
die Freiheit der Welt. Was geschieht denn in der westlichen Demokratie? 
Wie der Kommunismus, so hat auch die kapitalistische Welt politische 
Bildung und unabhängige Forschung zu fürchten. 

Man hat gelegentlich gehört, die SPD wolle mit ihrem machtvollen Ein
treten für die Gestaltung eines wahrhaft kulturellen Staates und der 
Gesellschaft vom Feld der Politik ablenken. Nichts kann törichter sein. 
Was heute z; B. in Frankreich geschieht, die Versuche, durch Unter
drückung und Krieg zu halten, was nicht zu halten ist und dessen gewalt
same Unterdrückung weder rechtlich noch sittlich verantwortet werden 
kann - wäre das möglich in einem politisch gebildeten Volk, dem die 
Grundsätze der Freiheit, Gerechtigkeit und des Friedens wirklich „unter 
die Haut gegangen" sind? Ist eine Demokratie möglich ohne die An
erkennung dieser Werte? Natürlich nicht! 

Nachdem es keine demokratische Lösung für Algier gab, ist man drauf 
und dran, sie in Frankreich ebenfalls zu verlieren, und - was das Be
drückendste ist - nicht einmal Sozialisten konnten sich aus diesem Ver
fall heraushalten. r 
Wir kämpfen also mit der Mobilisierung des Geistes unmittelbar für die 
Demokratie. Aber seien wir, IJebe Genossen, nicht pharisäisch selbst
genügsam! 

Seit 1918 haben wir, nicht aus freiem Willen, keine Kolonien mehr und 
keine überseeischen Gebiete. Hätten wir sie, - wäre es dann sicher, daß 
es uns anders ginge als den Franzosen? Ich glaube nicht. Das sind die 
Grundgedanken, die uns bei unseren Forderungen in der Kulturpolitik 
bew_egt haben. Besondere Aufmerksamkeit verdienen Presse, Rundfunk, 
Fernsehen und Film; denn sie wirken unvermeidlich auf die Bildung des 
moralischen, politischen und ästhetischen Urteils ein. Sie gestalten auch 
die modernen Leitbilder und Lebensformen mit. Sie werden heute weit-
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gehend mißbraucht zur Verführung und Einlullung in einen bequemen 
Konformismus. Wir haben uns darüber Gedanken gemacht, wie diesen 
Gefahren begegnet werden kann. Hier nur so viel, daß freiheitliche 
Sozialisten, die in der Presse und im Rundfunk tätig sind, sicher mehr 
tun könnten als bisher, um dort als Sauerteig zu wirken. (Beifall.) 

Die Kunst und die Künstler werden in unserem Volk, gemessen an 
ihrer Bedeutung, miserabel behandelt. Wir haben den Grundsatz auf
gestellt, daß man den K;ulturstand eines Volkes danach bemessen kann, 
wie es seine Künstler behandelt und wie es selber am künstlerischen 
Leben teilnimmt. Auch der Künstler bedarf, wie jeder Mensch, wirtscllaft
licher Grundlagen, um in Freiheit schaffen zu können. Durch einen Aus
bau der musischen Erziehung im Bildungswesen und durch die stärkere 
Pflege künstlerischer Leistungen und des künstlerischen Nachwuchses 
durch Presse, Rundfunk, Fernsehen und Film kann und sollte das künst
lerische Schaffen gestützt werden. 
Das Bildungsprivileg zu beseitigen, heißt, jedem seiner Begabung ent
sprechend die gleiche Chance der Bildung und damit auch des Fortkom
mens im Beruf und im Leben zu geben. Deshalb sollen die Studierenden 
durch eine großzügige Förderung von der belastenden Werkarbeit befreit, 
die Hochschulen erweitert und der wissenschaftliche Nachwuchs mit allen 
Mitteln gefördert werden. Neben dem heute bestehenden Bildungsweg 
muß ein zweiter geöffnet werden, der über die Berufsarbeit, über berufs
bildende Schulen , und über besondere Bildungseinrichtungen den Weg 
zur Hochschule eröffnet. 
Dieser zweite Bildungsweg, liebe Genossinnen und Genossen, ist keine 
bloß, wie man gelegentlich hört, schulpolitische Frage. Es handelt sich 
bei ihm um einen der zukunftsträchtigsten Einbrüche in das Bildungs
privileg. (Starker Beifall.) 
Das Ziel der Erziehung ist, die Jugend zur Bewältigung des Lebens taug
lich zu machen, dessen Umweltbedingungen sich dauernd ändern. Sie 
muß also zum selbständigen Denken, zur Beweglichkeit und zur Verant
wortungsbereitschaft erzogen werden. Die Jugend wächst in unserem 
Staat in eine vielgestaltige Ge§_ellschaft mit ihren verschiedenen Glau
bens- und Wertordnungen hinein. Sie soll deshalb ohne Unterschied der 
Konfession gemeinsam im Geiste gegenseitiger Achtung zur Freiheit, zum 
sozialen Verantwortungsbewußtsein und für die Ideale der Demokratie 
und der Völkerverständigung erzogen werden. 

Pädagogische Erkeruitnisse und Praxis stehen ständig vor neuen Erfah
rungen. Deshalb müssen pädagogische Experimente und Versuchsschulen 
aller Art großzügig gefördert werden. 

Die vorberufliche Schulpflicht muß auf zehn Jahre ausgedehnt werden. 
Die Scllule darf nicht bloß Unterrichtsanstalt für einzelne Fäch.er sein. 
Die musische Erziehung muß den ganzen Unterricht durchdringen, die 
körperliche Erziehung ist zur harmonischen Durchbildung des Körpers 
und aus gesundheitlichen Gründen unerläßlich, und die politische Bildung 
soll in die Elemente politischen Denkens einführen, das Wesen der Macht 
verdeutlichen, das Widerspiel der• Mächtegruppen klarmachen und die 
Einsicht in Sinn und Wert der Demokratie vermitteln. 

379 

\ 



Bei dieser Bedeutung der Schule und der Bildung wird die Ausbildung der 
Lehrer zu einer der Kardinalfragen der Kulturpolitik. (Beifall.) 

Nur die Ausbildung an den besten Instituten und an Hand der modernsten 
Methoden kann für die Erzieher der Jugend gut genug sein. Neben dieser 
Ausbildung aber müssen alle Anstrengungen gemacht werden, die soziale 
Position des Lehrers in den Rang seiner geistigen Bedeutung zu heben. 

Alle diese Riesenaufgaben der Kulturpolitik, vor die sich hier der Staat, 
die Wissenschaft, die Schule, die Universität, die Erwachsenenbildung, die 
politischen Jugendverbände, die Lehrer und Erzieher und die Männer und 
Frauen des Volkes gestellt haben, laufen zusammen in einem einheitlichen 
Ziel: die schöpferischen Kräfte des Menschen zu wecken und zu stärken 
und ihn zu befähigen und zu ermutigen, die Probleme unserer Zeit geistig . 
zu bewältigen urid sein Leben würdig zu gestalten. 

Liebe Genossinnen und Genossen! Eine Partei wie' die unsere, die auf eine 
nahezu hundertjährige Tradition zurückblickt - denn heute fast auf den 
Tag genau sind 95 Jahre vergangen, seit der „Allgemeine Deutsche Arbei
terverein" gegründet worden ist - fragt sich natürlich, wie weit ein 
neues Programm den Spuren der früheren folgt. Wir kennen alle die 
etwas vorwitzige und verdächtig zweideutig funkelnde Mahnung, endlich 
den Marxismus über Bord zu werfen. Darunter verstehen viele etwas 
ganz Verschiedenes und manche, die das Lebenswerk von Karl Marx nur 
vom Hörensagen kennen, meist gar nichts. Wie ist unsere Stellung dazu? 
Karl Marx hat uns den Klassencharakter der kapitalistischen Wirtschaft 
in ihren Grundzügen enthüllt, indem er nachwies, warum eine Baum
wollspinnmaschine unter bestimmten Umständen zu Kapital wurde. Dann 
nämlich wurde sie es, wenn freie Arbeiter sich den Besitzern der Pro
duktionsmittel anbieten mußten, weil sie selber frei auch von Produk
tionsmitteln waren. Die faktischen Möglichkeiten der Produktionsmittel
besitzer, die Arbeitsbedingungen und damit die Lebensbedingungen der 
Arbeiter zu diktieren, machten die Arbeiter zunächst zu jener hilflosen 
Masse, deren Verelendung in der Selbstentfremdung wir alle kennen. 
Dieser damalige Tatbestand wird von keinem ernsthaften Soziologen 
oder Vertreter der politischen Ökonomie bestritten. Der Jesuitenpater 
Professor von Nell-Breuning bedauert im „Politischen Wörterbuch", das 
bei Herder erschienen ist, nur, daß diese Enthüllung der Klassengesell
schaft nicht von einem 'christlichen Wissenschaftler, sondern von Karl 
Marx geleistet worden ist. Diese Marx'sche Leistung ist ein bleibendes 
Verdienst, denn von ihr mit ging ein gewaltiger Ir:µpuls zur Organisie
rung der Arbeiterbewegung aus, die mit dieser ihrer organisierten 
Selbsthilfe den Kampf gegen ihre Selbstentfremdung und für die Ver
menschlichung von Staat und Gesellschaft aufnahm. Wenn heute mit 
Recht gesagt werden kann, daß diese Klassengesellschaft ihr Gesicht 
erheblich verändert p.abe, wenn eine Vollbeschäftigungspolitik die indu
strielle Reservearmee demobilisiert und die Position des arbeitenden 
Menschen sehr verbessert hat, wenn die Einrichtungen des sogenannten 
Wohlfahrtsstaates unverschuldete Not vielfältiger Art von den Menschen 
nehmen, deren sie sich aus eigener Vorsorge gar nicht hätten erwehren 
können, wenn es heute eine, wenn auch unvollkommene Mitbestimmung 
der Arbeiterschaft in den Betrieben und über sie hinaus gibt, - wem 
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anders ist dies alles und vieles mehr zu verdanken, als dem grandiosen 
und opferreichen Aufstand der Arbeiterbewegung, die sich sogar das 
Recht zur Organisierung erst hat erkämpfen müssen. (Starker Beifall.) 

Aber die Klassengesellschaft besteht auch heute noch, (Erneuter Beifall.) 
und noch immer ist weder die grundsätzliche Bevorrechtung der Produk
tionsmittelbesitzer aufgehoben noch die Unsicherheit gebannt, noch sind 
Einkommen und Vermögen gerecht verteilt, noch ist das Bildungsprivileg 
beseitigt. 

Und .da, Genossen, müssen wir doch fragen: Was ist hier über Bord zu 
werfen? Hier ist doch nur zu beklagen, daß das, was wir an Bord haben, 
nicht besser in die Köpfe und Herzen eingedrungen ist. (Beifall.) 

Freilich ist uns der Berge versetzende Glaube an eine dem Geschichts
prozeß innewohnende 'unvermeidliche Entwicklung zur Freiheit ver
loren gegangen. Nicht Kleinmut, sondern Erfahrung hat uns gezeigt, daß 
die Geschichte der Menschheit nicht nur in der Barbarei, sondern beim 
Völkerselbstmord enden kann. - Die allgemeine Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel sehen wir nicht als ein Heilmittel für unsere Nöte an, 
weil Machtzusammenballungen immer gefährlich sind, selbst wenn sie 
im Namen des öffentlichen Interesses erfolgen. - ,,Der· naturnotwendige 
Untergang des Kleinbetriebes" ist nicht erfolgt, und wir wünschen ihn 
auch gar nicht! - Und wir sehen heute, daß längst nicht all unsere Nöte 
behoben sein werden, wenn die Klassen verschwunden sein werden -
die neuen Abhängigkeiten, die sich aus der Organisierung und Techni
sierung unseres Lebens in der Industriegesellschaft ergeben, werden auch 
dann noch unsere dauernden Abwehrmaßnahmen erfordern. 

Nur wer die Marx'schen Aussagen als eine geschlossene Dogmatik an
sieht, und wer deshalb auf alle Marx'schen Worte und Einsichten schwören 
muß, der muß mit der Wirklichkeit in hoffnungslosen Konflikt geraten. 
Für uns ist Marx der Erwecker der Freiheitsbewegung der Arbeiter
schaft und des Gefühls für die Notwendigkeit und Möglichkeit der Frei
heit und Gerechtigkeit auch im Wirtschaftsleben. Und diese Grundfor
derungen, die sich durch alle Programme des Sozialismus hindurchziehen, 
sind auch heute noch keineswegs „überholt". (Beifall.) 

Sie sind nicht nur falsch verstanden, sondern völlig auf den Kopf ge
stellt worden in <;ier Entwicklung der kommunistischen Welt, die sich 
tönend auf Marx beruft und dabei beharrlich über die fµndamentale 
Tatsache hinweggeht, daß „die freie Assoziation", die Karl Marx vor
schwebte, das genaue Gegenteil von dem ist, was in den kommunistischen 
Staaten durch die Unterwerfung des Menschen unter ihren totalen Staats
und Wirtschaftsapparat geschieht. Greulicher konnte das Lebenswerk von 
Karl Marx und seinen Freunden gar nicht verunstaltet, schlimmer der 
Sozialismus nicht pervertiert werden. 

Und hier zeigt sich der Wert selbst unserer unvollkommenen Demokratie: 
Wir haben gesehen, daß auch demokratische Formen keine automatische 
Sicherheit für die Freiheit und die Gerechtigkeit zu bieten haben. Aber 
aufschlußreich ist eine Diskussion, die vor einiger Zeit zwischen west
deutschen Journalisten und dem damaligen Kultusminister der SBZ, Jo-
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hannes R. Becher, stattfand, der die Journalisten zu diesem Gespräch ein
geladen hatte. Becher fragte sie, um auf Mißstände in der Bundesrepu
blik hinzuweisen: ,,Warum streiken denn bei Euch die Arbeiter in Ham
burg?" Die Antwort war verblüffend und traf ins Schwarze. Sie lautete: 
,,Weil sie dürfen!" 

Weil sie dürfen! Aber auf dem „Dürfen" in der Demokratie, liebe Genos
sen, dürfen wir nicht ausruhen. Es bedeutet Möglichkeit, und es bedeutet 
Verpflichtung. Verpflichtung wozu? Zur dauernden Wachsamkeit und 
Kampfbereitschaft, weil Freiheit, Gerechtigkeit und der Weltfriede nur 
zu erhalten und zu sichern sind, wenn alle, die sich zu ihnen bekennen, 
bereit sind, sie zu schaffen und zu verteidigen - täglich und stündlich. 
(Lebhafter Beifall.) 

Schon das offene Bekenntnis zu den sittlichen, moralischen und kulturel
len Werten, die immer die Gesinnung der Sozialisten bewegten, ist heute 
mehr als je nötig. Lange Zeit ist dieses Bekenntnis oft nur in Liedern, 
bei Feiern und in Zeiten der äußersten Gefahren ausgesprochen worden, 
so daß ein bitteres Wort einmal umging, die Deutschen hätten immer 
nur dann die Bekanntschaft der Freiheit gemacht, wenn man sie wieder 
einmal zu Grabe zu tragen hatte. (Richtig!) 

Mit dem offenen Bekenntnis zu unseren Idealen stehen wir mit allen 
im Bunde, die sich für sie einsetzen, auch wenn sie in ihrer Begründung 
nicht einig sind. 

Weltanschauliche Verschiedenheit darf nicht länger ein Hindernis sein 
im Kampf um die Freiheit in unserem Staat und in unserer Gesellschaft 
- so verlangt es die Würde des Menschen. Damit kann mehr und mehr 
auch der Graben eingeebnet werden, der sich zum Schaden der Mensch
heit zwischen den Kirchen und dem demokratischen Sozialismus auf
getan hat (Beifall.) 

Wir stehen mit unseren Zielen und Aufgaben zwischen der kp.pitalisti
schen und der kommunistischen Welt. Unser politisches Ziel ist eine Ge.: 
sellschaft ohne Klassenvorrechte, in der die vielfältigen gesellschaft
lichen Kräfte nach demokratischen Spielregeln zusammenwirken können. 
Die durch die Industrialisierung und Technisierung geweckten Kräfte 
müssen so unter einer demokratischen Kontrolle stehen, daß sie nicht 
zu Instrumenten von Klassen- und Willkürherrschaft, sondern zu Werk
zeugen der Freiheit für alle werden. Die kapitalistische Welt kann solche 
Freiheit nicht gewähren, ohne sich selbst und ihr Wesen aufzugeben. 
Gegen den Machtapparat der kommunistischen Welt, der heute um seine 
politische Selbstbehauptung kämpft, richten sich nicht nur viele freiheit
liche Kräfte der nichtkommunistischen Welt, auch innerhalb der kom
munistischen Welt selbst wächst das Freiheitsstreben der Menschen. Die 
kommunistischen Machthaber sind gezwungen, gewisse Konzessionen an 
das wachsende Freiheitsbedürfnis zu machen. Aber sie können demo
kratische Freiheiten nicht gewähren, ohne sich selbst und ihr Wesen 
aufzugeben. 

Nur der demokratische Sozialismus hat von der Verwirklichung der 
vollen Freiheit nichts zu fürchten, Denn sie ist· sei n Wesen. Der Kampf 
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der -Sozialisten um Freiheit und Menschenwürde ist heute weit über die 
Reihen der Industriearbeiterschaft hinausgewachsen. Die klassenlose Ge
sellschaft ist weniger denn je eine bloß utopische Hoffnung. 

Auch diese klassenlose Gesellschaft wird kein Paradies sein. Denn mensch
liche Unzulänglichkeiten werden wir niemals aus der Welt schaffen. Aber 
der Mensch wird in ihr einen gleichberechtigten Zugang zum Wohl
stand und zur Bildung haben, er wird nicht mehr wehrlos der Willkür 
anderer ausgesetzt sein, sondern sein Schicksal in Freiheit und sittlicher 
Selbstbestimmung in die eigene Hand nehmen, seine schöpferischen 
Kräfte entwickeln und auf dem Boden des Rechts eine Kulturgesell
schaft schaffen können, die die Selbstverwirklichung des Menschen 
bringt, weil sie die Würde des Menschen über seine Selbstentfremdung 
siegen läßt. (Starker langanhaltender Beüall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Genossinnen und Genossen: Bevor wir in 
die Aussprache über die Referate „Kultur und Politik" und „Erste Be
ratung des Entwurfs eines Grundsatzprogramms" eintreten, einige Mittei
lungen. 
Unter unseren Gastdelegierten ist der Genosse Peter Dammann. Wir 
haben erst jetzt erfahren, daß er am heutigen Tag seinen 65. Geburts
tag feiert. (Beüall.) 

In diesen 65 Jahren seines Lebens gehörte der Genosse Dammann 40 Jahre 
der Partei an. (BeifalL) Wir danken dem Genossen Dammann für die 
Treue zur Partei, und wir wünschen ihm an seinem Geburtstage alles 
Gute für die Zukunft. (Beifall.) 
Wir haben heute die Ehre und die Freude, eine Delegation indischer Ge
nossen hier zu begrüßen. (Starker anhaltender Beifall.) 
Es sind die Genossen Dhadda, Pa:rdiwala und J. Narayan. Genosse J. 
Narayan gehört zu den Gründern der Sozialistischen Partei Indiens. 
(Beifall.) ' 
Er ist aktiv in der sogenannten Land-Schenkungs-Bewegung, einer Be
wegung mit dem Ziel, die Reform des Grundbesitzes in Gang zu bringen, 
tätig. Ich glaube, wir dürfen unseren Freunden aus Indien sagen, 
mit welch innerer Anteilnahme die deutsche Sozialdemokratie die Ent
wicklung in Indien verfolgt, wo ein Volk .nach jahrhundertelanger Ab
hängigkeit den. Weg zur nationalen Freiheit und Selbstverwaltung ge
funden hat und wo das Volk dabei ist, die elenden Zustände, in denen 
Millionen Menschen leben, zu überwinden und diesem Land und diesem 
Volk nicht nur die Freiheit, sondern auch einen höheren Lebensstandard 
zu geben. Alle unsere guten Wünsche sind mit dem indischen Volk, und 
wir bitten unsere Freunde, diese Botschaft nach Indien mit zurück
zunehmen. (Starker Beifall.) 

Während der Rede sind die Vorschläge für die Wahlen eingegangen. Die 
Zeit ist abgelaufen. Es sind die Vorschläge für den Parteivorstand und 

- die Kontrollkommission. Zu diesen Vorschlägen wünscht der Genosse 
Carlo Schmid eine Erklärung abzugeben. Ich bitte ihn, das Wort zu 
nehmen. 
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Prof. Carlo S c h m i d , Frankfurt: Genossinnen und Genossen, ich habe 
erfahren, daß eine Reihe von Genossen mich als Kandidaten zur Wahl des 
Vorsitzenden aufgestellt hat. (Beifall.) 

Ich danke jhhen für das Vertrauen. Ich danke für die Ehre·, die mir da
durch erwiesen wird. Aber ich bitte die Antragsteller, den Vorschlag 
zurückzuziehen. Ich werde diese Kandidatur nicht annehmen. (Starker 
Beifall) 
Nicht, weil ich mich scheute, Last und Verantwortung auf mich zu nehmen. 
Wer mich kennt, der weiß, daß dies nicht meine Gewohnheit wäre -, 
sondern weil ich der Meinung bin, daß das Wohl unserer Partei es er
fordert, daß Sie heute Erich 011enhauer zu Ihrem Vorsitzenden wählen. 
(Bravo! und starker langanhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Genossinnen und Genossen! Ich möchte in 
diesem Augenblick darauf aufmerksam machen, daß nun zur Behandlung 
stehen: 
Die Resolution 205 und zugleich damit die Anträge 66 und 67, ferner die 
Anträge 206, 90 bis 94. 
Wir haben dann noch zwei weitere Anträge, die zu diesen Tagesordnungs-
punkten gehören: 95 und 96. · 
Nun nitnmt für die Mandalsprüfurigskommission der Genosse Frenzel das 
Wort. 

Alfred Frenz e 1 :' Genossinnen und Genossen! Ich habe für die Man
datsprüfungskommission mitzuteilen, daß sich die Zahl der ordentlichen 
Delegierten von 381 auf 384 erhöht hat. Ich bitte den Parteitag, auch 
diese restlichen drei Mandate anzuerkennen. Das ist wichtig, weil wir uns 
am Nachmittag, wenn die Wahlen stattfinden, danach richten müssen. 

Die Mandatsprüfungskommission hat an den Parteitag eine Bitte. Sie 
bittet das Präsidium, wenn irgend möglich, die Zustimmung dazu ein
zuholen. Die Mandatspriifungskommission schlägt vor, daß die heute 
stattfindenden Wahlen bereits als 1. Punkt in der Nachmittagssitzung 
behandelt werden, weil es bekanntlich sehr lange dauert, bis die end
gültigen Resultate feststehen. Die Mandatsprüfungskommission wäre 
dankbar, wenn Sie diesem Wunsch nachkommen könnten. 

Vorsitzender • Max B r a u e r : Genossinnen und Genossen, Ihr habt den 
Vorschlag des Genossen Frenzel gehört. Ich bitte die Delegierten, die 
diese zusätzlichen Mandate anerkennen wollen, das Handzeichen zu geben. 
- Ich bitte um die Gegenprobe. - Es ist so beschlossen. 

Der erste Redner in der Aussprache ist der Genosse Siegfried Aufhäuser. 
Ihm folgt der Genosse Gerhard Weisser, E;.öln. 

Siegfried Auf h ä u s er, Berlin: Genossinnen und· Genossen! Es ist eine 
der guten Traddtionen der deutschen Sozialdemokratie und ihrer Partei
tage, daß sie allezeit bei allen Aktionen und bei allen Neugestaltungen 
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von Programmen eine ökonomische Analyse der kapitalistischen Entwick
lung unterbreitet hat. Wir können es gut finden, daß auch dem Entwurf 
des Grundsatzprogramms eine solche Analyse des Spätkapitalismus bei-
gefügt ist. · 

Im Mittelpunkt dieser Analyse haben wir den Bericht, den auch Genosse 
Deist noch ergänzt hat, daß wir uns heute in einem Entwiicklungsstadium 
des Spätkapitalismus befinden, der eine ungeahnte und teilweise erschrek
kende Konzentration der Produlktivvermögen in den Händen einiger we
niger Kapitalistengruppen in Deutschland bedeutet. Es ist in ddeser Ana
lyse auch nicht vergessen worden, daß die Entwicklung des Kapitalismus 
in Deutschland eine wirtschaftliche, gesellschaft1iche und politische Macht 
von ungeahntem Ausmaß bedeutet. So dankbar wir für diese Analyse sein 
können, so liegt es jetzt doch an uns, bei der Gestaltung de.s Grundsatz
programms und bei den Empfehlungen, die dieser Parteitag der Kommis
sion mit auf den Weg geben kann, aus dieser Analyse auch die Kon
sequenzen zu ziehen, die wir angesichts dieser über- und Vormacht 
einiger weniger großindustrieller Unternehmer in Deutschland feststellen, 
und aufzuzeigen, wie wir diesen Mißt,rauch wirtschaftlicher Macht zu 
überwinden beabsichtigen. 

Die mach1mäßigen Voraussetzungen, um die Wirtschaftsprogramme, über 
die vor zwei Tagen gesprochen wurde, zu ändern, sind bisher in dem Ent
wurf des Grundsatzprogramms, soweit es sich um die Arbeiter und Ange
stellten handelt, noch offengeblieben. Ob es sich um eine gerechtere Ver
teilung des. Einkommens, des Vermögens handelt, ob wir einzelne Wiirt
schaftszweige in Gemeineigentum zu überführ~ beabsichtigen, ob wir 
eine bessere Kontrolle der Wirtschaft einführen wollen: Es genügt für 
alle diese guten Absichten nicht, ein Punkteprogramm aufzustellen, ohne 
daß wir dde Kommandostellen, die hier schon geschildert worden sind, 
irgendwie antasten. Das ist das Problem, zu dem ich einige Worte sagen 
möchte. 
Wir müssen in dem Grundsatzprogra:mm, so schwer es auch sein mag, die 
brennende Frage beantworten: Was gedenkt die Sozialdemokratie, -
nicht in Zukunft, nicht als Endziel, sondern heute, in diesem gegenwär
tigen Stadium der kapitalistischen Entwicklung zu tun, wn diesen beste
henden Mißbrauch an Macht abzubauen? Und wenn wir dazu die Macht 
nicht haben, was gedenken wir zu tun, um wenigstens einen weiteren 
Zuwachs an Macht dieser Art zu bremsen? 

Die Gefahrenquelle, aus da- die heutige Situation der Arbeiter und der 
Angestellten erwächst, die Gefahrenquelle, die es bisher verbietet, daß 
die Arbeitnehmer in Deutschland einen gerechten Anteil an dem Sozial
produkt erreichen !können - diese Gefahrenquelle ist dieselbe, die sie 
seit Jahrzehnten gewesen ist und die eindeutig im Erfurter Programm 
von 1891 gekennzeichnet war in der einfachen Feststellung: "Die kapita-
1is1liische Entwicklung hat den Arbeiter von seinen Handwerkszeugen ge
trennt, die kapitalistische Entwicklung hat alle Arbeitnehmer von ihren 
Produktionsmitteln getrennt und damit die Kluft vertieft, die heute zwi
schen den Besitzern der Produktionsmittel und den arbeitenden Men
schen besteht." Wer das ändern will - und diese Absicht hat der Par
teitag wiederholt bekundet -, wer ?ie Trennung der Arbeiter von den 
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Produktionsmitteln verhindern oder mindestens abbauen will, wer diese 
Trennung beseitigen will, der muß bereit sein, heute, im gegenwärtigen 
Stadium unserer Entwicklung, eine Änderung der Eigentumsbegriffe in 
Angriff zu nehmen. (Beifall) 

Das Grundsatzprogramm wäre die geeignete Basis, den Weg aufzuzeigen, 
wie die heutigen Eigentumsbegriffe vernünftig geändert werden können. 

Die Ejgenturn.sbegriffe, unter denen wir heute in den Industriestaaten 
arbeiten, sind weder von Gott gewollt, noch sind sie naturgegeben, son
dern rein machtmäßig gewachsen, so daß sogar prominente Stellen der 
katholischen Kirche eine Reform dieser Eigentumsbegr,iffe sehr nach
drücklich verlangt haben. Auch wir sollten nicht zögern, dazu positiv 
Stellung zu nehmen. Das ist kein neues Dogma; das ist keine Utopie; 
das ist keine Zukunftsschwärmerei, sondern wenn wir Gegenwarts
wirtschaftspolitik betr:eiben wollen, dann ist der Anfang ein Eingriff in 
diese unhaltbaren Eigentumsbegriffe. (Beifall.) 

Ich gebe allerdings zu, daß man dem Rat, der hier von verschiedenen 
Seiten gegeben wurde, eine andere Sprache als bisher" zu führen, auch 
hier folgen könnte. Es ist nun einmal so, daß heute bei der Diskussion 
über den Sozialismus immer noch Menschen nur deshalb Reformvor
schläge ablehnen, weil sie vor hundert Jahren auch schon vor Karl Marx 
vorausgesehen wurden. Wenn also der Begriff „Trennung von den Pro
duktionsmitteln" nicht mehr so zeitgemäß erscheint, bitte, nehmen wir 
die Technologie, wie sie heute in allen Handelszeitungen, im Wirt
schaftsteil unserer Tageszeitungen täglich zu lesen ist, und reden wir 
dann nicht nur von P:coduktionsmitteln, sondern übersetzen wir es auf 
die heutige Lage. Das, was wir meinen, ist ein übermaß von Zuwachs 
an Betriebssubstanz, an Betriebsvermögen. Wir haben es in der Ent
wicklung der westdeutschen Industrie erlebt - wenn ich das nur an
deuten darf -. daß es nach der Währungsreform über die sogenannte 
Selbstfinanzierung, über Steuerermäßigung, über Preisausbeutung der 
Konsumenten, über Lohnausbeutung der Arbeiter möglich war, dieses 
Betriebsvermögen, diesen Besitz von Produktionsmittelr;i. ungeheuer zu 
steigern. Diese Produktionsmittel sind ja schließlich nichn:i anderes, als 
was wi:t täglich in den Bilanzen lesen: Bestand an Rohstoffen, Bestand 
an Maschinen, an Geräten und sonstigen Arbeitsmitteln. Das konnte nach 
der Währungsreform in drei Jahren nicht nur aufgeholt, sondern maßlos 
übersteigert werden. Es war die Sparkasse der Großbetriebe, die in diesen 
wenigen Jahren so aufgefüllt werden konnte aus dem Ertrag der Ar
beit, aber unter völliger Ausschaltung der Arbeitenden selbst. Das ist 
das Problem, wenn wir Gegenwartswirtschaftspolitik betreiben und sie 
von uns aus im Grundsatzprogramm und damit auch in unserer Tätig
keit in Angriff nehmen wollen. Ich bin nicht so illusionär, zu meinen, 
wir könnten in der Frage des Besitzes der Produktionsmittel von heute 
auf morgen etwas erreichen. Was aber aktuell, was eine ausgesprochene 
Gegenwartsaufgabe ist, das ist, daß sich die Arbeiter- und die Ange
stelltenschaft, das ganze arbeitende Volk, einschalten in diesen ständig 
zunehmenden Zuwachs an Produktionsmitteln, an Betriebsvermögen, · an 
dem sie bisher keinen Anteil hatten. -
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Ich darf darauf aufmerksam machen, daß nicht wir, sondern die anderen 
Parteien es bisher gewesen sind, die diese Reform der Eigentumsbegriffe 

' bereits diskutieren. Aber es besteht die Gefahr, daß hier eine Reform 
vorgenommen wird, die nichts zu tun hat mit einem Anteil der Arbeit
nehmer an ihren Produktionsmitteln. Wir haben in der letzten Zeit 
erlebt, daß man den Arbeitern Gewinnbeteiligung gibt; wir haben er
lebt, daß man Kleinaktien, Volksaktien und alles mögliche ausgibt, um 
auf diese Weise den Schein einer Änderung der Eigentumsordnung her
vorzurufen. Aber es kommt nicht darauf an, ob ein Arbeiter heute eine 
Kleinaktie bekommt - die konnte er sich früher aus seinen Ersparnis
sen auch kaufen-, sondern es kommt darauf an, daß die Arbeiter und • 
die Angestellten aus dem Ertrag ihrer Arbeit einen Anteil am Betriebs
vermögen erwerben. Ich kann auf die verschiedenen Methoden, die bereits 
vorgeschlagen. worden sind, nicht mehr eingehen. Es gibt einen Teil inner
halb der Partei und in den Gewerkschaften, der der Meinung ist, daß 
diese Art von Miteigentum innerhalb des Betriebes der Belegschaft ge
geben werden soll. Es gibt andere, die schlagen vor, man sollte nicht den 
einzelnen Belegschaften, sondern der gesaII1.ten Arbeiterschaft Oeutsch
lands aus diesem Zuwachs an Betriebssubstanz einen Ausgleich, einen 
Anteil verabreichen, das heißi, die alleinige Verfügungsgewalt der 
Unternehmer, die bisher so _viel Unheil angerichtet hat, soll ergänzt wer
den durch den Anteil des arbeitenden Volkes an diesen ungeheuren 
Steigerungen der Betriebsvermögen. Das gehört nach meiner Meinung 
mit in das Grundsatzprogramm. Das bedeutet, daß wir anfangen, sozia
listische Elemente in die bestehenden Eigentumsbedingungen einzubauen. 
Das bedeutet, daß wir allen Schichten der Bevölkerung einen An
schauungsunterricht biet~m, daß wir nicht nur Sozialismus verlangen, 
sondern auch zeigen, wie man sozialistische Ziele allmählich auch in 
Deutschland entwickeln kann. 

Die industrielle Revolution, die wir durchleben, hat - ob wir es wollen 
oder nicht - die Eigentumsfrage auf die Tagesordnung gesetzt. Wir 
haben nur den einen Weg: über eine Änderung der Eigentumsbegriffe 
auch mehr Macht zu gewinneh, denn im Anteil der Arbeiter und der 
Arbeitnehmer an ihren Produktionsmitteln allein liegen die Wurzeln 
unserer Kraft. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Genossinnen und Genossen! Eine wichtige 
Mitteilung, die ich bitte, auch den Genossen zur Kenntnis zu geben, die 
sich im Augenblick nicht im Saale befinden: Wir denken uns den heutigen 
Ablauf der Verhandlungen so, daß wir um 15 Uhr heute nachmittag die 
Aussprache unterbrechen und zu diesem Zeitpunkt die Wahlen vorneh
men. Wir würden also versuchen, um 15 Uhr mit den Wahlen durch
zukomll.len. Nach den Wahlen würde dann die Diskussion zu Ende ge
führt werden. Nachdem wir jetzt mehr als 20 Wortmeldungen auf dem 
Tisch haben, glaube ich nicht daran, daß wir bis zur Mittagspause mit 
der Diskussion fertigwerden. 

Um 15 Uhr also Unterbrechung der Diskussion und zu diesem Zeitpunkt 
Beginn der Wahlen. Anschließend führen wir dann die Diskussion über 
die vorliegenden Tagesordnungspunkte zu Ende. (Zuruf: Wann ko~t 
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der Stimmzettel?) - Die Stimmzettel sind bereits im Druck. Sie werden 
jedem Delegierten rechtzeitig zugehen: Stimmzettel für die Vorstands
wahl und für die Kontrollkommission. 
Dazwischen liegt noch die Mittagspause. Aber um 15 Uhr muß jeder be
reit sein, an den Wahlen teilzunehmen. Es ist mein Wunsch, daß die 
Delegationsführer ihre Mitglieder, soweit sie nicht im Saale sind, von 
dieser Regelung unterrichten. 

Ich erteile nunmehr das Wort dem Genossen Gerhard Weisser, Köln. 

Prof. Gerhard Weis s er, Köln: Genossinnen und Genossen! Ich möchte 
zunächst einmal meinem Vorredner etwas zur Beruhigung sagen. Das 
Parteiprogramm von 1954 hat in betonter Weise gesagt, daß die Sozial
demokratie Eigentumsbildung in der Hand der bisher Vermögenslosen 
fordert. Seither hat eine große Zahl von Genossen in Publikationen 
sich über die Einzelheiten dieser Frage geäußert, In der Programmkom
mission haben wir eine lange Serie von Sitzungen dieser Frage gewid-' 
met. Die SPD wird nicht aufhören, sich in führender und pionierhafter 
Weise mit der Eigentumspolitik zu befassen. 

Nun zum Programmentwurf: Manche Genossen sagen, die heutige SPD 
habe kein geistiges Fundament mehr, und eine solche Partei könne sich 
nicht ein eigentliches Grundsatzprogramm, ein Grundgesetz ihres Han
delns, geben. Ich glaube, diese Genossen kennen ihre eigene Partei zu 
wenig. Jeder wissenschaftliche Beobachter der Geistesarbeit der SPD seit 
ihrer Wiedergründung weiß, daß das Gegenteil dessen zutrifft, was diese 
Genossen meinen. Die Artikel der großen sozialwissenschaftlichen 
Lexika berichten, wenngleich oft unzulänglich, über die geistige Neu
orientierung der SPD. Die Kirchen nehmen aufmerksam von ihr Kennt
nis. Das Ausland läßt sich über sie berichten. Die Gegner im sowjetischen 
Raum schreiben ganze Bücher über sie, da dort drüben die Gefährlichkeit 
der heutigen geistigen Linie der SPD für die überzeugungskraft der eige-
nen Ziele gespürt wird. ' 
Warum nur, frage ich mich, reden bei all dem manche Genossen in unse
ren eigenen Reihen noch immer davon, daß die heutige Partei kein 
geistiges Fundament habe? Täten sie nicht besser daran, sich wissen
schaftlich mit dem Vorhandenen auseinanderzusetzen? Man darf sich das 
freilich nicht zu leicht machen, wenn die geistige Welt um uns herum 
bereits gebannt auf diesen Entwicklungsprozeß der Partei schaut. Diese 
Angelegenheit ist zu schwierig, um mit Redensarten abgetan zu werden. 

Eine klare geistige Linie führt von den ersten Erklärungen des Neugrün
ders der Partei, Kurt Schumacher, über unsere Kundgebung. auf dem 
1. Parteitag, daß Sozialismus die Gesellschaft nicht zu einer Kaserne 
mache und mannigfaltig in seinen Außerungsformen sei, über den in 
Nürnberg vorgelegten Entwurf der ersten Programmkommission, über 
Ziegenhain, über die Wannsee-Gespräche, über Dortmund, über die Meh
lemer Klausur zum Berliner Programm, das heute gilt. Seine Präambel 
stellt in der Geschichte unserer Parteiprogramme seit hundert Jahren 
durch die Neuartigkeit ihrer Zeitanalyse und durch ihre philosophischen 
Grundlagen etwas durchaus Neues dar. Die jetzige Programmkommission 
brauchte an sie nur anzuknül)fen. 
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Es sind also nicht so sehr die persönlichen Äußerungen einer langen 
Reihe sozialistischer Forscher mit oder ohne Professorentitel aus allen 
Bereichen der Wissenschaft, die hier angeführt werden müssen - die 
Partei selbst in ihren Dokumenten ist diesen Weg gegangen. Eigentlich 
schon seit 1900; anfänglich zögernd und tastend, dann immer bewußter. 
Marx hat, wie schon Wilhelm Liebknecht geschrieben hat und Schu
macher erneut hervorhob, kein vollständiges System der Sozialwissen
schaften hinterlassen. Eine Lücke seines histori:z.istischen Systems emp
findet der heutige sozialistische Politiker besonders schmerzlich. Er hat 
den Werkzeugkasten des sozialistischen Politikers nicht mit den für das 
Geschäft des Regierens ausreichenden Instrumenten ausgestattet. Müh
sam mußten wir uns das ordnungspolitische Denken erst wieder erwer
ben, über das die von Engels geschmähten sogenannten Utopisten bereits 
in bedeutsaml;?n Ansätzen verfügt hatten. Au.eh hat Marx, mindestens 
der ältere Marx, keinen Beitrag zur Lösung der schwierigen Aufgabe 
geleistet, die darin besteht, daß wir die sittlich-kulturellen Grundent
scheidungen des sozialistischen Politikers und des sozialistischen Päda
gogen mit der für Programmarbeiten nötigen Präzision interpretieren 
müssen. Die Wirkung dessen, d;iß hier Lücken geblieben waren, besteht 
darin, daß wir in den gesinnungsmäßigen Grundentscheidungen zwar 
gefühlsmäßig übereinstimmen, aber darüber noch bis zu unseren Tagen 
in tausend verschiedenen Zungen reden, sobald wir von Bildern zu 
Begriffen übergehen. Diese begriffliche Sprache ist aber nun einmal bei 
der Programmarbeit nötig_ 
Unser Entwurf zuin Grundsatzprogramm bemüht sich um dreierlei: Er 
will die Zeitanalyse der Berliner Präambel verdeutlichen. Er ist bemijht, 

/ endlich die sittlich-kulturellen Grund.entscheidungen des Sozialisten be
grif:fl:iich klar zu interpretieren. Und er will in den Grenzen eines Grund
&atzprogramms den Werkzeugkasten der sozialistischen Politik und Päda
gogik sichtbar vor Augen stellen. 

Wir mußten nafürlich die Aussagen des Entwurfs an den wirklich 
neuesten Stand aller hier in Frage kommenden Wissenschaften anschlie
ßen. Hierin vor allem liegt der Grund für meine Wortmeldung. 
Blickfixiert auf die ungeheuren Fortschr.itte der Naturwissenschaften und 
der Technologie in unserem Jahrhundert wissen die Öffentlichkeit und 
auch die breiten Kreise der Partei viel zu wenig von den nicht minder 
beachtlichen Fortschritten der für den Politiker und für den Pädagogen 
wichtigen Wissenschaften. 
Eben diese Ergebnisse aber müssen heutiJgen Programmen für die Gestal
tung des sozialen Lebens zugrunde gelegt werden. Unterlassen wir das, 
kann unsere Sprache heute nicht mehr überzeugen. Tun wir es aber, so 
haben wir nicht nur volle Hörsäle und nicht nur vollbesetzte Versamm
lungslokale, sondern sind auch dort, wo die Entscheidungen fallen, die 
geistig Überllegenen. 
W:i'r Heutigen gehören einer Generation guter Spezialisten und schlechter 
Philosophen an. Die Praxis spürt aber immer deutlicher, daß sie auf den 
Rat der Forscher nicht nur bei Sp€zialfragen angewiesen ist; geistig ins 
Schwimmen geraten jgt die Praxis bei den Grundfragen, und immer mehr 
dorthin zielen die Fragen an die Gelehrten. 
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Genosse Seuffert hat vor zu viel Ideologie gewarnt, aber regelmäßig ver
treten diejenigen, die das tun, im gleichen Atem selbst unbewußt eine 
eigene Phil<>sophi~. Es geht eben rein logisch nicht ohne Philosophie ab, 
wenn man sich programmatisch äußern will. 
Es ist eine lange Reihe von Wi'Ssenschaften, die uns dienen müssen, werin 
wir auf dem Stand heutiger Wissenschaften Programmarbeit leisten 
wollen. Die Logik, die Soziologie, die heutige Sozialhistorik, Psychologie, 
Wirtschaftstheorie und die Ethik in ihrer Eigenschaft als begriffliche 
Interpretation der sittlichen und der kulturellen Grundentscheidungen 
sind nötig. 
Die moderne Logik hat erkannt, daß die Grundentscheidungen des Men-: 
sehen nicht auf Erkenntnisse zurückgeführt werden können und auch nicht 
Emanationen von Begriffen sind. Begriffe spenden nicht Erkenntnisse, sie 
sind nur Erkenntnisinstrumente. Das bedeutet - insoweit -- nicht nur 
Abschied von Hegel und allen (auch sozialistischen) Lehren, die in un
bewußter Geschichtsmetaphysik ihm folgen; es vollzieht sich auch eine 
Götterdämmerung des klassischen Positivismus, der auf die Sozialisten des 
19. Jahrhunderts starken Einfluß gehabt hat. Der heutige Positivismus 
beginnt zu erkennen, daß seine Lehre gegenüber den Alternativen, vor die 
das Leben den Menschen stellt, schweigt_ Erkenntnisse und Entscheidung 
gehören verschiedenen geistigen Provinzen an. Man kann niclit einfach 
von dem, was ist, unmittelbar auf das· schließen, was sein soll. Ein Pro
gramm aber sagt, was sein soll. Die moderne Logik enthüllt ferner, in 
dem sie die Inhaltsleere vieler politischer Formeln aufzeigt, einen politi
schen Trugschluß nach dem anderen. Die Chefideologen der Sowjets win
den sich unter dem Zugriff dieser Logik mit ihren im Ausland mehr als 
bei uns beachteten neuen Lehren. Zahlreiche international anerkannte 
moderne Logiker sind Sozialisten. 

Die Soziologie von heute leistet uns eine Fülle von Diensten. Sie stützt uns 
in der Verfasstmgsfrage wesentlich. Wir sehen, daß es eine Mehrzahl von 
Regenten unserer Gesellschaft gibt und nicht nur den Staat, auf den der 
Liberalismus blickfixiert als den Freiheitsräuber schaut. Wir wissen, daß 
es andere Regenten - außerstaatlfche Mächte - gibt, mit denen wir uns 
auseilnandersetzen müssen. Hier vor allem ist unsere Sozialisierungs
forderung verankert; :;ie ist weit mehr eine verfassungspolitische als eitre 
wirtschaftspolitische Forderung. Wir wollen kein Privateigentum an 
Machtmitteln. 
Mit der l;leutigen Psychologie befaßt sich einstweilen in unseren Reihen 
gründlich eigentlich nur die Arbeiterwohlfahrt. Daneben beginnen wir in 
der Wirtschaftslehre, sie heranzuziehen, um die unternehmerischen Lei
stungen des Wirtschaftsgestalters deut,licher als die primitive Psychologie 
des klassischen WirtschaftsliberalismuS' zu erfassen. Darauf beruhen 
unsere Aussagen über die Vielfalt der Unternehmenstypen und die Forde
rung, sie zu pflegen. 

Genossen! Ich könnte von jeder Wissenschaft, die ich aufgezählt habe, im 
einzelnen angeben, wie ihre neuesten Ergebnisse für unsere Programm
arbeit nötig sind, aber auch tatsächlich unser Programm befruchtet haben. 
Ich habe mich darüber in zwei Beiträgen zur Parteitagsnummer des 
,,Vorwärts" geäußert. 
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In der Eile einer 10-Minut:en-A.ußerung jetzt nur noch eine Sch1ußbemer
kung: Wix haben immer gesagt, Wissen ist Macht. Auch mein Beitrag 
scheint auf diesen Ton gestimmt. Ich meine aber, wir sollten diese Rede 
nicht mehr verwenden. Der freiheitli~ und kulturell schöpferische Sozia
lismus schätzt Wissenschaft nicht nur, weil sie nützlich ist, sondern auch 
um ihrer selbst willen. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort hat Genosse Reitzner, München. 
Ihm folgt Genosse Reventlow, München. 

Richard Reitzner ·, München: Genossinnen, Genossen! Beim Lesen des 
Entwurfs zu unserem Grundsatzprogramm ist mir eine Stelle aufgefallen, 
die ich sehr bemerkenswert finde und die ich - es ist Seite 43 Absatz 2 
- kurz zitieren möchte. Dort heißt es: ,,Gefährlicher Zündstoff wird auf
gehäuft durch. die Teilung von Staaten und Völkern, die Verwe:Lgerung 
des Selbstbestimmungsrechtes für Völker und Volksgruppen, die Auf
teilung der Welt in Blöcke und Lager und durch das Festhalten am 
Kolonialsystem.." Ich nehme an, daß die Verfasser des Grundsatzprogramms 
n~cht nur an das Kolonialsystem in Asien und Afrika, sondern auch an 
den europäischen Kolonialismus gedacht haben. 
Dieser bemerkenswerte Absatz in unserem Grundsatzprogramm wird 
uns aber 'in der Zukunft - auf unserem Wege in der praktischen Politik 
immer wieder begegnen, und es wird ja einmal die Zeit kommen, wo 
das bemerkenswerte und richtige Bekenntnis zum Selbstbestimmungs
recht verwirklicht werden soll. Daher, Genossinnen und Genossen, 
möchte ich Ihre Gedanken für einige Zeit in die deutschen Gebiete 
lenken, die nach dem Potsdamer Vertrag unter die provisorische Ver-
waltung Polens gegeben 'wurden. · 
Ich weiß schon, uns beunruhigt in der gleichen Zeit nicht immer das 
Gleiche. Mich hat in der letzten Zeit die Affäre des Vergasungspädagogen 
Zind sehr eITegt, auch die Reaktion der zuständigen Behörden in dieser 
Slac:hie. Einen anderen erregt etwas anderes tiefer; manchem geht nichts 
unter die Haut, aber allgemein ist es doch so, daß vieles, das durch das 
Bewußtsein des deutschen Menschen geht, rasch vergeht und vers·chwindet. 

Das heißt, die Rangordnungen der Probleme sind unterschiedlich und 
ändern sich mit der Zeit. Gewiß, heute gilt es, der schrecklichen Gefahr 
des atomaren Krieges auszuweichen, diesen Krieg zu verhindern, und es 
gilt, jede Falte unseres Verstandes zu benützen, um zu ergründen, wie 
wir die unselige Spaltung unseres Vaterlandes überwinden können. Das 
sind die ohne Zweifel entscheidenden Schwerpunkte, die gelöst werden 
müssen, ehe wir an die Lösung anderer außenpolitischer Probleme gehen 
können, denn ich glaube, daß die EntwicklÜng in Europa und in der 
Welt ja nur Zug um Zug, in Epochen erfolgen wird; man kann nicht 
alles auf einmal haben. Ich wende mich nur gegen die Sünde der Ein
seitigkeit und ich glaube, die richtige Politik ist eine resultierende, die 
sich aus einigen Komponenten zusammensetzen muß, wenn sie richtig 
sein soll. 
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Die Frag~ des Selbstbestimmungsrechts und des Volkstumsrechts - wir 
bejahen das Selbstbestimmungsrecht der Völker - gehört - das ist 
eine Realität, Genossinnen und Genossen - zu den Grundelementen 
der Politik in den Landsmannschaften und in den Vertriebenenvertiän
den. Die Landsmannschaften und die Verbände sind große Organisatio
nen. Thre Mitgliederzahl ist beträchtlich und ihr Wirken alles in allem 
gesehen, ist bis heute positiv und staatspolitisch nützlich zu werten. Das 
Glaubensbekenntnis ist hier in Bad Cannstatt erfolgt, nämlich die Charta 
der Vertriebenen. Am Sonntag werden wieder 250 000 oder 300 000 Hei
matvertriebene hier in Stuttgart sein. Es ist nicht nur ein Aufmarsch 
von Interessenten, die heute das und morgen das vom Lastenausgleich 
fordern - das tun sie natürlich auch -, und es sind nicht nur Men
schen, die einander wiedersehen wollen, weil sie aus dem gleichen Dorf, 
der gleichen Heimat sind, sondern es ist eine Manifestation für ein for
melles und ein inneres Recht, für ihr Heimatrecht und für ihr Lebens
recht, und ich hoffe, daß dies eine Forderung ist, eingebettet in eine 
europäische Konzeption. 

Natürlich, Genossinnen und Genossen, spiegeln sich auch in diesen Ver
bänden wie in jedem großen Verband soziale und wirtschaftliche Pro
bleme und persönliche Ambitionen und Erlebnisse eines Schicksals 
wider, und ich weiß, daß es wie überall Kräfte und Versuche gibt, die 
moralischen Werte in taktische und persönliche Vorurteile umzumünzen, 
Wenn wir aber wollen, Genossinnen und Genossen, daß die Heimatliebe 
-der Millionen nicht mißbraucht und nicht vor Panzer gespannt wird, 
und wenn wir dem manchmal kraftmeierischen Phrasentum entgegen
treten wollen, wenn wir vor allem nicht wollen, daß man die Vertrei
bung außerhalb des nationalsozialistischen Zusammenhanges sieht, wenn 
wir in den Reihen der Millionen Sowjetzonenflüchtlinge und Vertriebe
nen die Erkenntnis und das Verständnis für die, Wichtigkeit der sozialen 
und wirtschaftlichen Probleme wecken und schärfen wollen und ihnen 
zum Bewußtsein bringeh ' ·wollen, daß dort die Schwerpunkte ihres 
gegenwärtigen Schicksals sind, dann, Genossinnen und Genossen, müssen 
wir dort wirken, wo diese Menschen sind, in den Verbänden, in den Lands
mannschaften. Ich möchte bitten, 1 Genossen, daß jene unserer Partei
genossen, die bereit und berufen sind, in diesen Verbänden zu wirken, 
von der Partei unterstützt werden, denn der Einfluß unserer Genossen 
in den Landsmannschaften und Verbänden wird so stark se1n, wie stark 
das Gewicht dieser Genossen in den eigenen Reihen ist. 

Genossen! Genossinnen! Es gab Zeiten, wo wir fürchteten, daß die durch 
die Vertreibung angestaute Not, Enttäuschung und Verzweiflung die 
schwachen Dämme, die wir bauen mußten, durchbrechen würden. Wir 
haben das Schicksal gemeistert und uns ihm nicht unterworfen, und das mit 
Hilfe vieler Genossen aus den Reihen der Piµ-tei und Gewerkschaften 
in den Gemeinden und Ländern. Mir scheint dieses Kapitel der Gesch:ichte 
der SPD in den Jahren 1945, 1946 und 1947 das ruhmreichste oder mit 
eines der ruhmreichsten Kapitel in der Geschichte der Partei zu sein. 
Wir wollen diese klassische Tradition, uns um die sozhµen und wirt
schaftlichen -Nöte der Flüchtlinge und Vertriebenen zu sorgen, weiter fort
setzen, aber wir wollen auch den heimatpolitischen Interessen dieser Men-
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sehen nachgehen und sie wahrnehmen. Wir deutschen Sozialdemokraten 
sollten mit allen Mitteln, so, wie Kurt Schumacher sagte, eine fried
liche Politik unter dem dauernden Appell an die Vernunft der Welt 
betreiben, damit wir jeden Quadratkilometer östlich der ,Oder-Neiße
Linie wieder als unsere Heimat betrachten können. So ist·es dann auch 
im Dortmunder Programm niedergelegt worden. 

Ich fasse zusammen, Genossinnen und Genossen: Unsere Ostpolitik soll 
natürlich so sein, daß sie die Einheit Deutschlands nicht stört, und sie soll 
dem Selbsterhaltungswillen Deutschlands dienen, aber - und das möchte 
ich auch hier aussprechen - unsere Ostpolitik soll nicht nur dem Selbst
bestimmungsrecht der Deutschen, sondern auch dem Lebensrecht, der Frei
heit und dem Frieden unserer slawischen Nachbarn dieneri. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort nimmt nun Genosse Reventlow. 
Ihm folgt der Genosse Neuberger, Düsseldorf. 

Rolf R e v e n t I o w , München: Es ist natürlich schwierig, in der Zeit von 
zehn Minuten zu dem Entwurf eines Parteiprogramms von beinahe 
50 Seiten und der Rede des Genossen Eichler ernsthaft Stellung zu neh
men. Man wird sich daher heute hier auf Randbemerkungen beschränken 
müssen. Die wirkliche Diskussion über den Entwurf des Parteiprogrammes 
wird in der Zukunft in der Partei und in ihren Organen zu führen sein. 
Einiges kann aber heute schon, ,,auf den ersten Blick" sozusagen, gesagt 
werden: 
Carlo Schmid hat dieser. Tage gesagt, Sozialismus sei nicht in erster 
Linie ein gedankliches Gebäude, sondern eine Angelegenheit des Herzens 
und der Impulse. 
Nun, ich glaube, daß wir für ein Parteiprogramm, für ein Grundsatz
programm schon ein klar übersichtliches gedankliches Gebäude benötigen. 
Man kann (Zuruf von Carlo Schmid.) - ich komme glei,ch darauf - aber 
dieses gedankliche Gebäude sicher auch. aufbauen, indem man Herz und 
menschliche Impulse nicht übersieht. Wenn wir ein Beispiel hierfür haben 
wollen, so liegt es uns sehr na..1-ie, nämlich im endgültig verabschiedeten 
Entwurf des Grundsatz.programms unserer österreichischen Bruderpartei, 
von dem man wohl sagen kann, daß es ein gedankliches Gebäude des 
demokratiscllen Sozialismus, bezogen auf die politischen Verhältnisse der 
österreichischen Republik, darstellt, bei dem aber Herz. und menschliche 
Impulse - auch in der Sprache - keineswegs zu kurz gekommen sind. 

Die Frage der Sprache, Genossinnen und Genossen, ist nicht unwesentlich. 
Mir scheint, daß die sprachliche Regelung des Entwur.fs noch einer sehr 
eingehenden Überarbeitung bedarf. (Zustimmung.) 

Sie ist allzu verschieden; sie ist auch manchmal einfach zu schwierig. 
Vergessen wir nicht, daß das, was wir sagen und was wir schreiben, 
für den Kreis von Menschen bestimmt ist, der in seiner großen Mehrheit 
nur aus der Volksschule kommt! Ich glaube daher, daß die Sprache -
und das ist ja die große Kunst, schwierige Dinge einfach zu sagen -
noch einer Überholung bedarf, nicht zuletzt, um jene Rudimente - wie 

393 



soll ich sagen? - ,,parteichinesischer Ausdrücke" auszumerzen, die da 
und dort zu finden sind. (Lebhafter Beifall.) 

Wir müssen uns aber auch mit dem Inhalt beschäftigen, und da seien 
mir einige kurze Bemerkungen im Zusammenhang oder besser im Ver
gleich mit den entsprechenden Absätzen des bereits verabschiedeten 
österreichischen Programmentwurfs gestattet. Wir haben da auf Seite 14 
unseres Pi:ogrammentwurfs einen Abschnitt „Kapitalismus und Kommu
nismus - und die Freiheit". 

Genossinnen und Genossen! Wenn wir da den letzten Absatz einmal an
sehen, der mit den Worten beginnt: ,,F_reilich muß Demokratie mehr sein 
aJs eine Apparatur'', - ich glaube, daß dies keine glückliche Fonnulierung 
für ein Programm ist - ,,mit der man Menschen leichter beherrschen kann 
als durch Terror, :indem man die Fiktion einer Freiheit offen hält", und das 
mit dem ganz kurzen lapidaren Absatz unserer österreichischen Genossen 
vergleichen, die zu dieser Frage gesagt haben: ,,Zwischen Sozialismus 
und Diktatur gibt es keine Gemeinschaft. Daher sind die Sozialisten un
beugsame und kompromißlose Gegner des Faschismus wie des Kommu
nismus. Sie lehnen jede Diktatur einer Minderheit ebenso ab wie eine 
die Menschenrechte verletzende Vergewaltigung von Minderheiten durch 
die Mehrheit." 

Ich glaube, in diesen wenigen Sätzen, die nicht nur an den Verstand 
gerichtet sind, ist mehr gesagt, als in dem Absatz, den ich soeben :i;itiert 
habe. 
Eine andere Frage, zu der ich vielleicht in der kurzen Zeit etwas sagen 
darf, ist die Frage der Erklärung des Kolonialismus. 

Genossinnen und Genossen! Richard Reitzner sagte soeben, man solle 
nicht nur von kolonialen Problemen und von den Rechten der Völker 
in Afrika und Asien reden, aber wir müssen auch von ihnen :t-eden. Wenn 
wir davon sprechen, so, glaube ich, muß in einem Grundsatzprogramm -
eben aus der Erwägung heraus, daß es doch bis zu einem gewissen Grade 
ein gedankliches Gebäude sein soll - etwas über das Wesen des Kolo
nialismus gesagt werden. Es genügt nicht, uns ohne Vorbehalt nun etwa 
hinter alle Bewegungen nationaler Emanzipation im kolonialen Bereich 
zu stellen - wir haben da ja Vorbehalte zu machen, z.B. in Ägypten~, 
sondern es gilt, in einem Grundsatzprogramm aufzuzeigen, worum es 
eigentlich geht, was das Problem des Kolontalismus darstellt, wo,raus er 
entstanden ist. 

Da ist es vielleicht gut, uns ,daran zu erinnern, wie Rosa Luxemburg ihn 
geschildert hat - das ist zwar schon eine Zeit her, es ist aber immer 
noch aktuell -, wie der moderne Kolonialismus und Imperialismus ge
wachsen ist aus dem Vorstoß der kapitalistischen Wirtschaft in den vor
kapitalistischen, in dem noch nicht entwickelten Raum. Daran anknüp
fend müßte etwas gesagt werden über das Recht der zu Nationen er
wachsenden Völker, die bisher oder die noch unter kolonialer Herrschaft 
leben. 
Dann aber eine wichtige Frage, Genossinnen und Genossen, scheint mir 
die zu sein, die wohl doch vor zwei Tagen hier bis zu einem gewissen 
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Grade vorweggenommen wurde, nämlich die Frage der sogenannten 
Eigentumspolitik, über die wir ja - für manche unserer Parteifreunde 
zu ihrer Überraschung - während des Wahlkampfes in den Materia
lien zu unserer Wirtschaftspolitik, die uns der Parteivorstand zugeschickt 
hat, einiges gelesen haben, was wir nun in veränderter Form im Pro
grammentwurf finden. Diese Frage benötigt eigehtlich mehr Zeit, als zur 
Verfügung steht, um sich wirklich damit auseinanderzusetzen. Andeu
tungsweise möchte ich aber sagen, daß man Formulierungen, wie wir sie 
auf Seite 23 finden, in denen gesagt wird: ,,Die Eigentumseinrichtung ist 
eine vom Staat geschaffene Einrichtung", vielleicht doch noch zweimal wird 
überdenken müssen. Man wird zu überlegen haben, ob das wirklich so zu 
Papier gebracllt werden kann, oder ob nicht die Wirklichkeit vielmehr so 
liegt, daß die Eigentumsordnung aus der gesellschaftl:ichen Entwicklung 
erwachsen ist und vom Staate koqifiziert wurde. Ich glaube, das dürfte 
einer sozialistischen Wertung der gesellschaftlichen Entwicklung besser 
entsprechen. 
Nun wird im Programmentwurf erklärt, daß wir einen gleichen Start für 
alle anstreben und eine Vermögensbildung für die Vermögenslosen. Nun, 
Genossinnen und Genossen, das ist . ein Kapitel, das noch eingehend dis
kutiert werden mqß. Es scheint mir, daß hier doch einige reale Tatsachen 
der gesellschaftlichen Entwicklung und der Vermögensbildung - ich 
meine, ·des Vermögens an gesellschaftlich bestimmenden Produktions
mitteln - übersehen wurde. 
Ich glaube, daß das Grundsatzprogramm der deutschen Sozialdemokratie 
nicht auf dem Wege versanden darf, etwa den modernen Sozialismus von 
wissenschaftlichen Erwägungen und Erkenntnissen zurück zu utopischen 
Vorstellungen der Anfangszeit des Sozialismus zu führen. Denn ich 
glaube, daß die Vermögensbildung, die man durch politische Mittel er
zeugen will, für die Gesamtheit der Bevölkerung, die an den gesellschaft
lich bestimmenden Produktionsmitteln nicht beteiligt ist, tatsächlich eine 
Utopie darstellt. Unser Programmen1Jwurf sollte sich nicht in utopischen 
Gedankengängen bewegen, sondern er sollte die Wirklichkeit darstellen 
und unsere Zielsetzung aufzeigen. 

Vorsitzender Max B r a u e r : Eine Mahnung an unsere Redner ist, doch 
auf das Klingelzeichen zu achten. Bei den zahlreichen Wortmeldungen, 
die vorliegen, und dem Wunsch, alle Genossen, die sich melden, auch zu 
Wort kommen zu lassen, kommen wir nur dann durch, wenn jeder \Sich 
an die gegebene Redezeit, hält. (Allgen_ieine Zustimmung.) 
Als nächster spricht der Genosse Neuberger, Düsseldorf. Ihm folgt der 
Genosse Müller, München. 

Dr. Dr . .Josef Neuberge r, Düsseldorf: Genossinnen und Genossen! Wenn 
wir heufo in der Beratung eines Grundsatzprogrammes stehen, dann ver- ... 
stehe ich „Grundsatzprogramm" so, daß wir unter Berücksichtigung der 
geschichtlichen Erfahrungen der Vergangenheit und der Analyse der gegen
wärtigen soziologischen, wir~c:haftlichen und politischen Situation uns 
ein Leitprogramm für die Zukunft schaffen. Dieses Grundsatzprogramm 
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macht ein Regierungsprogramm nicht überflüssig. Es gibt wohlmeinende 
oder wenig wohlmeinende Äußerungen der Presse, die anläßlich der 
Wahlniederlage der Meinung waren, wir hätten ein Zuviel an Programm. 
Ich glaube nicht, daß das Bekenntnis zu einem Grundsatzprogramm mit 
Dogmatik und Orthodoxie etwas zu tun hat. Wir können den Kreis der 
Menschen, die ·zu uns stoßen aus einmaligen Tatsachen wie die Gegner
schaft zur atomaren Bewaffnung, wre die Gegnerschaft zu bestimmten 
politisch~ Fragen an uns heranbringen; wir können aber damit als poli
tische Bewegung nicht auf die grundsätzliche Linie eines Grundsatzpro
gramms verzichten. Was aber wesentlich zu sein scheint, ist, daß das Grund
satzprogramm verpflichtenden Charakter haben soll. Verbindlichkeit und 
Dogma hängen nicht zusammen, und es m u ß so sein, daß - wenn einmal 
dieses Grundsatzprogramm beschlossen ist - die Grundlinie dieses Grund
satzprogramms verbindlich nach oben und nam qnten ffu unsere Arbeit 
ist. (Lebhafter Beifall.) 

\\Tenn wir einmal zu einh• Analyse unserer Niederlage kämen, dann 
glaube ich nicht, daß die Analyse so aussähe, daß die Wahlniederlage 
dadurch herbeigeführt worden ist, weil wir ein Plus an programmatischen 
Äußerungen hatten, sondern deswegen, weil es an Eindeutigkeit, an Klar
heit gefehlt hat und die Menschen, die wir ansprachen, schließlich nicht 
mehr wußten, welchen Weg wir zu gehen haben. 

Nun noch ein Wort zu Seite 24 des Grundsatzprogramms: Rechtsleben. 
Hier finden wir ungefähr 12 Zeilen, die in einer vollkommen unverständ
lichen Sprache zu dem Problem unseres Rechtslebens Stellung nehmen. 
Ich glaube, wir sollten in diesen 12 Zeilen mit einigen Pinselstrichen an
deuten, wie wir uns eine Reform des Zivilrechts, des Strafrechts und der 
Rechtsprechung denken. 

Genossinnen und Genossen! Vergessen wir nicht, daß wir zwei Tragödien 
des Rechtswesens hatten: die Tragödie der Weimarer Republik, nachzu
lesen bei Stampfer und Otto Braun, nachzulesen in den Reichsgerichts
entscheidungen, in denen die schwarz-rot-goldene Fahne keinen Schutz 
fand. Wir haben dann eine zweite historische Tragödie im Dritten Reich 
erlebt, und wir befinden uns mitten - und das ist anerkannt von weiten 
Kreisen der CDU - in einer neuen Krise des Rechtslebens. So bilden diese 
12 Zeilen in einer unverständlichen Sprache keine Antwort auf das, was · 
wir zum Rechtsleben zu sagen haben. 

Und noch ein Wort: Meines Erachtens hat dieses Programm in de~ Vor
dergrund folgende Gedankengänge zu stellen, und nur mit diesen Ge
dankengängen werden wir die Studentenschaft, die Intellektuellen und 
die Jugend erobern. Erstens, daß diese Wirtschaftsordnung nicht in Ord
nung ist und zweitens, daß sie durch Korrekturen nicht ausgeglichen 
werden kann und drittens, daß wir nicht aufgeben die Vision einer neuen 
Wirtschaftsordnung in Freiheit und Demokratie, wobei im Mittelpunkt 
der Mensch steht. Vergessen wir nicht bei allen Diskussionen über die 
Eroberung der Intellek:tuelJ.en, daß Wir weite Kreise der Arbeitetschaft 
verloren haben, daß wit in diesen Wahlen, wie sich aus einer Analyse 
ergibt, traditionelle Bezirke der Arbeiterschaft verloren haben und daß wir 
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auch diesen Schichten die Vision einer neuen Lebensordnung zu geben 
haben. 
Und dann noch etwas: Es kommt darauf an, w j_ e man mit Intellektu
ellen diskutiert, ich glaube, wir haben gestern ein klassisches Beispiel 
erlebt, ich muß sagen, ein glückliches Beispiel: wie man aus den huma
nistischen Werten der Vergangenheit so mit Intellektuellen diskutieren 
kann, wie Knoeringen es getan hat, daß jeder mit Bestimmtheit weiß: 
hier spricht kein Liberaler, söndern hier spricht ein Sozialist. (Beifall.) 

Und noch ein letztes Wort: Trotz dieser Gegenwartsbezogenheit, trotz 
der Tatsache, daß wir kei~e Dogmatik bejahen, dürften wir im Pro
gramm nicht vergessen, daß im Grunde genommen Marx die konsequente 
Fortsetzung von Fichte, Schelling und Hegel war in dem Versuch, eine 
Antwort auf das Problem des menschlichen Daseins zu geben. Ich habe 
es aufs Tiefste bedauert, daß der 75. Todestag von Marx im „vorwärts" 
nicht die gebührende Beachtung gefunden hat. (Bei.fall.) 

Ich glaube, wenn wir an unsere große ruhmreiche Tradition anknüpfen, 
dann, sollte das in irgendeiner Weise auch wortbezogen im Grundsatz
programm seinen Ausdruck. find~. Für uns ist Demokratie ohne Sozialis
mus und Sozialismus ohne Demokratie nicht denkbar. Aber wir sollten 
uns nicht scllämen, an die großen Traditionen der Bewegung anzuknüpfen, 
zu verbinden Tradition und Weltoffenheit, dann kommen wir über die 
30 Prozent hina1US, und dann haben wir die Chance, den Menschen in 
seiner Ganzheit zu erobern. (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort nimmt der Genosse Müller, Mün
chen; ihm folgt der Genosse Me~n, Gießen. 

Günther M ü 11 er, München: Genossinnen und Genossen! Als einer der 
Jüngsten hier im Saale möchte ich zu dem Problem der Kulturpolitik 
Stellung nehmen, weil ich noch zu denen gehöre, die am -eigenen Leib in 
den Schulen und Hochschulen die Versäumnisse christlich-demokratischer 
Kulturpolitik erlebt haben. 
Ich habe den Eindruck, daß bei aller enthusiastischer Aufnahme der Re
ferate der Genossen Arndt und Knoeringen und auch bei der Rolle, die 
die Kulturpolitik auf dem Münchner Parteitag gespielt hat, noch nicht in 
allen Kreisen unserer Partei die Bedeutung der Kulturpolitik im gegen
wärtigen Zeitpunkt erkannt wurde. 

Die Auseinandersetzung mit der Kulturpolitik ist nicht ein Problem, 
das man als wirklichkeitsfremde Philosophendiskussion auffassen soll, 
sondern die Kulturpolitik ist meiner Ansicht nach heute die entscheidende 
Frage in der Aus~inandersetzung in der Welt geworden. Genossen! Der 
Kultusminister stellt heute meiner Ansicht nach die Weichen unseres 
Schicksals. Es ist in der Außenpolitik so, es ist in der Wirtschaftspolitik 
so, daß wir überall von der Kulturpolitik mit abhängig sind; denn wie 
wollten wi:r zum Beispiel eine Produktivitätssteigerung erreichen, wenn es 
nicht gelingt, die nötigen wissenschaftlichen und technischen Vorausset
zungen dafür zu schaffen? 
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Nun, Genossen, auch zur Außenpolitik: Eisenhower hat erklärt, daß es 
keine Alternative zum Frieden geben könne und daß der Kampf um die 
Macht in der Wflt heute mit anderen Mitteln als kriegerischen geführt 
werde. Und wenn der Satz des Philosophen Heraklit richtig ist, daß der 
Streit der Vater aller Dinge ist, dann hat er in Amerika seine Aus
wirkung gehabt; denn der amerikanische Erziehungsminister Folson er
klärte, die einzige Antwort der Vereinigten Staaten auf den russischen 
Sputnik könne nur in einer grundlegenden Reform des amerikanischen 
Erziehungswesens liegen. 

Genossinnen und Genossen! In der Bundesrepublik wurde diese Alter
native zur russischen Politik noch nicht erkannt. Hier lebt man auf dem 
Gebiet der kulturellen Anstrengungen noch im Zeitalter der Postkutsche. 
(Beifall.) 

Wenn wir feststellen, daß es in der Sowjetunion 767 Universitäten und 
Hochschulen gibt, wenn auf unserer Seite nicht einmal zehn Prozent dieser 
Zahl erreicht wird, wenn wir feststellen, daß heute in der Sowjetunion 
durch die zehnjährige-Schulzeit praktisch den Schülern die mittlere Reife 
vermittelt~ - in Deutschland ist es, nur ein Prozentsatz von 14 Prozent 
der Schüler -, wenn wir diese Zahlen sehen, dann muß uns das doch zu 
denken geben. Nicht nur die technischen Anstrengungen in Rußland. Aus 
einer Untersuchung der Vereinten Nationen geht hervor, daß zum Bei
spiel auf dem Gebiiete der schöngeistigen Literatur in der Sowjetunion 
heu1;e jährlich dreimal mehr Bücher auf den Markt gebracht werden als 
in den Vereinigten Staaten. Das ,christliche Abendland, das von un
seren Regierungspolitikern immer wieder zitiert wird, wird nicht durch 
Atomraketen verteidigt, sondern es wird verteidigt in den Hochschulen, 
in den Laboratorien und in den wissenschaftlichen Instituten. Wenn wir 
zum Beispiel wissen, daß Nehru bei seinem Besuch bei Adenauer ihn 
darum bat, 5000 junge Inder in Deutschland studieren zu lassen und 

· Adenauer ihm daraufhin erklärte, daß die deutschen Universitäten dazu 
nicht in der Lage seien, weil die Kriegsfolgen noch nicht behoben seien, 
und wenn wir weiter wissen, daß diese 5000 j~gen indischen Studenten 
heute in der Sowjetunion studieren - dann, Genossen, müssen wir uns 
doch überlegen, wo diese Entscheidung in diesem Kampf zwischen West 
und Ost fällt. 

Genossen, ich habe mir die Mühe gemacht, einige Zahlen nachzurechnen. 
Dabei habe ich festgestellt, daß zum Beispiel das unterentwickelte Ägyp.:. 
ten heute pro Kopf der Bevölkerung mehr für Kultur und Bildung aus
gibt als das Volk der Dichter und Denker: die Bundesrepublik. Ich habe 
weiter bereclmet, daß für einen Maulesel der Bundeswehr täglich ein 

--tiöherer Verpflegungssatz gezahlt wird, als wir in der Bundesrepublik pro 
Einwohner für Kultur und Bildung ausgeben. 

Wir haben aber auch hier eine Frage des Bildungsmonopols und etn Rudi
ment der Klassengesellschaft. Wenn wir feststellen, daß nur 5 Prozent 
der deutschen studenten Arbeiterkinder sind, dann muß uns das doch zu 
denken g,eben. Es ist doch eine entscheidende Frage für unseren politischen 
Fortschritt in der Demokratie, wie wir die allgemeine Volksbildung heben 

398 



können. Ein bedeutender Publizist hat in einem Buch, das etwa vor einem 
Jahr erschienen ist, erklärt: 

Wenn man die Bemühungen der Bundesregierung um die Verbesse
rung unseres Bildungswesens sieht, dann kann man sich des Ein
drucks nicht erwehren, daß ein großer Teil unseres Volkes möglichst 
dumm bleiben soll. (Beifall.) 

Genossen, das schreibt ein deutsclJ.er Publizist zu den Anstrengungen der 
Bundesregierung. 

Und noch etwas: Hier auf diesem Sektor der Kulturpolitik liegt eine echte 
Alternative zu Adenauer und der CDU. Uns wird von der Regierungspartei 
:immer vorgeworfen, die SPD sei eine Partei der Nein-Sager, der Negation, 
die unsere Sicherheit usw. durch ihr „Nein" im Bundestag bei den Ab
stimmungen gefährdet. Die Haltung der Bundesregierung auf dem Gebiet 
der Kulturpolitik zeigt, daß nicht die SIPD die Partei der Nein-Sager ist, 
sondern daß die Partei der Nein-Sager d;ie CDU ist, weil sie nicht erkennt, 
wo die Anstrengungen in der Gegenwart überhaupt liegen müssen. (Beifaill.) 

Genossen! Das Problem Ost und West und die Auseinandersetzung mit 
dem Kommunismus kann nicht dadurch gelöst werden, daß man Propa
gandavorträge der „Arbeitsgemeinschaft demokratischer Kreise" veran
staltet, sondern sie kann nur in einer geistigen Auseinandersetzung mit 
dem Kommunismus gelöst werden. Und wie es hier bei uns in der Bun
desrepublik steht, brauche ich nicht näher zu erläutern. Es gibt hier 
kaum Anstrengungen. sich geistig und wissenschaftlich mit dem Kommu
nismus auseinanderzusetzen. Entsprechende Lehrstühle bestehen an 
unseren Universitäten nicht, oder sie sind verwaist und nicht besetzt. 

Wenn es uns hier niclJ.t gelingt, auf diesem Gebiet eine Wende in der deut
scllen Politik herbeizuführen, dann werden wir vielleicht nicht heute und 
in diesem Jahr, aber sicher in einigen Jahren, zu einem unterentwickelte;rl 
Volk werden, und wir werden geistig-wissenschaftlich und damit au& 
politisch vielleicht zu einem - im großen gesehen - Untergang unseres 
Volkes kommen. Aber nieht etwa, vreil die SPD an die Regierung gekom
men ist, wie Konrad Adenauer im Wahlkampf unterstellte, sondern weil 
die CDU/CSU die Politik des 20. Jahrhunderts nicht erkannt hat und 
immer npch die Politik der Metternichschen Zeit betreibt. (Beifall.) 

Wir sollten doch sehen, daß auch wir in der eigenen Partei von diesen 
Bildungsproblemen herkommen. Die Arbeiterbildungsvereine waren die 
Grundlage unserer Parteigründung, und wir sollten uns auclJ. daran er
innern, Genossen, daß 1848 bei der Revolution das fortSJchrittliche Deutsch
land auf die Barrikaden gestiegen ist mit den Forderun.gen: Freiheit, 
Wohlstand und Bildung. Diese Forderungen bestehen auch heute noch. 
Wir sollten uns da immer wieder an unsere Traditionen erinnern. Ge
nossen, man kann mir als jungem Mitglied der Partei nicht unterstellen, 
daß ich alten sOl'Zialistisch'en Vorstellungen nachhinke. Aber ein bißchen 
Besinnung auf unsere Tradition wäre gut und sicher nieht zurückzuweisen. 
Und hier nur ein Einschiebsel: Ich habe zum Beispiel auf diesem Parteitag 
bemerkt - es ist sicher nicht bedeutungsvoll, aber es zeigt doch, wie wir 
bereits in unserer Partei denken -, daß die Fahne von Lassalle, die auf 
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jedem Parteitag gezeigt wurde und die den Sarg von Lassalle und den 
Sarg von Schumacher bedeckt hat, auf diesem Parteitag zum erstenmal 
nicht zu finden ist! Das sind doGh Tatsachen, die man nicht übersehen soll. 
Und noch etwas zum Abschluß, Genossen: Es, wurde schon angesprochen, 
daß die deutsche Jugend in ihrer Mehrheit im Gegensatz zur Weimarer 
Republik heute auf unserer Seite steht. Wir haben es doch vor zwei Tagen 
bei den Demonstrationen der Studenten er1ebt, daß die deutsche Jugend 
heute mit der SPD fühlt und daß sie heute auf der richtigen Seite der 
Barrikaden steht. 
Genossen, das ist wichtig für unsere Grundsatzdiskussion über das Grund
satzprogramm. An uns li{:!gt es, dieser deutschen Jugend die Waffen in die 
Hand zu geben. Sie wird sie zu gebrauchen wissen; aber wir müssen 
rasch handeln; um ihnen das Instrument für ihre Auseinandersetzungen 
um den Fortschritt und um die Freiheit in die Hand zu geben .. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort hat der Genosse Merten, Gießen; 
ihm folgt der Genosse Radke, Offenbach. 

Bans M er t e n, Gießen: Genossinnen und Genossen! Ich möchte einige 
Bemerkungen und Hinweise, die sich auf die Entschließung 205 und auf 
den kulturpolitischen Teil des Grundsatzprogramms beziehen, geben. 
Dabei möchte ich zunächst einmal pie Wichtigkeit der Ausführungen 
unterstreichen, die der Genosse Adolf Arndt hier dem Parteitag gegeben 
hat. Er hat nämlich das getan, was am Anfang aller Kulturpolitik zu 
stehen hat: Er hat ein Menschenbhld gezeichnet, das modern ist, und ein 
Menschenbiild, das heute gültig ist. Und das war notwendig, weil ich mir 
nicht ganz klar bin, ob das Menschenbi1d, das die Entschließung 205 zeich
net, und auch das Menschenbild, das im Entwurf des Gr'undsatzprogramms 
zu finden ist, nicht doch das alte Menschenbild der Aufklärung ist oder 
auch zu materialistisch gesehen wird. Damit kämen wir nämlich in die Ge
fahr, unsere Kulturpolitik auf einem Menschenbild aufzubauen, das heute 
niemand mehr anerkennt. Es ist viel, auch in den Ausführungen des Ge
nossen von Knoerin.gen, von der Förderung der Wissenschaft vom Men-· 
sehen gesprochen worden. Aber wenn man das tut, muß man sich bei seiner 
programmatischen Forderung ja doch wohl eben auf die Ergebnisse dieser 
Wissenschaft vom Menschen berufen, um sich seine kulturpolitischen Ziele 
zu stecken. Es wäre nicht gut, wenn wir in der SPD in die Gefahr gerieten, 
kulturpolitische oder wissenschaftliche Ladenhüter zu verkaufen. 

In der Entschließung im Anhang wird Bezug genommen auf die Ent
schließung zur Frage der Förderung von Wissenschaft und Forschung. 
Inzwischen ist auf diesem Gebiet einiges geschehen. Ich erinnere nur 
an die Bemühungen der Bundestagsfraktion, im Bundeshaushalt trotz 
aller Wid~rstände der Bundesregierung Mittel für diesen Zweck flüssig 
zu machen. Aber eine ironische Zwischenbemerkung: Die Bundesregie
rung handelt in ihrer kulturpolitischen Arbeit - und dasselbe gilt wohl 
auch für die CDU - nach dem guten alten Prinzip, daß sich ein dum-

. mes Volk wesentlich leichter regieren läßt als ein intelligentes Volk. 
(Beifall.) 
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Wie sieht es nun aus mit der in dieser Entschließung angesprochenen 
Koordinierung der Arbeit in Bund und Ländern? Wenn man koordiniert, 
dann muß man ja letzten Ende wissen, wohin man koordinieren will. 
Wir sind hier als Delegierte des Parteitages zum größten Teil nicht Pro
fessoren der Philosophie. Wir sind hier in der Masse doch Ackergäule 
der täglichen politischen Arbeit, und wir brauchen den ganz einfachen 
Hafer als Futter, den wir dann in die tägliche Arbeit als politische Kratt 
übertragen können. Und da scheint es mir bei der vorgelegten Entschlie
ßung doch an manchem zu fehlen. Ich will nur einige Punkte stichwort
artig erwähnen, die mir zu fehlen scheinen. 

Ich vermisse in der Entschließung 1. ein klares Bekenntnis zur Gemein
schaftsschule . . 
Ich vermisse 2. die Forderung der Schulgeldfreiheit und der Lernmittel-
freiheit in Schulen und Hochschulen, weil das nun einmal die praktische 
Voraussetzung für die Aufstiegsmöglichkeit jedes Begabten ohne Rück
sicht auf den Geldbeutel des Vaters ist. (Beifall.) 

Ich vermisse 3. eine klare Forderung zur Beseitigung der Zerrissenheit 
des Schulwesens an Volks-, Mittel- und Höheren Schulen un!l im organi
satorischen Ausbau der Lehr- und Bildungspläne. 

Ich vermisse 4. das Ansprechen der Modernisierung der Lehrerbildung 
mit dem klaren Ziel einer Berufsausbildung aller pädagogischen Kräfte 
an der Universität. (Beifall.) 

5. sei mir als dem Gründer des Amtes für Hochschulreform der deutschen 
Studentenschaft im Jahre 1929 und als dem ersten Leiter dieses Amtes 
vergönnt, zu sagen, daß ich Hinweise auf eine Reform des Hochschul
wesens vermisse, insbesondere, was die Studienordnung, das Prüfungs
wesen und die soziale Besserstellung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
betrifft. Die wahren Hungerkünstler heute in Deutschland, das ist der 
wissenschaftliche Nachwuchs an den Universitäten, der oft weit weniger 
verdient als die Putzfrauen, die ihre Arbeitszimmer in Ordnung bringen 
(Beifall.) 
Ich vermisse 6. bei der Förderung des zweiten Bildungswegs die Anerken
nung der Ergebnisse dieses Bildungswesens im Rahmen des Berechti
gungswesens. Was nützt der zweite Bildungsweg, wenn an seinem Ende 
nicht die Anerkennung der Hochschulreife oder der Voraussetzungen, die 
für viele Berufe erforderlich sind, steht? In einem solchen Fall wird der 
zweite Bildungsweg zu keinem Ergebnis führen können. 

Und ich vermisse 7. eine klare Forderung, die zur Abschaffung des Werk
studententums führt durch eine materielle Hilfe in einem Ausmaß, wie 
andere Länder das längst für ihre Studenten tun. (Beifall.) 

Ich kann hier kein Korreferat halten. Ich will mich auf diese Punkte 
beschränken. Aber man möge es mir als Theologen r.icllt übel nehmen, 
wenn ich zum Schluß noch einige wenige Bemerkungen zum Thema 
„Sozialismus und Kirche" mache, das auf Seite 40 des Entwurfs zu einem 
Grundsatzprogramm angesprochen ist. 
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Genossinnen und Genossen! Diese Seite 40 des Entwurfs zu einem 
Grundsatzprogramm kann auf keinen Fall so bleiben wie sie ist. Zunächst 
stehen dort geschichtliche Irrtümer; denn die sozialistische Bewegung und 
die christlichen Kirchen waren nicht immer und nicht überall unversöhn
liche Gegner, wie das hier in Deutschland gewesen ist. Wir müssen die 
Entwicklung unterscheiden, wie sie in Skandinavien gewesen ist und die 
Entwicklung, wie sie in Großbritannien gewesen ist, die völlig ver
schieden gelaufen ist von der Entwicklung hier. Es ist auch falsch, glaube 
ich, von „Kirchen" schlechthin zu sprechen, als ob das ein einheitlicher 
Begriff sei. Man muß auch die Rolle nicht übersehen, die die atheistische 
Unterwanderung der SPD vor 50 Jahren gespielt hat und die letzten 
Endes auch einen Beitrag zur Gegnerschaft zwischen Kirche und sozial
demokratischer Bewegung in Deutschland geliefert hat. 

Dann zieht sich durch das ganze Kapitel die unzulässige 'Verwechslung 
von Religion und Weltanschauung. Das ist nun einmal nicht dasselbe, 
und damit im Zusammenhang steht der Irrtum, man könne eine politische 
Partei und eirie christliche Glaubensgemeinschaft auf derselben Ebene 
gegenüberstellen. Das führt immer zu schiefen Ergebnissen URd niemals 
zu fruchtbaren Gesprächen. Dadurch wiederum entsteht die Begriffs
verwirrung, die daraus resultiert, daß man in diesem Programm offen
bar der Meinung ist, •Begriffe wie Menschenwürde, Freiheit und Ge
rechtigkeit hätten im kirchlichen Raum denselben Inhalt wie im politi
schen Raum. Di;..;; ist nicht. wahr. Sie haben dort ganz andere, und zwar 
von der Dogmatik her bestimmte Inhalte, die mit dem politischen Inhalt 
dieser Begriffe aber auch rein gar nichts zu tun haben. Ich glaube, daß die 
Entschließung über das, was in unserem Entwurf zu einem Grundsatz
programm steht, hinausgegangen ist, und daß das bei der zukünftigen 
Bearbeitung dieses Programms berücksichtigt werden muß. Die Zustim
mung aber, die ich ganz am Anfang den Ausführungen des Genossen 
Adolf Arndt gegeben habe, bedeutet gleichzeitig, daß ich damit sage: 
Wenn diese Ausführungen die Zustimmung des Parteitages finden, dann 
kann jeder evangelische und jeder katholische Christ heute auch nach 
schärfster Prüfung seines Gewissens im Gehorsam gegen Gottes Wort 
und Gebot bleiben, wenn er die SPD wählt oder wenn er in der Sozial
demokratischen Partei mitarbeitet. (Beifall.) 
Das aber nicht nur in einem Referat, sondern auch in einem Grundsatz
programm klar und sicher und wissenschaftlich fundiert zu begründen, 
das ist meine Forderung, die ich an ein derartiges Programm stelle. (Star
ker Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort nimmt der Genosse Radke,Offen
bacll. Ihm folgt der Genosse Starnmer, Berlin. 

Olaf Rad k e, Offenbach: Verehrte Genossinnen und Genossen! Im 
Grundsatzprogramm ist auch ein Teil über die Wirtschaftspolitik ent
halten. Wir haben ja bei der Diskussion um die Entschließung 204 schon 
darauf hingewiesen, daß diese Entschließung in enger Verbindung zum 
Grundsatzprogramm steht. Die Problematik der Wirtschaftspolitik, so 
wie sie in dem Entwurf zu einem Grundsatzprogramm angesprochen ist, 
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erscheint mir viel klarer und auch viel logischer in sich zu sein, als die 
Entschließung 204. Aus diesen Gründen sprach ich auch gegen die Ent
schließung 204. Hätte man also diesen Teil des Entwurfs des Grund
satzprogramms über die Wirtschaftspolitik an Stelle der Entschließung 
204 genommen, ich glaube, dann wäre überhaupt keine große gegensätz
liche Diskussion entstanden. 
Gemessen an dem, was mir in der Diskussion erwidert wurde, und was 
mir auch einige Genossen privat gesagt haben, die mir in der Sache 
zustimmten, aber die Form kritisierten, in der ich es vortrug, möchte 
ich erklären, daß selbstverständlich die Form leidet und vielleicht zur 
Säure wird oder stark sarkastisch Wird, da es eben nicht möglich 
ist, innerhalb von zehn Minuten eine Antithese gegen ein Grundsatz
referat begründen zu können, das von zwei sich ablösenden Referenten • 
in zwei Stunden ~halten wurde. Dann muß man sich konzentrieren, und 
dann kommt leider oft eine Schärfe hinein, die weder beabsichtigt noch 
gewollt ist. 
Mir wurde unterstellt, ich wo1le den Mittelstand oder den kleinen und 
mittleren Unterp.ehmer sozialisieren; Genosse Seuffert insbesondere hat 
mir das vorgeworfen. Er hat leider nicht ganz genau zugehört, denn ich 
habe wörtlich gesagt, daß wir die nicht sozialisieren wollen. Ich habe 
nur gesagt, wir wollen sie nicht privilegieren, und ich habe darum ge
beten - weiter nichts-, den Begriff „Förderung und Stärkung des mitt
leren oder kleinen Unternehmens" zu präzisieren, damit wir bestimmte 
Vorstellungen davon bekommen und hier nicht die allgemeine Vorstel
lung der direkten oder indirekten Subvention aus Steuermitteln verbrei
ten. Mehr habe ich nicht gewollt. Mir etwas anderes zu unterstellen, fn 
der Form, wie es getan worden ist, halte ich nicht für sehr fair. 

Nun habe ich insbesondere auch zu der Frage der Abhängigkeit ~es 
Arbeitnehmers im Betrieb gesprochen. Gerade diese Frage ist aber in 
dem Grundsatzprogramm sehr gut und sehr geschickt und sehr sauber 
gelöst und angesprochen worden, und darum bin ich dankbar, daß das 
in dieser Klarheit geschehen ist, leider eben in dieser Form nicht in der 
Entschließung 204. Wer wie ich täglich Antwort geben muß an Arbeit
nehmer im Betrieb zu ihren Problemen, wer sie dann auch noch durch 
alle drei Rechtszüge vertreten muß, ich glaube, der wird einmal dazu 
neigen, diese Probleme doch auch als konkrete tägliche Probleme zu 
sehen, weil er ja Antworten geben muß. Und er muß doch irgendwo 
sehen, wie er Antworten geben kann auf die im Betrieb sich voll
ziehende Machtauseinandersetzung. Man soll mir doch nicht unterstellen, 
daß ich hier aus theoretischer Dogmatisiersucht bestimmte Dinge ange
sprochen hätte. 

Genosse Deist hat in seinem Schlußwort in eleganter Rhetorik davon 
gesprochen, daß es nicht unsere Aufgabe ist, die Gewerkschaften zum 
Kontrollorgan über die Wirtschaft zu machen. Dieses Problem hängt 
eben mit der Frage der Abhängigkeit der Arbeitnehmer zusammen. 
Ich muß dem Genossen Deist erwidern, daß es im höchsten Grade un
fair war, was er sagte. Denn es hat kein Mensch verlangt, daß die Ge
werkschaft das Kontrollorgan über die Wirtschaft wird. Es wurde nur 
gesagt, daß bei der öffentlichen Kontrolle die Gewerkschaften mitbetei-
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ligt werden sollen, so wie sie heute doch schon weitgehend beteiligt sind. 
Die Gewerkschaften haben es nicht verdient, hi~r in dieser Form vom 
Genossen Deist ;;i.bgehandelt zu werden. (Beifall.) 
Er hat recht, daß die Aufgabe der Gewerkschaften nicht ist, die Wirt
schaft alleinig zu kontrollieren. Aber wenn er das in dieser Form sagt, 
dann erweckt er in der Öffentlichkeit den Eindruck, als sei das von der 
Gewerkschaft oder von Teilen der Partei gefordert worden. Und das ist 
doch nicht wahr. 
Ich möchte nur zu bedenken geben, daß nach den Zahlen des Statisti
schen Bundesamtes 53 Prozent aller Wählerstimmen aus Arbeiter- und 
gewesenen Arbeiter-, also Rentn~rhaushalten kommen, 16 Prozent aus 
Angestellten- und gewesenen Angestelltenhaushalten und 8 Prozent aus 
Beamten- und gewesenen Beamten-, also Pensionärhaushalten, kommen. 
Diese Zahlen allein, wenn wir sie gewinnen könnten, würden uns eine 
Mehrheit geben, rein formal, die sogar eine verfassungsmäßige Mehrheit 
für die Änderung der Verfassung ist. Das ist natürlich nicht ohne wei
teres zu erreichen. Aber es geht doch nicht an, daß man diesen wesent
lichen Teil unseres Volkes, wie es in der Entschließung 204 geschehen ist, 
überhaupt nicht mehr ~rwähnt, weil man glaubt, die restlichen 23 Pro
zent seien unser alleiniges Reservoir, aus dem wir noch Stimmen holen 
können. Das ist doch auch nicht richtig. 
Das Grundsatzprogramm ist ja letztlich nur ein Entwurf, der in der 
Partei weiterdiskutiert werden soll. Diese Diskussion sollte auch wirk
lich in jeder Gruppierung der Partei geführt werden. Bei der dann not
wendigen Auseinandersetzung mit den Problemen unserer Gesellschaft 
im letzten Ortsverein wird - ich möchte den Begriff der Engländer 
gebrauchen: learning by doing - vielleicht doch dem letzten Genossen 
klar, was wir wollen, und vielleicht gewinnt dann das Programm noch 
eine etwas populärere Klarheit, als es sie jetzt hat. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort nimmt der Genosse Otto Stam
mer, Berlin. Ihm folgt der Genosse Carlo Schmid. 

Prof. Otto S t am m er, Berlin: Genossinnen und Genossen! Von Willi 
Eichler ist heute morgen die Frage au~geworfen worden, ob die Sozial
demokratische Partei gut beraten ist, sich in dieser geschichtlichen Stunde 
ein Grundsatzprogramm zu schaffen. Damit ist zugleich die Frage auf
geworfen, ob es nicht ausreichend erscheint, angesichts der schwierigen 
praktischen politischen Situation, in der wir uns heute beßnden, uns mit 
einer Art Wahlprogramm zu begnügen. Dafür spricht einiges. Es ist nicht 
zu bezweifeln, daß die Sozialdemokratische Partei gehalten ist, in der 
Situation, in der wir uns heute beßnden, eine Majorität der Wähler zu 
E!rreichen. Nichts wäre naheliegender als programmatische Formulierun
gen, die für den Tag bestimmt sind, zusammenzustellen, um auf diese 
Weise eine Wahlplattform für die nächsten Bundestagswahlen zu er
reichen. Ich bin aber der Auffassung, daß die Sozialdemokratische Partei 
ganz im Unterschied zu anderen Parteien sich nicht an der Oberfläche 
nur gegenwärtiger Entscheidungen bewegen kann, sie vielmehr, wie ,di~ 
Reden von Waldernar von Knoeringen und Adolf Arndt es gestern ja deut-
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lieh bewiesen haben, aufgefordert ist, sich mit den Grundlagen der gesell
schaftlichen Existenz des Menschen heute auseinanderzusetzen. Wenn die 
Referate von Knoeringen und von Arndt überhaupt einen Sinn -gehabt 
haben, so haben sie uns doch auf die grundlegenden Fragen hingewiesen, 
die uns Sozialisten heute mehr als den anderen gestellt sind: Auf die 
Stellung des Menschen in der Zeit, auf die grundlegenden Wandlungen, 
die Gesellschaft, Staat und Kultur erfahren haben, auf die Herausforde
rungen des Menschen, die in der heutigen Zeit enthalten sind. Ich glaube 
daher, wir sind gut beraten, wenn wir die Dinge gründlich überlegen, 
d. h. wir haben als eine sozialistische Partei die Verpflichtung, an die 
Wurzeln der Dinge heranzugehen. Wir fragen heute nicht in erster Linie 
nach der Gesetzmäßigkeit der geschichtlichen Entwicklung, wenn wir die 
Stellung des Menschen in der heutigen Zeit ausfindig machen wollen, 
sondern wir fragen - das hat das heutige Referat bewiesen, und auch 
die gestrigen Referate haben es gezeigt - nach den Gründen für die 
radikale Veränderung der Stellung des Menschen in Gesellschaft und 
Kultur. Ich möchte sagen, daß die Aufmerksamkeit der wachen Soziali
sten heute nicht nur auf die gesellschaftlichen Verhältnisse gerichtet ist 
und ihre Bedeutung für das politische und geistige Leben, sondern daß 
die Stellung des Menschen in den gesellschaftlichen Verhältnissen ge
meint ist, und daß sich mit der Veränderung der gesellschaftlichen Ver
hältnisse auch die Stellung des Menschen gewandelt hat. 

Eine der schwierigsten Fragen dieses Grundsatzprogramms, vor der die 
Programmkornmission stand, war die eine gründliche und wissen
schaftlich einwandfrei gesellschaftlich-politische Zeitanalyse vorzulegen. 
Das heißt aber, das ausfindig zu machen, was ich in diesen kurzen Wor
ten zu umreißen versuchte: das Fortschreiten der Industrialisierung, die 
Zunahme der Rationalisierungsprozesse in unserer Gesellschaft, die Ana- · 
lyse der ökonomischen Gegebenheiten, die Differenzierung der Binnen
struktur der Gesellschaft, die Entstehung eines Pluralismus gesellschafts
politischer Kräfte usw. 
Die ,Schwierigkeit scheint mir darin zu liegen, daß wir uns nicht damit 
begnügen können, die Forschungsresultate, die die einzelnen an dieser 
Zeitanalyse beteiligten Wissenschaften uns vorgelegt haben und vorlegen, 
nur zu summieren, sondern daß wir die Gesamtheit des gesellschaftlichen 
Lebens als - wie es Marx einmal ausgedrückt ha:t - eine „konkrete 
Totalität" erfassen müssen. Hierin scheint mit ein Vorzug der sozialisti
schen Sichtweise dieser Dinge zu liegen, daß der Sozialist im Unterschied 
zu Bekennern anderer Anschauungen immer die Gesamtheit des gesell
schaftlich-politischen Lebens zu erfassen bemüht sein muß und daß er 
infolgedessen auch in einem Grundsatzprogramm den sehr schwierigen 
Versuch machen muß, eine Analyse der Zeit zu geben im Hinblick auf 
diesen Gesamtzusammenhang, da er nicht nur einzelne Teile dieser Ge
sellschaft oder des politischen Lebens zu verändern beabsichtigt, sondern 
:lie Gesellschaft in ihrer gesamten Struktur verändern will. 

Genossinnen und Genossen! Ich glaube, daß die Programmkommission 
gut beraten war, über die Grundwerte des Sozialismus und über die 
gesellschaftspolitischen Zielsetzungen unserer Bewegung erneut nach
zudenken. Ich glaube aber nicht, daß es dabei sein Bewenden haben kann, 
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etwas über die Grundwerthaltung des Sozialismus auszitsagen und die 
gesellschaftspolitische Zielsetzung klar erkennen zu lassen. Hier liegt 
wieder die Schwierigkeit in der Konfrontation dieser Grundwert
·haltungen und Zielsetzungen mit den Ergebnissen der wissenschaftlichen 
Analyse. Das ist kein leichtes Unterfangen. Ich möchte sagen, daß die 
Formulierungen, die uns in dem bisherigen Programmentwurf vorgelegt 
worden sind, sicher noch nicht der Weisheit letzter Schluß sind, so
wohl in der gedanklichen Durchführung als auch in der sprachlichen 
Formulierung. Ich sage das, ohne d~n Genossen, die zur Redaktions
kommission gehört haben, damit irgendeinen Vorwurf machen zu wollen. 
Solche Dinge kann man einfach in einigen Monaten nicht in zureichender 
Weise aufstellen. Zu solcher Formulierung gehört eine mehrmonatige 
Klausur mehrerer Genossen; die in Team-Arbeit einen Entwurf vorlegen 
und zur Diskussion stellen. 

Lassen Sie mich in der kurzen mir zur Verfügung stehenden Zeit in 
diesem Zusammenhang lediglich die Frage aufwerfen, ob für den demo
kratischen Sozialismus, wenn er sich ein solches Grundsatzprogramm 
schafft, eine gesellschaftlich-politische Theorie erforderlich ist. Das ist 
eiqe Frage, die bei uns sehr oft diskutiert worden ist. Gerade in einer 
Bewegung, die sich vor jeder Orthodoxie hütet, in einer Bewegung, die 
die Bewältigung der politischen Probleme des Lebens nicht bewußt in 
das Bett eines reinen Dogmatismus einzwängen will, ist diese Frage be
rechtigt. 

Ich glaube, eines ist klar, und darüber hat auch der Programmentwurf 
Auskunft gegeben: daß ein Programm nicht die Summe von Einzelforde
rungen und Zielsetzungen einer großen Partei sein kann. In einer sol
chen Partei werden in soziologischer Hinsicht mehrere Gruppen vorhan
den sein, werden sicher mehrere Teilinteressen vertreten. In einer sol.: 
chen Partei vollzieht sich ständig der Vorgang der Bündelung dieser 
Interessen, der Kompromißbildung im Sinne des gemeinsamen Zieles. 
Aber, Genossinnen und Genossen, es gilt nicht, diese Zielsetzungen in 
einem Programm nun zu summieren, sondern wir müssen sie in ein Ver
hältnis setzen zum Gesamtzusammenhang der gesellschaftlich-politischen 
Entwicklung. 

Die Sozialisten brauchen darüber hinaus meiner Ansicht nach klare Vor
stellungen von dem, was Gesellschaft heute darstellt - eine Gesellschaft, 
die sich ja in einem umstürzenden Strukturwandel befindet - von der 
möglichen Weiterentwicklung der Gesellschaft, vom Grundzusammen
hang zwischen Gesellschaft und Staat und von den kulturellen Phäno
menen. Sie brauchen klare Vorstellungen von der Stellung des Menschen 
in diesem gesellschaftlich-politischen Zusammenhang. 

Wenn wir also im Begriffe sind, eine solche Theorie zu entwickeln, so 
muß •diese Theorie nach meinem Dafürhalten sich immer wieder an den 
veränderten Voraussetzungen des praktischen Lebens zu orientieren ver
suchen. Es muß sich also um theoretische Versuche handeln, deren Er
gebnisse in Konfrontation mit der sich verändernden Wirklichkeit stän
dig auf die Probe gestellt werden. Schon daraus ist ersichtlich, daß eine 
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sozialistische politische Theorie kein Dogma sein darf und daß eine sozia
listische Theorie niemals einer Orthodoxie Vorschub leisten kann. 

Lassen Sie mich das g,anz kurz lediglich am Beispiel der Geschichtsauffas
sung des demokratischen Sozialismus erklären. Wir standen, soweit wir 
uns von der marxistischen Basis aus diesen geschichtlichen Entwicklungs
problemen näherten, immer in der Gefahr -,- und das drückte sich auch 
noch in den vielen Diskussionen der Bewegung in den letzten Jahren 
aus -, daß die geschichtliche Entwicklung als eine Art Automatismus 
aufgefaßt wurde, an dessen Ende die klassenlose Gesellschaft gleichsam 
gesetzmäßig entsteht, ob der Mensch nun etwas dazutut oder nichts 
dazutut Die Logik der geschichtlichen Entwicklung, so meinte man, 
würde mit Naturnotwendigk_eit dem Ziele der klassenlosen Gesellschaft 
zustreben. Ich glaube, wir haben heute eine andere Ansicht über diese 
geschichtliche Entwicklung. Diese geschichtliche Entwicklung ist eine 
Frage des Selbstbewußtseins der Völker; sie ist eine Frage der Verant- · 
wortungsbereitschaft der Führungsgruppen und eine Frage der Erzieh
barkeit der Massen. In diesem Sinne, Genossinnen und Genossen, glaube 
ich, daß in einem sozialdemokratischen Grundsatzprogramm auch die 
gesellschaftskritische Grundauffassung des Marxismus mit Recht zur 
Geltung zu kommen hat. 
Ich möchte zum Schluß etwas zu dem sagen, was Genosse Heinrich Deist 
gestern in seinem Schlußwort berührte: zur Frage der Einheit von Theo
rie und Praxis. Deist meinte, in den zwanziger Jahren habe die sozial
demokratische Bewegung ständig in der Gefahr gestanden, daß ihre 
Theorie unter Ideologieverdacht stand, weil sie für die Praxis nichts 
auszusagen verstand. Ich stimme mit ihm darin überein, daß die Einheit 
von Theorie und Praxis in der Konfrontation mit jeder sich neu ent
wickelnden konkreten Situation immer erneut hergestellt werden muß, 
daß wir also die theoretischen Formulierungen, zu denert wir in einem 
Grundsatzprogramm gelangen, immer auf die Wirklichkeit richten müs
sen. Das heißt aber: Die Selbstbesinnung der Bewegung auf die 
Grundvoraussetzungen ihrer Existenz hört eigentlich niemals auf. In 
diesem Sinne betrachte ich die Diskussion über das Parteiprogramm heute 
nur als eröffnet. Die Bewältigung der uns damit gestellten Probleme ist 
uns für die nächsten Jahre aufgegeben. 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat Carlo Schmid. 

Prof. Carlo S c h m i d, Frankfurt: Genossinnen und Genossen! Ich schließe 
an das letzte Wort meines Vorredners an: ,,Die Programmdiskussion hat 
erst begonnen!" Ich möchte dazu hier sagen: Der Beginn dieser Dis
kussion hat ·erst begonnen. Denn ein Programm zu beschließen, das den 
Namen Grundsatzprogramm verdient, verlangt sehr viel Arbeit, sehr viel 
Bemühung, sehr viel Willen, in die Tiefe zu gehen, und den Mut, Dinge 
anzufassen, die oft stachlig sind, und auch den Mut, mit manchen lieb
gewordenen Vokabeln Schluß zu machen. Ich weiß, wie schwer das für 
jeden ist. Aber unsere Partei ist es sich schuldig, diesen Mut zu haben. 
Manche meinen, es wäre besser, wenn wir uns jetzt darauf beschränkten, 
auf einzelne konkrete Fragen, die die Geschichte uns stellt, konkrete 
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Antworten zu geben. Ich glaube in der Tat, daß wir heute - heute -
nicht viel mehr tun können als dies, und daß wir diese Aufgabe in allem 
Ernst in Angriff nehmen sollten. Aber das dispensiert uns nicht von der 
Verpflichtung, ein drundsatzprogramm zu suchen. Dabei wird sich, 
wie immer bei diesen Dingen in der sozialistischen Bewegung, die Frage 
der Radikalität stellen. Doch sehen Sie: Nicht jeder, der statt Bla-Bla 
Wau-Wau sagt, ist radikal ... (Heiterkeit und lebhafter Beifall.) 

Radikal sein heißt - wenn man das Fremdwort verdeutscht: den Mut 
haben, an die Wurzel zu gehen. Radix heißt auf deutsch ja Wurzel. 
Das sollten wir tun, und auch hier schließe ich mich dem von meinem 
Vorredner Gesagten bedingungslos an. 

Wir müssen Erkenntnisse ermitteln, Erfahrungen feststellen, Modellvor
stellungen ausdenken der Art: Welches sind die Voraussetzungen einer 
jeglichen möglichen Befreiung des Menschen zur echten Menschlichkeit? 
Das ist es, was wir denkerisch zu bewältigen haben! 

All das beginnt wohl mit dem Leiden des einzelnen daran, daß man so 
schlechthin der bloßen Geschichte unterworfen ist, ein Leiden, das man 
nicht dadurch wegschafft, daß man aus der Geschichte flieht, sondern 
dadurch, daß man durch sie hindurchgeht und sie erfüllt. Denn der 
Mensch 1st ein Wesen, das sich in der Geschichte nicht nur darstellt, 
sondern das sich in der Geschichte zu sich selber formt, zu sich selber 
bildet - aber nicht durch das schlichte Spiel einer geheimnisvollen 
dialektischen Kraft, sondern dadurch, daß-er einem Leitbild folgt, das 
ihm eine Sehnsucht eingibt, nämlich die Sehnsucht, sich endlich selber 
zu finden. Dieses, eine Sehnsucht haben zu können, ist es, was den 
Menschen von den anderen Wesen, die atmen, unterscheidet. 

Diese Sehnsucht. lautet: Wie kann man die Welt einrichten, wie muß man 
sie einrichten, damit der Mensch nicht nur als Objekt seelenloser 
Mechanismen v e g et i er e n kann, sondern daß er seine gesamte Exi
stenz als sittlich handelndes Wesen frei zu verantworten vermag und 
imstande ist, alles, was in ihm an schöpferischen Kräften angelegt ist 
- was ihm eingeboren ist -, aus dem Bewußtsein seiner Bestimmung 
heraus, zu entfalten? (Beifall.) 

Sicher ist der Mensch freien Willens und insoweit Herr seines Geschicks. 
Sie kennen das alte Wort, daß auch der an der Ruderbank angeschmie
dete Sklave, der sich der Kräfte bewußt ist, die ihm der Geist verleiht, 
frei ist, moralisch frei. Aber das ist nicht die Freiheit, die den Adel des 
Menschengeschlechtes ausmacht. Dies ist eine Flucht in das Surrogat, 
und diese Flucht wollen wir uns versagen. Diese Flucht sich versagt zu 
haben, ist seit Lassalle und Marx das Verdienst der sozialistischen 
Arbeiterbewegung! (Beifall.) 

Sie hat erkannt, daß der Mensch zwar frei ist, daß er aber nicht allein 
existiert, daß er immerdar Kräften ausgesetzt ist, die in der Gesellschaft 
wirken, und daß auch sein Bewußtsein mitbestimmt ist - nicht aus
schließlich, aber doch mitbestimmt - von den Rückwirkungen der 
Faktoren der gesellschaftlichen Dynamik, auf seine Möglichkeiten zu 
wollen und zu wirken. 
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Was finden wir, wenn wir die Gegenwart betrachten - hüben und 
drüben des Eisernen Vorhangs? Wir finden den Menschen mehr oder 
weniger intensiv zum Objekt seelenloser Mechanismen - von Tecllno
kratien - reduziert! Es gibt Leute, die glauben, man könne sich daraus 
flüchten, indem man diese Dinge durch Wegdenken wegzaubert. Das 
kann man nicht. Nur der Utopist kann das; er kann solche Realitäten 
wegzaubern, indem er ins Land Nirgendwo flieht mit seinem Denken 
und sich dort eine Welt aufbaut aus allerlei Nebelstoffen. Das ändert viel
leicht etwas in ihm selber, es ändert aber nkh.ts an den Bedingungen. unter 
denen die Menschen, seine Mitmenschen, leben. Wenn man hier etwas 
ändern will - und man muß es tun! - , dann muß man auf dieser 
E r d e etwas ändern. Dann aber muß man sich so tief bücken, wie tief 
unter der Stirn die Erde nun einmal liegt, auf der das Dorngestrüpp 
wächst und auf der die Trümmer herumliegen, die man wegräumen 
muß, wenn man guten Baugrund schaffen will. 

Was ist hierbei eine unserer Aufgaben? Man hat gestern und heute 
viel und gut von Kulturpolitik gesprochen. Ich möchte das, was damit 
gemeint ist, von einer anderen Seite anleuchten: Vieles von dem, was 
wir Kulturpolitik genannt haben, will doch in Wirklichkeit besagen, daß 
wir, die Sozialdemokraten, entschlossen sind, unserem Volke, allen in 
unserem Volke, die Möglichkeit zu geben, am Kulturleben tätig Anteil 
zu nehmen (Beifall), und daß wir entschlossen sind - so wie einst -
mit an der Spitze der geistigen Bewegungen zu stehen, die auch unsere 
Zeit erfüllen, und daß wir uns nicht "damit begnügen wollen, vom 
geistigen Erbe unserer Vorfahren zu leben, sondern daß wir ein Erbe, ein 
geistiges Erbe, für unsere Nachfahren mitbegründen wollen! (Beüall.) 

Man hat uns vorgeworfen, das möge ganz edel sein, aber unsere Metho
den seien schlecht. Und einer der größten Vorwürfe, die man uns ins 
Gesicht glaubt schleudern zu können, ist, wir seien · eine Klassenkampf
partei. Man will uns qamit für schuldig erklären, den Haß zur Trieb
feder unseres Handelns zu machen. 

Wie mein Freund Herbert Wehner gehöre ich zu denen, die nicht glauben, 
daß es genügt, die Augen zuzumachen, um die Klassen zum Versch\'linden 
zu bringen. Diese sind auch heute eine Realität. Man kann sie nicht 
wegmogeln. (Beifall.) 

Wenn ich schon vom Klassenkampf spreche, dann möchte ich daran 
erinnern: Wer hat denn den Klassenkampf begonnen? (Beüall.) Ist er 
nicht laut - noch wirksamer: leise - von oben geführt worden, und 
war, was man den Klassenkampf der Arbeiterschaft nennt, nicht einfach 
das Sichzurwehrsetzen der Arbeiter gegen diesen Klassenkampf von 
oben? (Beifall.) 

Dieses Sichzurwehrsetzen kam nicht aus einem Haßgefühl, sondern aus 
dem Wissen, daß die Brüderlichkeit neben der Freiheit und der Gleich
heit ein Postulat ist, das sich an alle richtet und für alle da ist, und daß 
deswegen die Voraussetzungen dafür geschaffen werden müssen, daß das 
Wort von der Brüderlichkeit nicht eine bloße Deklamation bleibt. 
(Beifall.) 
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Es war kein Sozialist, sondern ein konservativer Engländer: Disraeli, 
später Lord Beaconsfield, der das Wort geprägt hat, daß die heutige 
Gesellschafts- und Wirtschaftsverfassung die eine Nation „in the two 
nations", in die zwei Nationen der Habenden und Habenichtse aus
einanderreiße. Was man den Klassenkampf der Arbeiterbewegung nennt 
- was ist er denn eigentlich genau besehen? Er ist ganz eigentlich die 
Bemühung, Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß aus diesen zwei 
Nationen endlich die eine Nation werden könne! (Bei_fall.) 

Dazu gehört nun einmal die Aufhebung eines sozialen Gefälles, das das 
Aufeinanderzugehen und das Sichdurchdringen der Menschen so oft ver
hindert. Und dazu gehört auch, daß man die Möglichkeit schafft, daß eine 
Identität der Vorstellungen von den Werten, die uns allen gemeinsam sind, 
entstehen kann; dies bedeutet, daß die Möglichkeit gleichen Zugangs zu 
den Quellen der geistigen Werte hergestellt werden muß. Wenn man das 
nicht tut, ist jedes Wort über „Nation" bloßes Blendgerede. Wir müssen 
eben versuchen, miteinander zu ringen, zu ringen und uns auseinanderzu
setzen, indem wir um den Menschen in uns ringen. Dadurch, daß wir uns 
- wir Sozialdemokraten uns selber - als das erkennen, was wir wirklich 
sind, werden wir den Menschen helfen, zu sich selber zu finden - und 
das heißt politisch: zu uns zu finden! (Beifall.) 

Wenn man von den zwei Nationen spricht, muß man einen noch tragische
ren Riß sehen, den Riß, der von Nord nach Süd-.fübrt, der uns Brüder 
trennt wie efn eiserner Vorhang. Da sollten wir Sozialdemokraten eines 
immer laut sagen: Die Einheit der deutschen Nation kann nicht durch 
Eingemeindung der einen Hälfte durch die andere geschaffen werden. (Bei
fall.) So entsteht keine Nation. Eine N11tion entsteht durch einen gemein
samen Willensakt aller! Da ist es aber nun Zeit, uns darüber klar zu werden, 
daß sich in Mitteldeutschland einiges verändert hat. Nicht nur an den 
Herrschaftsformen, an den Wirtschaftsformen, sondern in der Bewußt
seinslage der Menschen drüben - gerade derer, die den SEDismus scharf 
ablehnen - hat sich etwas geändert. Wir können nicht mehr annehmen, 
daß die Menschen dort die Welt so ansehen, wie wir sie ansehen. :=;ie sind 
durch andere Leiden hindurchgegangen als wir und sind dadurch zu etwas 
anderem geworden, als wir geworden sind. Ich sage das ohne jedes Wert
urteil: nur feststellend, daß im deutschen Volke zwei Entwicklungswege 
eingeschlagen worden sind. Wir werden miteinander ringen müssen, um 
zusammen auf einen gemeinsamen Weg zu kommen. 

Hierbei aber werden wir in erster Linie die Verpflichtung haben, zu ver
hindern, daß bei uns institutionell gesellschaftliche Wirklichkeiten ge
schaffen werden, die die Integration des ganzen deutschen Volkes von 
den Grundlagen her unmöglich machen könnten. (Beifall.) 

Man nennt uns Materialisten und meint das Wort moralisch, meint es als 
Diffamierung. Die Leute meinen, weil wir sagen; daß auch in der Welt 
der Materie etwas geändert werden muß, wenn dem Leben des Geistes 
der Raum geschaffen werden soll, dessen er bedarf, um „öffentlich" 
wirksam werden zu können, verschrieben wir uns der Stoffwelt. 

Ich will schließen: Wir sind keine Materialisten in dem Sinn, daß wir 
glaubten, es sei die Stoffwelt, die den Menschen bewegt. Die Sozialdemo-
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kraten sind seit je Menschen, die glauben, daß es notwendig sei, an die 
Stelle der Kapitulation des Menschen vor einem praktischen Materialis
mus, der sich idealistisch tarnt, einen lebendigen Idealismus zu setzen, 
der dem Menschen Raum schafft, mit dieser Welt, in der es auch die 
Materie gibt, fertig zu werden, damit er imstande sei, seiner Bestimmung 
zu leben! (Starker, langanhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort nimmt Genosse Sehellenberg, 
Berlin. Ihm folgt Fritz Erler, Pforzheim. 

Prof. Ernst Sc h e 11 e n b er g, Berlin: Genossinnen und Genossen! Wenn 
wir in diesen Tagen über außenpolitische, wehrpolitische, kultur- und 
wirtschaftspolitische Fragen diskutieren, dann müssen wir im Zusammen
hang mit dem Grundsatzprogramm auch einige Fragen der Sozialpolitik 
besprechen. Im Grundsatzprogramm heißt es: ,,Die sozialistische ,Sozial
politik sprengt die Grenzen der überkommenen Sozialpolitik." Dem wer
den wir alle zustimmen, aber nach meiner Auffassung entspricht die 
Sprengkraft dessen, was hier im Programmentwurf in sozialpolitischer 
Hinsicht zur Auswirkung kommt, nicht dem Beginn eines Atomzeitalters. 
Das beginnt schon mit der Überschrift. Sie lautet: ,,Arbeitswelt und Wohl
fahrt". Der Begriff „Wohlfahrt" ist zu abgegriffen .und antiquiert. Ich bin 
nicht der Auffassung, Genossinnen und Genossen, daß es ratsam ist, einen 
solchen Begriff zur Kennzeichnung unseres sozialistischen Wollens in 
bezug auf die Sozialpolitik zu verwenden, denn er übt keine Anziehungs
kraft aus, sondern er ist eher geeignet, die Menschen vor den Kopf zu 
stoßen. 
Weiter: Im Entwurf heißt es: ,,Die Sozialpolitik geht vom Arbeitsleben 
aus, gleichgültig, ob es sich um Arbeitende, um künftig Arbeitende oder 
nicht mehr Arbeitende handelt." Selbstverständlich besteht ein sehr enger 
Zusammenhang zwischen der Arbeitswelt und der Sozialpolitik. Wir 
werden immer diesen Zusammenhang betonen müssen und für unsere 
praktische Sozialpolitik daraus die entsprechenden Konsequenzen ziehen 
müssen. Wir geraten aber meines Erachtens auf einen falschen Weg, 
wenn wir die Arbeitswelt zum einzigen Ausgangspunkt des sozialpotliti
schen Handelns machen. Dadurch erschweren wir uns nämlich unser 
Handeln, beispielsweise für andere sozialpolitische Bereiche, wie fami
lienpolitik. Natürlich wollen die Verfasser des Grundentwurfs eine solche 
Begrenzung nicht. Sie sagen - und da muß ich wieder zitieren -: ,,Jeder 
Mensch in Not oder in Schwierigkeiten hat unabhängig von seiner 
Stellung im Arbeitsleben Anspruch auf Hilfe." Wenn aber an der Auf
fassung, das Arbeitsleben sei der Ausgangspunkt alles sozialpolitischen 
Handelns, festgehalten wird, kommt man zu einer bedenklichen Kon
struktion. So heißt es im Entwurf: ,,Soweit dafür" - für diese Hilfe -
„gesellschaftliche Maßnahmen notwendig sind, leistet diesen Beistand 
eine zur sozialistischen Sozialhilfe ausgestaltete Fürsorge." Kein Wort, 
daß die Fürsorge überflüssig gemacht werden solL Im Gegenteil, die zur 
Sozialhilfe ausgeweitete Fürsorge wird zu einer zweiten Säule neben der 
Sozialpolitik erweitert. Das führt meines Erachtens zu einem bedauer
lichen Dualismus und beeinträchtigt die Wirksamkeit unseres sozialpoli
tischen Handelns. (Beifall.) 
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Deshalb sage ich: Die' Grundlage einer sozialistischen Sozialpolitik darf 
nicht ein Teilbereich des menschlichen Lebens sein - und sei er noch· so 
wichtig, wie das Arbeitsleben -, sondern Grundlage der sozialistischen 
Sozialpolitik muß das Menschsein schlechthin sein. (Beifall.) 

Die Sozialpolitik hat die wirtschaftliche und die gesundheitliche Existenz 
des Menschen zu sichern und das Lebensrecht jedes Menschen zu ver
wirklichen. Das muß in unserem Grundsatzprogramm klarer und deut
licher gesagt werden. 

Und noch ein weiteres: Auch dort, wo der Entwurf die historisch~ Ent
wicklung anspricht, ist er in seiner Begründung meines Erachtens viel zu 
schwach. In keiner Weise wird der Entwurf der Bedeutung ·gerecht, die 
die sozialistische Bewegung seit den Anfängen ejner Sozialpolitik für die 
Gestaltung sozialpolitischer -Maßnahmen gehabt llat. Bei einem histori
schen Überblick muß ein klares Wort darüber gesagt werden, daß bis jetzt 
fast jede sozialpolitische Maßnahme auf Initiative oder auf Druck der 
Sozialisten zurückgeht. (Beifall.) 

In bezug auf die zukünftigen Aufgaben der Sozialpolitik beschränkt sich 
der Entwurf meines Erachtens auf zu allgemein gehaltene Bemerkungen, 
die sich auch in üblichen sozialkaritativen Abhandlungen finden könnten. 
Das, was über die wir t s c h a f t 1 ich e Sicherung gesagt wird, ist unzu
reichend und hat meines Erachtens keine politische Überzeugungskraft. 
Es muß klar .gesagt werden, daß nach unserer Auffassuqg jeder Mensch, 
ob er am Beginn oder Ende seines 'Lebens steht, ein Recht auf einen · 
Lebensbedarf hat, der dem Stand unserer Wirtschaft und Kultur ent
spricht. Das müssen wir den Menschen deutlich nahebringen (Beifall), 
denn erst wenn eine solche soziale Sicherung gewährleistet ist, ist Frei
heit, Würde und Lebensrecht _des Menschen gesichert. 

Etwas konkreter ist der Abschnitt bezüglich der G e s u n d h e i t s -
p o 1 i t i k. Er macht die Vorsorge zu einem wesentlichen Faktor. Der 
Ausbau der gesundheitlichen Vorsorge reicht aber, Genossinnen und Ge
nossen, für eine sozialistische Konzeption der Gesundheitspolitik nicht 
aus. Die Gesundheitspolitik in Deutschland befindet sich seit Jahren in 
einer schweren Krise. Es ist unwahr, wenn die Bundesregierung behauptet, 
das hinge mit bestimmten Gesetzen - Krankengeldzuschußgesetz oder 
dergleichen - zusammen. Die Spannungen zwischen Ärzten, Kranken
kassen und Krankenhäusern sind seit Jahren unerträglich und machen 
eine sinnvolle Gesundheitspolitik unmöglich. Sie beeinträchtigen deshalb 
die Gesundheit unseres Volkes. (Beifall.) 

In dieser Situation - Willi Richter hat es bei der Eröffnung des Partei
tages gesagt - fällt der· Bundesregierung nichts anderes ein, als eine 
Kostenbet_eiligung zu fordern um damit wesentliche Ausgaben auf Arbei
ter, Angestellte, Rentner und auch Ärzte abwälzen zu wollen. Darüber 
findet sich im Grundsatzprogramm kein Wort. Man mag vielleicht auch 
sagen, das sei eine Frage der Tagespolitik. Mag sein, aber es finden sich 
im Entwurf Formulierungen, die so ins Detail gehen und die dabei selbst
verständlich sind. Meines Erachtens hat ein Grundsatzprogramm nur 
dann eine Gestaltungskraft für die gesundheitspolitische Arbeit von heute 
und morgen, wenn klar gesagt wird: Für jeden Menschen muß das Lebens-
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recht in gesundheitlicher -Hinsicllt ohne jede Kostenbeteiligung und un
abhängig von seiner wirtschaftlichen Lage unbedingt gewährleistet wer
den. (Beifall.) 
Wir haben die Aufgabe - und das vermisse ich -, in einem Grund
satzprogramm nicht etwa nur Gedanken für eine Reform der Kranken
versicherung zu entwickeln, sondern unsere Vorstellung von einem 
deutschen Gesundheitsdienst klarzulegen, der keineswegs 
etwa das Beispiel des englischen Gesundheitsdienstes übernelup.en soll, 
der aber die internationalen Erfahrungen der letzten Jahre und Jahr
zel:mte berücksichtigen muß. Solch ein deutscher Gesundheitsdienst sollte 
erörtert werden, damit ein gesundheitliches Optimum für jeden Menschen 
auch in Deutschland gewährleistet ist und ein gleiches Lebensrecht für 
jeden Menschen Wirklichkeit wird. 
Nun, Genossinnen und Genossen, zum Schluß: Ich bin deshalb der Auf
fassung, daß der sozialpolitische Teil noch einer gründlichen Durcharbei
tung und Diskussion bedarf. Wir müssen eine sozialpolitische Konzeption 
herausstellen, die nicht nur den Erfordernissen unserer Zeit entspricht, 
sondern die gleichzeitig unser sozialpolitisches Wollen den Menschen ver
ständlich macht, denn nur auf diese Weise haben wir die Möglichkeit, 
das Vertrauen der Menschen zu gewinnen, und damit wird der Weg frei, 
unsere Vorstellungen über das Lebensrecht jedes Menschen zu verwirk
lichen. Unser Programm muß auch in sozialpolitischer Hinsicht ein Fanal 
für den Kampf um das Lebensrecht jedes Menschen werden. (Lebhafter 
Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort nimmt nunmehr Fritz Erler, 
Pforzheim. Ihm folgt G'enosse Lorenz Knorr, Frankfurt. - Das soll der 
letzte Redner vor der Mittagspause sein. - Ich bitte nun den Genossen 
Fritz Erler, das Wort zu nehmen. 

Fritz Er I er, Pforzheim: Liebe Genossinnen und Genossen! Wir be
handeln heute den Entwurf eines Grundsatzprogramms gewissermaßen 
nur in der ersten Lesung. Wir werden in der Partei also lange Zeit 
haben, um uns mit allen Fragen, die ein solches Programm aufwirft, 
auseinanderzusetzen. Ich würde es außerordentlich begrüßen, wenn der 
Parteitag dem Antrag entspräche, daß die Entscheidung über dieses· vor
liegende Werk nach dem Ergebnis einer reifen Diskussion in der Partei 
nicht etwa gefällt wird gleichzeitig mit einer völlig anderen Aufgabe, 
nämlich mit der Verabschiedung einer kurzen und klaren Wahlplatt
form im Jahre 1960. ('Lebhafter Beüall.) Das sind zwei Sachen, und die 
gehören auf zwei Parteitage. (Lebhafter Beifall.) 

Ich wünsche das deshalb, damit wir bei der Diskussion um die Wahl
plattform nicht immer wieder in die Versuchung gerat~, alle Fragen, 
die eigentlich ihren Standort an anderer Stelle finden müßten, da hinein
zubringen und umg_ekehrt. (Zustimmung.) 
Nun möchte ich nur zu einigen wenigen Punkten Bemerkungen machen, 
die anknüpfen an das, was im wesentlichen von Waldemar von Knoerin
gen und Carlo Schmid vorgetragen worden ist: Der Mensch hat es fertig-
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gebracht, die Naturkräfte in einem ziemlich erheblichen Ausmaß zu bän
digen. Die Aufgabe, die er noch nicht gelöst hat, ist, mit den von ihm 
selbst entfesselten technischen und gesellschaftlichen Kräften fertig zu 
werden. Das ist die Aufgabe. Krisen und Kriege sind keine Naturereig
nisse, die mit Naturgesetzlichkeit hingenommen werden müßten (Beifall), 
sondern sie sind-das Ergebnis des Versagens menschlichen Tuns. (Leb
hafter Beifall.) 

Deshalb sind es gerade die Sozialisten, die hier eingreifen müssen, weil 
es sich dabei nicht nur um das Versagen einiger weniger Individuen 
handelt, sondern weil es sich handelt um das Versagen der gesellschaft
lichen Institutionen, in denen die Menschen leben. 

Wir haben es hier zu einem Teil zu tun gehabt mit den Fesseln, die derr 
Menschen heute noch angelegt sind, die ihn hindern, sich in voller Frei
heit entfalten zu können. Ich möchte hier nicht sprechen zu den Fesseln, 
die aus wirtschaftlicher und politischer Macht entstanden si.pd. Darüber 
haben wir 1,ange geredet. Mich hat vielmehr besonders ein Problem inter
essiert: die F1esseln, die den menschlichen Gehirnen noch angelegt sind. 

Wir Wissen alle, daß selbstverständlich das Denken des Menschen und 
vor allen Dingen der vielen Menschen, die miteinander leben, nicht gelöst 
werden kann von dem Erbe, das sie mitbekommen haben durch die Jahr
hunderte und Jahrtausende und von dem, was andere IJJeben ihnen tun 
und denken. Eine jede Gesellschaft prägt das Denken ihrer Zeit. Niemand 
kann sich dem entziehen. Es wird immer einige geben, die mit einem 
größeren Ausmaß an Unabhängigkeit den gesellschaftlichen Kräften 
gegenüberstehen, die clas Denken auch dies eiIJJzelnen beeinflussen. Das ist 
uns bekannt. Handelte es sich aber früher nur um gewissermaßen un
bewußt von der Umwelt, von der Gesellschaft auf das einzelne Hirn ei~
wirkende Kräfte, so haben wir es heute mit viel mehr zu tun, nämlich 
mit der bewußten. Steuerung der Gehirne zu politischen Zwecken. 

Gewiß, Propaganda ist immer getrieben worden, in jeder Gesellschaft 
und zu jeder Zeit Sie ist an sich nichts Ehrenrühriges, Aber darum muß 
sie als solche auch erkennbar sein, damit man sich mit ihr auseinander
S'etzen kann. Das Schlimmste ist es, wenn das menschliche Gehirn mit 
bestimmten Methoden so gegängelt wird, daß eine Gegenwirkung nahezu 
ausgeschlossen ist. Ich bin im vergangenen Jahr an der amerikanischen 
Universität Princeton gewes.en und habe mir dort ein ganz unscheinbares 
Institut angesehen, das Perception Center. Da werden Versuche angestellt, 
wie man mit verhältnismäßig einfachen p_hysikalischen Apparaturen dem 
einzelnen Menschen Gegenstände vorführt, die er zu sehen glaubt, die es 
in Wahrheit aber gar nicht gibt, oder die mindestens nicht das sind, wofür 
er sie hält. Ich ging nachdenklich aus diesem Institut heraus und legte mir 
die Frage vor: Wenn man mit dieser Technik einmal anfängt, draußen 
andere Tatbestände als physikalische darzustellen, dann ist es doch da
mit auch möglich, im Bereich des gesellschaftlichen und politischen 
Lebens die Menschen Dinge sehen zu lassen, die es nicht gibt oder die 
Menschen Dinge da ganz anders sehen zu lassen, als sie in Wahrheit 
sind Da habe ich mir die Frage ganz ehrlich vorgelegt: Wieweit stimmt 
überhaupt das Bild, das wir von bestimmten Ländern, von bestimmten 
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Gesellschaften, von bestimmten politischen Kräften haben, mit der Wirk
lichkeit überein? Wie weit ist es nicht vorfabriziert durch Denkschablo
nen, denen wir erlegen sind? (Lebhafter Beifall.) 

Da. hat Waldemar von Knoeringen eingehakt und gesagt, das einzige 
Allheilmittel, das es gegen eine solche Verfälschung der Auffassungen 
vom wirklichen Sein der Dinge gibt, sei die Erziehung, die Bildung, und 
zwar nicht die Fachbildung und die Spezialisierung, sondern das Wissen 
um die politischen zusammenhänge, un,d ich gebe ihm recht: Gesicherte 
Demokratie wird es nur geben können, wenn alle zu staatsbürgerlichem 
Mittun aufgerufenen Menschen über das notwendige geistige Rüstzeug 
verfügen, um die Wirklichkeit in richtiger und nicht in verfälschter Weise 
erkennen zu können. 

Aber auch. um diese Erziehung durehsetzen zu können, bedarf es des not
wendigen Einflusses, den es erst' zu erringen gilt. Wenn diese Erziehung 
voll wirksam sein soll, muß sie eine Breitenerziehung sein. An dieser Stelle 
möchte ich mich auseinandersetzen mit einem anderen Phänomen, das 
immer wieder zu gewissen Krisenzeiten in der Gesellschaft auftaucht. 
Man sagt dann: ,,Die Menschen sind gar nicht soweit erziehbar, wie ihr 
glaubt. Deswegen sollte man sich" lieber darauf besclwänken, diejenigen 
zu erziehen, die das nachher schon besser können, die die anderen führen 
werden. Man· müßte aJ.so mehr Aufmerksamkeit konzentrieren auf die 
Bildung von Eliten." Dazu möchte ich mit allem Nachdruck sagen: 
Hinter diesem Schlagwort verbirgt sich nichts anderes als der Versuch, 
einen Teil, und zwar die Mehrheit des Volkes, zu Unmündigen zu stem
peln und für andere wiederum Vorrechte auch für die Zukunft in An
spruch zu nehmen und zu sichern. (Lebhafter, anhaltender Beifall.) 

Wir müssen daran festhalten: Es geht um die gleichen Startchancen 
für jedermann, und die Staatsbürger müssen gleiche und unverkürzte 
Rechte haben, aber da gibt es ein „Aber": Auch die Demokratie bedarf der 
Führung, das leugnen wir nicht. Der Unterschied zur Ideologie der Elite 
und der Notwendigkeit der Führung, wie wir sie sehen, besteht darin, 
daß nach unserer Auffassung an der Bestimmung der Führung alle teil
zunehmen haben, daß die Führung sich nicht gewissermaßen selbst beruft, 
weil sie sich für die Elite hält. (Lebhafter Beifall.) 

Das ist der Unterschied. 

Zum zweiten wissen wir, daß die Führung denen Rechenschaft schuldig 
ist, von denen sie gerufen worden ist. 

Zum dritten wissen wir, daß natürlich Führung nicht mehr Rechte, nicht 
Vorrechte einräumt, sondern vor allem wohl mehr Pflichten. Mancher, 
der in einem überschaubaren Bereich führt, hat das auch schon gelegent
lich zu seinem eigenen Leidwesen erfahren, aber das gehört nun einmal 
untrennbar mit dem Führen in einem bestimmten Bereich des gesell
schaftlichen Lebens zusammen. Die Führung soll Wege weisen, sie soll 
mitreißen, sie soll überzeugen; aber es ist nicht die Aufgabe der Führung 
- wie manche draußen glauben :-, die öffentliche Meinung mit Hilfe 
von technischen Mitteln, von denen ich eben gesprochen habe, zu mani
pulieren, an die Stelle des Arguments zu setzen das Überreden, den 
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modernen technischen Nürnberger Trichter. Nein, wir leben bereits weit
gehend in einem zustand, in dem hier in unserem Staat die Führt!ng 
nicht mehr zu überzeugen sucht, sondern die Gehirne umnebelt. Dann 
kommen wir dahin, daß die Menschen schließlich nur noch die Illusion 
der Freiheit haben, aber nicht mehr die Freiheit selbst, daß man zwar 
sagt: Du kannst :ziwar denken, was du willst, aber du kannst gar nicht 
mehr denken w o 11 e n , was, sich außerhalb der vorfabrizierten Denk
schablone vorfindet. Das ist ein Verhängnis, dem wir mit allen unseren 
Kräften entgegenwirken müssen. Dazu bietet die moderne Gesellschaft mit 
allen ihren fürchterlichen Gefahren andererseits auch große Möglich
keiten. Die Steigerung der Produktivität der menschlichen Arbeit wird zu 
weiterer Verkürzung der Arbeitszeit führen. Nutzen wir die Möglichkeit, 
jene Zeit zu verlängern, die den jungen Menschen zur Verfügung steht, 
bis sie ins Berufsleben hinausgehen! (Lebhafter Beüall.) 
Das neunte Schuljahr ist nicht nur eine Frage der Gesundheit der Jungen 
oder der Sozia,lpolitik, das ist auch eine Frage größerer staatsbürgerlicher 
Reüe im Interesse der Demokratie im ganzen. (Lebhafter Beifall.) 
Dann wollen wir noch einen Schritt weitergehen: Wenn Arbeitszeit ver
kürzt wird - nicht nur durch späteren Eintritt in das Berufsleben, 
sondern auch je Tag, je Woche und Jahr -, dann entstehen Pausen am 
Wochenende, Pausen im Jahr. Sie sollten genutzt werden, nicht, indem 
man die gewonnene Zeit „vertreibt", sondern indem das, was einmal das 
Vorrecht einer kleinen Minderheit war, nunmehr Allgemeingut wird: 
die schöpferische Muße. ,,Schöpferisch", sage ich. Uns kommt es darauf 
an, daß alle Menschen in den Stand gesetzt werden, teilzunehmen am 
Leben der Gemeinschaft, in die sie eingebettet sind, und zwar mit hell
wachem Bewußtsein. Aber auch darauf, daß sie gleichzeitig selbst wachsen 
und reifen, rundherum zu vollen Menschen werden, die das kulturelle 
Erbe von Jahrtausenden in sich aufnehmen, es hegen und auch mehren. 
Sozialismus - um ein altes Wort des 48er Johannes Scherr aufzugreüen, 
das wurde wohl diesen Parteitag noch deutlicher als in den vergangenen 
- ist für uns nie nur eine Frage des Lebensstandards oder der materiellen 
Errungenschaften; Sozialismus ist eben mehr als rationell betriebene 
Schafzucht. (Lebhafter, langanhaltender Beüall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Genossinnen und Genossen! Nach der Auf
fassung des Büros fehlt auch der schönsten Rede die letzte Vollendung, 
wenn man die Redezeit zu sehr überschreitet. (Beüall.) 

Der letzte Redner vor der Mittagspause ist der Genosse Lorenz Knorr, 
Frankfurt, er spricht für die „Falken". 

Lorenz K n o r r, Frankfurt: Genossinnen und Genos!!fn! Es sei mir ge
stattet, hier Gedanken vorzutragen, die die leitenden Kräfte in d& 
sozialistischen Jugend- und Erziehungsarbeit immer wieder bewegen. Ich 
beziehe mich dabei auf · die Resolution 205, die dem Parteitag vorliegt. 
Dort ist an einer Stelle gesagt, daß der Mensch im Kommunismus bewußt 
zum Objekt gemacht werde, während im Kapitalismus die Gefahr be
steht, daß er unbewußt in diese Objektsituation gleite. Ich möchte nicht 
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den Wahrheitsgehalt dieses Satzes bezweifeln. Ich möchte nur darauf 
hinweisen, daß er insofern ergänzungsbedürftig ist als der Mensch auch 
im Kapitalismus bewußt, planmäßig und gezielt in diese Objektsituation 
hineingedrängt und hineingepreßt wird. (Beifall.) 

Ganz gewiß ist es so, daß durch die Vergötzung des praktischen Materia
lismus in der Bundesrepublik eine passive Konsumentenhaltung entstan
den ist, die den Menschen mehr und mehr abdrängt von der Beschäftigung 
mit den politischen Dingen, ohne daß man zunächst sagen könnte, daß 
eine besondere Absicht dahinter stünde. Hier entsteht eine Haltung, die 
für uns insofern eine große Gefahr bedeutet, als die Menschen den Staat 
und die Organisationen als eine Melkkuh betrachten, aus der es möglichst 
viel herauszuholen gelte, aber nicht mehr als eine Aufgabe, der man sich 
dienend zu geben hätte. Aber auch in unseren Kreisen - seien wir ehr
lich - ist da und dort eine ähnliche Haltung vorhanden, weil man glaubt, 
man brauche sich nur in. den Fahrstuhl der Entwicklung zu setzen, und 
die Endstation würde dann schon der Sozialismus sein. Hier wird doch 
auch vergessen., daß wir jeden Tag neu daz:u aufgefordert sind, etwas zu 
tun, um unsere Ziele zu erreichen. 
Eine andere gefährliche Auswirkung dieser Situation bedrückt uns im 
Parteileben und im Jugendleben jeden Ta:g. Wir bemerken, daß durch die 
Oberwertung des Materiellen jeder, in dem die Bereitschaft zur ehren
amtllichen Tätigkeit noch lebendig ist, als ein dummer Trottel hingestellt 
wi•rd. 
Neben diesen unbewußten Maßnahmen sehe ich die Gefahr der gezielten 
Entpolitisierung. Als Sozialisten wissen wir, daß jede herrschende Macht, 
B1uch im Slpätk:apitalismus s1Jet.s zwei Instrumente gebraucht, um ihre 
Macht zu sicllern. Das erste Instrument ist das der bewaffneten Macht, 
und das zweite ist eine Ideologie der Verschl;eierung, der Versuch, die 
Menschen so zu entpolitisieren, daß die Herrschenden in ihrem Hand
werk möglichst wenig durch Kontrolle, durch waclles Mitarbeiten gestört 
sind. 
Es ist notwendig, etwas zur Presse zu sagen. Ich sage das vor allem des
halb, weil ich diese Auswirkungen. auf die jungen Menschen jeden Tag 
spüre. Diie Parole, die ein Verlag für x Zeitun,gen in Deurachfänd aus
gegeben hat, ,,Seid nett zueinander, beschäftigt euch möglichst wenig mit 
politischen Fragen", führt hinein in diese Entpolitisierung, über die wir 
dauernd klagen. Es nützt der Demokratie nichts, zu sagen: ,,Seid nett zu
einander"; die staatspolitischen Aufgaben gehen ein bißchen weiter. Wenn 
ich mir einige Illustrierte ansehe, diie von den jungen Menschen sehr 
stark verkonsumiert werden, dann meint man, die Intimitäten und die 
Perversitäten der Fürsten oder der ehemail..igen Herrscher wären das zen
trale Lebensproblem Deutschlands. Für die entscheidenden Probleme, vor 
denen wir stehen, ist in diesen Zei1schrüten ~ach kein Platz. (Beifall.) 

Ich möchte weiter die Frage aufwerfen: Welches Menschenbild muß bei 
jungen Menschen en1st.eh.en, die in einer ganz gewissen Presse jeden Tag 
,,Liebe" und „Mord" auf der ersten Seite finden. Wenn im Bundesparla
ment entscheidende Dinge zur Diskussion stehen, dann erscheint das in 
drei oder vier Zeilen. Muß denn bei diesen jungen Menschen nieht eine 
völlige Verkehrung der Wertordnung eintret-en, wenn sie tagtäglich mit . 
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diesen Sensationsüberschriften bombardiert werden? Hier genügt es nicht 
mit einer Lex Soraya, die man vor kurzer Zeit diskutiert hat, mit einem 
Verbomgesetz, etwas zu erreichen. Hier kann man nur an die· Verant-· 
wortung der Journalisten appellieren, daß sie den Menschen nicht nur 
Tatsachen vorzusetzen haben, sondern sie sollten die pädagogische Auf
gabe sehen, die auch ihnen gestellt ist. 

Manchmal hat man den Eindruck, daß der Großteil unserer Journalisten 
von einem liberalistischen Menschenbild ausgeht, das längst überholt ist, 
nämlich daß man voraussetzt, der Mensch würde die Kraft und die Fähig
keit haben, das Richtige aus diesem Schwall, der ihm hier angeboten 
wird, herauszusuchen. Dem ist leider nicht so! Wenn dem Menschen nicht 
zuerst die Urteilsfähigkeit gegeben wird, wie soll er sich dann in diesem 
ungeheueren Angebot zurechtfinden? 

Ein anderes Beispiel für diese gezielten Maßnahmen: Es müßte sich 
unter politisch denkenden Leuten herumgesprochen haben, daß Franco 
eine Demokratie zerstört hat. Unserer Wochenschau blieb es vorbehalten, 
dem deutschen Volk Franco als den Befreier des spanischen Volkes von 
der roten Gewaltherrschaft vorzustellen. Wer die Wochenschau zum 
1. Mai betrachtete, mußte den Eindruck gewinnen, daß der 1. Mai nur 
aus Militärparaden der Russen oder aus einer Adenauer-Rede bestand. 
Von den legitimen Erben des 1. Mai hat die Wochenschau fast nichts ge
bracht. (Beifall.) 

Das sind nur zwei kleine Beispiele, die stellvertretend für viele andere 
stehen könnten. Ich könnte auch die Frage stellen: Wie ist es denn mit 
einem Wahlkampf, in dem die Voraussetzungen jeder wirklichen Eii.t
scheidung planmäßig demontiert werden? Wir sagen, wenn wir von poli
tischer Bildung sprechen, zwei Dinge seien von entscheidender Bedeutung: 
eine ausreichende Tatsachenkenntnis und die Befähigung, diese Tatsachen 
zu beurteilen. Wie aber, wenn Tatsachen verdreht werden, wie aber, wenn 
planmäßig ganz bestimmte Dinge verschwiegen werden? Wie, wenn der 
Bundeskanzler sich nicht scheut, falsche Tatsachen ins Volk zu bringen, 
wie, Wenn man planmäßig darauf abzielt, die Denk- und Urteilsfähigkeit 
zu demontieren? Hier geraten wir in die Gefahr, daß, das moralische 
Recht, die freien Wahlen - in Anführungszeichen - im Osten zu ver
urteilen nicht mehr gegeben ist. Warum? Weil hier die freie Wahlent
scheidung doch schon in einem großen Maße aufgehoben v.ird. Fritz Erler 
hat einiges dazu gesagt. In dieser Vehemenz negativer Umwelteinflüsse 
(Glocke) haben wir heute als Gegentendenz politischie Bildungsarbeit zu 
betreiben. 

Ich möchte dazu sagen: Für einen Erwaichsenen ist es etwas einfacher, 
sich gegen negative Umweltseinflüsse zu immunisieren. Für die jungen 
Menschen, die diese Substanz noch nicht haben, ist es relativ schwer, 
etwas dagegen zu tun. 

Noch ein letztes Wort zur politischen Bildung: Die staatsbürgerliche Bil
dung, die heute an unseren Schulen gegeben wird, zielt meistens darauf 
ab, das Grundgesetz zu erklären. Das ist gut, das ist wichtig. Nur fehlt 
immer wieder die Konfrontierung der Aussage des Grundgesetzes. zur 
gesellschaftlichen Wirklichkeit. Das sind zwei ganz verschiedene Dinge . . 
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Erst wenn es in der staatspolitischen Bildung gelingt, diese Diskrepanz 
herauszuarbeiten, werden wir fähig sein, die Kräfte zu wecken, die not
wendig sind, um diese unzureichende Wirklichkeit an die Vorstellung 
von der Demokratie, die wir heute hier gehört haben, anzupassen. 

Die Selbstentfremdung unserer Zeit ist nicht mehr so einfach zu sehen 
wie vor hundert Jahren. Um so mehr ist es unsere Aufgabe, den Men
schen bewußt zu machen, welchen Einflüssen sie ausgesetzt sind. Um so 
mehr besteht die Aufgabe, eine echte Empörung zu wecken gegen diese 
Demontage demokratischen Bewußtseins. 

Ich danke für die Möglichkeit, hier sprechen zu dürfen. (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Wir wollen jetzt die Beratungen unter
brechen, in die Mittagspause eintreten, um 15 Uhr die Wahlen durch
führen und im Anschluß an die Wahlen die Diskussion fortsetzen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung: 13.12 Uhr.) 

NACHMITTAGSSITZUNG 

(Beginn: 15.00 Uhr.) 

Vorsitzender Dr. Alex Möller: Die Beratung ist wieder eröffnet. 

Genossinnen und Genossen! Wir haben nach der Beschlußfassung nun
mehr den Punkt 9 - Wahlen - vorzunehmen. Beim Punkt 9 ist dann 
auch der Antrag 207 zu erledigen, der auf Wunsch des Genossen Mattick 
zurückgestellt wurde, weil der Genosse Mattick die Befürchtung hatte, 
daß für die Wahl zum Parteivorstand nicht mehr Genossen vorgeschlagen 
werden, als es der zulässigen Festlegung entspricht. 

Wir haben einen Antrag des Parteivorstandes und des Parteiausschusses, 
und zwar iSt dieser Antrag in der Vorlage enthalten. Ich darf den Antrag 
verlesen. Er 1autet: 

,,Der Parteitag möge beschließen: 
Bei der Wahl der unbesoldeten Parteivorstandsmitglied.er sind Stimm
zettel, die mehr oder weniger als 25 Namen enthalten, ungültig." 

"Es besteht wohl Übereinstimmung, daß wir die Zahl „25" nunmehr durch 
n29" ersetzen, und zwar auf Grund der gestrigen Beschlußfassung. Ist der 
Parteitag der Meinung? (Zurufe.) 

Es muß also heißen: Bei der Wahl der übrigen Parteivorstandsmitglied.er 
sind Stimmzettel, die mehr oder weniger als 29 Namen enthalten, un
gültig. Denn in dieser Zahl der 29 zu wählenden Parteivorstandsmitglied.er 
sind unbesoldete und besoldete Mitglieder enthalten. 

27• SPD-Protokoll 419 



Ich darf aber doch der Sicherheit halber den Parteitag fragen, wer für 
diesen Antrag ist und bitte, die Stimmkarte zu erheben. - Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Das erstere war die Mehrheit. Der Antrag ist also 
angenommen. (Zurufe.) 

Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. 

Ich wiederhole, daß bei der Wahl der übrigen Parteivorstandsmitglieder 
Stimmzettel, die mehr oder weniger als 29 Namen enthalten, ungültig 
sind. Ich bitte also, sorgfältig zu zählen. 

Dann ist auf Grund der gestrigen Beschlußfassung so zu verfahren, daß 
im ersten Wahlgang der Vorsitzende, im zweiten Wahlgang die zwei stell
vertretenden Vorsitzenden, im dritten Wahlgang der Kassierer un4 im 
vierten Wahlgang die übrigen Mitglieder des Parteivorstandes zu wählen 
sind. Darüber besteht also auch Klarheit. 

Außerdem muß ich darauf aufmerksam machen, daß das Statut nach wie 
vor vorschr.eibt, daß dem Parteivorstand vier Frauen angehören müssen. 
Es m ü s s e n also unter den 33 Mitgliedern des Parteivorstandes minde
stens 4 Genossinnen sein. 

Leider sind die Stimmzettel ·noch nicht eingegangen. Ich bedauere das, bin 
aber der Meinung, daß wir nunmehr so verfahren sollten, daß wir die 
Wahl des Parteivorsitzenden vornehmen. Es kann ja jeder einen Zettel 
nehmen und den Namen daraufschreiben, damit wir keine unnötige Ver
zögerung erleiden. (Zuruf: Geht nicht!) 

Geht nicht? Warum nicht? Aber Genossinnen und Genossen! Ich persön
lich wäre der Meinung, daß es ridltig gewesen wäre, jetzt die Wahl des 
Parteivorsitzenden vorzunehmen, auszuzählen, und dann in einem 
weiteren Wahlgang die beiden Stellvertreter und den Schatzmeister zu 
wählen, dann auszuzählen und die übrigen Mitglieder des Parteivorstandes 
und der Kontrollkommission zu wählen. (Beifall. - Zurufe.) 

Selbstverständlich. Es kann ja gar nichts passieren. Wir haben ja die 
Delegiertenkarte. Für den ersten Wahlgang ist der Kontrollabschnitt 1 
mit abzugeben. Das heißt also, wenn die Genossen der Mandatsprüfungs
kommission die Stimmzettel einsammeln, dann ist die Delegiertenkarte 
vorzuzeigen, und der Abschnitt 1 wäre bei diesem ersten Wahlgang ab
zugeben. Ist der Parteitag der Meinung, daß wir so ver.fahren können, 
daß wir jetzt also die Wahl des Part_eivorsitzenden vornehmen? {Zustim
mung und Widerspruch.) 

Also warten wir, bis wir die Stimmzettel bekommen. 

Genosse Busch hat sich zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet. 

Arthur B u s c h , Hamburg - zur Geschäftsordnung -: Genossinnen und 
Genossen! Zur Vereinfachung und zur Beschleunigung der Wahl schlage 
ich vor, daß wir den ersten Wahlgang, d. h. die namentliche Benennung 
des Parteivorsitzenden, so vornehmen, daß wir den Namen auf die Rück
seite der Nummer 1 schreiben. (Zustimmung und Widerspruch.) 
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Vorsitzender Dr. Alex Möller: Wir haben eben übereinstimmend fest
gestellt, daß wir die :fünf Minuten noch wanen wollen. Es ist auch der 
Vorschlag gemacht Wl>I'de.n, mit der Diskussion fortzufahren. Das halte 
ich aber nicht für gut. Wir sollten ruhig fünf Minuten Pause machen. 

(Pause.) 

Genossinnen und Genossen! Ich schlage vor, die Diskussion nun doch 
wieder aufzunehmen. (Widerspruch.) 

' Ich habe den Eindruck, daß der Parteitag für Warten ist. (Zustimmung . ..:_ 
Zurufe: Pause!) 

Ich schlage vor, jetzt eine Pause von zehn Minuten einzulegen und uns 
nach dieser Zeit endgültig schlüssig zu werden. - Der Parteitag ist damit 
ein verstanden. 

(Pause.) 

Genossinnen und Genossen! Es wird jetzt der Stimmzettel für die Wahl 
des Parteivorsitzenden verteilt. Ich bitte die Delegierten, die Plät-ze einzu
nehmen~ ich bitte die Delegierten weiter, ihre Delegiertenkarte herauszu
suchen und den Kontrollabschnitt 1 mit dem Stimmzettel abzugeben. 

Wir _beginnen also mit der Wahlhandlung für die Wahl des Parteivor
sitzenden. Es liegb ein Vorschlag vor, nämlich der, Erich Ollenhauer 
wi.ederzuwählen. 

Genossinnen und Genossen! Es besteht wohl Klarheit darüber, daß dann, 
wenn der Stimmzettel so abgegeben wird, wie er ausgehändigt wurde, 
die Delegierten. damit bekunden, daß sie als Parteivorsitzenden Erich 
Ollenhauer wählen. 

Sind alle Stimmzettel abgegeben? (Zurufe: Nein!) 

Dann bitte ich, mit dem Einsammeln der Stimmzettel zu beginnen. Die 
Mandatsprüfungskommission muß selbstverständlich mit den Einsamm
lern zusammen einsammeln. 

Genossinnen und Genossen! Ich frage also, ob jeder seinen Stimmzettel 
abgegeben hat. (Zurufe: Nein!) 

Ich frage also jetzt: Hat jeder seinen Stimmzettel abgegeben? (Zurufe: 
Nein!) 

Ich denke, Genosse Frenzel, das wäre eingeteilt worden? Genosse Frenzel, 
ich bitte doch! Da hinten muß noch eingesammelt werden! (Frenzel: Bin 
dabei!) 

/ 

Sind jetzt alle Stimmzettel abgegeben? - Ich trage noch einmal: Sind 
jetzt alle Stimmzettel abgegeben? - Das ist also der Fall. Es sind alle 
Stimmzettel abgegeben. Damit ist die Wahlhandlung für den ersten Wahl
gang geschlossen. 

Während die Mandatsprüfungskommission das Ergebnis feststellt, schlage 
ich vor, daß nunmehr der Stimmzettel für den zweiten Wahlgang ausge
teilt wird. Ich bitte also, jetzt den Stimmzettel für den zweiten Wahlgang 
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auszuhändigen. Es ist dann der Abschnitt 2 der Delegiertenkarte abzu
geben. -

Genossinnen und Genossen! Ich stelle fest, daß auch der Stimmzettel für 
die Wahl des Schatzmeisters eingetroffen ist. (Bravo-Rufe und Beifall.) 
Das gibt mir den Mut, vorzuschlagen, daß wir in einem Wahlgang die 
beiden stellvertretenden Vorsitzenden und den Schatzmeister wählen, so 
daß also auch der weitere Stimmzettel für die Wahl des Schatzmeisters 
ausgegeben werden könnte. Ich stelle fest, daß der Parteitag mit diesem 
Vorschlag einverstanden ist. und bitte also, den Stimmzettel für die Wahl 
des Schatzmeisters auszuhändigen. Wenn wir die·beiden Stimmzettel ein
ziehen, genügt selbstverständlich der Abschnitt 2. Der Abschnitt 2 wird 
mit dem Stimmzettel für die Wahl der beiden stellvertretenden Vor
sitzenden und für die Wahl des SchatzIJleisters abgegeben. -

Bitte noch nicht einsammeln! 

Genossinnen und Genossen! Das Wahlergebnis wird festgestellt, aber 
einige Genossen der Mandatsprüfungskommission stehen jetzt für die 
zweite Wahlhandlung zur Verfügung. Ich mache also den Vorschlag, daß 
wir nun die beiden stellvertretenden Vorsitzenden und den Kassierer 
wählen. Einverstanden? (Zustimmung.) 

Dann bitte ich, die beiden Stimmzettel einzusammeln und den Kontroll
abschnitt abzugeben. 

Genossinnen und Genossen! Ich frage, ob alle Stimmzettel für die Wahl 
der beiden stellvertretenden Vorsitzenden und für die Wahl des Schatz
meisters abgegeben sind. (Allgemeine Zustimmung.) 

Alle Stimmzettel sind abgegeben. Dann ist diese Wahlhandlung geschlos
sen. Ich bitte, auszuzählen. 

Genossinnen und Genossen! Darf ich nun vorschlagen, daß wir mit der 
Diskussion wieder beginnen, bis ausgezählt ist? Dann müssen wir, wenn 
ausgezählt ist, die Stimmzettel verteilen, also die Stimmzettel für die 
Wahl der- übrigen Vorstandsmitglieder und der Kontrollkommission. Ich 
meine, diese Zeit sollten wir nutzen, denn es sind noch zwölf Redner für 
die Diskussion des Grundsatzprogramms vorgesehen. (Zustimmung.) 

Ich stelle also fest, daß der Parteitag damit einverstanden ist und habe 
nunmehr von folgendem Kenntnis zu geben: 

Als nächste Rednerin steht Helga Einsele auf der Rednerliste. Die Ge
nossin ist aber heiser geworden und hat darum gebeten, daß eine andere 
Genossin ihre Auffassung, die sie schrütlich fixiert hat, vorträgt. (Zu
stimmung.) 

Ist der Parteitag damit einverstanden? (Zustimmung.) 

Das ist der Fall. Dann also, bitte! - Es folgt dann der Genosse Zimmer
mann, Hannover. 
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Dr. Helga E i n s e I e, Frankfurt (Gretel Otta, Anlsbach, verliest die 
schriftlich vorliegenden Ausführungen): 

Genossen und Genossinnen! Weder im Entwurf zum Grundsatzprogramm 
noch in der Rede des Genossen Eichler heute morgen war viel die Rede 
von der Position der Frauen in der Sozialdemokratischen Partei. Ich 
meine, es müsse dringend auch zu diesem Fragenkomplex hier etwas 
gesagt werden. Gleich.zeitig verweise ich auf den Antrag 89, der noch 
einer eingehenderen Begründung bedarf. 

Genossen und Genossinnen! Es geht nicht an, daß in der SPD auch wei
terhin das Problem der politischen Position der Masse der Frauen in 
der Gegenwart so weitgehend unbeachtet bleibt, wie das bisher ge
schehen ist. 

Seit 1918 kranken in Deutschland - und nicht nur in Deutschland -
nahezu alle Wahlen an diesem Problem. Es ist aber entscheidend für 
-die Entwicklung der Frauen überhaupt u'nd gleichzeitig für die Obe~
windung des auch hier immer wieder erwähnten Turmes der 30 Prozent. 
Es muß versucht werden, es erschöpfender und grundsätzlicher als bis
her anzufassen. Es ist nicht möglich, daß man sieb auf dem nahezu in 
allen Organisationsstatuten befindlichen Satz ausru'ht: in allen Vertre
tungskörperschaften der Partei müssen soundsoviele Frauen sein. Mit 
einem solchen Satz ist im Grunde nichts gewonnen. Es geht auch nicht 
um die Verbesserung der wirtschaftlichen oder juristischen Lage der 
Frauen. So etwas gehört gewiß nicht in ein politisches Grundsatzpro
gramm hinein. Es geht ausschließlich darum, die Voraussetzungen zu 
schaffen für eine befriedigende politische Haltung der Masse der Frauen. 
Der Entwicklung ihres politischen Selbstbewußtseins steht die Tat
sache entgegen, daß die wirtschaftliche Abhängigkeit der meisten Frauen 
in viel höherem Maße, als das bei einem anderen Arbeitnehmer heute 
noch der Fall ist, eine ganz persönliche ist. Ihre wirtschaftliche Abhän
gigkeit von dem einzelnen Ehemann ist zwar oft unbewußt, wirkt sich 
daher aber immer stärker als eine geistige aus und erzeugt auch infolge 
einer entsprechenden Erziehung geradezu eine Abhängigkeit von einem 
männlichen Leitbild, manchmal sogar von einer Großvatervorstellung. 
(Heiterkeit.) 

Das aber verhindert oder erschwert die Entwicklung eines auf sich selbst 
gestellten Selbstbewußtseins, und hier liegen überwiegend die Wurzeln 
ihrer gegenwärtigen politischen Haltung, und es geht schließlich um die 
Befreiung der Frauen durch geeignete Hilfsmaßnahmen der Öffentlich
keit aus einem schier nicht endenden doppelten Arbeitstag in Beruf und 
Familie, der keine Kraft zu politischer Meinungs- und Bewußtseins
bildung, zur politischen Aktivität läßt. 

Ursprünglich meinten Männer und Frauen der SPD, mit einer grund
sätzlichen Anerkennung der Frau als eines gleichberechtigten Partners 
auf allen Lebensgebieten, die übrigens auch vielfach theoretisch geblie
ben ist, wäre das Problem der damals politisch noch ganz ungeschulten 
und selbständigen Frauen zu lösen. Schön wäre das gewesen. Doch die 
Entwicklung hat uns eines anderen belehren müssen. 
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Die Antragsteller des Antrags 89 stehen nicht etwa auf dem Stand
punkt, es bestünden grundsätzliche Strukturunterschiede und deshalb 
Aufgaben bei den beiden Geschlechtern. Die Antragsteller sehen ledig
lich, daß die soziale Ausgangsbasis für beide auch heute noch so ver
schieden ist, daß Maßnahmen zu ihrer Übe~ndung notwendig erschei
nen, will man nicht auf die dringend notwendige Mitarbeit der Frauen 
auch weiterhin verzichten. 

Aus der formalen Gleichberechtigung muß deshalb eine von wenigstens 
grundsätzlich ähnlichen Bedingungen her geformte Partnerschaft .im 
öffentlichen und politischen Leben werden. Das aber muß in grundsätz
lichen Formulierungen bewußt gemacht werden. Und deshalb gehört es 
in das Grundsatzprogramm der Partei und ist dort ebenso wichtig wie 
ein Familienprogramm und ähnliches. 

Im Entwurf zum österreichischen Parteiprogramm fanden sich entspre
chende Sätze, denen allerdings meines Erachtens die Grundsätzlichkeit 
und notwendige Klarheit fehlten. Wle sie heute in das endgültige Pro
gramm eingearbeitet sind, konnte ich bisher nicht feststellen. 

Es kommt also auf zwei Dinge zu Antrag 89 an: Er_stens, die grundsätz
liche Haltung der SPD in der Frauenfrage muß entsprechend den gegen
wärtigen Verhältnissen neu durchdacht werden, wobei alle bisherige 
Verwirklichung der Gleichberechtigung zum Ausgangspunkt genommen 
werden könne. Es müssen Richtlinien aufgestellt werden, wie aus der 
Masse der bisher lediglich formal gleichberechtigten Frauen durch eine 
wirkliche Herstellung ihrer Unabhängigkeit, auch in ihrer wirtschaft
lichen Stellung als Hausfrau und ähnliches, politisch aufgeschlossene, 
selbstbewußte, aktive Menschen werden können. 

zweitens müssen diese grundsätzlichen Richtlinien so klar und eindring
lich dargestellt werden, daß die Masse der Frauen - auch derer, die 
uns fernstehen - versteht, was sie für die Lösung ihrer ganz beson
deren Probleme von der SPD zu erwarten haben. 

Bedenkt, Genossen, daß es unser Ziel sein muß, auch die Frauen in den 
allgemeinen Prozeß der zunehmenden Befreiung von Abhängigkeit ein
zubeziehen, sie, die in der Vergangenheit besonders belastet und ab
hängig waren. Und bedenkt weiterhin, daß wir uns um die Öffnung 
der verschiedenen Türen um so weniger zu bemühen haben, je mehr 
es uns gelingt, an die Massen der soziologisch zu uns gehörenden Frauen 
heranzukommen. Dann werden wir m.iJ ihnen zusammen die parlamen
tarische Mehrheit erwerben können. 

Deshalb fordern wir den Einsatz eines AusschtJsses, eventuell im Zu
sammenhang mit der vom Genossen Nau gestern erwähnten soziologi
schen Forschungsstelle, der sich um Klärung und Formulierung der ent
sprechenden Thesen bemüht, sie zur allgemeinen Diskussion stellt und 
dann dem nächsten Parteitag zur Annahme vorlegt. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 e r : Das Wort hat der Genosse Zimmer
mann, Hannover; ihm folgt Blachstein, Hamburg. 
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He!nrich Zimmermann, Hannover: Genossinnen und Genossen! Ich 
möchte Ihr Augenmerk nach all den hohen Geistesflügen einmal auf ein 
ganz anderes Gebiet lenken. Mir war ein Stein vom Herzen gefallen, als 
am Ende seines Diskussionsbeitrags der Genosse Erler wenigstens ein 
Wort über das Gebiet, auf das ich das Augenmerk lenken möchte, sagte, 
wenn es auch nur in einem Bonmot war, daß der Sozialismus mehr als 
eine rationelle Hammelzucht sei. Aber ich muß feststellen, daß dies tat
sächlich das einzige Wort gewesen ist, was über die ganze Landwirt
schaftspolitik bisher auf diesem Parteitag gesprochen worden ist. (Beüall.) 
Es will mir scheinen, daß die ganz greifbaren realen Ergebnisse der 
Agrarpolitik unter anderem von dieser rationellen Hammelzucht - ein 
Hammelkotelett mit grünen Bohnen - uns erst physisch in die Lage ver
setzen, uns mit all den anderen Gebieten, ob Kulturpolitik und wie sie 
geartet sind, beschäftigen zu können. (Beifall.) 

Gleichzeitig habe ich die Aufgabe, den Antrag 218, der Ihnen inzwischen 
vorgelegt ist, mit meinen Ausführungen zu begründen. Der Antrag be
inhaltet, der Parteivorstand wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, 
daß bei der endgültigen Verabschiedung des Grundsatzprogramms die 
Grundsätze sozialdemokratischer Agrarpolitik in einem Kapitel Land
wirtschaft und Ernährung Erwähnung finden. (Beifall.) 

Tatsache ist nämlich, daß - man möge es nachlesen - in dem ganzen 
Grundsatzpi;ogramm auf der Seite 11 in der ersten Zeile vier Worte über 
die Landwirtschaft gesagt werden, daß nämlich in den Mittel- und Klein
betrieben der Landwirtschaft und des Gewerbes Millionen von selbstän
digen Unternehmern, das heißt Angehörige der Mittelschichten, arbeiten: 
Und der erste Satz des zweiten Abschnittes über Agrarpolitik im Jahr
buch der Partei von 1956/57 lautet: 

„Unverändert sah der Agrarpolitische Ausschuß seine erste Aufgabe 
im Ausbau der Grundsätze für eine sozialdemokratische Agrar
politik." 

Ich frage: Wo steht etwas von diesen erarbeiteten agrarpolitischen Grund
sätzen in diesem Programm? 

Ich hatte auf das Fehlen und auf den Mangel des Fehlens dieser Grund
sätze im Programm gestern den Genossen Eichler hingewiesen, Er meinte, 
es wäre wohl die Tatsache daran schuld, daß das Volumen des Gr:undsatz
programms an und für sich schon zu groß sei. Nun, ich will meinen, bei 
47 Seiten hätte eine oder anderthalb Seiten die Sache auch nicht wesentlich 
voluminöser gemacht. Und der eventuelle Hinweis, daß wir ja in unseren 
agrarpolitischen Richtlinien bzw. in dem Aktionsprogramm die Sache fest
gelegt hätten, genügt nicht. Es ist notwendig, daß diese Sache im Grund
satzprogramm Erwähnung findet, daß, wenn schon nicht angefügt, diese 
dort gefundenen Erkenntnisse und Grundsätze heute noch Geltung haben 
sollen. 

Als gestern der Genosse Deist seinen Vortrag über Wirtschaftspolitik 
anfing, hatte ich die Hoffnung, daß er davon sprechen würde, denn er hatte 
sich mit ei-ner schönen grünen Krawatte dekoriert (Heiterkeit), und ich 
hatte mir gesagt, beim Umbinden dieser Krawatte wird ihm wohl mor
gens der Seifensieder aufgegangen sein, daß er auch etwas über die 
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grüne Wirtschaft, über die Landwirtschaft, sagen müsse, Selbst wenn 
unsere sozialdemokratische Ansicht richtig ist, daß die Agrarpolitik nur 
als ein Teil der gesamten Wirtschaftspolitik anzusehen ist, wäre der 
eventuelle Einwand, das, was, über Wirtschaftspolitik im Grundsatzpro
gramm gesagt ist, träfe im großen und ganzen auch für die Agrarpolitik 
zu, falsch! Für die Landwirtschaft haben wir gänzlich andere Metho ... 
den und gänzlich andere Richtsätze anzusetzen und anzuwenden als 
wie für die Industrie. Zum Beispiel hat die Industrie alle die Schwie
rigkeiten und die Gefahren, die auf sie zugekommen waren durch die 
Montanunion u. dgl. fast überwunden bzw. ist sie dabei, sie zu überwin
den. Aber die Landwirtschaft steht noch vor den Gefahren, die auf sie 
zukommen, durch den Einschluß der deutschen Landwirtschaft in die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die daraus resultierende Agrar
union. Man sollte nicht meinen, daß diese Gefahren kleiner wären als 
bei der Industrie. Denken Sie an die Forderung der Übernahme der 
überseeischen Gebiete in die Europäische Wirtschaftsunion, an die dor
tigen miserablen sozialen Verhältnisse und die daraus resultierenden 
niedrigen Produktionskosten. Wie soll denn dann unsere Landwirtschaft 
im Wettbewerb bestehen können, wenn wir nicht rechtzeitig Vorsorge 
dafür treffen? - · 
Ein kleines Bild 'nur für die Vielschichtigkeit .und Vielseitigkeit der 
Probleme, die wir noch vor dem Einschluß unserer Landwirtschaft 'in 
diese Europäische Wirtschaftsgemeinschaft zu lösen haben, nur einen 
ganz kleinen Teil eines an und für sich riesigen Katalogs: die noch 
notwendige Mechanisierung, mit der die Landwirtschaft Jahrzehnte 
hinter der Industrie hinterherhinkt. Und das, was Genosse Eichler heute 
morgen sagte: Je größer die Technisierung, die Mechanisierung oder 
Automation ist, desto größer die Akkumulation des Finanzbedarfs. Also 
daraus resultierend die Forderung der billigen und verbilligten notwen
digen Kredite für die Durchführung dieser Mechanisierung, weiter die 
Strukturverbesserung, die Verkoppelung, um daraus resultierend eine 
rentable Wirtschaftsweise zu erreichen. 

Warum stellen wir diesen Antrag? Der Antrag wurde gestellt. auch von 
den Bezirken in Niedersachsen, Bezirken mit überwiegender Agrarstruk
tur. Ihm schlossen sich weitere Bezirke an, die eine ähnliche agrarische 
Struktur haben. Was wollen die Funktionäre dieser Bezirke, die diesen 
Antrag unterschrieben haben, draußen in der Arbeit für die schaffenden 
Leute auf dem Lande sagen, wenn ihnen entgegengehalten wird: Für 
uns kein Wort auf dem ganzen Parteitag, von uns keine Zeile in dem 
Grundsatzprogramm. Aus dieser psychologischen Notwendigkeit ist 
unser Antrag zu verstehen! Welche eminenten Erfolge hat zum Beispiel 
Hessen mit seiner Agrarpolitik, mit dem Bau der Dorfgemeinschafts
häuser gerade bei den Wahlen in den ländlichen Gebieten mit ausgespro
chen kleinbäuerlicher Struktur gehabt? Eine ganz ähnliche Struktur 
haben wir hier in unserem Gastlande, in Baden-Württemberg, und in 
Niedersachsen, in Schleswig-Holstein und noch anderswo. 

Deswegen unsere Bitte um Ihre Zustimmung zu diesem Antrag. Wir sind 
der Meinung, daß hier auf dem flachen !Lande das Menschenreservoir 
vorhanden ist, dem wir die Uberzeugung geben müssen: Wir treten für 
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ihre Interessen ein. Nur so können wir erwarten, daß sie uns aus dieser 
Überzeugung heraus auch ihre Stimme geben. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort hat Peter Blachstein, Hamburg. 
Ihm folgt Ludwig Metzger, Darmstadt. 

Peter B lachst ein, Hamburg: Genossinnen und Genossen! Ich möchte 
zu dem uns vorgelegten Entwurf zu einem Grundsatzprogramm einige 
Bemerkungen machen mit dem Wunsch, daß vielleicht bei der weiteren 
Diskussion und bei der Formulierung dieses Programms das eine oder 
andere davon Berücksichtigung finden kann. 

Mir scheint, daß dieser Entwurf zu allgemein gehalten ist, in seinem 
analytischen Teil nicht ausreicht, nicht konkret genug ist, nicht wirklich 
die Gesellschaft, die Wirtschaft und das ganze Leben unserer Zeit, das wir 
erfassen müssen, um zu den richtigen Schlüssen zu kommen, zusammen
getragen und formuliert hat. Ich sage das ohne Vorwurf gegen diejenigen, 
die diesen Entwurf erarbeitet haben, weil - das hat Genosse Stammer 
heute morgen bereits gesagt - die Zeit wahrscheinlich viel zu kurz war, 
um eine wirklich umfassende Antwort auf die Fragen unserer Zeit in 
einem sozialdemokratischen Grundsatzprogramm zu geben. Deswegen, 
meine ich, ist es gut, daß wir uns mit diesem Programm Zeit lassen wollen. 

Ich glaube, es pas,c;iert nichts, wenn w:ir uns einige Jahre Zeit lassen, d. h. 
solange, wie es notwendig ist, um die Dinge wirklich so gründlich zu be
handeln, daß sie wissenschaftlich haltbar werden, während ein schlechtes 
Grundsatzprogramm zu einer Fessel für die Partei werden könnte. (Seh:1, 
gut! und Beüall.) 

Lassen Sie midi. hier bitte einige Punkte nennen, von denen ich glaube, 
daß sie in einem Grundsatzprogramm beantwortet werden müßten: 

Wir haben heute eine Weltwirtschaftskonjunktur. Ich glaube, es han
delt sich um eine Rüstungs-Hochkonjunktur, die mit geringen Pausen 
nach dem Kriege fast ununterbrochen angehalten hat. Wir kennen die 
Krisentheorie von Marx ebenso wie den Krisen-Optimismus von Roepke 
und den modernen Schulen. Aber kann das für uns ausreichen? Müssen 
wir nicht heute wirklich fragen: Gibt es einen krisenfreien Kapitalismus? 
Ich glaube nicht, daß es ihn gibt. Wenn wir zu einer ernsten Analyse der 
westlichen Wirtschaft kommen, dann werden wir finden, daß die Kriegs
wirtschaft ein solch integraler Bestandteil geworden ist, daß bei Ausbruch 
des Friedens, etwa in den Vereinigten Staaten, bei einer wirklichen Ab-
rüstung solche Wirtschaftsprobleme auf dieses Land zukämen und damit 
auf die ganze westliche Welt, daß ich fürchte, daß auch von da her ein 
sehr ernster Widerstand gegen eine wirkliche Abrüstung die Politik 
heute bestimmt. (Beüall.) 

Ich glaube, wir müssen diese Frage beantworten: Die Überwindung der 
Krisen im Kapitalismus war einmal eine der entscheidenden Begründun
gen für die Notwendigkeit des Sozialismus. Wir müssen wissen, wo wir 
stehen und wie sich diese Wirtschaft entwickelt und welche Probleme mit 
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dieser Entwicklung in den nächsten Jahren und Jahrzehnten auf uns zu
kommen werden. 

Lassen sie mich eine zweite Frage nennen: Automation. Icp glaube, in 
einem Grundsatzprogramm, das - bescheiden gesagt - mindestens doch 
für ein Jahr oder zwei Jahrzehnte Bestand haben müßte, lesbar sein müßte, 
verwendbar sein müßte für unsere Politik, müßten wir doch versuchen, 
nicht nur allgemein etwas zu sagen, sondern zu erklären, was für die 
deutsche Wirtschaft in den nächsten Jahren und Jahrzehnten aus der 
Automation, aus der technischen -Entwicklung für Konsequenzen sich er
geben, Konsequenzen in der Wirtschaft, in der Bevölkerungsstruktur, im 
Bewußtsein der Menschen, die in der Produktion stecken, und andere. 

Ferner: Wir machen ein Grundsatzprogramm in einer _Zeit, ·in der immer 
stärker internationale Verflechtungen die Politik jedes Landes bestimmen. 
Ja, ich möchte fragen, ob es überhaupt richtig ist, ein nationales Grund
satzprogramm zu entwickeln. Die Österreicher haben den Anfang ge
macht, in dieser Zeit für nationale Parteien bestimmte Grundsatz
programme auszuarbeiten. Wir haben doch selbst zugestimmt, daß 
unsere Wirtschaft im Laufe von anderthalb Jahrzehnten zu einer 
europäischen entwickelt werden soll. Welche Konsequenzen wollen wir 
eigentlich aus solchen Beschlüssen für unsere Grundsatzpolitik ziehen? 
Und müßten wir sie nicht ziehen? Wäre es nicht notwendig, hier weit über 
den Rahmen eines nationalen Programms hinauszugehen und mindestens 
ein europäisches Programm - aber ich glaube, auch das reicht nicht-, 
ein Programm des internationalen Sozialismus zu erarbeiten? 

Ich glaube, daß es dazu notwendig wäre, z. B. auch zu der Frage, wie es 
mit der Krise in der modernen Wirtschaft st.eht oder mit den Auswirkun
gen der europäischen Wirtschaftszusammenarbeit auf Deutschland und 
Europa überhaupt, bei der Erarbeitung eines Grundsatzprogramms für 
die SPD, wie wir es nun vorgenommen ha\?en, mit den SozialisteJ;J. . ande
rer europäischer Länder, mit den Wissenschaftlern in Europa, mit den 
sozialistischen Wissenschaftlern selbst in Amerika und auch anderen 
zusammenzuarbeiten, um zu Resultaten zu kommen. Wir sollten hier 
keine Autarkie treiben. Es gibt in Skandinavien, es gibt in England und 
es gibt in Amerika so viele hervorragende, z. T. sozialistische, z. T. für uns 
interessante und wesentliche nichtsozialistische Wirtschaftstheoretiker, 
Politiker und andere, die wir mit heranziehen sollten bei dem Versuch, 
ein haltbares Grundsatzprogramm zu schaffen. 

Und eine weitere Frage: Wir wissen, die Russen haben Wasserstoffbom
ben, sie haben modernste Flugzeuge, und sie haben eine z. T. automati
sierte Industrie. Glauben wir denn, daß wir auf die Dauer mit Trak
taten mit dieser Wirtschaft fertig werden, daß wir mit der Ablehnung 
- so wie es hier richtig von Waldemar von Knoeringen gesagt wurde-, 
eines seelenlosen Mechanismus dort das Faktum des Bestehens dieser 
kommunistischen Wirtschaft in einem riesigen Teil der Welt mit einem 
ungeheur~n Menschenreservoir einfach übergehen können, indem wir es 
moralisch und ethisch ablehnen? Was wird denn aus dieser Welt, aus 
unserer Welt, wenn die Russen eines Tages - und ich kann mir denken, 
eines gar nicht fernen Tages - ihre Ideologie mit dem Strom billiger 



Waren in die asiatische Welt verbinden? Sozialisten in Deutschlal;ld und 
in Europa können an diesen Fragen nicht vorbeigehen und müssen selbst 
dazu Stellung nehmen und sich darüber klar werden, daß hier ohne Krieg 
eine ungeheure Gefahr und ein ungeheures Problem auf uns zukommt, 
das wir meistern müssen. Denn den Chinesen, den Asiaten und den 
Afrikanern wird es weniger auf unsere Ideologie ankommen als vielleicht 
auf- den Strom billiger Waren, die man flmen eines Tages anbieten wird. 
(Glockenzeichen.) Ich will das Glockenzeichen nicht überhören. Nur noch 
eine kurze Bemerkung: 

Wir haben die Aufgabe, in diesem Grundsatzprogramm eine sozialistische 
Perspektive zu entwickeln, nicht irgendeine Alternative zur heutigen 
reaktionären konservativen, die in unserem Land die herrschende und· 
beherrschende ist. Wir müssen es auch, weil wir einen Beitrag leisten 
könnten zur Entwicklung in den Oststaaten, bei der Jugend in den Staa
ten des Ostens, die z. T. auf uns scha_\.1t, was wi{ machen und was wir 
ihnen zu sagen haben, und die der Roepke sicher nicht in Bewegung 
setzen wird, die aber vielleicht der demokratische Sozialismus in der 
Richtung der Freiheit und der Menschenwürde bestärken könnte. Ich 
glaube, das ist die Aufgabe, die auch mit diesem Programm vor uns steht. 
Ich. würde nicb.t meinen, daß es eine altmodische Perspektive ist, sich zu 
einer Erfüllung der Sehnsucht der arbeitenden Menschen zu bekennen. 
Ich glaube, daß das sehr modern sein kann, heute aus dem Traum unse
rer Jugend in die Verwirklichung, in die Gegenwart hineinzustoßen. 
(Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat Ludwig Metzger, Darmstadt. 
Ihm folgt Werner Stein, Berlin. 

Ludwig Metzger, Darmstadt: Liebe Genossinnen und Genossen! Wenn 
man einmal den Widerhall auf unserem Parteitag prüft, dann kann man 
die verschiedensten Auffassungen lesen und hören. Da gibt es welche, 
die sind der Meinung, daß dieser Parteitag zeige, daß die SPD doch 
rückwärts gewendet sei. Andere meinen, ·sie sei aufgeschlossen und habe 
das auf diesem Parteitag zum Ausdruck gebracht, und auch in diesem 
Programmentwurf sei etwas davon zu spüren. Nun, ich glaube, man 
muß einmal einiges zur Klarheit sagen und vor allen Dingen zur Frage 
des Dogmas, die ja immer wieder behandelt wird. 

Ich bin der Meinung, daß wir Veranlassung haben, vom Dogma los
zukommen, wenn Dogma bedeutet, daß man von einer vorgefaßten 
Meinung her glaubt, die Wirklichkeit vergewaltigen zu können. Wir 
haben Veranlassung, von einer solcb.en dogmatischen Auffassung, sofern 
Sie vorhanden ist, loszukoinm~n. Ich glaube aber, wir haben auch Ver
anlassung, unseren Kritikern zu sagen: Wenn wir von einem Dogma 
loskommen, ist es nicht die Aufgabe, dann einem neuen Dogma anheim
zufallen. Denn es gibt eine ganze Reihe von Politikern und Journalisten, 
die der Meinung sind, die SPD sei dann modern, trage dann den An
forderungen der Neuzeit Rechnung, wenn sie sich, wie man sagt, vom 
Marxismus - und damit ist vielfach der Sozialismus gemeint - löse, 
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sich aber dann einen neuen Dogma verschreibt, etwa dem, wie es ja in 
einer sehr penetranten Weise von unserem Bundeswirtschaftsminister 
vertreten wird. Denn das, was er als Liberalismus bezeichnet, ist ja, 
ein viel härteres Dogma, als jemals ein marxistisches Dogma vertreten 
worden ist; zwar muß auch der Bundeswirtschaftsminister in der Praxis 
alle möglichen Konzessionen machen und keineswegs trägt er überall 
seinem Dogma Rechnung -. Es gibt also die Meinung, die Sozialdemo
kratische Partei solle sich von Vorstellungen der Vergangenheit frei
machen sich aber nach einer anderen Seite hin binden. Ich meine, unser 
Programmentwurf macht es deutlich, auch das, was hier gesagt worden 
ist, macht es deutlich: Wir wollen eine klare Richtung, aber so, daß wir 
immer frei sind, uns an der Wirklichkeit zu orientieren. 

Nun gibt es auch Leute, die der Meinung sind, sich an der Wirklichkeit 
zu orientieren, heiße, sich einfach den Wirklichkeiten seiner Umgebung 
mit allem, was damit zusammenhängt, zu unterwerfen, sie einfach zu 
akzeptieren. Das kommt ja auch in dem Grundsatz des „laisser aller -
laisser faire" zum Ausdruck. Ich glaube, die Sozialisten können die 
Wirklichkeit nur so sehen, daß sie versuchen, sie mit allem Ernst, mit 
aller Gewissenhaftigkeit und mit aller Wissenschaftlichkeit zu erkennen, 
aber sie auch zu gestalten. Es geht nicht darum, daß wir einfach das, 
was da ist, akzeptieren, das heißt also, damit im Grunde genommen 
zugleich auch die herrschende Schicht mit ihrer Ordnung zu akzeptierea, 
sondern es geht darum, die bestehende Ordnung gerecht umzugestalten. 

Wenn wir sagen, wir wollen Menschen erziehen, dann geben wir uns ja 
auch nicht einfach mit der Wirklichkeit des Menschen, der vor uns steht, 
zufrieden, sondern wir sind durchaus der Meinung, daß hier ein Gestal
tungsprozeß vor sich gehen muß. Ich glaube, so ist es auch mit den Ver
hältnissen, mit den wirtschaftlichen, mit den gesellschaftlichen, mit den 
politischen Verhältnissen. Eine sozialistische Partei kann sich mit delI)., 
was gegeben ist, was sich a:ls Wirklichkeit auf Grund eines historischen 
Prozesses ergeben hat, nicht zufriedengeben. Sie hat durchaus die Auf
gabe - und die Aufgabe hat sie aus ihrer Geschichte heraus -, diese 
Wirklichkeit zu gestalten. 

Wenn wir also versuchen, offen zu sein - und ich bin in der Tat der 
Meinung, wir haben die Veranlassung dazu -, dann bedeutet das nicht 
einfach, sich dem, was im Augenblick vorhanden ist, was herrschende 
Meinung ist, was herrschendes System ist, zu unterwerfen und damit 
die moderne Haltung zu bezeugen, die so oft von uns erwartet wird, son
dern das bedeutet, daß man die Wirklichkeit sieht, in bezug auf die Men
schen, in bezug auf die Verhältnisse, daß man aber auch dafür sorgt, 
daß diese Wirklichkeit eine Gestaltung erfährt, in der der Mensch leben 
und existieren kann, wie das hier oft genug dargelegt worden ist. 

Von daher gesehen, gibt es für uns viele Möglichkeiten und viele Auf
gaben, Gräben zuzuschütten. Davon ist ja in dem Programmentwurf an 
venschiedenen Stellen die Rede. Ich denke hier etwa an das Kapitel 
,,Sozialismus und Kirche". Der Genosse Merten hat vorhin dazu gespro
chen und dazu noch eine Reihe von Wünschen angemeldet. Man kann 
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wohl sagen, es kann hier vieles noch präziser und klarer gefaßt werden. 
Aber ich glaube, wir dürfen doch auch darauf hlnwei~n - w.i.r haben 
Veranlassung, das immer wieder zu tun -, daß sich gierade .hier wesent
liche Anderungen vollzogen haben, Anderungen, die nicht erst von heute 
sind. Es ist erstaunlich - wir haben diese Erfahrung immer wieder ge
macht -, wie wenig Menschen z. B. unser Aktionsprogramm kennen, wo 
ja auch bereits von diesen Dingen die Rede und u. a. gesagt ist, daß die 
Sozialdemokratische Partei keine Weltanschauungspartei ist Wir haben 
aus der Diskussion, die wir vor kurzem bei der Katholischen Akademie in 
München mit Vertretern der katholischen Konfession hatten, d.ie f.ür mich 
jedenfalls überraschende Erfahrung gemacht, daß ein katholischer Theo
loge daran Anstoß genommen hat, daß w:ir erklären, wir seien keine 
Weltan:schauungspartei;, Wir mußten ihm klar machen - und ich glaube, 
er hat davon nachher etwas verstanden -, daß diese These ja dem Be
streben entspringt, gerade aus dogmatischen Verfestigungen herauszu
kommen. Das bedeutet, daß wir nicht Weltanschauungspartei m dem 
Sinne sein wollen, daß wir Menschen - vor allem auch religiös, denn es 
steht ja unter der Rubrik „Kirche" -, so festlegen wollen, daß ihnen da
mit die Freiheit dhrer religiösen, ihrer weltanschaulichen, ihrer gewissens
mäßigen Entscheidung genommen wird. Das ist keine negative Feststel
lung, wenn wir sagen, daß wir keine Weltanschauungspartei sein wollen, 
sondern eine positive Feststellung. Ich glaube, das muß deutlich heraus
~tellt und auch draußen immer wieder in den Gesprächen, die wir zu 
führen haben - wir wollen und sollen sde führen - klargemacht 'ferden. 
Die SPD i.st keine Weltanschauungspartei, eine Gesinnungspartei. W,ir 
haben eine große Zahl von gemeinsamen Dingen, die uns auch gemeinsam 
tragen. Aber das schließt nicht aus, daß Menschen aus einer bestimmten 
religiösen Überzeugung ihrem Gewissen entsprechend handeln können, 
daß sie aus dieser Uberzeugung heraus und vielleicht gerade wegen dieser 
Uberzeugung in der Sozialdemokratischen Partei stehen und mit daran 
arbeiten, daß eine neue Gesellschaftsordnung, daß eine neue Wirklichkeit 
gestaltet wird, weil wir der Meinung sind, daß die Wirklichkeit, die sich 
uns anbietet, nicht so ist, daß sie in jeder Beziehung dem Menschen 
dienen kann. 

Deswegen ist das, was über die Frage „Sozialismus und Kirche" gesagt 
wurde, außerordentlich bedeutsam. Und wenn es heißt „deshalb haben 
längst v,iele Christen das Gestaltungsziel des demolrratischen Sozialismus 
aus christlicher Verantwortung bejaht und sind aktive Mitkämpfer in 
den Reihen der sozialistischen Bewegung geworden", so ist das eine Fest
stellung, die beinahe schon selbstvertändlich ist, die aber längst nicht von 
allen zur Kenntnis genommen wurde. Ich glaube, wir haben Veranlassung, 
immer wieder dafür zu sorgen, daß solche Feststellungen, daß solche Tat
sachen zur Kenntnis genommen werden. Teils sind sie nicht zur Kenntnis 
genommen worden, weil man sich nicht genügend mit den Fragen be
schäftigt hat - man erlebt das immer wieder in den Gesprächen mit 
kirchlichen Kreisen -, und teils sind sie auch bewußt nicht zur Kenntnis 
genommen worden und sind zum Teil s-ogar aus propagandistischen Grün
den bewußt ins Gegenteil verkehrt worden. 

Am Schluß ist im Programmentwurf die Rede davon: ,,Je mehr die Kirchen 
erkennen, daß diese Werte der Wesenskern des demokratischen Sozialls-
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mus sind, um so mehr wird der Graben eingeebnet, der sich zum Schaden 
den Menschheit 1JWischen ihnen (Kirche und Sozialdemokratie) aufgetan 
hat." Es geht in der Tat darum, Gräben einzuebnen, nicht nur an dieser, 
sondern auch an an.dereii St.eilen. Und darin wird skh unsere Offenheit 
z.eigen. Es geht aber nicht darum, vor Wirklichkeiten zu kapitulieren, die 
entstanden sind dureh Menschenwerk, oft durch menschlichen Egoismus, 
und die nicht das sind, was wir glauben, als eine gerechte Ordnung be
zeichnen zu müssen. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Das Wort hat Werner Stein, Berlin. 

Dr. Werner Stein, Berlin: Genossinnen und Genossen! Die Grundsatz
programme unserer Partei sind immer Höhepunkte der Parteigeschichte 
gewesen, und es wird nicht wenige unter uns geben, die das Gefühl 
haben, daß wir diesmal einen vielleicht etwas schlechten Start haben, 
einen neuen solchen Höhepunkt herbeizuführen. Hinsichtlich des Grund
satzprogrammes habe ich den Eindruck, daß dieser Parteitag dami~ zu 
früh kommt. Es wäre für einen Entwurf, der die Diskussion für die 
Folgezeit hätte wirklich leiten können, besser gewesen, wenn noch einige 
Zeit vergangen und manches uns vollständiger übergeben worden wäre, 
als es heute möglich ist. 
Wir ~sen, daß mehrere konkurrierende Gründe dafür vorhanden gewesen 
sind, diesen Parteitag möglichst früh anzusetzen, aber dadurch ist gerade 
das Grundsatzprogramm in Schwierigkeiten geraten. Wir alle haben den 
Eindruck, wenn wir der heutigen Diskussion gefolgt sind, daß von diesem 
Entwurf eines Grundsatzprogrammes zunächst einmal nicht viel mehr 
übrigbleiben wird als die Anregung zu einer Diskussion, die in der Folge
zeit geführt werden muß. Es geht darum, das Material, das mit dieser Dis
kussion und anderen Beiträgen sowie Anträgen hier geschaffen wird, nun
mehr erneut der Mitgliedschaft und den Parteigremien zu übergeben, um 
einen Entwurf, nach Möglichkeit einen endgültigen, für das Grundsatz
programm zu schaffen. 
Ich weise damit auf den 1. Absatz des Antrags 220 hin, der das fordert 
und der den Parteivorstand beauftragt, die Anträge und Anregungen zum 
neuen Grundsatzprogramm bald zusammenzufassen und zur Diskussion 
zu stellen, um damit anzudeuten, daß wir uns erst im Anfangsstadium 
dieser Diskussion befinden. 
Genossinnen und Genossen! Ich will nicht auf Einzelheiten, auf die ver
schiedenen Gebiete eingehen, aber es gibt einige ganz entscheidende for
male Mängel, die dieser Entwurf hat. Es ist hier schon an vielen konkreten 
Stellen ausgeführt worden, daß einiges, was· darinsteht, zu breit aus
geführt ist und andere Dinge überhaupt nicht darinstehen und fehlen. 
Und dann Genossinnen und Genossen, muß doch die Sprache eines Grund
satzprogrammes der Sozialdemokratischen Partei eine andere sein als 
in diesem Entwurf. Es ist heute schon einmal auf die Seite 24 hingewiesen 
worden. Um die sprachliche Unmöglichkeit dieses Entwurfs zu zeigen, die 
an manch.en S1lellen in Erscheinung tritt, darf ich. mit Erlaubnis des Präsi-
diums nur einen e~gen Satz vorlesen: · 
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„Dieser Staat soll ein Rechtsstaat sein. Seinem rechtlichen Wesen 
genügt nicht die formale Gesetzmäßigkeit und Berechenbarkeit seines 
Verhaltens, ·sondern es erfordert das innere Gerechtsein aller seiner 
.Äußerungen, die dem Menschen in seiner ges,chichtlich-gesellsciiaft
lichen Wirklichkeit als einem zur sittlichen Selbstbestimmung beru
fenen, personalen Eigensein angemessen sein müssen." 

Genossinnen und Genossen! Ich habe lange über den Satz nachgedacht 
und glaube ihn jetzt verstanden zu haben. Aber ein Grundsatzprogramm 
der Sozialdemokratischen P,artei muß so beschaffen sein, daß es von jedem 
Mitglied der Sozialdemokratischen Partei verstanden werden kann, ohn.e 
vorher Philosophie studiert zu haben. (Beifall.) 

Das ist nur ein Beispiel. In diesem Entwurf wimmelt es davon. Ich habe 
den Eindruck, daß hier Leute am Werke gewesen sind, die zum Teil - ich 
weiß gar nicht, wen ich hier speziell attackiere - ihre Klugheit zeigen 
wollten, während doch die Klugheit darin besteht, im Endresultat die Er
gebnisse der Klugheit auf den anderen zu übertragen, ohne daß er merkt, 
welche Mühe es gemacht hat, zu diesen Erkenntnissen zu kommen. (Bei
fall.) 

Ich glaube', daß hier ein gutes Vorbild, wenn auch kein erschöpfendes, 
das Grundsatzprogramm ist, das die Sozialistische Internationale 1951 ver
abschiedet hat. Dieses Grundsatzprogramm - ich darf vielleicht darauf 
hinweisen, nicht allen wird es gegenwärtig sein - ist abgedruckt in dem 
Buch „Sozialistische Dokumente", das uns an einem der ersten Tage 
auf die Tische gelegt worden ist. Es ist natürlich auch sonst verbreitet, 
und wer sich dafür interessieren will, möge es anhand dieses Materials 
noch einmal tun. Genossinnen und Genossen! Dieses Programm ist erstens 
einmal kurz und spricht eine klare, allgemeinverständliche Sprache. Ich 
glaube, in dieser Form etwa sollte auch unser Grundsatzprogramm auf
gebaut sein, und alle weiteren Einzelheiten sollten nach Möglichkeit dem 
Aktionsprogramm und den Wahlprogrammen überlassen werden. 

Aber es kommt noch etwas hinzu: Dieses Grundsatzprogramm der Sozia
listischen Internationale erinnert uns daran, daß wir "nicht ganz so be
sitzlos in programmatischer Hinsicht sind, wie wir vielleicht manchmal 
glauben. Wir _besitzen ja als Mitglieder in der Sozialistischen Inter~ 
nationale diese Grundlage, und ich glaube, es wäre ein sehr schöner Anlaß 
dieses Parteitages, der sich mit der Grundsatzdiskussion jetzt erneut be
faßt, dieses Programm zu ratifizieren, d. h., sich ausdrücklich auf den 
Boden dieses Programmes zu stellen. (Beifall.) 

Wir haben dem Genossen Andersen, der der Vorsitzende der Sozialistischen 
Internationale ist, begeistert zugestimmt, und immer· wieder finden wir 
begeisternde Worte, wenn es darum geht, die Sozialistische Internationale 
zu neuem Leben zu erwecken. Ich glaube, daß ein derartiges geistiges An
einanderrücken, wie es eine solche Ratifizierung dieser Grundsätze be
deuten würde, gerade in der heutigen Zeit, wo viele nationale Konflikte 
immer wieder die Sozialistische Internationale zu sprengen drohen, ein 
bedeutungsvoller Schritt wäre und uns gleichzeitig zeigen würde, in wel
chem Rahmen sich auch unser Grundsatzprogramm h,alten rnüßte. 
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Auch das steht als ziweiter Teil im Antrag 220, und ich möchte die Dele
gierten dieses Parteitages bitten, diesem Antrag in dieser doppelten Hin
sicht ihre Zustimmung zu geben: einmal als Vorbild für eigene Unter
nehmungen, zum anderen als Akt der internationalen Solidaritäti der ge
rade auf diesem Parteitag, glaube ich, einen guten Sinn haben würda 
(Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Genossinnen und Genossen! Ich schlage 
vor, nunmehr die Diskussion zu unterbrechen, die Wahlergebnisse zur 
Kenntnis zu nehmen und dann in den Wahlhandlungen fortzufahren. -
Ich stelle das Einverständnis des Parteitages damit fest. 

Im ersten Wahlgang haben wir die Wahl des Vorsitzenden der Sozial
demokratischen Partei Deutschlands vorgenommen. Stimmberechtigt 
waren 384 Delegierte. ·Es sind abgegeben worden 380 Stimmen. Erich 
Ollenhauer erhielt davon 3i19Stimmen. (Langanhailt.ender, lebhafter Beifall.) 
Carlo Schmid erhielt 14 Stimmen, Herbert Wehner 2 Stimmen. Neinstim
men wurden 45 abgegeben. 
Das Wahlergebnis der Wahl der beiden stellvertretenden Vorsitzenden: 
Stimmberechtigt waren 384 Delegierte. Es wurden 383 Stimmen abge
geben. Waldemar von Knoeringen.· erhielt 346 Stimmen, Herbert Wehner 
298 Stimmen, Carlo Schmid 7 Stimmen, Erler 1 Stimme. Neinstimmen 
\Vlll"den 7 abgegeben. 

Die Wahl des Schatzmeisters hatte folgendes Ergebnis: Stimmberechtigte 
Delegierte: 384, abgegebene Stimmen: 383: Der Genosse Alfred Nau erhielt 
271 Stimmen, Herbert Wehner 1 Stimme. (Heiterkeit.) Neinstimmen waren 
es 111. 
Genossinnen und Genossen! Legitimiert durch das Vertrauen des Partei
tages übernimmt Erieh Ollenhauer erneut das Amt des Vorsitzenden. 
(Langanhaltender, lebhafter Beifall.) 
Wir alle wollen ihm helfen~ daß seine Arbeit erfolgreich sein wird. Der 
Beifall des Parteitages zu dieser Wahl beweist, daß der Parteitag diesen 
Wunsch eindrucksvoll unterstreichen möchte. Das ist aber auch unzweifel
haft der Wunsch aller Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands. 
Erich Ollenhauer zur Seite stehen nunmehr Waldemar von Knoeringen 
und Herbert Wehner. (Langanhaltender, lebhafter Beifall.) 

Wir entbieten ihnen herzliche Glückwünsche und sind zutiefst davon über
zeugt, daß beide das Vertrauen rechtfertigen, das diese Wahl dokumen
tiert hat. 

Das Wort hat nunmehr Erich Ollenhauer. (Lebhafter Beifall.) 

Erich O 11 e n haue r: Genossinnen und Genossen! Liebe Freunde! Ich 
möchte. hier nur meinen herzlichsten Dank fÜ.r diese Wahl zum Aus
druck bringen. Ich sehe in dem Wahlergebnis - vor allem auch nach den 
Diskussionen und Auseinandersetzungen, die wir natürlicherweise gehabt 
haben - einen so starken Beweis des Vertrauens, daß ich dem ganzen 
Parteitag aus tiefem Herzen danke. {Lebhafter Beifall.) 
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Ich verspreche allen Delegierten und allen Mitgliedern der Sozialdemo
kratischen Partei Deutschlands, daß ich - gestützt auf dieses Vertrauen 
und in enger Zusammenarbeit mit unseren beiden neuen stellvertretenden 
Vorsitzenden, Waldemar von Knoeringen und Herbert Wehner, sowie mit 
Alfred Nau - den Versuch unternehmen werde, das zu tun, was nötig ist, 
um das, was wir hier in diesen Tagen beraten und beschlossen haben, so in 
die Tat umzusetzen, daß. die Leistungsfähigkeit, die Anziehungskraft und 
'die Erfolgschancen der Sozialdemokratie in den nächsten Jahren steigen 
- bis zum Sieg der Sozialdemokratie. Herzlichen Dank! (Langanhaltender, 
lebhafter Beifall) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Das Wort hat Waldemar von Knoerin
gen. 

Waldemar v o n K n o e r i n g e n (mit starkem Beifall begrüßt): Ge
nossinnen und Genossen! Ich bedanke mich für das große Vertrauen, 
das diese Wahl ausdrückt. Ich weiß, was dieser Parteitag von seinen 
Vorsitzenden und vom neuen Parteivorstand erwartet. Ich kann hier 
nicht mehr tun, als Ihnen versprechen, daß ich der Partei meine ganze 
Kraft geben werde und daß ich meine Hauptaufgabe darin sehe, eine enge 
menschliche Beziehung zu allen herzustellen, die die schwere Verant
wortung für die Politik der Partei zu tragen haben, das heißt engste 
Freundschaft mit den Männern, die Sie heute in die Führung der Partei 
wählen. Ich danke Ihnen. (Starker, langanhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 e r : Das Wort hat jetzt Herbert Wehner. 
(Stärkster, langanhaltender und von immer erneuten Bravo-Rufen 
unterbrochener Beifall.) 

Herbert Wehne r: Liebe Genossinnen und Genossen! Erlaubt mir, bitte, 
nach dieser schlweren Wahl meinen Dank für das Vertrauen auszusprechen 
und Euch zu sagen, daß ich meine Kräfte nicht schonen werde, um der 
Partei zu helfen, die zusammenarbeitsfähige Mannschaft an ihrer Spitze 
zu haben, auf die sie sich verlassen kann. Und laßt mich andererseits Euch 
als die gewählten Vertreter der Partei bitten, mir bei der Erfüllung dieser 
Aufgabe zu helfen. Ich danke. (Starker, langanhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Ich spreche auch Alfred Nau den 
Glückwunsch des Parteitags zu der erfolgten Wahl als Schatzmeister 
der Partei a-us. Es ist ein schwieriges Amt, das Alfr~ Nau schon seit 
Jahren zum Nutzen der Partei verwaltet. Ich bin davon überzeugt, daß 
er es auch in der· kommenden Periode tun wird. Alfred Nau, herzlichen 
Glückwunsch! (Beifall.) 
Genossinnen und Genossen! Nachdem nunmehr auch die übrigen Stimm
zettel eingetroffen sind, können wir in der Wahlhandlung fortfahren. 
Wir haben nunmehr die übrigen Mitglieder des Parteivorstandes ' zu 
wählen. Ich bitte, die Stimmzettel auszuteilen, und ich schlage vor, nicht . 
nur die Wahl der übrigen Vorstandsmitglieder vorzunehmen, sondern 
in diesem Wahlgang auch die Wahl der Mitglieder der Kontrollkommis-
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sion vorzunehmen. Ich stelle fest, daß der Parteitag damit einverstanden 
ist. - Das Wort hat Genosse Frenzel. 

Alfred Frenz e 1: Genossinnen und Genossen! Es werden jetzt zunächst 
die weißen Stimmzettel und dann die blauen ausgeteilt. Die weißen werden 
zuerst mit dem Abschnitt 3 und die blauen nachher mit dern Abschnitt 4 
eingesammelt. Vorhin sind bereits zwei Abschnitte mit der Nr. 3 ab
gegeben worden. Die beiden Genossen sollen das, wenn die Listen ein
gesammelt werden, melden. 

Ich bitte aber um folgendes: Auf der Liste der Kontrollkommission ist 
auch mein Name vermerkt. Ich bitte, mich nicht zu wählen, sondern 
den Namen durchzustreichen. Es hat keinen Wert, daß, wenn nur neun 
Mandate zu besetzen sind, aus einem Land zwei Genossen auf der Liste 
stehen. Ich bitte deshalb, dem Genossen Herder die Stimme zu geben, 
die Sie ansonsten mir geben wollten. 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Genossinnen und Genossen! Es scheint 
notwendig zu sein, zur Klärung noch folgendes festzustellen: Wdr haben 
beschlossen, daß auf dem Stimmzettel für die Wahl der weiteren Vor
standsmitglieder 29 Namen stehen müssen. Ich würde vorschlagen, daß 
wir so verfahren, daß die GenOSiSinnen und Genossen die Namen strei
chen, die nach ihrer Auffassung nicht gewählt werden sollen. Ich glaube, 
das ist das einfachste Verfahren und erleichtert auch der Mandats
prüfungskommission das schwierige Amt des Auszählens. Ich würde also 
vorschlagen, daß wir so verfahren, daß die Namen der Genossinnen und 
Genossen gestrichen werden, die nach Auffassung des Delegderten nicht 
gewählt werden sollen. Es müßten dann noch 29 Namen auf dem Stimm
zettel stehen, wenn der Stimmzettel gültig sein soll. Ist das klar? - Das 
ist der Fall. 

Ebenso bitte ich bei der Wahl der Mitglieder der Kontrollkommissiion zu 
verfahren. 

Ich bitte, nun das Studium des Stimmzettels vorzunehmen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß auf dem Stimmzettel für die Wahl der 
Kontrollkommission vermerkt ist, daß insgesamt neun Mitglieder zu wäh
len sind. 

Hat jeder Delegierte einen Stimmzettel für die Wahl der übrigen Mit
glieder des Parteivorstands und für die Wahl der Mitglieder der Kontroll
kommission? 

- Das ist der Fall. 

Genossinnen und Genossen! Wenn die Stimmzettel abgegeben werden, ist 
gleichzeitig der Kontrollabschnitt Nr. 3 abzugeben. 

Kann mit dem Einsammeln begonnen werden? (Zurufe: Ja!) 

Das ist der Fall. Dann bitte ich, mit dem Einsammeln der Stimmzettel zu 
beginnen. 
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Darf ich fragen, ob die Stimmzettel eingesammelt und abgegeben sind? 
(Nein-Rufe.) 
Ich darf erneut fragen: Sdnd nunmehr alle Stimmzettel abgegeben? (Zu
stimmung.) 
- Das ist der Fall. Dann ist die Wahlhandlung ge.gch]ossen. -

Es besteht beim Genossen Frenzel der Wunsch, daß noch vier Delegierte 
die Arbeit der Mandatsprüfungskonunission, also des Auszählens, mit 
übernehmen, damit die Genossen schneller fertig werden. Ich bitte also, 
noch vier Genossen zu benennen. (Zurufe: Scharhag!) 

Also: Scharhag, Bezirk Pfalz, ist einer. (Zurufe.) 

Ich bitte um weitere Vorschläge. (Zurufe.) 

Ich nehme also an, daß der Parteitig damit t;inverstanden ist, daß wir 
noch drei Delegierte bitten, die Arbeit zu unterstützen; insgesamt also 
vier. - Das ist der Fall. Das werden w'ir also machen. 

Dann können wir jetzt in der Diskussion fortfahren. - Das Wort hat 
Karl Hauff, Stuttgart. Ihm folgt Jansen, Lippstadt. 

-Karl Hauff, Stuttgart: Genossinnen und Genossen! Beim Studium des 
uns vorliegenden Grundsatzprogrammes habe ich mir auch die Mühe ge
macht, noch einmal die Grundsatzreferate, die auf dem Parteitag in 
München von unseren Genossen Carlo Schmid und Willy Brandt zu der 
zweiten industriellen Revolution gehalten worden sind, zu lesen. Ich habe 
einiges gegenübergestellt, und icll habe daru nun doch einige konkrete 
Fragen, weil ich nämlich das, was uns in München als Grundsatzreferate 
vorgetragen worden ist und das, was heute :in unserem Grundsatzpro
gramm enthalten ist, nicht ,,in einen Guß bringen" kann . .. 
Der Genosse Carlo Schmid und der Genosse Brandt haben uns eine Zu
kunft aufgezeichnet, in der die Automation auch ,bei uns in der Bundes
republik einfach eine Notwendigkeit sei, der wir uns nicht verschließen 
könnten. Sie haben uns aufgezeigt - was jedem einzelnen von uns auch 
durch die Presse bekannt ist -, daß di.e Automation in der Sowjet
union von der Staatsregierung besonders gefördert wird, und wir kennen 
die Automation in den USA und wissen also, daß wir in einem gigan
tischen Konkurrenzkampf stehen, dem wir uns nicht entziehen können. 

Wir wissen auch, daß wir uns, wenn wir unseren Lebensstandard erhöhen 
wollen, dieser technischen Entwicklung einfach nicht verschließen dürfen. 
Idl komme aus einem Großbetrieb und kann hier einiges aus der Praxis 
vortragen. Folgende Frage tritt hier besonders auf: Die ~utomation, die 
in der Zukunft in stärkerem Maße Wirklidlkeit wird, dürfte doch in 
erster Linie für Großbetriebe und Betriebe, die diese Investitionen ·durch
führen können, in Frage kommen. 

In unseren Diskussionen, in den Referaten über das Wirtschaftsprogramm 
und in dem Grundsatzprogramm selbst ist immer wieder zum Ausdruck 
gebracht worden, daß sich die Sozialdemokratische Partei bemühe, d.e 

437 



kleinen und mittlleren Betriebe zu schützen. Ich wäre sehr dankbar, wenn 
man uns darüber etwas mehr sagen würde, wie man auf Grund dieser 
technischen Entwicklung, auf Grund dieser starken Konzentration einer 
Wirtschaftsmacht, die wir ja nicht aufhalten können, diese kleinen und 
mittleren Betriebe überhaupt noch erhalten kann. 

Unser Genosse Carlo Schmid hat in ganz besonderem Maße darauf hin
gewiesen: wenn der Lebensstandard in der Bundesrepublik erhöht wer
den soll und wenn wir den schweren internationalen ,Existenzkampf be
stehen wollen, dann müssen wir uns auch' dessen bewußt sein, daß die 
Typenvereinfachung in unserer Industrie einfach eine dringende Not
wendigkeit ist. Nun frage ich: Wie will denn bei dieser Entwicklung der 
kleine Betrieb in dem Maß und der Zahl, wie er heute besteht, über
haupt noch existieren können? Ich, wäre sehr dankbar, wenn uns hier
auf doch einmal eine konkrete Antwort gegeben würde. Zwn.indest 
ist es für die Zukunft in der Diskussion um dieses Grundsatzprogramm 
interessant, zu welchem Ergebnis wir dab~i kommen. 

Nun aber gestatten Sie mir, daß ich in diesem Zusammenhang noch eine 
andere Frage anschneide. Es ist die Frage der Sozialpolitik, ,die man im 
Grundsatzprogranun mit ganzen zwei Seiten mehr oder weniger „a1b
getan" hat. Ich halte dieses Problem für eines von sehr entscheidender 
Bedeutung. Ich habe Sie hier wiederum ,auf einige Dinge aufmerksam zu 
machen. Ich glaube, daß sich dieser Parteitag auch mit dieser Frage zu 
beschäftigen hat, und ich glaube, daß wir uns auch künftig in der Dis
kussion dieser Dinge anders annehmen müssen, als das in der Ver
gangenheit der Fall war. 

Gerade in dieser modernen industriellen !Entwicklung ist der Mensch doch 
in einer wesentlich gTößeren Gefahr, bei diesem gigantischen Arbeits
tempo seine Gesundheit mehr, als das je einmal vorher der Fall war, zu 
opfern. Was haben wir heute :ru verzeichnen? Es liegen einwandfreie 
Zahlen darüber vor, daß zwei Drittel der männlichen Arbeitnehmer nicht 
erst mit dem 65. Lebensjahr, sondern im Schnitt ,bereits zehn Jahre 
früher ihren Arbeitsplatz aufgeben müssen, weil ~e gesundheitlich nicht 
mehr in der Lage siqd, das Arbeitstempo durchzuhalten. Bei den Frauen 
sind es sogar vier Fünftel. 

Ich glaube, daß wir uns hier für die Zukunft - und wir ,schaffen ja 
hier eirr Grundsatzprogranun für die Zukunft - etwas klarer aussprechen 
müssen, was wir zu tun gedenken. Wir stellen doch fest, daß der Ver
brauch an Arbeitskraft mit der steigenden Modernisierung, mit der zu
nehmenden Rationalisierung immer stärker wird. Die Automation beginnt 
ja nicht auf einmal, und wir haben es auch in zehn Jahren noch nicht 
mit menschenleeren Fabriksälen zu tun. Wir haben aber bereits heute 
modernste Maschinen, die den Menschen mehr beanspruchen, und zwar 
in erster Linie seine Sinne und seine Nerven. Wir Sozialdemokraten 
ringen doch darum', daß der Mensch an den Kulturgütern seiner Nation 
teilhaben soll, daß er an der gesteigerten iProduktion teilhaben kann. 
Das alles aber hat doch nur dann einen Sinn, wenn dieser arbeitende 
Mensch auch seine Gesundheit bis zu seinem 65. Lebensjahr und darüber 
hinaus erhalten kann. Wenn die EntwicklUlllg, die wir heute mit 
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Schrecken feststellen müssen, in steigendem Maße weitergeht, dann muß 
man fragen, wo wir dann in zehn oder zwanzig Jahren stehen. Ist das 
nicht wirklich eine Frage von sehr entscheidender Bedeutung? 

Ich wäre geneigt, ge1'ade hier aui dem Gebiet der Sozialpolitik noch 
einige weitere Fragen an2ll.1Sprechen, denn ich habe das Gefühl, daß in 
unserer Partei nicht ernst genug um eine einheitliche Linie gerungen 
wird. Wir müssen uns in unseren Diskussionen mehr mit diesen Dingen 
beschäftigen, denn wir erleben es ja in den Betrieben, daß diese Ent
wicklung im Interesse des arbeitenden Menschen aufgehalten werden 
muß. 
Ich will mich über diese Frage nicht. noch weiter verbreiten, ich habe nur 
den Wunsch, daß wir uns in der Zukunft in der Partei mit dem Grund
satzprogramm, und zwar in allen Parteikreisen, mehr beschäftigen als mit 
dem Aktionsprogramm, das für die meisten Delegierten lediglich eine 
Lektüre darstellte, die man immer wieder von Zeit zu Zeit gelesen hat. 
(Zustimmung.) 
Wenn wir ernsthaft etwas auf die Füße stellen und wenn wir in die Aus
einandersetzung auch in den Betrieben treten wollen, dapn brauchen 
wir ein Handwerkszeug, ein etwas besseres als das, was wir hier vor
liegen haben. Das ist wohl nett zu lesen; aber mit dem Inhalt können 
wir nicht viel anfangen in einer echten Diskussion und Auseinanderset
zung. Ich glaube, daß wir sehr schnell an die praktische Arbeit gehen 
müssen auf den Ebenen der Parteikreise und in den Arbeitskreisen, und 
ich glaube, daß wir uns eingehend und ernsthaft damit beschäftigen müs
sen, wenn wir nicht wieder in die Nähe eines Wahlkampfes kommen 
wollen, ohne daß vorher echte Klarheit auf diesem besonderen Gebiet 
geschaffen ist. 

Ich danke. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Der nächste Redner ist der Genosse Jansen, 
Lippstadt; ihm folgt die Genossin Laufer, Würzburg. 

Wolfgang Jans e n, Lippstadt: Liebe Genossinnen und Genossen! Wenn 
man an die Gestaltung eines Parteiprogramms geht, dann sollte man 
nicht nur daran denken, einen Maßstab für die innere Orientierung der 
Partei zu schaffen, um etwa das zu verhindern, was wir im vergangenen 
Wahlkampf erlebt haben ,,.sollen", nämlich, daß draußen der Eindruck 
entsteht, als ob maßgebende Genossen unserer Partei nicht ganz einer 
Meinung seien - ich lasse das dahingestellt, ob das stimmt -, sondern 
dann sollten wir darüber hinaus auch die Wirkung eines solchen Partei
programms auf die Öffentlichkeit untersuchen und einkalkulieren. 

Ich stimme dem Genossen zu, der hier eben gesagt hat, ein solches Partei
programm müsse für jedes Mitglied unserer Partei lesenswert und lesens
möglich sein. Aber ich möchte noch weiter gehen: Denn ich erinnere mich 

_ an die Zeit, da ich selbst als junger Mensch ein Suchender war, als 
ich das Bedürfnis fühlte, mitzuhelfen am Aufbau eines demokratischen 
Staates, und als ich versuchte, zu ergründen, was denn nun die Parteien 
wollten. Und ich weiß, wfo schwer es für junge Menschen ist, deren Urteil 
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noch ungetrübt und noch nicht durch Vorurteile blockiert ist· ich weiß 
wie viele junge Menschen zu mir gekommen sind und mir ges;gt haben; 
Geben Sie uns doch einmal etwas in die Hand, sagen Sie uns, was Ihre 
Partei eigentlich will! Und da sollten wir nicht Hürden der Komplizie
rung aufrichten, sondern die freie Bahn der Klarheit schaffen. Die Frage 
ist, ob man das kann, ohne dieses Programm und seinen Inhalt zu ver
wässern. Ich wende mich ausdrücklich gegen eine Verwässerung; aber ich 
meine, wir sollten das Wort Klopstocks beherzigen, der da sagte, man 
solle denken, größer als der größte Geist, und sprechen, einfacher als der 
einfachste Mann. - Das alles kam mir in den Sinn, als ich die verwir
rende Vielfalt in der Analyse des Eingangskapitels dieses Programm fest
stellte. Die Sozialpsychologie - eine Wissenschaft, der wir uns nicht nur 
als Politiker, sondern insbesondere als Sozialdemokraten in einem be
sonderen Maße widmen sollten, wenn wir das verwirklichen wollen, was 
Waldemar von Knoeringen und Dr. Adolf Arndt gestern hier vor.getragen 
haben. - Die Sozialpsychologie also hat festgestellt, daß der Mensch 
einigermaßen hilflos vor der verwirrenden Vielfalt der Erscheinungen 
unserer Tage steht, daß er sich vereinsamt fühlt und daß er in seinem 
geistigen Ordnungsbedürfnis enttäuscht ist; denn jeder Mensch hat von 
Natur aus das Bestreben, die Dinge dieser Welt in ein Ordnungsschema 
zu bringen, und man wird ihn nur dann gewinnen, wenn man ihm diese 
Ordnungen aufzeigen kann. 

Dabei gibt es zwei Möglichkeiten: Die eine Möglichkeit ist die, einfach aus 
dem Gegenwartsbild alles herauszustreichen, was einem nicht paßt und 
auf diese Weise die Dinge zu vereinfachen. Das ist etwa die Methode: 
alles, was mir paßt, das ist christlich-abendländisch und kulturell, und 
alles, was mir nicht paßt, ist kommunistisch. Aber auf die Weise kommen 
wir nicht zu einem echten wahren Bild, sondern zu einer Verfälschung 
des Bildes. Es ist genau jenes verfälschte Bild, das Adenauer seinen 
Wählern - leider nicht ohne Er:~olg - anpreist. 

Hier ist etwas, was der Genosse Erler in dieser Diskussion angesprochen 
hat, bereits verwirklicht: daß nämlich mit dieser Methode, ein einfaches 
und geordnetes Weltbild zu schaffen, etwas vorgegaukelt wird, was gar 
nicht ist. Wir sollten uns darauf besinnen, daß wir selbst bessere Mög
lichkeiten haben, ja, daß es eine Tradition gibt. Sie geht in der Richtung, 
die Carlo Schmid hier angedeutet hat, als er sagte, daß man auf die 
Wurzeln zurückgehen müsse. 

Genossinnen und Genossen! Ober der Leistung eines Karl Marx in wis
senschaftlicher Hinsicht übersehen wir allzugern, wie hervorragend es 
ihm gelungen ist, auch aus der Vielfalt der Erscheinungen seiner Zeit, 
die wesentlichen Antriebskräfte herauszuholen und darzustellen und da
mit dem Menschen die Welt zu erklären. (Beifall.) 

Wir müssen dem Menschen das Gefühl wiedergeben, daß die Welt über
schaubar ist und daß sie geändert werden kann, und zwar nur mit uns 
und durch uns. Wir müssen ihn aus dieser Vereinsamung, von der ich 
sprach, herausführen. Auch dazu gibt uns unsere Partei ein Mittel, ein 
Mittel, das die Stärke unserer Partei ist - das Bewußtsein, daß wir alle, 
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wenn wir auch manchmal verschiedener Meinung sind und wenn wir auch 
manchmal lebhafte Diskussionen austragen, doch immer das Gefühl haben 
müssen, daß uns im letzten etwas tiefinnerlich vfrbindet. Jenes Wort, das 
Waldemar von Knoeringen gestern erneut zitierte, daß die Partei ein 
Stück geistiger Heimat ist, ist nicht nur eine Phrase, sondern für jeden 
einzelnen von uns lebendige Wirklichkeit. Diesen Geist sollten wir be
wahren. Denn wenn wir ihn verlieren, dann ist die Partei tot, und es 
hilft uns keine noch so gute Organisation mehr weiter! Wir sollten diesen 
Geist unserer Partei aber kultivieren und hinaustragen; über den Rah
men unserer Partei hinaus. Und da meine ich, hier müßten wir unser 
Programm auch noch etwas ergänzen. · 

Ich lese als ersten Satz im Kapitel ,,Grundwerte des demokratischen So-
zialismus": , 

„Der Sozialismus will eine Gesellschaft gestalten, in der die Würde 
des Menschen unantastbar ist und in der es· dem Menschen deshalb 
möglich und erlaubt ist, sein Leben in Freiheit verantwortlich zu 
führen und in Gemeinschaft mit anderen das politische, wirt5chaft
liche und kulturelle Leben zu formen." 

Sehen wir uns das genoo an: Da wird von dem Menschen als Einzel..: 
individuum ausgegangen, der das politische, kulturelle und wirtschaft
liche Leben gestaltet. Ich glaube, das ist etwas, was manch andere 
Partei auch konzipieren könnte. Das, was uns doch wesentlich ist, ist das 
Verantwortungsgefühl für un;;ere Mitmenschen, und das ist hier über
haupt nicht drin. Ich meine, wir müßten eine Gesellschaft gestalten, in 
der die Freiheit des einzelnen gebunden ist an das Verantwortungs
gefühl unserer Gefährten und Genossen, unserem Sozius, unserem Mit
menschen gegenüber. Nur eine solche Gesellschaft verdient den Namen 
und den Anspruch, eine sozialistische Gesellschaft zu sein. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Br au er : Das Wort nimmt die Genossin Gerda Laufer; 
der nächste Redner ist der Genosse Grunner, Berlin. 

Gerda Laufe r, Würzburg: Genossen und Genossinnen! Ich möchte auch 
einige kritische Worte zu dem Entwurf des Grundsatzprogramms sagen. 
In dem Abschnitt „Arbeitswelt und Wohlfahrt" ist ein Satz: 

,,Auch Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf Gesundheitshilfe." 

Ich glaube, daß diese Formulierung völlig falsch und nach meiner Mei
nung selbst für eine Diskussion unmöglich ist. Es kann nicht heißen „auch 
Kinder", sondern zuallererst einmal „Kinder", denn da beginnt der 
Mensch. (Beifall.) 

Der Mensch beginnt nicht erst dann, wenn seine Arbeitskraft in einen 
Wert für die Volkswirtschaft umgemünzt werden kann, sondern dann, 
wenn er geboren wird, und da muß auch die gesundheitliche Fürsorge und 
Vorsorge beginnen, und das war für uns Sozialdemokraten - glaube ich 
- immer eine Selbstverständlichkeit. Darum sollte man 'solche Sätze nicht 
ins Grundsatzprogramm him;inbringen. 
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Dann vermisse ich aber noch etwas: 
,,Die Gesundheit der Menschen muß im Rahmen des Möglichen be
wahrt und notfalls wiederhergestellt werden." 

Hier hätte ich den Wunsch, daß man auch an die Selbstverantwortung 
des Menschen in einem Grundsatzprogramm qer Sozialdemokratischen 
Partei appelliert. Nicht nur die Allgemeinheit, nicht nur das Schicksal ist 
verantwortlich für unsere Gesundheit, sondern auch wir sind v,erantwort
lich. Man sollte fordern, daß in der Belehrung, in der Aufklärung über 
das, was _ der Mensch selber tun soll und kann, um seine Gesundheit zu 
erhalten, mehr als bisher getan wird. Das wäre eine wichtige Sache und 
ein wichtig~ Satz für ein sozialdemokratisches Grundsatzprogramm, den 
Menschen·zu sagen, daß auch sie eine Verpflichtung haben, ihre Gesund
heit zu erhalten und zu bewahren. 

Vor kurzem haben die Gesundheitsabteilungen der Innenministerien der 
Länder - ich glaube sogar in Stuttgart - getagt und sich mit dieser 
Frage beschäftigt, daß man nämlich nicht nur bei Seuchen die Bevölke
rting darüber aufklären müsse, was sie tun müsse, um nicht krank zu 
werden, sondern immerwährend für alle Fragen unserer Gesundheit über
haupt. 
Nun komme ich zur Kulturpolitik „Allen Begabungen die gleiche Chance". 
Da ist im vorletzten Absatz über unsere Berufsschule ein nach meiner 
Meinung sehr einfacher und sehr kurzer Begriff: 

„Auch die Berufsschulen sollen nicht nur der fachlichen Bildung 
dienen." 

Das ist eine völlig unzulängliche Diskussionsgrundlage für diesen so wich
tigen Schulzweig für unsere Jugend. Durch unsere Berufsschulen gehen 
immerhin 80 bis 90 °/o unserer jungen Menschen und Kinder, und wir 
sollten uns ernsthafte Gedanken über die Gestaltung dieser Berufsschule 
machen. Wir brauchen nicht nur ein neuntes Schuljahr für die Volks
schule, wir brauchen auch mehr Stunden und mehr Zeit für unsere Be
rufsschulen. (Beifall.) 
Es sollten nach meiner Meinung auch die Unternehmerverbände begrei
fen, daß jede Stunde mehr, in der wir den jungen Menschen bilden, 
jede Stunde, in der wir ihn staatsbürgerlich erziehen und ihm bildungs
mäßig ein Niveau geben, auch dem BetrieJ:> zugute kommt. Man sollte 
sich nicht weigern, die Zeit für diesen so ungeheuer wichtigen Unterricht 
freizugeben. Es gibt heute in vielen Städten, in denen wir die Bürger
meister und Oberbürgermeister stellen, wunderbare Modelle des zwei
ten Bildungsweges in unseren Berufsschulen, die sehr empfehlenswert 
sind. Ich glaube, daß sich die Kommission, die das Programm zu Ende 
arbeitet, einmal mit den Männern aus der Kommune zusammensetzen 
sollte, um die Erkenntnisse aus dem Grundsatzprogramm zu verwirk
lichen. 

Dann noch einen Satz: 
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Liebe Genossen und Genossinnen! Diesen jungen Menschen geht es 
nicht nur um ihre soziale Lage. Ihnen geht es in allererster Linie um 
ihre Arbeitsmöglichkeit.en und um ihre Arbeitsbedingungen. Man kann 
von einer Forschung auf dem medizinischen Sektor heute ja gar nicht 
mehr sprechen. Jeder junge wissenschaftliche Assistent bringt eine 
Stundenzahl zusammen, die in einem krassen Gegensatz zu der Forde
rung steht, die wir für die Arbeitmrhmerschaft mit der 45- und 40-
Stunden-Woche erheben. 
Jede Arbeit, die sie für die Forschung leisten, geht auf Kosten ihrer 
eigenen Freizeit. Auch hierauf, zu den Arbeitsbedingungen dieser Men
schen, von denen wir viel erwarten, sollte in diesem Grundsatzprogramm, 
vielleicht in einem Satz, hingewiesen werden. 
Nun, Genossen und Genossinnen, noch etwas: Wir haben gestern mit 
einer großen Beglückung die beiden Referate der Genossen Arndt und 
Waldemar von Knoeringen gehört. Wir haben sie gehört, und wir soll
ten sie recht, recht oft lesen und nicht, wenn wir sie gedruckt haben, 
in die hinterste Ecke unseres Bücherschrankes st.ellen. 
Denn wir sollten in unserer Haltung untereinander und unseren Mit
menschen gegenüber sehr oft an das denken, was hier in einer so her
vorragenden Sprache gesagt worden ist. (Bei:fall.) 

Wir sollten aber auch fordern und verlangen, daß alle unsere Genos
sinnen und Genossen, ganz gleich, wo sie stehen, an der Verwirklichung 
dieser Grundsätze arbeiten. Wir sollten nicht, wie es bisher zu unserem 
großen Kummer und Schmerz meistens geschehen ist, wenn wir Kom
promisse schließen müssen - sei es wegen Regierungsbildung oder 
sonstigen Fragen - zuerst Abstriche an den Grundsätzen unserer Kul
turpolitik machen. (Sehr gut! - Beifall.) 
Wir sollten einmal begreifen lernen, daß wir nicht in der Lage sind, 
regieren zu können, wenn wir nicht die Menschen heranbilden, auch für 
die Zukunft, die in unserem Geiste denken lernen. Wir sind eine Partei, 
die sich so schwer durchsetzt, weil sie immer an den Verstand der 
Menschen appelliert. Deshalb sollte die Erziehungs- und Kulturpolitik 
unser ernstestes Anliegen sein. (Starker Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort nimmt Genosse Grunner, Berlin. 
Ihm folgt die Genossin Amalie Schneider, Essen. 

Dr. Josef G r u n n er , Berlin: Genossinnen und Genossen! Unser neuer 
stellvertretender Vorsitzender, Genosse von Knoeringen, hat in seinen 
Ausführungen einmal gemahnt, man soll manchmal in der Nacht auf
wachen und über das Schicksal der Partei nachdenken. Ich habe in einer 
Nacht das Grundsatzprogramm gelesen und beim Lesen einiger Stellen 
gefunden, daß man da kaum mehr einschlafen kann. Ein Grundsatzpro
gramm, Genossinnen und Genossen, soll doch über die Tagespolitik hin
aus in die Zukunft weisen. Dieser Entwurf aber bleibt in der Klein
krämerei der Tagespolitk hängen und verheddert sich in ihr. (Beifall.) 
Ich will gleich auf das Kapit.el „Wirtschaft und -Gesellschaft" - dieses 
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und auch das Kapitel „Rechts- und Staatspolitik" haben mir besonders 
den Schlaf geraubt - eingehen. 

Die Sozialisierung zum Beispiel: Wenn ich Sozialisierung sage, dann 
meine ich Sozialisierung und nicht Verstaatlichung und nicht Überfüh
rung von Betrieben von Privateigentum in Gemeineigentum; das ist noch 
lange keine Sozialisierung. Das SPÖ-Programm macht hier für die Funk
tionäre unserer Partei und für unsere Wähler eine wohltuende Unter
scheidung, deren Lektür-e ich jedem empfehle. Die Sozialisierung von 
Betrieben gehört vielleicht nicht - und da bin ich einverstanden mit 
.einigen Ausführungen auch des Genossen Deist und des Genossen Erler 
- in ein Wahlprogramm oder in ein Aktionsprogra:rrup., weil die gesell
schaftlichen Voraussetzungen dazu nicht vorhanden sind. Zu den gesell
schaftlichen Voraussetzungen der Sozialisierung gehört nämlich mehr 
als eine parlamentarische Mehrheit und der Beschluß eines Parlaments, 
daß einige Industrien verstaatlicht werden sollen. Darum aber gehört 
die Sozialisierung in ein Grundsatzprogramm, das in die Zukunft weist 
Und es gehört darin ausgeführt, welches die gesellschaftlichen Voraus
setzungen sind, um zu einer Sozialisierung zu kommen, damit auch die 
Genossen wissen und alle unsere Anhänger, in welcher Richtung man 
bestrebt sein muß, in der gegenwärtigen Gesellschaft die Voraussetzungen 
zu schaffen. 

Was aber wird hier anstelle einer solchen in die Zukunft weisenden 
Terminologie geboten? Ich zitiere einiges. Unter dem Kapitel "Aktive 
Wirtschaftspolitik" steht, daß die kapitalistische Wirtschaft ständig von 
Gefahr bedroht ist. Ich höre fast das Schluchzen des Autors heraus, daß 
sie von Gefahren bedroht ist. (Heiterkeit.) 

Aber, Genossinnen und Genossen: Wir sind ja nicht gegen diese Wirt
schaftsordnung und es geht ja nicht darum, daß wir eine andere Wirt
schaft gestalten wollen, eine, ,,die-der Gemeinschaft dient", wie oben ganz 
richtig steht, weil diese arme, bedauernswerte kapitalistische Wirtschaft von 
Gefahren bedroht ist, sondern darum, weil wir diese Wirtschaft bekämp
fen, weil wir ihre Prinzipien und ihre ungeheuren Auswirkungen hin
sichtlich der Beschränkung der Freiheit zutiefst verabscheuen. (Beifall.) 

_ Wer diesen tiefen Abscheu gegen die Prinzipien und Grundlagen und die 
Praxis der kapitalistischen Wirtschaft nur in Krisenzeiten hat, wenn 
auch ihn persönlich vielleicht bittere Not trifft, und diese tiefe Ab
scheu in Konjunkturzeiten vergißt, weil vorübergehend der allgemeine 
Lebensstandard gehoben ist, der ist nach meiner persönlichen Auffassung 
kein in die Zukunft denkender politischer Mensch, der ist ein Jammer
lappen von Opportunist. (Beifall.) 

Und so geht es hier weiter. Hier wird auf der Seite 26 dargestellt, welche 
Kräfte auf den Gang der Wirtschaft Einfluß haben. Da wird gesagt 
- welch eine großartige Erkenntnis für ein Grundsatzprogramm -, daß 
die Steuer- und die Sozialpolitik auf die Wirtschaft Einfluß haben, Geld
und Kreditpolitik und die Zoll- und die Handelspolitik, und daß die 
Tätigkeit der öffentlichen Hand im Verkehrswesen und beim Woh
nungsbau für den Gang der Wirtschaft von entscheidender Bedeutung 
ist. Und dann kommt ganz verschämt in die Ecke gestellt als letztes noch: 
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Rüstungsausgaben beeinflussen sie nicht weniger. Das mag• vielleicht im 
Wahlkampf und in der Auseinandersetzung mit Tagesfragen interessant 
und wichtig sein; es ist ja auch nicht falsch; aber in ein Grundsatz
programm gehört das nicht hinein. 

Und wenn da steht: Wer alle Möglichkeiten für eine freie Entwicklung 
der Wirtschaft ausschaltet ... dann frage ich: Gegen wen polemisiert die 
Stelle? Hat jemals jem.and von uns alle Möglichkeiten für eine freie Ent
wicklung der Wirtschaft ausschalten wollen? 

Ernst stimmt einen - und da gehe ich mit dem Programm und mit der 
Formulierung völlig einig~, wenn hier steht: ,,Der freiheitliche Staat muß 
der Wirtschaft und den in ihr tätigen Menschen soviel Freiheit geben 
als möglich." Das können wiJ; alle nur unterstreichen, und das muß auch 
in der endgültigen Fassung wiederkommen. Denn, Genossinnen und Ge
nossen: Es wird auch in einer sozialistischen Gesellschaft ein Problem 
sein, mit dem man sich täglich wird auseinandersetzen müssen, wie der 
gewisse Zwang, der nun einmal mit einer Planwirtschaft verbunden ist, 
in Übereinstimmung zu bringen ist und gebracht werden muß mit un
seren unabdingbaren Forderungen von der Freiheit des Individuums. 
Dieses Thema, dieses Problem wird immer anstehen, und es wird immer 
neue Formen geben um die Auseinandersetzung darum. 

Ich möchte nicht viel weiter zitieren. In ein~ kurzen Redezeit kann man 
nicht das ganze Programm kritisieren. Ich hätte sehr viel dazu zu sagen. 
Auch hier wird immer die öffentliche Kontrolle verlangt „wegen der 
Gefahr des Mißbrauchs". Ja, um Go~ willen: Nicht wegen der Gefahr 
des Mißbrauchs in der kapitalistischen Gesellschaft, sondern wegen des 
vorhandenen Mißbrauchs. (Beifall,) 

Die Gefahr des Mißbrauchs gibt es doch gar nicht mehr. Wir sind doch 
mitten drin im Mißbrauch durch dirigistische und dirigierte und mono
polisierte und den freien Wettbewerb abschaffende Methoden in dieser 
Wirtschaft, die ja alles andere ist als eine freie Wirtschaft. 

Alle diese Formulierungen müssen viel klarer sein, als sie es hier sind. 
überhaupt muß ein Grundsatzprogramm kühn formuliert werden, um hin
zureißen und mitzureißen. Aber dieser Entwurf ist an entscheidenden 
Stellen ein jämmerlicher Versuch, mit der Terminologie und Ideologie 
einer uns feindlichen politisch-bürgerlichen Welt Kompromisse zu schlie
ßen, der mißlingen muß. (Beifall.) 

Es wird immer - auch in der Diskussion - eine moderne Sprache ver
langt. Hier ist ein Beispiel dafür, daß jeder Versuch, die Sprache der 
Agitation zu modernisieren, scheitern muß, wenn man in der Sache nicht 
klar ist. Ein Beispiel für die moderne Sprache: Nehmt doch unsere Außen
politik. Das ist ein ganz modernes Kapitel, das hat es zu Marxens Zeiten 
gar nicht gegeben, diese Problemstellung der Außenpolitik, auch nicht 
vor 50 Jahren, auch nicht vor 20 Jahren, auch nicht vor 10 Jahren. Hier 
habt Ihr ein ganz modernes Kapitel, in dem eine ganz moderne Sprache 
gebraucht wird. (Glockenzeichen.) 
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- Eine Minute habe ich noch! - Und wie abstrakt und wie unverständ
lich sind oft Agitatoren unserer Partei gerade in der Außenpolitik. An 
der Sprache liegt es nicht allein. Wir müssen uns nämlich daran erinnern, 
daß- es in der Nazizeit begonnen hat und von den Bürgerlichen fort
gesetzt wurde, dieses systematische Diffamieren des politischen Wort
schatzes der Sozialisten, und auf der anderen Seite jenseits des Branden
burger Tores und der Elbe dieser Mißbrauch mit unserer Terminologie. 
Wer sich in diesem schwwrigen Klima, in dieser schwierigen Atmosphäre 
nicht ernster mit dem Problem befaßt, sondern nur weich wird und diese 
Diffamierung unserer Sprache mitmacht, der erweist uns keinen Dienst. 

Ich möchte also zum Entwurf sagen: Die Absicht ist loblich, der Wille ist 
anerkennenswert, doch der erste Versuch scheint mir nicht zu genügen. 
Nun müssen wir, die wir darüber diskutieren, die wir da etwas auszuset
zen haben, positive Änderungsvorschläge bringen. Vielleicht wird doch 
noch etwas daraus. Man soll die Hoffnung nicht aufgeben. 
Zum Schluß eine Bitte an diEj Spitzenfunktionäre und an die besonders 
herausgestellten Repräsentanten unserer Bewegung: Neben den wichtigen 
und notwendigen und in Radio, Fernsehen und weiß Gott wo verbreite
ten Reden von Spitzenfunktionären ist notwendig das Gespräch mit dem 
einzelnen Menschen, das Werben um den einzelnen im Zwiegespräch auf 
der Straße, auf dem Arbeitsplatz, im Büro, auf dem Markt oder meinet
wegen im Gasthaus. Dieses 2;wiegespräch mit dem einzelnen, dieses Rin
gen mit dem einzelnen muß in unserer Partei immer noch der kleine 
Funktionär auf der unteren Ebene führen. Und darum liabe ich eine Bitte 
an die Spitzenfunktionäre unserer Partei, nämlich die, es diesen kleinen 
Funktionären bei dieser so wichtigen Aufgabe nicht so schwer zu machen, 
indem sie sich durch interessante und verwirrende Formulierungen vor 
der Offentlichkeit interessant machen und verwirren. Es kommt immer 
darauf an, den politischen Gegner weich zu machen und nicht darauf, 
die eigene Partei aufzuweichen, indem man die Treue von braven Funk
tionären zu bewährten Q-rundsätzen als sture Dogmatik oder gar oft als 
Tölpelei diffamiert. Ich danke schön. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort nimmt die Genossin Schneider, 
Essen. Nach ihr spricht Hermann Barehe, Hannover. 

Amalie Schneider, Essen: Liebe Genossen und Genossinnen! Walde
mar von Knoeringen hat in seiner gestrigen Rede die wirklich zu beher
zigenden Worte gesprochen: ,,In der jetzigen Phase unserer Entwicklung 
kommt es darauf an, die Frage der Menschenbildung in den Mittel
_punkt unseres politischen Bemühens zu rücken." Er meinte damit die 
Bildung des menschlichen Wesens, um aus geistiger Sicht die viel
fältigen Erscheinungen des Lebens tiefer durchdringen und erkennen 
zu können. Aber ich glaube, er meinte wohl auch, um mit intensiver Er
lebnisfähigkeit und Aufgeschlossenheit si.ch künstlerischen Lebensäuße
rungen hingeben zu können. Im gleichen Sinne heißt es auf Seite 36 des 
Entwurfs zu einem Grundsatzprogramm: 
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im privaten Leben und in der Gemeinschaft läßt sich Vertrautheit 
mit der Kunst, künstlerisches Stilempfinden und die Bildung des 
künstlerischen Urteils erreichen." 

Ich persönlich begrüße diese Grundsatzformulierung ganz besonders, 
wünsche aber von Herzen, daß es nicht nur bei dieser Formulierung 
bleibt. Von hier aus möchte ich dringend den Appell an alle Genossinnen 
und Genossen an den zuständigen Stellen richten, sich doch für die bal
dige praktische Verwirklichung dieser Formulierung einzusetzen, Ich 
halte deshalb die musische Erziehung für so außerordentlich wichtig, 
weil sie einmal das Seelisch-Menschliche stärker anspricht, zweitens, weil 
sie dazu führt, auch für künstlerische Leistungen ein echtes kritisches 
Empfinden und Urteil zu finden und deshalb auch die Programme von 
Film, Funk und Fernsehen nicht einfach kritiklos hinzunehmen. 

Schließlich bringt die vermehrte Freizeit durch dl"e Fünftagewoche auch 
vermehrte Gelegenheit zu musischer Betätigung. Weil die musische Er
ziehung nach meiner Erfahrung eine oft so nebensächliche Beachtung 
erhält und für viele junge Menschen mit dem Abgang von der Schule 
aufhört, halte ich es für so dringend notwendig, daß unsere Genossen 
und Genossinnen in den entscheidenden Stellen .diesem Punkt ganz be
_sondere Aufmerksamkeit schenken. Nicht nur in den Lehrplänen der 
Höheren Schule sollte diese Frage eine wichtige sein, sondern in ver
stärktem Maße in den Volksschulen, ja ich meine auch in den Berufs
schulen. Ich halte die musische Erziehung für genauso .wichtig wie die 
religiöse Erziehung, die ja auch in der Berufsschule erfolgt. (Beüall.) 

Man sollte, wenn es irgendwie möglich ist, versuchen, schulische Sonder
einrichtungen zu schaffen, um Volks- und Berufsschülern die musische 
Erziehung zu ermöglichen. Vielleicht mag der eine oder der andere diese 
Forderung als übertrieben ansehen. Da möchte ich nur kurz eine Frage 
an uns alle stellen: Liebe Freunde! Wenn wir an unsere eigene Lebens
form denken, entbehren wir da nicht manehmal in unserem von poli
tischem Denken und Arbeiten erfüllten Leben eine Stunde der seelischen 
Auffrischung durch das Erlebnis eines guten Theater- oder Konzert
abends oder eines anderen künstlerischen Ereignisses? Auch wir selbst 
sollten uns mehr diesen musischen und künstlerischen Schöpfungen wid
men, um dadurch neue Kraft für die politische Arbeit zu gewinnen, aber 
auch, um mit dieser Lebensform vertraut zu bleiben. 

Schließlich enthält das Grundsatzprogramm auf Seite 36 noch den be
deutsamen Satz: 

„Den Kulturstand eines Volkes kann man danach bemessen, wie es 
seine Künstler behandelt und wie es selber am künstlerischen Leben 
teilnimmt." 

Hier sollte stärker die wirtschaftliche Sicherstellung des Künstlers als 
Grundsatzforderung erscheinen. Dies sollte eine Selbstverständlichkeit 
sein, da gerade in der Zukunft den Küniitlern die besondere Aufgabe 
obliegt, in der vermehrten Freizeit der Menschen ihnen die Werke und 
Ausdrucksformen künstlerischen Denkens und Sehens nahezubringen. 
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Ebenso sollte die Förderung des künstlerischen Nachwuchses von unserer 
Partei genauso wichtig genommen werden wie die Förderung des tech
nischen Nachwuchses. Wer mit dieser Frage zu tun hat, weiß, daß es oft 
schwierig ist, für junge talentierte Menschen di~ nötigen Mittel für eine 
ausreichende Ausbildungszeit und eine erste Entwicklungszeit aufzubrin
gen: Mir persönlich scheint es nicht genügend zu sein, daß vom Kultur
.kreis des Verbandes der Deutschen Industrie Stipendien hierfür gegeben 
w.erden, so erfreulich das auch ist. Auch wir sollten auf diesem Gebiet die 
Unabhängigkeit der studierenden Künstler ermöglichen und unsere Auf
gabe in der Förderung eines ernsthaften künstlerischen Nachwuchses 
sehen, deµn - ob wir es einsehen wollen oder nicht - die Ausstrahlung 
des unabhängigen künstlerischen Geistes kann nur befruchtend auf das 
me~schliche Wesen und seine Bildung wirken. Wir wünschen keine dok
trinäre Führung des menschlichen Geistes, sondern eine Stärkung zum 
klaren, eigenen Erkennen, Erleben und Beherrschen der Lebensvorgänge 
und seine Stärkung zu eigenen Entscheidungen. Diese Entscheidungen 
von einem so befruchteten und gestärkten Geist werden nicht zuletzt 
zugunsten der Ziele unserer Partei ausfallen. 
Ich darf in diesem Zusammenhang an die Botschaft der 33 Vertreter 
des Geisteslebens, die wir am ersten Tage unseres Parteitages hörten, er
innern. Auf diese Weise weitere Mitarbeiter für unsere Arbeit und unsere 
Ziele zu gewinnen, halte ich für eine wichtige und lohnende Aufgabe. 

Ich danke Ihnen. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort hat Genosse Barehe, Hannover. 

Hermann Ba. r c h e, Hannover: Liebe Genossinnen! Liebe Genossen! Ich 
möchte Ihre Aufmerksamkeit auf die Anträge 78 und 80 (II) lenken. 
Der Antrag 78 des Unterbezirks Peine-Burgdorf und der Antrag 80 (II) 
sind die Aufhänger für die bürgerliche Presse vor dem Parteitag gewesen, 
in uns-ere Partei etwas hineinzukonstruieren, was eigentlich nicht vor
handen ist. Ich möchte noch einmal Ihre Aufmerksamkeit auf das Inter
view lenken, das der Genosse Heine dem „Spiegel" gegeben hat, wo der 
Genosse Heine dem „Spiegel" richtig antwortete, daß die gegensätzlichen 
Meinungen, die in unserer Partei vorhanden sind, nichts mit einem über
holten Radikalismus zu tun haben, sondern eben Meinungen sind, die 
ausdiskutiert werden müssen. Ich meine aber auch, dem Parteitag be
richten zu sollen, (l.aß dieser Antra,g des Unterbezirks Peine-Burgdorf 
nicht ein Antrag ist, der von traditionsbelasteten Genossen gekommen ist, 
der von Genossen gekommen ist, die, wie man so sagt, nicht mehr anders 
denken können als in marxistischen Vorstellungen, sondern von blut
jungen Sozialdemokraten, von Jungsozialisten, die sich nach sehr ein
gehendem Studium dazu durchgerungen haben, und zwar aus der Sorge 
um die Partei nach dem 15. September. Die Antragsteller waren der Mei
nung - und ich darf mich ihrer Meinung anschließen -, daß es nicht 
so ist, wie man es heute fälschlicherweise hinstellen möchte, daß die 
gesellschaftlichen Verhältnisse sich seit Marx so geändert haben, daß die 
Dinge, die Ausga,ngspunkt dieser Lehre waren, heute nicht mehr vor
handen sind. Wenn gestern in den Referaten von Waldemar von Knoerin-
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gen und dem Genossen Arndt angeklungen ist unter Zitierung des jun
gen, Marx, daß nicht nUT die Vergesellschaftung der Grundstoffindustrien 
oder andere Dinge im Vordergrund gestanden haben, sondern auch der 
Mensch, so meine ich, daß wir heute gerade die Pflicht haben, zu. 
erkennen, daß das Endziel der marxistischen Ideologie die Aufhe
bung der Klassengesellschaft ist, um damit die Freiheit und Würde 
des Menschen 2lU siclrern. Diese hohen Gedankengänge von Freiheit und 
Würde des Menschen sind gestern angeklungen. Wir sollten uns nicht den 
Ta!Bachen verschließen, die uns heute auf Schritt und Tritt noch be
weisen, daß sich zwar der Lebensstandard des arbeitenden Menschen 
gebesserll und verändert hat, daß aber die Verhaltensweise der kapitali
stischen Wirtschaftsordnung nach wie vor die gleiche ist, daß unser= 
Gesellschaft nach wie vor in Produktionsmittelbesitzer und Arbeitnehmer 
gespalten und daß es sehr wohl die Aufgabe der Arbeitnehmer ist und 
die Aufgabe der Organisationen, die, wie die Sozialdemokratische Partei, 
vorwiegend von der Arbeitnehmerschaft getragen werden, sich von diesen 
Gedankengängen nicht zu distanzieren. Es würde meiner Meinung nach 
eine Gefahr darin liegen, wenn wir den Vorstellungen unserer poli
tischen Gegner entgegenkämen, die nur auf den Tag warten, wo die Sozial
demokratische Partei sich von den Grundsätzen trennt, die ihr bis · zum 
heutigen Tag die Möglichkeit gaben, immer wieder die politischen und 
gesellscllaftlicli.en Verhältnisse zu untersudlen. Ich bin der Meinung, 
Genossinnen und Genossen, daß die Lehre, die wir entwickelt haben, uns 
bis zum heutigen Tag die Kraft gibt, die Organisation so zu führen und 
in ihrem Bestand aufrechtzuerhalten, daß sie das Gesetz erfüllen kann, 
nach dem sie vor etwa 100 Jahren angetreten ist 
Ich darf Ihre Aufmerksamkeit auf den Antrag 80 (II) von Braunschweig 
lenken. Ich glaube, wenn man diese beiden Anträge, den vom Unter
bezirk Peine-Burgdorf und den von Braunschweig, in aller Ruhe ver
gleicht, dann muß man sich die Frage vorlegen, wieso hier von der bür
gerlichen Presse eine Gegensätzlichkeit in der Partei herausgefunden 
werden konnte. Hier liegt doch sicher viel mehr das Bemühen vor, in 
unsere Partei etwas hineinzutragen, was nicht vorhanden ist. Ich meine, 
es sollte eine freudige Feststellung für uns sein, daß es in der Sm:ial
demokratischen Partei junge Menschen gibt, die sich. mit dieselJ). Ge
danken.gut beschäftigen und es sich zur Außgabe gemacht haben, daß 
dieses Gedankengut, das diese Partei groß und stark gemacht hat, auch 
bei der Entwicklung eines zukünftigen Grundsatzprogrammes Beachtung 
findet, damit die Partei, wie das von vielen Vorrednern sch.on aufgezeigt 
worden ist, auch in Zukunft ein sich.eres Steuer in der Hand hat, womit 
sie das Ziel erreicht, das gestern angeklungen ist: Freiheit und Würde 
für den Menschen sicherzustellen. (Beüall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Das Wort hat der Genosse Ritzel. Nach 
ihm folgt als letzter Redner der Genosse Preller, der 26. in der R€Qnerliste. 

Heinrich G. Ritze I, Michelstadt: Liebe Genossinnen und Genossen! Ich 
kann mir wohl denken, daß der Parteitag, der ·auf die Verkündung d.es 
Wahlergebnisses war~et; der vielen Reden langsam überdrüssig wird. 
Trotzdem erscheint es. mir notwendig - gerichtet an die Adresse der 
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Verfasser des uns vorliegenden Entwurfs eines Grundsatzprogramms -
noch eine Erinnerung zu bringen. Ich habe den Eindruck, als ob unter 
den Verfassern die gleichen Personen wären, die seinerzeit bei der 
Schaffung des Bonner Grundgesetzes mitgewirld haben; und zwar ist 
dieser Eindruck in negativem Sinne vorhanden. Im Bonner Grundgesetz 
hat man die dritte Säule des Staates, die Gemeinden, beinahe ebenso zu 
kurz kommen lassen wie in dem hier vorliegenden Entwurf eines Grund-:
satzprogrammes. (Beifall.) 

Trotz aufmerksamen Suchens fand ich außerhalb der gestern und vor
gestern diskutierten Probleme der Gemeinwirtschaft, wobei ganz leise 
auch die heutige Kommunalwirtschaft anklang, nur einen Satz auf Seite 19: 

„Darum soll er (der Mensch) vor allem durch die Teilnahme an der 
Selbstverwaltung der Gemeinden, am Arbeitsplatz, in den Genossen
schaften und den Sozialorganisationen zum Staatsbürger erzogen 
werden." 

Erlaubt nun einem alten Bürgermeister, daß er die Vorstellung hat, daß 
man in der Gemeinde nicht nur den Menschen zum Staatsbürger erzieht, 
sondern daß die Gemeinde etwas mehr ist, gerade aus sozialdemokra
tischer Schau heraus weit mehr ist, als das Grundsatzprogram."Il hier 
merken läßt. Ich kann mir vorstellen, daß es durch Grundsätze kommu
nalpolitischer, sozialdemokratischer Arbeit ergänzt werden sollte. Er
laubt mir eine Erinnerung: Es sind jetzt nahezu siebzig Jahre her, da 
trat in meiner Vaterstadt Offenbach (Main) erstmals die SozJialdemokratie 
in Erscheinung. Da war es der nachmalige hessische Staatspräsident, der 
,,rote Ulrich", wie er in Offenbach genannt wurde, der als erster sozial
demokratischer Stadtverordneter in a.ie Stadtverordnetenversammlung 
von Offenbach einzog. Als er dorthin kam zu der ersten Sitzung, da war 
für den Sozialdemokraten Karl Ulrich kein Stuhl vorhanden. Er mußte 
erst bei einem liberalen Stadtverordneten einen Stuhl requirieren, damit 
er dort Sitz bekam, wo er Stimme hatte. Welch weiter Weg von damals 
bis heute! Und welch weiter Weg auf dem Gebiet der Aufgabenstellung! 

Aus dem riesigen Blütenstrauß kommunalpolitischer Aufgaben und Auf
gabenstellung will ich nur an wenige Dinge erinnern: an die kommunal
politische Arbeit, die vor allem durch die Sozialdemokratie in Schul- und 
Bildungsfragen geleistet worden ist, an die sozialen Probleme, die im 
Rahmen der Gemeinden zu lösen sind, an das große Problem des Woh
nungsbaues, an die Verkehrsprobleme, an die Kommunalbetriebe,' an die 
Gesundheitspflege usw. Kann man sich ein sozialdemokratisches Grund
satzprogramm vorstellen, ohne an die praktische und programmatisch 
zu fördernde Arbeit innerhalb der Kommunen zu denken? Ich habe den 
Eindruck, daß für viele, die in der Politik heute und seit langer Zeit 
nützliche und wertvolle Arbeit leisten, die kommunale Tätigkeit die erste 
Möglichkeit war, Sli.ch die Sporen für die praktische politische Arbeit zu 
verdienen. (Beifall.) 

Iqi habe· den Eindruck, daß nirgends mehr als in der Gemeinde die So
zialdemokratie mit dem Wesen des Staates und mit den Aufgaben, die 
dem Staatsbürger gestellt sind, sowie mit seinen Rechten und Möglich-

450 



keiten in Berührung kommt. Es wäre ein meiner Meinung nach un
verzeihliches Unterlassen, wenn in unserem Grundsatzprogramm diese 
kommunalpolitische Problemstellung nicht in einer wirklich guten, an
sprechenden und werbenden Weise berücksichtigt werden würde. 

Das ist meine Bitte an die künftigen Sachbearbeiter des Programms. 
(Beüall.) 

Vorsitzender Max Brauer: Das Wort hat Genosse Preller. 

Prof. Ludwig Pr e 11 er, Eppenhain - als Mitglied der Programm
kommission -: Liebe Genossinnen und Genossen! Wenn ich 1tls 
Mitglied der Programmkommission die freundliche Erlaubnis bekom
men habe, hier das Wort zu ergreüen, so habe ich nicht die Absicht, 
wie vielleicht manche meinen, mich ausführlich mit dem sozialpolitischen 
Teil des Grundsatzprogrammes zu beschäftigen. Ich stimme in weiten 
Teilen mit dem überein, was Ernst Sehellenberg heute ausgeführt hat, 
und auch mit der Kritik, die einige Genossen, die danach gesprochen 
haben, an diesem Teil des Grundsatzprogrammes geübt haben. Das klingt 
vielleicht merkwürdig, weil ich selbst in der Programmkommission war, 
aber, Genossinnen und Genossen, ein offenes Wort: In der ·Programm
kommission sind verschiedene Auffassungen, und sie müssen miteinander 
abgeklärt werden. Es ist nicht alles so in den gedruckten Text gekommen, 
wie es sich jeder von uns vorgestellt hatte. Dazu aber ist eben nun die 
Diskussion in den Parteigruppen, auch im Sozialpolitischen Ausschuß des 
Parteivorstandes, da. 
Ich möchte nur auf eines hinweisen: Ich bin den Genossinnen und Ge
nossen besonders dankbar, die auf den Wert und das Gewicht der Ge
sundheitspolitik hingewiesen haben. Tatsächlich scheint es mir so zu 
sein; daß wir, wenn wir hier nicht anpacken, nicht zu einer vernünftigen 
Sozialpolitik kommen können. Und wenn die neue, die noch bevor
stehende Krankenversicherungsneuregelung sich in Selbsterhaltung und 
ähnlichen Dingen erschöpft, dann bekommen wir keine grundlegende 
Sozialreform, wie wir sie alle brauchen. 

Was im übrigen konkret zu sagen ist, ist ja von einer unserer Kom
missionen in dem „Sozialplan für Deutschland" gesagt worden. 

Weshalb ich mich hier noch gemeldet habe, ist, um vielleicht eine Klä
rung bezüglich eines Abschnitts des Grundsatzprogramms herbeizuführen, 
der nicht unmittelbar sozialpolitisch scheint und doch sozialpolitisch 
außerordentlich wichtig erschej.nt; ich meine die Frage der Einkommens
und Vermögensverteilung. Es heißt dort auf Seite 30, daß das Vermögen 
das Ergebnis gesellschaftlicher Arbeit sei, und daß es aus diesem Grund 
nicht angängig sei, dieses Vermögen nur bestimmten Gruppen zukommen 
zu lassen; nein, in erster Linie solle dieses gesellschaftlic\J.e Vermögen 
den arbeitenden Menschen selbst zu einer eigenen Vermögensbildung 
verhelfen. 
Genossinnen und Genossen! Damit ist ein außerordentlich wichtiges 

· Stück unserer kommenden Arbeit angesprochen worden. Ich möchte er-
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klären, daß gerade diese Frage in der Programmkommission sehr stark 
und sehr eingehend behandelt worden ist, weil wir spüren, daß in der 
Diskussion in der P<!rteigenossenschaft diese Frage wachsend an Be
deutung gewinnt. Ich will nicht sagen, daß alle immer völlig mit dem 
einverstanden sind, was auf diesem Gebiet von einigen Genossen aus
geführt worden ist, aber man merkt, es ist eine echte Frage der Partei: 
Wie kann die Arbeitnehmerschaft an das Produktionsvermögen heran
kommen? Sie hat Anspruch auf einen Teil des Produktionsvermögens 
genau so wie jene, die die Gewinne haben. 

Wenn das der Fall ist, so gibt es verschiedene Wege, auf die ich hier 
wegen der Kürze der Zeit nicht eingehen kann. Das eine steht fest, 
Genossinnen und Genossen: Wenn man an diese Frage herangeht, so ist 
das Primäre, von dem man ausgehen muß, folgendes: Solange der Lohn 
und das Gehalt in der Bundesrepublik nicht den Löhnen und Gehältern• 
angeglichen sind, die andere Staaten auszahlen, solange wird diese Frage 
der Eigentumsbildung für die Arbeitnehmerschaft immer problematisch 
sein. Höhere Löhne und Gehälter sind also die Voraussetzung, um in 
Arbeitnehmerhand überhaupt Vermögen bilden zu können. 

Dann kommt es aber auch darauf an, daß die Verfügungsgewalt über 
dieses Privatvermögen beim Arbeitnehmer liegt. Was da von .Unter
nehmerseite immer und immer wieder propagiert wird - daß dieses 
Vermögen in den Betrieben bleiben müsse, damit es dort arbeite-, das 
mag betriebswirtschaftlich sehr interessant sein, aber es bindet den 
Arbeitnehmer an diesen Betrieb. Die Vorschläge, die dann gemacht wor
den sind - Investment-Gesellschaften zu bilden, die also über verschie
dene Aktienwerte dem Arbeitnehmer eine gewisse Streuung des Eigen
tums gewährleisten, oder der Vorschlag, den Bruno Gleitze entwickelt 
hat, einen Sozialfonds zu bilden -, sind Gegenstand dessen, was in der 
Parteigenossenschaft und an Hand dieses Programms noch erörtert wer
den muß. 

Wir haben, Genossinnen und Genossen, gestern angenommen und an die 
Fraktion überwiesen die Anträge 61 und 63, die sich zum Teil mit ande
ren Fragen beschäftigen, die aber - und deshalb erwähnte ich es - die 
Möglichkeit geben, daß Fraktion und Parteivorstand sich mit der eben 
genannten Frage der Vermögensbildung an Produktionsvermögen in 
Arbeitnehmerhand im einzelnen beschäftigen und von dort aus Vor
schläge machen, die dann von der Programmkommission in das Pro
gramm eingearbeitet werden können. 

Dabei ist eines zu beachten: Wenn wir nur an die Betriebe denken, die 
private Gewinne auszuschütten in der Lage sind, weil sie Privatbetriebe 
sind, dann ist für einen großen Teil der Arbeitnehmerschaft in den 
öffentlichen Betrieben - auch in kleineren und mittleren Betrieben -
eine Beteiligung an dieser volkswirtschaftlichen Vermögensbildung nicht 
gegeben. Das zu ändern, dahin zielt der Plan von Bruno Gleitze. Er 
muß wahrscheinlich noch im einzelnen durchgearbeitet werden, aber 
auch diese Frage muß in diesem Teil mitbehandelt werden. 
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Zum Schluß einige wenige Bemerkungen gegenüber den Erwartungen, 
die bekanntlich auf der christlich-demokratischen Seite an diese Erörte
rungen geknüpft werden. Genossinnen und Genossen! Die Sozialdemo
kratie - das dürfen wir hier wohl ohne weiteres sagen - ist nicht der 
Ansicht, daß Vermögen nun schon Charakter bilde, wie so schön gesagt 
wird. Vermögen aber kann natürlich in Arbeitnehmerhand einen gewis
sen Rückhalt für schwierige Zeiten, für Lebenslagen geben, in denen 
der Arbeitnehmer sonst der Willkür anderer Kräfte ausgeliefert ist. 
Das ist der Sinn, der uns dazu führte, auf diese Fragen · ein solches 
Augenmerk zu richten. Die Vermögensbildung an Produktivvermögen in 
Arbeitnehmerhand. wird damit eine Angelegenheit einer gerechten Ein
kommens- und Vermögensbildung und -verteilung, und damit wird ein 
sozialpolitischer Grundsatz zum Ausdruck gebracht, dem auch im Grund-'
.satzprogramm Rechnung getragen ist, nämlich dem einzelnen die Mög
lichkeit zu geben, frei zu sein und frei zu handeln. Genossinnen und 
Genossen, es sagt sich so leicht, der Mensch solle frei sein. Ja, er muß 
gesellschaftlich erst einmal diese Möglichkeit erhalten, um tatsächlich 
als freier Mensch sich selbst zur Persönlichkeit zu entfalten. Dieser Teil 
der gestern besprochenen Kulturpolitik, die darauf abzielt, den Menschen 
sich zur Persönlichkeit heranbilden zu lassen, steht in einem engen 
Zusammenhang mit der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Wenn wir unter 
Marx davon ausgegaligen sind, die Selbstentfremdung im Menschen zu 
überwinden, dann muß auch sozialpolitisch dem Menschen die Möglich
keit gegeben werden, dieses Ziel zu erreic}len·: sich selbst zu entfalten 
und damit für uns alle, für sich selbst, für die Bewegung und für das 
Volk eine Persönlichkeit zu werden. (Beifall.) 

Vorsitzender Max Brauer : Genossinnen und Genossen! Die Referen
ten zum Thema „Kultur und Politik" verzichten auf das Schlußwort. 
(Bravo-Rufe.) 

Zum Entwurf des Grundsatzprogramms hat der Referent, Genosse Eich
ler, das Schlußwort. 

Willi Eich 1 er: Liebe Genossinnen und Genossen! Um niemand zu 
enttäuschen, möchte ich sagen, daß ich nur ein paar Worte sagen möchte, 
damit es nicht als Unfreundlichkeit aufgefaßt wird, wenn gar keine 
Antworll erfolgt. Wenn näffl+ich 26 D.iskussionsredner hier zu unserem 
Entwurf stellun.g genommen habo--...n, dann zeigt das ja ganz gewiß 
nicht nur, daß ihnen der Entwurf mindestens als Diskussionsgrund
lage interessant gewesen ist, sondern dann zeigt das, daß sie wirklich 
auch die Tatsache wichtig nehmen, daß die Partei dabei ist, dieses 
Programm fertig zu machen. Selbstverständlich wurde im wesentlichen 
Kritik angemeldiet. Die Kommission hat nicht; anderes erwartet. 
Das war ganz klar. Uns scheint das Wesentliche zu sein, daß überhaupt 
die Diskussion über die im Entwurf des Programms behandelten Fragen 
planmäßig dadurch in Gang kommt, d~ß sie irgendeinen Gegenstand 
hat, an dem sie sich entzünden kann. Mir scheint, wir sollten sehen, daß 
der Entwurf möglichst von allen Mitgliedern diskutiert wird. Ich war 
vorige Woche auf dem Parteitag der österreichischen Sozialisten in Wien. 
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Die haben auf einem Sonderparteitag diesmal ihr Programm schon an
genommen - sie sind uns da immer um eine Pferdelänge voraus -, und 
dort hat sich gezeigt, daß mehr als die Hälfte der Mitglieder der öster
reichischen Sozialdemokraten an der Diskussion des Programms teil
genommen hat. Die Al;>änderungsanträge - und selbstverständlich waren 
es alles Verbesserungsanträge - erreichten die stattliche Zahl von 1079. 
Wir brauchen nicht wild darauf zu sein, das auch zu erreichen - es 
geht vielleicht auch mit etwas weniger -, aber es ist jedenfalls damit 
zu rechnen, daß die Diskussion draußen sowohl innerhalb unserer 
Partei als auch mit anderen stattfinden wird, was ich besonders be
grüßen würde, damit wir die Diskussion vorher und nicht nachher 
haben, wenn wir mit Formulieren fertig sind, und damit sich zeigt, was 
für ein Interesse in der Partei an diesem Gegenstand besteht. Ich habe 
aus der Diskussion herausgehört, daß wir uns im wesentlichen darüber 
einig sind, daß wir so ein Programm brauchen. Stimmen, die meinen, 
wir brauchten es überhaupt nicht, habe ich nicht gehört, dagegen aller
dings die Warnung: Kinder, macht es euch nicht zu eilig! Wir haben 
Zeit, und es ist alles so kompliziert, daß man nicht voreilig etwas be
haupten soll, was man dann vielleicht in einem Jahr wieder korrigieren 
müßte! - Das ist richtig. Wir sollen uns gewiß Zeit lassen, aber anderer
seits müssen wir sicher sein, daß wir zu keiner Zeit in der Lage sind, 
ein ganzes, abgeschlossenes Bild zu liefern, denn ehe wir das gedruckt 
haben, haben sich die Verhältnisse wieder verändert. Ich habe heute 
morgen ja bereits darauf hingewiesen: Wir müssen an irgendeiner Stelle 
einfach sagen, jetzt müssen wir zu einem Schluß kommen, ohne nun zu 
meinen, da sei jetzt ein für die Ewigkeit fertig abgeliefertes Programm, 
das wir in absehbarer Zeit nicht mehr ändern könnten. 

Ein anderes ist die Tatsache, daß wir aus dem Programm kein wissen
schaftliches Lehrbuch machen können. Es kann selbstverständlich nicht 
wissenschaftlichen Erkenntnissen widersprechen - das soll es auch 
nicht -, aber es ist nicht dazu da, der Wissenschaft die Arbeit abzu
nehmen und .mit ihr in Konkurrenz zu treten. 

Unsere Vorstellung war, daß dieses Programm.im wesentlichen eine Grund.:. 
lage für die Bildung einer überzeugung unserer Genossen und eine Grund
lage und Material für den politischen Kampf geben soll. Damit diese beiden 
Bedingungen erfüllt werden können, muß jeder Sozialdemokrat es kennen, 
dazu muß er es lesen, und wir hoffen zu erreichen, daß wir ihn bewegen, 
es zu diskutieren, damit möglichst viel in seiner Erinnerung bleibt. 
(Beifall.) 

Wir sollten uns also ruhig Zeit lassen, aber andererseits ist eine ge
wisse Zeitbegrenzung nötig, damit das als Aufgabe vor uns steht. 
Weiter habe ich heute hier nichts zu sagen, als mich bei allen Diskus
sionsrednern zu bedanken. Alles, was hier gesagt worden ist, wird dem 
Parteivorstand und der Programmkommission zur anständigen und ge
diegenen Kenntnisnahme, Bearbeitung und Verwertung überwiesen 
werden. Wenn wir dann den Entwurf zu einem Programm gemacht haben, 
dann haben wir ein Programm, und dann können wir . die Kommission 
und ihren Entwurf vergessen. Danke schön. (Beifall.) 
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Vorsitzender Max Brauer: Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
zunächst über die Anträge, die zum Thema „Kultur und Politik" vor
liegen. Wir haben da die Entschließung 205. Wenn die angenommen ist, 
sind die Arträge 66 und 67 erledigt. Wir müssen besonders abstimmen 
über die Anträge 68 bis 89, für die eine andere Behandlung empfohlen 
wird. 

Ich bringe zunächst den Antrag 205 zur Abstimmung. Wer diesem Antrag 
zustimmen will, den bitte ich, die Stimmkarte zu erheben. - Ich bitte um 
die Gegenprobe. - Es ist so beschlossen. Damit sind, wie eben gesagt, die 
Anträge 66 und 67 erledigt. 

Für die Anträge 68 bis 89 wird Überweisung an den Parteivorstand 
empfohlen. 

Erhebt sich Widerspruch dagegen, die Anträge 68 bis 89 nach der Emp
fehlung des Parteivorstandes und des Parteiausschusses an den Partei
vorstand zu überweisen? Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann darf ich 
es so feststellien. 

Wir kommen nunmehr zu den Anträgen, die zum Grundsatzprogramm 
vorliegen. Da ist die Entschließung 206, und es ist dazu ein Ergän
zungsantrag eingegangen, der da wünscht, daß Ernährung und Land
wirtschaft im Parteiprogramm besonders aufgenommen und behandelt 
werden. Es ist der Antrag 218, der da lautet: 

„Der Parteivorstand wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, daß 
bei der endgültigen Verabschiedung des Grundsatzprogrammes die 
Grundsätze sozialdemokratischer Agrarpolitik in einem Kapitel 
,Landwirtschaft und Ernährung' Erwähnung finden." 

Darf ich feststellen, daß der Parteitag mit dieser Ergänzung einverstan-
den ist? (Zustimmung.) · 

Ich danke; wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesamtentschlie
ßung in dieser veränderten Form. - Wer für 206 stimmen will, den bitte 
ich, die Stimmkarte zu zeigen. Ich bitte um die Gegenprobe. Es ist so 
beschlossen. Damit erledigen sich die Anträge 90, 91. 92, 93 und 94. 

Sie sind alle durch diese Entschließung erledigt. 

Es bleibt dann noch der Antrag 95 der Landesorganisation Hamburg, 
dessen erster Teil ebenfalls bereits durch die Resolution erledigt ist. Für 
den zweiten Teil, Absatz 2 des Antrages 95, wird Überweisung an den 
Parteivorstand beantragt. Wer zustimmen will, den bitte icll, die Stimm
karte zu erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. - Es ist so beschlossen. 
Antrag 96 - Ortsverein Kronshagen: Hier wird empfohlen, den Antrag 
abzulehnen. Wer so stimmen will, den bitte ich, die Stimmkarte zu er
heben. Ich bitte um die Gegenprobe. Der Antrag ist abgelehnt und damit 
sind die Anträge zu den beiden Referaten erledigt. 

Ich darf vielleicht, da sich der Antrag 219 sicher noch nicht in den Händen 
aller Delegierten befindet, den Text vorlesen: 
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,,Der Parteitag möge beschließen: 

Der Parteivorstand wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, daß im 
Grundsatzprogramm auch die Grundsätze sozialdemokratischer 
Steuerpolitik zur Darstellung gebracht werden." 

Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich, die Stimmkarte zu 
zeigen. Ich bitte um die Gegenprobe. - Es ist so beschlossen. 
Nun ist im letzten Augenblick noch ein weiterer Antrag 220 herauf
gereicht worden. Er lautet: 

,,Der Parteitag beauftragt den Parteivorstand, die Anträge und An
regungen zum neuen Grundsatzprogramm bald zusammenzufassen 
und zur Diskussion zu stellen. Der Parteitag stellt sich ausdrücklich 
auf den Boden der Ftankfurter Grundsatzerklärung der Soziali
stischen Internationale." 

Darf ich fragen, wer diesem Antrag 220 zustimmen will? Darf ich bi tten, 
die Stimmkarte zu erheben? - Damit ist auch dieser Antrag erledigt. 
Nach meiner Vorlage sind damit alle Anträge erledigt. 

Genossinnen und Genossen! Wir wollen morgen früh pünktlich 9 Uhr 
wieder mit unseren Beratungen beginnen. Von unserer Tagesordnung 
sind noch unerledigt die Punkte: 6, 7, 8 und 10. 

Trotzdem hoffen wir, daß wir die Beratungen so fördern können, daß 
wir morgen zwischen 12 und 13 Uhr (Zuruf: Punkte 13 und 14!) - Punkte 
13 und 14, ja das ist richtig - mit unseren Beratungen zu Ende kommen; 

Leider müssen wir die Delegierten enttäuschen: Die Mandatsprüfungs
kommi.ssion hat uns noch nicht die Resultate der Abstimmung über die 
Wahl zum Parteivorstand bringen können. (Unruhe.) 

Wir können sie also erst morgen vormittag endgültig bekanntgeben. 
(Unruhe.) · 

Genossinnen und Genossen! Dann darf ich noch darauf verweisen, daß 
heute abend die Trauerfeier für unseren Freund und Genossen Wilhelm 
Mellies im Mozartsaal, hier in der „Liederhalle", um 20 Uhr stattfindet. 
Es ist wohl nicht notwendig, zu sagen, daß wir uns an dieser Trauer
feier geschlossen beteiligen. - Damit schließe ich die Beratung. 

(Schluß der Sitzung 18.36 Uhr.) 

• 
Im Mozartsa~l nahmen die Teilnehmer des Parteitages von ihrem ver
storbenen stellvertretenden Vorsitzenden, Wilhelm MeHies, Abschied. 
Erich OHenhauer würdigte noch einmal das Leben und die Verdienste 
des Verstorbenen und sprach tiefbewegt herzliche Worte des Gedenkens. 
Als Vizepräsident des Deutschen Bundestages überbrachte Profess<J'T' 
Carlo Schmid in seiner Trauerrede die letzten Grilße des Parla.ments, 
dem Wilhelm MeUies viel.e Jah,re angehört hatte. Mitglieder der Stutt
garter Philharmonie unter Leitung des Dirigenten Dr. Hans Hö-rne-r 
gaben mit feierlicher Musik von Bach und Mozart der Stunde ieine wür
dige Umrahmung. 
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FDNFTER VERHANDLUNGSTAG 

FREITAG, DEN 23. Mai 1958 

(Beginn: 9.00 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Ich eröffne die Verhandlungen. 

Bevor ich den Punkt 6 der Tagesordnung aufrufe, möchte ich zu dem 
Punkt 9 - Wahlen - das Ergebnis der Wahl zum Parteivorstand, soweit 
es noch nicht bekannt ist, bekanntgeben. und aucli das Ergebnis der Wahl 
der Kontrollkommission. (Zurufe.) - Ich bitte um Verständnis, wenn ich 
pünktlich anfange. Wir haben noch viel zu erledigen. 

Im übrigen darf· ich darauf aufmerksam machen, daß ich die Wahl
ergebnisse, die ich jetzt verlese, so(ort abziehen lasse, um sie dann an 
Sie zu verteilen. 

Wahl der Mitglieder zum Parteivorstand: 

Stimmberechtigte Delegierte 384 
Abgegebene Stimmen 383 
Ungültige Stimmen 8 
Gültige Stimmen 375 

Von den gültigen Stimmen entfielen auf•) 

Adolf Arndt 
Georg August Zinn 
Max Brauer 
.Walter Menzel 
Fritz Steinhoff 
Alex Möller 
Carlo Schmid 
Fritz Erler 
Erwin Schoettle 
Heinrich Deist 
Luise Albertz 
Kurt Conrad 
Willi Eichler 
Heinrich Albertz 
Hermann Veit 
Gustav Heinemann 
Ludwig Metzger 
Erwin Welke 
Willy Brandt 

368 Stimmen 
363 Stimmen 
359 Stimmen 
359 Stimmen 
351 Stimmen 
344 Stimmen 
344 Stimmen 
342 Stimmen 
326 Stimmen 
324 Stimmen 
320 Stimmen 
319 Stimmen 
295 Stimmen 
295 Stimmen 
293 Stimmen 
288 Stimmen 
287 Stimmen 
272 Stimmen 
268 Stimmen 

•) Hier sind die Ergebnisse mitgeteilt, die von der Mandatsprüfungskommission 
nach erneuter Durchzählung am 3. Juni 1958 bekanntgegeben wurden. 
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Martha Schanzenbach 
Emil Groß 
Kurt Pohle 
Luise Herklotz 
Ella Kay 
Käte Strobel 
Max Kukil 
Irma Keilhack 
Egon Franke 
Helmut Schmidt 

265 _ Stimmen 
256 Stimmen 
248 Stimmen 
246 Stimmen 
246 Stimmen 
243 Stimmen 
239 Stimmen 
238 Stimmen 
235 Stimmen 
232 Stimmen 

Das war der letzte der gewählten Genossen. Es ist also, wie die Mandats
prüfungskommission feststellt, die notwendige Mehrheit von 193 Stim
men in jedem Falle überschritten worden. Ebenso sind mehr als vier 
weibliche Genossen Mitglieder des Parteivorstandes. Auch diese Satzungs
bestimmung ist erfüllt. Nachwahlen sind nicht erforderlich. 

Ich glaube aber im Namen des Parteitags sagen zu dürfen, daß wir allen 
ausgeschiedenen Genossen für die geleistete · Arbeit unseren herzlichen 
Dank in der Gewißheit aussprechen (Starker Beifall), daß sich auch 
diese Genossinnen und Genossen in der kommenden Ze:i.t weiter der 
Arbeit der Partei zur Verfügung stellen. Für die nicht gewählten Ge
nossen darf wohl insoweit dasselbe gelten mit der Bemerkung, daß sie 
noch eine Verschnaufpause haben, und jeder, der sich für die Wahl zum 
Parteivorstand zur Verfügung gestellt hat, ist auch in anderen verant
wortlichen Funktionen und wird sich nicht über Mangel an Arbeit und 
Verantwortung beklagen können. 

Das Wort zu einer persönlichen Bemerkung hat Fritz Heine. 

Fritz Heine : Liebe Genossinnen und Genossen! Sie haben die Ergeb
nisse der W,ahlen zu den leitenden Körperschaften gehört, die Sie ge
troffen haben. Eine dieser Entscheidungen betrifft mich. Daß sie in einer 
für mich schmerzlichen Weise erfolgte, ist etwas, was ich mit mir allein 
abzumachen habe. 

34 Jahre Tätigkeit im Parteivorstand sind damit zu Ende. Diese Jahre 
aber haben mir d.as Glück gegeben, das leider viel zu wenig Menschen 
beschieden ist, Tag für Tag, viele tausend Tage, mit Freuden arbeiten 
zu können und in der überzeugung, einer Aufgabe zu dienen, die es wert 
ist, sich ihr voll zu ergeben. Dafür" habe ich all denen zu danken, die 
mir in diesen Jahren ihr Vertrauen schenkten und denen, die mit mir 
zusammenwirkten. 

Heute, da ich nicht mehr in dem Verdacht stehen kann, für mich zu spre
chen, kann ich es sagen: Die Aufgaben, die sich im Parteivorstand er
geben, erfordern nach meiner vieljährigen Erfahrung die Autorität von 
gewählten Mitgliedern des Parteivorstandes. 

Möge der neue Parteivorstand das berücksichtigen und aus seiner Mitte 
die beste Wahl treffen. 
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Noch ein letztes: Ich fühle mich den Delegierten dieses Parteitages, die 
mir ihre Stimme gaben, zu besonderem Dank verpflichtet. Ich appelliere 
besonders an sie, meinem Nachfolger, wer es auch sei, zu helfen, daß es 
ihm gelingen möge, was wir alle heißen Herzens wünschen: die Zusam
menraffung aller Kräfte als Voraussetzung für künftige Erfolge der 
Sozialdemokratie. (Starker anhaltender Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Ich gebe jetzt das Ergebnis der Wahl 
der Mitglieder der Kontrollkommission bekannt. Soweit die anderen· 
Stimmergebnisse in Frage kommen, werden Sie nachher aus dem Umlauf 
das Nähere ersehen können. 

Stimmberechtigte Delegierte 
Abgegebene Stimmen 
Ungültige Stimmen 

384 Stimmen 
378 Stimmen 

6 Stimmen 
372 Stimmen Gültige Stimmen 

Von den gültigen Stimmen entfielen auf 

Paul Löbe 
Fritz Ulrich 
Ad_olph Schönfelder 
Walter Damm 
Georg Peters 
Grete Rudoll 
Ernst Herder 
Heinrich Höcker 
Otto Schmidt 

341 Stimmen 
340 Stimmen 
331 Stimmen 
317 Stimmen 
316 Stimmen 
309 Stimmen 
298 Stimmen 
289 Stimmen 
262 Stimmen 

Im übrigen werden wir den Bericht der Mandatsprüfungskommission 
vervielfältigen lassen und allen Delegierten gleich zustellen. 

Ich habe den Mitgliedern der Mandatsprüfungskommission, insbesondere 
dem Genossen Frenzel, für ihre Tätigkeit herzlichst zu danken. (Beifall.) 
Genossinnen und Genossen! Bevor ich den nächsten Punkt aufrufe, bitte 
ich um Ihr Einverständnis, daß der Genosse Steinhoff, der Ministerprä
sident von Nordrhein-Westfalen, das Wort zu einer Erklärung erhält. Es 
erscheint notwendig, daß sich Fritz· Steinhoff heute vormittag hier- vor 
dem Parteitag zu den besonders unqualifizierten Äußerungen des Herrn 
Bundeskanzlers erklärt. 

Fritz Steinhoff hat das Wort. (Beifall.) 

Fritz Steinhof f: Genossinnen und Genossen! Ich bin Euch sehr da!lk
bar, daß Ihr mir Gelegenheit gebt, wenn .auch nur in kurzem Auszug, 
einiges richmgzustellen von dem, was von der gegnerischen Seite als 
Auftakt zu unserem Landtagswahlkampf wieder der Bevölkerung zu
gemutet wird. Nachdem am Sonntag der Bundeskanzler in der Dortmun
der Westfalenhalle den Landtagswahlkampf eröffnet hat, hat er gestern 
abend in Jülich zum Sozialdemokratischen Parteitag Stellung genommen. 
Seine Würdigung dieser in der Geschichte des deutschen politischen 
Lebens bedeutsamen Tagung bewegte sich auf dem Niveau eines niedrig-
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sten Bekämpfens der Sozialdemokratie, wie wir sie nur in der Zeit des 
Reichsverbandes zur Bekämpfung der Sozialdemdkratie, des sogenannten 
Reichslügenverbande.s, und der nationalsozialistischen Hetze gegen die 
Arbeiterbewegung in der Vergangenheit erfahren haben. (Beifall.) 
Diese Haltung eines verantwortlichen Staatsmannes, der an der Spitze 
der Deutschen Bundesrepublik steht, gereicht uns zur Unehre, ja sie ist 
für uns alle eine Schande (Sehr wahr! - Starker Beifall), für alle 
Teilnehmer, nicht zuletzt auch die Besucher dieses Sozialdemokra
tischen Parteitags, die Stellung nahmen zu den Lebensfragen des 
deutschen Volkes, die da sind die Sicherung und Festigung des demokra
tischen Staates, die Wiedervereinigung in Freiheit, dde Sicherung gegen 
die Atomgefahren und dazu die Entscheidungen für die im Umbruch 
befind1iche Gesellschaft mit der sich anbahnenden strukturellen Ände
rung der Wirtschaft und als Krönung <las Bekenntnis, das sich. im Kultur
willen der sozialdemokratischen Bewegung ausdrückt, ein für rue deutsche 
Gesch:ichte - so glauben wir jedenfalls - erhebendes Erlebnis. 

Genossinnen und Genossen! Ich habe vorhin schon gesagt, das war der 
Auftakt zum Wahlkampf im Land Nordrhein-Westfalen. Der Beginn 
dieses Wahlikampfes ist durch die Reden Adenauers und auch. Arnolds 
wiedEf auf das Niveau der schiefen Darstellungen und Verdrehungen 
gebracht worden. In einer Kundgebung-in der Dortmunder Westfalenhalle 
am vorigen Sonntag stimmte der Bundeskanzler wieder das alte Lied der 
Gefährdung der westlichen Welt mit seinen bekannten Obertreibungen 
an. 
Aber auch Herr Arnold, ehemals Ministerpräsident dieses Landes Nord
rhein-Westfalen, hat es bis heute noch. nicht verschmerzen können, daß 
er nicht mehr - selbstverständlich als getreuer Diener seines Herrn -
Ministerpräsident dieses Landes ist. Wenn Herr Arnold in Dortmund 
die Behauptung aufstellte, daß wir vor zwei Jahren durch finstere Hin
tertüren die Regierung umgewandelt haben, dann s-teht das in direktem 
Widerspruch zu den bekannten Tatsachen. Von den frei tagenden Frak
tionen Zentrum, FDP und SPD äst auf Grund der bestehenden Bestim
mungen der Landesverfassung ein konstruktiver Mißtrauensantrag ein
gebracht worden; durch ihn und durch eine eindeutige Abstimmung des 
Landtags ist dieser Regierungswechsel vorgeno:mw,en worden; und kei
nerlei Hintertüren brauchten wir uns dabei zu bedienen. Diese Behaup
tung, die er dort aufstellte, ist eine glatte Verdrehung und Verleumdung 
und zeugt davon, daß der Lehrling Arnold seinem Herrn und Gebieter 
die schlechten Beispiele nachzuahmen versucht. (Beifall.) 

Es steht fest, daß die damals längst fällige Umbildung der Reg,ierung 
nach den verfassungsmäßigen Bestimmungen durch Annahme eines kon
struktiven Mißtrauensvotums erfolgt ist. Arnold sagt - und stellt das 
als besondere Kritik heraus - das Ziel der Opposition - der damaligen 
Opposition - sei es gewesen, durch die Regierungsumbildung Einfluß 
auf den Bundesrat zu nehmen. Ja, Genossinnen und Genossen, wir 
machen gar kein Hehl daraus, daß auch das natürlich unser Ziel bei der 
Regierungsumbildung war. (Beüall) 
Ich möchte in Erinnerung bringen, daß die Ablösung der Regierung 
Arnold ein Prot&t, ein längst fälliger Protest der drei Fraktionen des 
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Landtags, SPD, FDP und Zentrum, gegen die Wahlgesetzmanipulationen 
der Bundestagsmehrheit gewesen ist, gegen das sogenannte Grabensystem. 
das ja die Aufgabe haben sollte, eine vorhandene Mehrheit durch ein 
manipuliertes Wahlgesetz auf die Dauer sich zu erhalt.en. 

Bis zum heutigen Tage haben weder ,A.rnold noch seine politischen Freunde 
diese Niederlage .verwunden, vor allem wohl auch deswegen, weil die 
immer wieder ausgestoßenen Unkenrufe, die SPD könne mit der FDP 
keine positive Arbeit leisten, mittlerweile durch die Tatsachen widerlegt 
sind. Ich kann hier dem Parteitag mitteilen, daß trotz verschiedener Mei
nungen in einzelnen Fragen bis zum heutigen Tag durch eine kamerad
schaftliche Fairneß und offene Zusammenarbeit diese Regierung nicht 
nur funktionierte, sondern vieles ermöglichte, was sonst nicht möglich ge
wesen wäre. (Beifall) 

Nur einige Beispiele für das Ergebnis dieser kameradschaftlichen Zusam
menarbeit: Die Mittel für den Wohnungsbau, die 1955 800 Millionen DM 
betrugen, konnten durch diese Zusammenarbeit 1956 und 1957 auf 2,4 Mil
liarden DM erhöht werden. (Beüall.) 
Trotz erhöhter Baukosten war es uns möglich, im Vergleich zu 1955, wo 
173 000 Wohnungen gebaut wurden, 1957 181000 Wohnungen zu errichten. 
Die Zuweisung von Mitt.eln an die Gemeinden erfolgte in der Erkennt
nis, daß die Demokratie in Deutschland auf die Dauer nur funktions
fähig bleibt, wenn das größte Maß der Selbstverwaltung am Ort gesichert 
werden kann. (Beifall.) 
Aus dieser Erkenntnis heraus hat diese Regierung die Zuweisung an die 
Gemeinden, die 1955 898 Millionen DM betrug, von Jahr zu Jahr ge
steigert, so daß sie 1958, also im jetzt laufenden Etatjahr, 1,3 Milliarden 
D~ beträgt. Die zusätzliche Förderung von Wissenschaft und Forschung, 
von der in allen Kreisen als Notwendigkeit gesprochen wird, im Bund 
aber sehr wenig gehalten wird, hat uns veranlaßt, die Summe von 157 Mil
lionen DM, die 1955 zur Verfügung gestellt wurde, auf 224 Millionen DM 
zu erhöhen. Dazu haben wir den Bau einer Kernforschungsanlage mit 
14 wissenschaftlichen Instituten in Angriff genommen mit einem Kosten
betrag von über 100 Millionen DM. Zur Förderung der Jugend wurden 
1956 im Landesjugendplan 23,1 Millionen DM, 1958 24,4 Millionen DM zur 
Verfügung gest.ellt. Insgesamt sind im Laufe dieser Jahre 3200 Freizeit
heime, 700 Wohnheime und 200 Wohnheime für jugendliclie Arbeiter und 
Menschen fertiggestellt worden. Für die Förderung von Krankenhaus
bauten, die sehr im argen lag, haben wir insgesamt 201 Millionen DM 
ausgegeben und zusätzlich zum ersten Male, weil früher für die kommu
nalen Krankenhäuser nichts bereitgestellt wurde, für die kommunalen 
Krankenhäuser 48,4 Millionen DM zur Verfügung gestellt. 

Genossinnen und Genossen! Wir haben es als unsere selbstverständliche 
Pflicht aufgefaßt, das Verhältnis zwischen Staat und Kirche nicht nur zu 
normalisieren, sondern im Rahmen unserer Möglichkeiten zu verbessern. 
(Beifall.) 

Unsere Regierung hat unter der Ministerpräsidentschaft eines Sozialdemo
kraten in der kurzen Zeit ihrer Tätigkeit drei große Kirchenverträge 
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abgeschlossen. Einen mit der Katholischen Kirche zur Gründung des Bis
tums Ruhrgebiet mit dem Silz in Essen, und zwei Verträge mit den Evan
gelischen Kirchen, wodurch die Arbeitsmöglichkeiten der Kirchen ver
bessert und die Aufwendungen wesentlich erhöht werden konnten. 

Es ist selbstverständlich, daß sich Landtag und Landesregierung_ auch mit 
der Schicksalsfrage, die durch die atomare Aufrüstung besteht, befaßt 
haben. Wir haben dem Landtag und der Öffentlichkeit nachgewiesen, daß 
die atomare Bewaffnung und ihre möglichen Folgen gerade für das dicht
besiedelte Ruhrgebiet die Gefahr der Vernichtung von Millionen Menscllen 
heraufbeschwören würde. Von den 15 Millionen Einwohnern des Landes -
darunter 20 Prozent neuangesiedelte Heimatvertriebene und Flüchtlinge 
- wohnt über die Hälfte im dichtest besiedelten Ruhrgebiet, und im Falle 
eines kriegerischen Konflikts würden weder Evakuierungsmöglichkeiten 
geschaffen, noch entsprechende Schutzräume gebaut werden können. Zu 
diesen wenigen Beispielen soll auch der Hinweis gehören, daß nicht zu
letzt durch die Aktivität der Landesregierung der Wirtschaftsfrieden er
halten wurde und die berechtigten Forderungen der Tarifpartner, nicht 
zuletzt der Arbeitenden, gesichert werden konnten. 

Genossinnen und Genossen! Katastrophen und gefährliche Experimente 
wurden in Deutschland immer dann heraufbeschworen - nicht nur im 
Tausendjährigen Reich, sondern auch früher -, wenn die SPD nicht in 
der Verantwortung war. (Beifall.) 

Adenauers Lamento über den Ausgang unserer gestrigen Wahl und den 
Ablauf dieses Parteitages ist ja nur verständlich, weil er über die Per
spektive von Rhöndorf nicht hinaus zu denken vermag. (Beifall.) Seine 
Meinung, es könne keine Politik ohne die CDU gemacht werden, ist, glau
ben wir, nunmehr auch im Lande Nordrhein-Westfalen widerlegt. (Beifall.) 
Selbst die vorhandene Unruhe in den Kreisen von Industrie und Handel 
hat sich 'durch die Art unserer Arbeit und durch die Tatsachen wider
legen und beseitigen lassen. Wenn die Gefahr des Kommunismus aktuell 
sein sollte oder werden sollte, dann - wir sollten das stark und immer 
stärker herausstellen - nicht durch die Politik der Sozialdemokraten, 
sondern höchstens durch die Verwirrung und die demagogischen Unter
stellungen und Verdächtigungen Adenauers und seiner Trabanten. (Bei
fall.) 

Herr Arnold, von dem man ja früher behauptete, daß er mit seinem 
Herrn und Gebieter in gespanntem Verhältnis stehe und eine eigene, 
vom Wege seines Herrn abweichende Politik treiben wolle, hat sich nun
mehr, wie klar und eindeutig durch die Äußerungen in der Westfalenhalle 
bewiesen wurde, vor den Wagen seines ihm jetzt wohlwollenden Gebieters 
- jetzt wohlwollenden Gebieters, wie lange, weiß man nicht - spannen 
lassen. Das ist ja seine Sache. Aber längst widerlegte Verdächtigungen 
politisch Andersdenkender geben ihm noch kein Alibi, warum er diesen 
Schritt getan hat. Denn die Behauptung, daß maßgebliche Koalitions
partner des Kabinetts in Nordrhein-Westfalen den Vorschlag gemacht 
hätten, mit Pankow direkt über die Wiedervereinigung zu sprechen, ist 
im \Landtag widerlegt worden. Die Beh;mptung ist trotzdem jetzt in der 
Westfalenhalle wieder von Herrn Arnold aufgestell~ worden. 
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Genossinnen und Genossen, wir wissen sehr wohl, daß soziale Redens
arten, auch wenn sie Herr Arnold ausspricht, mit verbrämten Rudimen
ten der längst zu den Akten gelegten Forderungen des Ahlener Pro
gramms heute keinen Hund mehr hinter dem Ofen hervorlocken können. 
Sicherheit und Freiheit, Wohlstand und Ordnung kann nur der geben, 
der auf reaktionäre und militärische Experimente verzichtet. Redensarten, 
d.i'e unter andere:,;n benutzt wurden - unser Volk muß bestimmen, ob 
wir weich werden wollen vor der Macht der Diktatur, - ziehen nicht 
mehr. Wer wurde denn in der Vergangenheit weich vor den Diktatoren, 
auch vor den braunen Diktatoren? Waren es die Sozialdemokraten oder 
waren es nicht vielmehr die Hintermänner der Adenauerschen Politik? 
(Beifall.) Nicht ein Sozialdemokrat, sondern Herr Adenauer umarmte 
Herrn Bulganin im Bolschoi-Theater in Moskau. 

Wiir werden in Nordrhein-Westfalen unseren Wahlkampf intensiv und 
offensiv führen, mit allen geeigneten Mitteln, und wenn es sein muß, 
auf einen Schelm anderthalbe setzen. (Beifall.) Wir sind uns bewußt, 
Genossinnen und Genossen, daß wir in Nordrhein-Westfalen in diesem 
Jahr die erst.e Schlacht zu schlagen haben. Wir möchten, daß es uns ge
lingt, daß durch unser erfolgreiches Vorbild beim Abschluß dieser Wahlen 
den anderen Ländern ihre Arbeit erleichtert werden könnt.e. (Beifall.) 

Im Vertrauen auf uns und auf unsere gute Sache werden wir alle Kräfte 
dabei anspannen. 
Die Parole, die jetzt von der CDU herausgegeben wird „Bund und Land, 
Hand in Hand" ist praktisch ins Deutsche übertragen nichts anders als 
das Bestreben, daß der Bund auch das Land in seine Hand bekommen 
möchte. Wir setzen dieser Parole von uns aus entgegen: ,,Zwischen Rhein 
und Weserland bleibt das Ruder in unserer Hand!" (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö II er : Bevor ich nun Punkt 6 der Tagesord
nung aufrufe, habe ich den Genossen Hans Striefler, Hannover, und 
Wolfgang Schade, Bezirk Niederrhein, die herzlichsten Glückwünsche des 
Parteitages zum heutigen Geburtstag auszusprechen. (Beifall.) 

Ich darf die Genossen bitten, nach hier zu kommen und Blumen in Emp-
fang zu nehmen. · 

Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Beridlt der Bundestagsfraktion 
Der Bericht ist im Jahrbuch auf den Seiten 9 bis 104 enthalten. Zu diesem 
Tagesordnungspunkt gehören die Anträge 132 bis 145. 

Auf eine mündliche Berichterstattung wird, wie angekündigt, verzichtet. 
Ich frage, ob jemand das Wort wünscht. - Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe die Anträge auf und bitte die Vorlage Nr. 4 zur Hand zu nehmen. 
Bei Antrag 132 empfehlen Parteivorstand und Parteiausschuß Annahme. 
Wer für die Annahme des Antrags ist, bitte ich um ein Zeichen. - Der 
Antrag ist angenommen. 
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Bei Antrag 133 wird Überweisung an den Parteivorstand empfohlen. Er
hebt sich Widerspruch? - Das ist nicht der Fall. Es ist so beschlossen. 
Der Antrag 134 ist durch den soeben gefaßten Beschluß zu Antrag 133 
erledigt. ' 
Bei Antrag 135 wird empfohlen, ihn der Bundestagsfraktion zu über
weisen. - Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist so beschlossen. 

Antrag 136 soll ebenfalls an die Bundestagsfraktion überwiesen werden. 
- Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist beschlossen. 

Bei Antrag· 137 wird die Annahme empfohlen. - Der Parteitag hat dem 
Vorschlag zugestimmt. 

1 

Das gleiche gilt für Antrag 138; auch hier wird Annahme empfohlen. 
- Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 139 wird empfohlen, ihn abzulehnen, da die Bezirke bereits 
laufend solches Material von den zuständigen Büros des Parteivorstands 
erhalten und es dann bei den Bezirken liegt, die Verteilung nach Zweck
mäßigkeitsgesichtspunkten vorzunehmen. Ich glaube, dieses Verfahren 
ist aus vielen Gründen richtig. - Ich stelle fest, daß der Parteitag mit 
dem Vorschlag einverstanden ist. Der Antrag 140 soll der Bundestags
fraktion überwiesen werden. - Das ist beschlossen. 

Dasselbe gilt für Antrag 141. Auch er soll der Bundestagsfraktion über
wiesen werden. - Das ist beschlossen. 

Der Antrag 142 soll abgelehnt werden. - Widerspruch erhebt sich nicht. 
Das ist beschlossen. 

Der Antrag 143 soll angenommen werden, jedoch müssen im zweiten 
Absatz wohl einige Neuformulierungen vorgenommen werden. Es heißt 
dort: 

,,Der Parteitag wird gebeten, die Bundestagsfraktion anzuweisen, 
daß das Gesetz für Heimkehrerentschädigung derart geändert wird, 
daß solche Menschen nicht mehr in den Genuß dieser Entschädigung 
kommen." 

Sicherlich ist dieser Absatz so .nicht annehmbar. Ich würde empfehlen, 
den ersten Absatz anzunehmen und den zweiten Absatz stilistisch so zu 
ändern, daß der Zweck, der ganz klar erkennbar ist, erreicht wird. Be
steht Einverständnis? - Das ist der Fall. Es ist entsprechend beschlossen. 
Der Antrag 144- soll angenommen werden. - Der Parteitag stimmt zu. 
Der Antrag 145 ist durch Antrag 144 erledigt. - Der Parteitag stimmt zu. 
Damit ist Punkt 6 der Tagesordnung erledigt. 

Wir kommen zu Punkt 7. der Tagesordnung: 

Arbeitsberichte des Part~ivorstandes 

Aucll hier erfolgt eine mündliche Berichterstattung nicht. 
Bei diesem Tagesordnungspunkt sind neben dem Antrag 209 auch die 
Anträge 146 bis 170 mit zu· behandeln. 
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Der Bericht ist im Jahrbuch, beginnend auf Seite 225, enthalten. Ich rufe 
zunä.chst auf den Abschnitt „Organisation". Wird hierzu das Wort ge
wünscht? 

Das Wort hat Genosse Busch, Hamburg. 

Arthur Busch, Hamburg: Verehrte Parteigenossinnen und -genossen! 
Gestatten Sie mir hier einige kurze Bemerkungen zu dem Bericht des 
Genossen Kukil im Zusammenhang mit dem vorliegenden Antrag 146. 

Die Diskussion über den Parteiaufbau in der Spitze sowie über den best
möglichen Einsatz der Partei hat auch in allen Parteigliederungen einen 
breiten Raum e_ingenommen. Das ist verständlich. Denn Diskussionen 
über das Grundsatzprogramm, über alle Fragen des gesellschaftlichen, 
kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Lebens, um eine klare und 
eindeutig verständliche Konzeption herauszustellen, bekommen nur dann 
ein reales Gewicht, wenn eine Organisation da ist, die die erarbeitete 
politische Konzeption der breiten Bevölkerung zugänglich und verständ
lich machen kann. 

Es ist bereits vom Genossen Kukil und auch von anderen Rednern zum 
Ausdruck gebracht worden, daß unsere Partei die Waffe ist, das Sprach
rohr, das sich die Arbeiterschaft geschaffen hat, um ihre politischen 
Ziele zu erreichen. Daß diese Waffe von Zeit zu Zeit den G~gebenheiten 
der Zeit angepaßt werden muß, versteht sich von selbst. Es ist in bezug 
auf die Einsatzfähigkeit, auf die bestmöglichste Einsatzfähigkeit unserer 
Partei notwendig, die organisatorischen Möglichkeiten genauso wie die 
ideologischen Grundlagen anzusprechen, damit wir unsere Vorstellungen 
auch den breiten Schichten der Bevölkerung richtig zugänglich machen 
können. Wie kann dies nach den gemachten Erfahrungen und vornehm
lich in jenen Ländern, die mit Erfolg eine gute Politik durchgeführt 
haben, möglich gemacht werden? Wir haben eine gezielte Propaganda 
herauszustellen, eine gezielte Propaganda, die sich an alle Schichten der 
arbeitenden Bevölkerung richtet. 

Genossinnen und Genossen! Ich sprach von der Zielarbeit. Nun, eine Ziel
arbeit hat nur dann einen Sinn, wenn auch ins Schwarze getroffen wird. 
Und ins Schwarze trifft man nur dann, wenn das Visier auch richtig ein
gestellt ist. Diese Einstellung des Visiers wird am besten ermöglicht 
durch die_ Arbeitsgemeinschaften, die wir innerhalb unserer Partei be
reits haben. Aber es ist nach den Erfahrungen eine weit stärkere Aktivi
tät der Arbeitsgemeinschaften innerhalb unserer Partei herbeizuführen. 
Genossinnen und Genossen! Ebenso wie die Betriebsarbeitsgemeinschaft 
den Arbeiter im Betrieb erfassen und überzeugen soll, ebenso wie die 
Arbeitsgemeinschaft der Frauen sowie alle anderen ihre besonderen 
speziellen Aufgaben von der Partei gestellt bekommen haben, so hat 
auch die Arbeitsgemeinschaft selbständig Schaffender eine politisch 
dringend erforderliche Aufgabe zu erfüllen. 

Gestatten Sie mit, als Bundesvorsitzender dieser Arbeitsgemeinschaft 
darauf hinzuweisen. Denn es ist eine Tatsache, daß die Schicht der Hand
werker, Einzelhändler, Gewerbetreibenden und Freiberufler mehrere 
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Millionen Menschen umfaßt und daß diese ihre wirtschaftliche Existenz 
heute von der Großwirtschaft aufs stärkste bedroht sehen. 

Genossinnen und Genossen! Ich brauche hier nicht auf die gesellschafts
politische oder volkswirtschaftliche Bedeutung dieser Mittelschichten oder 
- wie man landläufig sagt - dieses Mittelstandes aufmerksam zu ma
chen. Das ist bereits in den verschiedenen Referaten zum Ausdruck ge
bracht worden. Was für uns als Partei wichtig ist, ist die politische Er
oberung der Mittelschichten der selbständig Schaffenden. Wir müssen 
dahin kommen, daß sie unsere sozialistischen Ideen in sich aufnehmen. 
Und wir können nur dann aus dem Turm der 33 Prozent herauskommen, 
wenn es uns gelingt, in diese Schicht einzudringen. 

Genossinnen und Genossen! Diese an sich nicht leichte, aber politisch 
notwendige Aufgaqe ist der Arbeitsgemeinschaft von der Partei gestellt. 
Die Mittelschichten müssen überzeugt werden, daß sie ihre wirtschaft
liche und soziale Besserstellung nur Schulter an Schulter mit der breiten 
Schicht der Arbeiterschaft erreichen können. (Beifall.) 

Gewiß, Genossinnen und Genossen, es gibt in Mittelschichten noch große 
Vorurteile gegen die SPD; sie sind traditionsgebunden, ja, sie werden 

· auch noch künstlich genährt von den politischen Gegnern. Die Mittel
schichten bilden ja das Rückgrat, bilden die Korsettstangen unserer 
politischen Gegner, und deshalb sind sie sehr stark darauf bedacht, daß 
diese Mittelschichten nicht zur Sozialdemokratischen Partei stoßen. Aber 
wenn wj.r einen Erfolg verzeichnen wollen, Genossinnen und Genossen, 
dann muß dieser Kampf in seiner Wichtigkeit von der gesamten Partei 
erkannt werden. Ich darf darauf hinweisen, daß über 100 000 selbständig 
Schaffende bereits innerhalb unserer Partei organisiert sind, und die 
meisten von ihnen, Genossinnen und Genossen, sind alte bewährte Sozial
demokraten, die stets für ihre Oberzeugung eingestanden sind und auch 
Opfer gebracht haben. 

Genossinnen und Genossen! Diese Vielzahl von selbständig Schaffenden, 
diese überzeugten Sozialisten müssen sich in der Arbeitsgeme:inschaft 
zusammenfinden, um zielbewußt und konzentriert die gestellten Auf
gaben der Partei erfüllen zu können. 

Genossinnen und Genossen! Seien Sie sich dessen bewußt: Die Arbeits
gemeinschaften selbständig Schaffender können und werden dazu bei-

tragen, daß unsere Partei noch größer und stärker wird. 
Danke schön! (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wir kommen zum Abschnitt „Presse und Propaganda". - Wird dazu 
das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Nunmehr kommen wir zu den Anträg~n. 

Der Antrag 146 ist zurückgezogen worden. 

Bei Antrag 147 wird Oberweisung an den Parteivorstand empfohlen. -
Der Parteitag stimmt zu. 
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Bei Antrag 148 wird Annahme empfohlen. - Der Parteitag stimmt zu. 
Bei Antrag 149 wird gleichfalls Annahme empfohlen. - Der Parteitag 
stimmt zu. 

Bei Antrag 150 wird empfohlen, abzulehnen. - Der Parteitag stimmt zu. 
Ablehnung wird auch bei dem Antrag 151 empfohlen. - Der Parteitag 
stimmt zu. -

Der Antrag 152 soll dem Parteivorstand überwiesen werden. Mit einer 
Ausnahme: der Abs. b) auf Seite 79 wäre abzulehnen.. - Ich stelle fest, 
daß der Parteitag d,iesen Vorschlag gebilligt hat. 

Bei Antrag 153 wird überweisung an den Parteivorstand empfohlen. -
Es ist so beschlossen. 

Bei Antrag 154 wird ebenfalls. Oberweisung an den Parteivorstand emp
fohlen. - Es ist so beschlossen. 

Bei Antrag 155 wird Annahme empfohlen. - Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 156 wird empfohlen, die Ziff. 1, 2 und 4 anzunehmen und die 
Ziff. 3 und 5. an den Parteivorstand zu überweisen. - Es erhebt sich 
kein Widerspruch. Der Parteitag bat dem Vorschlag zugestimmt. 

Der Antrag 157 ist durcl!. die Erledigung des Antrags 156 ebenfalls er
ledigt. 

Bei Antrag 1'58 wird überweisung an den Parteivorstand empfohlen. -
Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 159 wlird ebenfalls, überweisung an den Parteivorstand emp
fohlen. - Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 160 wird eine Ergänzung empfohlen, so daß die Bestimmung 
in § 8 wie folgt lauten soll: 

,,Der Parteivorstand führt innerhalb der Gesamtpartei dm Einverneh
men mit den Bezi.rk'en einen Finanzausgleich durch, um die Partei
arbeit in den leistungsschwachen Bezirken zu fördern." 

Es wir.d Annahme in dieser Fassung empfohlen. - Widerspruch erhebt 
sich nicht. Der Parteitag hat so beschlossen. (Widerspruch - Zurufe: Ab
stimmen! - Weitere Zurufe: Zweidrittelmehrheit!) 
- Wir müssen also abstimmen. 

Ich verlese noch einmal die geänderte Bestimmung .des § 8: 

,,Der Parteivorstand führt innerhalb der Gesamtpartei im Einvemeh
, men mit den Be7Arken einen Finanzausgleich durch. um dde Partei-

arbeit in den leistungsschwachen Bezirken zu fördern." 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Ich glaube, es besteht Klarheit, daß für diese Bestim
mung die Zweidrittelmehrheit eITeicht wurde. (Beifall) 

Antrag 161 :ist erledigt durch den Antrag 112. 
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' Bei Antrag 162 wird empfohlen, a) abzulehnen und b) anzunehmen. Ich 
frage den Parteitag, ob er mit diesem Vorschlag einverstanden :ist. (Nein
Rufe und vereinzelte Ja-Rufe} 

Dann kommen wir zur Abstimmung,. Wer für die Annahme des Vor
schlags ist, a) abzulehnen und b) anzunehmen, den bitte ich um Erheben 
der Stimmkarte. (Widerspruch) 

Wer also für Ablehnung von a) ist, den bitte ich um ein Zeichen. Ich 
wiederhole: Wer bei Antrag 162 für Ablehnung von a) ist, den bitte ich 
um ein Zeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Dann müssen wir 
also positiv abstimmen lassen; es ist ja eine Satzungsänderung. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung, ob bei a) in der Beitragsstaffel 
- das wäre also eine Änderung des Organ:isationsstatuts § 8 - eine Zwi
schenstufe zwischen den Beiträgen zu 3,60 und 6,~ DM eingeführt wer
den soll. Darüber müssen wir jetzt abstimmen. Dazu wäre Zweidrittel
mehrheit erford.erlich, damit diese Änderung dann im § 8 des Organ:i
saUonsstatuts vorg~nommen werden kann. Wer also für diese Zwischen
stufe ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
Ich glaube, es besteht Einigkelt, daß die Zweidrittelmehrheit erreicht ist, 
denn wir gehen ja aus von den Delegierten, die abstimmen. Damit wäre 
also a) des Antrags 162 angenommen. 

Buchstabe b) des Antrags 162 will eine Zwischenstufe zwischen den Bei
trägen zu 12 und 24 DM schaffen. Wer für diese Ergänzung des § 8 im 
Organisationsstatut ist, den bitte ich, die Stimmkarte zu erheben. - Ich 
danke und bitte um die Gegenprobe. - Auch hier ist die Zweidrittel
mehrheit erreicht. Die Ergänzungen in der Beitragsstaffel, die sich aus a) 
und b) ergeben, sind also beschlossen worden. 

Bei Antrag 163 wird Ablehnung empfohlen. - Widerspruch erhebt !lieh 
nicht. Es ist so beschlossen. 

Bei Antrag 164 wird Ablehnung empfohlen. - Widerspruch erhebt sich 
nicht. Es ist so beschlossen. 

Der Antrag 165 soll an den Parteivorstand überwiesen werden. - Der 
Parteitag ist damit einverstanden. 

Antrag 166 soll dem Parteivorstand überwiesen werden. - Der Parteitag 
ist einverstanden. 

Antrag 167 soll gleichfalls dem Parteivorstand überwiesen werden. - Der 
Parteitag ist einverstanden. 

Der Antrag 168 soll durch den Antrag 209 ersetzt werden. Ich bitte die 
Vorlag,e zur Hand zu nehmen, oder am einfachsten ist es, ich lese den 

- Antrag 209 vor: 
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„Der Stuttgarter Parteitag der Sozialdemoµatischen Partei empfiehlt 
allen Mitgliedern und Wählern der SPD, den „ Vorwärts" zu abonnie
ren. Neben den Ortsvereinen sollten auch die Distrikte den „vorwärts" 
mindestens in einem Exemplar abonnieren." 



Es wird also empfohlen, den Ant,rag 168 durch diesen Antrag 209 zu er
setzen. Wer diesem Vorschlag zustimmen will, den bitte ich um ein 
Zeichen. - Danke. Es ist so beschlossen. 

Antrag 169 soll an den Parteivorstand überwiesen werden. - Wider
spruch erhebt sich nicht. Es ist so beschlossen. 

Antrag 170 soll gleichfalls an den Parteivorstand überwiesen werden. Ich 
stelle fest, daß auch das beschlossen worden ist. Damit haben wir Punkt 7 
der Tagesordnung erledigt. 

Wir kommen zu-Punkt 8: 

Beridlt der Kontrollkommission 

Das Wort hat Adolph Schönfelder. (Beifall.) 

Adolph Schön f e I der: Genossinnen und Genossen! Mein mündlicher Be
richt kann noch kürzer sein als der schriftliche, auf den ich mich hiermit 
beziehe. Beschwerden über den Parteivorstand sind bei der Kontrollkom
mission nicht eingegangen. Der Parteivorstand hat uns über alle geschäft
lichen und sonstigen Ereignisse in der Partei immer eingehend informiert. 
Bücllet, Belege und die Rechnungen sind alle in Ordnung gewesen. Durch 
unsere Unterschrift haben wir das bestätigt. Mein Antrag geht auf Ent
lastung des geschäfts:fillu'enden Parteivorstands. (Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö II er : Wird das Wort gewünscht? - Es ist 
nicht der Fall. Es ist Entlastung des geschäftsführenden Parteivo1-stands 
beantragt. Wer für diese Entlastung ist, den bitte ich, die Stimmkarte 
zu erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. Wer ist gegen Entlastung? 
- Stimmenthaltungen? - Ich stelle also fest, daß die Entlastung ein
stimmig erteilt worden ist. Damit haben wir Punkt 8 erledigt. 
Der Punkt 9 war erledigt. 
Wir kommen zu Punkt 10: 

Sonstige Anirä.ge und Abschluß des Parteitages 
Ich bitte, die Vorlage Seite 85 zur Hand zu nehmen. 

Bei Antrag 171 wird Oberweisung an den Parteivorstand empfohlen. -
Der Parteitag stimmt zu. 

Auch bei Antrag 172 wird Oberweisung an den Parteivorstand empfohlen. 
- Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 173 wird Oberweisung an den Parteivorstand empfohlen. -
Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 174 wird Annahme empfohlen. - Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 175 wird Annahme empfohlen. - Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 176 Wird Ablehnung empfohlen. - Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 177 wird -empfohlen, in der der zweiten und dritten Zeile zu 
streichen „Verwaltung, Rechtsprechung und auf", so daß es heißen würde: 
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„Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands lenkt die Aufmerksamkeit 
auf die in allen Gebieten des öffentlichen Lebens breitwerdenden Ten
denzen der Restauration." Ist der Parteitag einverstanden, daß wir den 
Antrag in dieser Form annehmen? - Das ist der Fall. Wir haben so 
beschlossen. 

Bei Antrag 178 wird überweisung an den Parteivorstand empfohlen. -
Der Parteitag stimmt zu. 

Bei Antrag 179 wird überweisung an den Parteivorstand empfohlen. -
Der Parteitag stimmt _zu. 

Auch bei Antrag 180 wird empfohlen, ihn dem Parteivorstand zu über
weisen. - Der Parteitag' stimmt zu. 

Bei Antrag 181 lautet die Empfehlung auf Annahme. - Der Parteitag 
stimmt zu. 

Antrag 182 ist durch den Beschluß zu Antrag 181 erledigt. 
Antrag 183 ist zurückgezogen worden. 

Bei Antrag 184 wird überweisung an den Parteivorstand empfohlen. -
Der Parteitag stimmt zu. 

Die Anträge 185, 186, 187, 188 und 189 sind durch die Annahme des An
trags 201 erledigt. Bei Antrag 190 wird Oberweisung an den Parteivor
stand empfohlen. 

Zu diesem Antrag wird das Wort vom Genossen Wischnewski gewünscht. 

Hans .Jürgen Wisch n e w s k i, Köln: Liebe Genossinnen und Genossen! 
Einige ganz wenige Worte zum Antrag 190, bei dem überweisung an den 
Parteivorstand empfohlen wird: Ich darf den Parteitag darum bitten, 
diesen Antrag nicht zu überweisen, sondern hier anzunehmen. 

Das Statistische Bundesamt hat vor einigen Wochen eine Erklärung zu 
den Bundestagswahlen a1>gegeben. Darin heißt es: 

„Die Glilederung nach dei:n Alter zeigt, daß bei den jüngsten Wählern 
- und zwar sowohl bei den Männern als auch bei den Frauen - die 
SPD einen besonders starken Erfolg gehabt hat. Ihr Stimmenanteil 
nimmt mit zunehmendem Alter ab." 

Und am 31. Januar 1958 hat das Statistische Bundesamt erklärt: 

,,Die Partei mit den relativ meisten jugendlichen Wählern ist die SPD. 
Hier sind bei den Männern 198 und bei den Frauen 167 von je 1000 
Wählern noch keine 30 Jahre alt gewesen." 

Ich glaube, wir haben alle Anlaß, uns über dieses Ergebnis besonders zu 
freuen. Daraus geht eindeutig und klar hervor, daß die Sozialdemokra
tische Partei bei den jungen Wählern besonderes Vertrauen besitzt. 
(Beifall.) 

Daraus, meine Genossinnen und Genossen, ergeben sich selbstverständlich 
auch für die politische Arbeit eine Reihe von Konsequenzen. 
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Aus diesem Grund schlagen wir vor, daß noch in diesem Jahre eine 
jugendpolitische Konferenz der Jungsozialisten stattfindet, die auch not
wendig ist, um eine .Reihe von Problemen des jugendpolitischen Pro
gramms unserer Partei neu zu überdenken. Wir schlagen eine Tages
ordnung vor. Hierüber läßt sich reden. Hier gibt es selbstverständlich 
Möglichkeiten, die Dinge noch zu ändern. 
Es ist aber, Genossinnen und Genossen, bei dieser Gelegenheit notwendig, 
auch etwas anderes anzusprechen, und ich möchte das jetzt in aller Behut
samkeit tun. Die letzte zentrale Konferenz der Jungso-z;ialisten hat im 
Jahre 1952 stattgefunden. Im Jahre 1952 ist der zur Zeit noch amtierende 
Zentrale Arbeitsausschuß der Jungsozialisten gewählt worden. Ich möchte 
nicht gegen die Genossen sprechen, die damals gewählt worden sind, und ich 
möchte auch in keiner Weise gegen das Zentralsekretariat sprechen. Ich 
glaube, daß alle Genossinnen und Genossen, die damals bestellt worden 
sind, sich in einem hervorragenden Maß.e um ihre Aufgabe bemüht 
haben, aber Genossinnen und Genossen, es geht hier um einen Grundsatz. 
In der Sozialdemokratischen Partei finden alle zwei Jahre in allen Gre
mien Neuwahlen statt, und das muß auch für den Zentralausschuß .der 
Jungsozialisten gelten. Aus diesem Grund bitte ich den Parteitag herzlich 
darum, diesen Antrag anzunehmen. (Starker Beifall und Bravo-Rufe.) 

Vorsitzender Dr. Alex Möller: Genossinnen und Genossen! Wenn in einem 
solchen Falle Überiweisung an den Parteivorstand vorgeschlagen wird, 
gehe ich davon aus, daß man eine positive Erledigung wünscht. Ich meine, 
daß man nach diesen Ausführungen den ersten und den letzten Absatz 
annehmen sollte. Was eben vorgetragen worden ist, ging ja auch dahin, 
daß man über die Tagesordnung noch reden könne. 

Ich würde also meinen, daß man nun so verfahren sollte, den ersten und 
den letzten Absatz anzunehmen und den übrigen Teil des Antrags an den 
Partei.vorstand zu überweisen., damit dort eine Uberlegung wegen der 
Tagesordnung erfolgen kann. (Zustimmung. - Zurufe: Einverstanden!) 
Besteht darüber Einverständnis? (Zustimmung.) · 

Darf ich fragen, ob der Parteitag mit diesem Vorschlag einverstanden ist? 
Ich bitte dann um ein Zeichen. - Danke. - Das ist so beschlossen worden. 
(Lebhafter Beifall.) 

Antrag 191: 

Hier wird Annahme empfohlen. - Der Parteitag stimmt zu. 
Bei Antrag 192 wird Überweisung an den Parteivorstand empfohlen. -
Der Parteitag stimmt zu. 

Antrag 193: 

Auch hier wird überweisung an den Parteivorstand empfohlen. - Der 
Parteitag stimmt zu. 

Antrag 194: 

Empfehlung: überweisung an den Parteivorstand. - Es ist so beschlossen. 
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Antrag 195: 
Es wird empfohlen, diesen Antrag an den Parteivorstand zu überweisen. 
- Der Parteitag beschließt so. 

Antrag 196: 
Dieser Antrag soll abgelehnt werden. - Es ist so beschlossen. 

,/ 

Antrag 197: 
Hier wiro Überweisung an den Parteivorstand empfohlen. (Zuruf: Ich 
bitte ums Wort!) 

Zu Antrag 197? Bitte scll.ön; wer war das? (Zuruf: Genosse Nevermann!) 
Also, Genosse Nevermann, Hamburg. - Es ist der Antrag 197. 

Dr. Paul Ne ver man n, Hamburg: Genossinnen und Genossen! Ich 
möchte doch bitten, diesen Antrag anzunehmen. Ich bin für die Formu
lierung dieses Textes nicht verantwortlich, aber die Sache selbst ist 
außerordentlich wichtig. In diesem Hamburger Antrag steckt nämlich die 
Absicht, daß wir uns für den zukünftigen Bundestagswahlkampf so vor
bereiten, wie wir es mit großem Erfolg in Hamburg, in Bremen und bei 
vielen Kommunalwahlen getan haben. 
Es g,ibt eine Summe von Faktoren, die zu diesen Wahlsiegen geführt 
haben. Ei n Faktor aber, der zu verallge:rrieinern ist, war, daß wir mit 
zwei oder drei Dutzend ganz bestimmter Regierungsforderungen in den 
Wahlkampf gezogen sind, mit - wie wir es in Hamburg genannt haben 
- konkreten Regierungsleitsätzen. 

Wir sind der Auffassung, daß wir so etwa,s an konkretisiertem Regie
rungsprogramm auch für den zulcünftigen Bundestagswahlkampf brau
chen. (Lebhafter Beifall) 

Wenn wir das aber wollen, sollten wir diesen Antrag annehmen, damit 
wir nicht wieder nur einen Wahlkongreß haben, bei dem alles fertig ist 
und bei dem wir nur noch für die Gesamtpartei zustimmen können. 

Ich will einen solchen Wahlkongreß mit großer propagandistischer Wir
kung gar nicht ablehnen, Genossinnen und Genossen, aber vorher müssen 
wir ZtlSammenkommen und Gelegenheit haben, die konkreten Regie
rungsleitsätze einer zuktilnftigen Bundesregierung zu diskutieren. Wenn 
wir das aber wollen, dann sollten wir als Parteitag durch die Annahme 
dieses Antrages eindeutig kundtun, daß das nicht dem Parteivorstand 
überlassen werden soll. (Lebhafter Beifall.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Wir stim
men nun nach diesen Ausführungen des Genossen Nevermann am besten 

\ab. - Wer für Annahme des Antrags--197 (Zuruf) 

- Verzeihung, ich bin persönlich der Meinung, daß es richtiger ist, nicht 
über den Vorscltlag der Uberweisung an den Parteivorstand abzustim
men, sondern abzustimmen, ob wir diesen Antrag annehmen sollen. (Zu
stimmung) 
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Das ist eine klare Entscheidung. Die überweisung an den Parteivorstand 
ist nicht klar, weil man damit nicht bekundet, ob man der Auffasisung 
dieses Antrags zustimmt oder nicht. Es ist dann ausschließlich in die Ent
scheidung des Parteivorstandes gestellt, nun mit dem Antrag zu verfah
ren, wie er will. 

Ist der Parteitag - (Zuruf) 

Verzeihung, ich bin der Meinung, daß es eine wirklich wichtige Entschei
dung ist, eine wichtige - ndcht nur organisatorische, sondern auch poli
tische - Entscheidung. (Lebhafter Beüall) 

Ich bitte den Parteitag, damit einverstanden zu sein, daß ich über den 
Antrag 197 so abstimmen lasse, wie ich es vorgeschlagen habe. 

Wer für Annahme des Antrags ist, den bitte ich um ein Zeid:len. - Ich 
bitte um die Ckgenprobe. - Stimmenthaltungen? 

Ich stelle also fest, daß dieser Antrag einstimmig angenommen worden 
ist. (Lebhafter Beifall) 

Warum erst einen Umweg? 

Wir kommen zum Antrag 221. Der Antrag 221 ist enthalten auf der Vor
lage: 5. Nachtrag zur Vorlage Nr. 4. 
Ich erlaube mir hier den Vorschlag, den ersten Absatz, bis auf den letz:.. 
ten Satz, und aud:l den zweiten Absatz anzunehmen. 

Beim letzten Satz des ersten Absatres, der lautet: 

„Insbesondere dort, · wo noch keine sozialistischen Kinder- und 
Jugendgruppen bestehen, sollten durch die Wahl von Vertrauens
leuten für Erzdehungsfragen die Voraussetzungen für eine .baldige 
Gruppengründung geschaffen werden." 

empfehle ich überweisung an den Parteivorstand - also nur dieses Teils 
des Antrags -. weil überlegt werden muß, ob es nicht aud:l noch andere 
VorauBSetzungen gibt. Wir sollten doch nicht von vornherein eine sold:le 
Festlegung vornehmen. Das müßte doch wt>hl im Parteivorstand sorgfäl
tig überlegt und geprüft werden. Aber die übrigen Teile des Antrags 
kann man meines Erachtens nid:lt einfach dem Parteivorstand überweisen. 

Auch hier handelt e.s sid:l um eine politische Willensäußerung. Deswegen 
empfehle ich, alle anderen Teile des Antrags anzunehmen. 

Wird zu diesem Vorsch1ag das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 
:qann stimmen wir ab. 

Wenn der Parteitag mit dem gemachten Vorschlag einverstanden ist, bitte 
ich um ein Zeichen durch Erheben der Stimmkarte. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? 

Bei einigen Stimmenthaltungen ist der Vorsd:llag vom Parteitag angenom
men worden. 

Die Kontrollkommission teilt mit, daß sie sich gemäß § 29 des Statuts 
neu konstituiert hat. 
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Zum Vorsitzenden wurde gewählt Adolph Schönfelder, Hamburg, Kleist
straße 7. Zum Schriftführer Walter Damm. - Ich gebe dem Parteifiag 
hiervon Kenntnis. 
Genossinnen und Genossen! Damit kein Mißverständnis aufkommt: Ich 
habe heute früh bei Bekanntgabe des Wahlergebnisses mitgeteilt, daß wir 
das vollständige Protokoll, das die Mandatsprüfungskommission hierzu 
erstellt hat, abziehen lassen und verteilen. Leider ist nicht unserem 
Wunsche entsprechend verfahren worden. Als dann die Unterlagen aus
gehändigt wurden, die Sie inzwischen bekommen haben, :tiaben wir sofort 
veranlaßt, daß das gesamte Protokoll abgezogen wird (Beifall), damit Sie 
auch die anderen Ergebnisse kennenlernen, die Sie doch auch wissen 
müssen. Das ist doch sonst nur ein halbes Ergebnis, das da ausgehändigt 
worden ist. (Beifall.) Es ist aber nicht ganz einfach, sich mit Wünschen 
gegenüber dem Büro durchzusetzen. (Heiterkeit. - Lebhafter Beifall.) 
Ich hoffe, Genossinnen und Genossen, nachdem sich unsere Genossinnen 
hier vom Präsidium sehr bemüht haben, das Abziehen und Verteilen 
zu veranlassen, daß das in den nächsten Minuten geschieht. Das wollte 
ich noch mitteilen. 
Genossinnen und Genossen! Bevor ich dem ersten Vorsitzenden der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Erich Ollenhauer, das Wort 
zu seiner Schlußansprache gebe, darf ich fragen, ob sonst zum Punkt 10 
der Tagesordnung noch das Wort gewünscht wird. Es scheint mir besser 
zu sein, das jetzt zu tun als zu einem späteren Zeitpunkt. 

Eine Wortmeldung? - Ich bitte um den Namen. (Zuruf.) 

Bitte, wenn hier jemand sprechen will, kann er sprechen. Bitte, Genossen, 
wie ist der Name? (Zurufe: Löwinger!) 

Genossin Löwinger hat das Wort. 

Eltriede Löwin g er, Abensberg/NDB. Liebe Genossen und Genossin
nen! Ich möchte diesen Parteitag nicht beendet sehen, ohne daß im 
Namen aller Genossinnen draußen in den Bezirken unserer Herta Gott
helf gedankt wird (lebhafter Beifall), gedankt wird für eine 39jährige 
Tätigkeit im Parteivorstand, für eine Arbeit, die wahrhaftes Dienen für 
die Idee der Sozialdemokratischen Partei war. 

Wir kleinen Funktionärinnen draußen in den Bezirken empfinden es 
schmerzlich, daß unsere Herta nicht mehr gewählt wur_de, denn Herta 
war die Seele, ja, die Mutter der gesamten Frauenarbeit. (Lebhafter, 
langanhaltender Beifall.) 
Nicht nur politisch, sondern mehr noch menschlich war der Kontakt zu 
Herta Gotthelf. Sie war für alle da, sie hatte für jeden persönlichen 
Schmerz Verständnis. Der direkte Kontakt der kleinsten Funktionärin 
draußen zu Herta Gotthelf war doch das, was die Frauenar-beit so frucht
bar machte. (Langanhaltender, lebhafter Beifall.) 
Ich habe nun eine persönliche Bitte an Herta Gotthelf im Namen gerade 
dieser kleinen Funktionärinnen draußen: Bitte, Herta, führe Deine Arbeit 
weiter! Sei für uns da; wir haben Dich so bitter nötig! - Danke schön! 
(Lebhafter, langanhaltender Beifall.) 
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Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er: Genossinnen und Genossen! Bei Beginn 
des Parteitages habe ich bereits darauf hingewiesen, daß die Protokolle, 
die ausgehändigt werden, unkorrigierte Protokolle sind und deswegen 
keinen Anspruch auf Gültigkeit haben. Sie haben erst dann Anspruch 
auf Gültigkeit, wenn sie korrigiert wurden und dann in der endgültigen 
Fassung vorliegen. Ich sage das insbesondere deswegen, weil auf Seite 440 
auch Stimmergebnisse nicht richtig wiedergegeben sind. Man muß das ja 
heute sagen, weil man nicht weiß, was sonst Herr Adenauer und seine 
Leute aus solchen Sachen machen. 

Genossinnen und Genossen! Wird sonst noch das Wort zu Punkt 10 der 
Tagesordnung gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 
Dann bitte ich Erich Ollenhauer, zu uns zu sprechen., (Starker, anhalten
der · Beifall.) 

Erich O 11 e n h a u e r : Genossinnen und Genossen! Wir stehen am 
Schluß unseres Stuttgarter Parteitages. Wir haben eine sehr harte Ar
beitswoche hinter uns; wir haben sehr intensive Beratungen geführt; 
wir haben ein sehr umfangreiches Arbeitsprogramm abgewickelt, und 
wir haben bei verschiedenen Punkten in den politischen und organisa
torischen Fragen, sehr umfangreiche, zum Teil kritische Diskussionen 
gehabt. Wir haben während dieses Parteitages auch unter außergewöhn
lichen Belastungen gestanden, die wir vor all~m gestern abend empfun
den haben, als wir in diesem Hause eine Trauerfeier für Wilhelm Mellies 
durchgeführt haben. 
Es war für uns alle nicht leicht, alles das aufzunehmen und zu erledigen. 
Es ist aber geschehen. Ich glaube, wir können darauf stolz sein. Ich 
möchte zunächst <len Parteitag bitten, daß wir am Schluß unserer Tagung 
unserem Genossen Erwin Schoettle, der durch seine Krankheit verhindert 
war, an diesem Parteitag teilzun~hmen, unsere herzlichsten Grüße und 
unsere besten Wünsche für seine baldige Wiederherstellung übermitteln. 
(Starker Beifall.) 
Ich möchte allen Teilnehmern des Parteitages, in erster Linie den Dele
gierten, herzlichst danken für die Arbeitsleistung, die sie vollbracht ha
ben. Die Durchführung unseres Programms war nur möglich durch die 
Bereitschaft aller, diese umfangreiche Arbeit zu erledigen, um zu Resul
taten zu kommen, die uns für unsere weitere _Arbeit wichtige Grund
lagen geben. 
Ich möchte an dieser Stelle all denen danken, die an der Vorbereitung 
und an der Durchführung des Parteitages mitgewirkt haben: der Stadt 
Stuttgart, dem Land Baden-Württemberg. Wir haben hier in der Lieder
halle eine Arbeitsstätte gefunden, die uns die Arbeit wesentlich erleich
tert hat. Ich möchte unseren ausländischen Gästen für das danken, was 
sie uns in ihren Begrüßungsansprachen an Anregung gegeben haben, 
aber auch für das große Interesse, mit dem sie unseren Verhandlungen 
gefolgt sind. Das ist ein großer Gewinn. Denn wir brauchen in der 
internationalen sozialistischen Arbeiterbewegung mehr Kenntnis von
einander (Beifall.) und mehr Verständnis für die Auffassung und Motive, 
die die Politik der einzelnen Parteien bestimmen. Es mag sein, daß wir 
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in einzelnen wichtigen Fragen nicht immer einer Meinung sind und daß 
wir darüber zu diskutieren haben. Aber es ist wichtig, daß wir diese 
Diskussionen führen und die daraus notwendig werdenden Entscheidun
gen in Kenntnis der Argumente und Überlegungen aller Beteiligten tref
fen. (Beifall.) 
Ich möchte danken den Vertretern von Presse, Rundfunk und Fernsehen 
für die publizistische Unterstützung unserer Arbeit, die sie uns in diesen 
Tagen geboten haben. (Beifall.) 

Wir haben auch diesen Gästen eine erhebliche Arbeitslast zugemutet, 
und wir haben ihnen wenig Gelegenheiten zu Entspannungen geben 
können. Es war nicht anders zu machen. Unser Dank ist deshalb um 
so aufrichtiger, wobei ich allerdings hinzufüge, daß dieser Dank nicht 
heißt, daß ich mich mit allen Kommentaren einverstanden erklären 
möchte, (Beüall.) die über den Sinn und die Bedeutung unserer Bera
tungen und Beschlüsse veröffentlicht worden sind. Auch wünschte ich 
manchmal, daß man nicht die Verhandlungen des Parteitages benutzt, um 
vorher festgelegte Meinungen zu publizieren, sondern daß man aus den 
Beratungen und Beschlüssen Einsichten über das, was das Wesen und der 
Sinn der Politik der Sozialdemokratischen Partei ist, gewinnt. (Beifall.) 
Ich möchte unserer Parteicirganisatiort in Stuttgart für die Kundgebung 
am letzten Sonntag und für die vielfältige Arbeit, die wir ihr bei der 
Durchführung und der Vorbereitung unseres Parteitages zugemutet ha
ben, danken, (Beifall.) und ich möchte ein Wort des speziellen Dankes an 
die Genossinnen und Genossen sagen, die so unermüdlich und zuver
lässig den Ordnungsdienst in diesem Hause durchgeführt haben. (Beifall.) 

Ich möchte den Genossinnen und Genossen danken, die hinter der Bühne 
in der großen Maschinerie, die ein solcher Parteitag erfordert, tätig ge
wesen sind. (Beifall.) Sicher hat es hier und da Pannen gegeben; aber 
ich glaube, auch die Feststellung dieser Mängel soll uns nicht hindern, 
anzuerkennen, daß diese Leistung nur möglich war, weil unsere Genos
sinnen und Genossen in diesem Teil des Parteitages mit ihrer ganzen 
Kraft und Hingabe versucht haben, eine große Aufgabe befriedigend zu 
lösen. (Beifall.) 

Ein Wort des Dankes an die Mandatsprüfungskommission. Auch sie hat 
es nicht immer leicht gehabt. Aber immerhin: Ich glaube, wir haben 
anzuerkennen, daß sie uns die Durchführung des Parteitages, vor allen 
Dingen der Wahlen, durch ihre Arbeit ermöglicht hat. 

Schließlich, Genossen, wenn wir uns jetzt fragen: Was bedeutet dieser 
Parteitag für unsere Partei, wie sollen wir ihn in unsere aktuelle Arbeit 
eingliedern und welche Rolle wird er bei einer späteren rückschauende~ 
Betrachtung spielen? - Ich glaube, man muß objektiverweise feststellen, 
daß dieser Parteitag eine große sachliche Leistung zur Klärung der Auf
fassungen der Sozialdemokratie zustande gebracht hat. Wir haben hier 
die wichtigsten und im Augenblick im Vordergrund stehenden Probleme 
der Politik diskutiert - Außenpolitik,' Wehrpolitik; die Politik der Wie
dervereinigung, Kulturpolitik. Es ist eine Tatsache, die nicht aus der Welt 
geschafft werden kann, daß in diesen Fragen der Parteitag entweder ein
stimmig oder fast einstimmig nach Debatten und Auseinandersetzungen 
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Richtlinien festgelegt hat, die. die Partei auf dem Wege der Klärung und 
Konkretisierung ihrer Aufgaben ein großes Stück vorangebracht haben. 
Wir haben uns hier - sozusagen in der Ersten Lesung - unterhalten 
über das Grundsatzprogramm. Es ist nun in der Partei in der Diskussion. 
Ich möchte wiederholen, was ich am · Anfang des Parteitags in meiner 
Eröffnungsrede gesagt habe: Helfen wir mit, daß diese Diskussion zu 
einer Vertiefung des geistigen Lebens in der Partei führt, damit wir, 
wenn wir im nächsten oder übernächsten Jahr, je nachdem, wie die 
leitenden Körperschaften der Partei entscheiden, dann auf Grund einer 
solchen Auseinandersetzung in der Partei zu einem Beschluß über das 
Grundsatzprogramm kommen, der uns allen die überzeugung gibt, daß 
damit die Partei eine neue feste Grundlage für ihre politische Arbeit 
erhalten hat. Wir haben die notwendigen Beschlüsse auf organisatori
schem Gebiet gefaßt; auch hier nicht ohne Auseinandersetzung. Aber alles 
in allem: Der Parteitag hat mit großer Einmütigkeit und mit großer 
Mehrheit die Neugestaltung der führenden Gremien der Partei, des 
Parteivorstandes und des Parteiausschusses angenommen. Wir haben 
auch auf diesem Gebiet aus der vorangegangenen Parteidiskussion Kon
sequenzen gezogen. Es ist ein Versuch, den wir besphlossen haben. 

Es kommt darauf an, daß wir alles tun sowohl als Mitglieder dieser 
Körperschaften wie auch als Funktionäre dieser Partei, damit das von 
uns gesteckte Ziel, die Partei in ihrer Spitze repräsentativer, effektiver 
und arbeitsfähiger zu machen, auch tatsächlich erreicht wird. Es genügt 
nicht der Beschluß. Es erfordert den guten Willen von allen Seiten, in 
dieser Richtung wirksam zu s~in. 

Ich halte diesen Parteitag für einen großen Gewinn und für einen we
sentlichen Fortschritt in der politischen Entwicklung unserer Partei. 

Ich möchte hinzufügen: Ich wünsche sehr, daß die Partei - hier reprä
sentiert durch ihre Delegierten - die gefaßten politischen und organi
satorischen Beschlfu;se nun auch zur Grundlage ihrer politischen und 
organisatorischen Arbeit macht und sich dagegen- zur Wehr setzt, daß 
diese Beschlüsse wieder abgewertet werden. (Beifall.) 

Wir werden, wenn wir mit diesen Beschlüssen in den Kampf des All
tags gehen, in die rauhe Luft der Wahlkämpfe für die Landtagswahlen 
in den nächsten Monaten, ein konzentriertes Trommelfeuer unserer poli
tischen Gegner erleben. (Zuruf: Wir trommeln auch!) Den Auftakt haben 
wir bereits in diesen Tagen und gestern durch die Reden von Herrn 
Adenauer ~leben können. Herr Adenauer ist über den Verlauf dieses 
Parteitags und seine Resultate erschüttert. (Zurufe.) 

Ich hoffe, daß diese Beschlüsse des Parteitags nicht nur Herrn Adenauer 
erschüttern, sondern die Position der CDU als dem heute vorherrschen
den Faktor in der Bundesrepublik. (Starker Beifall.) Das ist unsere aktive 
und offensive Aufgabe. 

Wir haben uns - ich möchte sagen - in wichtigen Fragen erst zusam
menraufen müssen, soweit es politische und organisatorische Lebens
fragen der Partei waren. Jetzt ist die Enti;;cheidung gefallen! 
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Jetzt gilt es, diese Po1itik und ihre Konsequenzen dem Gegner gegen
über nicht nur zu verteidigen, sondern offensiv ins Volk hinauszutragen. 
(Stank:er Beifall) 
Ich fürchte die sachliche Auseinandersetzung nicht, denn ,ich glaube, 
unsere Beschlüsse entsprechen den Notwendigkeiten und sind vernünftig, 
weil sie mit den Lebensinteressen der großen Mehrheit unseres Volkes 
übereinstimmen. Aber wir werden es ja auch wieder mit den Adenauer
sehen Reden und mit dem Versuch der Diffamierung nicht nur von poli
tischen Beschlüssen, sondern auch von Personen zu tun haben. Gestern 
ist der Kanzler wieder auf seine beliebte Methode zurückgekommen, 
die führenden Persönlichkeiten der Sozialdemokratie mit Zensuren zu 
bedenken. Er findet, daß der eine oder andere von uns an der Spitze 
ganz erträglich, während ein anderer eine große Gefahr sei. Ich will 
eines sagen: Die Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei und die 
führenden Vertreter der Sozialdemokratischen Partei bestimmt nicht 
Herr Adenauer, sondern allein die Sozialdemokratische Partei. (Bravo!
Rufe und starker Beifall.) 
Ich möchte den Bundeskanzler und seine Propagandagehilfen in ihrem 
Interesse davor warnen, auf dem Wege der Diffamierung einzelner 
unserer führenden Funktionäre weiterzugehen. Ich denke daran, in wel
cher Weise man jetzt dn der Öffentlichkeit wieder das Spiel beginnt, 
zum Beispiel Herbert Wehner als früheren Kommunisten, als den Bür
gerschreck hinzustellen. Herbert Wehner steht in der deutschen Öffent
lichkeit zur Diskussion mit den politischen Ansichten und Auffassungen, 
die er hier vertreten hat und die wir gebilligt haben. (Bravo! und starker 
langanhaltender Beifall) 
Wenn Herr Adenauer es will, dann werden wir nicht mehr mit dem Bun
deskanzler, sondern mit dem Separatisten Adenauer aus dem Jahre 1923 
reden. (Langanhaltender stürmischer Beifall) 

Wir weichen dem Kampf nicht aus. Wir werden uillSeren Weg gehen, so 
wie wir ihn uns überlegt und beschlossen haben. Ich bin überzeugt, daß 
von diesem Parteitag eine offensive Haltung ausgehen wird, die die 
ganze Partei erfüllen wird. Wir müssen aber dafür sorgen, daß wir 
innerhalb der Partei den Geist der Kameradschaft, den Geist der Soli
darität, den Geist des Willens zum Gemeinsamen zur Grundlage unserer · 
Überlegungen machen, (Beifall) weil darin unsere Stärke liegt und im
mer liegen wird. , 

Laßt mich, liebe Genossinnen und Genossen, noch ein Wort sagen zu den 
Mitg1iedern unseres früheren Parteivorstandes und der Kontrollkommis
sion, die wir nicht mehr in diesen Körperschiaften sehen, weil die Wahl 
gegen sie entschieden hat. Ich möchte ein Wort des Dankes sagen iiür die 
vergangene Arbeit an Willi Birkelbach, der auf seine Kandidatur für den 
Parteivorstand verzichtet hat, an Marianne Gründer, an Franz Neu
mann, an Franz Bögler (Beifall) und an den Genossen Christian Wittrock, 
der bisher der Kontrollkommission angehörte. Alle diese Genossinnen 
und Genossen haben in den vergangenen Jahren mit uns nach ihren 
besten Kräften zusammengearbeitet. Sie haben ihre Erf.ahrungen, ihre 
-Fähigkeiten, ihre Energie in den Dienst dieser Aufgabe gestellt, und wir 
danken ihnen dafür. (Beifall.) 

478 



Sie sind lange genug in der Partei. Jeder einzelne von ihnen ist ein Stück 
Parteigeschichte, wenn ich an Franz Neumann und Franz Bögler z. B. 
denke. (Beifall) und sie wissen, daß es nun einmal in einer Partei wie 
unserer, die demokratisch ist, so ist wie es ist, daß man kein Mandat für 
unabsehbare Zeit hat und daß dann, wenn man in einer bestimmten 
Situation nicht mehr eine bestimmte Funktion ausüben kann, der Partei 
an anderen Plätzen in derselben Weise dienen kann. (Beifall.) 

Laßt mich - Ihr werdet es verstehen - ein paar Worte sagen zu Fritz 
Heine und Herta Gotthelf. Ihr habt Fritz Heine schon durch Eueren 
Beifall zu seiner Erklärung gedankt, und eben ist für Herta Gotthelf 
ein warmes Wort gesagt worden. Ich möchte das unterstreichen. Aber ich 
möchte noch beiden ein persönliches Wort sagen, weil wir so lange Jahre 
täglich im Parteivorstand und vorher unter sehr schwierigen Umständen 
in der Zeit des Naziregimes persönlich und freundschaftlich zusammen 
waren. Es ist für mich ein persönliches Bedürfnis, bei.den, und ich hoffe 
im Namen aller, herzlich zu danken für das, was sie in ihrer außerordent
lichen Leistung für unsere gemeinsame Sache, für d:ie deutsche Sozial
demokra tiie getan habeyi. (Starker Beifall) 

Für beide ist das nach meiner überzeugung kein Abschiedswort, denn 
die Partei kann auf Menschen wie Herta Gotthelf und Fritz Heine in 
ihrem eigenen Interesse auch in Zukunft nicht verzichten. (Starker Bei
fall.) Wir werden uns gemeinsam mit ihnen, sicher nach dem Willen des 
Parteitages zu überlegen haben, in welcher Weise und in welcher Form 
wir uns ihre Mitarbeit auch in Zukunft für unsere Partei wirksam er
halten können. 

Ich möchte zum Schluß kommen. Alles in allem war dieser Parteitag ein 
Gewinn in bezug auf die organisatorische und auf die politische Situa
tion, in die unsere Partei gestellt ist. Vielleicht ist das nur eine Hoff
nung. Aber wir werden uns ja zu bewähren haben in den nächsten Mona
ten, jeder an seinem Platz in den Kämpfen, bei denen das Resultat klar 
und deutlich abgelesen werden kann an den Wahlziffern. Ich hoffe, daß 
diese Wahlresultate das bestätigen, was wir erhoffen: Eine Stärkung, 
einen weiteren Vormarsch der Sozialdemokratie in den wichtigsten Ge
bieten unserer Bundesrepublik. 

Und ein letztes Wort: Ich möchte unserem Präsidium danken (Beifall), 
danken unseren vier Genossinnen, die unseren beiden Präsidenten so 
tapfer und fleißig zur Seite gestanden haben. Ich glaube, im Namen aller 
männlichen Teilnehmer zu sprechen, daß wir uns unter dieser weiblichen 
Mehrheit des Präsidiums sehr wohlgefühlt haben:, (Beifall.) 

Dann möchte ich aber danken vor allem, unseren beiden Präsidenten 
Max Brauer und Alex Möller. (Beifall.) 

Ich bin nicht ganz sicher, ob sie beide gewußt haben, was wir ihnen 
aufbürdeten, als wir sie baten, den Vorschlag für die Präsidentschaft die
ses Parteitags anzunehmen. In jedem Fall: Wir haben ihnen zu danken, 
daß sie auf diesem arbeitsreichen Kongreß in so vorbildlicher Weise die 
Geschäfte geführt haben. (Beifall.) 
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Wir gehen jetzt auseinander, aber wir bleiben miteinander verbunden 
in der täglichen Arbeit und in den politischen Aufgaben. Vor allem wer
den wir uns zu treffen haben in den großen Kämpfen der nächsten 
Monate; angefangen in Nordrhein-Westfalen über die anderen Länder
wahlen, bis wir Ende dieses Jahres in Berlin von neuem die sozialdemo
kratische Mehrheit zu bestätigen haben. (Starker Beüall.) 

Unsere Parore heißt: Vorwärts zum Angriff! vorwärts zum Sieg! (Lang-' 
annaltender, starker Beifall - Die Anwesenden erheben sich von ihren 
Plätzen.) 

Vorsitzender Dr. Alex M ö 11 er : Genossinnen und Genossen! Wir sind 
am Ende des 8. Parteitages der Sozialdemokratischen Partei Deutsch
lands der Nachkriegszeit. Nur wer von der Tatsache ausgeht, daß diese 
demokratische ·Partei eine Mitglieder- und Funktionärspartei ist, wird 
begreifen können, daß sich dieser Parteitag nicht aus Nickemännern zu
sammensetzt, sondern aus Frauen und Mänfiern, die in verantwortlicher 
Entscheidung ihre Auffassung zu dep. wichtigsten politischen Fragen der 
Jetztzeit dokumentierten. 

Genossinnen und Genossen! ,,Freiheit in der Diskussion, Einheit in der 
Aktion" ist von Fritz Erler vor einigen· Tagen hier als Parole verkündet 
worden. Wir haben diese Freiheit in der Diskussion in Anspruch genom
men. Und wenn wir jetzt hinausgehen ins Land zu unseren Ortsvereinen, 
zu unseren Mitgliedern und zu unseren Funktionären, dann werden wir 
auch die Einheit in der Aktion herstellen müssen. Und das Nahziel die
ser Aktion lautet: Beseitigung des Adenauer-Systems! Freiheit und 
Frieden! Wiedervereinigung Deutschlands 1 

Genossinnen und Genossen! Wir wollen hinausgehen und woll~n für 
dieses Ziel kämpfen. 

Es lebe die Deutsche Sozialdemokratie! Es lebe die Sozialistische Inter
nationale! 

Der Parteitag ist geschlossen! 

(Lebhafter, langanhaltender Beifall. Die Delegierten erheben sich von den 
Plätzen und singen das alte Kampflied „Brüder, zur Sonne, zur Freiheit!") 

(Schluß des Parteitages: 10.51 Uhr.) 
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ANHANG 

KUNDGEBUNGEN UND BESCHLUSSE 

Für eine Welt der Freiheit und des Friedens 

Der Parteitag sieht in dem atomaren Wettrüsten in der Welt und den 
damit verbundenen zunehmenden Spannungen zwischen West und Ost 
eine tödliche Gefahr für die. Menschheit. 

Der Parteitag fordert daher unverzügliche Verhandlungen zwischen West 
und Ost über eine schrittweise, kontrollierte Abrüstµng der atomaren und 
konventionellen Waffen. Gleichzeitig sollte der Versuch unternommen 
werden, durch Verhandlungen die Möglichkeiten für eine Entspannung 
durch die Schaffung militärisch verdünnter Zonen, vor allem in Europa, 
zu untersuchen. 
Jeder Fortschritt in der Frage der Abrüstung und in der Frage der Ent
spannung wird die Lösung anderer politischer Probleme, vor allem auch 
die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands, erleichtern. 

Der Parteitag verurteilt den Beschluß der Bundestagsmehrheit vom 
25. März 1958 über die atomare Ausrüstung der Bundeswehr. Die Ein
beziehung der Bundesrepublik in das atomare Wettrüsten gefährdet die 
Sicherheit des deutschen Volkes und zerstört die Aussichten für eine 
friedliche Wiedervereinigung Deutschlands. 

Der Parteitag billigt die Politik des Parteivorstandes und der Bundes
tagsfraktion und fordert die leitenden Körperschaften der Sozialdemo
kratie auf, den Kampf gegen die Verwirklichung des Bundestagsbeschlus
ses vom 25. März mit allen gegebenen verfassungsmäßigen Mitteln inner
halb und außerhalb des Parlaments fortzusetzen. 

Der Parteitag betont seine Verbundenheit mit den in der Bewegung 
,,Kampf dem Atomtod" tätigen Männern und Frauen, die gegen die töd
lichen Gefahren der Atomrüstungspolitik der gegenwärtigen Bundes
regierung unerschrocken eintreten. Die Sozialdemokratische Partei wird 
auch weiterhin die Bewegung gegen den Atomtod mit allen Kräften 
unterstützen. 

• 
Der Parteitag dankt den Sozialdemokraten in den Ländern und Gemein
den, die die Initiative ergriffen haben, um Volksbefragungen über die 
atomare Aufrüstung einzuleiten. Der Parteitag sieht in dieser Initiative 
die Entschlossenheit aller Sozialdemokraten, den Kampf gegen die ato
mare Aufrüstung auf der breitesten Basis weiterzuführen. 
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Der Parteitag verurteilt das Vorgehen der Bundesregierung gegen die 
Volksbefragung in den Ländern. Der Betrug an den Wählern am 15. Sep
tember 1957 ·soll jetzt durch verfassungsrechtliche Kontroversen ver
schleiert werden. Das Vorgehen der Bundesregierung ist eine ernsthafte 
Gefährdung demokratischer Grundrechte der Bürger in der Bundes
republik. 

• 
Die Zuspitzung der innenpolitischen Situation ist das Resultat der Aus
weglosigkeit der Außenpolitik der Regierung Adenauer. Das Festhalten 
an einer Militärpolitik, die angesichts der Entwicklung der internatio
.nalen Lage und der Entwicklung der modernen Massenvernichtungs
waffen zum Scheitern verurteilt ist, muß auch die wirtschaftliche Stabili
tät und die soziale Sicherheit in der Bundesrepublik gefährden. Die 
Sozialdemokratie wird sich mit aller Entschiedenheit gegen jeden Ver
such der Untergrabung der freiheitlich demokratischen Ordnung zur 
Wehr setzen. 

• 
Die sozialdemokratische Alternative zur Rüstungs- und Blockpolitik ist 
eine Politik des ernsthaften Verhandelns über Abrüstung und Entspan-:
nung, eine Politik der Normalisierung der Beziehungen zu anderen Re
gierungen und Völkern und eine weltweite Politik der Förderung des 
friedlichen Aufbaues in den Entwicklungsländern in Asien und Afrika, 
damit im Geist der Selbstbestimmung und der Partnerschaft auf der 
Grundlage der gegenseitigen Achtung eine Welt der Freiheit und des 
Friedens sich entwickeln kann. 

· Allein eine solche Politik kann nach den verhängnisvollen Resultaten 
der Politik der heutigen Bundesregi-erung die Atmosphäre und die Vor
aussetzungen für neue erfolgreiche Versuche schaffen, die Wiedervereini
gung Deutschlands in gesicherter Freiheit zu erlangen. 

Die Sozialdemokratie ist bereit, mit allen politischen Kräften in der 
Bundesrepublik zu.sammenzµarbeiten, die gewillt sind, auf dieser Grund
lage einen konstruktiven Beitrag zur Abrüstung und Entspannung und 
zur Vorbereitung der Wiedervereinigung Deutschlands zu leisten. 

Wiedervereinigung Deutschlands 
bleibt lebensnotwendig für Deutsdlland und Europa 

1. Deutschlands Spaltung droht zur endgültigen Teilung Deutschlands zu 
werden. Die vier Mächte haben ihre eigenen militärstrategischen Planun
gen im Ost-West-Konflikt ihren Verpflichtungen zur Wiederherstellung 
der staatlichen Einheit Deutschlands übergeordnet. Das geteilte Deutsch
land ist Faustpfand und militärisches Vorfeld der Mächte geworden. Die 
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Regierung der Bundesrepublik hat dieser Entwicklung Vorschub gelei
stet. Sie gab der militärischen Einschmelzung der Bundesrepublik in die 
NATO den Vorrang vor tatkräftigen Bemühungen um Verhandlungen 
zur Wiedervereinigung Deutschlands in gesicherter Freiheit. Mit dieser 
Haltung hat die Bundesregierung es der Sowjetzonenregierung erleich
tert, den von ihr beherrschten Teil Deutschlands zu einem separaten 
Staat zu deklarieren. Durch die fortschreitende Eingliederung der Bun
desrepublik in die NATO und die Beteiligung der ;Bundesrepublik am 
atomaren Wettrüsten wird der kommunistisch beherrschte Teil Deutsch
lands mehr und mehr vom übrigen Deutschland isoliert. Seine Macht
haber sind die Nutznießer der Vertiefung der Spaltung Deutschlands. 

2. Für das Zusammenleben des deutschen Volkes und für eine europäische 
Friedensordnung bleibt die Wiedervereinigung Deutschlands in gesicher
tj;!r Freiheit unentbehrlich. Deutschland ist im Zustand der Spaltung ein 
Konfliktsherd. Das deutsche Volk wird ohne die Oberwindung der Tei
lung Deutschlands nicht in freier Selbstbestimmung eine gesellschaftliche 
Ordnung bauen können, die allen Mitbürgern das Recht auf die Unan
tastbarkeit ihrer Menschenwürde, die volle Entfaltung ihrer Persönlich
keit, gleiche Startbedingungen, gleiche Bildungs- und Aumtiegsmöglich
keiten gewährleistet. Für die arbeitenden Menschen und für die Jugend 
unseres Volkes ist aber eine solche Ordnung lebenswichtig. Nur mit einer 
solchen für das ganze Volk gültigen gesellschaftlichen Ordnung ist ein 
Deutschland zu schaffen, das nach innen und außen die Wiederholung 
der Schrecken der Vergangenheit ausschließt. 

3. Deutschland darf nicht das Atom-Aufmarschgelände der Großmächte 
werden. Deutschland darf nicht zur treibenden Kraft des Wettrüstens 
werden. Die Sozialdemokratische Partei appelliert an alle Menschen in 
der Welt, die den Frieden und die Verstämiigung der Völker wünschen, 
dem deutschen Volk bei der Oberwindung der Spaltung zu helfen und 
damit einen entscheidenden Beitrag zur Bewahrung des Friedens zu 
leisten. Die Sozialdemokratische Partei richtet an alle sozialistischen 
Parteien und an die Organisationen der Arbeitnehmer die brüderliche 
Bitte, einer Fehlentwicklung entgegenzuwirken, die das geteilte Deutsch
land unweigerlich zu einem Herd schwerster Gefährdung des Friedens 
in Europa und zu einem Hindernis-gegen den sozialen Fortschritt machen 
würde. 
4. Wenn es gelingt, 

a) die heute noch getrennten Teile Deutschlands· in eine atomwaffen
freie Zone _einzugliedern, 

b) die heute noch. in Deutschland und in ·den östlichen Nachbarstaaten 
stationierten ausländischen Truppen Zug um Zug gleichwertig zu 
vermindern, 

c) die ganze atomwaffenfreie Zone Mitteleuropas schließlich von frem
den Truppen zu räumen und für die eigenen Truppen der an der 
atomwaffenfreien Zone beteiligten Staaten Höchststärken festzuset-
zen und zu kontrollieren, · 

würden Voraussetzungen für eine gesamteuropäische Sicherheitsordnung 
geschaffen. Diese Schritte zur Entspannung würden der Bewahrung des 
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Friedens in Europa dienen. Das Zusammenleben der Völker und Staaten 
Europas im Rahmen der Satzungen der Vereinten Nationen würde geför
dert. Es wäre damit ein Rahmen geschaffen, in dem die Teile Deutsch
lands sich einander annähern könnten. Die friedliche Wiedervereinigung 
Deutschlands in gesicherter Freiheit würde möglich. Kein Nachbarstaat 
und keine der Großmächte hätten eine Einbuße an ihrer eigenen Sicher
heit zu befürchten. 

5. Die Sozialdemokratische Partei erblickt in Bemühungen um eine mili
tärische Entspannung und um die Einstellung des Wettrüstens die Vor
aussetzungen für die Entwicklung neuer Ansatzpunkte zur Wieder
vereinigung Deutschlands. Sie wird jeden geeigneten Schritt in dieser 
Richtung unterstützen und sich selbst beharrlich für eine Politik der 
Entspannung, der internationalen Verständigung und der friedlichen 
Wiedervereinigung einsetzen. Die SPD begrüßt dankbar die Bemühungen 
der britischen Labour Party und des Zentralrates der Gewerkschaften 
Großbritanniens, den Weg für eine internationale Entspannung in Mittel
europa- zu bahnen. Die SPD gedenkt mit Dankbarkeit der wiederholten 
Bekundungen der sozialdemokratisch geführten Regierungen der Länder 
Skandinaviens, solche Schritte zur Entspannung in Mitteleuropa fördern 
zu wollen. Die Wiedervereinigung Deutschlands in gesicherter Freiheit 
liegt im gemeinsamen Interesse des deutschen Volkes und der Nationen 
Europas. Ihre Verwirklichung wird ein entscheidender Schritt zur fried
lichen Zusammenarbeit aller Völker Europas sein. Die Forderung nach 
der Wiedervereinigung darf nicht zum Vorwand für die Fortsetzung des 
Wettrüstens genommen werden. Sie darf nicht mißbraucht werden, um 
militärisch-machtpolitische, ideologische oder wirtschaftliche Internssen zu 
vernebeln. 

6. Es bedarf unüberhörbarer Willenskundgebungen des deutschen Volkes, 
um die vier Mächte dazu zu bewegen, den Weg zur Wiedervereinigung 
Deutschlands in gesicherter Freiheit freizugeben. Die Bevölkerung der 
Bundesrepublik muß dabei vorangehen. Sie muß im Bund und in den 
Ländern endlich eine der Wiedervereinigung dienende Politik erzwingen. 
Sie muß selbst alle Möglichkeiten ausnützen, um den Zusammenhalt der 
Deutschen auch über die trennende Zonengrenz~ hinweg aufrechtzuerhal
ten und immer wieder zu erneuern. Es muß gelingen, 

a) Maßnahmen zur Verklammerung der Teile Deutschlands durchzuset
zen, die wirtschaftlich, sozialpolitisch und kulturell die inneren Bin
dungen stärken und die der Auseinanderentwicklung der Teile ent
gegenwirken, 

,b) den Kalten Krieg und die ideologische Verhetzung innerhalb Deutsch
lands zu überwinden, 

c) die Kombination von Schritten der vier Mächte und der beiden Teile 
Deutschlands zustande zu bringen, die - gegebenenfalls in Etappen -
zur Wiedervereinigung führt. 

Wenn es.für diese Zwecke unvermeidlich sein sollte, auch mit den in der 
sowjetisch besetzten Zone amtierenden Behörden ins Benehmen zu treten, 
so muß die Bundesregierung, die diese Lage mit herbeigeführt hat, das 
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tun, was der inneren Entspannung und der Erleichterung der Lage der 
Bevölkerung jenseits der Zonengrenze dienen kann. Es ist besser, in 
nüchterner Einschätzung der durch die bisherigen Versäumnisse geschaf
fenen Tatbestände nun endlich Schritte zur Verminderung der Auswir
kungen der Spaltung Deutschlands zu· tun, als in die Ausweglosigkeit der 
sonst unvermeidlich werdenden völkerrechtlichen Anerkennung der end
gültigen Teilung Deutschlands zu geraten. 

Die SPD erneuert im übrigen ihre auf dem Münchener Parteitag erhobe
nen Forderungen zur Herstellung und Pflege normaler diplomatischer 
Beziehungen zu den Staaten Osteuropas und zur Volksrepublik China. 
Die fortgesetzte Verweigerung solcher Beziehungen ist nicht geeignet, 
zur Entspannung beizutragen und Vertrauen zur Bundesrepublik zu 
gewinnen. 
7. Mit Empörung wendet sich die Sozialdemokratische Partei gegen die 
mißbräuchlich im Namen des Sozialismus im sowjetisch besetzten Gebiet 
betriebene Knebelung der Freizügigkeit und der peri;önlichen und staats
bürgerlichen Freiheit. Gerade weil die SPD entschieden gegen die Politik 
des Wettriistens und des Kalten Krieges kämpft, verurteilt ·sie es schärf
stens, daß im sowjetisch besetzten Gebiet unter dem Vorwand des Kamp
fes gegen die Kriegstreiber erneut willkürlich die Bewegungsfreiheit -der 
Bevölkerung eingeengt und tatsächlich die Spaltung Deutschlands vertieft 
wird. Die Führung der kommunistischen SED leistet durch ihr Verhalten 
gerade den reaktionären Kräften Vorschub, deren Politik sie zu be
kämpfen vorgibt. Sie entwertet damit selbst ihre fortgesetzten Anerbieten 
zur sogenannten Aktionseinheit. Ihre eigenen Aktionen leiten Wasser auf 
die Mühlen der Scharfmacher diesseits der Zonengrenze. Die Sozial
demokratische Partei wird nicht müde werden, für die Bevölkerung ganz 
Deutschlands das Recht der demokratischen Selbstbestimmung zu fordern 
und überall für seine Verwirklichung einzutreten. Sie fordert auch von 
der Kommunistischen Partei der Sowjetunion, der Bevölkerung Deutsch
lands jenseits der Zonengrenze dieses Recht nicht länger zu verweigern, 
wie es jetzt tatsächlich geschieht, indem die von der KPdSU gestützte 
Führung der SED dieses Recht mit Füßen tritt. 

Entschließung zur Wehrpolitik 
A. Die Lage 
Durch die jüngsten Entscheidungen der Adenauer-Regierung und der sie 
tragenden politischen Kräfte ist das geteilte Deutschland in das atomare 
Wettriisten hineingezogen worden. Damit wird die tödliche Gefahr, welche 
die Menschheit angesichts der beiden hochgerüstet einander gegenüber
stehenden Machtblöcke bedroht, vergrößert. Die atomare Bewaffnung der 
Bundesrepublik gibt das Signal für eine Ausdehnung dieser Art des 
Wettrüstens auf weitere Staaten und Völker. Mit dieser Entscheidung 

485 



darf sich das deutsche Volk nicht abfinden. Das Ergebnis der Bundestags
wahl vom 15. September 1957 hat der Bundesregierung kein Mandat zur 
Mitwirkung am at.omaren Wettrüsten gegeben. Angesichts der Bedrohung 
unserer Existenz ruft die deutsche Sozialdemokratie unser Volk dazu 
auf, sich dem Atomwettrüsten mit allen Kräften zu widersetzen. 

B. Das Ziel 
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands kämpft für die Bewahrung 
des Friedens und filr die Sicherung der Freiheit nach innen und ;iußen. 
Sie ist sich bewußt, daß es ohne eine allgemeine und kontrollierte Ab
rüstung, ohne die Ausschaltung der Massenvernichtungsmittel und ohne 
die Wiedervereinigung Deutschlands in gesicherter Freiheit keine Sicher
heit für unser Volk und keine dauerhaft~ Entspannung in der Welt 
geben kann. 
Die Sozialdemokratische Partei ringt darum, daß auch in den Beziehun
gen der Völker zueinander das Faustrecht abgelöst wird durch die Herr
schaft des Rechts, durch Gesetz und Vertrag und ihre Durchsetzung 
durch Gericht und Polizei. Deshalb müssen die Bemühungen der inter
nationalen Politik auf die Herstellung einer Friedensordnung gerichtet 
sein, in welcher die Vereinten Nationen über ausreichende Machtmittel 
verfügen, um den Frieden zu bewahren. 

C. Das wiedervereinigte Deutschland 
Ein wiedervereinigtes Deutschland wird nicht militärisches Aufmarsch
gebiet der einen Seite gegen die andere sein können. Deshalb kann es 
keinem Militärblock angehören. ·Das wiedervereinigte Deutschland wird 

· im Rahmen eines europäischen Sicherheitssystems zur eigenen und zur 
europäischen Sicherheit mit finanziellen und militärischen Leistungen 
beitragen. Deutschland und seine Nachbarn werden einer vertraglich 
vereinbarten Begrenzung und Kontrolle ihrer Streitkräfte zustimmen 
müssen, wenn überhaupt eine dauerhafte Friedensordnung in Europa 
geschaffen werden soll. 
Die Vereinbarungen der europäischen Teilneb.merstaaten über Zahl und 
Bewaffnung ihrer Streitkräfte müssen· in die zwischen den Weltmächten 
zu treffenden Vereinbarungen über deren Rüstungsstand eingepaßt wer
den. Darüber hinaus würden die Weltmächte eine Garantie für die zu 
schaffende europäische Friedensordnung geben, weil die Sicherung tes 
Friedens in Europa auch in ihrem Interesse liegt. 

D. Der Weg zur europäischen Friedensordnung 
Eine solche europäische Friedenssicherung ist nur zu erlangen, wenn das 
at.omare Wettrüsten beendet wird. Deshalb muß die deutsche Politik alle 
Bemühungen auf Abrüstung unterstützen und alles unterlassen, was das 
atomare ·wettrüsten fördert. Die Bundesrepublik Deutschland muß ihren 
Einfluß geltend machen, damit sich die Weltmächte über die notwendigen 
Schritte zur Beendigung des Wettrüstens und zur Herabsetzung des 
Rüstungsstandes verständigen. Dazu gehören: 
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der Verzicht auf die Hereinziehung weiterer Staaten in das Atom
wettrüsten, 



Abreden über die kontrollierte Begrenzung bestimmter Waffen und 
der Heeresstärken 
sowie auch Abreden über die kQntrollierte Begrenzung der Rüstungen 
in bestimmten Gebieten, 
vor allem die Schaffung einer atom,waffenfreien Zone in Mittel
europa, der Abzug fremder Truppen aus diesem Gebiet und Ver
einbarungen über den eigenen Rüstungsstand der Länder darin. 

E. Wehrpolitik im gespaltenen Deutschland 

Die Spaltung Deutschlands bildet eine ständige politische und militärische 
Gefahr im Herzen Europas. Auch solange Deutschland gespalten ist, muß 
die Politik der Bundesregierung der Sicherheit des g a n z e n deutschen 
Volkes dienen, also einschließlich der Deutschen jenseits der Demarka
ti_onslinie. Sie dürfen nicht der vermeintlichen Sicherheit der Bewohner 
der J;3undesrepublik aufgeopfert werden. 

Die Außen- und Wehrpolitik der Regierung Adenauer hat die inter
nationalen Spannungen verschärft und die Spaltung unseres Landes ver
tieft. Gerade in einem gespaltenen Land.muß aber die Politik alles tun, 
um die Wiedervereinigung des Landes in gesicherter Freiheit zu ennög
lichen, und alles unterlassen, was dieses Ziel gefährden könnte. Deshalb 
widerSetzt sich die Sozialdemokratische Partei einer Politik, welche die 
Hälfte unseres Landes systematisch in einen Militärblock einschmilzt. 
Die Sozialdemokratische Partei widersetzt sich auch jeder Politik, die 
darauf ausgeht, der Bundesrepublik durch den Griff nach den Atom
waffen zu einer militärischen Großmachtstellung zu verhelfen. Je größer 
durch ein Übermaß an Rüstungen die militärische und strategische Be
deutung der Teile Deutschlands in den einander gegenüberstehenden 
Militärblöcken wird, desto größer ist die Gefährdung der Menschen iri 
diesem Raum und desto größer ist das Interesse der beiden Blöcke an 
der Aufrechterhaltung der Spaltung. 

Nur wenn die jetzige Außen- und Wehrpolitik durch eine andere, auf 
Entspannung und Wiedervereinigung in gesicherter Fr€iheit gerichtete 
Politik abgelöst wird, läßt sich überhaupt eine sinnvolle Landesverteidi
gung der Bundesrepublik Deutschland gestalten. Mit, Atomwaffen kann 
man Deutschland nicht verteidigen, sondern nur vernichten. Jede Ver
teidigungsmaßnahme verliert ihren Sinn, wenn sie zu nichts anderem 
führt, als das zu schützende Volk auszulösch~. 

Dieser Zusammenhang zwingt gerade die Soldaten zum Nachdenken. Die 
Sozialdemokratische Partei bekämpft zwar die der Wiedervereinigung 
unseres Landes und der Beendigung des Wettrüstens abträgliche Politik 
der Bundesregierung. Sie weiß aber, daß nur die Regierung und die sie 
tragenden politischen Parteien für diese Politik verantwortlich sind und 
nicht etwa die Soldaten der Bundeswehr, die ihre Aufgabe auf Grund 
geltender Gesetze zu erfüllen haben. 

Die Sozialdemokratische Partei widersetzt sich dem Mißbrauch der 
Bundeswehr für parteipolitische Zwecke. Die bewaffneten Kräfte müssen 
ein Bestandteil unserer demokratischen Ordnung sein. Deshalb muß ein 
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Vertrauensverhältnis zwischen den Soldaten und allen demokratischen 
Kräften des Volkes bestehen. Die sozialdemokratische Politik schützt die 
Soldaten vor jedem Mißbrauch für innen- oder außenpolitische Aben
teuer, deren Folgen sie und ihre Angehörigen mit dem gesamten Volk 
zu tragen hätten. 

Eine vom Vertrauen der Sozialdemokratischen Partei getragene Regie
rung muß bei den westlichen Vertragspartnern Verständnis für die
jenigen .Änderungen der geltenden Verträge und der zu ihrer Durch
führung getroffenen Maßnahmen erreichen, welche im Interesse der 
Wiedervereinigung Deutschlands und seiner Sicherheit unbedingt erfor
derlich sind. 

Solange Deutschland trotz aller Bemühungen noch nicht wiedervereinigt 
ist, wird die Landesverteidigung der Bundesrepublik den dadurch be
dingten politischen Notwendigkeiten und den wirtschaftlichen Möglich
keiten angepaßt werden müssen. Das weltpolitische Kräfteverhältnis wird 
entscheidend durch die Macht der Vereinigten Staaten und der Sowjet
union bestimmt Ausmaß und Art der Verteidigungsanstrengungen der 
Bundesrepublik können sich nicht nach dem Rüstungsstand der Welt
mächte richten. 

Auch ohne den Ausbruch eines atomaren Vernichtungskrieges kann die 
Bundesrepublik Deutschland Gegenstand örtlicher Obergriffe und An
griffe auf ihr Gebiet werden. Deshalb muß die Bundesrepublik ein 
angemessenes Verhältnis ihrer eigenen Verteidigungsanstrengungen zu 
denen ihrer unmittelbaren Nachbarn, insbesondere zu den deutschen 
militärischen Kräften auf der anderen Seite der Demarkationslinie, ein
halten. Für diese Aufgabe eignet sich eine zahlenmäßig begrenzte, dafiir 
aber bewegliche und gut ausgebildete Truppe aus Freiwilligen viel besser 
als ein Massenheer auf der Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht. Die 
Wehrpflicht muß zudem wegen ihrer politischen Auswirkungen im ge
spaltenen Deutschland weiterhin abgelehnt werden. Für ihre Schµtz
aufgabe darf die Truppe nicht mi.t jenen Mitteln ausgestattet werden, 
welche nicht schützen, sondern nur zerstören können: Atomwaffen und 
Atomraketen. Eine Truppe, die in Umfang und Ausstattung den in dieser 
Entschließung des Parteitages der Sozialdemokratischen Partei Deutsch
lands dargelegten deutschen Notwendigkeiten angemessen ist, bedarf im 
Falle eines militärischen Notstandes zur Erfiillung ihrer Aufgaben der 
Entlastung. Hierfür wären ortsgebundene Einheiten aus vorher kurzzeitig 
auszubildenden Freiwilligen erforderlich. Ihnen obliegt die Sicherung von 
Wohnplätzen, Verkehrswegen, Industrieanlagen und allen der Versorgung 
der Bevölkerung dienenden Einrichtungen. 

Die Sozialdemokratische Partei ist davon überzeugt, daß eine einer 
Politik der Entspannung und der friedlichen Wiedervereinigung ent
sprechende Landesverteidigung, die in der geschilderten Weise reinen 
Schutzcharakter hat und nicht zu Angriffshandlungen mißbraucht werden 
kann, auf die freiwillige Mitwirkung der Bürger unseres Landes und auf 
die Unterstützung aller demokratischen Kräfte rechnen kann. 
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Freiheitliche Ordnung der Wirtschaft 

Im Mittelpunkt sozialistischer Wirtschaftspolitik stehen 

stetige Steigerung des Sozialprodukts, 
Sicherung der Vollbeschäftigung, 
Erhöhung des Lebensstandards. 

Das Ergebnis der Wirtschaft darf nicht - wie bisher überwiegend 
kleinen bevottechtigten Schichten zufließen. Darum fordert die Sozial
demokratie eine gerechtere Einkommens- und Vermögensverteilung. 

Diese Ziele können nur auf der Grundlage einer freiheitlich geordneten 
Wirtschaft erreicht werden. 

L 
Die Struktur der modernen Wirtschaft wird immer stärker durch jene 
Industriezweige bestimmt, in denen eine kleine Zahl von Großunterneh
men eine beherrschende Stellung einnimmt. Ohne diese Großunterneh
mungen mit ihrer gewaltigen Produktionskraft sind ein starker Wirt
schaftsaufschwung und eine schnelle Steigerung des Lebensstandards 
nicht möglich. Zugleich aber sind diese Großunternehmungen Kommando
stellen der Wirtschaft. Wer über sie verfügt, hat - insbesondere auch 
über die großen Interessenverbände - wirtschaftliche, gesellschaftliche 
und politische Macht. 
Durch diese Machtzusammenballungen wird die Bewegungsfreiheit aller 
der Unternehmer, die nicht über gleiche Macht verfügen, beschränkt, die 
freie Konsumwahl der Verbraucher gefährdet und die 'demokratische 
Ordnung bedroht, die nicht auf Macht, sondern auf Freiheit gegründet 
sein muß. 
Neben den Großunternehmungen gibt es Millionen kleinerer und mitt
lerer und eine große Zahl gemeinwirtscbaftlicher und öffentlicher Unter
nehmungen. Sie können der einseitigen privaten Ausnutzung wirtschaft
licher Macht entgegenwirken und mehr Raum für wirtschaftliche Bewe
gungsfreiheit erzwingen. 
Zu den wichtigsten Aufgaben einer freiheitlichen Wirtschaftspolitik ge
hören hiernach 

Stärkung der kleineren und mittleren Unternehmungen, 
Schaffung und Förderung gemeinwirtschaftlicher und öffentlicher 
Unternehmungen, 
öffentliche Kontrolle wirtschaftlicher Großmacht. 

Eine freiheitliche Ordnung der Wirtschaft ist heute nur möglich, wenn 
möglichst viele und vielfältige Wirtschafts- und Unternehmensformen er
halten bleiben und der Einfluß des Staates und seiner Bürokratie in 
Grenzen gehalten werden. Der Staat als oberste ordnende Gewalt hat die 
Pflitllt, die Gemeinschaft gegenüber den Machtansprüchen eigennütziger 
Interessengruppen zu schützen. Er soll aber nur eingreifen, soweit das 
öffentliche Interesse dies erfordert. Darum sind Ausmaß und Formen der 
öffentlichen Kontrolle von der Macht und der Bedeutung der zu kontrol
lierenden Unternehmungen und Unternehmensvereinigungen abhängig. 
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Soweit fachliche Aufsicht - zum Beispiel Gewerbeaufsicht und Versiche
rungsaufsicht - genügt, sind nur Fachaufsichtsorgane zulässig. Wo der 
Wettbewerb unangemessen eingeschränkt oder gar aufgehoben ist, muß 
eine wirksame Kartell- und Monopolkontrolle einsetzen. Soweit die In
vestitionen, der Absatz oder die Preisbildung im gesamtwirtschaftlichen 
Interesse einer überbetrieblichen Ordnung bedürfen, sind entsprechende 
öffentliche Kontrollorgane zu schaffen. Wo alle diese Kontrollmittel nicht 
ausreichen, um eine stetige wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung, eine , 
gesunde soziale Ordnung und die Entscheidungsfreiheit der allein zu po
litischen ,Entscheiduagen legitimierten Organe zu sichern, muß Überfüh
rung in Gemeineigentum erfolgen. 
Die Entscheidung über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Über
führung in Gemeineigentum ist vom Stande der wirtschaftlichen und ge
sellschaftlichen Entwicklung abhängig. Konkrete und verbindliche Vor
schläge werden deshalb im Wahl- und Regierungsprogramm für eine 
neue Wahlperiode der Öffentlichkeit vorgelegt. 
In diesen begrenzten Bereichen der Wirtschaft ist Gemeineigentum ein 
legitimes, unverzichtbares Ordnungsmittel demokratischer Gemeinwesen. 
Gemeineigentum steht nicht im Widerspruch zur Anerkennung des Pri
vateigentums. Gemeineigentum tritt an die Stelle des Privateigentums, 
wo dieses seine gesellschaftliche Funktion nicht erfüllt. Das private Eigen
tum jener Millionen kleiner und mittlerer Unternehmungen, bei denen 
das Eigentum nicht die Grundlage wirtschaftlicher Macht, sondern die 
Voraussetzung für ihre Selbstbehauptung ist, wird nicht angetastet; es 
muß vielmehr gestärkt und gefördert werden. Darüber hinaus befürwor
tet die Sozialdemokratie die Bildung persönlichen Eigentums. So sind 

Privateigentum, 
gebundenes Eigentum der freien Gemeinwirtschaft, 
gebundenes Eigentum der öffentlichen Hand und Gemeineigentum 

wesentliche, sich ergänzende ·Bestandteile einer freiheitlichen sozialisti
schen Wirtschaftsordnung. 

II. 

Im Laufe der letzten hundert Jahre hat sich eine Wirtschaftsstruktur 
herausgebildet, die drei wichtige Bereiche enthält: 

die freie private Wirtschaft, 
die freie Gemeinwirtschaft und 
die öffentliche Wirtschaft. 

Die freie Gemeinwirtschaft und die öffentliche Wirtschaft sind neben den 
mittleren und kleinen Unternehmungen der privaten Wirtschaft entschei
dende Positionen zur Sicherung wirtschaftlicher Freiheit gegenüber dem 
Machtanspruch privater Großunternehmungen. 
Die freie Gemeinwirtschaft entspricht dem Bedürfnis breiter Verbrau
cherschichten, privaten Unternehmungen, die auf dem Prinzip größtmög
licher Gewinnerzielung arbeiten, konkurrierende Unternehmungen ent
gegenzustellen, die dem gemeinwirtschaftlichen Prinzip einer sinnvollen 
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Bedarfsdeckung dienen. Diese Unternehmungen der freien Gemeinwirt
scllaft - Genossenschaften; gemeinnützige Bauunternehmungen, Volks
versicherungen, Gemeinwirtschaftsbanken usw. - sind aus der deutschen 
Wirtschaft nicht mehr wegzudenken. Der Parteitag fordert alle Anhänger 
einer freiheitlichen Wirtschaftsordnung auf, die Unternehmungen der 
freien Gemeinwirtschaft noch stärker als bisher zu unterstützen. 

Die öffentliche Unternehmttng ist die gegebene Unternehmensform für 
natürliche MonoPole. Hierzu gehören in erster Linie die Versorgungs
wirtschaft und die C¼roßunternehmungen des Verkehrs. Hier lautet die 
Wahl nur: Private Monopole oder öffentliche Wirtschaft. Darüber hinaus 
erfüllen öffentliche Unternehmungen überall dort eine wichtige volks
wirtschaftliche Aufgabe, wo marktbeherrschende Unternehmungen einen 
solchen Einfluß haben, daß Kartell- und Monopolaufsicht zur Sicherung 
einer geordneten Versorgung nicht mehr ausreichen. 

Der Parteitag erhebt Einspruch gegen die Versuche der Bundesregierung, 
aus dogmatischen Gründen wichtige und unverzichtbare Teile des Bun
desvermögens zu privatisieren. Die Bundesregierung ist offenbar bereit, 
die im Bundesbesitz befindlichen gutgeführten und gewinnbringenden 
Unternehmungen um jeden Preis in private Hände zu geben, während 
gleichzeitig notleidende pritate Unternehmungen aus öffentlichen Mit
teln unterstützt werden. Durch die Privatisierung von Unternehmungen, 
wie Volkswagenwerk, Howaldts-Werke und Preussag werden wichtige 
Elemente des Wettbewerbs ausgeschaltet und bedeutende Wirtschafts
bereiche der Beherrschung durch mächtige private Großunternehmungen 
ausgeliefert. Damit werden entscheidende Interessen der Allgemeinheit 
verletzt. 

III. 

Die Probleme der Energiewirtschaft können nach dem heutigen Stande 
der technischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung in 
privatwirtschaftlicher Form nicht mehr gelöst werden. 

Die Energieversorgung Deutschlands wird sich in Zukunft auf vier wich
tige primäre Energieformen stützen: Kohle, Wasserkraft, Erdöl und 
Kernenergie. 
Im Koh(enbergbau reißen die Schwierigkeiten nicht ab. Bei guter Kon
junktur werden wichtige Kohlenverbraucher wie die Versorgungsunter
nehmungen und der Hausbrand nicht ausreichend versorgt. Bei einem 
leichten Rückgang der 'Konjunktur werden sinnlose, aber sozial gefähr
liche Feierschichten eingelegt. Es wird immer schwerer, ein angemesse
nes Lohnniveau für den Bergarbeiter zu sichern. Die Preispolitik für 
Kohle führt immer wieder zur Erschütterung des Preisniveaus. 

Während einige Gesellschaften große Gewinne machen und hohe Divi
denden zahlen, können andere nicht einmal die notwendigen Investitio
nen vornehmen. Dem Konkurrenzkampf mit Einfuhrkohle und mit Heizöl 
sind die schwachen Gesellschaften hilflos ausgeliefert, während große 
Unternehmungen sich über eigene Handelsgesellschaften am Einfuhr
geschäft und über andere Tochtergesellschaften am Heizölgeschäft be
teiligen. 
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Diese Schwierigkeiten werden nicht aufhören, solange sich die Kohle in 
privater Hand befindet; denn die Kohlenwirtschaft ist inzwischen zu 
einer öffentlichen Angelegenheit geworden. 

Kohle ist einer jener wertvollen Rohstoffe, die nur in begrenztem Um
fange vorhanden. sind; an der pfleglichen Ausbeute der Kohlenvorkom
men und an einer planmäßigen Entwicklung der Förderung besteht daher 
ein gesamtwirtschaftliches Interesse. 

In der überkommenen privatwirtschaftlichen Form kann der Kohlen
bergbau weder die für die Entwicklung des Kohlenbergbaues erforder
lichen Investitionsmittel aufbringen noch einen ausreichenden sozialen 
St~nd des Bergarbeiters und damit den notwendigen Zustrom von Ar
beitskräften sichern; er bedarf daher seit je öffentlicher Hilfe und Unter
stützung. 
Die Kohlengewinnung ist an die Lagerstätte gebunden und unterliegt den 
besonderen Bedingungen der Urproduktion. Deshalb gibt es seit Jahr~ 
zehnten keinen echten freien Wettbewerb auf dem Kohlenmarkt, son
dern immer nur eine Steuerung des Marktes durch mächtige Kartell
und Monopolorganisationen; eine solche Wirtschaftslenkung durch pri
vate Verbandsmacht berührt öffentliche Interessen. 

Die Entscheidungen über den Umfang der Kohlengewinnung, über die 
Kohlenaufbereitung und -veredlung sowie über die Preisgestaltung sind 
im Hinblick auf die Bedeutung der Kohlewirtschaft keine private An
gelegenheit mehr; sie haben wirtschaftspolitische Auswirkungen. 

Als eine der entscheidenden Rohstoff- und Energiegrundlagen der Wirt
schaft hat ·aer Kohlenbergbau eine solche wirtschaftliche und politische 
Machtstellung, daß er in der Lage ist, sich bei wichtigen Entscheidungen 
über gesamtwirtschaftliche Interessen hinwegzusetzen. 

Darum muß der Kohlenbergbau, einschließlich der zugehörigen Kohlen
chemie, im öffentlichen Interesse auch in Deutschland - wie in allen 
anderen großen Kohlenländern Europas - in Gemeineigentum über
führt werden. 
Die Entwicklung der Atomenergie verlangt große öffentliche Mittel für 
Ausbildung, Forschung und Entwicklung. Die Errichtung von Atomkraft
werken führt zu stärkster Kapitalkonzentration. Die Atomwirtschaft wird 
zwangsläufig von einigen wenigen Großunternehmungen beherrscht. Die 
Erzeugung von Atomenergie ist mit ungeheuren Strahlungsgefahren ver
bunden. Atomkraftwerke gehören daher ebenso wie Kernbrennstoffe in 
öff~ntliche Hand. 
Die Mineralölwirtschaft steht unter dem beherrschenden Einfluß einiger 
weniger, aber mächtiger internationaler Ölkonzerne, die in der Lage sind, 
durch ihre Produktions-, Absatz- und Preispolitik die Wettbewerbslage 
der anderen Energieträger entscheidend zu verändern. Nur der Staat ver
fügt über ausreichende wirtschaftspolitische Mittel - insbesondere auf 
den Gebieten der Handelspolitik, der Zoll- und Steuerpolitik sowie der 
~apitalmarkt- und Investitionspolitik ~, um sicherzustellen, daß sich die 
Mineralölwirtschaft der planmäßigen Entwicklung der gesamten Energie
wirtschaft anpaßt. 
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Eine aufeinander abgestimmte Entwicklung aller Zweige der Energie
wirtschaft, zu der außer Kohle, Atomenergie und Mineralöl auch zahl
reiche andere öffentliche, gemischtwirtschaftliche und private ;Energie
erzeugungs- und Verteilungsunternehmungen gehören, ist unter diesen 
Umständen nur zu erreichen, wenn ein langfristiger Energiewirtschafts
plan aufgestellt und seine Durchführung durch eine zentrale öffentliche 
Stelle überwacht wird. 

D,ie Entwicklung einer Energiewirtschaft, die ihre gesamtwirtschaftliche 
Aufgabe erfüllt, erfordert daher 

überführung des Kohlenbergbaus in Gemeineigentum, 
Entwicklung der Atomenergie in öffentlichen Unternehmungen, 
Errichtung einer zentralen Stelle, die für die planmäßig_e Entwick
lung der gesamten Energiewirtschaft verantwortlich ist. 

IV. 

Die überführung des Kohlenbergbaus in Gemeineigentum hat zum Ziel, 
eine dem Gemeinwohl dienende Entwicklung der Kohlenwirtschaft zu 
gewährleisten. Zu diesem Zweck müssen die Interessen der Gesamtwirt
schaft mit dem Interesse an einer wirtschaftlichen Führung des Kohlen
bergbaus und dem Interesse an einer ständigen Besserung der sozialen 
Lage der Belegschaften so abgestimmt werden, daß die bestmögliche Ge
samtleistung erzielt wird. Deshalb gelten für die gemeinwirtschaftliche 
Ordnung des Kohlenbergbaus folgende Richtlinien: 

1. Gemeineigentum ist Eigentum des ganzen Volkes, nicht Staatseigen
tum. Die Verstaatlichung - sei es in der Form des Regiebetriebes, sei 
es in der Form der kapitalmäßigen Beherrschung - wird abgelehnt. 
Für den Kohlenbergbau wird durch Gesetz eine Körperschaft der wirt
schaftlichen Se1bstverwaltung geschaffen. 

2. Unternehmungen in Gemeineigentum sollen nach wirtschaftlichen Ge
sichtspunkten geführt werden. Deshalb entsprechen ihre Verwaltungs
organe nach Form und Funktionen den Aufsichts- und Leitungsorga
nen moderner Großunternehmungen. An Stelle der Hauptversamm
lung tritt ein Vertretungsorgan, das sich aus Repräsentanten der Wirt
schaft, der organisierten Arbeitnehmerschaft und des öffentlichen 
Interesses, inbesondere auch des allgemeinen Verbraucherinteresses 
zusammensetzt. Die Mitglieder aller Organe sind auf ihre gemein
wirtschaftliche Aufgabe zu verpflichten. Sie werden durch die Bun
desregierung bestellt. 

3. Um wirtschaftlichen Zentralismus und bürokratische Erstarrung zu 
vermeiden und den Wettbewerb anzuregen, wird die Kohlenwirtschaft 
unter dem Dach der s ·e1bstverwaltungskörperschaft in mehrere mög
lichst gleichgewichtige Unternehmungen mit selbständiger Entschei
dungsbefugnis gegliedert. Die Entscheidungsbefugnis der Dachorgani
sation wird gesetzlich auf ganz bestimmte Fragen von übergeordneter 
Bedeutung beschränkt. 
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4. Um die Einheitlichkeit der Energiepolitik und die "Obereinstimmung 
mit_ der allgemeinen Wirtschaftspolitik zu sichern, erhält das zustän
dige Ministerium im Rahmen des Nationalbudgets eng begrenzte, ge
setzlich festgelegte Einwirkungsmöglichkeiten, um die notwendige Ent
scheidungsfreiheit der Leitung der Selbstverwaltungskörperschaft zu 
wahren. 

5. Die notwendige parlamentarische Kontrolle wird dadurch sichergestellt, 
daß der zuständige Minister dem Parlament alljährlich unter Bei
fügung der Bilanz und des Geschäftsberichts des Kohlenbergbaus einen 
Rechenschaftsbericht über die von ihm verfolgte Kohlenwirtschafts
politik vorlegt. Das Parlament beschließt über die Entlastung des 
Ministers. 

6. Aus der Tatsache, daß Privateigentum und Gemeineigentum - jedes 
an seinem Platz - anerkannt werden, ergeben sich Konsequenzen für 
die praktische Politik: 
Privateigentum, das in Gemeineigentum überführt wird, ist ange
messen zu entschädigen; 
Unternehmungen in Gemeineigentum haben der Öffentlichkeit Rechen
schaft über ihre Wirtschaftsführung abzulegen; sie müssen darin Vor
bild sein; 
In Gemeineigentum übergeführte Unternehmungen unterliegen grund
sätzlich der gleichen Steuerpflicht wie private Unternehmungen. 

V. 
Der Parteivorstand wird beauftragt, alsbald nach Maßgabe der unter III 
und IV behandelten Grundsätze einen Vorschlag für die gemeinwirt
schaftliche Ordnung der E9ergiewirtschaft au!?zuarbeiten, der nach ein
gehender Erörterung in der Partei und in der Öffentlichkeit dem vor den 
nächsten Bundestagswahlen stattfindenden Parteitag zur Beschlußfas
sung vorzulegen ist. 

Kultur und Politik 

Die gewaltigen Fortschritte der Naturwissenschaften und der Technik 
haben die Produktivität der menschlichen Arbeit sprunghaft gesteigert 
und damit die Welt verändert. Eine Quelle wachsenden Reichtums ist den 
Menschen erschlossen. Die Überwindung materieller Not ist für alle mög
lich geworden. 
In dieser Zeit bedrohen zwei Gefahren die Grundlagen menschlichen 
Daseins: die physische Selbstzerstörung durch die kriegerisch entfesselten 
Mächte des Atoms und die moralische Entwertung des Menschen durch 
die Vergötzung des Materiellen. 
Es gibt nur einen Weg, diese Gefahren zu bannen: die "Oberwindung der 
immer größer werdenden Kluft, die sich zwischen dem technischen Fort-
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schritt und dem Zurückbleiben des Menschen in seinem gesellschaftlichen 
und mitverantwortlichen Bewußtsein aufgetan hat. 

Den Menschen vom Objekt zum Subjekt zu erheben, ihn vom willenlosen 
Glied im Produktions- und Verbrauchsmechanismus zum verantwort
lichen Beherrscher der materiellen Welt zu machen, das ist die überwäl
tigende Aufgabe, die schicksalhaft vor uns steht. Es geht um das 
ursprüngliche Ziel des Sozialismus: die Selbstentfremdung des Menschen 
zu überwinden. 
Das Schicksal der Demokratie wie auch der menschlichen Freiheit hängt 
davon ab, daß eine wachsende Zahl von Menschen ihr gesellschaftliches 
Bewußtsein entwickelt und zur Mitverantwortung bereit wird. Dieses 
Bewußtsein entsteht nicht zwangsläufig aus wachsendem Reichtum und 
technischer Perfektion, Es muß gewollt, es muß geweckt, es muß mit 
größter Anstrengung gefördert werden. 

Ein entscheidendes Mittel dazu ist Menschenbildung und Erziehung, 
Menschenbildung in umfassendem und tiefstem Sinn, insbesondere poli
tische Bildung durch das Wissen um Wesen und Grenzen von Macht und 
Freiheit. Diese Aufgaben verlangen auch die Förderung der Wissen
schaften vom Menschen und von der Gesellschaft. Die Anstrengungen 
dafür dürfen nicht hinter dem zurückbleiben, was für die Entwicklung 
von Naturwissenschaft und Technik geleistet wird. Diese Aufgabe kann 
in ihrer Größe nur durch eine überragende Leistung aller geistigen, 
sittlichen und wirtschaftlichen Kräfte der demokratischen Welt gemeistert 
werden. 
Weder Kommunismus noch Kapitalismus sind fähig, diese Aufgabe zu 
erfüllen. Der Kommunismus erschöpft sich in einer Vergottung des tech
nischen Fortschritts und der politischen Macht: Der Kapitalismus zieht 
seine Antriebskräfte aus dem Streben nach eigensüchtigem Vorteil. Im 
Kommunismus wird der Mensch bewußt zum bloßen Objekt gemacht; 
im Kapitalismus ist der Mensch auf dem Wege, unbewußt zum bloßen 
Objekt zu werden. Beide mißachten den Menschen und seine Würde, 
beide hindern seine freiheitliche kulturelle Entwicklung. 

In dieser entscheidenden Stunde versagen' die deutsche Regierung und 
die sie tragenden Mächte. Sie vermögen nicht, dem Kommunismus dort 
zu begegnen, wo er schwach und verwundbar ist. 

Trotz des formalen Rechtsstaates trotz der humanistisch und christlich 
verbrämten Ideologien, ili. -die sie sich einhüllen, wird ihr Handeln von 
einem dem Materiellen zug~andten Ungeist in Fesseln geschlagen. Die
ser Ungeist' ist keine Antwort auf den Kommunismus, der seine Offen
sive im ökonomisch-technischen und im ideologisch-politischen Raum seit 
langem eröffnet hat. 
Der demokratische Sozialismus sieht zwar in der Überwindung auch der 
materiellen Not und in der Sicherung der Wohlfahrt eine entscheidende 
Voraussetzung für die kulturelle Entfaltung der ~enschlichen Persönlich
keit, nicht aber sein Ziel. Das Herzstück seiner "Ideen sind die Liebe zum 
Menschen, das Bekenntnis zur Gerechtigkeit und der Wille zu einer sitt
lichen Ordnung der Welt in Freiheit. 
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Die Sozialdemokratie weiß, welche kulturelle Verantwortung ihr in dieser 
Entwicklung zufällt. Sie steht allen neuen Problemen undogmatisch und 
aufgeschlossen gegenüber. Sie weiß, daß sie auf den großen Traditionen 
des demokratischen Sozialismus fußt und daß an seinem Ursprung ,die 
Zielsetzung steht, eine freiheitliche und gerechte Gesellschaftsordnung zu 
schaffen, die dem Menschen dient und die ihm die Herrschaft über die 
Naturkräfte ermöglicht. 

Für die kommenden Jahrzehnte wird die kulturelle Gestaltung das Feld 
ihrer besonderen politischen Bewährung sein. Auf diesem Feld fallen die 
Entscheidungen, welche Richtung der Lauf der Geschichte nehmen wird. 

Der Parteitag der Sozialdemokratie wendet sich an alle freiheitlichen 
Kräfte unseres Volkes, er wendet sich an das geistige Deutschland mit 
dem Ruf: 

Laßt uns gemeinsam handeln! Laßt uns die Zukunft meistern! 

Anhang: Aufgaben sozialdemokratischer Kulturpolitik 

Bereits auf ihrem Parteitag im Juli 1956 in München hat die SPD zur 
gesellschaftlichen Entwicklung Stellung genommen, die durch die zweite 
industrielle Revolution ausgelöst wurde. Ihre dort aufgestellten Thesen 
wurden seither noch mehr erhärtet. Sie erneuert daher die Forderungen, 
die in den sieben Punkten ihrer Entschließung Nr. 100 niedergelegt sind. 
Diese sind im wesentlichen: 
1. Die ständige Beobachtung der gesellschaftlichen Entwicklung, Ein

setzung eines unabhängigen Forschungsrates in der Bundesrepublik. 
Er soll die gesellschaftlichen, sozialen, wirtschaftlichen und technischen 
Erscheinungen der industriellen Revolution ständig beobachten und 
Folgerungen daraus ziehen; 

2. Durchführung eines umfassenden Programms zur Förderung von 
Wissenschaft und Forschung; 

3. Begabtenauslese und Begabtenförderung, beginnend bei der Volks
schule; 

4. verstärkte Förderung des technischen Nach~chses nach besonderen 
finanziellen Vereinbarungen von Bund und Ländern (Ausbau des 
Wissenschaftsrates); 

5. Anpassung unserer Sozial- und Wirtschaftsordnung an die Bedingun
gen der zweiten industri€llen Revolution; 

6. politische Bildung des ganzen Volkes; 
7. Aufbau einer europäischen Forschungsgemeinschaft; europäische Zu

sammenarbeit zur Förderung des technischen Nachwuchses; aus
reichende Studienplätze für Studenten. 

Darüber hinaus wird die SPD vor allem folgende Aufgaben in den 
Vordergrund stellen: 
Kultur- und Erziehungspolitik im weitesten Sinne. Dazu ist erforderlich: 
Die noch bessere Koordination der Politik der sozialdemokratischen Land
tagsfraktionen und Regierungsmitglieder in den Ländern, die sorgfältige 
Pflege der Beziehungen der Partei zu Persönlichkeiten, Vereinigung~n 
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und Einrichtungen, die in fortschrittlichem Sinne in gleicher Richtung 
tätig sind, die Förderung des Verständnisses über die Bedeutung der 
Kulturpolitik unter den Mitgliedern der eigenen Partei. 

Die großzügige Förderung aUer Wissenschaften vom Menschen und von 
der Gesenschaft, vor allem durch Bereitstellung der notwendigen mate
riellen Mittel, Förderung der entsprechenden Forschungsinstitute und des 
Nachwuchses, Verarbeitung der gewonnenen Einsichten für die praktische 
Politik. 
Die Auseinandersetzung mit geistige,n und weltanschaulichen Kräften, die 
das kulturelle Bild unserer Gesellschaft wesentlich mitbestimmen, das 
heißt Gespräche mit Kirchen, Weltanschauungsgemeinschaften, ideologi
schen Gruppen mit dem Ziel, den eigenen geistigen Standort der Sozial
demokratie zu bestimmen und Gemeinsamkeiten zu erkennen. 
Die Sozialdemokratie wird der einseitigen militärischen Machtpolitik der 
Bundesregierung die Alternative der Mobilisierung aller sittlichen, gei
stigen und ökonomischen Kräfte des Volkes gegenüberstellen. Sie wird 
damit die Voraussetzungen für die Auseinandersetzung mit dem Kom
munismus und den besten Beitrag zur Sicherung unserer Freiheit leisten. 

Entschließung zur Lage in der Sowjetzone 

Der Stuttgarter Parteitag der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
weiß sich mit den Sozialdemokraten und der gesamten Bevölkerung der 
Sowjetzone im gemeinsamen Kampf um die friedliche Wiedervereinigung 
Deutschlands in gesicherter Freiheit verbunden. Auch im 14. Jahr der 
sowjetischen Besetzung werden der Bevölkerung Mitteldeutschlands noch 
immer alle demokratischen Rechte verweigert. Die Machthaber versuchen 
erneut, den harten Kurs zu führen, der im Jahre 1953 zu einer Kata
strophe des Regimes geworden ist. Die Formen sind verschieden, doch 
der Terror ist sich gleichgeblieben. 

Der Parteitag lenkt die Aufmerksamkeit des deutschen Volkes und der 
Weltöffentlichkeit auf die Vorgänge in der Zone. Was dort geschieht, 
richtet sich eindeutig gegen die Politik der Entspannung und vertieft die 
Spaltung Deutschlands. 

Die Ausbeutungsmethoden in den Betrieben werden verschärft. Die Kol
lektivierung des Handwerks und der Bauernwirtschaften wird weiter
getrieben. Dies alles wird begleitet von verleumderischen Angriffen auf 
freiheitliche Regungen, auf die Sozialdemokratie und die Kirchen. Um 
den Widerstand zu brechen, ,,säubert" man die Universitäten, di'e Be
triebe, die Organisationen und die öffentlichen Institutionen. Aufs neue 
füllen sich die Gefängnisse. 

Aufs neue werden Beschränkungen des Reiseverkehrs eingeführt. Dies, 
zusammen mit dem neuen Paßgesetz und anderen Abschnürungsmaßnah-
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men, vertieft den Graben, den die stalinistische Deutschlandpolitik mitten 
durch unser Land gezogen hat. 
Der Parteitag fordert die Einstellµng dieser Maßnahmen, die Freilassung 
der politischen Gefangenen, die Aufhebung der Reisebeschränkungen 
und die Gewährung der demokratischen Grundrechte für alle Bewohner 
der Zone. 
Der Parteitag grüßt unsere Landsleute in Mitteldeutschland, die Sozial
demokraten, und vor allem die vielen jungen Menschen; die unter der 
Diktatur herangewachsen sind und doch den Weg zu uns gefunden haben. 
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands wird weiter den Kampf der 
Frauen und Männer Mitteldeutschlands für die demokratischen Grund
rechte und menschenwürdige Lebensverhältnisse unterstützen. Die Wie
dervereinigung Deutschlands wird auch künftig das Hauptziel ihrer poli
tischen Tätigkeit sein. Sie kennt die Schwierigkeit der Aufgabe. Sie wird 
an ihrer Lösung arbeiten, bis die Zonen- und Sektorengrenzen gefallen 
sind und Deutschland in gesicherter Freiheit wieder zu einer staatlichen 
und politischen Einheit geworden ist. 

Entsdlließung zur Algerienfrage 

Mit tiefer Sorge betrachtet die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
die kriegerischen Auseinandersetzungen in A'.lgerien, die einen beklagens
werten ,HöhepuI]kt in dem. französischen Militärputsch erfahren haben. 

Der Krieg in Algerien bedeutet eine Gefahr für den internationalen 
Frieden und für die Beziehungen zwischen den Völkern Afrikas und 
Asiens und den Völkern des Westens. Die Fortsetzung des Krieges dient 
nur denen, die von chaotischen Zuständen die Erfüllung ihrer Ziele er
hoffen. 
Die deutsche Sozialdemokratie wendet sich in aller' Schärfe gegen die 
von beiden Seiten begangenen Terrorhandlungen. Die am Algerienkrieg 
verübten Gewalttaten französischer militärischer Stellen und die Unter
driickung von Bürgerrechten haben bei den afrikanischen und asiatischen 
Völkern die Bereitschaft erschüttert, mit den westlichen Demokratien 
zusammenzuarbeiten. 

Die Sozialdemokra~ bedauert, daß die von Leon Blum und anderen 
französischen Sozialisten ursprünglich inspirierten Vorstellungen über die 
Beziehungen zu den Völkern Nordafrikas nicht zur Richtschnur der Po
litik Frankreichs und der SFIO geworden sind. 

Die deutsche Sozialdemokratie erwartet von den kriegführenden Par
teien positive Anstrengungen für die Beendigung der Feindseligkeiten 
durch friedliche Verhandlungen auf der 'Basis einer Garantie der demo
kratischen Freiheiten. 
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Die SPD geht von der überzeugung aus, daß die Freiheit eines Volkes 
eine wesentliche Vorbedingung zur Errichtung eines friedlichen und 
demokratischen Gemeinwesens ist. Sie ist erfüllt vom Geist der Frank
furter Prinzipienerklärung der Sozialistischen Internationale von 1951, 
in der verbindlich für alle Sozialisten das Selbstbestimmungsrecht aller 
Völker, der Kampf gegen Unterjochung und Ausbeutung eines fremden 
Volkes erklärt und gefordert wird, daß alle Einwohner gleiche Stimme 
und gleiche Rechte in den Entscheidungen über die Zukunft ihres Landes 
haben und die Minderheitenrechte gesichert sind. 
Das Ziel der Bestrebungen aller Sozialisten muß die dauerhafte und 
wirksame Partnerschaft zwischen der europäischen und nichteuropäischen 
Bevölkerungsgruppe in Algerien in Frieden, Freiheit und Unabhängig
keit sein. 

Anderungen des Organisationsstatuts 

Gliederung 

§ 4 

Die Ortsvereine und Bezirke können die Parteigeschäfte nach eigenen 
Statuten führen, die mit diesem Organisationsstatut nicht in Widerspruch 
stehen dürfen. 
In Ländern mit mehreren Bezirken werden zur Erledigung landB'l
politischer Aufgaben nach Richtlinien, die der Parteivorstand aufstellt, 
Landesausschüsse bzw. Landesvorstände gebildet. 

In der Beitragsstaffelung ist 

Beiträge 

§ ·a 

a) eine Zwischenstufe zwischen den Beiträgen zu DM 3,60 und DM 6,
und 

b) eine Zwischenstufe zwisshen de.n Beiträgen zu DM 12,- und DM 24,
zu schaffen. 

Abs. 2 
Die Sätze: 
„Dieser Beitrag kann auf Antrag auf DM -,30 ermäßigt werden, wenn 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des betreffenden Mitgliedes das erfor
dern. Über den Antrag entscheidet die örtliche Organisation; die Er
mäßigung ist zeitlich zu begrenzen." werden ersatzlos gestrichen. 

Der Parteivorstand führt innerhalb der Gesamtpartei im Einvernehmen 
mit den Bezirken einen Finanzausgleich durch, um die Parteiarbeit in 
den leistungsschwachen Bezirken zu fördern. 
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Parteitag 

§ 10 

Der Parteitag ist das oberste Organ der Partei. Er setzt sich zusammen: 

1. aus 300 in den Bezirken gewählten Delegierten; 

die Verteilung der Mandate erfolgt nach der Mitgliederzahl, für die im 
voraufgegangenen Geschäftsjahr Pflichtbeiträge an den Parteivorstand 
abgeführt worden sind; 

2. aus den Mitgliedern des Parteivorstandes und der Kontrollkommission. 

Mit beratender Stimme nehmen am Parteitag teil: 

1. die Mitglieder des Parteirats, 
2. ein Zehntel der Bundestagsfraktion, 
3. die vom Parteivorstand bestellten Parteitagsreferenten und die Ver

treter von Parteiinstitutionen. 

Parteivorstand 

§ 17 

Die Leitung der Partei obliegt dem Parteivorstand. Er besteht aus dem 
Vorsitzenden, zwei stellvertretenden Vorsitzenden, dem Kassierer (Schatz
meister) und einer vom Parteitag festzusetzenden Zahl weiterer Mit
glieder. Ihm müssen mindestens vier Frauen angehören. 

Zur Durchführung der Parteivorstandsbeschlüsse und zur laufenden poli
tischen und organisatorischen Geschäftsführung der Partei wählt der 
Parteivorstand aus seiner Mitte den geschäftsführenden Vorstand (Partei
präsidium). 
Die Zahl der Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes (Parteipräsi
!;lium) bestimmt der Parteitag. 
Die Wahl des Parteivorstandes erfolgt durch den Parteitag mittels Stimm
zettel in vier Wahlgängen. Hintereinander werden gewählt: 

im 1. Wahlgang der Vorsitzende, 
im 2. Wahlgang die zwei stellvertretenden Vorsitzenden, 
im 3. Wahlgang der Kassierer (Schatzmeister), 
im 4. Wahlgang die übrigen Mitglieder des Parteivorstandes. 

Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der stimmberechtig
ten Delegierten erhalten hat. 

Haben die Kandidaten diese Mehrheit nicht erhalten, so findet Ergän
zungswahl statt. Entfallen bei dieser Wahl gleich viele Stimmen auf 
mehl-ere Kandidaten, ohne daß sie mehr als die Hälfte der Stimmen der 
stimmberechtigten Delegierten erhalten haben, dann erfolgt Stichwahl. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

Der amtierende Vorstand unterbreitet spätestens zwei Tage vor der Wahl 
einen Vorschlag zur Wahl" des Parteivorstandes. 
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Der Parteitag kann bis spätestens einen Tag vor der Wahl zusätzliche 
Vorschläge unterbreiten. Die Vorschläge müssen von mindestens 30 Dele
gierten aus mindestens vier Bezirken unterstützt werden. 

Der ergänzte Wahlvorschlag muß die Kandidaten in alphabetischer Folge 
aufführen und am Morgen des Wahltages den Delegierten vorliegen. 

§ 19 
Als Satz 3 wird neu eingefügt: 

„Der Parteivorstand ist ermächtigt, die sonst nicht übertragbaren 
Persönlichkeitsrechte der Partei als einer Körperschaft, insbesondere 
das Namensrecht, in eigenem Namen geltend zu machen." 

Die folgenden - bisherigen - Sätze 3 und 4 werden dann die Sätze 4 
und 5. 

Parteirat (Parteiausschuß) 

§ 22 

Der Parteirat setzt sich zusammen aus: 

1. den Vorsitzenden der Bezirke und weiteren von den Bezirksvorstän
den zu wählenden Vertretern. Bezirke bis 20 000 Mitglieder wählen 
zusätzlich 1 Vertreter, bis 50 000 Mitglieder 2 Vertreter und über 50 000 
Mitglieder 3 Vertreter. 
Bezirke unter 20 000 Mitglieder sollen 1 Frau, Bezirke über 20 000 Mit
glieder müssen 1 Frau in den Pa,rteirat entsenden; 

2. den Vorsitzenden der l.andesausschüsse bzw. Landesvorstände, wenn 
innerhalb eines Landes mehrere Bezirke vorhanden sind; 

3. den Vorsitzenden der Landtagsfraktionen; 

4. den Ministerpräsidenten (bzw. stellvertretenden Ministerpräsidenten) 
der Länder. 

Bei der Wahl von Vorsitzenden der Gremien 1 und 2 in den Parteivor
stand oder in die Kontrollkommission gilt diese Bestimmung für die 
stellvertretenden Vorsitzenden. 

Für die Leitung der Sitzungen wählt der Parteirat einen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter. 

§ 23 

Der Parteirat wird durch den Parteivorstand unter Angabe der Tages
ordnung einberufen. Er tritt in der Regel vierteljährlich zusammen. 

Auf Antrag eines Drittels seiner Mitglieder, der zu begründen ist, muß 
eine außerordentliche Sitzung einberufen werden. 

Die Einladungen sollen den Mitgliedern des Parteirates i~ der Regel 
spätestens fünf Tage vor der Sitzung zugehen. 

§ 24 

Der Parteirat ist anzuhören v o r Beschlüssen des Parteivorstandes über 
grundlegende außen- und innenpolitische Entscheidungen, 

grundsätzliche organisatorisclle Fragen, 
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Einrichtung von zentralen Par~iinstitutionen, die die Partei finan
ziell dauernd erheblich belasten, 

die Vorbereitung der Bundestagswahlen. 

Der Parteirat hat -außerdem die Aufgabe, die Politik in Bund und Län
dern aufeinander abzustimmen. 

Kontrollkommission 
§ 25 

Zu Abs. 2: 
Hauptamtlich in der Partei tätige Mitglieder können der Kontrollkom
missiqn nicht angehören. 

Allgemeine Verfahrensbestimmungen 

§ 28 
Als Ziffer 13 wird neu eingefügt: 

„Ist die Berufung offensichtlich unbegründet, so kann sie das 
Schiedsgericht beim Parteivorstand ohne mündliche Verhandlung 
nach Lage der Akten zurückweisen. In geeigneten Fällen kann das 
Schiedsgericht beim Parteivorstand auch beschließen, über die Be
rufung nach Anhörung der Beteiligten im schriftlichen Verfahre.'l 
zu entscheiden." 

Abänderung des Statuts 

§ 32 
Abs. 2 wird ersatzlos gestrichen. 

Forderung einer umfassenden Finanzreform 
Der Parteivorstand möge dafür Sorge tragen, daß die Fraktion im Bun
destag umgehend einen Initiativantrag bzw. eine Vorlage einbringt, worin 
eine umfassende Finanzreform gefordert wirg. Zfel dieser Finanzreform 
muß eine bessere Verteilung der im Bund aufkommenden Mittel zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden sein. 

Neuregelung der Gemeindefinanzen 
Die vom Deutschen Bundestag vorgenommene ,Änderung des Artikels 
106 GG verpflichtet die Länder, den Gemeinden gegenüber nunmehr eine 
Neuregelung hinsichtlich der Gemeindefinanzen vorzunehmen. 
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Der Parteitag fordert den Parteivorstand und die Bundestagsfraktion auf, 
sich mit den SPD-Landtagsfraktionen ins Benehmen zu setzen, damit 
diese in ihren Ländern im Interesse der Gemeinden initiativ werden. 

Förderung der Rückkehr von Evakuierten 
Bei der Beratung einl?chlägiger Gesetze und Bestimmungen werden die 
Fraktionen der Länder und des Bundes aufgefordert, bei der Festlegung 
von Sonderprogrammen und Finanzierungsgrundsätzen mehr als bisher 
dafür zu sorgen, daß die Rückkehr der Evakuierten in ihre Heimatorte 
durch entsprechenden Wohnungsbau ermöglicht wird. Die Berufsnot der 
schulentlassenen Kinder der Evakuierten drängt nach einer Lösung. Groß
zügige Maßnahmen der Ausbildungshilfe sind durchzusetzen. 

Keine Heimkehrerentschädigung für Schörner 
Die Unterbezirkskonferenz Peine-Burgdorf nimmt mit Empörung davon 
Kenntnis, daß dem mindestens wegen Totschlags verurteilten Hitler
General Schörner die Heimkehrerentschädigung zugebilligt wurde. 
Der Parteitag wird gebeten, die Bundestagsfraktion aufzufordern, daß 
das Gesetz für Heimkehrerentschädigung derart geändert wird, daß solche 
Menschenschinder nicht mehr in den Genuß dieser Entschädigung 
kommen. 

Vorlage eines Parteiengesetzes 
Die Bundestagsfraktion wird beauftragt, parlamentarische Maßnahmen 
für die Schaffung des Parteiengesetzes nach Artikel 21 des Grundgesetzes 
zu treffen. 

Die politische Führung der Partei liegt beim Parteivorstand 
In den Diskussionen über die Reorganisation der Partei werden hier und 
da Bestrebungen deutlich, gewisse Entscheidungsbefugnisse vom Partei
auf den Fraktionsvorstand zu übertragen. Eine derartige Verlagerung der 
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Gewichte ist abzulehnen. Entsprechend dem Organisationsstatut und den 
Herner Beschlüssen sind alle parlamentarischen Mandatsträger Funktio
näre der Partei. Der von der Mitgliedschaft gewählte und mit der poli
tischen Führung beauftragte Parteivorstand trägt in der Öffentlichkeit 
auch für die parlamentarische Tätigkeit die Verantwortung. Seine Vor
rangstellung bei allen politischen Entscheidungen muß deshalb eindeutig 
anerkannt bleiben. 

Zusammensetzung des Parteivorstandes 
Der Parteivorstand besteht aus: 

dem Vorsitzenden, 
zwei stellvertretenden Vorsitzenden, 
dem Kassierer und 
29 Mitgliedern. 

Das Parteipräsidium 
Der geschäftsführende Vorstand (Parteipräsidium) besteht aus neun Mit
gliedern. 

Termin des nächsten Parteitages 
Der nächste Parteitag ist so zu legen, daß wir in der Lage sind, das 
Regierungsprogramm (Wahlprogramm) auf diesem Parteitag rechtzeitig 
zu beraten und zu verabschieden. 

Bessere Verbreitung des" Vorwärts" 
Der Stuttgarter Parteitag der Sozialdemokratischen Partei empfiehlt 
allen Mitgliedern und Wählern der SPD, den „vorwärts" zu abonnieren. 

Neben den Ortsvereinen sollten auch die Distrikte den „Vorwärts" minde
stens in einem Exemplar abonnieren. 
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Gegen Ämterhäufung 
Der Parteivorstand wird beauftragt, dauernd auf alle Parteiinstanzen 
einzuwirken, daß sich bei den einzelnen Genossen nicht zu viele Funktio
nen häufen und so die politische und organisatorische Schlagkraft der 
Partei behindert wird. Es ist insbesondere darauf zu achten, daß ständig 
jüngere Kräfte nachrücken. 

Förderung der Betriebsgruppenarbeit 
Der Parteitag fordert den Parteivorstand auf, die Tätigkeit der Betriebs
gruppen noch mehr als bisher zu fördern. 

Betriebsarbeit ist Parteiarbeit 
1. Die Betriebsarbeit ist wesentlicher Bestandteil unserer Parteiarbeit. 

Sie kann und darf von der Gesamtpartei nicht mehr übersehen werden. 
Nach wie vor hat die SPD ein großes Reservoir in der Arbeitnehmer
schafl Alle Parteigliederungen haben deshalb die Verpflichtung, diese 
Arbeit zu unterstützen, dort, wo sie bereits vorhanden ist, weiter aus
zubauen oder, wo sie noch nicht besteht, mit allem Nachdruck zu be
ginnen. 

2. Die Zusammenfassung sozialdemokratischer Gewerkschafter in Sozia -
len Arbeitsgemeinschaften muß in Zukunft stärker gefördert werden. 
Die SAGs müssen als das wichtigste Verbindungsglied zwischen Partei 
und Gewerkschaften wirksam werden. 

Die Bildung dieser Aibeitsgemeinschaften hat auf allen Organisations
ebenen der Partei zu erfolgen. 

Für die bessere Zusammenarbeit mit dem Parteivorstand ist es zweck
mäßig, regelmäßige Zusammenkünfte zwischen Betriebs- und Gewerk
schaftsfunktionären durchzuführen, um einen echten Meinungs- und 
Erfahrungsaustausch zu haben. 

3: Eine intensive Betriebsarbeit ist nur möglich, wenn regelmäßige Schu„ 
lungen der Betriebsfunktionäre durchgeführt werden. Hierzu ist eben
falls die volle Unterstützung vom Parteivorstand zwingend erforderlich 
und notwendig. 
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Gegen die Erhöhung der Bundesbahn-Sozialtarife 
Der Parteitag verurteilt die 50prozentige Erhöhung der Bundesbahn
Sozialtarife auf das entschiedenste. Die Berufszüge sind ständig sehr gut 
besetzt, ja oftmals überbesetzt, so daß viele Berufstätige täglich auf den 
ihnen zustehenden Sitzplatz verzichten müssen. Schließlich muß audl 
berücksidltigt werden, daß diesen Dauerkunden ein viel schlechteres 
Wagenmaterial geboten wird, als es bei den übrigen Zügen der Fall ist. 
Also eine wesentlidle Leistungsverschiedenheit der Bundesbahn dem 
Fahrgast gegenüber. Zuletzt darf nicht übersehen werden, daß diese 
Fahrpreiserhöhung fast ausschließlich die arbeitende Sdlicht auf dem 
Lande trifft, deren Lebenshaltungskosten infolge der höheren Preise 
gegenüber den Stadtgesdläften an sich schon höher liegen. 

Zur Uberwindung der Wohnungsnot 
Der Parteitag fordert den Parteivorstand und die Bundestagsfraktion auf, 
mit allem Nachdruck dafür einzutreten, daß die noch immer bestehende 
Wohnungsnot endlich überwunden wird und daß die notwendigen Auf
wendungen für kulturelle und soziale Aufgaben nicht durdl die immer 
mehr anwachsenden Verteidigungslasten unmöglich gemadlt werden. 

Kampf der Restauration 
Die Sozialciemokratische Partei Deutschlands lenkt die Aufmerksamkeit 
auf die auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens breitwerdenden Ten
denzen der Restauration. 

Der Parteitag fordert alle in verantwortlicher Arbeit stehenden Mitglie
der der Partei und alle fortsdlrittlich gesinnten Demokraten auf, diesen 
Tendenzen in klarer, eindeutiger und öffentlich wirksamer Weise ent-
gegenzutreten. • 

Uber private Meinungsäußerungen 
Alle Genossen sind verpflichtet, Erklärungen, die im Gegensatz zu offi
ziellen Erklärungen der Partei stehen, vorher klar als eigene, private 
Meinung zu kennzeichnen. ' 
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Einberufung einer Bundeskonferenz der Jungsozialisten 
Noch in diesem Jahr wird eine Bundeskonferenz der Jungsozialisten 
Deutschlands einberufen. 

Der Zentralausschuß der Jungsozialisten Deutschlands soll die Vorberei
tung und Durchführung dieser Bundeskonferenz, die seit 1952 zum ersten 
Mal wieder zusammentreten würde, mit einer wirksamen Öffentlichkeits
arbeit verbinden. 

Koordinierung der parlamentarischen Tätigkeit 
in ~un,d und Ländern 

Für di'e Koordinierung der parlamentarischen Tätigkeit der Sozialdemo
kratie in Bund und Ländern wird der Parteivorstand beauftragt, Länder
konferenzen durchzuführen, zu denen die jeweiligen Sachkenner der zu:
Beratung anstehenden Fragenkomplexe einzuladen sind. 

Zur Diskussion eines Grundsatzprogramms 
Der Parteitag beauftragt den. Parteivorstand, die Anträge und Anregun
gen zum neuen Grundsatzprogramm bald zusammenzufassen und zur 
Diskussion zu stellen. 

Der Parteitag stellt sich ausdrücklich auf den Boden der Frankfurter 
Grundsatzerklärung der Sozialistischen Internationale. 

Der Parteivorstand wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, daß im Grund
satzprogramm auch die Grundsätze sozialdemokratischer Steuerpolitik zur 
Darstellung gebracht werden. 

Der Parteivorstand' wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, daß bei der 
ehdgültigen Verabschiedung des Grundsatzprogramms die Grundsätze 
sozialdemokratischer Agrarpolitik in einem Kapitel „Landwirtschaft und 
Ernährung" Erwähnung finden. 
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Der Entwurf des Grundsatzprogramms wird spätestens im Jahre 1960 
verabschiedet. Parteivorstand und Parteirat werden beauftragt, Anfang 
1959 zu entscheiden, ob ein außerordentlicher Parteitag im Jahre 1959 zur 
Verabschiedung des Grundsatzprogramms einzuberufen ist. 

Förderung der sozialistischen Jugend- und Erziehungsarbeit 
Der Parteitag ane}'kennt die Förderung der sozialistischen Jugend- und 
Erziehungsarbeit als eine dringende Aufgabe der SPD. In einer Zeit 
wachsender negativer Umwelteinflüsse sind umfassende Maßnahmen er
forderlich, um die. nachwachsende Generation an , die demokratische 
Lebensordnung und die sozialistischen Prinzipien unserer Politik heran
zuführen. Aus diesem Grunde begrüßt der Parteitag die großangelegte 
Werbeaktion der Sozialistischen Jugend Deutschlands - Die Falken. Er 
bittet alle Ortsverbände und Bezirke der SPD, diese Werbeaktion zu 
unterstützen und die Zusammenarbeit mit der SJD - Die Falken zu 
verstärken. 
Zugleich bittet der Parteitag den Parteivorstand, stärker als bisher eine 
Koordinierung der Arbeit aller in der Jugend- und Erziehungsarbeit 
stehenden Sozialdemokraten anzustreben. 

Zur Geschäftsordnung 
Anträge mit voneinander abweichenden Auffassungen können nicht durch 
Generalanträge zusammenfassender Art ersetzt werden. Für eine der
artige Zusammenfassung kommen nur ähnlich lautende Anträge mit im 
Grunde gleicher Auffassung - bei: Zustimmung der Delegierten der an
tragstellenden Distrikte, Unterbezirke oder Bezirke - in Frage. 
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' UBERWIESENE ANTRAGE 
Mehr Aufmerksamkeit für die Innenpolitik 

Den Fragen der Innenpolitik, insbesondere auf der Bundesebene, ist mehr 
als bisher Aufmerksamkeit zu widmen. Es ist bedenklich, wenn in der 
Öffentlichkeit die dringenden innenpolitischen Angelegenheiten durch 
dauernde Auseinandersetzungen in anderen Fragen (z. B. Außenpolitik) 
in den Hintergrund gedrängt werden. Die Partei sollte sich von der nicht 
zuletzt aus taktischen Gründen _durchgeführten Methode der Bundes
regierung nicht das Thema der politischen Debatte vorschreiben lassen. 

(tlberwiesen an den Parteivorstand) 

Ober die Beziehungen zu den osteuropäischen Völkern 
Der Parteitag der SPD begrüßt alle Bemühungen, freundliche Beziehun
gen auch zwischen dem deutschen Volke und den osteuropäischen Völkern 
herzustellen, er erwartet aber von allen Angehörigen der SPD, die sich 
darum bemühen, daß sie dabei die im Dortmunder Aktionsprogramm der 
SPD festgelegten Forderungen bezüglich des Heimatrechtes der Heimat
vertriebenen und der Ostgrenzen Deutschlands respektieren. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

"' SPD für freiheitlichen Sozialismus ., :;: .-::- i~~ 
Die SPD ist sich der von restaurativen Kreisen gern gesehenen Gefahr 
bewußt, in die sie durch das Verbot der KPD geraten ist. Veröffentlichun
gen einiger Mitglieder und ein nicht zu verkennend~ Druck von außen 
können in der Bevölkerung den Eindruck einer Radikalisierung erzeugen, 
die nicht dem Willen der Mehrheit der Partei entspricht.- Der Vorstand 
und alle Gremien der Partei müssen deshalb darüber wachen, daß kein 
Zweifel am Eintreten der SPD für den Sozialismus auf parlamentarisch
demokratischer Grundlage entsteht. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

SPD-Zeitschrift für die Bundeswehr 
Der Parteitag fordert die Gründung einer Zeitschrift :fµr die Bundeswehr, 
in welcher die Bundeswehrsoldaten über den militärpolitischen Stand
punkt der SPD und ihr weiteres politisches Wollen belehrt werden. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 
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Bildung einer Sonderkommission 
Es wird eine Kommission aus sozialdemokratischen Wirtschaftswissen
schaftlern und -politikern, aus Mitgliedern eines zu bildenden wissen
schaftlichen Instituts de:r; Partei, aus- Mitgliedern des Parteivorstandes 
und des Parteiausschusses gebildet. 
Diese Kommission soll folgende Fragen· prüfen: 
Kann die notwendige Demokratisierung der Wirtschaft und die Beseiti
gung übermäßiger wirtschaftlicher Machtkonzentration auf dem Wege der 
Überführung der Grundstoffindustrie in Gemeineigentum oder auf dem 
Wege anderweitiger öffentlicher Kontrolle der Wirtschaft verbunden mit 
einer Streuung des Besitzes an Wirtschaftsbeteiligungen ohne Enteignun
gen erreicht werden? 
Was ist in der Gegenwart nach sozialdemokratischer Auffassung unter 
den Begriffen „Sozialisierung", ,,Überführung in Gemeineigentum" und 
,,öffentliche Kontro:µe" zu verstehen? 
Ist die Überführung der Grundstoffindustrie aus Gründen der allgemei
nen Wirtschaftspolitik und Konjunkturpolitik erforderlich? Wie weit 
,wünscht die SPD in der Wirtschaft Planung und Gemeineigentum und 
wie weit garantiert sie freien V(ettbewerb und Privateigentum? 
Die Kommission soll das Ergebnis ihrer Arbeit dem Parteivorstand zur 
Weiterleitung an die unteren Parteigremien ·und an die Öffentlichkeit 
mitteilen, damit die in der Mitgliedschaft und in weiten Kreisen der 
Öffentlichkeit bestehenden Unklarheiten über- die sozialdemokratischen 
Vorstellungen und Zielsetzungen beseitigt werden können. 

(tJberwiesen an den Parteivorstand) 

Abnahme von Broschüren durch die Ortsvereine 
3. Alle Ortsvereine sind verpflichtet, eine angemessene Anzahl der Bro

schüren abzunehmen (zumindest muß jeder Funktionär ein Exemplar 
bekommen und den Inhalt zum Gegenstand eingehender Diskussion 
machen). 

(Die Punkte 1 und 2 · sind durch die Entschließung .Freiheitliche Ordnung 
der Wirtschaft• erledigt; nur Punkt 3 wurde an den Parteivorstand über
wiesen. d. R.J 

Zu Fragen der Wirtschaftspolitik 
An die Stelle der Absätze „Privateigentum" und „Gemeineigentum'.' und 
,,Demokratie in der Wirtschaft" im Aktionsprogramm trltt unter der Be
nennung „Demokratische Wirtschaftsverfassung" der folgende Abschnitt: 
In der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung üben die Eigentümer der Pro
duktionsmittel oder ihre Beauftragten eine kaum kontrollierte Allein
herrschaft über die Produktion und die in ihr tätigen Arbeitnehmer aus. 
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Die Folgen sind: 
1. Die volkswirtschaftliche Produktion und Verteilung vollzieht sich im 

Interesse nicht des gesamten Volkes, sondern einer zahlenmäßig ver
schwindend kleinen Schicht von Eigentümern. Unter diesen Umständen 
sind gleichmäßig fortschreitende wirtschaftliche Entwicklung, l/oll-be
schäftigung, gerechte Verteilung des Sozialproduktes und soziale Sicher-· 
heit stets bedroht oder nicht möglich. 

2. Es bilden sich unkontrollierbare Machtpositionen, von denen aus eine 
kleine Minderheit des Volkes bestimmenden Einfluß auf Parlament und 
Staatsverwaltung, auf Parteien und öffentliche Meinung ausübt. Die 
freie demokratische Willensbildung wird gefährdet und damit die poli
tische Demokratie ausgehöhlt. 

3. Die Arbeitnehmer (Arbeiter, Angestellte und Beamte) machen die große 
Mehrheit des Volkes aus. Der Herrschaft einer kleinen Gruppe von 
Eigentümern unterworfen, sind sie daran gehindert, ihr wirtschaftliches 
Schicksal in Freiheit selbst zu bestimmen und an der Gestaltung der 
Wirtschaft nach ihren Kräften verantwortlich mitzuwirken. 

1 
Infolgedessen sind die meisten Menschen unseres Volkes der wirtschaft-
lichen,. politischen und propagandistischen übermacht einer kleinen Ge
sellschaftsschicht ausgeliefert. Sie sind von wahrheitsgetreuer Information 
und zutreffender Belehrung über die wirklichen Verhältnisse durch eine 
technisch perfekt gesteuerte Meinungsbildung abgeschnitten und von den 
Möglichkeiten sozialen Aufstiegs, beruflicher Befriedigung und wirt
schaftlicher Mitverantwortung• ausgeschlossen. Unfähig, sich unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen aus eigener Kraft dagegen zur Wehr zu 
setzen, werden immer mehr Menschen politisch gleichgültig und urteils
los. Diese Entwicklung bedroht die Grundlagen unserer freiheitlich
demokratischen Ordnung. 

Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, soziale Gerechtigkeit und 
politische Freiheit zu sichern, fordern wir: 

1. Diejenigen Wirtschaftsunternehmungen, die entscheidende Machtposi
tionen darstellen, sind in das Eigentum des gesamten Volkes zu über
führen, zu vergesellschaften. Es sind dies: 

a) der Bergbau, 

b) die Eisen- und Stahlerzeugung, 

c) die Energieerzeugung, insbesondere die Erzeugung von Kernenergie, 

d) die Großchemie, 

e) die Großbanken. 

Um die Bildµng einer allmählichen Schicht von Staats- und Wirtschafts
funktionären zu verhindern und um eine unbürokratische Wirtschafts
führung zu sichern, werden die vergesellschafteten Unternehmungen 
nicht in staatliche Verwaltung übernommen. Ihre Leitung wird viel
mehr wirtschaftlichen Selbstverwaltungskörpern übertragen, in deren 
Organen demokratisch gewählte Vertreter der Arbeitnehmer, der Ver
braucher und der öffentlichen Hand zusammenwirken. 

611 



Das Eigentum an Unternehmungen, die nach diesem Programm nicht 
vergesellschaftet werden sollen, wird gewährleistet. 

2. Das gegenwärtig geltende Betriebsverfassungsrecht ist derart auszu
bauen, daß allen Arbeitnehmern die gleichberechtigte Mitbestimmung 
in allen personellen, sozialen und wirtschaftlichen Fragen gesichert 
wird. Ferner sind alle Beschränkungen der gewerkschaftlichen und 
politischen Betätigung im Betrieb aufzuheben. Diese Mitbestimmung 
findet uneingeschränkt auch auf die Arbeitnehmer der vergesellschaf
teten Unternehmungen Anwendung. 

3. Die Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern und Land
wirtschaftskammern sind in Wirtschaftskammern, die von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zu gleichen Teilen beschickt werden, umzuwan
deln. 

f0berwiesen an die Programmkommission) 

Bildung einer Expertenkommission 
Der Parteivorstand wird ersucht, umgehend eine Kommission von Exper
ten unter Hinzuziehung von ebenfalls versierten Betriebsvertrauensleuten 
und Gewerkschaftern zu berufen, zu dem Zwecke der Untersuchung und 
Überprüfung, ob es neben der Überführung der Grundstoffindustrien 
in Gemeineigentum (s. Aktionsprogramm) nicht noch andere Formen -gibt, 
die geeignet sind, eine Umstruktuierung der bestehenden Eigentumsver
hältnisse, vor allem aber des seit 1945 neu gebildeten Wertzuwachses der 
Wirtschaft, zu erreichen. Eine solche Untersuchung ist um so dringender 
geboten, da heute weder von den sozialistischen Parteien noch von den 
Gewerkschaften eine totale Vergesellschaftung mehr gefordert wird und 
somit eine ganze Reihe von Industrien mit einem ungeheuren Wert- und 
Sachvermögen außemalb jeder Vergesellschaftung bleiben und damit 
wieder in die ,Lage versetzt sind, ihre wirtschaftliche Macht zu politischen 
Zwecken zu mißbrauchen und auszunutzen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Sicherung der sozialen Ansprüdle der Arbeitnehmer 
Die Bundestagsfraktion wird beauftragt, unverzüglich einen „Gesetzent
wurf zur Sicherung der sozialen Ansprüche der Arbeitnehmer" einzubrin
gen, mit dem sichergestellt werden kann, daß die bisherigen und künf
tigen Rücklagen für betriebliche Sozialleistungen, insbesondere die „Rück
stellungen für Pensionen", den Zwecken erhalten bleiben, für die sie ge-
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tätigt wurden und noch werden. Der Parteitag erwartet von der SPD
Fraktion des Bundestages, daß sie sich jedem Versuch widersetzt, diese 
den Arbeitnehmern als freiwillige Sozialleistungen und Lohnkosten und 
den Verbrauchern als Preisbestandteile angerechneten Beträge in „Eigen
kapital" der Unternehmen zu verwandeln. Der Gesetzentwurf sollte eine 
Regelung vorseheµ, die den Unternehmungen die auf diesem Wege der 
,,Rückstellungen" gewonnenen Investitionsmittel zwar nicht plötzlich ent
zieht, sie aber vom Tage der Rückstellung an zu Krediten eines öffent
lichen Trägers erklärt, dem die Unternehmen zur Amortisation und Ver
zinsung verpflichtet sind und gleichzeitig die Ansprüche aller Arbeitneh
mer an diese Beträge gewährleistet. In gleicher Weise wäre mit jenen 
Beträgen zu verfahren, die für Zwecke des Lastenausgleichs „zurückge
stellt" wurden und die zu Krediten des Lastenausgleichsfonds umzuwan
deln wären. 

(Oberwiesen an die Bundestagsfraktion) 

Sicherung öffentlicher Kredite und ihrer gemeinnützigen 
Verwendung 

Die Bundestagsfraktion wird beauftragt, einen „Gesetzentwurf zur Siche
rung öffentlicher Kredite und ihrer gemeinnützigen Verwendung" zu er
arbeiten und dem Bundestag einzureichen. Ein solches Gesetz soll die den 
Unternehmungen gegebenen und auch künftige Steuergeschenke in Kre
dite eines öffentlichen Trägers umwandeln, der die Ablösungs- und Zins
erträge - soweit sie nicht bereits sozial zweckgebunden sind, wie Rück
stellungen für Pensionen usw. - gemeinnützigen Zwecken (Sozialfonds, 
Wohnungsbau, Investfonds oder ähnliches) zuzuführen hat. Dieser 
öffentliche Träger sollte kein staatliches Organ, sondern möglichst ein 
öffentlich-rechtliches Selbstverwaltungsorgan sein. 

('Oberwiesen an die Bundestagsfraktion) 

Einsetzung eines Unterausschusses 
des Wirtscbaitspolltischen Ausschusses 

Der Parteivorstand wird beauftra!'t, einen Unterausschuß des Wirtschafts
politischen Ausschusses mit einer Untersuchung darüber zu betrauen, in 
welcher Weise die Bundesbank durch ihre Organisation und ihre Wäh
rungspolitik dazu beitragen kann, das sozialdemokratische Ziel einer voll
beschäftigten Wirtschaft mit stabilem Preisniveau zu erreichen. 

("Oberwiesen an den Parteivorstand) 
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Anträge zum Grundsatzprogramm 

Die Erarbeitung eines Parteiprogramms ist eine der vordringlichen Kon
sequenzen, die aus dem Ergebnis der Bundestagswahl gezogen werden 
sollte. 

Der Entwurf des zu erwartenden Grundsatzprogramms ist so rechtzeitig 
allen Ortsvereinen zuzuleiten, daß die Möglichkeit einer Diskussion zum 
kommenden Grundsatzprogramm gegeben ist. 

I 

Die Kernpunkte des Parteiprogramms sind kurz gedrängt und allgemein
verständlich zusammenzufassen, und zwar so, daß der Außenstehende 
nicht viel zu lesen hat, aber doch über alle Ziele der Partei informiert 
ist. 

Wahltaktische Verlautbarungen führten häufig in die Nähe neuliberaler 
Gedankengänge. In dem zu erstellenden Grundsahprogramm ist deshalb 
der freiheitliche Sozialismus klar vom Neuliberalismus abzugrenzen. 
Späteren Wahlprogrammen muß dies als Richtschnur dienen. 

Die So'zialisierung der Grundstoffindustrien, und zwar Kohle, Eisen und 
Energie, einschließlich der Atomenergie, wird auch in das Grundsatz
programm der SPD aufgenommen. 

Der vorbereitende Aus·schuß für die Ausarbeitung des Grundsatzpro
gramms wird beauftragt, die Überführung der gesamten Grundstoff- und 
Energiewirtschaft in Gemeineigentum als sozialdemokratische Forderung 
in das Grundsatzprogramm aufzunehmen und die Durchsetzung dieser 
Forderung mit allen Mitteln zu forcieren. 

Das Grundsatzprogramm der SPD soll hinsichtlich des Typus unserer 
Partei von folgenden Überlegungen ausgehen: 

Unsere Partei kann nur dann die Mehrheit des deutschen Volkes gewin
nen, wenn sie die Repräsentantin der deutschen Arbeitnehmer bleibt. 
Wenn sie aufhört, die Interessen der Arbeitnehmerschaft mit Vorrang 
wahrzunehmen oder versäumt, innerhalb dieser Schicht in verstärktem 
Maße wirksam zu sein, besteht die Gefaht, daß sie ihre natürliche Basis 
und damit auch ihre Existenzberechtigung ·verliert. Die Interessen der 
Arbeitnehmer können aber nur durch eine Partei wahrgenommen werden, 
deren Grundsätze und Ziele eine einheitliche und eindeutige Alternative 
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zur wirtschaftlichen, sozialen und politischen Struktur der bestehenden 
Gesellschaftsordnung darstellen. Die Partei wird aber mit diesen Be
strebungen nur in dem Maße Erfolg haben, wie sie durch bewußtes und 
k;raftvolles Auftreten, auch in der außerparlamentarischen Aktion, die 
überwiegende Mehrheit der Arbeitnehmerschaft, vor allem der Industrie
arbeiterschaft, gewinnt und politisch aktiviert. 

Die Mittelschichten müssen erkennen, daß ihre legitimen Interessen mit 
den Interessen der Arbeiter, Angestellten und Beamten untrennbar ver
bunden sind. Dabei ist es für die Partei mindestens ebenso wichtig, die 
wachsende Zahl der Angestellten und Beamten, deren soziale Lage durch 
den technischen Fortschritt in den nächsten Jahren entscheidend verändert 
wird, zu gewinnen. 
Die Verwirklichung dieser Forderungen macht unsere Partei zu einer 
wahren Partei des Volkes und schafft die Grundlagen für die Übernahme 
der politischen Macht. 

Dem Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
ist eine Formulierung einzufügen, die besagt: 

Eigentum an dem Produktivvermögen ist in unserer hochentwickelten 
Wirtschaft in jedem Falle eine gesellschaftliche Verpflichtung. Es kann 
und soll der freien individuellen Verfügung und Verantwortung über
lassen bleiben, solange es diesen gesellschaftlichen Verpflichtungen voll 
Rechnung trägt. Die demokratisch legitimierten Organe sind zur Kontrolle 
verpflichtet, ob solch privates Eigentum seine gesellschaftlichen Verpflich
tungen erfüllt und zur Einschränkung der Verfügungsgewalt genötigt, 
sofern diese Verpflichtungen nicht erfüllt werden ocier aus der Anhäufung 
solcher Produktivvermögen, ihrer marktbeherrschenden Position und 
ihren gesellschaftspolitischen Einfluß, Schädigungen anderer Teile der 
Geselischaft zu erwarten sind. Wo diese Tatbestände jedoch heute schon 
eine Gefahr für die Gesellschaft, Wirtschaft oder die demokratische Ent
wicklung unseres Staates geworden sind, ist die Überführung dieser 
Produktivvermögen in Gemeineigentum unabdingbar. Solche Vorausset
zungen für die Überführung- in Gemeineigentum sind im Kohlenbergbau, 
in der Eisen- und Stahlindustrie und in der Energiewirtschaft - insbe
sondere der Atomenergie - bereits gegeben. Jede künftige sozialdemo
kratische Regierung ist verpflichtet, durch effektive - jedoch demokratisch 
legifimi~rte - Kontrolle die gesellschaftlichen Funktionen des Produktiv
vermögens zu überwachen und die Überführung gefährlicher privater 
Machtballungen in Gemeineigentum durchzusetzen. 

Die gefährlichen Machtpositionen der Kohlenwirtschaft, der Eisen- und 
Stahlindustrie, die selbst die Regierung in den Fragen der Preis- w:id 
Investitionspolitik, der Handels- und Steuerpolitik, der Produktions-, 
Absatz- und Versorgungspolitik zu ihrer Auffassung iu zwingen ver
mochten, ist in jüngster Zeit so deutlich geworden, daß es einer besonde
ren Begründung nicht mehr bedarf. Atomwirtschaft in privater Hand 
würde zu noch gefährlicheren Konsequenzen führen. Die Glaubwürdigkeit 
unserer Politik könnte im übrigen nur gewinnen, wenn wir unsere alte 
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unabdingbare Forderung nach Überführung in Gemeinwirtschaft in Zeiten 
der Wahl nicht willkürlichen Auslegungen aussetzen ließen, die die Wahr
haftig_keit unserer politischen Ziele insgesamt in Frage stellen. 

Zur Beratung des Entwurfes eines Grundsatzprogramms der SPD schlägt 
der Unterbezirk München vor, die Zielsetzung der Partei wie folgt zu 
umreißen: 
,,1, Die SPD tritt für eine Änderung der wirtschaftlichen und gesell

schaftlichen Ordnung ein, die eine gerechte Verteilung des Sozialpro
duktes gewährleistet. Alle Schichten der Bevölkerung müssen durch 
die sozialistische Neuordnung an allen wirtschaftlichen und kulturel-

_ len Errungenschaften in gleicher Weise teilnehmen können. 

2. Dieses Ziel, den Mißbrauch wirtschaftlicher Vormachtstellung zu 
unterbinden, bedingt die überführung der Schlüsselindustrien und 
Energiewirtschaft in Gemeineigentum. 

3. Förderung aller geistigen und schöpferischen Kräfte in Wissenschaft, 
Kunst und Technik im Dienste der Allgemeinheit." 

Nach den letzten Bundestagswahlen hat sich klar erwiesen, daß unsere 
Partei mit dem unklaren Programm nicht zum Zuge kam. Unsere Partei 
muß gegenüber den bürgerlichen Parteien eine echte Alternative ent
wickeln, die eine konsequente Politik im sozialistischen Sinne zum Aus
druck bringt. Diese Konzeption muß vor allen Dingen in der Außen-, 
Wirtschafts- sowie Kulturpolitik ihren Niederschlag finden. 

Der Unterbezirk P~ine-Burgdorf erwartet, daß sich die SPD in ihrem 
kommenden Grundsatzprogramm weiterhin zu den heute noch gültigen 
Lehren von Karl Marx, insbesondere zu seiner Methodik, die gesellschaft
lichen Verhältnisse zu untersuchen, als Grundlage für ihre Arbeit und 
Ziele bekennt. 

Der Ausschuß, der mit der Ausarbeitung eines Grundsatzprogramms be
auftragt wurde, ist anzuweisen, die Sozialisierung der gesamten Grund
stoffindustrie und der Energiewirtschaft als sozialdemokratische Forde
rung in das Grundsatzprogramm aufzunehmen. 

Diese Forderung ist von der Partei mit allem Nachdruck durchzusetzen. 

I. Am Beginn des planetarischen Zeitalters sieht sich qer Mensch in einem 
Zustand der exist.entiellen und sozialen Unsicherheit. Er ist im Begriff, 
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mit Hilfe neu erschlossener Energiequellen und ungeahnter technischer 
Fortschritte den Schritt ins Weltall zu tun; aber er hat es nicht verstan
den, die Bedrohung seiner selbst durch dieselben technfschen Wunder 
abzuwenden, geschweige denn das menschliche Zusammenleben auf der 
Erde befriedigend zu regeln. Immer noch herrscht Feindseligkeit zwischen 
Völkern, Rassen und Gesellschaftsschichten. Freiheitliche und totalitäre 
Regime bestehen gleichzeitig, aber nicht friedlich nebeneinander. Kolo
nialvölker drängen zu Freiheit und Gleichberechtigung, stoßen dabei aber 
auf das Unverständnis ihrer bisherigen Beherrscher. Soziologische Um
schichtungen großen Ausmaßes finden statt. Der äußere Lebensstandard 
hat sich in einem Teil der Welt erheblich, aber unterschiedlich gehoben; 
dabei fehlt es an einer gleichwertigen Hebung des kulturellen Einzel- und 
Gesamtniveaus. · 

Die Menschen sehnen sich nach Sicherheit, Glück und Zufriedenheit. Sie 
erkennen, daß äußerer Fortschritt und Wohlstand allein nicht genügen, 
um zu diesem Ziel zu gelangen, ja, daß er es gefährdet, wenn er nicht 
von geistiger Höherentwicklung begleitet und geleitet .wi~ . 

. So suchen die Menschen nach einet: Leitidee, die sie einigt und sie fried
lich ru einer beglückenderen Lebensart führt. Diese Idee kann nicht auf 
den einzelnen Menschen beschränkt sein, sie muß die Menschheit im 
ganzen erfassen. Die Gesellschaftsordnung kann deshalb nur sozialistisch 
sein. 

II. Das bisherige Gedankengut des deutschen Sozialismus ist überwiegend 
auf die Hebung des wirtschaftlichen Wohlergehens bisher unterdrückter 
Schichten gerichtet. Es ist außerdem durch fast hundertjährigen doktri
nären Gebrauch abgenutzt und hat die Schwungkraft als Leitidee eines 
neuen Zeitalters verloren. So scharfsinnig und wegweisend die Denk
methode von Marx und seine soziologischen Erkenntnisse waren, so haben 
sie sich doch als unzureichend für eine Auslotung des vollen Begriffes 
Sozialismus und seiner Wegbereitung erwiesen. Sozialismus ist mehr als 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel. Sozialismus ist die Vermensch
lichung des gesellschaftlichen Lebens und die Kultivierung aller Menschen. 
Die Gesamtheit der Menschen an der ständigen Höherentwicklung der 
wirtschaftlichen und kulturellen Lebensverhältnisse in Freiheit teilhaben 
zu lassen, das ist freiheitlicher Sozialismus. Diese hohe, ursprüngliche und 
umfassende Idee des Sozialismus gilt es neu zu durchglühen, überstän
diges abzustoßen, neue Erkenntnisse mit neuen Tatsachen zu vereinen zu 
einer geistigen Bewegung, die zugleich Ausdruck der Sehnsucht wie auch 
Führerin der menschlichen Gesellschaft ist. 

III. Breite Bevölkerungsschichten Deutschlands auch außerhalb der Arbei
terschaft sind heute bereit, einer sozialistischen Leitidee zu folgen, die sich 
nicht mit marxistischen Gedankengängen begnügt und sich nicht nur als 
Vertreterin überwiegender Arbeiterinteressen, sondern von Volksinteres
sen, aufführt. Deshalb muß die Partei mit Klarheit, Schwung und Ober
zeugungskraft sich von überwiegend materiell-wirtschaftlichen Vorstel
lungen lösen und zur ethiscli.-kulturellen Zielsetzung vorstoßen. Sie muß 
radikal und schnell eine gründliche programmatische Erneuerung des 
Gedankengutes des Sozialismus vornehmen. Danach erst rückt es in den 
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Bereich der Möglichkeit, so breite Mitglieder- und Wählermassen für 
sozialistische_Ziele zu erfassen, daß die Bildung sozialistischer Mehrheiten 
und Regierungen erfolgen kann. 

IV. Die Sehnsucht der Menschen drückt sich in den Begriffen Frieden, Frei
heit, Wohlstand, Sicherheit, Kultur aus. Sie alle zusammen ermöglichen 
auch die Verinnerlichung, nach der auch der moderne Mensch sich mehr 
und mehr sehnt. Was die sozialistische Idee von allen anderen unter
scheidet, was sie allein zur Leitidee der jetzigen Menschheitssituation 
qualifiziert, ist, daß sie diese Wunschziele nicht nur für einzelne Indi
viduen, sondern auch für die menschliche Gesellschaft als Ganzes er
strebt. Sie will die Teilung der Menschheit überwinden. Die gemeinsame 
Basis aller dieser Ziele aber ist das Streben nach . Gerechtigkeit für alle 
und auf allen Gebieten. Soziale Gerechtigkeit ist der Kompaß für das 
sozialistische Ziel. Deshalb ist Gerechtigkeit für alle eine der tragenden 
Leitideen des Sozialismus. Ohne Gerechtigkeit kein Frieden, keine Frei
heit, kein allgemeiner Wohlstand, keine Sicherheit und letzten Endes auch 
keine allgemeine Kultur. 

V. Was ist Gerechtigkeit? Wir haben am eigenen Leib erfahren, daß 
sie nicht identisch ist mit Legalität, mit dem von Machthabern gesetzten 
Recht. Solches Recht kann Willkür oder höchstes Unrecht sein. Gerech
tigkeit ist die denkbar beste sittliche Ordnung des Zusammenlebens der 
Menschen. Sie umfaßt als Wesentliches das Freisein von Unger-echtigkeit. 
Kampf gegen Unrecht in jeder Form, an jeder Stelle, in jeder Beziehung 
ist daher ihre aktive Seite. 

VI. Frieden ist nur denkbar durch Gerechtigkeit und Toleranz unter 
den Völkern, ohne Unterscllied der Rasse und des politischen Systems. Das 
Zeitalter der Vorherrschaft der weißen Rasse ist vorbei. Koloniale Be
vormundung widerspricht dem erwachten Gleichberechtigungsgefühl der 
bisher ausgenutzten Völker. Auch das sowjetische Regierungssystem ist 
im Begriff, seine politische, wirtschaftliche und kulturelle Gleichberech
tigung nachzuweisen. Der Wahnsinn der gegenseitigen Rüstungsüberstei
gerung muß schnellstens aufhören. Die UNO muß mit einem durchgebil
deten Völkerschiedsgericht und einer ausreichenden Polizeitruppe aus
gestattet und zur kraftvollen obersten Völkerinstanz ausgebaut werden. 

VII. Freiheit der Person ist die erste Voraussetzung für menschenwür
diges Leben. Jeder persönliche Zwang, auch zugunsten eines dirigierten 
Wirtschaftssystems, ist abzulehnen. Das unterscheidet den freiheitlichen 
SOZiialismus von totalitären Regierungs- und Wirtschaftssystemen. Persön
liche Freiheit hat ihre Grenze nur an der Freiheit der anderen. Freiheit ist 
deshalb durch Rechtsgarar:itien stärkster Art gegen jegliche Verletzung, 
käme sie von anderen Personen, von Behörden oder anderen Staats
organen, zu schützen. Diese persönliche Rechts.~icherheit muß durch un
abhängige Gerichte aller Art einschließlich Verwaltungs- und Verfas
sungsgerichte geschützt werden. Unkontrollierte Instanzen, wie Geheim
polizei einschließlich der sogenannten Verfassungsschutzämter, sind un
zulässig, solange nicht wirksame Wege gefunden worden sind, Willkür 
und Ungerechtigkeit zu vermeiden. 
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VIII. Wo h 1 stand ist gerechter Anteil eines jeden an den Erträgen des 
Wirtschaftslebens. Wohlstand ist daher keine absolute Größe, er kann sich 
verändern, nach oben und unten; wichtig ist nur, daß die Anteile gerecht 
bleiben. Die soziale Gerechtigkeit im engeren, wirtschaftlichen Sinne ge
bietet, jedem, der gesellschaftlich nützliche Arbeit leistet - wozu übri
gens auch die Pflege der Künste und Wissenschaften und das Erziehungs
wesen gehöi;en - eine angemessene wirtschaftliche Existenzmöglichkeit 
zu geben. Die Sozialisierung der Produktionsmittel reicht hierzu nicht 
aus. Sie kann auch nicht als Allheilmittel und Endziel des Sozialismus 
angesehen werden. Vielmehr ist sie einer der Wege, um öffentliche Ein
richtungen zu betreiben, die der Möglichkeit des Monopolmißbrauches 
nicht unterliegen dürfen, wie Verkehrsmittel und Versorgungsbetriebe, 
Grundstoffindustrien. Auch diese Betriebe sollten zur Vermeidung der 
Steuerüberlastung und der Verwaltungsaufblähung kaufmännisch und 
zuschußfrei geführt werden. 
Im übrigen }tann die Frage sozialistischer W i r t s c h a f t s p o 1 i t i k mit 
den besonderen Einzelfragen des Miteigentums, der Mitbestimmung, der 
Vollbeschäftigtmg, der Umwandlung des Arbeitsvertrages in einen Ge
sellschaftsvertrag, der technischen und kaufmännischen Führung öffent
licher Betriebe, der Steuer- und Finanzpolitik, der Bedeutung der Mittel
schichten, hier nur als besonders schwieriges und komplexes Problem an
gedeutet werden. Es bedarf einer besonderen Behandlung, die unter dem 
Leitwort „wirtschaftliche Gerechtigkeit" stehen muß. 

IX.Wo h 1 fahrt ist die Durchführung der sozialen Gerechtigkeit für alle 
diejenigen, die am Erwerbsleben noch nicht oder nicht mehr teilnehmen 
können. Wohlfahrt darf nicht Gnadenerweis, sondern muß Rechtsanspruch 
sein. Deshalb ist die Form der obligatorischen Versicherung gegen Krank
heit, Invalidität, Arbeitslosigkeit, Alter die würdigste. Ihre Leistungen 
müssen als Funktion menschlicher Solidarität in solch ausreichender Höhe 
gewährt werden, daß damit das Bedürfnis nach sozialer Sicherheit be
friedigt ist. 

X. K u 1 t ur ist nicht das letzte Gut, sondern das höchste, die Krönung der 
vorangegangenen 'Einzelziele. Die. wahre Erfüllung des menschlichen Da
seins besteht nicht nur in Freiheit, Wohlstand, Sicherheit: diese bilden 
nur die Voraussetzungen für wirklich menschenwürdiges Leben, für akti
ves Mitwirken an der Höherentwicklung der Menschheit, an Kunst und 
Wissenschaft, an Erkenntnissen und Erlebnissen, an dem Bewußtsein der 
Teilhaberschaft an allem, wrui die Welt an Gutem und Schönem enthält. 
Für dieses Bewußtsein kann die Pflichterfüllung an nützlicher Arbeit 
ebenso viel hergeben wie die Möglichkeit, je nach Anlage und Wunsch 
mitgenießen zu können, was Natur und Geisteswelt darbieten. Der wohl.
abgewogene Wechsel zwischen freudiger Arbeit an schönen Arbeitsplätzen 
und selbstgewählter Freizeitgestaltung ist der~Weg hierzu. Diese Vor
bedingungen für jedennann zu scllaffen, ist Aufgabe der kulturellen Ge
rechtigkeit im sozialistischen Gemeinwesen. Von hier aus ergibt sich die 
Notwendigkeit, das Erziehungswesen wahrhaft sozialistisch so zu g_estal
ten, daß jede Anlage, jede Fähigkeit, jedes Talent die passende Pflege 
und Ausbildung erhält, zum eigenen Nutzen, aber auch zum Nutzen der 
Allgemeinheit. Darauf hat sich die Pflege der Wissenschaften und der 
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schönen Künste in großzügiger Weise aufzubauen, die nach dem gleichen 
Grundsatz: ,,Kein Talent darf verlorengehen" in die Lage versetzt wer
den müssen, aus dem Vollen schöpfen zu können. 

XI. Die Z u s a m m e n f a s s u n g dieser gerechten Einzelordnungen ergibt 
das Gesamtbild .der sozialistischen Gesellschaftsordnung: Jedem Menschen, 
jedem Volk, jeder Rasse den gerechten Anteil an Betätigung und an 
deren Erfolg an Rechten, Pflichten und Gütern und somit an der Mög
lichkeit zu geben, ein ep'ülltes menschenwürdiges Leben zu leben. 

Ergänzt wird dieses Streben durch den Kampf gegen jegliches Unrecht, 
wo und wann immer es sich zeigt. Sozialist sein, heißt empfindlich sein 
gegen das Unrecht, das anderen geschieht. 

Die Grundsatzerklärung hat folgende Forderungen zu erfüllen: 

1. Sie hat die Grenzen der politischen Ideologien aufzuzeigen, insbeson
dere das Verständnis und das gegenseitige Verhältnis der Geschichts
bereiche Kultur, Religion und Staat. 

2. Sie hat klar Stellung zu nehmen zu der Privat- und zu der Gemein
wirtschaft und hat den Inhalt gemeinwirtschaftlicher Maßnahmen der 
Form, dem Inhalt und der Begrenzung nach eindeutig zu bestimmen. 

3. Sie ist ihrem weltanschaulichen Inhalt nach so zu gestalten, daß die 
Verschiedenheit des Glaubens und der Weltanschauung die Annahme 
der Erklärung nicht beeinträchtigt. 

-4. Der endgültige Entwurf der Grundsatzerklärung ist den Ortsvereinen 
zur Abstimmung vorzulegen. 

Nach Ansicht des Unterbezirks Ottweiler wird die Frage, ob Arbeiter
oder Volkspartei, zu negativ diskutiert. Die SPD war, ist und bleibt eine 
sozialdemokratische Partei. Bei der Begründung und wä:hrend ihres lan
gen Bestehens waren an der Gestaltung ihres Programms nicht nur 
Arbeiter, sondern auch Intellektuelle beteiligt. Die heutige Mitgliedschaft 
setzt sich aus allen Gesellschaftsschichten zusammen, so daß jederzeit von 
einer sozialdemokratischen Volkspartei gesprochen werden kann. 

Es erscheint notwendig, daß die politischen Ziele der Partei in einem für 
jedermann verständlichen kla,ren Grundsatzprogramm zum Ausdruck 
kommen. Insbesondere muß dieses Pro9ramm auch eine klare Stellung
nahme zu den außen- und wirtschaftspolitischen Fragen enthalten. Die
ses Grundsatzprogramm soll sowohl innerhalb der Partei als auch nach 
außen die Richtschnur des gemeinsamen Handelns sei;n. 

Das Grundsatzprogramm sollte möglichst bald verabschiedet werden. 
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Die SPD hat die Aufgabe, alle Arbeitnehmerschichten, den selbständigen 
Mittelstand, Bauernstand und die freien und geistesschaffenden Berufe 
für ihre Ziele zu gewinnen. 
Ein kurzes, weltoffenes, freiheitliches und fortschrittliches Programm 
wird für erforderlich gehalten. 

Bereits jetzt sollten zur Wirtschaftspolitik - insbesondere zur Frage der 
Sozialisierung - eindeutige, unmißverständliche Grundsätze aufgestellt 
werden. 

Wir halten es auch vor allen Dingen für wichtig, daß im kommenden 
Grundsatzprogramm zu dieser Frage klare Formulierungen gefunden 
werden, die es in Zukunft unmöglich machen, über die wirtschaftspoli
tischen Ziele der SPD irgendwelche Zweifel aufkommen zu lassen. 

Auf Grund der Erfahrungen in der Vergangenheit halten wir es für er
forderlich, daß gerade in dieser Frage völlige Klarheit geschaffen wer
den muß, um es unseren politischen Gegnern unmöglich zu machen, der 
SPD zu unterstellen, daß sie in wirtschaftspolitischen Fragen keine ein
deutige, klare Konzeption hat. 
Wir halten es darüber hinaus für dringend geboten, daß die einmal ge
faßten Beschlüsse für alle Mitglieder als verbindlich zu gelten haben. 

Die im wirtschaftspolitischen Teil unseres Aktionsprogramms aufgestellte 
Forderung nach der „O'berführung der Grundstoffwirtschaft in Gemein
eigentum" muß auch in das zu schaffende Grundsatzprogramm der Partei 
übernommen werden mit einer klaren Definition, was die Partei unter 
Grundstoffwirtschaft versteht. 

Nach Meinung des Bezirksparteitages Hessen-Nord kann die SPD durch 
folgende Maßnahmen die Mehrheit des Volkes gewinnen: 

1. a) Die Partei muß ihre Anziehungskraft vor den Wählern dadurch er
höhen, daß sie in einem eindeutigen Grundsatzprogramm die Um
wandlung der bestehenden Gesellschaft in eine Gesellschaft des 
demokratischen Sozialismus als klar umrissenen Richtpunkt jeder 
sozialdemokratischen Tagespolitik erkennen läßt. 

b) Unser jeweiliges Aktionsprogramm muß ein Schritt auf dem Wege 
zu diesem Ziel sein. 

c) Das Grundsatzprogramm soll die neuesten Erkenntnisse der Ge
sellschaftswissenschaften in die Tradition sozialdemokratischer Pro
grammentwicklung einordnen. Es darf jedoch nicht vor den Mode
meinungen der bürgerlichen Soziologie und Volkswirtschaftslehre 
zurückweichen. Es darf unter keinen Umständen die gemeinwirt
schaftlichen und sozialistischen Vorstellungen der Landesverfassun
gen Hessens, Bremens und Nordrhein-Westfalens preisgeben. 
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Die endgültige Formulierung des Grundsatzprogramms ist auf dem 
nächsten Parteitag noch nicht möglich, weil sie eine eingehende 
innerparteiliche Diskussion unter Beteiligung der Mitgliedschaft 
voraussetzt. 

Der Programmausschuß soll vom Parteitag als Repräsentation der 
Mitgliedschaft und ihrer Strömungen gewählt werden. Das Grund
satzprogramm soll spätestens auf dem ordentlichen Parteitag 1960 
beschlossen werden. 

2. In jedem Bundesta.gswahlkampf soll die Partei ein konkret formulier
tes Aktionsprogramm mit denjenigen Forderungen vorlegen, die nach 
ihrer Ansicht im Laufe der kommenden Legislaturperiode von einer 
sozialdemokratischen Regierung verwirklfcht werden können. Im Wahl
kampf muß in aller Deutlichkeit betont werden, daß die sozialdemo
kratische Bundestagsfraktion, falls die SPD die Mehrheit erlangt, diese 
Teilforderungen verwirklichen will. Auf diese Weise kann ein klar 
formuliertes Aktionsprogramm die Wahl in eine echte Entscheidung 
des Volkes· über das Regierungsprogramm verwandeln, wenn die Par
tei ihr Aktionsprogramm offensiv vertritt. 

Dadurch wird die SPD zur überzeugenden Vertretung aller sozial be
nachteiligten Schichten des deutschen Volkes. 

3. a) Das jeweilige Aktionsprogramm muß im Mittelpunkt der ständigen 
öffentlichen Propaganda der Partei stehen. Die Parlamentsfraktion 
muß das Aktionsprogramm immer wieder • der Regierungspolitik 
entgegenstellen. 

b) Gegen die Beherrschung der Mittel öffentlicher Meinungsbildung 
durch· unsere Gegner in Presse, Rundfunk, Fernsehen, Kino und 
auch den meisten Bildungseinrichtungen, kann die Partei nur durch 
fortwährende außerparlamentarische Aktivität in enger Zusammen
arbeit mit der Bundestagsfraktion und den Gewerkschaften erfolg
reich ankämpfen. 

c) Sie darf sich in ihrer Zielsetzung nicht nur nach den Ergebnissen 
von Meinungsumfragen richten, weil diese in der gegenwärtigen 
Situation häufig den Einfluß der Gegner des Sozialismus auf die 
Bevölkerung widerspiegeln. Für die Partei sollten vielmehr die Er
gebnisse dei: Meinungsbefragung Ansatzpunkte für ihre zielbewußte 
Meinungsgestaltung bieten. 

4. Voraussetzung für den Erfolg einer derartigen Politik ist, daß die Par
teimitglieder durch bewußte Belebung der innerparteilichen Demo
kratie und Diskussion wieder die verantwortlichen Träger der sozial
demokratischen Politik werden. 

Aus diesen Oberlegungen sind die notwendigen organisatorischen Kon
sequenzen zu ziehen. Jedes Mitglied wird dann wieder ein Agitator 
für die Partei werden. 
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Die Pa:rtei gibt sich ein wirtschaftspolitisches Programm. das nach moder
nen Erkenntnissen erarbeitet ist. In diesem Programm, das so allgemein 
verständlich und klar gehalten sein muß, daß es von den breitesten Be
völkerungsschichten verstanden werden kann, bekennt sich die Partei zur 
Forderung nach Uberführung der Grundstoffindustrien in Gemeineigen
tum, einschließlich der Wirtschaftszweige, die sich mit der Verwendung 
der Atomenergie befassen oder die durch ihre Monopolstellung in wich
tigen Wirtschaftszweigen sich dem Wettbewerb entzogen haben. Sie macht 
sich dabei die entsprechendei;,. programmatischen Erklärungen des DGB 
zu eigen und verpflichtet sich, eine positive ,Realisierung des Artikels 15 
des Grundgesetzes anzustreben, der die verfassungsmäßige Grundlage für 
die Vergesellschaftung bietet. Form und Umfang des Gemeineigentums 
sind im Programm festzulegen. 

Die Partei bekennt sich fernerhin zu ihrem wirtschaftspolitischen Pro
gra~ zur Investitionsplanung mit Hilfe eines Nationalbudgets, das auf 
der Basis einer objektiven Konjunkturforschung aufgebaut ist. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß für die SPD die Vergesellschaftung kein Selbst
zweck ist. Sie soll nicht nur den Machtmißbrauch verhindern, sondern 
wird auch als eine der Voraussetzungen für eine Gesellschaftsordnung 
betrachtet, in der durch stabile und krisenfreie Wirtschaft der Wohlstand 
für alle garantiert ist. 
Der Arbeitnehmer muß gleichberechtigter Wirtschaftsbürger sein. Die 
Voraussetzung dazu ist die Entwicklung der Wirtschaftsdemokratie und 
die Einführung des vollen Mitbestimmungsrechtes der Arbeitnehmer. 

In das GrundsatzproW,:aipm der Partei ist ein sozialistisches Frauenpro
gramm einzuarbeiten. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Frühzeitige Entwiddung eines Wahlprogramms 
Der Parteivorstand hat rechtzeitig aus dem Aktionsprogramm die Punkte 
auszuwähle~ die die sozialdemokratische Bundesregierung in der näch
sten Legislaturperiode verwirklichen will. Das daraus zu entwickelnde 
Wahlprogramm soll gleichzeitig als Regierungsprogramm gelten. · 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Stimmrecht bei Konferenzen und Parteitagen 
Vom Kreisverband angefangen, über Bezirks- und Landesorganisationen 
bis zur Organisation der Gesamtpartei haben außer den gewählten Dele
gierten nur die Vorstände bei ordentlichen Konferenzen und Parteitagen 
Stimmrecht. 

{Oberwiesen an den Parteivorstand) 
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Zur Finanzierung der Gemeinden 
Der Parteivorstand wird beauftragt, zu prüfen, auf welche Weise den 
Gemeinden finanziell dadurch geholfen werden kann, daß sie den durch 
ihre Aufschließungsarbeiten entstandenen Wertzuwachs an Grundstücken 
heranziehen können. 

(Oberwiesen an den Parteivorsta~d) 

Gegen die künstliche Verteuerung von Lebensmitteln 
Die Bundestagsfraktion wird aufgefordert, weiterhin darauf hinzuwirken, 
daß· die künstliche Verteuerung importierter Lebensmittel, insbesondere 
Getreide, Fleisch und Fette, die durch die Abschöpflmg der Differenz 
zwischen niedrigen Weltmarkt- und höheren Binnenmarktpreisen ent
steht, beseitigt wird. Die Fraktion soll weiterhin aufgefordert werden, 
darauf hinzuwirken, daß die Rationalisierung der inländischen Landwirt
schaft noch energischer als bisher betrieben wird, um möglichst bald die 
Konkurrenzfähigkeit der deutschen Erzeuger zu erreichen. Zu diesem 
Zweck ist das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen auszubauen. Die 
letzten von der Bundesregierung teils geduldeten, teils veranlaßten Preis
erhöhungen dienen angeblich der Herstellung der Preiswahrheit. Die Be-• 
völkerung ist darüber aufzuklären, daß diese Behauptung der Bundes
regierung besonders hinsichtlich des Brotpreises eine bewußte Irrefüh
rung ist, die der Verschleierung der Rüstungsfinanzierung dienen soll. In 
Wirklichkeit wäre eine erhebliche Verbilligung des Brotes und anderer 
wichtiger Lebensmittel Ausdruck der Preiswahrheit. 

(Oberwiesen an die Bundestagsfraktion) 

Wahl von Sprechern der Fraktion 
Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion wählt im Einvernehmen mit 
dem Parteivorstand eine Gruppe von Parlamentariern, welche für die 
etwa in Anlehnung an die bestehenden Bundesministerien sich ergeben
den Fachfragen als erste Sprecher der Fraktion gelten. 

(Oberwiesen an die Bundestagsfraktion) 

Für eine Entlastung der Klein- und Mittelbetriebe 
Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion• wird beauftragt, in der 
Steuerpolitik für eine weitere Entlastung der Klein- und Mittelbetriebe 
in der gewerblichen Wirtschaft einzutreten. 

(Oberwiesen an die Bundestagsfraktion) 
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Maßnahmen gegen uneingeschränkte wirtschaftliche Macht 
Die Bundestagsfraktion wird beauftragt, geeignete Gesetze vorzuschlagen, 
die verhindern sollen, daß ·sich trotz Entflechtung der Industrie in Deutsch
land noch nicht dagewesene, international verfilzte Wirtschaftsgebilde 
entwickeln, die eine uneingeschränkte wirtschaftliche Macht ausüben und 
heute schon versuchen, politische Macht zu erringen. (Der neue Krupp
Konzern.) 

(Oberwiesen an die Bundestagsfraktion) 

Innerparteiliche Verbreitung des Grundsatzprogramms 
Der Parteivorstand wird beauftragt, dafür zu sorgen, daß jedem neu auf
genommenen Mitglied der Partei außer dem Willkommensgruß des Par
teivorsitzenden auch das neue Grundsatzprogramm zugestellt wird. 

Der Parteitag fordert die Ortsvereine auf, dafür zu sorgen, daß jedes Mit
glied der Partei das neue Grundsatzprogramm erwerben kann. 

(t]berwiesen an den Parteivorstand) 

Betreuung der Wahlkreise 
Soweit für einen Wahlkreis kein Abgeordneter der Partei gewählt ist, 
hat das berufene Parteiorgan einen Kandidaten aufzustellen und öffent
lich bekanntzugeben; der Kandidat kann der Vorsitzende der Partei
organisation sein. Er hat sich jährlich der Wahl zu stellen. Der gewählte 
Abgeordnete ist mindestens ein Jahr vor der nächsten Wahl als Kandidat 
zu bestätigen. 

(t]berwiesen an den Parteivorstand) 

Schaffung von Kreisvereinen der Partei 
Zwischen Ortsverein, Unterbezirk und Bezirk ist die 1;3ildung der Kreis
vereine als weitere Gliederung unserer Organisationsform vorzubereiten 
und durchzuführen. Das Gebiet eines Kreisvereins soll die Ortsvereine 
der politischen Landkreise umfassen. Der Vorstand eines Kreisvereins 
setzt sich aus drei gewählten Mitgliedern zusammen: dem 1. Vorsitzenden, 
dem Stellvertreter, dem Schriftführer und Kassenverwalter (Personal
union). Der Kreisvereinsvorstand übt seine Tätigkeit ehrenamtlich aus. 
Zur Abdeckung der entstehenden Unkosten wird dem Kreisvorstand von 
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den Ortsvereinen eines Kreises ein von diesen zu beschließender Betrag 
zur Verfügung gestellt. 

(tlberwiesen an den Parteivorstand) 

Anträge zum Organisationsstatut 
Im § 4 des Organisationsstatuts der SPD wird nach dem ersten Absatz 
der folgende Absatz eingefügt: 

Die Verteilung der Delegiertenmandate zu Parteitagen, Parteikon
ferenzen und anderen Delegiertenversammlungen, die beschließenden 
Charakter haben, soll unter Berücksichtigung örtlicher Besonderhei
ten so erfolgen, daß die Gliederungen der Parteiorganisationen ent
sprechend ihrer Mitgliederstärke vertreten sind. 

Der § 17 Satz 3 des Organisationsstatuts wird wie folgt ergänzt: 

Der Vorstand bestimmt eines seiner Mitglieder zur Bearbeitung der 
sozialdemokratischen Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Bildung von nSozialen Arbeitsgemeinsdl.aften" 
Zur Verstärkung der Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit wird die Bil
dung von „Sozialen Arbeitsgemeinschaften" nach folgenden Richtlinien 
beschlossen: 
a) Zur „Sozialen Arbeitsgemeinschaft" gehören: 

Vertreter der jeweiligen Kreis-, Bezirks- oder Landesvorstände der 
SPD, 
alle sozialdemokratischen Gewerkschaftsfunktionäre (hauptamtlich und 
ehrenamtlich), 
alle sozialdemokratischen Betriebsratsmitglieder, die Vorsitzenden der 
sozialdemokratischen Betriebsgruppen. 

b) Die Organisationsformen der „Sozialen Arbeitsgemeinschaften" sollten 
den jeweiligen Gewerkschaften bzw. dem Landesbezirk oder den 
Kreis- und Ortsausschüssen der Gewerkschaften entsprechen und nach 
Möglichkeit mit der jeweiligen Organisation der Partei überein
stimmen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 
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Herausgabe von Informationsmaterial für Arbeitnehmer 
Für eine dauernde politische Beeinflussung der gesamten Arbeitnehmer
schaft ist es erforderlich, ständig Informationsmaterial herauszubringen. 
Die .Zeitung „Wir in den Betrieben" (erschienen zu der Bundestagswahl 
1957) muß ai:if jeden Fall für die gesamte Arbeitnehmerschaft in größe
ren Zeitabständen erscheinen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Die Betriebsgruppen als Sprecher der Arbeitnehmerschaft 
Die Betriebsgruppen sind als die hauptsächlichsten -Sprecher der Arbeit
nehmerschaft innerhalb der Partei anzusehen und müssen deshalb von 
allen Parteiinstanzen organisatorisch und politisch gewertet werden. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Weiterentwicklung der politisdlen Betriebsarbeit 
Für die Weiterentwicklung der politischen Betriebsarbeit beschließt der 
Parteitag als Maßnahme, daß die Presse- und Propagandaabteilung beim 
Parteivorstand in Verbindung mit dem gewerkschafts- und betriebspoli
tischen Referat ihre Arbeit sinngemäß auch auf die vorhandenen Organi
sationskörper der politischen Betriebsarbeit, auf die Sozialen Arbeits
gemeinschaften und die Betriebsgruppen ausdehnt. 

In den Grundsätzen eines sozialdemokratischen Programms sollte die po
litische Betriebsarbeit eindeutig verankert sein. 

In Ergänzung zur Wohnbezirksarbeit ist die politische Betriebsarbeit von 
Bedeutung. Sozialdemokratische Gewerkschafts- und Betriebsfunktionäre 
sollten mehr als bisher die Gewißheit erhalten, daß sie in der allgemeinen 
Parteiarbeit immer gebraucht werden und nicht nur bei Wahlkämpfen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Finanzausgleich zwischen den Bezirken 
Zur besseren organisatorischen Bearbeitung in der Provinz ist es notwen
dig, einen Finanzausgleich zwischen den finanzarmen und finanzstarken 
SPD-Bezirken durchzuführen. Dieser Finanzausgleich wird vom Parteitag 
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beschlossen und vom Parteivorstand durchgeführt. Vor allem ist es drin
gend erforderlich, durch Bildung von aktiven Unterbezirken die Grund
lage für eine systematische Organisationsarbeit zu schaffen. Auch die Fra
gen der Jugend-, Frauen- und Betriebsgruppenarbeit sollen dabei Be
rücksichtigung finden. 

(Oberwiesen an den Par;teivorstand) 

Werbemethoden der Partei 
Die Werbemethoden unserer Partei sind ne,uzeitlich und ansprechend zu 
gestalten. 
Der Druck von Flugblättern soll zugunsten werbewirksamer Plakate zu
rücktreten. 
Der Einsatz von Tonfilmen ist zu steigern und soll durch Vermehrung der 
Filnikopien bis in das letzte Dorf hinaus erfolgen. Bei Großveranstal
tungen sind Lautsprecherwagen einzusetzen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Gezielte Plakat- und Presseaktionen 
Über die sich bemerkbar machende wirtschaftliche Unsicherheit ist die 
Öffentlichkeit durch eine gezielte Plakat- und Presseaktion aufmerksam 
zu machen. Die Partei sollte die politische Situation, die sich aus den 
Krisenerscheinungen ergibt, vorbereiten und ausnutzen, bevor radikale 

' Elemente die Gelegenheit erkennen und nutzen. 

Die Rolle der Abzahlungsgeschäfte und die damit zusammenhängenden 
Lohnpfändungen neben der zunehmenden Arbeitslosigkeit in der Welt 
und dem Abstoppen der Konjunktur in der Bundesrepublik, mögen Bei
spiel genug sein. 

(Oberwiesen an den Pal'teivorstand) 

Forderung nach einem monatlichen Mitteilungsblatt 
Zur besseren und systematischen Unterrichtung aller Vertrauensleute 
wird ein monatlich erscheinendes parteiamtliches Mitteilungsblatt heraus
gegeben. Das dazu benutzte Papier muß haltbar sein, damit es in dazu
gelieferten Einbandmappen aufgehoben werden kann. Der SOPADE-

528 



Dienst ist in das Mitteilungsblatt miteinzubeziehen und in seiner heuti./ 
gen Form einzustellen. Besonderer Wert ist auf die Wiedergabe von kurz 
und klar gefaßten Tatsacheninformationen zu legen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Herausstellung unserer Ziele 
Die Ziele unserer Partei sollen klarer als bisher herausgestellt werden. 
Die Rundfunk- und Fernsehansprachen prominenter Persönlichkeiten der 
Partei sollen durch praktische und volkstümliche Beispiele für jedermann 
verständlich gemacht werden. 
Die Auswirkung von Gesetzen oder von abgelehnten Anträgen der SPD 
ist durch konkrete Beispiele zu veranschaulichen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Sdlafiung einer illustrierten Frauenzeitsdlrift 
Für die Werbung von Wählerinnen und weiblichen Parteimitgliedern ist 
eine gute, bebilderte Frauenzeitschrift zu schaffen, durch die eine größere 
Zahl von Frauen über Fragen des öffentlichen Lebens und der Politik 
unterrichtet werden kann. 
Daneben soll die „Gleichheit" als Zeitschrift für unsere Vertrauensfrauen 
bestehen bleiben. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Erridltung eines wissensdlaftlidlen Instituts 
Der Parteivorstand wird beauftragt, umgehend die notwendigen Maß
nahmen zur Errichtung eines politisch-wissenschaftlichen Instituts ein
zuleiten. Eine ständige Analyse unserer Gesellschaft, in der wir leben, 
und eine exakte Grundlagenforschung auf dem Gebiete der Wirtschaft, 
dem sozialen Geschehen und Veränderungen sowie im Bereich des kultu
rellen Lebens, gehört heute in der modernen Industriegesellschaft zum 
unentbehrlichen Handwerkszeug des demokratischen Sozialismus. Die 
Praxis und Erfahrung der l~ttten Jahre haben gezeigt, daß nur ein sokhes 
Instrument oder ähnliche Einrichtungen (Partei der Arbeit in Holland), die 
sich nicht mit tagespolitiscben Aufgaben beschäftigen müssen, fn der Lage 
sind, auf diesem Gebiet sinnvolle Arbeit zu leisten. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 
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Sdlaffung einer n WissensdJ.aftlidlen Zentralstellen 
I. Es wird eine „wissenschaftliche Zentralstelle" der Partei errichtet. 
II. Die Arbeit der Wissenschaftlichen Zentralstelle erstreckt sich auf fol
gende Gebiete: 

1. Beobachtung der sozialen, wirtschaftlichen, politischen und ideologi
schen Gesamü;ituation; 

2. theoretische Behandlung aller Gesellschaft und Staat betreffenden Tat
sachen; 

3. Auseinandersetzung mit allen aktuellen geistig-politisch-sozialen Strö-
mungen. 

III. Die Arbeit findet ihren Niederchlag in wissenschaftlichen und allge
meinverständlichen Veröffentlichungen, die der Klärung des sozialistischen 
Standpunktes, der Polemik sowie der Unterrichtung aller Parteiorganisa
tionen und -mitglieder dienen. Veröffentlichungsorgan ist eine wissen
schaftliche Zeiwchrift, die Abhandlungen aufnimmt und der wissenschaft
lichen Diskussion breiten Raum gibt. 

IV. Die Wissenschaftliche Zentralstelle gliedert sich in Abteilungen für 

1. soziologische einschließlich staatswissenschaftliche Fragen, 
2. Wirti,chafü;fragen, 
3. philosophisch-weltanschauliche Grundsatzfragen und allgemeine Kul-

turfragen. 
V. Außer ,tjnem Leiter der Wissenschaftlichen Zentralstelle sind für jede 
Abteilung wenigstens zwei hauptamtliche Mitarbeiter zu bestellen. Es ist 
Aufgabe der hauptamtlichen Mitarbeiter, einen Stamm geeigneter freier 
Mitarbeiter heranzuziehen. 

VI. Die Wissenschaftliche Zentralstelle arbeitet auf Anordnung des Partei
vorstandes Gutachten aus. Der Leiter der Wissenschaftlichen Zentralstelle 
muß auf seinen Antrag vom Parteitag gehört werden. Die Wissenschaft
liche Zentralstelle nimmt maßgeblichen Einfluß auf die gesamte Schu
lungs- und Bildungsarbeit der Partei. 

VII. Das Statut der Wissenschaftlichen Zentralstelle wird vom Parteivor
stand beschlossen, der auch ihren Sitz bestimmt. 

(fJberwiesen an den Parteivorstand) 

Gründung eines wissensdlaftlidJ.en Instituts 
Die Partei gründet ein parteieigenes wissenschaftliches Institut. Dieses 
Institut soll dem Parteivorstand, dem Parteiausschuß, der Bundestags
fraktion und allen anderen Parteigremien auf Bundes-, Landes- oder 
kommunaler Ebene auf Anforderung wissenschaftliche Gutachten zu ak
tuellen politischen Fragen aus sozialdemokratischer Sicht erstatten. In 
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diesem Institut sollen insbesondere Abteilungen für folgende Aufgaben
bereiche gebildet werden: Wirtschaft, Arbeit und Soziales, Kl,lltur, Wehr
fragen, Auswärtige Angelegenheiten, Innenpolitik, Meinungsbildung und 
-forschung. Über die Zulassung der Anfragen und Aufträge an das In
stitut entscheidet der Parteivorstand. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Gegen ein Juristenmonopol 
Die in den letzten Jahren zu beobachtende Vberspitzung des Juristen
monopols veranlaßt den Parteitag, alle Gremien der Partei sowfe die 
Fraktionen auf allen Ebenen aufzufordern, die ihnen gegebenen Möglich
keiten auszunutzen, um das Juristenmonopol abzubauen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Neuherausgabe der Hauptwerke von Karl Marx 
Die Parteidiskussion nach dem 15. September 1957 hat gezeigt, daß selbst 
in den Reihen unserer Parteimitgliedschaft große Meinungsverschieden
heiten über Wert oder Unwert der Lehren von Karl Marx bestehen. 

Der Parteivorstand wird daher beauftrµgt, eine Neuauflage der Haupt
werke von Karl Marx herauszubringen. Diese Neuauflage muß mit einer 
kritischen überarbeitung verbunden sein, aus der klar zu erkennen ist, 
welche Theorien des Marxismus noch ihre Gültigkeit für die heutige Zeit 
besitzen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Ubertragung von Reden im Rundfunk 
Die westdeutschen Rundfunkanstalten sollen aufgefordert werden, künf
tig Reden, die im ursächlichen Zusammenhang mit einer Parlaments
debatte stehen, auf Grund des 'Rundfunkgesetzes nicht mehr zuzulassen. 
(§ 6 des Staatsvertrages vom 7. April 1955, Schleswig-Holstein„ und ähn
liche Verträge der anderen Länder.) 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) · 
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Ober die ;Fremdenlegion 
In Broschüren und Publikationen wendet sich die Partei gegen den Ter
ror innerhalb der Fremdenlegion und den Terror durch die Fremden
legion. Auf die Warnkampagne der Jungsozialisten gegen die Fremden
legion wird besonders verwiesen. 

Tatsache ist aber, daß an jeder französischen Regierung Soziafü;ten be
teiligt sind, die hinsichtlich der Beseitigung dieser Zustände nichts unter
nehmen. Dieses Verhalten widerspricht aber den Grundsätzen der Mensch
lichkeit und des Sozialismus. 

Der Bezirksparteitag (Niederbayern-ObeTpfalz d. R.) appelliert dahe:r 
dahingehend an den Parteitag in Stuttgart, daß unsere maßgebenden 
Genossen in den internationalen Gremien angewiesen werden, unsere 
französischen Freunde auf diesen Widerspruch nachdrücklich aufmerk
sam zu :machen. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Vorsdtlag einer Tagesordnung für eine Bundeskonferenz der 
Jungsozialisten 

Die Tagesordnung der Bundeskonferenz (vom .Parteitag beschlossen; siehe 
Kundgebungen und Beschlüsse, S. 507, d. R.) soll neben der Wahl einer 
neuen Bundesvertretung der Jungsozialisten Deutschlands und der 
Erörterung wichtiger organisatorischer Fragen die Behandlung folgen
der Themen vorsehen: 

1. Die Gesellschaft von heute und _das Generationenproblern, 

2. Fragen der Jugendgesetzgebung, 

3. Jugend und Wehrdienst, 

4. Jungsozialisten in der Partei. 
(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Für ein einheitlidtes Wahlsystem 
Parteivorstand, Bundestagsfraktion und Landtagsfraktionen werden be
auftragt, dahin zu wirken, daß für die Parlamentswahlen im Bund und 
in den Ländern ein in den Grundsätzen einheitliches Wahlsystem ver
w&ndet wird. Damit in Zukunft nicht mehr vor jeder Neuwahl das Wahl
system im Interesse der gerade regierenden Parteikoalition geändert 
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wird, sollten diese Grundsätze im Grundgesetz und in den Länderverfas
sungen verankert werden. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Vorschläge für eine Änderung ~es Aktionsprogramms 
Zum Abschnitt „Die Ehrenschuld des deutschen Volkes" im Aktionspro
gramm beschlfeßt der Parteitag, den letzten Satz wie folgt zu fassen: 

,,Die bestehenden Gesetze müssen beschleunigt und im Sinne einer tat
sächlichen Wiedergutmachung durchgeführt werden." 

Eine Durchsicht des Aktionsprogramms ergibt, daß es nach dem heutigen 
Stande der Entwicklung notwendig ist, erledigte oder überholte Ausfüh
rungen zu berichtigen. 

Der Parteitag beschließt: 
Der Parteivorstand setzt eine Redaktionskommission ~in, deren Aufgabe 
es ist, den Text des Aktionsprogramms zu überprüfen und Berichtigun
gen vorzuschlagen, ohne jedoch Forderungen des Aktionsprogrammes ab
zuändern. 

Zum Abschnitt „Öffentlicher Dienst am Volk" des Aktionsprogramms wird 
folgendes beantragt: 

Der Abschnitt 3 "Der Beamte ist Diener des Volkes ... " wird neu ge
faßt: ,,Nur ·wer sich zur demokratischen Grundordnung und zu der im 
Grundgesetz verankerten parlamentarischen Demokratie und ihrer Ver
wirklichung bekennt, kann im öffentlichen Dienst beschäftigt werden." 

Der Abschnitt 4 wird wie folgt geändert: In dem Satz „Die Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes dürfen sich politisch betätigen ... usw." wird 
das Wort „dürfen" durch-das Wort „sollen" ersetzt. Der letzte Satz dieses 
Abschnittes wird neu gefaßt, und zwar: ,,Sie erhalten ein dem Wesen des 
öffentlichen Dienstes entsprechendes Mitbestimmungßrecht." 

Abschnitt 5 ist eine Wiederholung und wird gestrichen. 
(Oberwiesen an den Parteivorstand) 

Zur Jugendarbeit 
Insbesondere dort, wo noch keine sozialistischen Kinder- und Jugendgrup
pen bestehen, sollen durch die Wahl von „Vertrauensleuten für Erzie
hungsfragen" die Voraussetzungen für eine baldige Gruppengründung 
geschaffen werden. 

(Oberwiesen an den Parteivorstand) 
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